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Rechtspflege 
5 in Thüringen und Anhalt 


herausgegeben 


von 


Dr. DB. Sammer, 


Pberlandesgerichtsrat in Jena 


Der ganzen Folge 56. Band. 
neue Folge XXVII. Sand. 


Jen a, 
Druck und Verlag von Hermann Pohle 
Großherzogl. Sächſ. Hoſbuchdruckerei. 
1909. 


JAN 17 1910 


Sachregiſter 


zum ſechsunddreißigſten Band der Neuen Folge. 
(Band 56 der ganzen Reihe.) 


Allgemeines. 


Erfahrungen und Anregungen zur Kunſt der Rechtspflege. 
Sicherſtellung der Poſteingänge bei Gericht an dienſtfreien Werktagen. 


161. 
266. 


Veränderungen im Beſtande der im Bezirk des Oberlandesgerichts Jena 
angeſtellten Richter, Staatsanwälte, Gerichtsvollzieher, Rechtsanwälte, ſeit 
der in Bd. 54 S. 218 veröffentlichten Dienftlaufbahn uſw. 66. 


Verzeichnis der im Jahre 1908 bei 
Gerichtsaſſeſſoren und Referendare. 


dem Oberlandesgericht Jena geprüften 
70. 


Zuſammenſtellung der in den zum Oberlandesgericht Jena vereinigten Thüringiſchen 
Staaten im Jahre 1908 ergangenen Landesgeſetze, Verordnungen uſw. 
ſoweit ſie für die Praxis der Gerichte von beſonderem Intereſſe ſind. 302. 


Zuſammenſtellung der 


Achilles⸗Greiff, BGB., 6. Aufl. 160. 

Falkmann, Anfechtung. 158. 

Fehr, Zweikampf. 308. 

Fitting, Zivilprozeß. 311. 

Friedländer, RAO. 159. 

Guttentagſche Sammlung von Reichs⸗ 
geſetzen. 311. 

Häſſelbarth, Altenburger Staatsrecht. 
309. 

Helmrich, Ortsverzeichnis. 160. 

tHitzig, Grenzen des Erbrechts. 

— Altgriechiſches Recht. 156. 

Jaeckel, Zwangsverſteigerung, 3. Aufl. 
158. 


Joachim, GO. f. RA., 5. Aufl. 159. 
Marderſteig, Weimariſches Jagdrecht. 80. 
Michaelis, Homoſexualität. 79. 


155. 


beſprochenen Literatur. 


Mittelſtein, Miete. 311. 


Nebinger, Pfandverkauf. 156. 


Neumann, Rechtſprechung. 160. 
Oberneck, GBO. 310. 
Oetker, Strafe und Lohn. 155. 


Ortloff, Unternehmerverbände. 

Rumpf, Geſetz und Richter. 

Sello, Hauptprozeſſe. 158. 

Sörgel, Jahrbuch des Verwaltungs⸗ 
rechts. 159. 

Staub, HGB. 308. 

v. Staudinger, BGB. 5./6. Aufl. 310. 

— Erbrecht, 3./4. Aufl. 160. 

Vaillant, Forſtrügeverfahren. 157. 

. des 29. Juirſtentages. 
5. 

Zeitſchrift für Sexualwiſſenſchaft. 


156. 
73. 


79. 
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3. 1 


Abhandlungen und Entſcheidungen. 
1. Bürgerliches Geſetzbuch. 


Aktivlegitimation der Frau zur Klage 
auf Pachtzinſen. 14. 

Anfechtung der Verf. über Schieds⸗ 
gutachterernennung. 18. 

Ehe. Regelung des Verkehrs mit dem 
Kinde. 245. 

Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaft. 
Anwendung des $ 29 BGB. 99. 

Geſamthypothek. Verteilung auf ein⸗ 
zelne Grundſtücke. (§S 1132 Abſ. 2 
BGB.) Zuſtimmung der Eigentümer 
(8 27 Abſ. 1 EBD.) bei Löſchung. 
227. 

Gute Sitten bei Pachtzinſen als Ver⸗ 
tragsſtrafe. 17. 


Kinder. Regelung des Verkehrs nach 
§ 1636 BGB. 245. 

Pachtzinſen als Vertragsſtrafe. 14. 

Schiedsgutachterernennung durch Ge⸗ 
richte. 18. 

Taxatoren ſind im Zweifel Schieds⸗ 
gutachter. 18. 

Teſtament. Eröffnung eines wider⸗ 
rufenen T. 148. 

Unterlaſſungsklage bei übler Nach⸗ 
rede. 96. 

Verkehr mit dem Kinde nach § 1636 
BGB. 245. 

Verteilung einer Geſamthypothek. 227. 

Vormundſchaftsrichter. Regelung des 
Verkehrs nach $ 1636 BGB. 245. 


2. Nebengeſetze 3. 868. 
a) Freiwillige Gerichtsbarkeit. 
Entſcheidungen in Angel. der freiw. Vereinsregiſter. 140, 143. 


Gerichtsbarkeit und des Grundbuch⸗ 
rechts. Siehe Anlageband. 


Rabattſparverein kein Idealverein 140. 
Regiſtergericht. Befugnis zur Beſtellung 


eines Vorſtands in dringenden Fällen. Vormundſchaftsrichter. 


99. 


Vormundſchaftsgericht. Unzuläſſigkeit der 
Uebertragung von Anordnungen nach 
§ 627 ZPO. auf das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht. 153. 

Regelung des 

Verkehrs nach $ 1636 BGB. 245, 


Teſtament. Eröffnung eines wider⸗ Wirtſchaftlicher Geſchäſtsbetrieb eines 


rufenen T. 148. 


Vereins. 140, 143. 


b) Grundbuchordnung. 


Auflaſſung nach Uebergang des Eigen⸗ 
tums auf Dritte. 43. 

Geſamthypothek. Löſchung von Teil⸗ 
beträgen. Zuſtimmung der Eigen⸗ 
tümer (§ 27 Abſ. 1 GBO.). 227. 


Grundbuchberichtigungszwang. Abhandl. 


fähigkeit des einzutragenden Gläu⸗ 
bigers. 241. 

Hypothekbeſtellung für einen Spar⸗ und 
Vorſchußverein. 241. 


Löſchung bei verteilter Geſamthypothek. 
227. | 


v. Landgerichtsrat Steinhäuſer in Unzuläſſige Eintragung (§ 54 Abf. 1. 


Greiz. 81. 


Grundbuchrichter. Prüfung der Rechts⸗ 


Satz 2 GB.). 241. 


— V 


3. Genoſſenſchaftsrecht. 
Anwendung des 8 29 BGB. auf Erforderniſſe der Konkurseröffnung bei 


Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaften. 99. 

Beſchränkung der Zahlungspflicht der 
Genoſſen nach Konkurseröffnung auf 
rückſtändige Einlagen. 99. 


der Wirtſchaftsgenoſſenſchaft. 99. 


Rechtswirkſamkeit des Beſchluſſes über 


die Auflöſung der Genoſſenſchaft 
trotz Nichteintragung in das Genoſſen⸗ 
ſchaftsregiſter. 99. 


4. Zivilprozeßordnung. 


Ablehnung eines Schiedsrichters. 237. 

Anordnungen nach § 627 ZRD. find 
ausſchließlich vom Prozeßgericht zu 
treffen. 153. 

Armenrecht der Frau in Eheſachen. 39. 
Arreſtgrund für Individualanſprüche 
bei Gläubigerkonkurrenz. 29. 
Berichtigung eines Schiedsſpruchs. 237. 
Eideszuſchiebung. Iſt auf ſie einzu⸗ 
gehen, wenn die Partei ſelbſt erklärt 
hat, ſie könne bez. des Eidesthemas 
etwas Beſtimmtes nicht behaupten? 

230. 

Gerichtsſtand der Gewerkſchaft. 36. 

Gläubigerkonkurrenz ein Arreſtgrund für 
Individualanſprüche. 29. 

Herausgabe von Kindern. 232. 

Klage eines Zeſſionars einer Gewerk⸗ 
ſchaft. 36. 

Partei. Reiſekoſtenvorſchuß bei an⸗ 
geordneter Unterſuchung. 255. 

Pfändung. Gegenſtand der Pfändung. 
Abhandl. v. du Chesne, Land⸗ 
richter in Leipzig. 1. 


Prozeßgericht. Anordnungen nach $ 627 
3PO. 153. 

Reiſekoſtenvorſchuß für die Partei. 255. 

Schiedsgutachten. Zuziehung der Par⸗ 
teien. Koſten. 248. 

Schiedsſpruch. Zuläſſigkeit der Be⸗ 
richtigung. 237. 

Schiedsrichter, Ablehnung. 237. 

Sicherheitsleiſtung. Wann iſt die Ver⸗ 
anlaſſung für fie nach $ 109 ZPO. 
weggefallen? 245. 

Unzuläſſigkeit der Uebertragung von 
Anordnungen nach § 627 3 NO. 
auf das Vormundſchaftsgericht. 153. 

Verjährung bei einem Werkvertrag. 248. 

Verſäumnisurteil. 248. 

Vollſtreckung eines Titels auf Auf⸗ 
laſſung nach Uebergang des Eigen⸗ 
tums auf Dritte. 43. 

Vorſchuß des Mannes an die Frau 
in Eheſachen. 39, 255. 

Werkvertrag, Verjährung. 248. 

Zwangsvollſtreckung zur Erwirkung der 
Herausgabe von Kindern. 232. 


5. Konkursrecht. 
Gläubigerausſchuß. Bedeutung der Ge: Konkurseröffnungsbeſchluß. Es kommt 


nehmigung nach § 133 Ziff. 2 KO. 99. 
Konkurseröffnung. Beſchränkung der 
Zahlungspflicht der Genoſſen auf 
rückſtändige Einlagen. — Erforder⸗ 
niſſe bei Wirtſchaftsgenoſſenſchaft. — 
Unzuläſſigkeit nach Verteilung des 


Vermögens der Genoſſenſchaft. — Konkursrichter. 


Zuläſſigkeit bei Vorhandenſein nur 
eines Gläubigers. 99. 


ihm abſolute Rechtskraft zu. Auch 
Dritte, die nicht zu ſeiner Anfechtung 
im Beſchwerdewege berechtigt waren, 
müſſen ihn trotz Mangels der Konkurs⸗ 
vorausſetzungen gegen ſich gelten 
laſſen. 99. 

Keine Nachprüfung 
der eingetretenen Zahlungsunfähig⸗ 
keit. 99. 


=. WI, 2 


Konkursverwalter. Auf rückſtändige Rechtskraft des Konkurseröffnungsbe⸗ 
Beiträge von ihm verklagte Ge⸗ ſchluſſes. 99. 
noſſen. 99. Vermögensüberſicht. Ihre Vorlegung 
— Rückſtändige Einzahlungen auf den bildet kein formelles Erfordernis der 
Geſchäftsanteil (Einlagen) kann er Konkurseröffnung. 99. 
im ordentlichen Rechtsweg einfordern. Zahlungsunfähigkeit. Keine Nachprü⸗ 
100. fung durch den Konkursrichter. 99. 


6. Landeszivilrecht. 


a. Großh. S.⸗Weimar. 


Beſteuerung ausländiſcher Arbeitsvergütung als Aufſichtsrat. 27. 
Ueber die Zeit der Polizeiſtunde. Abhandl. v. Amtsgerichtsrat Hanſen in 
Ilmenau. 300. | 


b. Herzogt. S.⸗Meiningen. 
Stockwerkseigentum. 11. 


c. Herzogt. S.⸗Altenburg. 


Enteignung nach dem Fluchtliniengeſetz v. 25./ 11. 1897. 106. 
Schiedsgutachterernennung durch Gerichte (§ 4 AG. z. FG.). 18. 
Stempel für Abſchriftbeglaubigung. 41. 


d. Herzogt. S.⸗Coburg n. Gotha. 


Können die Erben des Grundſtückseigentümers durch landesrechtliche Vorfchrift 
auch gegen ihren Willen als neue Eigentümer im Grundbuch eingetragen 
werden? Abhandl. v. Amtsrichter Buſch, Gotha. 92. 


Einkommenſteuer. Heranziehung eines Verwaltungsſchutz. Klage auf ihn, wenn 
Reichsbeamten im Auslande. 298. die Verwaltungsbehörde ſolchen aus 
Gebühren für gerichtliche Verwahrung anderen Gründen als wegen man⸗ 
notarieller Teſtamente. 34. gelnden öffentlichen Intereſſes ab⸗ 
Kompetenzkonflikt. 274. lehnt. 279. 
Realgewerbeberechtigung. Zuläſſigkeit des Volksſchullehrer. Wählbarkeit in den 
Rechtswegs über deren Beſtehen. 274. Gemeindeausſchuß. 279. 
Steuerliche Behandlung der für den Wahl. Hinlängliche Bezeichnung des 
Hausbedarf und das Wirtſchafts⸗ Kandidaten. 279. 
perſonal verwendeten Naturalien eines Weg, Schaffung eines öffentlichen. 
Guts. 785. Uebernahme der öffentlich⸗ rechtlichen 
Stimmzettel. Zeitpunkt für deren Ver. Wegeunterhaltungslaſt. 287. 
nichtung. 279. 


7. Strafrecht. 


Aergerniserregung bei Tierquälerei. 139. § 193 StGB. Form und bes 
Beleidigender Zeitungsartikel. Beſtra⸗ (gleitende Umſtände. 268. 
fung nach $ 185 oder 186 StGB. ? Eventualdolus des Redakteurs bei § 20 
Grundſätzliches zur Anwendung des] des Preßgeſetzes. 53. 


Fahrläſſigkeit bei Tierquälerei. 137. 

Fahrräder. Verbot des Fahrens und 
Führens auf beſtimmten Wegen. 259. 

Formaldelikt, 8 85 des S. Weimar. 
Einkommenſteuergeſetzes. 262. 

Geraer. Ortsſtatut über Plakatweſen 
gültig? 45. 

Gewerbliche Betriebe. Zuläſſigkeit der 
Benutzung von Dampfpfeiſen und 
ſonſtigen Schallinſtrumenten zum 
Signaliſieren. 57. 

Gültigkeit von Polizeiverordnungen, die 
Dampfpfeifen verbieten. 57. 

Hundebellen als Lärm. 127. 

Kenntnis beim Strafantrag. 51. 

Kinder. Beſchäftigung bei öffentlichen 
Schauſtellungen (8 6 des Kinder⸗ 
ſchutzgeſetzes). 257. 

Konkurrenz bei Streikvergehen 
Nötigung. 55. 

Lärm durch Hundebellen. 127. 

— durch Dampfpfeifen und ſonſtige 
Schallinſtrumente. 57. 

Legitimationskarte, Strafbarkeit des In⸗ 
habers nach $ 44a GO. 273. 

Mitredakteur als Einſender. 53. 

Nötigung und Streikvergehen in Kon⸗ 
kurrenz. 55. 


und 


VII 


Polizeiſtunde in S.⸗Weimar. 300. 

Polizeiverordnung. Grenzen des richter⸗ 
lichen Prüfungsrechts. 259. 
Widerſpruch zu § 360 Ziff. 11 
StGB.? — Richterliche Prüfungs⸗ 
pflicht? 57. 

Preßgeſetz, zu § 20 Abſ. 2 und § 21 


Abſ. 2. 53. f 
Redakteur, Eventualdolus. 53. 
Ruheſtörender Lärm. 127. 


Sachbeſchädigung. Feſtſtellung des Vor⸗ 
ſatzes, wenn Fahrläſſigkeit beim ein⸗ 
fachen Schlagen eines Tieres oder 
Tierquälerei naheliegt. 137. 

Schauſtellungen, öffentliche, fallen unter 
8 6 des Kinderſchutzgeſetzes. 257. 

Strafantrag, Kenntnis. 51. 

Streikvergehen und Nötigung in Kon⸗ 
kurrenz. 55. 

Tierquälerei. 137. 139. 


Verbot von Dampfpfeifen. 57. 

Vereinsverſammlung, öffentliche. 131. 

Vorſatz bei Erregung von Lärm. 127. 

— bei Sachbeſchädigung. 137. 

Wahrnehmung berechtigter Intereſſen 
bei geheimen Wahlen. 49. 


Weg, Begriff des öffentlichen. 259. 


Oeffentliche Vereinsverſammlung. 181. | Zeitungsartikel, beleidigender. 268. 


8. Koſten (Gebührenordnungen, Gerichtskoſten). 


Beweisgebühr des Rechtsanwalts bei 
Schiedsrichterernennung. 233. 
— nach § 65 RAG. 265. 


Koſten eines Schiedsgutachtens. 248. 


Vergleiche ändern nicht die Koſten⸗ 
entſcheidungen. 31. 

Vorſchuß des Mannes an die Frau 
in Eheſachen. 39. 255. 


9. Strafprozeß. 


Rechtshilfe. Erſuchen um Befragung 


des Angeklagten wegen Antrags nah | Wiedereinſetzungstatbeſtand. 


§ 232 StPO. 133. 
Reviſion. Wiedereinſetzung gegen die 


Frage der Reviſionszuläſſigkeit durch 

60. 

Wiedereinſetzungsfriſt, Beginn. ($ 431 
Abſ. 4 StPO.) 136. 


Verſäumung der Friſt zur An: Wiedereinſetzungsgrund bei Unkenntnis 


bringung der Reviſionsanträge. 60. 
Komplikation in der 


Wiedereinſetzung. 


von dem vorzeitigen Schluß der 
Bureauſtunden. 266. 


— VIII — 


Verzeichnis der Einſender. 


Buſch, Amtsrichter, in Gotha. Können die Erben des Grundſtückseigen⸗ 
tümers durch landesrechtliche Vorſchrift auch gegen ihren Willen als neue 
Eigentümer im Grundbuch eingetragen werden? Zur Frage der Gültigkeit 
des Art. 23 Cob.⸗Goth. Geſetzes vom 23./10. 1899. 92—95, 

du Chesne, Landrichter, in Leipzig. Der Gegenſtand der Pfändung. 1—10. 

Francke, W. Ch., OL GRat. a. D. in Hannover. Bücherbeſprechungen. 
73—79 u. 155— 157. | 

Münzel. Bücherbeſprechung. 157, 158, 

Porzig, Reichsgerichtsrat in Leipzig. Bücherbeſprechungen. 308 —310. 

Samwer, Os GRat. in Jena. Entſcheidungen des Kompetenz⸗Konflikts⸗ 
Gerichtshofes und des Verwaltungsgerichtshofs für die Herzogtümer S.⸗Cob. 
u. Gotha. 274 — 300. — Bücherbeſprechungen. 158 — 160 und 310 — 312. 

Schmid, Dr. F., AGRat, in Jena. Aus amtsgerichtlicher Praxis. 140 bis 
155. Bücherbeſprechung. 80. 

Steinhäuſer, LGRat., in Greiz. Ueber den Grundbuchberichtigungszwang. 
81—92. 


Abhandlungen, Seſprechungen von Rechtsfällen ic. 


Der Gegenſtand der Pfändung. 


Von Landrichter du Ohesne in Leipzig. 

Die Möglichkeit eines Zwangsvollſtreckungszugriffs hängt ab 
ovn der Beſchaffenheit des Zugriffswerkzeugs und des Zugriffsgegen— 
ſtandes. Es iſt denkbar, daß ein ſeiner Beſchaffenheit nach dem 
Zwecke der Zwangsvollſtreckung entſprechender Gegenſtand nicht ge— 
pfändet werden kann, weil die geſetzlichen Mittel und Werkzeuge des 
Zugriffs auf ihn nicht eingeſtellt werden können. Dies liegt beſonders 
nahe, wenn ältere Zugriffsmittel gegenüber rechtlichen Neubildungen 
zur Anwendung gebracht werden ſollen, insbeſondere wenn die älteren 
Zwangvollſtreckungsvorſchriften der Zivilprozeßordnung auf das neue 
bürgerliche Recht anzuwenden ſind. Im folgenden ſoll derartigen 
Erſcheinungen einmal nachgegangen werden. 

Gegenſtände der Zwangsvollſtreckung ſind die dem Schuldner 
gehörigen, ſein Vermögen bildenden Sachen und Rechte, ſoweit ſie 
einen Geldwert haben, der dem Gläubiger zugewendet werden kann. 
Von den Sachen kommen weſentlich nur die im Eigentum des 
Schuldners ſtehenden in Betracht, nicht die, an denen er nur andere 
dingliche Rechte hat. Denn die letzteren ſtehen im Eigentum eines 
Dritten, der nicht Schuldner iſt; ein Zugriff auf ſie würde daher 
einen ungerechtfertigten Eingriff in das Vermögen des Dritten bedeuten. 
So iſt es alſo wohl das Eigentumsrecht, das den Gegenſtand der 
Pfändung bildet? Denken wir uns, der Schuldner höbe einen vom 
bisherigen Eigentümer aus Uebermut derelinquierten wertvollen 
Spazierſtock mit der ſeiner wirklichen Abſicht entſprechenden Erklärung 
auf, er wolle ſich dieſen Stock zwar nicht aneignen, aber ihn, da er 
ja doch niemand gehöre, für ſich benutzen, indem er ſich, da ihm 
das Gehen zur Zeit beſchwerlich falle, darauf ſtütze. Nun iſt wohl 


ſoviel gewiß, daß die geringſte Handlung, die eine een 
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anderer von dem Zugriff auf den Stock bedeuten würde, deſſen 
Aneignung tatſächlich enthalten würde. Andererſeits dürfte meines 
Erachtens in dem bloßen zeitweiligen Benutzen einer herrenloſen Sache 
noch keine Eigentumserwerbshandlung liegen. Geſetzt nun, der vom 
Gläubiger mit der Pfändung beauftragte Gerichtsvollzieher käme ge— 
rade dazu, wie der Schuldner den Stock aufhöbe; würde er durch 
Pfändung des Stockes ein gültiges Pfandrecht begründen? Nähme 
man an, ein ſolches könne nur an dem Schuldner eigentümlich ge— 
hörigen Sachen begründet werden, ſo müßte man die Frage verneinen. 
Aber man müßte meines Erachtens die Gültigkeit der Pfändung 
damit verteidigen können, daß man ſagte: Freilich iſt der Schuldner 
noch nicht Eigentümer des Stockes, dieſer iſt vielmehr noch herrenlos; 
aber der Schuldner hat tatſächlich die volle Gewalt über die Sache 
und kann fie jederzeit durch einfache Willensbetätigung in das Vollrecht, 
das Eigentum verwandeln. Die Sache muß daher, obwohl ſie noch 
nicht ſein Eigentum iſt, doch bereits als zu ſeinem Vermögen gehörig 
angeſehen werden. Hat ja doch, wie ich an anderer Stelle entwickelt 
habe ), der Begriff des Vermögens nicht nur rechtliche, ſondern auch 
eine darüber hinausgehende wirtſchaftliche Bedeutung, ſo daß auch 
aus dieſem Geſichtspunkte der Einbeziehung wirtſchaftlicher, nur 
rechtsähnlicher Gewaltverhältniſſe unter den Vermögensbegriff nichts 
entgegenſtehen dürfte. Hiernach liegt bereits die Annahme nahe, daß 
es nicht das Eigentumsrecht iſt, gegen das die Zwangsvollſtreckung 
ſich richtet. 

Dazu kommt weiter folgende Erwägung. Eigentum iſt die 
rechtlich gewährleiſtete volle Sachherrſchaft. Die Sache bietet dem 
Rechtsträger, in deſſen Gewalt fie ſich befindet, eben dadurch wirt⸗ 
ſchaftliche Vorteile. Deshalb wird ihm die Gewalt über die Sache 
ja gerade gewährleiſtet. Das Eigentumsrecht iſt demnach das Mittel, 
durch das die wirtſchaftlichen Vorteile der Sache an die Perſon 
des Rechtsträgers gebunden werden; bildlich ausgedrückt: es iſt das 
Behältnis, das ihm den Beſitz der Sache ſichert, die Mauer, die die 
Sache gegen Eingriffe Dritter abſchließt. Beide müſſen daher zwar 
vom Pfändungszugriffe durchbrochen werden, ſind aber nicht der 
Gegenſtand des Zugriffs. Dieſer iſt vielmehr allein die Sache. Der 
Tauſchwert der Sache iſt es, den der Gläubiger zur Befriedigung 
wegen ſeiner Forderung verwenden will; zu dieſem Zwecke wird ihm 
vom Geſetze der (prozeſſuale) Anſpruch verliehen, Veräußerung der 


1) Hefiftipr. 08, 30 ff. 
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Sache und Auszahlung des Erlöſes in Höhe feiner Forderung an 
ihn verlangen zu können. Nicht das Recht auf die Sache, das 
Eigentum, bildet alſo den Gegenſtand der Zwangs vollſtreckung, ſondern 
die Sache ſelbſt als Rechtsgut; gerade die Eigenſchaft der Sache, 
wegen deren ſie an die Perſon des Schuldners — abgeſehen vom 
Gebrauchswerte — gebunden war, nämlich ihr Tauſchwert, iſt es, 
die jetzt zur Trennung dieſes Bandes im Intereſſe des Gläubigers 
führt. Dieſer Tauſchwert wohnt aber der Sache nicht im Hinblick 
auf die Perſon ihres Eigentümers, ſondern gerade im Hinblick auf 
den Uebergang aus einer Eigentumsſphäre in die andere, alſo auf 
den Rechtsverkehr, bei. 

Die Sache iſt demnach das vermögensrechtliche Rechts gut — 
im Unterſchiede von den perſönlichen Rechtsgütern (Leben, Freiheit, 
Ehre, uff., ſiehe dazu meine Ausführung in PoſM Schr. 07, 2ff.); 
iſt ſie aber das einzige? Im natürlichen Sinne wohl; denn alles 
was außerhalb des von der Rechtsordnung anerkannten Rechtsträgers 
vorhanden und feiner Herrſchaft zugänglich iſt, iſt Sache ), und was 
außerhalb der menſchlichen Herrſchaftsſphäre liegt, kommt für den 
Rechtsverkehr nicht in Betracht. Aber es kann Sachen im Rechtsſinne 
geben, die nicht mit den Sachen im natürlichen Sinne zuſammenfallen, 
auch nicht bloß auf der Zuſammenfaſſung natürlicher Sachen beruhen. 
Dies können nach dem Geſagten freilich nur rechtlich konſtruierte, ge- 
dachte Sachen ſein. Solche Sachen, die Rechtsgüter ebenſogut ſind, 
wie die natürlichen Sachen, und die man deshalb eigentlich nicht 
als Rechte, ſondern, analog der Bezeichnung juriſtiſche Perſonen, als 
juriſtiſche Sachen bezeichnen müßte, glaube ich in der Grundſchuld 
und der dinglichen Seite der Hypothek nachgewieſen zu haben 
(DRotV. 07, 526 ff. und Verw.); auch das Vertragspfand an be⸗ 
weglichen Sachen zeigt Anklänge. Außer Betracht bleiben die Inhaber⸗ 
papiere uſw., die nur der Form nach Sachen, dem Weſen nach aber 
Forderungen ſind. Für die Pfändung ſolcher juriſtiſcher Sachen 
ergibt ſich nun folgendes. 

Die Pfändung durch Wegnahme ſcheidet aus, da man gedachte 
Sachen nicht wegnehmen kann; die über dieſe Rechte gebildeten Briefe 
ſind ſelbſt Sachen, verkörpern aber nicht die Rechte, ſondern ſind 
im Verhältniſſe zu ihnen Nebenſachen. Bleibt alſo nur die andere 
Form der Pfändung, die Anſpruchspfändung übrig. Bei der Hypothek 


ergeben ſich in der Anwendung dieſer Pfändungsform keine Schwierig⸗ 
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keiten, weil die dingliche Seite der Hypothek nicht ohne die Forderung 
gepfändet werden kann. Bei der Grundſchuld handelt es ſich zwar 
nur noch um eine gedachte Sache; aber es ſind doch immer noch 
zwei Beteiligte vorhanden; der, dem der teilweiſe Tauſchwert des 
Grundſtücks als Berechtigtem zuſteht, alſo der Grundſchuldberechtigte, 
und der, dem das Grundftüd gehört, in das die Zwangsvollſtreckung 
zur Realiſierung des übertragenen Tauſchwerts vorgenommen werden 
kann. Freilich hat es keinen rechten Sinn mehr, dem Grundſtücks⸗ 
eigentümer zu verbieten, an den Grundſchuldberechtigten zu leiſten, da 
dieſe Leiſtung nur im paſſiven Geſchehenlaſſen einer ſtaatlichen 
Liquidation des Grundrechts beſteht, alſo gar nicht einmal einer 
privatrechtlichen Verpflichtung entſpricht !), und er gegen dieſe Liquidation 
gar nichts tun kann. Immerhin iſt doch mindeſtens noch eine tat- 
ſächliche Beziehung zwiſchen zwei Rechtsträgern vorhanden, die wenigſtens 
äußerlich die Anwendung der Forderungspfändung geſtattet, wenn 
ſie auch auf den Inhalt des Pfandgegenſtands gar nicht mehr recht 
paſſen will. Aber auch die gewöhnliche Forderungspfändung verſagt 
völlig bei der Eigentümergrundſchuld. Hier fehlt ſelbſt die äußere 
Beziehung zweier Perſonen zueinander, und ein Leiſtungsverbot hat 
keinen Sinn, weil eine Leiſtung — durch Geſchehenlaſſen der Zwangs— 
verſteigerung — überhaupt nicht in Frage kommt ($ 1197 BGB.). 
Es bleibt daher nur das Verfügungsverbot an den Inhaber der 
Eigentümergrundſchuld übrig. Das iſt aber nur noch ſcheinbar ein 
letztes Ueberbleibſel eines Forderungspfändungsaktes; in Wirklichkeit 
iſt es eine Beſchlagnahme der gedachten Sache in der Art der Be— 
ſchlagnahme des Grundſtücks im Zwangsverſteigerungs verfahren, alſo 
überhaupt keine Pfändung im landläufigen Sinne mehr, ſondern 
noch nur ein zur Verhinderung des Unmöglichwerdens des Anſpruchs 
erlaſſenes Veräußerung verbot (§S 23 3G.) Dieſes Veräußerungs- 
verbot weiſt überdies noch die Merkwürdigkeit auf, daß es, da es den 
Vorſchriften über Pfändung einer Hypothek unterfällt (§§ 857, 830 
Abſ. 2 ZPO.), nicht einmal, wie die übrigen richterlichen Veräußerungs⸗ 
verbote, auch außerhalb des Grundbuchs wirkt, fondern zu dieſem 
Zwecke erſt noch eingetragen werden muß (§§ eit.). Hier wird der 
Pfändungsgegenſtand durch den zivilprozeſſualen Pfändungsakt über: 
haupt nicht mehr ergriffen, auch nicht in der Form, daß den Beteiligten, 
oder auch nur dem Schuldner die Verfügung über ihn unmöglich 
gemacht wird; vielmehr verſchafft der Pfändungsbeſchluß dem Gläubiger 


1) S. m. Ausf. in ZEIG. 7, 501 ff. 
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erſt die Vorausſetzung dazu, durch Bewirkung der Eintragung ein 
wirkliches Pfandrecht zu erlangen. Und die Unzulänglichkeit dieſer 
Regelung ſteigert ſich noch, wenn die Eigentümergrundſchuld zwar 
entſtanden, aber noch nicht für den Eigentümer eingetragen iſt. 
Diefe Art der Zwangsvollſtreckung iſt denn auch ein Hauptkreuz 
des praktiſchen Juriſten. Die Schwierigkeit rührt aber offenbar 
daher, daß das Pfändungsmittel nicht mehr auf den Gegenſtand 
der Pfändung paßt; das Mittel iſt auf den Gegenſtand „Forderung“ 
zugeſchnitten und ſoll einen Gegenſtand nach dem Schema „Sache“ 
ergreifen. 

Gehen wir noch einen Schritt weiter, ſo ſtoßen wir auf Rechts⸗ 
güter, die überhaupt keine eigene Rechtsform mehr haben und ſich nur 
noch unter prozeſſualem Schutze im Rechtsleben halten können; ich 
nenne nur die im Zwangsaverſteigerungverfahren befangenen, durch 
den Zuſchlag erloſchenen Grundrechte, und das Vermögen im wirt⸗ 
ſchaftlichen Sinne ). Beide ſind wirtſchaftliche Werte, Rechtsgüter, 
die jedoch privatrechtliche Formen nicht haben. Sollten ſie aber ſolche 
erhalten, ſo könnten dies nur ſachähnliche Formen ſein; ſie müßten 
juriſtiſche Sachen in dem oben behandelten Sinne werden. Keinesfalls 
könnten ſie als Forderungen konſtruiert werden. Für die Grundrechte 
habe ich dies bereits an anderer Stelle zu erweiſen geſucht?); es 
folgt auch, wenn das oben über das noch beſtehende Grundrecht 
Geſagte richtig iſt, unmittelbar aus dieſem, da ſich ein dingliches, 
ſachähnliches Recht nicht durch den Verluſt ſeiner Rechtsform in einen 
obligatoriſchen Anſpruch verwandeln kann. Daß das Vermögen als 
wirtſchaftlicher Wert, wenn es für den Rechtsverkehr in Betracht 
kommt, nicht wohl als obligatoriſche Forderung gedacht werden kann, 
vielmehr einen abſoluten, negatorienähnlichen Schutz erfordert, glaube 
ich ebenfalls bereits dargetan zu haben?). Was nun die Pfändung 
dieſer wirtſchaftlichen Werte anlangt, ſo ſcheidet eine ſolche für das 
Vermögen überhaupt aus, weil hierfür die gewöhnliche Zwangs⸗ 
vollſtreckung bezw. die Beſchlagnahme im Konkursverfahren gegeben 
iſt und ausreicht. Selbſtverſtändlich aber iſt, daß, wenn Pfändung 
des Vermögens als wirtſchaftlichen Wertes möglich wäre, ſie nicht 
in der Pfändung des auch zum Schutze des Vermögens dienenden 
negativen Feſtſtellungsanſpruchs“) würde beſtehen können. Denn ein 


1) S. m. Ausf. in HeſſRſpr. a. a. O.; PoſMSchr. 07, 2 ff. und Verw. 
2) S. m. Ausf. in DNotV. 07, 526 ff. und Verw., SeuffBl. 05, 513 ff. 
3) HeſſRſpr. a. a. O. 

4) PoſMSchr. a. a. O. 
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rein prozeſſualer Anſpruch entzieht ſich der Pfändung ſchon wegen 
dieſer ſeiner Natur. Dasſelbe gilt für die oben erwähnten mollusken⸗ 
haften Gebilde der Erlöswerte aus erloſchenen Grundrechten, die auf die 
Liquidierung innerhalb des Zwangsverſteigerungs verfahrens angewieſen 
ſind und nicht mehr in den Rechtsverkehr zurückgelangen können ). Der 
ſie ſchützende prozeſſuale Anſpruch an das Zwangsverſteigerungsgericht 
auf Zuteilung aus dem Erlöſe des verſteigerten Grundſtücks bietet 
keine Handhabe für die Pfändung, denn er iſt nicht obligatoriſcher 
Natur. Bleibt alſo wiederum, wo in der Perſon des Erlös berechtigten 
und des Grundſtückseigentümers zwei Beteiligte vorhanden ſind, die 
oben behandelte rein äußerliche Anwendung des Schemas für die 
Forderungspfändung; wo aber auch dieſe Beziehung fehlt, wie bei 
einer in ein ſolches Erlösrecht bezw. einen ſolchen wirtſchaftlichen 
Wert übergegangenen Eigentümergrundſchuld, da muß wieder das 
oben beſchriebene rudimentäre Verfügungsverbot aushelfen. Während 
dies jedoch in dem oben behandelten Falle noch immer zur Eintragung 
der Pfändung und damit erſt zur wirklichen Pfändung der Eigentümer⸗ 
buchgrundſchuld führen konnte, fehlt hier, weil das Recht als Grund— 
recht erloſchen und deshalb im Offizialwege zu löſchen iſt, auch 
dieſe Möglichkeit, ſo daß hier das Pfändungsmittel überhaupt verſagt. 
Und würde man nicht annehmen, daß das Zwangsͤverſteigerungsgericht 
kraft ſeiner Offizialpflicht genötigt wäre, ſolche Zugriffsverſuche auf 
den Erlöswert von Amts wegen zu beachten, jo wäre das Verfügungs⸗ 
verbot erfolglos, da es zu einem privatrechtlich wirkſamen Zugriffe 
(Eintragung eines Pfandrechts) nicht führen könnte und eine Pfändung 
des prozeſſualen Anſpruchs des ehemaligen Inhabers der Eigentümer⸗ 
grundſchuld an das Zwangsverſteigerungsgericht wegen der erörterten 
Natur dieſes Anſpruchs nicht möglich wäre. Hier iſt meines Erachtens 
der Punkt, wo Pfändungsmittel und Pfändungsgegenſtand jo ungleich- 
artig werden, daß ein wirkſamer Zugriff nur noch durch Hereinziehung 
eines dritten Elementes, der Offizialpflicht der mit der Liquidation 
des Pfändungsgegenſtands befaßten Behörde, als Bindemittels er⸗ 
möglicht werden kann. | 

Bisher hatten wir es mit der rechtlich gewährleiſteten Herrſchaft 
über Sachen und ſachenähnliche Rechtsgebilde (Rechtsgüter) als 
Gegenſtänden der Pfändung zu tun; weiterhin wird von der 
Pfändung rechtlich geſchützter Willens beziehungen zwiſchen zwei 
Rechtsträgern zu handeln ſein. Allein während wir oben als den 
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Gegenſtand des Zugriffs das der rechtlich gewährleiſteten Herrſchaft 
unterliegende Rechtsgut erkannten, liegt hier die Sache anders. 
Freilich haben auch die rechtlich geſchützen Willensbeziehungen zwiſchen 
zwei Rechtsträgern, ſoweit ſie zur Befriedigung wegen einer Geldforderung 
verwendbar find, vermögenswerte Sachen (einſchließlich Geld) zum 
Gegenſtande. Aber der Wille des Berechtigten iſt für ſie nur maß⸗ 
geblich vermittels des rechtlich gebundenen Willens des Verpflichteten ). 
Der Wille des Berechtigten, von dem Verpflichteten vermögendwerte 
Sachen zu erlangen, kann aber zum unmittelbaren Gegenſtande des 
Zugriffs nur werden, wenn er mit der rechtlichen Garantie ausgeſtattet 
iſt, daß er zur Erlangung der Sachen auch wirklich führen kann; 
anderenfalls hat er überhaupt keinen Vermögenswert, auch keinen 
mittelbaren. Die Pfändung einer Willensbeziehung ohne Rechtszwang 
wäre zweckslos. Erwies ſich alſo bisher das ſubjektive Recht als 
zu beſeitigendes Hindernis für den Zugriff, ſo wird es hier umgekehrt 
Vorausſetzung für den Zugriff, weil Träger des unmittelbaren Ver— 
mögenswertes. Ob der Grund der Willensbeziehung, des Anſpruchs, 
Vorenthaltung der Sachherrſchaft iſt oder nicht, ob demnach der An⸗ 
ſpruch auf deren Wiederherſtellung oder erſtmalige Herſtellung geht, 
iſt dabei gleichgültig. 

Ein Wille, auch ein rechtlich gewährleiſteter — Wille immer im 
Sinne von Wollendürfen oder Intereſſe?) — kann nun nicht ergriffen 
werden wie eine Sache; ihm kann nur dadurch beigekommen werden, 
daß jedem zuwiderlaufenden Willen ſeine ſonſtige geſetzliche Wirkſamkeit 
entzogen wird. Dies geſchieht durch die geſetzlichen Verbote an die 
Anſpruchsparteien. Sie können ihrem Zwecke nach nur erlaſſen werden, 
wenn bereits eine rechtlich gewährleiſtete Willensbeziehung beſteht, 
nicht ſchon, wenn fie nur möglicherweiſe künftig zur Entſtehung ge— 
langen wird (ſ. m. Ausf. in BayRpfl.Z. 07, 165 ff.); ſolange nicht 
ein rechtlich geſchützter Wille da iſt, kann kein ihm zuwiderlaufender 
Wille eintreten, der der Lähmung bedürfte. Dagegen iſt ein ſolcher 
Wille bereits da bei bedingten Forderungen aus Verträgen; bei ihnen 
iſt demnach Raum für eine Lähmung zuwiderlaufender Willensbe— 
tätigungen (a. a. O.). 

Nur ſcheinbar an dieſe Stelle gehört die Pfändung des Be— 
richtigungsanſpruchs. Der Berichtigungsanſpruch iſt ein aus der 
negatoriſchen Funktion des Eigentums durch das Grundbuchſyſtem 


1) S. m. Ausf. in HeſſRſpr. a. a. O. 
2) ©. dazu m. Ausf. in Gruchot 07, 509 ff. 
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entwickelter Hilfsanſpruch ), ein negatoriſcher Anſpruch, der infolge des 
Bucheintrags die Form eines Anſpruchs auf Tun angenommen hat. 
Die Pfändung dieſes Anſpruchs iſt nicht eine Pfändung in dem bisher 
behandelten Sinne, alſo nicht eine ſolche, die unmittelbar die Befriedigung 
aus ihrem Gegenſtande bezweckt; ſie iſt vielmehr nur eine halbe 
Pfändung, eine ſolche, deren Zweck die Beſchaffung der Vorausſetzung 
für die endgültige Zwangsvollſtreckung (durch Eintragung einer Zwang?- 
hypothek bezw. eines Pfändungsvermerks) iſt. Erſt mit der letzteren 
zuſammen wird ſie zur Vollſtreckungspfändung im bisherigen Sinne. 
Daß ſie neben dieſem ihrem formellen Charakter materiell denjenigen 
eines Zugriffs auf das Eigentum ſelbſt zum Zwecke der Ausübung 
einer einzelnen Funktion desſelben hat, habe ich bereits im SächſArch. 
14, 610 ff. ausgeführt. Eine ſolche, durch die Einrichtung des Grund⸗ 
buchs herbeigeführte Auseinanderlegung der Zwangszvollſtreckung in 
zwei Vollſtreckungsakte iſt nicht einzig daſtehend; wir ſind ihr bereits 
oben bei der Pfändung der Eigentümerbuchgrundſchuld durch Ver⸗ 
fügungsverbot und Eintragung begegnet. Sie iſt da ſelbſtverſtändlich, 
wo die Vollſtreckung auf zwei Behörden verteilt iſt. 

Wie ſich die Pfändung von Anſprüchen im Gegenſatze zu der 
von Sachen nach der rechtlichen Konſtruktion des Anſpruchs richtet, 
ergibt auch die Zwangsvollſtreckung in Inhaber- und Legitimations⸗ 
papiere. Bei den Inhaberpapieren iſt die mit der geſetzlichen Garantie- 
wirkung bekleidete Rechtsform des Anſpruchs die ordnungsmäßige 
Urkunde; weil die Form des Anſpruchs die Urkunde, dieſe aber eine 
Sache iſt, ſo iſt die Form der Pfändung die Sachpfändung. Anders 
bei den Legitimationspapieren. Die in ihnen beurkundeten Rechte 
haben auch äußerlich die Form von Anſprüchen; die über ſie errichtete 
Urkunde iſt mehr oder weniger nur Beweidurkunde für den außerge- 


1) Gegenüber Schopper im Recht 08 Nr. 2 S. 75 ff. möchte ich bemerken, daß 
ich in Sächſ Arch. 14, 603 ff. den Vermögenswert des Berichtigungsanſpruchs nicht 
beſtritten habe. S. 606/607 a. a. O. iſt geſagt: „daß er (der Berichtigungsanſpruch) 
einen Vermögenswert im weiteren Sinne und abgeſehen von der Zwangs⸗ 
vollſtreckung hat, ſoll natürlich nicht geleugnet werden; aber auch 
andere Auſprüche haben ſolchen und können doch nicht gepfändet werden (actio 
mandati directa, actio conducti ...)“ Die Unmöglichkeit der Konſtruktion 
Schoppers a. a. O. (Recht) ergibt ſich meines Erachtens ſchon daraus, daß er 
den Berichtigungsanſpruch für einen ſolchen auf Herausgabe des Beſitzes am Buchrecht 
erklären muß (S. 76 „fo beſitzt ſozuſagen [I] der eingetragene Nichtberechtigte das 
Recht und der Berichtigungsanſpruch geht auf Herausgabe dieſes Buchbeſitzes“). 
Die Ausführungen Schoppers über den Widerſpruch fallen im weſentlichen mit 
den meinigen in SächſRpfl A. 06, S. 289 ff., 291 zuſammen. 
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richtlichen und gerichtlichen Beweis 1). Diefe Urkunden find ebenſo 
Nebenſachen zu den Anſprüchen, wie wir oben die Hypotheken⸗ und 
Grundſchuldbriefe als Nebenſachen zu den durch ſie zur Erſcheinung 
gebrachten „juriſtiſchen Sachen“ erkannten; der Hypothekenbrief iſt ſogar 
Nebenſache zu den miteinander verſchmolzenen Beſtandteilen der Hypo⸗ 
thek, Anſpruch und dingliches Recht (Sache). Für alle dieſe Fälle 
gibt daher die Anſpruchsform des Rechts den Ausſchlag für die 
Pfändungsart. 

Haben wir bisher als Gegenſtände der Pfändung Rechtsgüter 
und vermögenswerte Willensbeziehungen (Anſprüche) gefunden, ſo fragt 
ſich, ob darüber hinaus noch ein Feld für die Pfändung vorhanden 
iſt. Von ehelichem Güterrecht und Erbrecht iſt im vorſtehenden noch 
nicht die Rede geweſen; vielleicht liegen auf dieſem Gebiete bemerkens⸗ 
werte Gegenſtände der Pfändung. Der Pflichtteildanfpruch bietet 
nichts Auffälliges; er unterliegt, wenn auch mit Beſchränkungen 
($ 852 ZPO), der gewöhnlichen Anſpruchspfändung. Wie ſteht es 
dagegen mit dem Rechte des Erben ſelbſt? Solange der Erblaſſer 
lebt, hat der Erbe überhaupt kein Recht, ſondern nur die Ausſicht, 
möglicherweiſe einmal Rechte zu erlangen. Dasſelbe gilt auch für 
den Vertragserben. Der bereits vorhandene Berufungsgrund (verwandt⸗ 
ſchaftliches Verhältnis, Teſtament, Erbvertrag) muß erſt mit dem Tode 
des Erblaſſers zuſammentreffen, ehe eine Berechtigung des Erben 
entſteht. Dann aber iſt die Rechtslage des Erben diejenige, in der 
ſich der Erblaſſer vor ſeinem Tode befand; der Nachlaß iſt Vermögen 
des Erben. Nun haben wir ſchon oben geſehen. daß es Pfändung 
eines Vermögens nicht gibt; dort wie hier müſſen Pfändung der 
Vermögensbeſtandteile bezw. Konkurs (Nachlaßkonkurs) aushelfen. 
Dasſelbe gilt auch von der Nacherbſchaft, die ihrem Weſen nach 
Erbſchaft iſt ); vor dem Tode des Vorerben beſteht keine Berechtigung, 
die pfändbar wäre, nach ihm iſt der Nacherbe Träger des nacherb⸗ 
ſchaftlichen Vermögens. Daß die Ausſicht des Nacherben, Träger 
des nacherbſchaftlichen Vermögens zu werden, nicht auf dem Willen 
ſeines unmittelbaren, ſondern auf dem ſeines mittelbaren Rechtsvor⸗ 
gängers beruht, ändert an der rechtlichen Konſtruktion nichts. Ebenſo⸗ 
wenig ändert es etwas, ob im Mangel eines letzten Willens das 
Geſetz ſelbſt die Nachfolgeordnung vorſchreibt, oder ob es die vom 
Erblaſſer aufgeſtellte Nachfolgeordnung als gültig anerkennt und ſchützt. 


1) Ueber den außergerichtlichen Beweis ſ. m. Ausf. in DJ Z. 03, 465 ff. 
2) S. m. Ausf. in Z3BlF G. 8, 534 ff. 
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So wenig man demnach die Rechtsſtellung eines geſetzlichen Erben 
pfänden kann, ſo wenig kann man auch das Nacherbenrecht vor dem 
Tode des Vorerben pfänden ). 

Aber man wird mir einhalten: Nach §§ 859, 860 ZPO. ſei 
der Anteil eines Miterben am Nachlaſſe ſowie der eines Beteiligten 
am ehelichen Geſamtgute nach Auflöſung der Gemeinſchaft pfändbar, 
und da das Recht des Miterben ſich von dem des Alleinerben und 
Nacherben nicht weſentlich unterſcheide, fo folge daraus mindeſtens 
die Pfändbarkeit des Nacherbrechts. Damit würde zunächſt inſofern 
zuviel bewieſen ſein, als es auch für die Pfändung des Alleinerbrechts 
gelten müßte. Aber der Satz beweiſt überhaupt nichts. Denn er 
betrifft den Anteil der bereits angefallenen Miterbſchaft, nicht das 
Erbrecht vor dem Tode des Erblaſſers. Dann iſt aber die Pfändung 
des Anteils nicht die Pfändung des rechneriſchen Bruchteils des Ge— 
ſamthänders am gemeinſchaftlichen Vermögen, ſondern nur die 
Pfändung des geſetzlichen Anſpruchs des Geſamthänders gegenüber 
ſeinen Mitgeſamthändern auf Auseinanderſetzung des Geſamtvermögens. 
Dieſer Anſpruch iſt ein regelrechter Anſpruch ex lege, ſeine Pfändung 
weiſt deshalb Beſonderheiten nicht auf. 

Mir will nach alledem ſcheinen, als ob ſich an einigen Stellen 
des Rechtsſyſtems erhebliche Unſtimmigkeiten zwiſchen Pfändungsmitteln 
der Zivilprozeßordnung und den Pfändungsgegenſtänden des materiellen 
Rechts ergäben, deren Ausgleichung bei einer Neugeſtaltung des 
Zivilprozeßrechts mit ind Auge zu faſſen fein dürfte. Der von der 
bisherigen Rechtsentwickelung gewieſene Weg hierzu möchte in der 
ſtärkeren Ausgeſtaltung des richterlichen Verfügungsverbots (§ 857, 2 
ZPO.) zu finden fein. Auch die Vereinfachung der Pfändung von 
Buchrechten durch Aufhebung ihrer Verteilung auf zwei Behörden 
würde meines Erachtens ein erſtrebenswertes Ziel ſein. 


1) Ganz ähnlich verhält es ſich, wie hier noch bemerkt werden mag, mit der 
Pfändbarkeit der fog. latenten Eigentümergrundſchuld bei der Höchſthypothek; auch 
ſie iſt nur eine durch geſetzliche Beſtimmung geſchaffene Anwartſchaft des Eigen⸗ 
tümers auf den Wiederanfall der freiwerdenden Hyperocha der Hypothek. Näheres 
hierüber in einer demnächſt in der Bad Not Z. erſcheinenden Abhandlung. 
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Entscheidungen. 
Aus der Rechtſprechung der Thüringiſchen Gerichte. 
Eutſcheidungen des Oberlandesgerichts Jena. 
Herausgegeben von den Mitgliedern des Gerichtshofes. 


1. Bürgerliches Recht und Verfahren. 


1. Die Rechtsnatur des Stockwerkseigentums nach 
Meiningiſchem Partikularrecht. — Eine Zwangs— 
verſteigerung zum Zwecke der Aufhebung der Ge— 
meinſchaft findet bei beſtehendem Stockwerkseigen— 
tum nicht ſtatt. 

B. iſt grundbuchmäßiger Eigentümer der ſogenannten unteren 
Hälfte des Wohnhauſes Hausnr. 105 mit Hofraum und Neben⸗ 
gebäude im Stadtflur Schalkau, während die ſogenannte obere Hälfte 
dieſes Hauſes einer gewiſſen O. gehört. Dies iſt im Grundbuch für 
Schalkau in der Weiſe eingetragen, daß zunächſt unter Hauptnr. 192 
das Wohnhaus Hausnr. 105 als reell geteilt unter Hinweis auf die 
aus dem Handriß erſichtlichen Teile verzeichnet ſteht, und ſodann unter 
den Haupturn. 193, 194 und 195 die untere Haushälfte, ſowie das 
weſtliche und das öſtliche Viertel der oberen Haushälfte — die letzteren 
beiden in der Hand der O. vereinigt — gebucht ſind. B. beantragte nun 
beim Amtsgericht Schalkau, als Vollſtreckungsgericht, die Zwangs⸗ 
verſteigerung des Wohnhauſes zum Zwecke der Aufhebung der „Ge— 
meinſchaft“. Dem wurde durch den Einleitungsbeſchluß vom 26. März 
1908 entſprochen. Auf Beſchwerde wurde jedoch vom Landgericht und 
Oberlandesgericht der Antrag auf Teilungsſubhaſtation zurückgewieſen. 
In den Gründen des oberlandesgerichtlichen Beſchluſſes iſt ausgeführt: 

Nach Art. 182 EG. z. BGB. bleibt das zur Zeit des Inkraft⸗ 
tretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtehende Stockwerkseigentum 
beſtehen, und es beſtimmt ſich das Rechtsverhältnis der Beteiligten 
untereinander nach den bisherigen Geſetzen. Nach dieſen beurteilt 
ſich daher nicht nur die Frage, ob ein ſelbſtändiges Eigentum an den 
einzelnen Stockwerken oder Miteigentum der Stockwerkseigentümer am 
ganzen Gebäude oder ein aus geteiltem und ungeteiltem Miteigentum 
gemiſchtes Rechtsverhältnis anzunehmen iſt, ſondern auch die Frage, 
ob die Teilung zuläſſig iſt oder nicht (vergl. von Staudinger 
BGB. Bd. 6 (EG.), Nr. 2 c, S. 3277.) 
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Während nun das römiſche und mit ihm das gemeine Recht 
vermöge des von ihm feſtgehaltenen untrennbaren Zuſammenhangs 
zwiſchen Grund und Boden und Gebäude nur eine Teilung des 
Eigentums am Gebäude in vertikaler Richtung anerkannte, hat ſich 
mehrfach partikularrechtlich ein horizontal geteiltes Sondereigentum 
an den einzelnen Stockwerken, das ſogenannte Stockwerkseigentum, 
eingebürgert. Zu den Staaten, in denen ſich auf dem Boden des 
partikulären Gewohnheitsrechtes dieſe Rechts entwickelung vollzog, ge⸗ 
hört auch das Herzogtum Sachfen- Meiningen. Hier wurde von 
alters her, zumal im Oberland, das ſogenannte Herbergsrecht, d. h. 
ein geſondertes Eigentum an einzelnen Stockwerken des Hauſes im 
Rechtsverkehr angenommen. Mit ihm verband ſich ein Miteigentum 
der Stockwerkseigentümer an denjenigen Räumen (Fluren, Treppen uſw.), 
deren Mitbenutzung für fie unentbehrlich war (. Unger, Handbuch 
des partikularen Privatrechts, Bd. 2 863 II 1a S. 26; Heimbach 
in Weiskes Rechtslexikon 9, 498 Anm. 201; Motive zum BGB. 
3, 45; Habicht, Einwirkung des BGB., § 40 IIIA S. 397; 
von Staudinger, a. a. O. Nr. 2 zu Art. 131 S. 262; ThürBl. 
33, 307; 38, 159). Durch dieſes ungeachtet der Realteilung beſtehen 
bleibende Miteigentum an den zum gemeinſchaftlichen Gebrauch dienen⸗ 
den Räumen wurde aber das Alleineigentum an den einzelnen Stock— 
werken nicht berührt. Es war ſelbſtverſtändlich, daß die horizontale 
Abteilung des Gebäudeeigentums ihre natürlichen Grenzen hatte. Sie 
ließ ſich naturgemäß auch bezüglich des Grund und Bodens, der 
Hauptmauern, des Daches nicht durchführen. Dadurch wurde aber 
ebenſowenig, wie durch die Gemeinſchaftlichkeit der Zugänge (Flure, 
Treppen), das Sondereigentum der Stockwerkseigentümer an ihren 
Stockwerken ausgeſchloſſen. Die Hauptſache, der Kern des Rechtes 
der Beteiligten, blieb demungeachtet dieſes Sondereigentum am 
Stockwerk. Das Miteigentum an den einzelnen Teilen bildete nur 
einen notwendigen Ausfluß jenes Sonderrechtes, oder, nach dem Sprach⸗ 
gebrauch des BGB. ausgedrückt, einen weſentlichen Beſtandteil des 
Alleineigentums am Stockwerk (ſ. Habicht, a. a. O. IIIB 1a 
S. 404; SeuffA. 24 Nr. 239 S. 366f.). 

Daß das Meiningiſche Partikularrecht das Stockwerkseigentum 
als Sondereigentum auffaßte und nicht etwa als Miteigentum mit 
ſervitutariſchen Sonderrechten an den einzelnen Stockwerken (vergl. 
Art. 131 EG. z. BGB.), ergibt ſich — abgeſehen von den erwähnten 
Literaturzeugniſſen — auch aus der grundbuchlichen Behandlung. 
Dieſe ging dahin, daß zunächſt unter einer Hauptnummer das Ge⸗ 
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bäude im ganzen unter allgemeiner Bezeichnung der reellen Teile, in 
die es zerfiel, und unter Hinweis auf den dem Grundbuch beigefügten, 
die Teile erſichtlich machenden Handriß dargeſtellt, dann aber auch 
die einzelnen Realteile (Hälften uſw.) unter je einer beſonderen Haupt⸗ 
nummer eingetragen und unter Zugrundelegung des Handriſſes be— 
ſchrieben wurden. So iſt auch bei dem hier fraglichen Wohnhauſe 
verfahren worden, das im Grundbuch ausdrücklich als nach Stock⸗ 
werken „reell geteilt“ bezeichnet wird. Damit wurde deutlich zum 
Ausdruck gebracht, daß es ſich nicht um ein Miteigentum am ganzen 
Gebäude, ſondern um ſelbſtändig nebeneinander beſtehendes Allein⸗ 
eigentum an deſſen Teilen handele. Dieſer Gedanke beherrſcht auch 
die hierher gehörigen Vorſchriften der Inſtruktion für die Anlegung 
der Grundbücher vom 15. Auguſt 1872, die zwar keine Quelle 
objektiven Rechtes bildet, aber immerhin ein wichtiges Zeugnis über 
die partikularrechtliche Ausgeſtaltung des Stockwerkseigentums ab⸗ 
gibt (ſ. 88 50— 53 daſelbſt). Demgegenüber kommt nicht in Betracht, 
daß zumeiſt im Grundbuch die Realteile nach Quoten des Ganzen 
bezeichnet find. Dieſe Angabe weiſt nicht auf ein Bruchteilseigen⸗ 
tum hin, ſondern ſoll nur zur Beſchreibung der Teile und zur Be— 
ſtimmung des quantitativen Verhältniſſes des einen Hausanteils zum 
andern dienen. Im vorliegenden Falle kommt dies klar dadurch 
zum Ausdruck, daß zunächſt das Haus als ein in die aus dem 
Handriß erſichtlichen Räume (a, b uſw.) reell geteiltes bezeichnet 
und nur in Klammern die Beſchreibung: „ſogenannte untere und 
obere Haushälfte“ angefügt iſt (vergl. Seuff A. 24 Nr. 239 
S. 365). | 

Danach kommt die von dem Beſchwerdeführer angezogene Bor: 
ſchrift des Art. 131 EG. z. BGB. hier überhaupt nicht in Betracht. 
Sie betrifft das Miteigentum an einem Gebäude, das mit ſervitu— 
tariſchen Sonderrechten an den einzelnen Stockwerken verbunden iſt 
(uneigentliches Stockwerkseigentum), und macht für dieſe Rechtsform 
den Ausſchluß der Teilung (§§8 749 — 751 BGB.) davon abhängig, 
daß das Landesgeſetz ſie vorſchreibt. Hieraus ergibt ſich, daß es 
ſich im Art. 131 gar nicht um das als Sondereigentum an den 
einzelnen Stockwerken gedachte eigentliche Stockwerkseigentum handelt. 
Für deſſen Beurteilung iſt vielmehr allein Art. 182 EG. z. BGB. 
maßgebend. Es kann daher unerörtert bleiben, ob nicht auch, wenn 
man das Stockwerkseigentum des Meiningiſchen Partikularrechts als 
ein derartiges, beſonders ausgeſtaltetes Miteigentum aufzufaſſen hätte, 
die Teilung ausgeſchloſſen wäre. 
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Jedenfalls ift bei dem nach Meiningiſchem Partikularrecht be⸗ 
gründeten Sondereigentum der Stockwerkseigentümer an ihren Stock⸗ 
werken für eine Teilung im Wege der Teilungsſubhaſtation kein Raum. 
Denn es beſteht überhaupt keine — bruchteilmäßige oder ſonſtige — 
Gemeinſchaft am Gebäude als Ganzem, deren Zerlegung rechtlich 
denkbar wäre. Daran kann auch der Umſtand nichts ändern, daß 
— unbeſchadet der Trennung der Eigentumsſphären — einzelne Räume 
(wie der Hausflur, die Treppen uſw.) und der Grund und Boden 
nebſt den Hauptmauern, dem Dach uſw. im gemeinſchaftlichen Eigen- 
tum ſtehen. Denn deren Unteilbarkeit ergibt ſich mit rechtlicher Not⸗ 
wendigkeit daraus, daß fie bloße Beſtandteile des Sondereigentums 
an den Gebäudeteilen ſind, dieſes aber einer Teilung nicht unterliegt. 
Ob dieſer Rechtszuſtand vom volkswirtſchaftlichen und ſozialen Stand: 
punkt aus wünſchenswert iſt, iſt hier nicht zu entſcheiden. Denn die 
Erwägungen, die gegen die Aufrechterhaltung des Stockwerkseigentums 
ſprechen (f. Motive 3, Bd. 45f.; Seuff A. 47 Nr. 107), können 
jedenfalls nicht dazu führen, es da, wo nach dem Partikularrecht an 
ſeinem Fortbeſtand kein Zweifel iſt, in ein Miteigentum umzudeuten. 
Zu einer ſolchen Umformung bedürfte es vielmehr des Eingreifens 
der einzelſtaatlichen Geſetzgebung. 

Nach alledem hat das Landgericht mit Recht den Antrag des 
Stockwerkseigentümers B. auf Teilungsſubhaſtation (88 180 ff. ZwVG.) 
zurückgewieſen. 

Beſchluß des 2. Zivilſenats vom 16. Juni 1908, 2 W 43/08 
(nach Meiningen). 


2. Pachtzinſen als Früchte des eingebrachten Gutes 
der Ehefrau. — Gläubigerrecht des Ehemanns an 
den Pachtzinſen, die auf Grund eines von der Ehe- 
frau mit ſeiner Zuſtimmung geſchloſſenen Pacht⸗ 
vertrags geſchuldet ſind. — Unter welchen Voraus⸗ 
ſetzungen iſt die Ehefrau zur Einklagung dieſer Pacht⸗ 
zinſen aktiv legitimiert? — Begriff und Weſen der 
Vertragsſtrafe. — Inwiefern können Pachtzinſen, 
die bei vorzeitiger Aufhebung des Pachtverhält— 
niſſes bis zum Ablauf der vertragsmäßigen Padt- 
zeit weiter zu zahlen find, als Vertragsſtrafe 
gelten? — Gültigkeit einer Vertragsbeſtimmung 
über einen derartigen Verfall der Pachtzinſen. 
Surrogationsprinzip. 


Die Klägerin verpachtete mit Zuſtimmung ihres Ehemannes 
laut ſchriftlichen Vertrags vom 23. Februar 1907 mehrere — zu 
ihrem eingebrachten Gut gehörige — Grundſtücke bezw. Räume an 
die Beklagten für den jährlichen, in Vierteljahrsraten zu entrichtenden 
Pachtzins von 850 M. für die Zeit vom 1. April 1907 bis Ende 
März 1910. Da die Beklagten die erſte, am 1. Juli 1907 fällige 
Pachtzinsrate nicht zahlten, wurde ihnen von der Klägerin das 
Pachtverhältnis gemäß § 10 des Vertrages gekündigt. Am 15. Auguſt 
1907 räumten ſie dann die Pachtgegenſtände. Die Klägerin ver⸗ 
klagte ſie nunmehr auf Zahlung des Pachtzinſes für das erſte Pacht⸗ 
jahr (1. April 1907 bis 31. März 1908), und zwar ſtlützte fie ſich 
dabei auf die Beſtimmung in § 10 des Pachtvertrags, wonach die 
Pächter — im Falle der Aufhebung des Pachtverhältniſſes wegen 
unpünktlicher Zahlung des Pachtgeldes — „doch noch die volle Pacht 
für das laufende Pachtjahr entrichten“ ſollten. 

Die Beklagten bemängelten die Aktivlegitimation der Klägerin mit 
der Begründung, daß den Klagegegenſtand Früchte des eingebrachten 
Gutes bildeten und daher gemäß $ 1383 BGB. das Gläubigerrecht 
und die Klagebefugnis allein dem Ehemanne der Klägerin zuſtehe. 

Das Landgericht billigte dieſe Anſicht mit dem Hinzufügen, daß 
auch die Zuſtimmung des Ehemannes dec Klägerin zur Prozeß⸗ 
führung die Aktivlegitimation der klagenden Ehefrau nicht begründen 
könne, und wies durch das am 8. Oktober 1907 verkündete Urteil 
die Klage ab. 

Dagegen erachtete das Berufungsgericht den Klageanſpruch aus 
folgenden Gründen für gerechtfertigt: 

Nach § 1383 BGB. erwirbt der Ehemann die Nutzungen des 
eingebrachten Gutes in derſelben Weiſe und in demſelben Umfange, 
wie ein Nießbraucher. Zu dieſen Nutzungen gehören nach §§ 99, 
Abſ. 3, 100 BGB. auch die Pachtzinſen. Der Ehemann erwirbt 
ſie kontinuierlich nach dem Verhältnis der Zeit, für die ſie ihm ge⸗ 
bühren. (§ 101 Ziff. 2 Satz 2 BGB.; Planck, BGB. Bd. 4 
Nr. 1 a. E. zu § 1383 S. 154; v. Staudinger, BGB. Bd. 2 
Nr. 2a zu § 1068 S. 505 und Bd. 4 Nr. 5a 6 zu § 1383 
S. 215; Motive zum BGB. 3, 542; abweichende OL GRſpr. 
6, 267; 7, 40 — erſt mit der Fälligkeit —). Hiernach hat im 
vorliegenden Falle an ſich der Ehemann der Klägerin das Gläubiger⸗ 
recht an den von den Beklagten nach dem Vertrag vom 23. Februar 
1907 geſchuldeten Pachtzinſen erlangt. Dabei begründet es keinen 
Unterſchied, daß die Klägerin den Pachtvertrag abgeſchloſſen hat und 
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ihr daher die Vertragsrechte zuſtehen, denn der Ehemann erwirbt 
auch in dieſem Falle das Gläubigerrecht an den Pachtzinſen auf 
Grund ſeines Nutznießungsrechtes unmittelbar kraft Geſetzes. Nur 
inſofern tritt eine Verſchiedenheit ein, als der Ehemann, wenn er 
ſelbſt im eigenen Namen den Pachtvertrag abgeſchloſſen hat, den 
Anſpruch auf die Pachtgelder ſofort mit dem Abſchluſſe des Vertrages, 
nicht erſt pro rata temporis, erwirbt (Planck a. a. O.; Staudinger 
Bd. 4 a. a. O.). 

Die Folge dieſer Gläubigerſtellung des Ehemannes iſt, daß 
zunächſt nur er allein zur Verfolgung des Pachtzinsanſpruchs aktiv 
legitimiert iſt. Dem ſteht die Vorſchrift des § 1400 Abſ. 2 BGB. 
nicht entgegen. Denn ſie erklärt die Ehefrau nur für befugt, ein 
zum eingebrachten Gut gehörendes Recht im Wege der Klage mit 
Zuſtimmung des Mannes geltend zu machen (vergl. $ 1380 BGB.). 
Um ein ſolches Recht handelt es ſich aber bei dem Anſpruch auf die 
Pachtzinſen nicht. Vielmehr ſteht ein für den Mann aus ſeiner 
Nutznießung perſönlich entſpringendes Recht in Frage, deſſen Ver⸗ 
folgung ihm allein vorbehalten iſt (ſ. dazu Planck a. a. O. Nr. 12 
zu § 1380 S. 150; v. Staudinger, ebenda, Nr. 2 a S. 208; 
Recht 1901 S. 73, 257; DLENIpr. 2, 478; vergl. Motive zum 
BGB. 3, 542; Protokolle 3, 416; Gutachtliche Aeußerungen zum 
Entwurf des BGB. 3, 254). Ihre Legitimation zur Sache kann 
die klagende Ehefrau auch nicht aus der — unſtreitigen — Zu⸗ 
ſtimmung ihres Mannes zur Prozeßführung herleiten. Denn dieſe 
Zuſtimmung allein begründet noch kein Prozeßführungsrecht für die 
Ehefrau in Anſehung des ihr fremden Gläubigerrechtes. Daß ſie 
keine Abtretung im Sinne des § 398 BGB. enthält, bedarf keiner 
Ausführung. Auch die Erteilung einer Vollmacht zur Prozeßführung 
kann in ihr nicht ohne weiteres erblickt werden (. v. Staudinger, 
a. a. O. Nr. 3c zu § 1380 S. 208, Nr. 4 zu § 1400 S. 254; 
Planck, a. a. O. Nr. 4 zu § 1400 S. 178; RG. 60, 85 ff.; 
Blätter für Rechtsanwendung 65 S. 154 ff., 170). Daß bei der 
allgemeinen Gütergemeinſchaft der Ehefrau die Befugnis zugeſprochen 
wird, mit Zuſtimmung des Mannes die zum Geſamtgut gehörenden 
Rechte klageweiſe geltend zu machen, beweiſt nichts für das Gegen— 
teil. Denn dieſe Folge ergibt ſich aus der Rechtsnatur der all⸗ 
gemeinen Gütergemeinſchaft, bei der die Ehefrau durch die Zuſtimmung 
des Mannes volles Verwaltungsrecht erlangt (ſiehe Gaupp⸗Stein, 
ZPO. Bd. 1 Nr. IV A. a 2 S. 157; Hellwig, Anſpruch und 
Klagrecht, S. 341). 


Entſcheidend ift vielmehr, daß die Klägerin den Pachtvertrag 
als Selbſtkontrahentin mit Zuſtimmung ihres Mannes 
abgeſchloſſen hat. An ſich bedurfte die Klägerin nach 8 1399 Abf. 1 
BGB. zum Abſchluß des Pachtvertrages der Zuſtimmung ihres Mannes 
nicht (RGZ. 58, 36 ff.; RG St. 35, S. 201 ff., 402 ff.). Durch feine 
Zuſtimmung erlangte aber der Pachtvertrag dem Manne gegenüber 
Wirkſamkeit in Anſehung des eingebrachten Gutes. Darin erſchöpft 
ſich indes die Bedeutung der ehemännlichen Zuſtimmung im vor⸗ 
liegenden Falle nicht. Nach § 8 des Pachtvertrages iſt das Pachtgeld 
an die Verpächterin zu zahlen. Dieſer ſtehen auch alle ſonſtigen 
aus dem Vertrag abfließenden Rechte, wie die Kündigungs- und 
Rücktrittsbefugnis ($ 10 des Vertrags) zu. Zu dem ſo ausgeſtalteten 
Vertrage aber hat der Ehemann der Klägerin unſtreitig ſeine Zu⸗ 
ſtimmung erteilt. Dies läßt keine andere Auslegung zu, als daß er 
ſeiner Ehefrau, wie das Recht zur Erhebung der Pachtzinſen, ſo auch 
die Befugnis zu deren klageweiſer Verfolgung einräumte. Mag man 
nun in dieſer Regelung ein Inkaſſomandat oder die Einräumung einer 
formellen (fiduziariſchen) Gläubigerſtellung erblicken, jedenfalls erlangte 
die Ehefrau dadurch das Prozeßführungsrecht rückſichtlich der aus— 
ſtehenden Pachtzinſen. 

Danach iſt die Klägerin, ſoweit ſich ihre Forderung auf die Zeit 
bis zum 15. Auguſt 1907 erſtreckt, aktiv legitimiert. Denn bis zu 
dieſem Zeitpunkt haben die Beklagten, wie feſtſteht, die Pachtgegen⸗ 
ſtände in Gebrauch und Benutzung gehabt und demgemäß als Ver— 
gütung den vereinbarten Pachtzins pro rata temporis zu zahlen (§ 581, 
1 BGB.) Für die Folgezeit bis zum Ende des erſten Pachtjahres 
(31. März 1908) wird der „Pachtzins“ auf Grund des § 10 Abſ. 2 
des Pachtvertrages gefordert, wonach — auch bei Aufhebung des 
Pachtverhältniſſes durch den Verpächter — die Pächter doch noch die 
volle Pacht für das laufende Pachtjahr zu entrichten haben. Dieſe 
Vertragsbeſtimmung iſt nicht wegen der Vorſchrift in $ 555 BGB. 
verbunden mit § 581 Abſ. 2 daſelbſt ungültig. Denn § 555 BGB. 
enthält dispoſiwes, nicht zwingendes Recht (ſiehe Oertmann, 
Schuldverhältniſſe Nr. 3 zu § 555 S. 507). Auch als unſittlich 
und deshalb nichtig ($ 138 Abſ. 1 BGB.) kann die Beſtimmung 
nicht erachtet werden. Es verſtößt nicht gegen die Anſchauungsweiſe 
anſtändig denkender Menſchen, wenn ſich jemand ſo, wie hier, gegen 
die Nichterfüllung der Vertragspflichten ſichert. Der Verpächter läuft 
Gefahr, bei plötzlicher Aufhebung des Pachtverhältniſſes keinen ander⸗ 
weiten paſſenden Pächter zu finden und ſo den 2 des Pacht⸗ 
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gegenſtandes unausgenutzt laſſen zu müſſen. Daß er dem durch 
indirekten Zwang vorbeugt, iſt nicht ſittlich verwerflich. 

Materiell enthält die Beſtimmung in § 10 Abſ. 2 des Vertrages 
die Vereinbarung einer Vertragsſtrafe (§S 339 BGB., ſiehe Oertmann, 
a. a. O. Nr. 3 zu § 555 S. 507; v. Staudinger, Schuld⸗ 
verhältniſſe, Nr. 2 zu § 555 S. 258). Als Pachtzins kann die nach 
Beendigung des Pachtverhältniſſes zu zahlende Entſchädigung weder 
wirtſchaftlich noch rechtlich gelten. Denn ſie iſt nur auf die Zeit bis 
zum Ende des laufenden Pachtjahres zu gewähren, erſetzt alſo nicht 
die volle Pacht, und ſie iſt andererſeits davon unabhängig, ob bei 
Weiterverpachtung ein entſprechender Pachtzins erzielt wird. Sie ſoll 
alſo nicht die prinzipale Leiſtung vertreten, ſondern eine neue Leiſtung 
bilden. Ihr Zweck iſt die Verſtärkung der Schuldnerhaftung und 
die Verhütung des Vertragsbruchs. Dieſem Zweck dient die Verein⸗ 
barung der Entſchädigung dadurch, daß ſie als pſychologiſches Zwangs⸗ 
mittel, als Strafandrohung wirken ſoll. Daß ſie daneben auch noch 
die Funktion haben mag, die Schwierigkeit des Schadenderſatz— 
nachweiſes für den Fall der Nichterfüllung der Schuldnerverpflichtung 
zu beſeitigen und ein im voraus beſtimmtes Averſionalquantum 
für das Intereſſe feſtzuſetzen, ſteht ihrer Auffaſſung als Vertrags⸗ 
ſtrafe nicht entgegen. Denn die Vertragsſtrafe dient im Zweifel 
beiden Zwecken (v. Staudinger, Schuldverhältniſſe, Vorbem. 1 
zu 88 339 343 S. 226 f.; Motive zum BGB. 2, 275 uud § 340 
BGB.). 

Iſt nach alledem die auf die Zeit vom 16. Auguſt 1907 bis 
31. März 1908 geforderte Leiſtung eine Vertragsſtrafe, ſo iſt inſoweit 
die Klägerin nach §S 1400 Abſ. 2 BGB. aktiv legitimiert. Denn es 
handelt ſich dabei um ein zum eingebrachten Gut gehörendes Recht, 
das die Ehefrau mit Zuſtimmung des Mannes verfolgen kann. 
Dieſes Recht iſt auch nicht, wie zuvor ausgeführt, kraft (vertrags⸗ 
mäßiger) Surrogation an Stelle der Pachtzinſen getreten. Seine 
aktive Vertretung beurteilt ſich daher nach anderen Grundſätzen als 
den für die Nutzungen des eingebrachten Gutes geltenden. 

Urteil des 2. Zivilſenats vom 7. Januar 1908. 2 U 151/07 
(nach Meiningen). 


3. Wenn ein Vertrag die Feſtſtellung der Höhe 
eines Schadens durch „Taxatoren“ vorſieht, ſo 
find dieſe im Zweifel Schiedsgutachter (88 317-319 
BGB.). * 
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Die Ernennung ſolcher Schiedsgutachter durch 
das Gericht kann in Altenburg der Vertrag wirkſam 
vorſehen (8 4 AG. z. J G.). 

Eine Anfechtung der Verfügung, durch welche die 
Ernennung erfolgt, iſt nicht aus geſchloſſen. 

Die Rechtsvorgängerin der beteiligten Kohlenbergwerksfirma hat 
das Kohlenabbaurecht unter Grundſtücken des Rechtsvorgängers der 
Antragsſtellerin S. durch Vertrag vom 2. September 1873 erworben. 
In dieſem Vertrage iſt unter anderem beſtimmt worden (Ziffer 7 
vorl. Abſ.): 

„Den Schaden, welcher durch die Ausbeutung des Unterirdiſchen an 
etwa anſtehenden Früchten bereitet wird, hat die Käuferin in eventuell 
durch Taxation (efr. 9 unten) zu ermittelnder Höhe zu erſetzen.“ 

„Ferner (Ziffer 9): 

(Abſ. 1:) „Alle zwiſchen den Parteien aus dieſem Vertrage etwa 
entſtehenden Differenzen über Wertſchätzungen werden durch 3 Taxa⸗ 
toren entſchieden, von denen jede Partei einen, das zuſtändige Ge 
richt aber den dritten erwählt. Die endgültige Höhe der einzelnen 
Taxe wird durch Schurz gefunden.“ 

(Abſ. 2:) „Streitigkeiten über Leiſtungen oder Unterlaſſungen 
ſind durch drei auf gleiche Weiſe zu erwählende Sachverſtändige 
zu entſcheiden.“ 

(Abſ. 3) „Im übrigen unterwerfen ſich die Parteien in allen 
infolge dieſes Vertrages zwiſchen ihnen etwa entſtehenden Streitig- 
keiten dem Prozeßverfahren des Geſetzes über den unbeſtimmten 
ſummariſchen Prozeß und erkennen als kompromißweiſe erwählte 
Gerichtsbehörde für alle ſolche Streitigkeiten aus dieſem Vertrage 
das Herzogliche Gerichtsamt I zu Altenburg ſomit an.“ 

Die jetzige Eigentümerin eines jener Grundſtücke hat nun geltend 
gemacht, daß fie von der jetzigen Kohlenabbauberechtigten Erſatz 
von Schaden beanſprucht habe, der ihr infolge des Abbaues der 
Kohle an anſtehendem Roggen entſtanden ſei, und daß ſie ſich mit 
der Abbauberechtigten nicht über die Höhe des Schadensbetrags habe 
einigen können. 

Beide Teile haben ſich deshalb an das Amtsgericht Meuſelwitz 
— zu deſſen Bezirke jetzt das in der Flur Kriebitzſch liegende Grund⸗ 
ſtück gehört, während es zur Zeit des Vertragsabſchluſſes zum Bezirke 
des Gerichtsamts I Altenburg gehörte!) — mit dem Antrage ge⸗ 
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wandt, gemäß den Vertrage den dritten Taxator, „Obmann“ zu er⸗ 
nennen. Das Amtsgericht hat dies zunächſt abgelehnt, weil es zu 
einer ſolchen Ernennung durch einen Privatvertrag weder verpflichtet 
noch ermächtigt werden könne. Dann aber hat es auf erneuten Antrag 
der Grundeigentümer einen „Obmann“ „für das zu bildende Schied3- 
gericht“ ernannt. Die Kohlenabbauberechtigte hat dieſen dem Amts⸗ 
gericht gegenüber wegen Befangenheit abgelehnt und zugleich gegen 
die Ernennung Beſchwerde eingelegt, weil nicht das Amtsgericht, ſondern 
nur das Landgericht zu ſolcher Ernennung ſachlich zuſtändig ſei, da es 
ſich um einen Schadensbetrag von über 300 Mark handele. 

Das Landgericht hat aus dieſem Grunde unter Hinweis auf 
§ 1045 der ZPO. den Beſchluß des Amtsgerichts aufgehoben und 
den an das Amtsgericht gerichteten Antrag auf Ernennung eines 
„Schiedsrichters“ zurückgewieſen. 

Die hiergegen gerichtete Beſchwerde der Antragſtellerin iſt ſowohl 
nach § 1045 Abſ. 3, § 568 Abf. 2, § 577 der 3PO., als auch 
nach 88 27, 29 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit und SS 19—23 des altenburgiſchen Aus⸗ 
führungsgeſetzes zu dieſem zuläſſig. Sie iſt auch begründet. 

Denn das Landgericht nimmt mit Unrecht an, daß es ſich hier 
um die Ernennung von „Schiedsrichtern“ (arbitri) im Sinne des 10. 
Buches der ZPO. handele. Es handelt ſich vielmehr um ſogenannte 
Schiedsgutachter (arbitratores), um Dritte, denen die nähere Be⸗ 
ſtimmung einer in einem Vertrage vereinbarten Leiſtung übertragen 
wird (vergl. im heutigen Rechte 88 317—319 BGB.). Die Unter⸗ 
ſcheidung zwiſchen eigentlichen Schiedsrichtern und bloßen Schieds⸗ 
gutachtern kannte bereits das zur Zeit des Vertragsabſchluſſes geltende 
gemeine Recht. Schiedsrichter ſollen durch einen Schiedsſpruch 
in gleicher Weiſe wie durch ein gerichtliches Urteil einen ganzen Rechts⸗ 
ſtreit völlig beenden („ad similitudinem iudiciorum“ ... „ad finien- 
das lites“ 1. 1 D. 4, 8). Daher begründet auch der Schiedsvertrag 
eine prozeßhindernde Einrede im Verfahren vor dem ordentlichen Ge— 
richt, der Spruch der Schiedsrichter iſt der Rechtskraft fähig, in der 
Sache ſelbſt auch bei Unbilligkeit unanfechtbar und mit Hilfe des 
nur aus formellen Gründen verſagbaren Vollſtreckungsurteils voll— 
ſtreckungsfähig; die Einleitung des ſchiedsrichterlichen Verfahrens untere 
bricht die Verjährung und der rechtskräftige Schiedsſpruch verlängert 
die Verjährungsfriſt (vergl. im heutigen Rechte 88 220, 209, 218 
BGB.). Die Schiedsgutachter ſollen dagegen lediglich einzelne 
(wenn auch vielleicht die für das Rechtsverhältnis und den Rechts⸗ 
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ſtreit weſentlichſten) Punkte einer vertraglichen Leiſtung regeln 
„einzelne Vorausſetzungen des Anſpruchs, die Höhe eines Schadens“, 
„das Maß der durch einen Unfall herbeigeführten Einbuße an Er⸗ 
werbsfähigkeit feſtſtellen“ (vergl. §§8 64, 184 des VerſVertrGeſ.) —, 
im Zweifel nach billigem Ermeſſen („arbitrium boni viri“, 1. 76, 78 
D. 17, 2); eine Verurteilung haben ſie nicht auszuſprechen, dieſe 
Verurteilung („secundum eius aestim ationen emptore 
. ex empto actione, venditore autem ex vendito agente“, 
8 1 J. 3, 23) und die Entſcheidung über den ſonſtigen Streitſtoff 
(etwa Vertragsanfechtung, Formgültigkeit, Wirkſamkeit des Vertrags 
für die jetzigen Parteien, Einrede der Zahlung, Aufrechnung, Stundung, 
Verjährung, des Erlaſſes uſw.) bleibt vielmehr dem ordentlichen 
Richter; die Einrede des Schiedsgutachtervertrags iſt daher keine prozeß⸗ 
hindernde oder überhaupt prozeßrechtliche, ſondern eine Einrede des 
materiellen Rechts, und die Beſtimmung, die der Schiedsgutachter trifft, 
iſt daher auch ſelbſt noch keiner Rechtskraft und Vollſtreckung fähig, 
ſie iſt auch nicht ſchlechthin unanfechtbar, ſondern kann in der Regel 
durch Urteil des ordentlichen Richters erſetzt werden, wenn ſie offenbar 
unbillig iſt („si arbitrium ita pravum est, ut manifesta iniquitas 
eius appereat, corrigi potest per iudicium“, 1. 79 D. 17, 2); die 
Einleitung der Tätigkeit der Schiedsgutachter „unterbricht“ nicht die Ver⸗ 
jährung — wirkt vielmehr daraufhin, daß das in der fehlenden Be— 
ſtimmung liegende Hindernis des Verjährungsbeginns behoben wird —, 
und die Beſtimmung, das Schiedsgutachten, hat keinen Einfluß auf die 
geſetzliche Länge der Verjährungsfriſt. (Vergl. RO HG. 3, 74 [= SeuffA. 
26 Nr. 29]; 3, 170; 4, 428 f.; RG. 6, 201 f.; 10, 131 f.; 24, 358f. 
und 412 ff.; 45, 350 ff.; RG. 7. Zivilſen. 13. Juli 00 (Jena 2 U 
146/99) i. S. v. Helldorf gegen Wilhelma (unter irrigem Datum 
wiedergegeben von Staudinger-Kuhlenbeck, 3. Aufl., Bem. 1“ 
zu § 319); Weis mann im Arch ZivPrax. 72, 269 ff.; Weismann, 
Lehrb. d. ZPr. § 190, II; Gaupp⸗Stein (6/7) Bem. II, 3 vor 
8 1025 ZPO; Seuffert (10) Bem. 2 Abſ. 5 vor § 1025; 
Dernburg, Pand. (3) I § 165, II § 15. Vergl. auch z. B. die 
allgemeinen Verſicherungsbedingungen des Verbandes der Feuerver— 
ſicherungsgeſellſchaften von 1886 und 1887 (abgedruckt bei Gerhard, 
Kommentar z. VVG., Zuſatz z. 2. Titel des 2. Abſchn. S. 441 ff.) 
89: Feſtſtellung des Betrags des Schadens durch ein Abſchätzungs— 
verfahren, d. h. durch ernannte Sachverſtändige, gegenüber § 15: 
Zuſtändigkeit für Streitigkeiten aus dem Verſicherungsvertrage; be⸗ 
ſonders die klare Unterſcheidung in den allgemeinen Berficherung?- 
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bedingungen der Gothaer Feuerverſicherungsbank von 16. Auguſt 88, 
§ 55 (jetzt $ 16): Ermittelung des Brandſchadensbetrags durch er⸗ 
nannte Sachverſtändige im Abſchätzungs verfahren, § 60 (jetzt $ 21): 
Entſcheidung von Streitigkeiten, ob überhaupt ein Anſpruch beſteht, 
88 62 ff. (jetzt 88 23 ff.): ſchiedsrichterliche Entſcheidung im Sinne 
der ZPO. — 

Bei Beurteilung der Frage, ob Vertragsſchließende ſich dem Schieds⸗ 
ſpruche von Schiedsrichtern (sententia arbitri) oder nur dem Schieds- 
gutachten von Arbitratoren (boni viri arbitrium) unterſtellt haben, 
wird die Vermutung für den weniger weit gehenden, die Parteien 
weniger bindenden Gutachtervertrag ſprechen; die Ausnahme von der 
Regel, daß über bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten der ordentliche Richter 
entſcheidet, bedarf immer eines beſonderen Beweiſes. (Vergl. RG. 
45, 353; Weis mann im ArhgivPrar. 72, 308; Bolze 1, 891.) 

Eine ſolche dem Gutachtervertrage günſtige Auslegung iſt be⸗ 
ſonders dann geboten, wenn wie hier, der Vertrag ſich nicht als 
Schiedsvertrag bezeichnet und wenn die zur Entſcheidung Berufenen 
nicht Schiedsrichter, ſondern wie hier, Taxatoren (Ziffer 6 Abſ. 5, 
Ziffer 7, vorl. Abſ., Ziffer 9 Abſ. 1) und Sachverſtändige (3. 9 
Abſ. 2) genannt werden. (Vergl. Weis mann a. a. O.) 

Daß dieſe Auslegung im vorliegenden Fall dem Willen der 
Vertragsſchließenden entſpricht, läßt auch der Abſ. 3 der Ziffer 9 des 
Vertrags erkennen. Dies hat für einen wörtlich ebenſo wie hier 
lautenden § 9 eines gleichinhaltlichen andern Kohlenabbauvertrags 
derſelben Rechtsvorgängerin der hier beteiligten B. .. zeche aus dem⸗ 
ſelben Jahre das Oberlandesgericht bereits entſchieden. (Urteil vom 
29. Septemeber 1900 in Sachen N. gegen B. .. zeche, 2 U 57/00, 
(LG. Altenburg, O. 345/99). Das Oberlandesgericht hat damals 
folgendes erwogen: 

Hätten die Vertragsſchließenden Schiedsrichter zur Entſcheidung 
ihrer Streitigkeiten berufen, ſo wäre es gewiß nicht nötig geweſen, 
für die ganz ſeltenen Fälle, in denen dann eine Tätigkeit der ordent⸗ 
lichen Gerichte überhaupt noch möglich geweſen wäre, auf ein beſonderes 
beſchleunigtes Verfahren ſich zu vereinigen. Wurden dagegen Schieds- 
gutachter herangezogen, ſo war es allerdings angezeigt, für den dann 
gleichwohl leicht möglichen Fall, daß es zum Prozeſſe kam, beſondere 
Vorſorge zu treffen. | | 

Von dieſer Entſcheidung hier bei gleicher Sachlage abzugehen 
liegt um ſo weniger Veranlaſſung vor, als auch die Faſſung der Ziffer 7 
vorl. Abſ., der gerade die vertragliche Unterlage für den hier ſtrittigen 
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Punkt bildet, nur davon ſpricht, daß der Schaden an anſtehenden 
Früchten „in durch Taxation (efr. 9 unten) zu ermittelnder 
Höhe zu erſetzen“ iſt, denn hier iſt als Aufgabe des Taxations⸗ 
verfahrens nicht die Verurteilung zum Erſatz, ſondern nur die Er⸗ 
mittelung der Höhe des Schadens bezeichnet; die Einklagung des 
ſo „ermittelten“ Betrags ſoll demnach nicht vor den Taxatoren, ſondern 
nur auf Grund ihrer Taxation, alſo vor dem ordentlichen Gerichte 
(Ziff. 9 Abſ. 3) erfolgen. 

Wenn nun hiernach feſtſteht, daß die in dem Vertrage vom 
2. September 1873 vorgeſehenen „Taxatoren“ keine „Schiedsrichter“ 
in dem von der Zivilprozeßordnung unter dieſem Worte verſtandenen 
Sinne ſind, ſo iſt damit auch eine Anwendung der im 10. Buche der 
Zivilprozeßordnung über die Beſtellung von Schiedsrichtern 
gegebenen Vorſchriften ausgeſchloſſen. Eine Zuſtändigkeit des Land⸗ 
gerichts und Unzuſtändigkeit des Amtsgerichts zur Ernennung des 
dritten Taxators kann alſo nicht auf 8 1045 ZPO. geſtützt werden. 

Dieſe Ernennung iſt vielmehr, wenn ſie überhaupt zum Ge— 
ſchäftskreiſe der Gerichte gehört, eine Angelegenheit der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit. 

Unſtreitig iſt es, daß die Ernennung des Dritten — des 
Arbitrators — der an Stelle der Vertragsſchließenden die vereinbarte 
Leiſtung näher beſtimmen ſoll, von den Parteien auch einem Vierten 
übertragen werden kann. In dieſer Weiſe kann außer einer phyſiſchen 
Perſon auch eine Behörde als ſolche mit der Ernennung betraut 
werden. Für Handelskammern hat dies das Reichsgericht anerkannt, 
ſoweit es ſich um eine von den Vertragsſchließenden ausgeſprochene 
Uebertragung zur Ernennung eines „Schiedsrichters“ handelt. (RG. 
26, 373; 53, 387; Weis mann, Lehrbuch des Zivilprozeſſes § 190, 
III Note 11.) 

Dies aber nicht in gleicher Weiſe für den Fall der Uebertragung 
der Ernennung von „Schiedsgutachtern“ gelten zu laſſen, liegt kein 
ſachlicher Grund vor; denn für die Tätigkeit des Ernennenden ſpielt 
der begriffliche Unterſchied zwiſchen Schiedsrichtern und Schiedsgut— 
achtern keine Rolle. Ebenſowenig liegt aber ferner ein Grund vor, 
die Uebertragung auf andere Behörden, Verwaltungsbehörden und 
Gerichtsbehörden, als unwirkſam anzuſehen. Die altpreußiſchen Gerichte 
verneinen allerdings eine ſolche Möglichkeit (RO HG. 2, 272; 17, 
251 f.; RG. 53, 3). Allein für das gemeinrechtliche und insbeſondere 
für das altenburgiſche Rechtsgebiet muß ſie anerkannt werden. So 
bringt Puchta in einem den Geſchäftskreis des Richters der freie 
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willigen Gerichtsbarkeit behandelnden Buche Beiſpiele und Muſter 
von Verträgen — Pachtverträgen —, in denen wie im vorliegenden 
Falle von 3 „Taxatoren“, „unparteiiſchen Sachverſtändigen“, die den 
Wert eines Gutinventars oder das Vorhandenſein der Vorausſetzungen 
des erheblichen Mißwachſes feſtſtellen ſollen, den einen der Verpächter, 
den andern der Pächter und den dritten das Gericht ernennt 
(Puchta, Handb. des gerichtlichen Verfahrens in nichtſtreitigen 
bürgerlichen Rechtsſachen [1821], Teil II, $ 152 S. 74 und Muſter 
DD S XXIII S. 481). 

Man geht wohl auch kaum fehl in der Auffaſſung, daß auch 
die in § 54 des altenburgiſchen Grundgeſetzes vorgeſehene Art der 
Ernennung je eines Sachverſtändigen von jeder Partei und des 
dritten durch die Gerichtsbehörde keine neue Einrichtung des Geſetz— 
gebers iſt, ſondern ſich an gebräuchliche Vertragsbeſtimmungen anſchloß. 

Die Gebräuchlichkeit ſolcher Vertragsbeſtimmungen zeigt ſich auch 
in den allgemeinen Verſicherungsbedingungen, wie ſie 1886 und 
1887 die zu einem Verbande zuſammengeſchloſſenen deutſchen Feuer— 
verſicherungsgeſellſchaften vereinbart haben. Sie beſtimmen in 8 9 
(bei Gerhard a. a. O. S. 455/446), daß in gewiſſen Fällen der 
dritte Sachverſtändige (Obmann) für das Abſchätzungsverfahren auf 
Antrag einer Partei oder beider durch das für den Brandort zu— 
ſtändige Amtsgericht ernannt werden ſoll; ſo auch die erwähnten 
allgemeinen Verſicherungsbedingungen der Gothaer Feuerverſicherungs⸗ 
bank von 1888 8 55 (jetzt 16) für den Sachverſtändigen⸗Obmann, 
wie übrigens auch § 64 (jetzt 25) für den Schiedsrichter⸗Obmann. 

Auch das neue Reichsgeſetz über den Verſicherungsvertrag geht, 
wie die Faſſung der §§ 64, 184 und die Anordnung der unmittel⸗ 
baren Anwendbarkeit auf beſtehende Verträge (EG. Art. 4 Nr. 6) 
ergibt, offenbar davon aus, daß ſolche Vertragsbeſtimmungen Wirk⸗ 
ſamkeit haben; die Begründung wie der Geſetzestext erklären nicht 
die Vereinbarung für zuläſſig (etwa: „Durch den Vertrag kann 
beſtimmt werden, daß die Sachverſtändigen durch das Gericht zu 
ernennen find“), ſondern ſetzen dieſe Möglichkeit wie etwas Selbſt— 
verſtändliches voraus und wollen „für den Fall, daß im Vertrag 
nur eine gerichtliche Ernennung vorgeſehen iſt“, nur „die erforderlichen 
(reichs rechtlichen) Beſtimmungen hinſichtlich des zuſtändigen 
Gerichts und des Verfahrens geben“ (Gerhard, Komm. Anm. 
bei § 64). Daß das Reichsgeſetz damit etwas Neues gegenüber 
dem bisherigen (landesrechtlichen) Zuſtande ſchaffe, iſt nirgends an⸗ 
gedeutet. Die Sachverſtändigen des 88 64, 184 VVG. find aber 
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nichts anderes als Arbitratoren im Sinne der §§ 317 ff. BGB. 
(Gerhard a. a. O. Anm. 4 zu § 64) und als die „Taxatoren“ des 
hier in Frage ſtehenden Vertrags. 

Die gerichtliche Ernennung eines Dritten auf Parteiantrag im 
Privatrechtsverkehr iſt ja auch ſonſt eine nicht ſeltene Erſcheinung. 
Das Gericht kann einen Teſtamentsvollſtrecker ernennen, wenn der 
Erblaſſer es darum erſucht hat ($ 2200 BGB.). Es ernennt auf 
Antrag Privater Vorſtandsmitglieder (§ 29 BGB.), Liquidatoren 
($ 48 verbd. mit § 29 BGB., 8$ 146, 295 HGB., § 83 GenG., 
§ 66 GmbH., § 47 VerſAufſG.), Reviſoren (8 192 HGB., § 61 
GenG.), Dispacheure (§ 98 BSchG.), Verwahrer ($ 165 FGG.), 
Sachverſtändige (§ 164 FGG., nunmehr auch 88 64, 184 
VerſVertrGeſ.). 

Aus dieſen als Ergänzung des vermutlichen Verträgswillens 
aufgeſtellten poſitivrechtlichen Beſtimmungen und überhaupt aus der 
allgemeinen Aufgabe der freiwilligen Gerichtsbarkeit, den Privaten 
bei der Geſtaltung ihrer Privatrechtsverhältniſſe förderlich zu ſein, 
ergibt ſich, daß ein grundſätzliches Bedenken gegen die Zuläſſigkeit 
und Wirkſamkeit einer Parteivereinbarung, welche die Ernennung von 
Schiedsgutachtern der für eine unparteiliche Auswahl geeignetſten 
Stelle, dem Gericht, überträgt, nicht beſtehen kann. Denn wenn man 
auch nicht jeder beliebigen Vereinbarung von Privaten, daß das 
Gericht gewiſſe Perſonen (etwa auch den Kaſſierer eines Kegelklubs 
und dergl.) zu beſtimmen habe, eine die Tätigkeitspflicht des Gerichts 
begründende Wirkung wird beimeſſen können, ſondern gewiſſe Schranken 
ſetzen muß, wie etwa die, daß das Gericht nach pflichtmäßigem Er- 
meſſen ein Bedürfnis und die Angemeſſenheit der gerichtlichen Ernennung 
anerkennt (wie $ 2200 BGB., § 5 Abſ. 2 Altenb AG. z. FGG.), 
ſo kann doch ein ſolches Bedürfnis des Rechtslebens nach einer Mit⸗ 
wirkung des Gerichts zur unparteiiſchen Auswahl und Ernennung 
von Schiedsgutachtern kaum verneint werden. 

Für Sachſen⸗Altenburg aber iſt eine ſolche Zuſtändigkeit kraft 
Parteianrufung um ſo unbedenklicher anzunehmen, als in $ 4 2G. z. 
FGG. die durch die landesgeſetzlichen Vorſchriften, alſo auch die durch 
jene gewohnheitsrechtliche Uebung begründeten Zuſtändigkeiten auf⸗ 
recht erhalten find, und ferner, weil der Richter der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit auch, ohne daß ein behördliches Verfahren ſchwebt, auf Partei⸗ 
anträge Sachverſtändige auszuwählen, zu beeidigen und zu vernehmen 
hat ($ 4 Nr. 3.; § 5 Abſ. 2 verbd. mit § 1 AG. z. FGG.; § 404 
ZPO.; vergl. Rausnitz, 1900, FGG. in Bem. 9 zu § 164 über 
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Art 34 Abſ. 2 PreußF GG.). Denn in dem Rechte, die Auswahl 
und die (eidliche oder uneidliche) Vernehmung ($ 4 Nr. 3 AG.) 
oder die Auswahl und die Beeidigung ohne Vernehmung (§ 5 Abſ. 2 
AG.) zu verlangen, iſt auch das Mindere, die bloße Ernennung 
(Auswahl) eines Sachverſtändigen zu verlangen, gegeben. 

Es fragt ſich nun weiter noch, welchem Gerichte die Vertrags⸗ 
ſchließenden die Ernennung haben übertragen wollen. Hierbei kann 
für die damalige Zeit dahingeſtellt bleiben, ob ſie mit dem in Abſ. 1 
der Ziff. 9 gewählten Ausdrucke „das zuſtändige Gericht“ dasſelbe 
Gericht gemeint haben, das ſie in Abſ. 3 daſelbſt als für den 
Prozeß zuſtändig vereinbart haben (das Gerichtsamt J zu Alten⸗ 
burg). Denn auch, wenn ſie nicht das vereinbarte Prozeßgericht 
meinten, war das Gerichtsamt I zu Altenburg das einzige Gericht, 
das ſachlich und örtlich zuſtändig war. Denn Patrimonialgerichte 
gab es damals nicht mehr, und das Appellationsgericht, der haupt⸗ 
ſächlichſte Vorgänger des heutigen Landgerichts, war, abgeſehen von 
der hier nicht zutreffenden ausnahmsweiſen erſtinſtanzlichen Zu⸗ 
ſtändigkeit — privilegierter Gerichtsſtand, Schriftſäſſigkeit — nur 
zweite Inſtanz und kam daher damals nicht in Frage ). 

Unter der heutigen Gerichtsverfaſſung aber beſteht kein Zweifel, 
daß es dem Willen der Vertragsſchließenden entſpricht, unter dem 
„zuſtändigen Gerichte“ nicht das Landgericht, ſondern das Amtsgericht 
zu verſtehen. Denn mag auch die Vereinbarung in Abſ. 3 der 
Ziff. 9 über die Prozeßzuſtändigkeit ſich nur auf die örtliche Zu— 
ſtändigkeit bezogen haben (eine Verteilung der ſachlichen Zuſtändigkeit, 
wie jetzt zwiſchen Amtsgericht und Landgericht, gab es damals nicht, 
das Gerichtsamt war ohne Wertsgrenze zuſtändig), ſo daß die Ver— 
einbarung jetzt einer Klagerhebung vor dem Land gericht nicht 
entgegenſtünde, ſo iſt doch nach dem ganzen Zweck und Charakter 
der Schiedsgutachterernennung nicht anzunehmen, daß die Vertrags⸗ 
ſchließenden, wenn fie an eine nachmalige Verteilung der Prozeß— 
zuſtändigkeit gedacht hätten, auch dieſe Ernennung dem Prozeßgericht 
übertragen hätten. Die Uebertragung galt vielmehr dem Gerichtsamte 
in ſeiner — gleichzeitigen — Eigenſchaft als Behörde der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit für die in Frage ſtehende Oertlichkeit. Dieſe Behörde 
iſt aber das Herzogliche Amtsgericht zu Meuſelwitz. 

Der „dritte Taxator“ — Amtsvorſteher St. in W. — iſt alfo 
von dem zuſtändigen Gericht ernannt worden. Da dieſe Er- 
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nennung, wie ausgeführt, eine Verfügung in einer derjenigen An⸗ 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit iſt, die durch Landesrecht 
den Gerichten übertragen ſind, fo iſt gegen fie nach SS 19 ff. AG. 
z. FGG. auch die Veſchwerde zuläſſig. Denn Beſchränkungen 
der Anfechtbarkeit, wie ſie für die rechtsähnlichen reichsrechtlichen Fälle 
des § 164 Abſ. 2 FGG.; § 64 Abi. 2 Satz 3, § 184 Abſ. 2 
VerſVertrGeſ. beſonders beſtimmt find, liegen hier nicht vor. 

Soweit ſich hier die Beſchwerde gegen die Zuſtändigkeit 
des Amtsgerichts wendet, iſt ſie, wie dargelegt, unbegründet. 

Wie nun aber aus der einen der beiden Eingaben der Abbau⸗ 
berechtigten vom 14. Auguſt 1908 hervorgeht, erſtrebt dieſe Be⸗ 
teiligte die Ernennung eines anderen Taxators an Stelle des vom 
Gericht ernannten wegen deſſen Befangenheit. Ob dieſes offenbar 
nicht fallengelaſſene Begehren auch Gegenſtand der Beſchwerde ſein 
ſoll, iſt nicht geklärt und vom Landgericht noch nicht entſchieden. 

Die etwa erforderliche Entſcheidung über dieſen materiellen Punkt 
muß daher dem Landgericht vorbehalten bleiben. Zu einer Stellung⸗ 
nahme in dieſer materiellen Frage der „Ablehnung“ von Schieds⸗ 
gutachtern liegt für das Oberlandesgericht zur Zeit kein Anlaß vor. 
Es war daher die Entſcheidung des Landgerichts lediglich aufzuheben 
und die weitere Entſcheidung, auch im Koſtenpunkte, ihm zu überlaſſen. 

Beſchluß des 3. Zivilſenats vom 3. Dezember 1908. 3 W 103/08 
(nach Altenburg). 


4. Gehälter, gezahlt von einer auswärtigen Erwerbs 
geſellſchaft, genießen in Sachſen-Weimar keine 
Steuerfreiheit. 

Ein Gewerbe betreibt nach allgemeinen Sprachbegriffen derjenige 
ſeinerſeits nicht, deſſen Tätigkeit, mag ſie entgeltlich geleiſtet werden, 
vereinbarungsgemäß dazu beſtimmt iſt, eine auf Erreichung eines 
Gewinns gerichtete Tätigkeit eines anderen Rechtsſubjekts zu fördern, 
in der Weiſe, daß die Vorteile jener Tätigkeit nicht jenem, ſondern 
letzterem zufließen. 

Iſt dies zutreffend, ſo ſtellt ſich die Tätigkeit des Klägers, die 
darin beſteht, daß er bei einer in Genua anſäſſigen Erwerbsgeſellſchaft 
gegen Gehalt als Mitglied des Verwaltungsrats tätig iſt, da ſie 
ſatzungsgemäß dazu beſtimmt iſt, die auf Gewinn gerichtete Tätigkeit 
dieſer Erwerbsgeſellſchaft zu fördern, nicht als Gewerbebetrieb dar. 

Nach dem revidierten Geſetz über die Steuerverfaſſung des 
Großherzogtums vom 18. März 1869 konnte es nicht zweifelhaft 
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erſcheinen, daß die in § 4 Ziffer 1 unter A, b geordnete Steuer⸗ 
freiheit nur dem außerhalb des Großherzogtums ſelbſt ein Gewerbe 
betreibenden, an ſich ſteuerpflichtigen inländiſchen Staatsangehörigen, 
nicht auch demjenigen zur Seite ſtehen ſollte, welcher aus dem 
Gewerbebetrieb eines anderen fließendes Einkommen aus einer Tätig⸗ 
keit hatte, die ſich nicht als eigner ausländiſcher Gewerbebetrieb 
darſtellte. 

Zweifel, ob nicht ſpäter auch dem letzteren in Anſehung dieſes 
Einkommens Steuerfreiheit hat zugeſtanden werden ſollen, konnten 
erſt infolge der abweichenden Faſſung der Vorſchrift unter III A 2 
des Geſetzesnachtrags vom 28. Februar 1872 und in § 8 Ziffer 2 
des Einkommenſteuergeſetzes vom 2. Juni 1897 auftauchen. 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob dieſe Zweifel der Berechtigung 
entbehren, wenn man jene Vorſchriften mit anderen in die Geſetze 
aufgenommenen Vorſchriften vergleicht, auf alle Fälle ergibt ſich aus 
der geſchichtlichen Entwickelung der Steuergeſetze, daß eine Aenderung 
der auf Grund des früheren Geſetzes in dieſer Beziehung beſtehenden 
Steuerfreiheiten bei Erlaß des Einkommenſteuergeſetzes vom 2. Juni 
1897 nicht geplant war. 

Es ergibt ſich dies, was das Einkommenſteuergeſetz vom 2. Juni 
1897 anlangt, mit voller Gewißheit aus den Erklärungen der 
Großh. Staatsregierung und des mit der Beratung des Geſetz— 
entwurfs betraut geweſenen Landtagsausſchuſſes bezw. deſſen Bericht- 
erſtatters im Plenum des Landtags und es erſcheint die Annahme 
gerechtfertigt, daß durch den Geſetzesnachtrag vom 28. Februar 1872 
eine Steuerfreiheit zugunſten derjenigen Perſonen nicht eingeführt 
worden iſt, welche im Ausland zwar eine gewinnbringende Tätigkeit 
entfalten, aber kein eigentliches Gewerbe betreiben. 

Wie der Eingang des Geſetzesnachtrags vom 28. Februar 1872 
ergibt, ſollte dieſer die Beſtimmungen des Geſetzes über die Steuer- 
verfaſſung vom 18. März 1869 mit den Vorſchriften des Bundes⸗ 
und nunmehrigen Reichsgeſetzes vom 13. Mai 1870 wegen Beſeitigung 
der Doppelbeſteuerung in die notwendige Uebereinſtimmung bringen. 

Nach § 3 des zuletzt erwähnten Geſetzes hat nun aber zweifellos 
nur das Einkommen aus dem Betriebe eines Gewerbes außerhalb 
desjenigen Bundesſtaates, deſſen Steuerhoheit der betreffende Gewerbe— 
treibende infolge ſeines Wohnſitzes bezw. Aufenthaltes in ihm nach. 
den §8 1 und 2 J. c. unterfallen ſoll, dieſer Steuerhoheit entzogen 
werden ſollen, nicht aber auch das Einkommen aus einer zwar 
gewinnbringenden, aber als Gewerbebetrieb nach den allgemeinen 
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Sprachbegriffen ſich nicht darſtellenden Tätigkeit, in Anſehung deſſen 
die Steuerhoheit desjenigen Staats nicht hat angetaſtet werden ſollen, 
dem nach den 88 1 und 2 1. c. deſſen Beſteuerung hat nachgelaſſen 
bleiben ſollen. 

Für die Annahme, daß die Landesgeſetzgebung mit dem Erlaß 
des Geſetzesnachtrags vom 28. Februar 1872 in Anſehung dieſes vom 
Geſetz über die Steuerverfaſſung vom 18. März 1869 als Objekt 
der Beſteuerung in Anſpruch genommenen Einkommens eine Steuer⸗ 
befreiung neu habe einführen wollen, fehlt es, da eine ſolche Be- 
freiung durch das mehrerwähnte Bundes- bezw. Reichsgeſetz nicht 
geboten war, an jedem Anhalt. 

Mit Recht iſt auch vom Vorderrichter dem Einkommen des Klägers 
aus feiner Tätigkeit als Mitglied des Verwaltungsrats der Erwerbs— 
geſellſchaft in Genua diejenige Steuerfreiheit zugebilligt worden, welche 
nach § 8 Ziffer 2 des Einkommenſteuergeſetzes vom 2. Juni 1897 
die Einkommen aus ausländiſchen Gehältern, Wartegeldern 
und Penſionen genießen ſollen, ſoweit nicht Ausländer in dem 
dort erwähnten Umfang in Betracht kommen. 

Der Kläger beruft ſich ſelbſt nicht auf dieſe Freiheit und würde 
auch mit der Berufung auf dieſes Privileg keinen Erfolg haben können. 

Iſt auch nicht ausdrücklich vorgeſchrieben, daß dieſes Privileg 
nur den Gehalten, Wartegeldern und Penſionen aus ausländiſchen 
Staats⸗ und anderen öffentlichen Kaſſen zuſtehen ſoll, ſo ergibt doch 
die Vergleichung mit den jener Vorſchrift zugrunde liegenden Vor— 
ſchriften in §S 4 unter Ziffer 3 A c und Bg in der Faſſung des 
Geſetzes über die Steuerverfaſſung vom 18. März 1869 und in 8 4 
unter III A 3 und B7 in der Faſſung des Nachtragsgeſetzes vom 
28. Februar 1872, daß den Gehalten, Wartegeldern und Penſionen 
aus Kaſſen ausländiſcher Erwerbsgeſellſchaften die dort ge— 
ordnete Steuerfreiheit nicht hat zugeſtanden werden ſollen. 

Urteil des 1. Zivilſenats vom 3. Oktober 1908. 1 U 75/08 (nach 
Eiſenach). 


5. Einſtweilige Verfügung zum Schutze des noch nicht 
exiſtenten Anſpruchs auf Rückgewähr einer Ver⸗ 
tragsleiſtung wegen Unmöglichwerdens der Gegen— 
leiſtung. Wird der Rückgewähranſpruch dadurch 
in Frage geſtellt, daß der Gegner zur Zurückhaltung 
der Gegenleiſtung berechtigt iſt? Kann die Kon— 
kurrenz anderer Gläubiger einen Grund abgeben, 
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den Gläubiger einer Individualleiſtung durch eine 

einſtweilige Verfügung zu ſchützen? 

Die Parteien hatten Grundbeſitz getauſcht. Der Antragfkeller 
hatte den ſeinigen aufgelaſſen, nicht aber die Antragsgegner den ihrigen. 
In den letzteren wurde von dritter Seite die Zwangszvollſtreckung 
betrieben. Der Antragſteller hielt daher für wahrſcheinlich, daß den 
Antragsgegnern die Erfüllung ihrer Verpflichtung aus dem Taufch- 
vertrag unmöglich werden würde, gleichzeitig auch den von ihm für 
dieſen Fall behaupteten Anſpruch auf Rückübereignung ſeines früheren 
Grundbeſitzes für gefährdet. Er erwirkte zum Schutze dieſes Anſpruchs 
eine einſtweilige Verfügung, durch die den Antragsgegnern die Ver⸗ 
äußerung und Belaſtung des bezeichneten Beſitzes unterſagt wurde. 
Auf den Widerſpruch der Antragsgegner hob das Landgericht die 
einſtweilige Verfügung auf aus dem Grunde, weil die Antragsgegner 
berechtigt ſeien, mit der Auflaſſung des von ihnen in Tauſch gegebenen 
Grundbeſitzes zurückzuhalten. Dies um deswillen, weil der Antrag- 
ſteller unterlaſſen habe, ihnen die zur Löſchung einer auf dem ihnen 
aufgelaſſenen Grundbeſitz eingetragenen Hypothek erforderlichen Ur— 
kunden auszuhändigen, und weil der Replik, es ſei vereinbart worden, 
daß der Antragſteller dieſe Urkunden erſt herauszugeben habe, nachdem 
die Antragsgegner die Uebereignung des ihm in Tauſch gegebenen 
Grundbeſitzes in die Wege geleitet hätten, nicht glaubhaft gemacht ſei. 
Das Oberlandesgericht änderte dieſe Entſcheidung ab mit folgender 
Begründung: 

Auf den Streit darüber, ob den Antragsgegnern das behauptete 
Zurückbehaltungsrecht zuſtand, oder nicht, kommt nichts an. Keines⸗ 
falls wurde durch ein ſolches der Anſpruch des Antragſtellers auf 
Erfüllung des Tauſchvertrags aufgehoben ($ 322 BGB.). Kam es 
zur Zwangsverſteigerung des Grundbeſitzes, den die Antragsgegner 
dem Antragſteller zu übereignen verpflichtet waren, ſo war die Wirkung 
das Unvermögen der Antragsgegner zur Bewirkung ihrer Vertrags- 
leiſtung und damit die Entſtehung eines Anſpruchs des Antragſtellers 
auf Rückübereignung ſeines früheren Grundbeſitzes, ſei es auf Grund 
des § 323, ſei es auf Grund des $ 325 BGB. Davon, daß der 
Antragsgegner dieſe Unmöglichkeit zu vertreten und deshalb ſeinen Rück⸗ 
gewähranſpruch verloren gehabt haben würde (8 324 BGB.), kann keine 
Rede ſein. Aus dem Vorbringen der Antragsgegner würde ſich allen⸗ 
falls ergeben, daß fie nicht im Verzuge waren, keinesfalls, daß der Antrag: 
ſteller in Leiſtungs⸗ oder Annahmeverzug war. Der zu ſichernde Anſpruch 
war ſonach als bedingter glaubhaft gemacht. Auch als ſolcher war er 
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des Schutzes durch einſtweilige Verfügung fähig (ZPO. §8§ 916 und 
936, Gaupp⸗Stein, ZPO. Bem. II Nr.7 zu 8935). Glaubhaft war 
auch ſeine Gefährdung ). Die bei der Zwangsverſteigerung des urſprüng⸗ 
lichen Grundbeſitzes der Antragsgegner ausgefallenen Gläubiger würden 
ſich an deren ſonſtiges Vermögen und darunter auch den früher dem 
Antragſteller gehörigen Grundbeſitz gehalten haben. Wenn für den 
Arreſt geſagt wird, daß die drohende Konkurrenz anderer Gläubiger 
keinen Grund zu feiner Verhängung abgebe (Gaupp- Stein, 3p. 
§ 907 Bem. I Note 10), fo trifft gleiches für den vorliegenden Fall 
nicht zu. Der Anſpruch auf eine Individualleiſtung iſt in dieſer Be⸗ 
ziehung demjenigen auf eine Geldleiſtung nicht durchaus gleichzuſtellen, 
wie ein Vergleich zwiſchen dem Wortlaut der SS 907 und 935 ZPO. 
ohne weiteres ergibt. Die Anſprüche auf Geldleiſtung ergreifen von 
vornherein das ganze Vermögen des Schuldners, dabei ſteht jeder 
perſönliche Gläubiger dem anderen gleich, und der Arreſt ſoll nicht 
dazu dienen, dem einen eine Vorzugsſtellung vor dem anderen zu 
verſchaffen. Dagegen richtet ſich der Individualanſpruch zunächſt nur 
auf einen beſtimmten Bermögendgegenftand, nicht auch auf das ſonſtige 
Vermögen. Wird hier der Gläubiger gegen die Konkurrenz bloßer 
Geldgläubiger geſchützt, ſo handelt es ſich nicht um ſeine Bevorzugung 
vor dieſen, ſondern um die Hintanhaltung einer Benachteiligung. 
Das Vorgehen eines einzigen Gläubigers kann ihn um die Möglich— 
keit der Realiſierung ſeines Individualanſpruchs bringen, während 
die anderen Geldgläubiger unter Umſtänden dadurch nicht die geringſte 
Beeinträchtigung erleiden, weil ihr Anſpruch durch den Angriff auf 
andere Vermögensſtücke des Schuldners noch uneingeſchränkte Be— 
friedigung finden kann. 


Urteil des 3. Zivilſenats vom 22. Oktober 1908. 3 U 84/08 (nach 
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6. Ein Vergleich beſeitigt nicht die durch gerichtliche 
Entſcheidung begründete Verpflichtung zur 
Zahlung der entſtandenen Gerichtskoſten (§ 87 
GKG.). 

In erſter Inſtanz ſind die Koſten des Rechtsſtreits durch Urteil 
zu ½10 dem Kläger, zu %0 dem Beklagten auferlegt worden. In 
zweiter Inſtanz haben die Parteien den Prozeß durch Vergleich be— 


1) Es handelte ſich nicht etwa um eine einſtweilige Verfügung auf Grund des 
§ 885 BGB. 


endigt und in dieſem vereinbart, daß jede Partei ihre außergerichtlichen 

Koſten und die Hälfte der gerichtlichen Koſten trägt. 

Der Gerichtsſchreiber hat die Koſten nach dem im urteil erſter 
Inſtanz ausgeſprochenen Verteilungsmaßſtabe (1: 9) berechnet. 

Der Beklagte hat dagegen Erinnerung erhoben. Er verlangt 
Zugrundelegung des im Vergleich vereinbarten Verteilungsmaßſtabes 
von ½ : ½. Seine Erinnerung iſt durch den angefochtenen Beſchluß 
als unbegründet zurückgewieſen worden. Seiner Beſchwerde hiergegen 
kann ebenfalls nicht ſtattgegeben werden. 

Nach dem Gerichtskoſtengeſetz iſt Schuldner der Gerichtskoſten 

I. nach § 86 derjenige, a) welchem durch gerichtliche Ent— 
ſcheidung die Koſten des Verfahrens auferlegt ſind, oder 
b) welcher ſie durch eine vor dem Gericht abgegebene oder 
dem Gericht mitgeteilte (einſeitige oder vereinbarte) Erklärung 
übernommen hat, 

II. nach § 89 in Ermangelung eines ſolchen (§ 86) Schuldners 
derjenige, welcher das Verfahren der Inſtanz beantragt hat. 
§ 86 ſtellt die beiden Verpflichtungsgründe — Gerichtsent— 

ſcheidung und Uebernahme — als ſelbſtändig und gleichwertig neben- 

einander hin („oder“). Die Uebernahmeerklärung der einen Partei 
verliert demnach ihre verpflichtende Wirkung nicht, wenn durch gerichtliche 

Entſcheidung der anderen Partei die Koſten auferlegt werden; und 

umgekehrt beſeitigt die Uebernahmeerklärung der einen Partei nicht 

die durch gerichtliche Entſcheidung begründete Koſtenſchuld der anderen 

Partei. 

Das ergibt ſich aus den folgenden Vorſchriften: Die beiden 
zwiſchen den Hauptparagraphen § 86 und § 89 ſtehenden Paragraphen 
geben nur zuſätzliche Beſtimmungen zu § 86. 8 87 regelt die Wirkung 
des Wegfalls des erſten der beiden Haftungsgründe des § 86: der 
gerichtlichen Entſcheidung; bei deren Aufhebung oder Abänderung 
ſoll die durch ſie begründete Zahlungspflicht wieder erlöſchen. § 88 
gibt eine zuſätzliche Regelung für den zweiten Haftungsgrund des 
§ 86: der Koſtenübernahme; falls dieſe nicht bloß einſeitig geſchieht, 
ſondern auf Parteiübereinkunft beruht, ſoll ſie die aushilfliche Haftung 
jeder Partei zur Hälfte begründen; die Bedeutung dieſes Zuſatzes 
liegt darin, daß die ſelbſt nicht koſtenübernehmende Partei durch ihre 
Zuſtimmung zu der Uebernahme ſelbſt aushilflich Schuldnerin wird. 

Die beiden Verpflichtungsgründe des § 86 — a) Gerichtdent- 
ſcheidung und b) Uebernahme — werden alſo auch in den ihm folgenden 
Paragraphen durchgängig getrennt gehalten. Insbeſondere behandelt der 


& 88, wie auch die Verweiſung auf $ 86 in Verbindung mit der Wieder- 
holung des dortigen Ausdrucks „übernommen“ ergibt, den Vergleich 
lediglich aus dem Geſichtspunkte der „Uebernahme“, alſo des 
zweiten der beiden Gründe. Deshalb kann andererſeits der den 
erſten dieſer Gründe zuſätzlich regelnde § 87, wenn er von der „Auf⸗ 
hebung“ oder „Abänderung“ der gerichtlichen Entſcheidung ſpricht, 
nur jo verſtanden werden, daß er nicht ebenfalls die Wirkung einer 
auf Parteivereinbarung beruhenden Uebernahme regeln will, daß er 
alſo nicht eine Aenderung oder Aufhebung durch Parteivereinbarung 
(vergleichsweiſe Uebernahme), ſondern nur eine durch anderweite ge⸗ 
richtliche Entſcheidung erfolgende Aufhebung oder Abänderung im 
Sinne hat. 

Dieſer Meinung find auch Rittmann (3) Bem. 6 zu § 86, 
Bem. 2 zu § 87, Bem. 3 zu $ 88 GKG., und Roos⸗Kern 
(01) 8 7, II 1b S. 184, II 1d? S. 186, ſowie die 7. Aufl. von 
Pfafferoth, GKG., Anm. 4 zu 8 85. 

Anderer Meinung iſt allerdings das Kammergericht (8. Zivil⸗ 
ſenat v. 2. März OL, KGBl. OL, 45) und mit Berufung auf dieſe 
Kammergerichtsentſcheidung nunmehr auch Pfafferoth, 8. Aufl., 
Bem. 4 zu § 87. Das Kammergericht folgert ſeine gegenteilige 
Auffaſſung daraus, daß § 86 die Erklärung der Parteien der ge— 
richtlichen Entſcheidung gleichſtellt und deshalb der unter den Parteien 
getroffene Vergleich über die Koſtenlaſt auch gegenüber der Staats⸗ 
kaſſe Wirkung haben müſſe. Dieſer Begründung kann nicht gefolgt 
werden. Denn aus der Gleichſtellung der Auferlegung und der 
Uebernahme in § 86 folgt keine Bevorrechtigung des einen der 
beiden Verpflichtungsgründe, folgt nicht, daß der eine den andern 
zu beſeitigen vermöge, ſondern vielmehr, daß jeder unabhängig 
von dem anderen und neben dem anderen ſeine Wirkung hat und 
behält. Die Staatskaſſe ſollte durch die Nebeneinanderſtellung zweier 
gleich wirkſamer Verpflichtungsgründe in § 86 behufs Erlangung ihrer 
Koſten tunlichſt günſtig geſtellt ſein. 

Im vorliegenden Falle kann demnach die Staatskaſſe nach ihrer 
Wahl die Parteien ſowohl nach dem Vergleich (½ : ½) als auch 
nach dem erſtinſtanzlichen Urteile (¼10 : ¼10) in Anſpruch nehmen, 
den Kläger alſo zu /10 und den Beklagten zu 7/10, jedoch nur bis 
zur Erlangung von %o des Geſamtbetrags der Gerichtskoſten. 

Der Beklagte beſchwert ſich darüber ſonach mit Unrecht. 

Beſchluß des 3. Zivilſenats vom 19. Oktober 06. 3 W 86/08 


(nach Altenburg). 
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7. Für die gerichtliche Verwahrung notariell errichteter 
Teſtamente kann nach dem Coburg-Gothaiſchen 
Gerichtskoſtengeſetz vom 13. Dezember 1899 eine 
Gebühr nicht erhoben werden. 

Das Herzogl. Amtsgericht in Coburg hat für die amtliche 
Verwahrung zweier vor dem Notar Dr. A. errichteten Teſtamente, die 
dieſer im Auftrage der Teſtatoren, der R.ſchen Eheleute, bei Gericht 
zur Aufbewahrung eingereicht hatte, Gebühren nach § 79 des Coburg⸗ 
Gothaiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 13. Dezember 1899 in Anjag 
gebracht. Dieſer Paragraph beſtimmt, daß für ein gerichtliches Ge- 
ſchäft, für das weder reichsgeſetzlich, noch in dem Koſtengeſetz eine 
Gebühr normiert iſt, drei Zehnteile des in § 28 des Koſtengeſetzes be⸗ 
ſtimmten Gebührentarifes A (der vollen Gebühr) erhoben werden. 

Die Erinnerung der Gebührenpflichtigen gegen den Koſtenanſatz 
und ihre Beſchwerde gegen die abweiſende Entſcheidung das Amts- 
gerichts Coburg vom 21./23. Mai 1908 blieben erfolglos. Das 
Landgericht ſtellte ſich in feiner Beſchwerdeentſcheidung vom 9/17. 
Juli 1908 auf den Standpunkt, daß ſich nicht annehmen laſſe, die 
verantwortungsreiche Tätigkeit der gerichtlichen Verwahrung notarieller 
Teſtamente habe gebührenfrei bleiben ſollen, und daß deshalb mangels 
eines ſpeziellen Tarifſatzes die ſubſidiäre Gebühr des § 79 a. a. O. 
berechnet werden müſſe. Dabei verkannte es nicht, daß die im Ge⸗ 
ſetzentwurf (§ 37 Abſ. 2) vorgeſehene Gebühr für die amtliche Ver⸗ 
wahrung von Teſtamenten vom Landtage ſchlechthin geſtrichen worden 
war; es maß aber dieſer Aenderung nur die Bedeutung bei, daß 
damit die Erhebung einer beſonderen Verwahrungsgebühr für gerichtlich 
errichtete Teſtamente habe ausgeſchloſſen werden ſollen, nicht auch für 
notarielle oder privatſchriftliche. 

Gegen dieſe Entſcheidung des Landgerichts richtet ſich die weitere 
Beſchwerde der R.ſchen Eheleute vom 25./26. Auguſt 1908, mit der 
dieſe die Befreiung von den Gebühren erſtreben. Sie iſt nach 8 24 
des Koſtengeſetzes vom 13. Dezember 1899 zuläſſig und erweiſt ſich 
auch als ſachlich begründet. 

Aus dem Zuſammenhange des Geſetzes und ſeiner Entſtehungs— 
geſchichte ergibt ſich, daß für die amtliche Verwahrung letztwilliger 
Verfügungen eine Gerichtsgebühr nicht in Anſatz gebracht werden kann, 
gleichviel ob es ſich um gerichtlich errichtete oder notarielle (oder 
privatſchriftliche) handelt. Der Regierungsentwurf des Gerichtskoſten⸗ 
geſetzes ſah zwar in § 37 Abſ. 2 eine beſondere Verwahrungsgebühr 
vor: es ſollten „für die Aufbewahrung einer letztwilligen Verfügung 


(oder eines Erbvertrages) bei der Annahme zwei Zehnteile der vollen 
Gebühr nach dem Satz A erhoben“ werden. Dieſe Beſtimmung wurde 
indes auf den Antrag der Mehrheit der Rechtskommiſſion vom Land⸗ 
tage geſtrichen, weil man es „nicht für empfehlenswert hielt, Erb⸗ 
verträge bezw. letztwillige Verfügungen zu verteuern“. Aus dem 
gleichen Grunde erſetzte der Landtag die nach Wertklaſſen abgeſtuften 
Gebührenſätze des Entwurfs für die Beurkundung letztwilliger Ver⸗ 
fügungen (volle Gebühr des Tarifs A bezw. das Doppelte) durch 
Pauſchgebühren (von 3—30 Mark, bezw. 5—50 Mark). Und in der 
fo veränderten Faſſung wurde der Entwurf Geſetz (8 36) (ſ. Verh. 
d. gemeinſchaftl. Landtags für Coburg⸗Gotha, 1897/1900, S. 568, 
575 und Entwurf S. 7). Infolgedeſſen fehlt es in dem Geſetz an 
einem ſpeziellen Gebührenſatz für die amtliche Verwahrung letztwilliger 
Verfügungen. Die in § 84 Abſ. 1 lit. e (86 des Entwurfs) be⸗ 
ſtimmte Gebühr für die Verwahrung von Urkunden (20 Pf. für das 
Stück auf das Kalenderjahr) iſt nicht anwendbar: denn ſie trifft nach 
ausdrücklicher Einſchränkung des Geſetzes: „Urkunden mit Ausnahme 
der letztwilligen Verfügungen und Erbverträge“ (8 36). Danach bliebe 
nur übrig, die Verwahrungstätigkeit der ſubſidiären Gebühr des 
§ 79 a. a. O. zu unterwerfen. Dieſer Ausweg iſt aber nach der 
durch die Entſtehungsgeſchichte bezeugten Tendenz des Geſetzes und 
nach dem ſich aus dem Zuſammenhang der Tarifbeſtimmungen 
ergebenden Geſetzeswillen verſchloſſen. Zu Unrecht bezieht das Land⸗ 
gericht den Abſtrich der Vorſchrift des 8 37 Abſ. 2 des Entwurfs 
nur auf den Fall der gerichtlich errichteten Teſtamente. Der Geſetz⸗ 
entwurf ſah — entſprechend dem § 442 des Preußiſchen Gerichts⸗ 
koſtengeſetzes — eine Gebühr von zwei Zehnteilen für die Aufbewahrung 
letztwilliger Verfügungen ohne Unterſcheidung zwiſchen gerichtlich, 
notariell oder privatſchriftlich errichteten vor. Es beſteht kein Anhalt 
für die Annahme, daß der Landtag bei Beſeitigung der Vorſchrift 
nur die gerichtlich errichteten letztwilligen Verfügungen habe treffen, 
alſo einen dem Entwurf fremden Unterſchied in das Geſetz habe 
bineintragen wollen. Jedenfalls aber ergibt ſich die Gebührenfreiheit 
der Verwahrung letztwilliger Verfügungen aus § 84 in Verbindung 
mit § 36 des Geſetzes. Indem dieſes in § 84 die Gebühren für 
die verſchiedenen Gegenſtände der Verwahrung (Geld, Wertpapieren, 
Koſtbarkeiten, Urkunden) feſtſetzt, dabei die letztwilligen Verfügungen 
von der Gebühr für die Urkundenverwahrung audnimmt und ihret- 
wegen auf § 36 verweiſt, gibt es klar zu erkennen, daß das Ge⸗ 
bührenweſen bezüglich der Verwahrung in den §8 84 und 36 ſpeziell 
3* 
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und erſchöpfend geregelt werden ſollte. Für die Anwendung der 
Hilfsbeſtimmung des § 79 des Geſetzes bleibt deshalb kein Raum. 
Der Verweis auf § 36 aber iſt — nach dem Abſtrich der ſpeziellen 
Teſtamentsverwahrungsgebühr — inhaltlos. Die Zugrundelegung des 
in § 79 vorgeſehenen Gebührenſatzes (von /ö10) würde auch zu 
Inkongruenzen führen, die unmöglich im Sinne des Geſetzes liegen 
können. Während der Regierungsentwurf nur eine Gebühr von 7/10 
für die Verwahrung feſtſetzte (§ 37 Abſ. 2) und der Landtag dieſe 
abſtrich, um eine unbillige Verteuerung zu verhüten, würde bei An⸗ 
wendung des § 79 a. a. O. für die Verwahrung eine noch höhere 
Gebühr (von %,,) in Anſatz kommen. Ja es würde, da $ 79 
die Gebühren nach Wertklaſſen abſtuft, § 36 Abſ. 1 hingegen feſte 
Gebührenſätze für die Teſtamentserrichtung auswirft, bei hohen Objekten 
die Gebühr für die Verwahrung diejenige für die Errichtung von 
Teſtamenten überſteigen. Dieſes Ergebnis, bei dem die geringere 
Tätigkeit höher beſteuert würde, als die größere und mehrwertige, 
kann unmöglich dem Willen des Geſetzes entſprechen. 

Dies alles drängt zu dem Schluß, daß die Verwahrung auch 
der notariellen Teſtamente mit einer Gebühr nicht zu belegen iſt. 

Beſchluß des 2. Zivilſenats vom 22. September 1908. 2 Y 
6/1908 (nach Meiningen). 


8. Gerichtsſtand der Gewerkſchaft. Anwendung der 
Vorſchrift des 8 22 ZPO. auf die Klage eines 
Zeſſionars einer Gewerkſchaft. 

Der Kläger klagte als Zeſſionar einer Gewerkſchaft auf die 
Zahlung einer Zubuße. Die Zuſtändigkeit des angerufenen Gerichts 
ſtützte er auf $ 22 in Verbindung mit § 17 Abſ. 2 3PO., indem 
er geltend machte, daß die Gewerkſchaft nach ihrem Statut die Aus⸗ 
beutung eines im Bezirk des Landgerichts gelegenen Bergwerks bezwecke, 
das allerdings bis jetzt nicht in Betrieb genommen ſei, deſſen Eigentum 
ſie aber durch bergamtliche Verleihung bereits erworben habe. 

Im Gegenſatz zum Landgericht wies das Oberlandesgericht den 
Einwand der Unzuſtändigkeit ab, mit folgender Begründung: 

Die Frage, ob der Gerichtsſtand des §S 22 ZPO. auch im Falle 
einer Rechtsnachfolge auf der Aktivſeite Platz greift, bejaht der Senat 
in Uebereinſtimmung mit dem Landgericht und in Anſchluß an die 
Entſcheidung des Reichsgerichts 54, 207. Auch dagegen geht ihm 
kein Bedenken bei, daß der § 22, obgleich er im Gegenſatz zu § 17 
die Gewerkſchaften nicht beſonders aufführt, jedenfalls dann Anwendung 
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leidet, wenn es ſich, wie hier, um einen Anſpruch einer ſogenannten 
Gewerkſchaft des neuen Rechts handelt. Denn das Rechtsverhältnis 
dieſer Gewerkſchaft zu Gewerken entſpricht durchaus denjenigen zwiſchen 
den in § 22 namentlich aufgeführten Organiſationen zu ihren Mit⸗ 
gliedern, für eine unterſchiedliche Behandlung iſt kein Grund denkbar. 
Ebenſo Gaupp⸗Stein ZPO. 8 22 Bem. 1 und die Kommen⸗ 
tatoren des Preußiſchen Berggeſetzes, a. A. Skonietzki und Gelpcke, 
3PO. 8 22 Bem. 1. Hiernach kommt es nur noch darauf an, ob 
die Gewerkſchaft ihren allgemeinen Gerichtsſtand beim Landgericht 
hat. Im Gegenſatz zur Vorinſtanz bejaht der Senat auch dieſe 
Frage. Es kann nicht zugegeben werden, daß, wenn die Vorſchrift 
einen allgemeinen Gerichtsſtand für Gewerkſchaften da begründet, 
wo „das Bergwerk liegt“, nur an ein im Betrieb befindliches Berg— 
werk zu denken ſei. Das Landgericht beruft ſich hierfür lediglich auf 
eine Entſcheidung des Reichsgerichts 30, 210 und des Oberlandesgerichts 
Celle in Seuff A. 54, 456. Ebenſo Gaupp⸗Stein ZPO. 8 17 
Note 13. Allein von dieſen Entſcheidungen betrifft die erſtere über⸗ 
haupt nicht den Gerichtsſtand, ſondern die Frage, ob ein im Bezirk 
eines Knappſchaftsvereins verliehenes Bergwerk ſchon vor ſeiner Inbe— 
triebſetzung zum Beitritt berechtigt und verpflichtet ſei, während die 
letztere einen Fall behandelt, in dem ſich eine Gewerkſchaft zur 
Begründung der Zuſtändigkeit des Gerichts lediglich darauf hatte 
berufen können, daß ſie in deſſen Bezirk nach Kaliſalzen gebohrt habe, 
fündig geworden ſei und einen Schacht niederzubringen beabſichtige, 
nicht aber darauf, daß ihr im Gerichtsbezirk ein Bergwerk verliehen 
ſei. Für die Frage, ob der letztere Umſtand zu Begründung des 
Gerichtsſtandes genügt, iſt alſo keine der beiden Entſcheidungen zu 
verwerten. Ihre Bejahung ergibt ſich daraus, daß der Abſ. 2 des 
FIT ZPO. erſichtlich von der Vorausſetzung ausgeht: „Keine Gewerk— 
ſchaft ohne Bergwerk“. Dafür ſpricht die Faſſung: „Gewerkſchaften 
haben den allgemeinen Gerichtsſtand bei dem Gerichte, in deſſen 
Bezirke das Bergwerk liegt ...“ Ganz wie in Abſ. 1 für Korpo⸗ 
rationen, Geſellſchaften, Genoſſenſchaften, Vereine uſw. der allgemeine 
Gerichtsſtand an den Sitz als etwas bei jeder dieſer Organiſationen 
ſelbſtverſtändlich vorhandenes geknüpft wird, fo in Abſ. 2 für Gewerk⸗ 
ſchaften an „das Bergwerk“. Läge dem Geſetze die Meinung zugrunde, 
daß es Gewerkſchaften ohne Bergwerk gebe, ſo enthielte der Abſ. 2 
des § 17 eine offenbare Lücke. Dieſe Lücke wäre wohl zur Not aus 
Abſ. 1 auszufüllen. Immerhin würde es ſich um einen ſo auffallenden 
geſetzestechniſchen Fehler handeln, daß man ſich zu ſeiner Annahme 
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nur durch wirklich zwingende Gründe drängen laſſen kann. Solche 
Gründe ſind nicht vorhanden. Im Gegenteil. Gerade die vom 
Landgericht für ſeine Meinung angezogene Entſcheidung des Reichs⸗ 
gerichts weiſt darauf hin, daß das Wort Bergwerk eine verſchiedene 
Bedeutung hat, indem es einmal die bergbauliche Anlage, das andere 
Mal „das in einem beſtimmten Felde unter einem beſtimmten Namen 
verliehene Bergwerkseigentum“ bezeichnet. Für ſeine Verwendung in 
der zweiten Bedeutung bieten die Berggeſetze, insbeſondere das preußiſche 
und das ihm nachgebildete coburg⸗gothaiſche, Belege zu beliebiger 
Auswahl. Statt vieler ſei auf den § 108 Ziffer 2 des vorliegenden⸗ 
falls in Betracht kommenden cobung⸗gothaiſchen Berggeſetzes hinge⸗ 
wieſen. Wenn hier verlangt wird, daß der Gewerkſchaftsvertrag Be⸗ 
ſtimmung treffe über „die Bezeichnung des der Gewerkſchaft gehörigen 
Bergwerks“, ſo wird nicht leicht jemand auf den Gedanken verfallen, 
daß unter dem „Bergwerk“ etwas anderes zu verſtehen ſei, als „das 
in einem beſtimmten Felde verliehene Bergwerkseigentum“. Denn 
vielleicht die meiſten Gewerkſchaften werden zu einer Zeit gegründet, zu 
der ein Bergwerk in anderem Sinne noch nicht vorhanden iſt. Iſt dem 
aber fo, dann iſt ſchlechterdings kein Grund erfindlich, weshalb in $ 17 
Abſ. 2 ZPO., der bekanntlich wörtlich aus § 96 des preußiſchen Berg⸗ 
geſetzes vom 24. Juni 1865 übernommen iſt, das Wort „Bergwerk“ 
gerade den Sinn „bergbauliche Anlage“ und nicht den „in einem 
beſtimmten Feld verliehenes Bergwerkseigentum“ haben ſoll. Alſo gerade 
den Sinn, der zur Annahme der obenbezeichneten Mangelhaftigkeit des 
Geſetzestexktes und zu der de lege ferenda völlig unverſtändlichen 
Folgerung zwingt, den Gerichtsſtand einer Gewerkſchaft vor und nach 
Inbetriebſetzung des „ihr gehörigen Bergwerks“ (ſiehe oben) verſchieden 
zu beſtimmen. 

Insbeſondere iſt aus dem geſetzgeberiſchen Zweck des § 17 Abſ. 2 
ZPO. kein Anlaß zu entnehmen, die Vorſchrift auf den Fall des 
Vorhandenſeins eines im Betrieb befindlichen Bergwerks zu 
beſchränken. Weshalb der Geſetzgeber für die Beſtimmung des Gerichts⸗ 
ſtandes auf die Frage Wert legen ſollte, ob das Bergwerk in Betrieb 
geſetzt iſt oder nicht, iſt nicht zu verſtehen. Nach allem iſt dieſer Um⸗ 
fand für die Anwendung des § 17 Abſ. 2 ZPO. als gleichgültig 
anzuſehen. So auch Skonietzki und Gelpde, ZPO., Bem. 6 
zu § 17. 

Urteil des 3. Zivilſenats vom 12. Oktober 1908, U 72/08 
(nach Gotha). 
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9. Armenrecht der Frau und Koſtenvorſchußpflicht des 
Mannes in Eheſachen. Zuläſſigkeit einſtweiliger 
Verfügungen betreffend Vorſchußleiſtung. 

In der beim Oberlandesgerichte Jena in der Berufungsinſtanz 
anhängigen Klagſache der verehelichten L. in E. gegen ihren Ehemann, 
den Arzt und Schriftiteller L. in E., wegen Eheſcheidung, wurde vom 
1. Zivilſenat das Geſuch der Berufungsklägerin und Klägerin um 
Bewilligung des Armenrechtes durch Beſchluß vom 3. Oktober 1908 
zurückgewieſen, weil die Geſuchſtellerin gegen ihren Ehemann Anſpruch 
auf vorſchußweiſe Zahlung der Prozeßkoſten habe und deshalb trotz 
ihrer eigenen Armut nicht außerſtande ſei, ohne Beeinträchtigung 
des für ſie notwendigen Unterhalts die Koſten zu beſtreiten. Die 
verehelichte L. beantragte darauf, im Wege der einſtweiligen Verfügung 
ihrem Ehemann die Leiſtung eines Koſtenvorſchuſſes von 135 M. 
aufzugeben. Auch dieſen Antrag wies der 1. Zivilſenat durch Beſchluß 
vom 28. Oktober 1908 zurück, indem er ausführte: 

„Nach 8 940 ZPO., der einzigen in Betracht kommenden geſetz⸗ 
lichen Vorſchrift, können einſtweilige Verfügungen zum Zwecke der 
Regelung eines einſtweiligen Zuſtandes in bezug auf ein ſtreitiges 
Rechtsverhältnis erlaſſen werden, ſofern dieſe Regelung nötig erſcheint. 
Auf Grund dieſer Vorſchrift hat das Reichsgericht in konſtanter Praxis 
einſtweilige Verfügungen für zuläſſig erklärt, durch welche in Ebe- 
ſcheidungsprozeſſen dem Manne die Leiſtung eines Koſtenvorſchuſſes 
an die Frau aufgegeben wird. Dem ſteht jedoch das Bedenken 
entgegen, daß dieſe Regelung ſich nicht auf das ſtreitige Rechts⸗ 
verhältnis bezieht. Dieſes, von Gaupp- Stein (Kommentar zur 
ZPO., Vorbem. VI B zu Buch VI Abſchnitt 1) und anderen hervor⸗ 
gehobene Bedenken gegen die geſetzliche Zuläſſigkeit der beantragten 
Maßnahme iſt bisher in keiner der Entſcheidungen des Reichsgerichts 
zum Gegenſtand näherer Prüfung gemacht. Die in den Entſcheidungen 
46, 356 und 47, 75 enthaltenen kurzen Hinweiſe dürften aber kaum 
genügen, es zu zerſtreuen. Der Senat kann dem § 940 ZPO. nicht 
die weite Auslegung geben, daß es genügt, wenn die einſtweilige 
Verfügung in irgendeiner Beziehung zu dem ſtreitigen Rechtsverhältnis 
ſteht, ſondern hält dafür, daß die auf Grund des § 940 erlaſſene 
einſtweilige Verfügung die Regelung des ſtreitigen Rechtsverhältniſſes 
zum Gegenſtand haben muß. Streitgegenſtand im Eheſcheidungs⸗ 
prozeß iſt aber, wie die Entſcheidung des Reichsgerichts 47, 75 im 
Gegenſatz zu der Entſcheidung 46, 356 auch anzuerkennen ſcheint, 
nicht das Güterrechtsverhältnis während beſtehender Ehe und die 
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daraus ſich eventuell ergebende materielle Koſtenvorſchußpflicht, ſondern 
lediglich der Beſtand der Ehe. Es erſcheint ſchon im Hinblick auf 
die 88 612 und 615 ZPO. nicht angängig, das eine Rechtsverhältnis 
als inbegriffen in dem anderen anzuſehen. Streitig im Prozeß iſt 
allerdings auch die Koſtenerſtattungspflicht, aber nicht die aus dem 
Güterrechtsverhältnis folgende materielle, ſondern die auf Grund des 
8 91 der ZPO. beſtehende prozeſſuale. Auf die Regelung dieſes 
akzeſſoriſchen Verhältniſſes kann aber § 940, der offenbar nur das 
in der Hauptſache ſtreitige Rechtsverhältnis im Auge hat, nicht wohl 
bezogen werden; man würde ſonſt dazu kommen, in jedem Prozeß 
eine proviſoriſche Regelung der Koſtenerſtattung zuzulaſſen. 

Der Senat erachtet hiernach die beantragte einſtweilige Verfügung 
für unſtatthaft.“ 

Auf die Beſchwerde der verehelichten L. gegen die beiden Beſchlüſſe 
hat das Reichsgericht, 4. Zivilſenat, unterm 14. Dezember 1908 
entſchieden. Es hat die Armenrechtsverſagung gebilligt, dagegen unter 
Aufhebung des Beſchluſſes vom 28. Oktober 1908 im Wege der einſt⸗ 
weiligen Verfügung den Beklagten zur Zahlung eines Koſtenvorſchuſſes 
angehalten. Es hat ausgeführt: 

Die Klägerin iſt mit ihrer Scheidungsklage vom Landgericht 
abgewieſen worden. Sie hat Berufung eingelegt. Ihr Geſuch um 
Bewilligung des Armenrechts für die Berufungsinſtanz wurde vom 
Berufungsgerichte mit Recht deshalb zurückgewieſen, weil ſie gegen 
ihren (als bemitttelt zu erachtenden) Ehemann Anſpruch auf vorſchuß⸗ 
weiſe Zahlung der Prozeßkoſten habe und daher nicht außerſtande ſei, 
ohne Beeinträchtigung des für ſie notwendigen Unterhalts die Koſten 
zu beſtreiten. Die Beſchwerde gegen dieſen Beſchluß mußte als un⸗ 
begründet zurückgewieſen werden. 

Nach Zurückweiſung des Armenrechtsgeſuches beantragte die 
Klägerin bei dem Berufungsgerichte, dem Beklagten im Wege der 
einſtweiligen Verfügung aufzugeben, ihr zu Händen ihres Anwalts 
135 M. Vorſchuß (Gerichts⸗ und Anwaltskoſten) zu zahlen. Das 
Berufungsgericht wies durch den jetzt aufgehobenen Beſchluß vom 
28. Oktober 1908 den Antrag zu Unrecht zurück. 

Die ſeit 1905 (nach vorangegangener Scheidung zum zweiten 
Male) miteinander verheirateten Parteien leben, — wie wohl unſtreitig 
— im geſetzlichen Güterſtande des Bürgerlichen Geſetzbuches. Für 
dieſen Fall hat das Reichsgericht bereits in dem Beſchluſſe vom 
12. Dezember 1900 (RG. 47, 72) ausgeſprochen, daß der Ehemann 
im Eheſcheidungsprozeſſe durch einſtweilige Verfügung zur Zahlung 
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eines Koſtenvorſchuſſes für die Frau angehalten werden kann. An 
dieſem Rechtsſatze hat auch die ſpätere Rechtſprechung des Reichs⸗ 
gerichts feſtgehalten (vergl. z. B. JW. 1906 S. 356 Nr. 17, S. 560 
Nr. 29) und es liegt auch gegenwärtig kein Grund vor, davon 
abzugehen. Der allerdings mehrfach beanſtandete aber auch mehrfach 
gebilligte Beſchluß entſpricht dem Geſetz und dem Rechtsbedürfniſſe. 
Das Bedenken des Berufungsgerichts, der $ 940 ZPO. ſei unan⸗ 
wendbar, weil als das der Regelung bedürfende ſtreitige Rechts— 
verhältnis im Eheſcheidungsprozeſſe der Beſtand der Ehe, nicht aber 
das Güterverhältnis anzuſehen ſei, kann nicht geteilt werden. Der 
§ 940 ZPO. geſtattet einſtweilige Verfügungen zum Zwecke der 
Regelung eines einſtweiligen Zuſtandes in bezug auf ein ſtreitiges 
Rechtsverhältnis. Das ſtreitige Rechtsverhältnis iſt allerdings der 
Beſtand der Ehe, aber in Beziehung dazu ſteht auch, ſolange die 
Ehe beſteht, die güterrechtliche Pflicht des Mannes gegenüber der 
Frau, die Koſten des Rechtsſtreits vorläufig, d. h. unbeſchadet künftiger 
Ausgleichung, zu tragen, und zwar nicht nur die fälligen, ſondern auch 
die nach Maßgabe der Koſtengeſetze vorſchußweiſe zu zahlenden Koſten. 
Die Anwendbarkeit des § 940 ZPO. kann um fo weniger in Zweifel 
gezogen werden, als es ſich hier um Scheidung handelt und in einem 
ſolchen Falle ſchon nach §S 627 ZPO. dem Eheſcheidungsgericht 
einſtweilige Verfügungen geſtattet ſind, die keineswegs den Beſtand 
der Ehe betreffen, ſondern, wie z. B. gegenſeitige Unterhaltspflicht 
der Ehegatten, nur in bezug auf dieſes ſtreitige Rechtsverhältnis die 
Regelung eines einſtweiligen Zuſtandes bezwecken. Es liegt aber nicht 
der geringſte Anlaß vor, die nicht minder wichtige Koſtenvorſchuß⸗ 
frage von einer ſinnentſprechenden Regelung auszuſchließen. Das 
Berufungsgericht hat ſich denn auch jeder Darlegung, auf welche 
andere Weiſe der Notlage einer vorſchußpflichtigen, aber unbe⸗ 
mittelten Ehefrau eines vermögenden Mannes wirkſam abgeholfen 
werden könne, enthalten. Daß es rechtsirrig iſt, eine Frau in 
ſolcher Lage auf den Weg des Armenrechts zu verweilen, hat das 
Reichsgericht wiederholt ausgeſprochen, wird auch vom Berufungs- 
gericht in dem aufrecht erhaltenen Beſchluſſe vom 3. Oktober 1908 
nicht verkannt. | 


10. Altenburger Stempelſteuergeſetz vom 24. Dezember 
1899. Wann dient die Beglaubigung von Abſchriften 
nur zur Vervollſtändigung der Akten und iſt nach 
der Tarifſtelle 6a ſtempelfrei. 
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Zur Eintragung einer Hypothek im Grundbuche hat der Bevoll- 
mächtigte des Schuldners bei dem Amtsgerichte eingereicht: 

1) die notariell beglaubigte Schuldverſchreibung in Urſchrift mit dem 

Antrage, ſie dem Gläubiger auszuhändigen, 

2) die notariell beglaubigte Abſchrift der Urkunde, 
3) die notariell beglaubigte Abſchrift ſeiner Vollmacht, 
behufs Aufbewahrung bei den Grundakten (§ 9 GB0O.). 

Entgegen der Anſicht des Beſchwerdeführers, daß die Bee 
glaubigungen der Abſchriften unter Ziffer 2 und 3 nach der Tarifſtelle 
6a ſtempelfrei zu laſſen ſeien, weil ſie nur zur Vervollſtändigung der 
Akten dienten, hat das Landgericht die Stempelpflichtigkeit bejaht, 
da eine Vervollſtändigung der Akten nur dann in Frage kommen 
könne, wenn die Behörde, die die Akten führe, die Beglaubigung 
vornehme, hier aber der Notar die Abſchriften zur Aufbewahrung bei 
den Akten des Grundbuchamtes beglaubigt habe. 

Die Auffaſſung des Landgerichts bietet der Annahme Raum, 
daß die Beglaubigungen, wenn ſie durch das Amtsgericht erfolgt wären, 
ſtempelfrei wären. Dies würde unbillig ſein. Die Vorſchrift der 
Tarifſtelle 6a iſt aber nicht ſo aufzufaſſen. Es iſt vielmehr der 
Rechtsſatz aufzuſtellen: 

Werden von Urkunden, auf die ſich eine Eintragung im Grund— 
buche gründet oder auf die ſie Bezug nimmt, Abſchriften beglaubigt, 
damit dieſe an Stelle der Urſchriften, die der Antragſteller anders 
verwenden will, aufbewahrt werden, ſo iſt dieſe Beglaubigung keine 
ſolche, die nur zur Vervollſtändigung der Akten erfolgt, gleichviel ob 
ſie nach Einreichung durch das Gericht oder vorher durch den Notar 
geſchieht. 

Nur zur Vervollſtändigung der Akten findet eine Beglaubigung 
ſtatt, wenn die Vervollſtändigung der einzige Zweck und außer ihm 
kein anderer vorhanden iſt. Vollſtändige Akten zu haben, iſt eine 
Pflicht, die dem Gericht als Teil feiner Amtspflichten von ſich aus 
obliegt. Wenn es zu dieſem Zwecke von Amts wegen eine Beglaubigung 
vornehmen muß, dann handelt es im ſtaatlichen Geſchäftsintereſſe, 
nur zur Vervollſtändigung der Akten. 

Findet aber die Beglaubigung der Abſchrift ſtatt im Intereſſe 
der Partei, infolge eines von ihr geſtellten Antrages, ſo liegt der Fall 
der Vervollſtändigung der Akten nicht vor. 

Der Notar handelt, wenn er Abſchriften beglaubigt, nicht etwa 
in Geſchäftsführung für das Gericht, und das Gericht nicht in Aus 
führung ſeiner Amtspflicht, in beiden Fällen wird die Beglaubigung 
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nur zur Befriedigung eines Privatbedürfniſſes ausgeführt und iſt 
ſtempelpflichtig. | 

Auch die preußiſche Geſetzgebung gewährt bei jolchen Be— 
glaubigungen infolge gleicher Erwägungen keine Stempelfreiheit 
(Heinitz, Kommentar? S. 254). 

Beſchluß des 3. Zivilſenats vom 2. April 1908. 3 Y 4/08 (nach 
Altenburg). 


11. Zur Frage der Anwendbarkeit der 85 887 und 888 
ZPO. im Falle der Eigentumsübertragung auf einen 
Dritten in Anſehung eines nach dem vollſtreckbaren 
Titel dem Gläubiger geſchuldeten Grundſtücks. 

In einer bei dem Landgericht in W. anhängigen Prozeßſache 
hatten die Parteien zu gerichtlichem Protokoll zur Beilegung des 
Rechtsſtreits einen Vergleich geſchloſſen, inhaltlich deſſen der Beklagte 
eine zu ſeinem Grundſtück Nr. 529 gehörige Parzelle dem Kläger zur 
Vergrößerung ſeines Grundſtücks Nr. 528 abgetreten hatte. 

Auf Antrag des Klägers iſt vom Prozeßgericht dem Beklagten 
nach § 888 ZPO. aufgegeben worden, die Uebereignung bei Ver⸗ 
meidung einer Geldſtrafe von 400 M. innerhalb 3 Monaten herbei⸗ 
zuführen. Der Beklagte hat ſofortige Beſchwerde eingelegt. Vom 
Kläger iſt für den Fall, daß die Beſchwerde als begründet anerkannt 
werden ſollte, geſtützt auf $ 887 ZPO. beantragt worden, 
den Gläubiger zu ermächtigen, auf Koſten des Schuldners die 

Uebereignung des abgetretenen Areals zu Eigentum des Gläubigers 
hypothekenfrei herbeizuführen. 

Vom Beſchwerdegericht ſind unter Aufhebung des angefochtenen 
Beſchluſſes die Anträge des Klägers zurückgewieſen worden mit folgender 
Begründung: 

Unter den Parteien beſteht Einigkeit darüber, daß das in Frage 
ſtehende Areal bei Abſchluß des Vergleichs dem Beklagten gerichtlich über⸗ 
eignet und im Kataſter zugeſchrieben war, daß es jetzt aber dem Rentner 
R. auf Grund gerichtlicher Uebereignung im Kataſter zugeſchrieben ſteht, 
der das Grundſtuck Nr. 529 vom Beklagten gekauft hat. 

Es hängt daher die dem Beklagten aufgegebene gerichtliche 
Uebereignung von einer Willenserklärung des R., nicht alfo von einer 
Handlung ab, die ihrerſeits im Sinne des § 888 ZPO. ausſchließlich 
von dem Willen des Beklagten abhängig wäre. 

Daran ändert auch der Umſtand nichts, daß ſich angeblich der 
Beklagte bei Abſchluß des Verkaufs mit R. die Möglichkeit offen⸗ 
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gehalten hat, die fragliche Parzelle zurückzuerwerben, um fie dem 
Kläger gerichtlich übereignen zu laſſen. 

Die Anordnung einer Maßregel im Sinne des § 888 350. 
erſcheint ſo lange ausgeſchloſſen, als die Rückübereignung auf den 
Beklagten noch nicht bewirkt iſt, die ihrerſeits wieder von einer 
abzuſtellenden, nötigenfalls im Rechtsweg zu erzwingenden Willens⸗ 
erklärung einer mit dem Beklagten nicht identiſchen Perſon, nämlich 
des R. abhängt. 

Aber auch die Anordnung einer Maßregel im Sinne des § 887 
3 JO. erſcheint ausgeſchloſſen. Wie ſchon oben dargelegt, war nach dem 
Vergleich der Beklagte, dem damals auf Grund gerichtlicher Uebereignung 
die in Frage ſtehende Parzelle im Kataſter zugeſchrieben ſtand, ver- 
pflichtet, das ihm zuſtehende Bucheigentum dem Kläger zu übertragen. 

Die Möglichkeit und damit auch die Verpflichtung hierzu kam 
vorbehältlich einer aus § 276 Abſ. 1 BGB. ſich ergebenden Ver⸗ 
pflichtung zur Schadenderſatzleiſtung an Stelle der unmöglich ge— 
wordenen Hauptleiſtung dadurch in Wegfall, daß das grundbücherliche 
Verfügungsrecht auf R. überging. 

Die Vorſchrift in §S 887 ZPO. ſetzt aber voraus, daß die Ver⸗ 
pflichtung aus der zur Zwangsvollſtreckung ſtehenden Forderung nicht 
nachträglich in Wegfall gekommen iſt, während es in Anſehung der 
etwa an deren Stelle getretenen, unter Umſtänden das klägeriſche 
Verlangen nach Beſchaffung dem Schuldner fremden Eigentums 
rechtfertigenden Schadens erſatzverpflichtung an einem voll 
ſtreckbaren Titel fehlt. 

An dieſer Sachlage ändert auch der Umſtand nichts, daß der 
Beklagte angeblich bei Abſchluß des Kaufvertrags mit R. die Möglich⸗ 
keit ſich offengehalten hat, die fragliche Parzelle zurückzuerwerben, um 
ſie dem Kläger gerichtlich übereignen zu laſſen. 

Dieſer Möglichkeit ungeachtet läßt ſich nicht überſehen, ob und 
wann etwa die zur Zeit für den Beklagten beſtehende Unmöglich⸗ 
keit, ſeinerſeits dem Kläger das Bucheigentum an der in Frage 
ſtehenden Parzelle zu verſchaffen, wieder in Wegfall kommen wird, 
jo daß man von einer nur mit den Rechtsfolgen einer Leiſtungs⸗ 
verzögerung verbundenen lediglich vorübergehenden Un- 
möglichkeit nicht reden kann. 

Vorſtehende Auffaſſung befindet ſich im Endergebnis im Einklang 
mit der Entſcheidung des Oberlandesgerichts in den ThürBl. 31, 280 
und nicht im Widerſpruch mit der in Seuff A. 59, 381 en 
Entſcheidung des Reichsgerichts. 
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Die Vorſchrift des § 848 Abſ. 2 ZPO., auf Grund deren das 
Reichsgericht anſcheinend zu einem mit der gegenwärtigen Entſcheidung 
im Widerſpruch ſtehenden ([Reſultat gelangt, hat die Anlegung des 
Grundbuchs zur Vorausſetzung, und hat für den vorliegenden Fall, 
ſelbſt wenn jene Entſcheidung zu billigen wäre, außer Anwendung zu 
bleiben, weil das Grundbuch im Großherzogtum noch nicht angelegt iſt. 


Beſchluß des 1. Zivilſenats vom 21. Oktober 1907 (nach Weimar). 


2. Strafrecht und Strafverfahren. 


1. Rechtsgültigkeit und Tragweite des Geraer Orts- 
ſtatuts über das öffentliche Anſchlagsweſen. 


§ 12 des Geraer Ortsſtatuts vom 14. November 1878, die 
Regelung des öffentlichen Anſchlagsweſens betreffend, bedroht u. a. 
den mit Strafe, der Anzeigen auf öffentlichen Plätzen, Straßen und 
Wegen des Gemeindebezirks an anderen Orten als an den von der 
Stadtgemeinde zu dieſem Zwecke errichteten Säulen oder Tafeln ohne 
Genehmigung ihres Erpachters anbringt. Die Vorinſtanz hat den 
Angeklagten, der ohne dieſe Genehmigung eine Geſchäftsanzeige an 
der Straßenfront eines Hauſes in Gera hat anmalen laſſen, von der 
Beſchuldigung der Uebertretung der obigen Beſtimmung freigeſprochen, 
weil das Anmalen von Anzeigen durch ſie nicht getroffen werde, 
ſondern bloß das Anſchlagen, Ankleben und dergleichen. Dem 
kann nicht beigetreten werden. Wortlaut wie Zweck der Vortſchrift 
verbieten eine ſolche Beſchränkung ihrer Anwendung. Mag dieſe ihre 
Entſtehung rein ſtraßenpolizeilichen oder auch äſthetiſchen oder finan⸗ 
ziellen Rückſichten verdanken, in keinem Falle iſt erſichtlich, weshalb 
das Anmalen von Reklamen gegenüber dem Ankleben und dergl. 
hätte begünſtigt werden ſollen. Wenn, worauf ſich die Strafkammer 
beruft, in den 88 2—11 des Statuts von Anſchlagen, Ankleben, Aus- 
hängen, Abnehmen, nirgends aber von Anmalen die Rede iſt, ſo 
erklärt ſich das ganz einfach daraus, daß dieſe Paragraphen, abge⸗ 
ſehen von dem Ausſpruch, daß die Anfchlagfäulen und -Tafeln von 
der Stadtgemeinde errichtet und unterhalten werden, und daß die 
Befugnis zu ihrer Benutzung verpachtet wird (§ 2 Satz 1 und 2), 
lediglich Beſtimmungen für den Erpachter der Befugnis enthalten 
(8 2 Satz 3), der fie, wie § 3 Abſ. 3 ausdrücklich vorſchreibt, nur 
durch Ankleben von Plakatzetteln ausüben ſoll. Dagegen ſpricht 
§ 12 ebenſo wie § 1, der den Grundſatz der Beſchränkung der öffent⸗ 
lichen Anſchläge auf die Anſchlagſäulen oder Tafeln aufſtellt, allge⸗ 
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mein vom Anbringen von Anzeigen, trifft alſo jede Form dieſes 
Anbringens, insbeſondere auch das Anmalen. 

Hiernach muß das Urteil des Strafkammer wegen Verletzung 
des materiellen Rechts aufgehoben werden, wenn der angezogene 
§ 12, was die Vorinſtanz dahingeſtellt ſein läßt, rechts verbindlich iſt. 

Dieſe Frage wird nicht durch die im Schöffengerichtsurteil ent⸗ 
haltene Erwägung erſchöpft, daß § 30 Abſ. 2 des Reichzpreßgeſetzes 
der Landesgeſetzgebung das Recht, Vorſchriften über das Plakatweſen 
zu erlaſſen, vorbehalte, und daß auch die Gemeindegeſetzgebung Landes— 
geſetzgebung ſei. Denn hiermit iſt zwar der richtige Satz ausgeſprochen, 
daß das Reichspreßgeſetz der Gültigkeit einer ortsſtatutariſchen Vor⸗ 
ſchrift, wie der hier in Frage ſtehenden, nicht entgegenſteht, aber zu⸗ 
nächſt nichts über die Norm des Landesſtaatsrecht geſagt, die den 
Gemeinden die Befugnis einräumt, eine ſolche Vorſchrift zu erlaſſen. 
Die Bekanntmachung des Stadtrats zu Gera vom 2. Juli 1879, 
die das Ortsſtatut vom 14. November 1878 in Wirkſamkeit ſetzt. 
nimmt Bezug auf den Art. 11 der revidierten Gemeindeordnung, und 
dieſer bildet in der Tat ſeine geſetzliche Grundlage, inſofern er den 
Gemeinden u. a. das Recht verleiht, zur Aufrechterhaltung der öffent⸗ 
lichen Ordnung und Sicherheit innerhalb des Gemeindebezirks Orts— 
fratulen zu errichten und Gebote und Verbote aus Rückſichten des 
öffentlichen Wohles mit Strafandrohung zu erlaſſen. Daß die Rege— 
lung des öffentlichen Anſchlagsweſens der Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ordnung und Sicherheit dient, iſt nicht zu bezweifeln; 
welche Beſtimmungen im einzelnen zu dieſem Zwecke angebracht find, 
haben allein die Verwaltungsbehörden zu ermeſſen, eine richterliche 
Nachprüfung nach dieſer Richtung iſt ausgeſchloſſen. Zweifelhaft 
ſcheinen könnte aber, ob das Ortsſtatut vom 14. November 
1878 und insbeſondere fein § 12 dem gedachten polizeilichen Zwecke 
zu dienen beſtimmt iſt. Es fällt nämlich auf, daß § 12 des Orts⸗ 
ſtatuts das Anbringen von Anzeigen auf öffentlichen Plätzen, Straßen 
und Wegen an andern Orten als an den von der Stadtgemeinde 
zu dieſem Zwecke errichteten Säulen oder Tafeln nicht ſchlechthin unter 
Strafe ſtellt, ſondern nur dann, wenn es ohne Genehmigung des Er- 
pachters dieſer Säulen oder Tafeln erfolgt. Wäre hieraus zu entnehmen, 
daß es in die Hand des Erpächters gelegt fein ſoll, durch feine Ge— 
nehmigung das Anbringen von Anzeigen an anderen Orten als den 
von ihm erpachteten ſtädtiſchen Säulen oder Tafeln zu einem er⸗ 
laubten zu machen, ſo müßte man in der Tat Bedenken gegen 
die Annahme hegen, daß das Ortsſtatut einem anderen Zwecke dienen 
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ſolle, als dem, aus dem öffentlichen Anſchlagweſen eine Einnahme⸗ 
quelle für die Stadtgemeinde zu machen. Denn ſind es Rückſichten 
des öffentlichen Wohles, die die Beſchränkung von Plakaten auf die 
von den ſtädtiſchen Behörden aufgeſtellten Säulen fordern, ſo kann 
nicht die Möglichkeit eröffnet werden, dem Erpachter dieſer Säulen 
die Erlaubnis zur Anbringung von Anzeigen an anderen Orten im 
Widerſpruch mit dem öffentlichen Wohl abzukaufen. In Wirklichkeit 
wird aber dem Erpachter der ſtädtiſchen Anſchlagſäulen die vorſtehend 
erörterte Befugnis nicht eingeräumt. Vielmehr verbietet $ 1, von 
einigen hier nicht in Betracht kommenden Ausnahmen abgeſehen, das 
Anbringen von Anzeigen auf den öffentlichen Plätzen, Straßen und 
Wegen an anderen Orten als an den öffentlichen Anſchlagſäulen oder 
Tafeln ſchlechthin. Ein Recht des Erpachters dieſer Säulen oder 
Tafeln, von dem Verbot zu dispenſieren, iſt nirgends ſtatuiert. Nur 
die Strafſanktion des § 12 knüpft an die Nichtgenehmigung des 
Erpachters an. Der Rechtszuſtand iſt alſo der, daß, ſoweit wenigſtens 
das Ortsſtatut vom 14. November 1878 in Frage kommt, das An- 
bringen von Anzeigen an anderen Orten als den ſtädtiſchen Anjchlag- 
ſäulen zwar ſtrafbar nur dann iſt, wenn es nicht vom Erpachter 
dieſer Säulen genehmigt iſt, unerlaubt aber unter allen Umſtänden. 
Weshalb dieſe zunächſt jedenfalls ſonderbar erſcheinende Regelung 
beliebt worden iſt, ob etwa ein geſetzgeberiſches Verſehen vorliegt, 
läßt ſich ohne nähere Kenntnis der einſchlagenden Verhältniſſe nicht 
beurteilen, iſt aber auch für die Entſcheidung gleichgültig. Es genügt, 
daß § 1 des Ortsſtatuts den polizeilichen Charakter des durch § 12 
nach der ſtrafrechtlichen Seite allerdings nur unvollkommen ausge⸗ 
ſtalteten Verbotsgeſetzes ergibt. Daß gleichzeitig die Errichtung von 
Anſchlagſäulen von der Stadt in eigene Regie übernommen und 
monopoliſtert worden iſt, ſteht der Annahme nicht entgegen, daß die 
Regelung der Materie im weſentlichen polizeilichen Rückſichten ent⸗ 
ſprungen iſt. | 

Zu prüfen bleibt aber, ob nicht etwa der $ 43 der Gewd. der 
Gültigkeit des Ortsſtatuts und insbeſondere ſeines § 12 entgegenſteht. 
Nach dieſer Beſtimmung muß die Ortspolizeibehörde die Erlaubnis 
zum gewerbsmäßigen Audrufen, Verkaufen, Verteilen, Anheften und 
Anſchlagen von Druckſchriften uſw. an öffentlichen Orten jedem erteilen, 
gegen den nicht einer der in § 57 Ziff. 1, 2, 4, der §§ 57 a und 
57b Ziff. 1 und 2 aufgeführten Verſagungsgründe vorliegt, wobei 
noch beſtimmt iſt, daß auf das bloße Anheften und Anſchlagen der 
Verſagungsgrund der abſchreckenden Entſtellung keine Anwendung 
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findet. Es könnte ſcheinen, daß hiermit der Inhalt des Ortsſtatuts 
in einem, wenn nicht formalen, ſo doch materiellen Widerſpruch inſo⸗ 
fern ſtehe, als danach das Anſchlagen und Anheften von Druckſchriften 
an öffentlichen Orten der Stadt Gera nur dem Erpachter der ſtädtiſchen 
Anſchlagſäulen oder⸗Tafeln, oder vielmehr den von ihm hierzu ange⸗ 
nommenen, dem Stadtrat zur Beſtätigung anzuzeigenden Perſonen 
(§§ 2, 10) erlaubt iſt. Es iſt jedoch folgendes zu bedenken: 

Zunächſt wird das Ausrufen, Verkaufen und Verteilen von 
Druckſchriften uſw. durch das Ortsſtatut überhaupt nicht betroffen. In⸗ 
ſoweit alſo eine Beſchränkung des Gewerbebetriebes der ſogenannten 
Plakateure vorliegt, bezieht ſie ſich nur auf einen Teil der einſchlagenden 
Betriebshandlungen. Sodann liegt es in der Natur der Sache, 
das der Plakateur beim Anſchlagen von Schriften auf die Einwilligung 
der Eigentümer der Gegenſtände angewieſen iſt, an denen der Anſchlag 
bewirkt werden ſoll, daß er alſo bei der Ausübung dieſer Seite ſeiner 
Tätigkeit von dem guten Willen Dritter abhängig iſt. Eine Garantie 
dafür, daß er von der ihm erteilten gewerbepolizeilichen Erlaubnis nach 
der hier in Rede ſtehenden Richtung hin faktiſch Gebrauch machen könne, 
übernimmt weder der Geſetzgeber noch die Verwaltungsbehörde. Dann 
kann es ihm aber nicht zur Beſchwerde gereichen, wenn wirtſchaftliche 
oder verkehrspolizeiliche Rückſichten auch zur Aufſtellung rechtlicher 
Beſchränkungen der Möglichkeit der Ausübung ſeines Gewerbes führen. 

Verſchloſſen iſt das gewerbsmäßige Plakatieren demjenigen, der 
die ortspolizeiliche Erlaubnis hierzu gemäß § 43 der Gemd. erlangt 
hat, auch nach dem Ortsſtatut vom 14. November 1878 nicht. Freilich 
kann er es nur in der Weiſe betreiben, daß er ſich in ein Dienſtver— 
hältnis zum Pächter der ſtädtiſchen Anſchlagſäulen oder -Tafeln begibt 
und die Zulaſſung zur Verwendung hierbei ſeitens des Stadtrats 
erlangt. Gewiß iſt dieſe Beſchränkung des Gewerbebetriebs eine ſehr 
weitgehende, immerhin kann man nicht ſagen, daß ſie die durch 
§§ 1 und 43 der GewO. gewährleiſtete Freiheit aufhöbe. 

Auf Grund ähnlicher Erwägungen wird in Literatur und Recht⸗ 
ſprechung verſchiedentlich anerkannt, daß es den Gemeinden durch die 
Gewerbeordnung nicht verwehrt iſt, den freien Betrieb eines Gewerbes 
teils aus Rückſichten der Polizei, teils als Eigentümer gewiſſer Gegen- 
ſtände, beiſpielsweiſe die Ausübung des Leichenbeſtattergewerbes als 
Eigentümer der Friedhöfe, tatſächlich unmöglich zu machen. Vergl. 
Landmann, Gemd. (5) S. 103, S. 48—49; RG}. 23, 22 ff.; 
42, 51 ff.; Reger, Entſch. 13, 116 ff.; 23, 189 ff. 

Urteil des Ferienſenats vom 17. Juli 1908, S 41/08 (nach Gera). 
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2. Ein Einwohner, der vor der Gemeinderatswahl 
über die Gegenpartei ehrenrührige Tatſachen zu 
dem Zwecke verbreitet, dad urch die Wähler feiner 
Partei zuzuführen, handelt zur Wahrnehmung be— 
rechtigter Intereſſen ($ 193 StGB.). 

Ein Einwohner von J. verbreitete in dem von ihm redigierten 
liberalen Lokalblatte kurz vor den — geheimen — Wahlen zum dortigen 
Gemeinderate ein Gerücht, wonach die Führer der ſozialdemokratiſchen 
Partei beabſichtigten, die Mitglieder und Freunde dieſer Partei in 
ihren Wohnungen daraufhin zu kontrollieren, daß ſie auf die amtlich 
ausgegebenen Wahlzettel nur die von der ſozialdemokratiſchen Partei— 
leitung aufgeſtellten Kandidaten ſchrieben. Von den Vorinſtanzen 
wurde er deshalb wegen übler Nachrede verurteilt. Auf ſeine Reviſion 
hob der Strafſenat das Urteil des Landgerichts auf und ſprach ihn 
frei aus folgenden Gründen: 

Den Angriffen der Reviſion gegen die Feſtſtellungen des Land: 
gerichtsurteils, der Inhalt des Artikels habe einen beleidigenden 
Charakter und der Angeklagte ſei ſich deſſen bewußt geweſen, iſt 
der Erfolg zu verſagen. Denn das Urteil ſtellt ohne Rechtsirrtum 
alle weſentlichen Momente feſt. Es iſt nicht irrig, wenn der Inhalt 
des Gerüchts, die Privatkläger beabſichtigten durch Ausübung einer 
Kontrolle der Ausfüllung der Wahlzettel eine Beeinfluſſung der Wahl— 
freiheit, als geeignet bezeichnet wird, die Privatkläger verächtlich zu machen 
und in der öffentlichen Meinung herabzuwürdigen ($ 186 StGB.). 
Es iſt richtig, daß darauf nichts ankommt, ob das Gerücht mit dem 
Zuſatze weiter gegeben wird, es ſei unglaubhaft; denn dies ſchließt den 
Begriff des Verbreitens (§ 186) nicht aus (RGSt. 38, 368). Es iſt 
auch ausdrücklich feſtgeſtellt, daß der Angeklagte ſich des ehrenrührigen 
Charakters des von ihm wiedergegebenen Gerüchts bewußt geweſen iſt; 
dieſe ohne Rechtsirrtum zuſtande gekommene tatſächliche Feſtſtellung ift 
in dieſer Inſtanz nicht mehr anzugreifen. Endlich iſt auch feſtgeſtellt, 
daß für die Wahrheit der in dem Gerücht angegebenen Abſichten ſich 
fein Beweis ergeben habe; alſo auch der § 192 SiGB. iſt nicht verletzt. 

Dagegen iſt die Reviſion inſoweit begründet, als ſie Verletzung 
des § 193 des StGB. rügt. Das angefochtene Urteil kommt zu 
dem Schluſſe: es liege kein berechtigtes Intereſſe vor, zu deſſen Wahr⸗ 
nehmung die beleidigende Nachrede erfolgt ſei, und es gehe auch aus 
der Form das Vorhandenſein einer Beleidigung hervor. 

Das Vorliegen eines berechtigten Intereſſes verneint es deshalb, 


weil bei billiger Abwägung ſich ergebe, daß das Intereſſe 8 Privat⸗ 
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kläger an der Unverſehrtheit ihrer Ehre über das Intereſſe des 
Angeklagten, die Zahl ſeiner Parteigenoſſen (der Liberalen) im Gemeinde⸗ 
rate zu vermehren, geſtellt werden müſſe. Dieſe Wertabwägung kann 
indeſſen nicht als zutreffend anerkannt werden; das vom Angeklagten 
verfolgte Intereſſe muß vielmehr als nicht nachgeordnet, ſondern als 
„berechtigt“ angeſehen werden, da der Angeklagte Einwohner der 
Gemeinde und als ſolcher an den Hergängen bei den Gemeinderats— 
wahlen perſönlich intereſſiert iſt und da ſein Artikel ſich gerade mit 
einem dieſe Wahlen beeinfluſſenden Verhalten der Privatkläger un⸗ 
mittelbar befaßt. So hat auch das RGSt. 39, 264 ſich dahin 
ausgeſprochen: wenn in einer Volksverſammlung aus Anlaß der 
bevorſtehenden Stadtverordnetenwahlen von Rednern vermeintliche 
Mißſtände (z. B. in der ſtädtiſchen Krankenhausverwaltung) behauptet 
würden zu dem Zwecke, dadurch die Wähler ihrer Partei zuzuführen, ſo 
handelten die Redner zur Wahrnehmung berechtigter Intereſſen. Das 
Vorliegen eines berechtigten Intereſſes verneint das Reichsgericht 
in derartigen Fällen nur dann, wenn die Behauptung oder Ver⸗ 
breitung wider beſſeres Wiſſen geſchah, da dann der darin 
liegende Verſtoß gegen die guten Sitten die Berechtigung des Intereſſes 
ausſchließe (Goltd A. 50, 400). Der Grundgedanke des Reichsgerichts 
iſt der, daß das Beſtreben, der eigenen Partei — als der vermeint- 
lich der Allgemeinheit nützlichſten — Wähler zuzuführen, als ein 
berechtigtes Intereſſe anzuerkennen ſei. Dem iſt beizupflichten. Dieſes 
Beſtreben hat nach den Feſtſtellungen des angefochtenen Urteils der 
Angeklagte gehabt und mit dem Artikel betätigt — vergl. auch RGSt. 
26, 18 —. Dieſer Auslegung der landgerichtlichen Feſtſtellungen 
ſteht auch der Satz des Urteils nicht entgegen: es ſei anzunehmen, 
daß der Artikel „lediglich eine Schädigung“ der Intereſſen der 
ſozialdemokratiſchen Partei, der Partei der Privatkläger, bezwecke. 
Denn nicht nur iſt in dieſem Satze ſelbſt beigefügt: „zugunſten der 
vom Angeklagten vertretenen Partei“, ſondern es iſt derſelbe Gedanke 
auch im vorausgehenden und im folgenden Satze ausgeſprochen; im 
vorausgehenden wird geſagt, es ſei eine Erfahrungstatſache, daß die 
Anhänger der einen Partei über andere Parteien dieſen ſchadende 
Vorwürfe erheben, um ſelbſt für ihre Partei möglichſt viel Gewinn 
herauszuſchlagen, und im nachfolgenden Satze wird als Gegenſtand 
der Abwägung das Intereſſe bezeichnet, das der Angeklagte an einer 
Vermehrung der ſeiner politiſchen Partei angehörenden Ge⸗ 
meinderatsmitglieder hat. Der Sinn der landgerichtlichen Feſtſtellung 
iſt alſo nicht etwa der, daß lediglich Schädigung der Gegen— 
partei der eigentliche und alleinige Zweck des Artikels ſei, ſondern 


daß eine Vermehrung der eigenen Partei das Ziel fei, das verfolgt werde 
und das zugleich auf dem Wege und mit dem Erfolge der Schädigung 
des Gegners erreicht werden ſolle. Dieſes Streben, der eigenen Partei 
Wähler zuzuführen, iſt aber, wie angeführt, die Wahrnehmung eines 
berechtigten Intereſſes, die nach 8 193 StGB. Straffreiheit bewirkt. 

Dieſe Straffreiheit würde nun zwar gleichwohl nicht beftehen, 
wenn die Form der Aeußerung das Vorhandenſein (die Abſicht) 
der Beleidigung ergäbe. Das Landgericht nimmt dies aber mit 
Unrecht deshalb an, weil in dem Artikel die Ausdrücke „unerhörte“ 
Wahlbeeinfluſſung und „verwerfliches“ Verhalten vorkommen. Das 
iſt eine offenbare Verwechſelung von Form und Inhalt. Denn dieſe 
Ausdrücke charakteriſieren das gerüchtweiſe Mitgeteilte auch nach der 
Auffaſſung der Privatkläger nur durchaus ſachgemäß, ohne jeden 
Exzeß in der Form. Sie können deshalb keine Form ſein, aus der 
ſelbſtändig auf die Abſicht der Beleidigung geſchloſſen werden könnte. 

Das Urteil iſt deshalb aufzuheben. Einer Zurückverweiſung zu 
nochmaliger Verhandlung und Entſcheidung bedarf es nicht. Die 
tatfächlihen Unterlagen zur Beantwortung der Frage nach der Be- 
rechtigung des Intereſſes ſind bereits genügend feſtgeſtellt und wegen 
der Form hat das Landgericht weitere Feſtſtellungen, als jene beiden 
Ausdrücke, offenbar nicht treffen können. Es hat deshalb alsbald 
durch das Reviſionsgericht Freiſprechung zu erfolgen. 

Urteil des Strafſenats vom 14. Dezember 08, V 39/08 (nach 
Weimar). 


3. Kenntnis von der Perſon des Täters im Sinne des 
5 61 StGB. Eventualvorſatz und Fahrläſſigkeit. 
Der Eigentümer eines durch ein Automobil beſchädigten Pferdes 
verlangte auf Grund des § 170 StPO. die Anordnung, daß gegen 
den Chauffeur die öffentliche Klage wegen Sachbeſchädigung zu 
erheben ſei. Der Antrag wurde verworfen mit folgender Begründung: 

Dem Antrag ſteht zunächſt das Bedenken entgegen, daß allem 
Anſchein nach die Antragsfriſt nicht gewahrt iſt. Der Antragſteller 
beruft ſich bloß darauf, daß er die Firma H. & Cie. wiederholt 
vergeblich um Angabe des Namens des Chauffeurs erſucht habe, 
den er der Sachbeſchädigung bezichtigt. Allein die Kenntnis des 
Namens des Täters iſt nicht erforderlich, um die Antragsfriſt in Lauf 
zu ſetzen. §8 61 StGB. erfordert nur Kenntnis von der Perſon 
des Täters. Dazu genügt eine ſolche Kenntnis, die den Antrags⸗ 
berechtigten in den Stand ſetzt, den Täter in einer für die Straf⸗ 
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verfolgungsbehörde erkennbaren Weiſe individuell zu bezeichnen (OlSs⸗ 
baufen- Zweigert, StGB. § 61 Note 36; RGSt. 27, 34). 
Die Bezeichnung einer Perſon nach ihrer Berufsſtellung im Betriebe 
einer bekannten Firma wird ſie jedenfalls dann genügend erkennbar 
machen, wenn mehrere Perſonen in derſelben Stellung bei der Firma 
nicht beſchäftigt ſind. Aber auch wenn das letztere nicht zutrifft, muß 
es als genügend angeſehen werden, daß der Antragsberechtigte Angaben 
zu machen imſtande iſt, nach denen der Täter aus der Zahl der in 
Betracht kommenden Perſonen ohne weiteres herausgefunden werden 
kann. Das iſt hier der Fall, wo ſogar die Nummer des Automobils 
genannt worden iſt, mit dem der Täter zu einer beſtimmten Zeit eine 
beſtimmte Straßenſtelle befahren hat. 

Allein der Antrag iſt auch ſachlich unbegründet. Mit Recht hat 
die Staatsanwaltſchaft darauf hingewieſen, daß die vom Antrag— 
ſteller vorgetragenen Umſtände keinenfalls mehr als den Verdacht 
fahrläſſigen Handelns ergeben. Wenn in der Strafanzeige bemerkt 
iſt, der Chauffeur habe ſehen müſſen, daß beim Herannahen des 
Automobils das Pferd unruhig wurde, und habe ſich ſa gen müſſen, 
daß, wenn er trotzdem und trotz der engen Paſſage weiter fuhr, ein 
Unglück, namentlich auch eine Beſchädigung des Pferdes eintreten könne, 
und daher liege eine mit dolus eventualis begangene Sachbeſchädigung 
vor, ſo iſt klar, daß damit der Begriff des dolus eventualis vollſtändig 
verkannt iſt. Denn zum Vorſatz, auch dem dolus eventualis, gehört vor 
allen Dingen, daß der Täter die Möglichkeit des verbotenen Erfolgs nicht 
nur hat erkennen müſſen, ſondern wirklich erkannt hat. 
Das bloße Erkennenmüſſen involviert unter allen Umſtänden nur Fahr⸗ 
läſſigkeit. Aber auch daß der Täter die Möglichkeit des Erfolges 
erkannt hat, bildet erſt das eine der beiden begrifflichen Erforderniſſe 
des Eventualdolus. Sein Vorliegen für ſich allein hebt die Tat noch 
nicht über die Schuldſtufe der Fahrläſſigkeit heraus, ergibt vielmehr 
nur die Möglichkeit der Einreihung der Tat in die Gattung der 
bewußt fahrläſſigen Delikte, die poſitivrechtlich nicht anders 
behandelt wird als die der unbewußt fahrläſſigen. Damit 
Vorſatz angenommen werden könne, iſt vielmehr noch erforderlich, 
daß der Täter mit dem Erfolg, wenn er eintritt, einverſtanden iſt, 
anders ausgedrückt, daß der Täter erkennbarermaßen ſelbſt dann ſo 
gehandelt haben würde, wie er gehandelt hat, wenn er den Erfolg nicht 
bloß als möglich, ſondern als gewiß angeſehen hätte (Ols hauſen— 
Zweigert, StGB. § 59 Note 6; Frank, StGB. § 59 Bem. III; 
RGSt. 33, 4). In der an den Oberſtaatsanwalt gerichteten Beſchwerde 
wird zwar angenommen, daß der Chauffeur die Möglichkeit einer Be⸗ 
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ſchädigung des Pferdes als Folge ſeines Verhaltens nicht nur habe 
erkennen müſſen, ſondern erkannt habe, auch die Billigung des Erfolgs 
durch den Täter als Erfordernis des Eventualdolus bezeichnet, aber ſein 
Vorliegen ohne weiteres aus dem Bewußtſein von der Möglichkeit des 
Erfolgs geſchloſſen. Das letztere iſt ſelbſtverſtändlich unrichtig. Müßte 
man annehmen, daß jeder, der mit der Erkenntnis der Möglichkeit 
eines beſtimmten Erfolgs handelt, dieſen Erfolg eventuell gebilligt 
habe, ſo wäre es völlig zwecklos, dieſe Billigung als ein ſelbſtändiges 
Begriffserfordernis neben der Erkenntnis der Möglichkeit des Erfolgs 
aufzuſtellen. Tatſächlich ergibt der Inhalt des Antrags auf gericht⸗ 
liche Entſcheidung nicht den geringſten Anhalt für die Annahme, daß 
der Chauffeur die Beſchädigung des Pferdes in dem vorſtehend dar— 
gelegten Sinne wenigſtens eventuell gewollt habe. Wenn der Antrag⸗ 
ſteller bemerkt, das Fehlen des Eventualdolus könne ohne genaue 
Prüfung des tatſächlichen Hergangs unmöglich feſtgeſtellt werden, ſo 
verkennt er, daß die Erhebung der öffentlichen Klage das Vorliegen 
genügender Verdachtsgründe auch bezüglich des ſubjektiven Schuld- 
moments vorausſetzt. An ſolchen Verdachtsgründen fehlt es eben. 
Beſchluß des Strafſenats vom 30. November 1908, W 202/08. 


4. Zu § 20 Abſ. 2 und 8 21 Abi. 2 des Preßgeſetzes 
Eventualdolus des Redakteurs. Mitredakteur als 
Einſender. N | 
Nach den tatfächlihen Feſtſtellungen der Strafkammer iſt der 
zur Anklage ſtehende Artikel ohne Wiſſen und Willen des Angeklagten 
in den von ihm redigierten Teil der R.ſchen Volkszeitung eingerückt 
worden. Seine Aufnahme iſt vielmehr von dem Mitredakteur der 
Zeitung S. veranlaßt und infolge einer eigenmächtigen Anordnung 
des Metteurs nicht in dem von S., ſondern in dem vom Angeklagten 
redigierten Teil der Zeitung bewirkt worden. Dieſe wird in G. ge⸗ 
druckt, wo auch die Hauptredaktion unter S. ihren Sitz hat, während 
der Angeklagte in Gr. wohnt. Er ſchickt das von ihm zum Druck 
beſtimmte Material an die Hauptredaktion und bekommt Korrektur⸗ 
bogen nicht zu Geſicht, doch beſteht die Uebung, daß ohne ſein Wiſſen 
und Willen keine Artikel unter der Rubrik, für die er verantwortlich 
zeichnet, veröffentlicht werden. Allerdings iſt von dieſer Uebung des 
öfteren abgewichen worden, doch iſt dem Angeklagten, der die Redaktion 
vertretungsweiſe und erſt ſeit 14 Tagen beſorgte, keine ſolche Ab⸗ 
weichung aufgefallen. 

Bei dieſer Sachlage konnte der Vorderrichter ohne Rechtsirrtum 
ausſprechen, daß die Annahme der Täterſchaft des Angeklagten im 
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Sinne des § 20 Abſ. 2 des Preßgeſetzes durch beſondere Umſtände 
ausgeſchloſſen ſei. Die Staatsanwaltſchaft hat in der Reviſionsver⸗ 
handlung unter Berufung auf die in der Jur. Wochenſchr. 1906 
S. 795 Nr. 65 mitgeteilte Reichsgerichtsentſcheidung bemängelt, daß 
nicht auch der Ausſchluß von Eventualdolus feſtgeſtellt ſei. Allein 
dieſe Feſtſtellung iſt in dem eben bezeichneten Ausſpruch enthalten. 
Ihrer beſonderen Hervorhebung bedurfte es bei dem eingangs mit⸗ 
geteilten Sachverhalt nicht. Das ergibt ſich ohne weiteres, wenn 
man berückſichtigt, daß es ſich nicht um einen generellen Eventual⸗ 
vorſatz in dem Sinne handeln kann, daß der Redakteur ſich vorſtellt, 
es könne in der von ihm redigierten Zeitung etwas abgedruckt werden, 
was ſich als irgendeine ſtrafbare Handlung darſtellt, von deren 
weſenlichen Merkmalen er fi aber keine Vorſtellung macht, daß viel⸗ 
mehr die Vorſtellung auf einen Beitrag mit einem in beſtimmter 
rechtlicher und tatſächlicher Beziehung die Strafbarkeit begründenden 
Inhalt gerichtet ſein muß, deſſen Veröffentlichung der Redakteur für 
den Fall ihres Eintritts im voraus billigt. Auf dieſen Gegenſatz 
weiſt gerade auch die erwähnte Reichsgerichtsentſcheidung unter Be⸗ 
zugnahme auf ältere Urteile desſelben Gerichtshofs ausdrücklich hin. 
Keinesfalls darf die Grenze zwiſchen Fahrläſſigkeit und Vorſatz ver⸗ 
miſcht werden. Es genügt nicht, daß der Redakteur Vorbeugung?- 
maßregeln gegen den Abdruck von ihm nicht zur Durchſicht vorgelegten 
Artikeln mit dem Bewußtſein der ſoeben bezeichneten abſtrakten und 
inhaltlich nicht näher beſtimmten Möglichkeit unterläßt. Dieſes Be⸗ 
wußtſein wird ſelbſt bei einem Manne von der allermäßigſten Intelligenz 
und Ueberlegung kaum auszuſchließen ſein, wenn er es an der Kontrolle des 
Zeitungsdrucks irgendwo fehlen läßt. Man würde alfo bei der bezeichneten 
Anwendung des § 20 Abſ. 2 des Preßgeſetzes auf einen Standpunkt 
zurückkommen, der ſich von dem ſeit dem Beſchluß der vereinigten Straf— 
ſenate des Reichsgerichts vom 6. Juni 1891 (RGSt. 22, 63) endgültig 
aufgegebenen praktiſch kaum unterſcheidet, daß der Redakteur die geſetz⸗ 
liche Vermutung ſeiner vorſätzlichen Täterſchaft nur durch den Nachweis 
ſolcher außergewöhnlicher Umſtände entkräften könne, die außerhalb ſeines 
Willens liegen und auch nicht durch Fahrläſſigkeit herbeigeführt ſind (vergl. 
RGSt. 31, 211). Vielmehr ſoll durch die Heranziehung des Eventual⸗ 
vorſatzes nur verhütet werden, daß der Redakteur der Beſtrafung 
nach § 20 Abſ. 2 des Preßgeſetzes dadurch entgeht, daß er ſich der 
Wahrnehmung von ihm obliegenden Pflichten böswillig entzieht (vergl. 
hierzu insbeſondere die Reichsgerichtsentſcheidung in Goltdammers 
Archiv 52, 395). Einer derartigen Unterſtellung iſt aber durch die 
Feſtſtellungen der Vorinſtanzen der Boden entzogen. 
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Unbedenklich iſt auch die Annahme des Vorderrichters, daß eine 
Beſtrafung des Angeklagten auf Grund des § 21 Abſ. 1 des Preß⸗ 
geſetzes dadurch ausgeſchloſſen ſei, daß er als den Einſender des 
Artikels ſeinen Mitredakteur S. nachgewieſen habe (Abſ. 2 a. a. O.). 
Auf den erſten Blick mag es befremden, einen Redakteur einer Zeitung 
hinſichtlich eines in ihr erſchienenen Artikels als Einſender bezeichnet 
zu ſehen. Allein es iſt zu bedenken, daß S. Redakteur des Teils 
der Zeitung, in dem der Artikel erſchienen iſt, nicht iſt. Eine ſolidariſche 
Verantwortlichkeit von Mitredakteuren hat das Preßgeſetz abgelehnt 
(Stenglein, Strafrechtl. Nebengeſetze, Note 10 zu §7 des Preßgeſetzes). 
Jeder Teilredakteur iſt hinſichtlich des feiner Redaktion nicht unter- 
ſtehenden Teils Nicht⸗Redakteur. Er kann alſo als Einſender in 
Betracht kommen und kommt tatſächlich vorliegendenfalls als ſolcher 
in Betracht, weil er die Aufnahme des Artikels in die Zeitung ver- 
anlaßt hat. Mag er dabei auch an eine Aufnahme in den von ihm ſelbſt 
redigierten Teil gedacht haben, ſo iſt doch dieſes Moment hier, wo 
es ſich nicht um ſeine Verantwortlichkeit als Redakteur handelt, gleich⸗ 
gültig. Urheber des Erſcheinens des Artikels in der Zeitung iſt er, 
und er würde nicht deshalb, weil der Abdruck infolge der Anordnung 
des Metteurs nicht in dem von ihm redigierten Teil der Zeitung 
ſondern einem anderen erfolgt iſt, geltend machen können, er habe in 
die Veröffentlichung nicht eingewilligt. 

Urteil des Strafſenats vom 8. Oktober 1908, S 60/08 (nach Greiz). 


5. Ueber das Verhältnis des § 153 GO. zu 8240 StGB. 
Wenn die Strafkammer die Aeußerung des Angeklagten: „Macht, 
daß Ihr rauskommt, ſonſt werdet Ihr alle erſchoſſen“, dahin verſteht, 
daß damit die Zeugin L. habe beſtimmt werden ſollen, „ſich unter 
Niederlegung der Arbeit dem Zuſammenſchluß der Ausſtändigen an⸗ 
zuſchließen“, fo handelt es ſich hierbei um eine reine Tatſachenwürdigung. 
Eine Verkennung eines des Tatbeſtandsmerkmale der $ 153 GewO. 
iſt nirgends erſichtlich. 

Es bleibt aber die von der Strafkammer nicht erörterte Frage 
des Verhältniſſes dieſes Strafgeſetzes zu dem § 240 StGB. zu prüfen, 
weil die Aeußerung des Angeklagten gleichzeitig den Tatbeſtand des ver- 
ſuchten Vergehens der Nötigung erfüllt. Der § 240 droht Gefängnis 
bis zu einem Jahre oder Geldſtrafe bis zu 600 M. an, der § 153 
GewO. dagegen ausſchließlich Gefängnisſtrafe bis zu drei Monaten. 
Hätte daher der $ 73 StGB. Anwendung zu finden, fo hätte die 
Strafe unter Zugrundelegung der 88 240 und 44 StGB. als des 
die ſchwerſte Strafe androhenden Geſetzes ausgeworfen werden müſſen. 


Und das hätte nach der herrſchenden, wiewohl nicht unbeſtrittenen 
Anſicht (vergl. Olshauſen⸗Zweigert, StGB. § 73 Nr. 35) die 
weitere Folge, daß trotz des Konkurrierens des §S 153 GewO. der 
die mildere Strafart der Geldſtrafe nicht kennt, auf dieſe hätte erkannt 
werden können. In dieſem Sinne hat das Bayeriſche Oberſte Landes- 
gericht in einem gleichliegenden Falle wirklich entſchieden (vergl. die 
Sammlung der Entſcheidungen dieſes Gerichtshofs in Strafſachen 7, 54). 
Der Senat iſt jedoch im Gegenſatz hierzu der Anſicht, daß die Straf— 
kammer den § 240 StGB. mit Recht unberückſichtigt gelaſſen hat. 

Ueber die Frage, ob zwiſchen den Vergehen nach § 153 
GewO. und § 240 StGB. Idealkonkurrenz möglich iſt, herrſcht 
Streit. Das Reichsgericht bejaht ſie (vergl. Rechtſpr. 10, 619; 
RGeEntſch. 27, 307; 30, 359). Dagegen erklärte ſich Frank (StGB. 
8 240 Bem. VII, 1), zweifelnd Olshauſen-⸗Zweigert (StGB. 
8 240 N. 14e). Stenglein (Strafrechtl. Nebengeſetze, Bem. 2 zu 
§ 153 Gemd.) erklärt dieſe Strafbeſtimmung für ſubſidiär. Das 
Verhältnis der Subſidiarität eines Strafgeſetzes gegenüber einem 
anderen ſchließt aber nach der Theorie die Möglichkeit einer Ideal— 
konkurrenz zwiſchen beiden aus, ergibt vielmehr einen Fall der 
ſogenannten Geſetzeskonkurrenz (vergl. Ols hauſen-Zweigert, 
StGB. § 73, N. 13; Frank, StGB. § 73 Bem. VII 2b, 
Meyer⸗Allfeld, Strafr. S. 351; Binding, Handbuch des 
Strafrechts 1, 355). Unbeſtreitbar iſt einerſeits, daß die Tatbeſtände 
der beiden Strafgeſetze einander nicht decken, andererſeits, daß der 
Tatbeſtand des § 153 GewdO. inſoweit das Mittel des Zwangs und 
der Bedrohung mit einem Verbrechen oder Vergehen in Frage ſteht, 
gegenüber dem des § 240 StGB., der ſpeziellere iſt. Endlich kommt 
in Betracht, daß die Strafdrohung des § 153 GewO. durch die 
Klauſel ausgezeichnet iſt: „ſofern nach dem allgemeinen Strafgeſetze 
nicht eine härtere Strafe eintritt“. Ob hiernach von dem Verhältnis 
der Ideal⸗ oder dem der Geſetzeskonkurrenz zwiſchen den in Frage 
ſtehenden Strafrechtsnormen zu ſprechen iſt, kann für den vorliegenden 
Fall auf ſich beruhen. Keinesfalls vermag ſich der Senat der Meinung 
anzuſchließen, daß ſich der in dem Schlußſatze des § 153 GewO. 
ausgedrückte Gedanke mit dem des § 73 StGB. ſchlechthin decke (ſo 
Rechtſpr. a. a. O.). Vielmehr ſchließt fein klarer Wortlaut („ſofern ... 
nicht eine härtere Strafe eintritt“) eine Auslegung aus, die die 
Möglichkeit zuläßt, beim Vorliegen der Vorausſetzungen des Para⸗ 
graphen eine mildere als die von ihm angedrohte Strafart anzuwenden. 
Wenn irgendwo, ſo iſt hier der Schluß vom Gegenteil geboten. Der 
Strafrahmen von einem Tag bis drei Monate Gefängnis ſoll nur 
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dann nicht maßgebend fein, wenn die nach dem allgemeinen Straf- 
geſetze eintretende Strafe härter iſt. Dagegen wird für gleichgültig 
erklaͤrt, ob die Tat nach dem allgemeinen Strafgeſetze weniger oder 
gar nicht ſtrafbar erſcheinen würde. Zweifelhaft kann hiernach nur 
fein, ob durch die Faſſung des §S 153 GewO. die Anwendung des 
8 240 StGB., weil nach ihm die betreffende Tat möglicherweiſe mit 
einer geringeren Strafe geahndet werden könnte, unter allen Umſtänden 
ausgeſchloſſen, oder ob ſie für den Fall zugelaſſen wird, daß bei ihr auf 
eine höhere als dreimonatige Gefängnisſtrafe zu erkennen ſein würde. 
Dieſe Frage braucht nicht entſchieden zu werden, weil Reviſion 
zum Zwecke der Herbeiführung einer höheren Strafe nicht eingelegt iſt. 
Urteil des Strafſenats vom 9. November 1908, 8 70/08 (nach 
Rudolſtadt). 6 


6. Steht eine Polizeiverordnung, daß Dampfpfeifen 
und ſonſtige Schallinſtrumente, die weithin ver— 
nehmbare Töne verbreiten, zum Signaliſieren in 
gewerblichen Betrieben nicht benutzt werden dürfen, 
in Widerſpruch zu S360 Ziff. 11des StGB.? Inwie⸗ 
weit iſt die landesgeſetzliche Zuläſſigkeit einer 
Polizeiverordnung vom Richter zu prüfen? 

Die Polizeiverordnung iſt gültig. Das Kammergericht hat zwar 
in ſtändiger Rechtſprechung angenommen, daß § 360 Ziff. 11 die 
Materie des Lärmes erſchöpfend regele und für das Polizeiverordnungs⸗ 
recht kein Raum ſei, daß alſo Beſtrafung nur eintreten könne, wenn 
Lärm ruheſtörend und ungebührlicherweiſe erregt ſei. So hat es 
für ungültig erklärt: eine Polizeiverordnung, die für einen Druckerei⸗ 
betrieb während der Nacht jede gewerbliche Handlung, die die Ruhe 
der Einwohner ſtörte, verbot (Goltd Arch. 48, 307), eine Polizeiver⸗ 
ordnung, die den Lärm und Streit in und bei einem Schlachthauſe 
unterſagte, eine von gleichem Inhalte wie die vorliegende über das 
Signaliſieren mit Dampfpfeifen und dergl. (DIZ. 1903 S. 405), 
eine ſolche, die das Teppichklopfen in einer Großſtadt während einzelner 
Tage ganz und während der übrigen Tage zu beſtimmten Stunden 
verbot (DIZ. 1907 S. 133; wenn es die Beſchränkung des Teppich⸗ 
klopfens in einem Kur⸗ und Badeorte für gültig erklärt hat, ſo hat 
es dabei den Geſichtspunkt der Lärmerregung zurücktreten laſſen, 
DIZ. 1904 S. 460). 

Allein die Rechtſprechung des Kammergerichts iſt nicht überzeugend. 

Das Landesrecht kann nicht eingreifen und eine Polizeiverordnung 
obigen Inhalts iſt nicht gültig, wenn ſie dieſelbe Materie betrifft. 
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die Gegenſtand des § 360 Ziff. 11 StGB. iſt ($ 2 des EG. z. StGB.). 
Die in dem 29. Abſchnitt des StGB. aneinandergereihten einzelnen 
Uebertretungen ſind ſelbſtverſtändlich für ſich zuſammen keine Materie; 
ſie haben nichts Gemeinſames, keinen inneren Zuſammenhang, ordnen 
alſo nichts, was ein abgegrenztes Gebiet umfaßte. Dies iſt aber 
für den Begriff der Materie entſcheidend (Frank, StGB., EG. 
§ 2 Anm. II). Einzelne Beſtimmungen in dem Abſchnitt regeln 
den Gegenſtand, auf den ſie ſich beziehen, allerdings umfaſſend und 
erſchöpfend. So kann neben § 360 Ziff. 10 nicht beſtraft werden, 
wer einem Landesgeſetz zuwider handelt, das Hilfeleiſtung verlangt, 
auch wenn eigene Gefahr eintreten kann (BayObe G. Goltd Arch. 48, 
142). Landesrechtliche Vorſchriften über Tierquälerei gelten nicht neben 
§ 360 Ziff. 13 (Frank, daſelbſt Anm. II, 2). Die meiſten unter 
dem Uebertretungsabſchnitte aufgeführten Uebertretungen find aber nur 
aus einem größeren zuſammenhängenden Gebiete herausgegriffen, ſie 
regeln nur den Tatbeſtand, den ſie direkt bezeichnen, ihr Gegenſtand 
iſt nur das, was ſie im einzelnen erfaſſen, darüber hinausgehen ſie 
nicht und ſie laſſen Raum für das Landesrecht, das Rechtsſätze auf⸗ 
ſtellt, die verwandte oder naheliegende Fragen regeln. 

Bei $ 360 Ziff. 11 iſt zu prüfen, ob er das Hervorbringen von 
lauten Tönen im Ganzen hat ſtrafrechtlich regeln wollen, oder ob er 
aus dieſem Gebiete des Lebens und Rechtes nur einen beſonderen 
Tatbeſtand hat herausgreifen und alles andere, was nicht unter ihn 
fällt, hat unberührt laſſen wollen. Letzteres iſt der Fall. 

Man darf eine geſetzliche Beſtimmung nicht für ſich allein be⸗ 
trachten, man muß ſie in ihrem Zuſammenhang mit den ſonſtigen 
Beſtimmungen des Geſetzes, mit denen ſie verbunden iſt, und in 
ihrer geſchichtlichen Entwickelung anſehen. Daß beſtraft wird, wer 
ungebührlicherweiſe ruheſtörenden Lärm erregt, ſteht in § 360 Ziff. 11 
nicht zuſammenhangslos für ſich allein, ſondern es iſt damit verbunden: 
oder wer groben Unfug verübt. Dieſe Verbindung iſt nicht willkürlich. 
Wo man in der Weiſe wie im 29. Abſchnitte einzelne Beſtimmungen 
nebeneinandergereiht und beſondere Tatbeſtände geſchaffen hat, würde 
man auch Lärm und groben Unfug getrennt haben, wenn nicht die 
Tendenz geweſen wäre, gerade das zu treffen, was bei den Tat⸗ 
beſtänden gemeinſam iſt, ſie nur zu erfaſſen als verſchiedene Mittel 
ein und derſelben umfaſſenderen, die Rechtsordnung verletzenden 
Handlungsweiſe. Beides hat einen inneren Zuſammenhang. Schon 
die Entſtehungsgeſchichte weiſt darauf hin, daß man nicht beabſichtigt 
hat, die Zuläſſigkeit der lauten Töne im ganzen zu ordnen, ſondern 
daß man aus dieſem weiten Gebiete ein engeres herausgegriffen und 
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umgrenzt hat. Die Beſtimmung geht zurück auf das Allgemeine 
Landrecht II, 20 § 183. Dort wurden beſtraft „mutwillige Buben, 
die auf den Straßen oder ſonſt Unruhe erregen oder grobe Unſittlich⸗ 
keiten verüben“. Die mutwilligen Buben waren die Täter, die ge⸗ 
troffen werden ſollten, ihre Mutwilligkeit war der eigentliche Gegen⸗ 
ſtand der Strafdrohung. Er wurde an die Spitze der Strafdrohung 
geſtellt und war das Entſcheidende in dem Tatbeſtand, gab den 
Anlaß zur Strafbeſtimmung. In zweiter Linie ſtanden die Unruhe 
oder die Unſittlichkeit als Mittel, den Mutwillen zum Ausdruck zu 
bringen. In der Beſtimmung des Reichsſtrafgeſetzbuchs iſt dieſe Be⸗ 
deutung nicht geſchwunden. Die Schallerregungen ſollen nicht im 
Allgemeinen ſtrafrechtlich geregelt werden, ſondern nur mit der Un- 
gebühr, die Lärm und dadurch Ruheſtörung ſchafft, befaßt ſich das 
Geſetz. Ungebühr bedeutet eine gröbliche Störung der gewöhnlichen 
äußeren Ordnung des Verkehrs, die Zuſammenſtellung mit grobem 
Unfug rückt dieſe Bedeutung beſonders ins Licht. Auch der Ausdruck 
„Lärm“ bezeichnet mehr als laute Schallwellen. Es muß zu dem 
Schall etwas Mutwilliges, Ungeordnetes, die Ahſicht, ihn um ſeiner 
ſelbſt willen zu erregen, hinzukommen, mindeſtens wird er nur ſoweit 
getroffen, als er von dem alltäglichen üblichen Verkehre abweicht. 
Das Wort „Lärm“ bedeutet in dem hier gebrauchten Sinne (im 
Gegenſatz zu ſeinem Urſprung: Kampfruf: Al Arm) „wildes“ Geſchrei 
oder Geräuſch (Grimms Wörterbuch). 

Das Strafgeſetzbuch wollte in dem erſten Teile von § 360 Ziff. 11 
alſo ſtrafrechtlich nur ordnen die Töne, die außerhalb des hergebrachten 
und üblichen Verkehrs ſtattfanden, die durch eine beſondere mutwillige, 
verkehrswidrige Handlung erzeugt wurden, aber es wollte nun nicht 
etwa den gewöhnlichen Verkehr mit ſeinen mannigfaltigen Geräuſchen 
und Tönen frei von jeder Aufſicht und Regelung laſſen, ihn von 
allen Feſſeln der Geſetzgebung und Verordnung entbinden. Hier ein⸗ 
zugreifen, blieb vielmehr der Polizei überlaſſen, die die Oeffentlichkeit 
je nach den wechſelnden Bedürfniſſen von Ort und Zeit ſchützen kann 
und fol. Daß § 360 Ziff. 11 das Gebiet der Ruheſtörung nicht 
abſchließend ordnet, ergeben auch zwei andere Beſtimmungen des 
29. Titels. § 366 Ziff. 1 ſetzt voraus, daß gegen die Störung der 
Feier der Sonn⸗ und Feiertage beſondere Anordnungen erlaſſen werden 
können. Darnach ſind zuläſſig Verbote von Geräuſchen, die die Stille 
des Feiertags ſtören, auch wenn ſie nicht ungebührlich ſind und die 
Allgemeinheit beläſtigen. Ebenſo läßt $ 366 Ziff. 10 Raum für 
Polizeiverordnungen, die außer der Sicherheit uſw. auch die Ruhe 
auf öffentlichen Wegen erhalten. Alſo auch hier zeigt ſich, daß § 360 
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Ziff. 11 nur einen Teil der Störung der Ruhe herausgreift und im 
übrigen der Geſetzgebung freie Bahn läßt. 

Ebenſo beſchäftigt ſich die Vorſchrift der Gewerbeordnung 8 27 
mit dem ungewöhnlichen Geräuſch, das der Betrieb von Anlagen 
hervorbringt. Auch hier kann Geräuſch, das nicht ungebührlich iſt, 
durch die Polizei verhindert werden. 

Nach § 16 daſelbſt unterſtehen beſonderen Beſtimmungen An⸗ 
lagen, die für die Bewohner der benachbarten Grundſtücke oder für 
das Publikum überhaupt erhebliche Beläſtigungen herbeiführen können. 
Zu dieſen gehören auch Nachteile durch Störung der Ruhe. 

§ 23 Abſ. 3 läßt landesrechtliche Vorſchriften zu, nach denen 
in Ortsteilen gewiſſe Anlagen oder gewiſſe Arten von Anlagen gar 
nicht oder nur unter beſonderen Bedingungen errichtet werden dürfen. 

Für den Betrieb von Dampfkeſſeln können nach § 24 beſondere 
Beſtimmungen, alſo auch über die Pfeifen gegeben werden. 

Zuwiderhandlungen gegen die §8 16 und 24 werden nach 8 147 
Ziff. 2 beſtraft. Dieſe Beſtimmungen beweiſen ebenfalls, daß § 360 
Ziff. 11 die Erregung von Geräuſchen nicht erſchöpfend geregelt hat. 

Wie aber die Polizeiverordnung nicht zu § 360 Ziff. 11 in 
Widerſpruch ſteht, ſo erheben ſich gegen ihre Gültigkeit auch aus dem 
Weimariſchen Geſetz vom 7. Januar 1854, auf dem ſie fußt, keine 
Bedenken. Die Prüfung des Gerichts hat ſich, wie das Landgericht zu⸗ 
treffend ausgeführt hat, auf die ſachliche Zuſtändigkeit der Polizeibehörde 
zum Erlaſſe des Verbots, auf die Beobachtung der vorgeſchriebenen 
Formen, namentlich der Verkündigung, darauf, daß die Verordnung nicht 
im Widerſpruche zu Reichs- und Landesgeſetzen ſteht, zu erſtrecken. Weiter 
darf ſie aber nicht gehen, die Notwendigkeit oder Zweckmäßigkeit iſt weder 
nach den konkreten noch nach den abſtrakten Verhältniſſen nachzuprüfen 
(8 2 des Geſetzes vom 7. Januar 1854). Ob dringende Gründe des 
öffentlichen Wohles oder die Abwendung von Gefahren für die Geſundheit 
und das Vermögen es erheiſchten, daß die Verordnung erlaſſen wurde, 
hatten nur die Verwaltungsbehörden zu entſcheiden. Nur ſie ſind dafür, 
was im Intereſſe des öffentlichen Wohles und der Geſundheit not⸗ 
wendig iſt, zuſtändig. Jede Nachprüfung durch die Gerichte würde 
ſich auf das Gebiet der Zweckmäßigkeit begeben müſſen, auch wenn 
man fie möglichſt beſchränken wollte. — ThürBl. 48, 249 ff. 

Urteil des Strafſenats vom 22. Oktober 1908, S 63/08 (nach Gera). 


7. Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen die 
Verſäumung der Friſt zur Anbringung der Revi⸗ 
ſionsanträge. Wird das Geſuch um Wieder— 
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einſetzung dadurch aus geſchloſſen, daß bereits ein 

Beſchluß nach § 386 Abi. 1 StPO. vorliegt, der die 

Reviſion als unzuläſſig verwirft? Wird das Revi— 

ſionsgericht durch einen Beſchluß der Vorinſtanz 

gebunden, der die Wiedereinſetzung gewährt? 

Kann das Wiedereinſetzungsgeſuch darauf geſtützt 

werden, daß die rechtzeitig angebrachte Reviſions⸗ 

begründung infolge eines Expeditionsverſehens 
ununterſchrieben das Bureau des Verteidigers ver— 
laſſen habe? 

Die Reviſion war rechtzeitig und in geſetzlicher Form eingelegt 
worden. Auch eine Reviſionsbegründung war rechtzeitig (am 12. Auguſt 
1908, 6 Tage nach der am 6. desſelben Monats erfolgten Zuſtellung 
des Urteils), eingegangen, jedoch hatte der Verteidiger, der ſie anbrachte, 
verſäumt, ſeine Unterſchrift beizufügen. Infolgedeſſen erließ die Straf⸗ 
kammer am 20. Auguſt 1908 einen Beſchluß, der auf Grund des 
§ 386 Abſ. 1 StPO. die Verwerfung des Rechtsmittels ausſprach. 
Der Beſchluß wurde dem Verteidiger am 3. September 1908 zu⸗ 
geſtellt. Am 5. desſelben Monats ging bei der Strafkammer eine 
vom Verteidiger unterſchriebene Reviſionsbegründung und gleichzeitig 
ein Geſuch um Wiedereinſetzung in den vorigen Stand ein. Es war 
darauf gerichtet, „die Strafſache gegen den Schiefertafelfabrikanten 
H. in den vorigen Stand wiedereinzuſetzen“. Darauf faßte die 
Strafkammer am 28. September 1908 Beſchluß dahin: „In der 
Strafſache .... wird dem Angeklagten gegen die Verſäumung der 
in § 385 SPD. vorgeſchriebenen Friſt Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand gewährt. Die Formalien der Reviſion gehen damit 
in Ordnung und es iſt nach § 387 StqpO. zu verfahren.“ Dem⸗ 
entſprechend gelangten die Akten an das Oberlandesgericht. 

Dieſes verwarf die Reviſion als unzuläſſig mit folgender Be⸗ 
gründung: 

Unzweifelhaft iſt der Beſchluß der Strafkammer vom 28. September 
1908 prozeßordnungswidrig (§ 46 Abſ. 1 StPO., vergl. auch RGSt. 
40, 272). Es fragt ſich aber zunächſt, wie die prozeſſuale Lage, die 
durch die mitgeteilten Vorgänge herbeigeführt iſt, zu beurteilen iſt. 

Sicher iſt das am 5. September 1908 eingegangene Geſuch 
zunächſt auf Wiedereinſetzung gegen die Verſäumung der Friſt zur 
Reviſionsbegründung gerichtet, wie es die Strafkammer auch aufgefaßt 
hat. Die am 12. Auguſt 1908 eingegangene Reviſionsbegründung 
hatte wegen ihrer Formwidrigkeit dieſe Friſt nicht wahren können, 
eine Wiedereinſetzung in dem Sinne, daß jene Reviſionsbegründung 
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nachträglich als formgültig anerkannt werde, iſt dem Strafprozeßrecht 
unbekannt. Es konnte ſich nur darum handeln, für die neue am 
5. September eingegangene Reviſionsbegründung den Mangel der 
Verſpätung zu heilen. Allein die Abſicht des Geſuchs ging, wie ſeine 
Faſſung erkennen läßt, gleichwohl weiter. Es ſollte nicht bei der am 
20. Auguſt ausgeſprochenen Verwerfung der Reviſion das Bewenden 
haben und etwa eine neue Reviſion eingelegt werden. Sondern es 
ſollte die alte Reviſion weiter verfolgt und der ihre Verwerfung aus⸗ 
ſprechende Beſchluß zu dieſem Zwecke beſeitigt werden. 

Der von der Stq O. hierfür eröffnete Weg iſt der Antrag auf 
Entſcheidung des Reviſionsgerichts (8 386 Abi. 2). Man wird das 
Geſuch des Angeklagten dahin auszulegen haben, daß auch dieſer 
Weg mit ihm beſchritten fein ſoll. Die Auslegung iſt um fo un⸗ 
bedenklicher, als ja mit dem Wiedereinſetzungsgeſuch ohnehin die Ent⸗ 
ſcheidung des Reviſionsgerichts beantragt iſt, wie der ſchon angeführte 
§ 46 Abſ. 1 StPO. ergibt. Daß das Geſuch an die Strafkammer 
adreſſiert iſt, hat nichts auf ſich. Ebenſo wie der Antrag auf Wieder⸗ 
einſetzung bei der Strafkammer angebracht werden mußte (§ 45 StPO.), 
konnte der Antrag auf Entſcheidung des Reviſionsgerichts gegen die 
Verwerfung der Reviſion, da das Geſetz etwas anderes nicht beſtimmt, 
bei der Strafkammer angebracht werden (vergl. Lö we- Hellweg, 
Note 4 zu § 386 und Note 4 zu § 360 StPO... Die Friſt des 
§ 386 Ziffer 2 iſt ebenſo gewahrt, wie die des $ 45 StPO. Das 
am 5. September 1908 eingereichte Geſuch bedeutet alſo ſowohl einen 
Antrag auf Wiedereinſetzung in den vorigen Stand, als auch einen 
Antrag auf Entſcheidung des Reviſionsgerichts nach § 386 Abſ. 2 
StPO. Es hemmte den Eintritt der Rechtskraft des Beſchluſſes vom 
20. Auguſt 1908. Dieſer Beſchluß ſteht alſo weder formell noch 
materiell einer anderweitigen Entſcheidung über die Reviſion entgegen. 

Daß ein Antrag auf Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
gegen die Verſäumung der Reviſionsbegründungsfriſt auch dann noch 
zuläſſig iſt, wenn bereits ein die Reviſion wegen Mangelhaftigkeit der 
Reviſionsbegründung als unzuläſſig verwerfender Beſchluß vorliegt, 
iſt jedenfalls dann unbedenklich anzunehmen, wenn dieſer Beſchluß. 
die Rechtskraft nicht beſchritten hat. Eine entgegenſtehende Geſetzes⸗ 
vorſchrift beſteht nicht. Die Einreichung einer mangelhaften Reviſions⸗ 
begründung bringt die Reviſion nicht zu Fall, fie ſteht der Anbringung. 
einer mangelfreien Begründung nicht im Wege. Fraglich kann allen⸗ 
falls erſcheinen, ob die Beendung der Inſtanz durch eine Unzuläſſigkeits⸗ 
entſcheidung eine Präkluſion in dieſer Hinſicht zur Folge hat, oder 
ob auch dann noch eine Reviſionsbegründung wirkſam angebracht 
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werden kann, ſei es in Verbindung mit einer erneuten Reviſions⸗ 
einlegung, die den ganzen Inſtanzenzug aufs neue eröffnet, ſei es ohne 
ſolche mit der Wirkung, daß unter Aufhebung des erſten Reviſions— 
urteils wegen der nachträglich eingetretenen Heilung des kranken 
Inſtanzenzugs das Rechtsmittel als zuläſſig erklärt wird (vergl. in betreff 
der zivilprozeſſualen Rechtsmittel Gaupp⸗Stein, ZPO. Bem. 3 
Abſ. 2 zu § 535). Die bloß proviſoriſche Entſcheidung des § 386 
Abi. 1 StPO. kann eine Präkluſion keinesfalls herbeiführen. Dann 
kann aber auch der Nachbringung einer formgerechten Reviſions— 
begründung in Verbindung mit einem Geſuch um Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand nichts im Wege ſtehen. Das Reviſionsgericht 
kann auf Grund der nachgebrachten Reviſionsbegründeung und even— 
tuell unter Gewährung einer Wiedereinſetzung die Reviſion für zuläſſig 
erklären, obgleich die Strafkammer ſie von ihrem Standpunkt aus 
mit Recht für unzuläſſig erklärt hatte, die Berückſichtigung neuer Um⸗ 
ſtände iſt in dem durch einen Antrag nach § 386 Abi. 2 eröffneten 
Prozeßſtadium ſo wenig ausgeſchloſſen wie in der Berufungs- und 
in der Beſchwerdeinſtanz. 

Der Beſchluß vom 20. Auguſt 1908 ſteht alſo auch der nach- 
geſuchten Wiedereinſetzung in den vorigen Stand nicht entgegen. 

Nun hat die Strafkammer dem § 46 Abſ. 1 zuwider über die 
Wiedereinſetzung befunden und ſie gewährt. Die Frage iſt, ob ihr 
Beſchluß das Reviſionsgericht bindet. Das Reichsgericht hat dieſe 
Frage in der ſchon angezogenen Entſcheidung (RGSt. 40, 272) 
trotz Anerkennung der Prozeßwidrigkeit eines ſolchen Beſchluſſes in einem 
gleichen Falle deshalb bejaht, weil nach 8 46 Abi. 2 StPO. die 
dem Wiedereinſetzungsgeſuch ſtattigebende Entſcheidung keiner Anfechtung 
unterliegt und weil die Unzuſtändigkeit des entſcheidenden Gerichts 
keine Nichtigkeit der Entſcheidung begründe, nicht einmal bei einem 
Urteil, geſchweige denn bei einem in einem Zwiſchenverfahren ergangenen 
Beſchluſſe. Der Senat kann ſich von der Richtigkeit dieſer Entſcheidung 
nicht überzeugen. Die Sätze, mit denen ſie begründet iſt, ſind an 
und für ſich zutreffend, erſchöpfen aber die Frage nicht, inſofern als 
die Eigenart des Wiedereinſetzungsbeſchluſſes in Verbindung mit der 
beſonderen Natur des Verfahrens nach § 386 SPD. ebenfalls 
berückſichtigt werden muß. Das Reichsgericht ſagt a. a. O. ſelbſt, 
daß es Fälle gebe, in denen es als nach den Vorſchriften und dem 
Geiſte der Strafprozeßordnung möglich anzuerkennen ſei, eine ſtraf⸗ 
prozeſſuale Entſcheidung als abſolut und unheilbar nichtig dergeſtalt 
anzuſehen, daß die Nichtigkeit auch ohne Rückſicht auf die Einlegung 
von Rechtsmitteln Beachtung finden und die Entſcheidung jeder 
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Wirkſamkeit entkleiden müſſe. Ein ſolcher Fall liegt hier gerade vor, 
und zwar aus dem einfachen Grunde, weil erſtens ein die Wiederein— 
ſetzung gewährender Beſchluß weiter nichts beſagt, als daß ein Akt 
im gegebenen Falle rechtzeitig vorgenommen iſt, obwohl er nach der 
Regel als verſpätet gelten müßte, und weil zweitens der Ausſpruch 
der Strafkammer, daß die Reviſion rechtzeitig eingelegt ſei, wie § 389 
StPO. ohne weiteres ergibt, für das Reviſionsgericht ohne alle 
Verbindlichkeit iſt. Die Kraft des Ausſpruchs, daß etwas gegen die 
Regel rechtzeitig ſei, kann logiſcherweiſe nicht weiter reichen, als die 
Kraft des Ausſpruchs, daß es nach der Regel rechtzeitig ſei. Nimmt 
man den einfachen, durch ein Wiedereinſetzungsgeſuch nicht komplizierten 
Fall, ſo ſteht der Strafkammer zu, auf Grund des § 386 Abſ. 1 zu 
erklären: Die Reviſion iſt nicht rechtzeitig. Aber ſelbſt dieſer Ausſpruch 
iſt für das Reviſionsgericht unverbindlich, wenn der Beſchwerdeführer 
feine Nachprüfung nach § 386 Abf. 2 StPO. verlangt. Unbenommen 
iſt auch der Strafkammer, zu ſagen: Die Reviſion iſt rechtzeitig. Im 
vorliegenden Falle hat ſie ſogar, weitergehend, die Formalien der 
Reviſion überhaupt für „in Ordnung gehend“ erklärt. Niemand kann 
bezweifeln, daß trotzdem das Reviſionsgericht die Formalien des 
Rechtsmittels nach §S 389 StPO. im vollen Umfange zu prüfen hat. 
Weder im ganzen noch bezüglich eines einzelnen Elementes der 
Ordnungsmäßigkeit des Rechtsmittels kann ihm der Ausſpruch der 
Strafkammer vorgreifen. Wie ſollte dies anders fein, wenn der 
Ausſpruch der Strafkammer ſtatt einfach: „Das Rechtsmittel iſt ver— 
ſpätet“ lautet: Das Rechtsmittel iſt verſpätet, weil Wiedereinſetzung 
nicht gewährt werden kann? Oder umgekehrt ſtatt: „Das Rechtsmittel 
iſt rechtzeitig“, „das Rechtsmittel iſt rechtzeitig, weil Wiedereinſetzung 
zu gewähren iſt“? So wenig im erſten Falle der Beſchwerdeführer 
gehindert iſt, nach $ 386 Abſ. 2 StPO. die Entſcheidung des Reviſions⸗ 
gerichts herbeizuführen, das insbeſondere auch die Vorausſetzungen 
des Wiedereinſetzungsantrags völlig ſelbſtändig zu prüfen hat, ſo wenig 
kann im zweiten Falle das Reviſionsgericht ſeine Zuſtändigkeit verlieren, 
die Formalien des Rechtsmittels in vollem Umfange zu prüfen. Das 
Gegenteil, das völlig prinzipwidrig genannt werden müßte, ergibt ſich 
aus § 46 Abſ. 2 St O. nicht. 

Sonach iſt der Beſchluß der Strafkammer vom 28. September 
1908 bedeutungslos. | 

Der Senat kann es nun aber nicht als dargetan anſehen, daß 
der Zufall, der vorliegend die Nichteinhaltung der Friſt des § 385 
SPD. verurſacht hat, ein unabwendbarer im Sinne des § 44 StPO. 
iſt. Er beſteht darin, daß nicht bemerkt worden iſt, daß die Reviſions⸗ 
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begründung vom 10. Auguſt das Bureau des Verteidigers des Ange⸗ 
klagten ohne Unterſchrift verlaſſen hatte, und daß man infolgedeſſen 
irrtümlich glaubte, es ſei alles zur Wahrung der Friſt Erforderliche 
geſchehen. Das Wiedereinſetzungsgeſuch enthält keine Angabe darüber, 
was von dem Verteidiger vorgekehrt iſt, um derartigen Vorkommniſſen 
vorzubeugen. Die Einrichtung, daß die von den vereinigten An⸗ 
wälten Geh. Juſtizrat H. und Dr. H. ausgehenden Schriftſtücke 
ohne Rückſicht darauf, wer die Sache bearbeitet hat, von dem 
erſteren und von ihm allein unterzeichnet werden, und die weitere 
Einrichtung, daß die Reinſchriften nicht zur Unterſchrift vorgelegt werden, 
bevor ihnen von dem Bureauvorſteher der Stempelabdruck „Die Rechts⸗ 
anwälte Geh. Juſtizrat H. und Dr. H. durch:“ beigefügt iſt, ſind keine 
Vorbeugungsmittel, ſondern im Gegenteil geeignet, das unbemerkte 
Unterbleiben der Unterſchrift zu begünſtigen. Auch der Umſtand, daß 
in der kritiſchen Zeit der langjährige Bureauvorſteher beurlaubt und 
von einem jüngeren Angeſtellten vertreten war, hätte vielmehr die 
Prüfung der Frage nahelegen müſſen, ob es angezeigt ſei, es bei 
Einrichtungen zu belaſſen, bei denen die Beobachtung gewiſſer not- 
wendiger Förmlichkeiten ſich jeder Kontrolle des Anwalts entzieht und 
von der Aufmerkſamkeit eines einzigen Mannes abhängt. 

Daß Verſehen des Verteidigers für den Angeklagten keinen unab— 
wendbaren Zufall darſtellen, der ein Wiedereinſetzungsgeſuch rechtfertigt, 
iſt in der reichsgerichtlichen Rechtſprechung grundſätzlich anerkannt; vergl. 
Löwe⸗ Hellweg, Note 4 zu § 44 StPO. In dem RG. 35, 109 
abgedruckten Falle handelte es ſich darum, daß der mit der Austragung 
der Schriftſtücke betraute Bureaugehilfe einen zur Wahrung einer Friſt 
erforderlichen, ihm vom Bureauvorſteher zu ſofortiger Ueberbringung 
übergebenen Schriftſatz nicht befördert und gleichwohl dem Bureauvor⸗ 
ſteher auf deſſen Befragen die Abgabe an der richtigem Stelle als geſchehen 
gemeldet hatte. Daß darin ein durch alle vernünftigerweiſe zu fordernde 
Vorſicht des Anwalts nicht abzuwendender Zufall erblickt werden kann, 
iſt unbedenklich. Ganz anders liegt es hier, wo die Unterzeichnung 
eines Schriftſatzes, eine eigenſte Angelegenheit des Anwalts ſelbſt, 
unterblieben iſt und keinerlei Maßnahme angeführt werden kann, 
die einigermaßen Gewähr dafür bietet, daß dergleichen nicht öfter 
vorkommt. 

Sonach iſt das Wiedereinſetzungsgeſuch zu verwerfen. Der 
Beſchluß der Strafkammer vom 20. Auguſt 1908 wäre daher zu 
beſtätigen, wenn ihn nicht die Strafkammer ſelbſt durch ihre Ent⸗ 
ſcheidung vom 28. September 1908 zurückgenommen hätte. Da das 
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letztere geſchehen iſt, fo iſt ohne Rückſicht auf erfteren Beſchluß die 
Verwerfung der Reviſion auszuſprechen. 

Beſchluß des Strafſenats vom 12. Oktober 1908, S 62/08 (nach 
Rudolſtadt). | 


Veränderungen im Beſtande 


der im Bezirk des Oberlandesgerichts Jena angeſtellten Richter, 
Staatsanwälte, Gerichtsvollzieher, Rechtsanwälte ſeit der in Bd. 54 
S. 218 veröffentlichten Dienſtlaufbahn uſw. 


Zuſammengeſtellt von Gerichtsſekretär Helmrich. 


Jena (Oberlandesgericht): Schmid⸗Burgk, Oberlandesgerichtsrat, 
erhielt den Titel: „Geh. Juſtizrat“. — Hecker, Oberlandesgerichts⸗ 
rat ſeit 1. Mai 1908, bisher Amtsrichter in Rudolſtadt. — 
Dr. Deinhardt, Oberlandesgerichtsrat ſeit 1. September 1908, 
bisher Landgerichtsrat in Weimar. — Höfling, Oberlandes⸗ 
gerichtsrat ſeit 1. Oktober 1908, bisher Landrichter in Meiningen. 
— Dr. Buchmann, Oberlandesgerichtsrat ſeit 1. Oktober 1908, 
bisher Landrichter in Altenburg. — (Voigt, Oberlandesgerichtsrat, 
in den Ruheſtand getreten 1. Juli 1908. — Haueiſen, Ober⸗ 
landesgerichtsrat, geſtorben 18. Juli 1908. — Coch, Oberlandes⸗ 
gerichtsrat, in den Ruheſtand getreten 1. Oktober 1908. — Dr. 
Schreck, Oberlandesgerichtsrat, zum Landgerichtsdirektor in Alten⸗ 
burg ernannt, 1. Oktober 1908). 

Altenburg (Landgericht): Dr. Frommelt, Landgerichtspräſident 
ſeit 1. Oktober 1908, bisher Landgerichtsdirektor, an Stelle des 
in Ruheſtand getretenen Geh. Oberjuſtizrat Pierer. — Schreck, 
Landgerichtsdirektor ſeit 1. Oktober 1908, bisher Oberlandesgerichts⸗ 
rat in Jena, an Stelle von Frommelt. — Dr. Geiſenheyner, 
Landrichter ſeit 1. Oktober 1908, bisher Amtsrichter in Meuſelwitz, 
an Stelle des zum Oberlandesgerichtsrat ernannten Landrichters 

Dr. Buchmann. | 

Altenburg (Staatsanwaltſchaft): Koehler, Staatsanwalt feit 
1. Januar 1908, bisher Gerichtsaſſeſſor. 

Altenburg (Amtsgericht): Müller, Amtsrichter, erhielt den Titel: 
„Amtsgerichtsrat“ 31. Auguſt 1908. | 
Meuſelwitz (Amtsgericht): Stahl, Amtsrichter feit 1. Oktober 1908, 
bisher Gerichtsaſſeſſor, an Stelle des zum Landrichter in Altenburg 
ernannten Amtsrichters Dr. Geiſenheyner. 5 
Roda (Amtsgericht): v. Wüſtemann, Amtsrichter, erhielt den Titel: 

„Amtsgerichtsrat“ 16. September 1907. 

Schmölln (Amtsgericht): Mahn, Amtsrichter, erhielt den Titel: 
„Amtsgerichtsrat“ 1. Oktober 1907. — Loßius, Amtsrichter 
ſeit 1. Oktober 1907, bisher Gerichtsaſſeſſor. i 


u. 


Eiſenach (Landgericht): Friderici, Landrichter, erhielt den Titel: 
„Landgerichtsrat“. — (Dr. Münzel, Landrichter ſeit 1. April 1907, 
ſodann zum Finanzrat in Weimar ernannt, 1. Juli 1908.) 

Eiſenach (Staatsanwaltſchaft): Naumburg, Erſter Staatsanwalt 
ſeit 1. September 1908, bisher Reg. Rat. in Weimar, an Stelle 
des am 1. Juli 1908 zum Landgerichtsdirektor in Weimar ernannten 
Erſten Staatsanwalt Blüher. 

Eiſenach (Amtsgericht): Dr. Zeunert, Amtsrichter ſeit 1. Januar 1908, 
bisher Gerichtsaſſeſſor, an Stelle des Amtsrichters Dr. Münzel. 

Geiſa (Amtsgericht): Gebhardt, Gerichtsvollzieher k. A. an Stelle 
von Gerlich. 

Gerſtungen (Amtsgericht): Dr. Vermehren, Oberamtsrichter ſeit 
1. Januar 1908, bisher Bezirksdirektor in Dermbach, an Stelle 
von Oberamtsrichter Metzner. — Weidenbach, Gerichtsvoll— 
zieher, an Stelle von Braun. 

Ilmenau (Amtsgericht): Hanßen, Amtsrichter, erhielt den Titel: 
„Amtsgerichtsrat“ 25. Dezember 1907. — Weißenborn, Amts⸗ 
richter ſeit 1. Januar 1908, bisher in Apolda. 

Kaltennordheim (Amtsgericht): Hartmann, Oberamtsrichter ſeit 
1. Februar 1909, bisher Staatsanwalt in Gera, an Stelle des zum 
Landgerichtsrat in Weimar ernannten Oberamtsrichter Kromayer. 

Oſtheim (Amtsgericht): Steinberger, Oberamtsrichter, erhielt den 
Titel: „Juſtizrat“. 

Gera (Landgericht): v. Gohren, Landrichter ſeit 1. Dezemher 1907, 
bisher in Weimar. — Voigt, Landrichter, erhielt den Titel: 
„Landgerichtsrat“ 10. Juni 1908. 

Gera (Staatsanwaltſchaft): Hartmann, Staatsanwalt feit 1. De⸗ 
zember 1907, bisher Amtsrichter in Buttſtädt, an Stelle von 
Doebner. — Dr. Rocktäſchel, Staatsanwalt ſeit 1. Februar 
1909, bisher Gerichtsaſſeſſor, an Stelle des oben genannten Staats⸗ 
anwalt Hartmann, welcher am 1. Februar zum Oberamtsrichter 
in Kaltennordheim ernannt worden iſt. 

Gera (Amtsgericht): Bogenhard, Amtsrichter ſeit 1. Januar 1908, 
bisher Gerichtsaſſeſſor, an Stelle von Schlick. 

Hohenleuben (Amtsgericht): Schlick, Amtsrichter ſeit 1. Oktober 1907, 
bisher in Gera, an Stelle des zum Landrichter ernannten Amts⸗ 
richter Dr. Gleißner. 

Neuſtadt a./O. (Amtsgericht): Dr. Schauer, Amtsrichter ſeit 
1. Januar 1908, bisher Gerichtsaſſeſſor, an Stelle des zum Amts⸗ 
richter in Buttſtädt ernannten Amtsrichter Dr. Fleiſcher. 

Weida (Amtsgericht): v. Bardeleben, Amtsrichter ſeit 1. November, 
bisher Gerichtsaſſeſſor, an Stelle des zum Landrichter in Weimar 
ernannten Amtsrichter Sichardt. — Schmidt, Gerichtsvollzieher, 
an Stelle von Albert. 

Gotha (Landgericht): Hodermann, Landrichter und F. Muther, 
Landrichter, erhielten den Titel: „Landgerichtsrat“ 19. Juli 1908. — 
(Raſch, Geh. Juſtizrat, T 25. Januar 1909.) 
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Gotha (Amtsgericht): Polack, Amtsrichter, erhielt den Titel: „Geh. 
Juſtizrat“ 19. Juli 1908. 

Waltershauſen (Amtsgericht): Thomas, Amtsrichter, erhielt den Titel: 
„Amtsgerichtsrat“ 19. Juli 1908. 

Ohrdruf (Amtsgericht): Kieſewetter, Amtsrichter, erhielt den Titel: 
„Amtsgerichtsrat“ 19. Juli 1908. 


Greiz (Amtsgericht): Arnold, Amtsgerichtsrat, erhielt den Titel: 
„Oberjuſtizrat“ 10. November 1908. — Rädler, Gerichtsvollzieher, 
an Stelle von Dietzel. 


Meiningen (Landgericht): Groſch, Landgerichtsdirektor ſeit 1. Februar 
1909, bisher Landgerichts rat, an Stelle des zur Dispoſition geſtellten 
Landgerichtsdirektor Dr. Bock. — Becker, Landrichter ſeit 1. Ok⸗ 
tober 1908, bisher Amtsrichter in Saalfeld, an Stelle des zum 
Oberlandesgerichtsrat in Jena ernannten Landrichters Höfling. 

Salzungen (Amtsgericht): Kallenbach, Amtsgerichtsrat ſeit 1. März 
1909, an Stelle des verſtorbenen Amtsgerichtsrat Sillich. 

Schalkau (Amtsgericht): Dr. Brodführer in Sonneberg, Amts⸗ 
anwalt ſeit 1. März 1909, bisher Gerichtsaſſeſſor, an Stelle 
von Höhn. 

Sonneberg (Amtsgericht): Dr. Brodführer, Amtsanwalt ſeit 1. März 
1909, an Stelle von Höhn. 

nee (Amtsgericht): Dr. Brod führer in Sonneberg, Amts⸗ 
anwalt ſeit 1. März 1909, an Stelle von Höhn. 

Waſungen (Amtsgericht): Höhn, Amtsrichter in Waſungen ſeit 
1. März 1909, bisher Amtsanwalt in Sonneberg, an Stelle des 
nach Gräfenthal verſetzten Amtsgerichtsrat Schlothauer. — 
Ritter, Gerichtsvollzieher, an Stelle von Schmidt. 

Coburg (Amtsgericht): Dr. H. Stoll, Amtsrichter ſeit 1. April 1908, 

bisher Staatsanwalt in Gotha. 

Brotterode (Amtsgericht): Klein, Gerichtsvollzieher an Stelle von 
Stückrath. 

Schmalkalden (Amtsgericht): Nahgel, Amtsgerichtsrat ſeit 1. Januar 
1909, bisher in Schivelbein, an Stelle des verſtorbenen Amts⸗ 
gerichtsrat Bürner. 


Rudolſtadt (Landgericht): Lommer, Landrichter, erhielt den Titel: 
„Landgerichtsrat“ 2. April 1908. 

Rudolſtadt (Amtsgericht): Ortloff, Amtsrichter ſeit 1. Juli 1908, 
bisher in Frankenhauſen. 

Frankenhauſen (Amtsgericht): Fritze, Amtsrichter ſeit 1. Juli 1908, 
bisher in Oberweißbach, an Stelle des nach Rudolſtadt verſetzten 
Amtsrichter Ortloff. 

Oberweißbach (Amtsgericht): Metzner, Amtsrichter ſeit 1. Juli 1908, 
bisher Gerichtsaſſeſſor, an Stelle des nach Frankenhauſen verſetzten 
Amtsrichter Fritze. — Kunold, Gerichtsvollzieher an Stelle 
von Trautner. 


Stadtilm (Amtsgericht): Horſtmann, Gerichtsvollzieher an Stelle 
von Kunold. 

Gräfenthal (Amtsgericht): Schlothauer, Amtsgerichtsrat ſeit 
1. März 1909, bisher Amtsgerichtsrat in Waſungen, an Stelle 
des nach Salzungen verſetzten Amtsgerichtsrat Kallenbach. 

Fu (Amtsgericht): Schmidt, Gerichtsvollzieher an Stelle von 

eichert 


Saalfeld (Amtsgericht): Schubert, Amtsrichter, erhielt den Titel: 
„Amtsgerichtsrat“ 2. April 1908. — Scheller, Amtsrichter ſeit 
1. Oktober 1908, bisher Gerichtsaſſeſſor, an Stelle des zum Land⸗ 
richter in Meiningen ernannten Amtsrichter Becker. | 

e . Schneider, Gerichtsvollzieher an Stelle von 

eſecke. 


Weimar (Landgericht): Blüher, Landgerichtsdirektor ſeit 1. Juli 1908, 
bisher Erſter Staatsanwalt in Eiſenach. — Dr. Deinhardt 
und Dr. Hotzel, Landrichter, erhielten den Titel: „Landgerichtsrat“ 
25. Dezember 1907. — Kromayer, Landgerichtsrat ſeit 1. Ok⸗ 
tober 1908, bisher Amtsgerichtsrat in Kaltennordheim, an Stelle 
des zum Oberlandesgerichtsrat in Jena ernannten Landgerichts rat 
Dr. Deinhardt. — F. Schambach, Landrichter ſeit 1. Januar 
1908, bisher Amtsrichter in Apolda, an Stelle des nach Gera 
verſetzten Landrichter v. Gohren. — Dr. Sichardt, Xand- 
richter ſeit 1. Oktober 1908, bisher Amtsrichter in Weida, an 
Stelle des zum Regierungsrat in Weimar ernannten Landrichter 
Dr. Wuttig. — (v. Groß, Landrichter, zum Bezirkskommiſſar 
in Weimar ernannt ſeit 1. Januar 1909.) 

Weimar (Amtsgericht): Rüdel, Amtsrichter ſeit 1. Januar 1908, bisher 
in Allſtedt. — Hude, Gerichtsvollzieher an Stelle von Bechſtedt. 

Allſtedt (Amtsgericht): Henßge, Amtsrichter ſeit 1. Januar 1908, 
bisher Gerichtsaſſeſſor, an Stelle von Rüdel. 

Apolda (Amtsgericht): Dr. Volk, Amtsrichter ſeit 1. Januar 1908, 
bisher Gerichtsaſſeſſor, an Stelle des nach Ilmenau verſetzten 
Amtsrichter Weißenborn. — Dr. Woltersdorf, Amtsrichter 
ſeit 1. Januar 1908, bisher Gerichtsaſſeſſor, an Stelle von Amts⸗ 
richter F. Schambach. — Braun, Gerichtsvollzieher, bisher 
in Gerſtungen, an Stelle von Hellmund. 

Blaukenhain (Amtsgericht): Gerlich, Gerichtsvollzieher, an Stelle 
von Schmidt. 

Buttſtädt (Amtsgericht): Dr. Fleiſcher, Oberamtsrichter ſeit 
1. Januar 1908, bisher Amtsrichter in Neuſtadt (Orla), an Stelle 

von Bertram. — Dr. Erber, Amtsrichter ſeit 1. Dezember, 

bisher Gerichtsaſſeſſor, an Stelle des zum Staatsanwalt in Gera 
ernannten Amtsrichter Hartmann. Ä 

Jena (Amtsgericht): Bertram, Amtsgerichtsrat in Jena 1. Januar 
1908, bisher Oberamtsrichter in Buttſtädt. 

Vieſelbach (Amtsgericht): Felſch, Gerichts vollzieher, an Stelle von Hude. 


u, IN: 


Veränderungen im Perſonalbeſtande der Rechtsanwälte. 


Ernennungen: Dr. Jacobs in Jena, Dr. Appelius in Eiſenach, 
Dr. Flint er und Sommer in Weimar, Sommer in Rudolſtadt, 
Barthel und Haller in Gera, Dr. Bröſel in Greiz. Kohlſtock 
in Gotha, Ruprecht in Coburg, erhielten den Titel: „Juſtizrat“. — 
Juſtizrat Quarck in Coburg erhielt den Titel: „Geh. Juſtizrat“. 

Löſchungen: Alberti beim Oberlandesgericht in Jena, Dr. Neu⸗ 
mann, Dr. Lützler 7 Mai 1907, Dr. Voigt in Weimar, 
Müller in Großrudeſtadt beim Landgericht Weimar, Reuter in 
Schmölln, Schulze in Ronneburg, Roſenberg in Eiſenberg, 
Lin zen und Büttner in Gera, Wolf in Schleiz 7 Mai 1907, 
Dr. R. Müller in Gotha, Engel in Schmalkalden, Juſtizrat 
Doebner in Sonneberg 7 Dezember 1908. 

Zulaſſungen: Dr. Fröber und Tunze beim Oberlandesgericht Jena; 
Linzen und Schaefer beim Landgericht in Weimar; Sedlaceck 
in Apolda; Böttger in Buttſtädt; Dr. Heß in Meiningen, ſowie 
Dr. Dittmar und Doebner in Sonneberg beim Landgericht 
Meiningen; Reuter und Dr. Wunderlich beim Landgericht 
Altenburg; Schulze in Eiſenberg; Dr. Patuſchka in Schmölln; 
Dr. Blüth in Eiſenach, Dr. Stockmar in Vacha und Dr. Zerſch 
in Ilmenau beim Landgericht Eiſenach; Ackermann in Gera, 
Metz in Gera⸗Untermhaus und Ritter in Schleiz beim Landgericht 
Gera; Dr. Neumeiſter in Lobenſtein; Dr. Schack, Eſſiger, 
Raſch, Dr. Wachtel beim Landgericht Gotha; Dr. Trump 
in Waltershauſen; Seyfart beim Landgericht Greiz; Engel in 
Schmalkalden; Eckardt in Salzungen. 


Verzeichnis 


der im Jahre 1908 bei dem Oberlandesgericht geprüften Gerichts⸗ 
aſſeſſoren und Referendare. 


(Vergl. Bd. 55 S. 74.) 
Zuſammengeſtellt von Gerichtsſekretär Helmrich. 


1. Großherzogtum S.⸗Weimar. 


a) Gerichtsaſſeſſoren: Gerh. Schmid⸗Burgk aus Weimar, 13. März. — 
Dr. Jul. Blüth aus Eiſenach, 13. März (jetzt Rechtsanwalt in Eiſenach). 
— Dr. Osk. Trebing aus Berka a. W., 3. Juli. — Dr. Wilm. 
Seidler aus Allſtedt, 30. Oktober. — Graf Erh. v. Wedel aus 
Weimar, 30. Oktober. — Hans Erbslöh aus Eiſenach, 27. November. 
— Alfr. Vater aus Buttelſtedt, 27. November. — Dr. Herm. Rodigaſt 
aus Wenigenjena, 23. Dezember. — Hugo Schmidt aus Hardisleben, 
23. Dezember. (1 gut, 8 ausreichend beſtanden.) 


ii. 7. 


b) Referendare: Rich. Müller aus Jena, 1. Februar. — P. v. Hampeln 
aus Jena, 22. Februar. — Max Han emann aus Scherbda, 29. Februar. 
Karl Chemnitius aus Jena, 11. Juli. — Karl Blomeyer aus Jena, 
18. Juli. — Friedrich Stier ans Buttſtädt, 18. Juli. — Roderich 
Stintzing aus Jena, 10. Oktober. — Hans Mutheſius aus 
Weimar, 10. Oktober. — Ludwig Scheiding aus Bucha, 14. November. 
— Walter Hüttich aus Weimar, 21. November. — Ottom. Schröter 
aus Großbrembach, 19. Dezember. (6 gut, 5 ausreichend, 3 nicht be⸗ 
ſtanden.) 


2. Herzogtum S.⸗ Meiningen. 


a) Gerichtsaſſeſſoren: Rich. Dreſſel aus Brünn, 13. März. — Rud. 
Anſchütz aus Saalfeld, 8. Mai. — Alb. Zeth aus Vachdorf, 13. März. — 
Dr. Willy Heß aus Hüttengrund, 30. Oktober (jetzt Rechtsanwalt in Meiningen). 
— Dr. Franz Mechtold aus Oberlind, 30. Oktober. — Dr. Wilh. 
Zetzſche aus Eisfeld, 27. November. — Rich. Doebner aus Sonne⸗ 
berg, 23. Dezember (jetzt Rechtsanwalt in Sonneberg). — Wilh. 
Pocher aus Meiningen, 23. Dezember. (3 gut, 5 ausreichend, 1 nicht 
beſtanden.) 

b) Referendare: Alex. Freyſold aus Gräfenthal, 20. Juni. — Georg 
Liebermann aus Meiningen, 14. November. — Martin Moſer aus 
Camburg, 21. November. (3 ausreichend, 3 nicht beſtanden.) 


3. Herzogtum S.⸗Altenburg. 


a) Gerichtsaſſeſſoren: Dr. Hans Wunderlich aus Altenburg, 18. März. 
(1 gut, 2 nicht beſtanden.) 

b) Referendare: Reinh. Erbe aus Eiſenberg, 27. Juni. — Franz Kipping 
aus Altenburg, 25. Juli. — Paul Gabler aus Altenburg, 31. Oktober. — 
Erich Köhler aus Petſa, 31. Oktober. — Wilh. Weber aus Altenburg, 
31. Oktober. (1 mit Auszeichnung, 1 gut, 3 ausreichend, 2 nicht be⸗ 
ſtanden.) 


4. Herzogtum S.⸗Coburg und «Gotha. 


a) Gerichtsaſſeſſoren: Dr. Alfr. Wachtel aus Gotha, 8. Mai (jegt Rechts⸗ 
anwalt in Gotha). — Dr. Hans Schlegelmilch aus Coburg, 30. Oktober. — 
Dr. Ernſt Fritzſch aus Coburg, 27. November. — Dr. Alfr. Rudolph 
aus Eiſchleben, 27. November. (1 gut, 3 ausreichend, 2 nicht beſtanden.) 

b) Referendare: Erich Jacobi aus Ichtershauſen, 14. November. (1 aus⸗ 
reichend, 2 nicht beſtanden.) 


5. Fürſtentum Schwarzburg⸗Rudolſtadt. 


a) Gerichtsaſſeſſoren: (1 nicht beſtanden.) 

b) Referendare: Paul Gerhardt aus Oberweißbach, 29. Februar. — Hans 
Wächter aus Rudolſtadt, 29. Februar. — Adolf Kaempfe aus Rudol⸗ 
ſtadt, 10. Oktober. — Kurt Werther aus Frankenhauſen, 10. Oktober. 
— Kurt Lairitz aus Rudolſtadt, 31. Oktober. (5 ausreichend be⸗ 
Standen.) 
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6. Fürſtentum Reuß ä. L. 


a) Gerichtsaſſeſſoren: Paul Jahn aus Greiz, 8. Mai. — Mich. Schultze 
aus Hermannsgrün, 8. Mai. — Heinr. Hofmann aus Greiz, 3. Juli. 
(3 ausreichend, 1 nicht beſtanden.) 

b) Referendare: Hans Franke aus Zeulenroda, 29. Februar. (1 gut 
beſtanden.) 


7. Fürſtentum Reuß j. L. 


a) Gerichtsaſſeſſoren: Wilh. Bauer aus Langenberg, 3. Juli. — Dr. Otto 
Zieger aus Tanna, 3. Juli. — Werner Metz aus Gera, 27. November 
(jetzt Rechtsanwalt in Gera⸗Untermhaus). (1 gut, 2 ausreichend, 1 nicht 
beſtanden.) | 

b) Referendare: (2 nicht beſtanden.) 


8. Andere Staaten. 


Referendare: Herm. Sthamer aus Hamburg, 18. Januar. — Fritz Koſel⸗ 
leck aus Madlow, 1. Februar. — Erich Kreutz aus Magdeburg, 1. Februar. 
— W. v. Braun aus Frankfurt a. O., 22. Februar. — Joh. Schlöt ke 
aus Neu⸗Ruppin, 14. März. — Bernh. Rüſſe aus Lübeck, 9. Mai. — 
Ernſt Unverdruß aus Deutz, 9. Mai. — Erich Schönfeld aus Neu⸗ 
Ruppin, 20. Juni. — Arth. Ludwig aus Plaue, jetzt Preußen, 20. Juni. 
Moritz Weinberg aus Preußen, 20. Juni. — Alfr. Huber aus Olden⸗ 
burg, 27. Juni. — Herm. Breckenfeld aus Neu⸗Barnim, 27. Juni. 
— v. Renthe⸗Fink aus Breslau, 27. Juni. — Georg Beuckendorf 
aus Grunewald, 11. Juli. — Karl Riedel aus Aachen, 18. Juli (in 
Meininger Dienſte getreten). — Herm. Jaeger aus Charlottenburg, 
10. Oktober. — Joh. Georg Krüger aus Halberſtadt, 3 1. Oktober. — 
Hans Albrechts aus Ueckermünde, 31. Oktober. — Ed. Klamroth 
aus Flatow, 7. November. — Alfr. Ebmeyer aus Hannover, 7. November. 
— Walter Matthiolius aus Wriezen, 21. November. — Alfr. 
Gehrling aus Dortmund, 5. Dezember. — Alex. Weinmeiſter aus 
Aſchersleben, 5. Dezember. — Emil Natz aus Neuhaus a. d. Oſten, 
5. Dezember. — Kurt Gillmann aus Berlin, 12. Dezember. — Reinh. 
König aus Bernburg, 12. Dezember. — Armin Lürman aus Bremen, 
19. Dezember. — Walter Helmers aus Hamburg, 19. Dezember. — 
Dr. phil. Nirrnheim aus Hamburg, 19. Dezember. (1 mit Auge 
zeichnung, 10 gut, 18 ausreichend, 11 nicht beſtanden.) 


Summa: Gerichtsaſſeſſoren 36, wovon 7 gut, 21 ausreichend, 8 nicht be⸗ 
ſtanden haben. 

Summa: Reſerendare 78, wovon 2 mit Auszeichnung, 18 gut, 35 aus⸗ 
reichend, 23 nicht beſtanden haben. 


Bücherbeſprechungen. 


1. Rumpf, Dr. M. (Gerichtsaſſeſſor), Geſetz und Richter; 
Verſuch einer Methodik der Rechtsanwendung. Berlin (Otto 
Liebmann) 1906. 199 S. 4 M. 


R. erachtet wie Stampe in dem Bd. 55, 159 u. 160 d. Thür Bl. angeführten 
Buche die Rechtsanwendung deutſcher Gerichte deshalb als im Argen liegend, weil 
dieſe in richterlicher Rechtsanwendung lediglich Auslegung der Geſetze (und Rechts⸗ 
gewohnheiten) begriffen ſehen. Der Richter ſoll nach R., um Recht zu ſprechen, 
nicht nur mit rein verſtandesmäßigem Denken kühl die Geſetze auslegen, ſondern 
wenigſtens bei den meiſten derſelben unabhängig davon aus ſeiner eigenen „Per⸗ 
ſönlichkeit“ heraus „werten“ und „wollen“ d. h. ſelbſtändig nach eigenem 
Wiſſen und Fühlen die für und gegen die Zweckmäßigkeit des Geſetzes ſprechenden 
Gründe unterſuchen und gegeneinander abwägen und dann je nach dem Ergebnis 
dieſer Operation das Geſetz gelten laſſen oder nicht gelten laſſen. Dieſen Weg 
den deutſchen Richtern zu weiſen und zu empfehlen, behandelt R. in den 25 Ka⸗ 
piteln des Buches folgendes: 1. die Aufgabe und ihre Begrenzung, 2. Rechtsan⸗ 
wendung einſt und jetzt, 3. außerdeutſche Rechtsanwendung, 4. der Richter als 
Mittelpunkt der Rechtsanwendung, 5. Grenzen der einen Rechtsanwendung, 
6. logiſche Denkgeſetze im Recht, 7. Werte in der Rechtsanwendung, 8. Inter⸗ 
eſſenwägung und Konſtruktion, 9. Zuſammenhang des Wertens mit dem Denken, 
10. Verhältnis zwiſchen den Wertungen des Geſetzgebers und des Richters, 
11. Grenzen des Wertens bei der Rechtsanwendung, 12. das Wollen des Richters, 
13. Allgemeingültigkeit der Ergebniſſe der Rechtsanwendung?“ 14. Rechtsgefühl, 
juriſtiſcher Takt und bewußte Rechtsanwendung, 15. Wille des Geſetzgebers, 
16. Geſetzes materialien, Präjudizien und Stetigkeit der Rechtſprechung, 17. kritiſcher 
Nachtrag zur herrſchenden Auslegungslehre, 18. Auslegungsregeln, eine Gefahr 
für die Rechtsanwendung, 19., 20., 21. ſtrenge Auslegung von Sondernormen, 
Formvorſchriften und ſehr allgemeinen Normen ?, 22. individualiſierende Auslegung 
und diſpoſitives Recht, 23. Redaktions⸗Verſehen und Auslegung, 24. Verpflichtungs⸗ 
kraft geſetzlicher Definitionen und Auslegungsregeln, 25. iſt der amtliche Lebensgang 
des deutſchen Zivilrichters wohl geeignet, Perſönlichkeiten heranzubilden? 


R. weiſt ſeine Methode in dem Buche an einer großen Reihe geſetzlicher Be⸗ 
ſtimmungen meiſt ſolcher des BGB. nach, ſehr häufig entſchiedene Fälle erzählend, 
und dann regelmäßig die Entſcheidungen oder doch ihre Gründe mißbilligend. Der 
Unterzeichnete muß dagegen die meiſten der Entſcheidungen R.s oder doch deren 
Gründe mißbilligen. 

1) R. ſieht im Trauring des 8 811, 11 ZPO. nur einen Ring, welcher bei 
einer (kirchlichen) Trauung gebraucht worden iſt, und hält daher den für die 
nahe Trauung beſtimmten Ring einer Braut für pfändbar nach dem Geſetze, ent⸗ 
ſchließt ſich aber mit großen Zweifeln nach ſeitenlangen philoſophiſchen und ethiſchen 
Betrachtungen dafür, ſolchen Trauring dem Geſetz zuwider unpfändbar ſein zu 
laſſen. Offenbar aber iſt doch Trauring im Sinn des § 811 ZPO. dasſelbe, was 
er im Sinne des gewöhnlichen Sprachgebrauchs iſt, und man beſtellt ſich vor der 
Trauung einen Trauring. 

2) Die Penſionsforderung einer Dame für einen vereinzelt in Penſton ge⸗ 
nommenen Schüler ſoll laut S. 71 trotz § 196, 12 BGB. nicht mit 2 Jahren ver⸗ 
jähren, weil man nur ſolchen Perſonen, die gewerbsmäßig oder berufsmäßig eines der 
in 8 196 aufgeführten Geſchäfte abzuſchließen gewohnt find, zumuten kann, daß fie um 
die (beſonderen) rechtlichen Schranken der Durchſetzung ihrer Anſprüche wiſſen! Man 
vergleiche die Nr. 16 und 17 des § 196, ſowie die „Motive“ Bd. 1 S. 301 a. E. 

3) Die durch § 377 HGB cgeſetzte Pflicht, bei Handelskauf einen Mangel 
„wenn er ſich zeigt“, unverzüglich zu rügen, ſoll laut S. 73 bei Großkaufleuten 
Platz greifen, wenn der Mangel auch nur zu vermuten iſt, bei Kleinkaufleuten da⸗ 
gegen nur Platz greifen, wenn der Mangel klar vorliegt. 

4) Laut S. 74 ſoll es unklar fein, ob nach 8 136 ZPO. der Vorſitzende 
die Parteien zur Angabe von Beweismitteln zu veranlaſſen hat, und dieſer es tun 
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oder nicht tun, je nachdem er „die ſog. Verhandlungsmaxime in den Vorſchriften 
der ZPO. anerkannt“ ſieht und „danach mehr prozeſſualer Individualiſt fein zu 
müſſen glaubt“ oder nicht. 

5) Iſt der geſchuldete Gegenſtand nur der Gattung nach beſtimmt, ſo hat der 
Schuldner laut 8 279 BGB, ſolange die Leiſtung aus der Gattung möglich iſt, 
ein Unvermögen zur Leiſtung auch dann zu vertreten, wenn ihm ein Verſchulden 
nicht zur Laſt fällt; laut $ 242 BGB. aber iſt der Schuldner nur verpflichtet, 
die Leiſtung ſo zu beſchaffen, wie Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Ver⸗ 
kehrsſitte es erfordern. Aus dem Zuſammenhalt dieſer beiden Vorſchriften ergibt 
ſich, daß für den Tatbeſtand des § 279 genügend iſt, im Unvermögen ſo zu leiſten, 
wie Tren und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte es erfordern, und daß 
alſo, wer in der Zeit von Februar bis Mai einen Stoff zu liefern hat, wie er 
einzig und allein in ſeiner Mühle X hergeſtellt wird und zur Zeit einzig und 
allein in dieſer Mühle hergeſtellt werden kann, nicht für die Lieferung einſteht, wenn 
die Mühle am 30. Januar abbrennt. So auch RG. II 23. Februar 1904 (Bd. 57 
S. 116 fg.). R. aber meint S. 75/76, daß dieſe Entſcheidung wider das Geſetz 
verſtoße, jedoch durch „Wertgeſichtspunkte“ ſich rechtſertige. 

6) Wenn dem Grundeigentümer, jagt RG. V 11. Mai 1904 (Bd. 58 S. 130) 
durch die Eiſenbahn⸗Geſetze die Befugnis genommen wird, ihm gefährlichem Betrieb 
auf benachbartem Grund zu widerſprechen, ſo iſt ihm damit nicht auch der Anſpruch 
auf Erſatz des ihm durch dieſen Betrieb erwachſenden Schadens genommen; er 
kann daher Funkenſchaden auch ohne Beweis fehlerhafter Heizung erſetzt ver⸗ 
langen. Solche Entſcheidung iſt nach Anſicht des Unterzeichneten nur Geſetzes⸗ 
le nach Anſicht RE auf S. 77 vom Geſetz abweichende „reine Rechts⸗ 
ſchöpfung“. 

7) Laut RGZ. V 19. Juni 1905 (Bd. 61 S. 14) haben Landgericht, Ober⸗ 
landesgericht und Reichsgericht Enkel als geſetzliche Erben anerkannt, als die Groß⸗ 
mutter nur ſie, ihre Mutter und deren kinderloſe Schweſter als Nachkommen 
hinterlaſſen hatte und aus dem Teſtament, in welchem dieſe beiden auf ihren 
Pflichtteil in Geld geſetzt, übrigens aber von der Erbſchaft ausgeſchloſſen waren, 
niemand Erbe ward. Das Reichsgericht leitet dieſe Berufung ab aus den 88 1934, 
1953, 2344, 2346, 2349 und 1938 BGB., nach Anſicht des Unterzeichneten völlig 
überzeugeud; R. erachtet S. 125— 130 die Entſcheidungen für geſetzwidrig, aber 
aus einer Reihe von „Wertungen“ des Lobes und der Befolgung würdig. 

8) R. rechnet auf S. 156 zu dem vom Beſteller eines Baues gelieferten „Stoff“ 
des § 645 BGB., ſicher mit Recht, auch das dem Beſteller gehörige Baugrundſtück, 
ſieht deshalb aber einen Widerſpruch zwiſchen 8 645 und § 950 BGB., in welchem 
es heißt: „Wer durch Verarbeitung oder Umbildung eines oder mehrerer Stoffe 
eine neue bewegliche Sache herſtellt“; denn, meint er, kraft deſſen ſeien nach dem 
BGB. eigentlich nur bewegliche Sachen Stoffe. 

9) Laut RGZ. I 21. Dezember 1901 (Bd. 56 S. 51) hatte A. Küſter, 
Prokuriſt der ſeiner Ehefrau zuſtändigen Firma A. Küſter, einen Wechſel gezeichnet, 
und Kammergericht wie Reichsgericht haben die Zeichnung als für die Firma ver⸗ 
bindlich erkannt; R. erklärt S. 164/165 dieſe Entſcheidung für geſetzwidrig, indem 
er $ 49 HGB. nicht neben $ 126 BGB. berückſichtigt. 

10) Ohne 8 42 des Geſetzes betreffend die Erwerbs⸗ und Wirtſchafts⸗Genoſſen⸗ 
ſchaften (RGBl. von 1898 S. 816) gehörig zu würdigen und den Unterſchied von 
laufenden Geſchäften und anderen Rechtshandlungen zu beachten, erklärt R. S. 165 fg. 
in Widerſpruch zu der geſamten Rechtſprechung jede Zeichnung eines einzigen Vor⸗ 
ſtandsmitgliedes einer Genoffenſchaft dieſer Art für geſetzwidrig; indem er aber 
„zwiſchen dem Werte der Sicherung der Genoſſenſchaft gegen die Allmacht eines 
einzigen Vorſtandsmitgliedes und dem Werte der Rechtsſicherheit und andererfeite 
zwiſchen dem Werte des Rechtsverkehrs abwägt“, entſcheidet er ſich für Billigung 
der Geſetzwidrigkeit. 

11) Laut Recht S. 181 und DIZ. v. 1905 S. 1142 fg. hat ein Pfarrer bei 
einem auswärtigen Schneider brieflich einen Talar beſtellt, die Ankunft des Briefes 
beim Schneider aber nicht mehr erlebt; R. läßt, freilich in Uebereinſtimmung mit 
Kuhlenbeck, die Erben nicht gebunden ſein, den ohne Kenntnis von dem Todesfall 
angefertigten Talar zu bezahlen. R. meint, es ſei beim Pfarrer kein anderer Wille 
anzunehmen, als daß für den Fall ſolch baldigen Todes die Beſtellung nicht geſchehen 
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fein ſolle und dies müſſe gelten kraft der Schlußworte des 8 153 BGB., „es fei 
denn, daß ein anderer Wille des Antragenden anzunehmen iſt“. Die Schlußworte 
des 8 153 find aber im Zuſammenhang mit dem übrigen Teil dieſer Vorſchrift 
auszulegen und daher als von Annahme der anderen Vertragspartei zu verſtehen; 
der Schneider aber konnte auf Grund des Beſtellbriefes baldigen Tod des Pfarrers 
doch unmöglich annehmen. 

In vielen der im vorſtehenden nicht erwähnten Fälle des Buches handelt es 
ſich übrigens gar nicht um Auslegung von Geſetzen, ſondern um Auslegung von 
Verträgen und ſonſtigen Handlungen und Vorgängen rechtlicher Bedeutung, ins⸗ 
a z. B. auf den Seiten 59 ff., 66 ff., 68 ff., 70 ff., 178 ff., 180 ff., 182 ff., 
183 fg. 

Was aber R. gegen die alte Lehre von der Auslegung der Gefetze auf 
S. 137—154 vorbringt, möchte nicht bedeutender ſein, als das, was er für ihren 
Erſatz mit großem Preiſe vorbringt. 


2. Verhandlungen des neunundzwanzigſten deutſchen 
Juriſtentags, herausgegeben von dem Schriftführeramt der ſtändigen 
Deputation; Bd. 1—4: Gutachten. Berlin (J. Guttentag) 1908. 312 S., 


340 S., 286 S. und 480 S. 

Soviel wie der 29. hat noch kein Juriſtentag an Gutachten gebracht, und bei 
dieſem bleibt nach Anſicht des Unterzeichneten die Güte nicht hinter der Menge 
zurück; womit er freilich nicht nur nicht alle gebilligt — ſie widerſprechen ſich ja 
natürlich zum Teil — ſondern auch nicht ohne Ausnahme jedes gelobt haben will. 
Es iſt folgendes verhandelt: 

N 1) Empfiehlt ſich die geſetzliche Regelung des gewerblichen Arbeitsvertrages, 
insbeſondere des Tarifvertrages, zwiſchen Arbeitgebern oder Arbeitgeberverbänden 
einerſeits und Arbeiterverbänden andererſeits? 

. 2) Welche zivilrechtliche Folgen knüpfen ſich an die im modernen Lohnkampf 
üblichen Verrufserklärungen, insbeſondere an das Verbot des Einkaufs und Verkaufs, 
des Arbeitgebens und Arbeitnehmens? 

3) Sind beſondere Vorſchriften erforderlich und wünſchenswert, um die Wirk⸗ 
ſamkeit des Eigentumsvorbehalts an den mit einem Fabrikgebäude zu verbindenden 
Maſchinen zu ſichern? 

4) Empfiehlt es ſich, das Reichsgeſetz zur Bekämpfung des unlautern Wett⸗ 
bewerbs in Anſehung des Ausverkaufsweſens zu ergänzen? 

i X, Iſt das Recht der Lagerfcheine und Lagerpfandſcheine reichsgeſetzlich zu 
regeln | 

6) Welche Aenderungen des beſtehenden Rechts empfehlen ſich, um denjenigen 
Perſonen, welche in einem Vertrags⸗ oder Anſtellungsverhältnis tätig ſind, den 
gebührenden Anteil an Nutzen und Ehre aus ihren Erfindungen und ſonſtigen 
geiſtigen Schöpfungen ſicherzuſtellen? 

7) Bedarf das Legalitätsprinzip im Strafverfahren einer Einſchränkung, 
bejahendenfalls in welcher Richtung? 

00 0 ee Strafmittelſyſtem empfiehlt ſich für das künftige deutſche Straf⸗ 
geſetzbu 

9) Empfiehlt es ſich, in das künftige deutſche Strafgeſetzbuch Vorſchriften über 
Strafzumeſſung aufzunehmen? 

10) Iſt die Vorunterſuchung im Sinne der gegenwärtigen StPO. beizu⸗ 
behalten, und wie würde ſie, falls dieſe Frage bejaht wird, zu geſtalten ſein? 

11) Iſt in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten das Kollegialprinzip zugunſten des 
Einzelrichtertums einzuſchränken? 
Id 3 Empfiehlt ſich eine Aenderung des Rechtsmittels der Reviſion in Zivil⸗ 
en 
13) Bedarf das amtsgerichtliche Verfahren einer Reform und nach welchen 
Richtungen? 155 

Zu Nr. 1 finden ſich Gutachten vom erſten Vorſitzenden des Berliner Ge⸗ 
werbe⸗ und Kaufmannsgerichts, Magiſtratsrat v. Schulz in Bd. 2 S. 201— 340; 
vom Privatdozenten Dr. Waldemar Zimmermann zu Berlin in Bd. 3 
S. 187—252, vom Sekretär des Niederöſterreichiſchen Gewerbevereins Profeſſor 
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Dr. R. Kobatſch zu Wien in Bd. 4 S. 3—82 ; von Hof- und Gerichtsadvokaten 
Dr. Markus Ettinger zu Wien in Bd. 4 S. 83—185. 

v. Schulz will mit ſeinem Bericht die RGewO. Tit. VII Abſchnitt 1 dahin 
ergänzt haben, „daß auf Tarifgemeinſchaften zwiſchen gewerblichen Unternehmern und 
Arbeitern die SS 152, 153 keine Anwendung finden und daß Tarifvereinbarungen 
für ihre Teilnehmer derart bindend ſind, daß von den Teilnehmern abweichende 
Beſtimmungen weder durch den einzelnen Arbeitsvertrag noch durch Arbeits⸗ 
ordnungen getroffen werden dürfen“ (S. 336 nebſt S. 316); privatrechtliche 
8 8150 des Arbeitsvertrages hält er dagegen zur Zeit für verfrüht (insbeſondere 

. 315). 


Ganz gegenſätzlich erachtet Waldemar Zimmermann die Aufgabe der 
kommenden Tarifvertragsgeſetzgebung für vorerſt weſentlich privatrechtlicher Natur; 
er will $ 153 GewO. aufgehoben und eine „gemeine Arbeits regel“ geſchaffen willen, 
verweiſt aber auch das öffentliche Recht den Tarifverträgen gegenüber in die engſten 
Grenzen (insbeſondere S. 252). 

R. Kobatſch aber denkt mit Hegel „es bilden die ſozialen Intereſſenver⸗ 
tretungen gleichberechtigter Wirtſchaftsintereſſen (Gewerkſchaften) die Theſis, von 
welcher die ebenfalls gemeinſam verſuchte Organiſation der entgegengeſetzten Intereſſen 
(Arbeitgeberorganiſationen) als Antitheſis naturnotwendig, mit unabwendbarem ent⸗ 
wickelungsgeſchichtlichen Zwange ausgelöſt wird, um derart die Syntheſis eines ſich 
immer ſchärfer herausbildenden neutralen Jutereſſenausgleiches vorzubereiten und 
durchzuſetzen — im oberſten Intereſſe des Staates und der geſamten Volkswirt⸗ 
ſchaft“ (S. 53/54); er hält dafür, „daß den Tarifverträgen eine große volkswirtſchaft⸗ 
liche und ſoziale Bedeutung unzweifelhaft zugeſprochen werden muß, daß wir einem 
ganz neuartigen Vertragstypus gegenüberſtehen, deſſen juriſtiſche Konſtruktion und 
geſetzliche Regelung noch umſtritten iſt, aber im Sinne der Rechtsgültigkeit und der 
Sicherung dieſer Verträge unternommen werden ſollte“ ſowie dafür, „daß den 
Tarifverträgen zwar ſo manche Nachteile, insbeſondere für die Unternehmer anhaften, 
daß ſie aber für viele Branchen das kleinere Uebel gegenüber den Lohnkämpfen 
darſtellen, und daß ihnen unleugbar ein für beide an dem Arbeitsverhältniſſe 
intereſſierte Parteien wirkſame erziehliche Miſſion innewohnt“. 

Ettinger will: die Geſetzgebung ſoll hinſichtlich des Arbeitsnormenvertrages 
„der von der Tagesſtrömung beeinflußten Rechtſprechung einen feſten Halt auf 
Baſis der allgemeinen Vertragsfreiheit bieten“, dem Arbeitsnormenvertrage „im 
gewiſſen Sinne einen öffentlich⸗rechtlichen Charakter des jus cogens ſichern“, „Streik 
und Ausſperrung erſt nach vorhergehendem Einigungsverſuche Platz greifen“ laſſen, 
„eine Priorität in bezug auf die Arbeitsgelegenheit, bezw. den Anſpruch auf Arbeits⸗ 
kräfte zugunſten der dem Arbeitsnormenvertrage ſich unterwerfenden Arbeiter und 
Arbeitgeber ſchaffen“, „ſtrafrechtlich die Streiks vollſtändig mit der Verweigerung 
des Abſchluſſes von Verkaufsverträgen und dem Bruche von Warenlieferungs⸗ 
verträgen“ gleichſtellen, „die Gewerkſchaftskaſſe als ſolche nur für Verſtöße“ haften 
laſſen, „die auf Grund von Generalverſammlungsbeſchlüſſen oder ſtatutenmäßiger 
Vollmachten durch die Gewerkſchaftsbeamten begangen ſind“ und entſprechende 
Haftung für die Unternehmerſeite verordnen (insbeſondere S. 182 ff.). 

Alle vier genannten Gutachten ind eine Fundgrube für Schrifttum, Geſchichte 
und Geſetzgebung der Tarifverträge. 

Zu Nr. 2 ſind Gutachter Kammergerichtsrat Dr. Pape in Bd. 4 S. 246— 269 
und Prof. Dr. Oertmann, deſſen Gutachten aber bereits in den Verhandlungen 
des 28. deutſchen Juriſtentages, Bd. 2 S. 33—85 ſich befindet. Beide erachten 
den Verruf nicht geſchützt durch die 88 152 und 153 GewO., wohl aber den Ver⸗ 
rufenden haftbar nach 8 823 BGB. und beide halten daher neue bürgerlich⸗ rechtliche 
Vorſchriſten über den Verruf nicht für erforderlich. 

Die 3. Frage wird von OL GRat Dr. Niedner in Bd. 3 S. 92—128 
verneint, von Prof. Dr. Lenel in Bd. 3 S. 1—38 nicht nur für Maſchinen, ſon⸗ 
dern überhaupt für alle Sachen bejaht, welche ohne Zerſtörung oder erhebliche Be⸗ 
ſchädigung des Grundſtücks oder Gebäudes wieder entfernt werden können. 

Zu Nr. 4 wird lediglich auf die Gutachten des OL GRats Dr. Lobe und des 
Rechtsanwalts Julius Magnus in den Verhandlungen des 28. deutſchen Juriſten⸗ 
tages Bd. 1 S. 317 ff. und Bd. 2 S. 352 ff. verwieſen, welche beide verneinen. 
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Die 5. Frage wird vom Privatdozenten Dr. Molwo in Bd. 3 
S. 273—286 ſowie vom Prof. Dr. Heymann in Bd. 4 S. 356—437 ent- 
ſchieden bejaht. a 

Zu Nr. 6 haben Gutachten abgegeben in Bd. 1 S. 82—258 Prof. Dr. 
Schanze und in Bd. 3 S. 252— 272 Prof. Dr. Albert Oſterrieth. Schanze 
will: Bei allen Geiſtesſchöpfungen ſoll der Urheber Berechtigter ſein; das hiernach 
für Angeſtellte im Betriebe ihres Geſchäftsherrn entſtehende Recht an Erfindungen 
und Gebrauchsmuſtern ſoll aber alsbald ohne weiteres auf den Geſchäftsherrn 
übergehen; wenn dieſer das Recht nicht etwa zurückweiſt, ſoll er dem Angeſtellten 
eine angemeſſene Vergütung zahlen, auf welche nicht im voraus verzichtet werden 
kann. Oſterrieth will auf ein Patent und auf Eintragung eines Gebrauchs⸗ 
muſters ohne Beſchränkung nur dem Erfinder oder ſeinem Rechtsnachfolger einen 
Anſpruch gegeben wiſſen und außerdem angeordnet haben, „daß auf Antrag des 
Anmelders der Name des Erfinders bei der Bekanntmachung der Anmeldung, in 
der Patentrolle und auf der Patentſchrift angebracht werden muß“. 


Zu Nr. 7 wollen beide Gutachter, Profeſſor Dr. von Ullmann in Bd. 1 
S. 63—81 und Reichsanwalt Dietz in Bd. 3 S. 51—91 das ſog. Legalitäts⸗ 
prinzip eingeſchränkt wiſſen, jedoch jeder auf andere Weiſe. von Ullmann 
ſchließt ſich den Beſchlüſſen Nr. 119 und 243 der Reichskommiſſion für die Reform 
des Strafprozeſſes an, nach welchen das Legalitätsprinzip nicht gelten ſoll bei Ueber⸗ 
tretungen, bei Verbrechen und Vergehen von Kindern und in den als erheblich 
vermehrt gedachten Fällen möglicher Privatklage. Dietz will jedes Verbrechen, 
auch das eines Kindes, unbedingt verfolgt wiſſen, nur bei öffentlichem Intereſſe 
aber Uebertretungen, Vergehen eines Kindes und die Vergehen der 88 185—189, 
223, 230, 232, 123, 241, 303, 1212, 289, 292, 299, 175 St. GB., des § 21 
PrG., des 8 12 UnlWG., des S 14 MuſtG., der SS 36 und 40 Pat., des 
§ 10 GebrMufiß., der 88 14, 15 und 16 War 3G. 


Zu Nr. 8 liegen Gutachten vor vom Reichsgerichtsrat Ludwig Eber- 
mayer in Bd. 1 S. 249—312 und vom vortragenden Rat Dr. Krohne in 
Bd. 4 S. 199— 245. Ebermayer will mehr als bisher die Geſinnung des Täters 
berückſichtigt wiſſen, zumal bei Wahl der Strafart und wünſcht daher Vermehrung 
der wahlweiſen Etrafdrohungen; er ſtimmt ferner für Deportation als Strafart, 
tunlichſte Einſchränkung kurzer Freiheitsſtrafen, lebenslängliche und 15⸗jährige Haft⸗ 
ſtrafe, Höchſtmaß von 3 Jahren bei der Gefängnisſtrafe, Mehrung der Geldſtrafen, 
Verweis auch gegen Erwachſene, Verſchärfung der Strafdrohungen gegen gewerb⸗ 
und gewohnheitsmäßige Uebeltäter und im übrigen für Beibehaltung des Bis⸗ 
herigen. Krohne ſpricht ſich zweifelhaft über die Todesſtrafe aus (S. 207), will 
nur 2 Arten von Freiheitsſtrafen haben, dieſe aber in getrennten Anſtalten voll⸗ 
zogen wiſſen (S. 210 ff.), empfiehlt Aufenthalts⸗Beſchränkung und Wirtshausver⸗ 
bot (S. 221 ff.), Umbildung von Strafaufſchub und vorläufiger Entlaſſung (S. 
223 ff.), Uunvererblichtkeit der Geldſtrafe (S. 231), größere Möglichkeit, Entſchädi⸗ 
gung im Strafverfahren zu erlangen (S. 231 ff.), mehr Berufsverbote (S. 233), 
weitere Maßregeln gegen Rüdiällige, Bettler, Landſtreicher, Arbeitsſcheue, Trunken⸗ 
bolde und Dirnen (S. 234 ff.) und ſpricht ſich gegen die Prügelſtrafe ſowie gegen 
Deportation aus (S. 238 ff. und S. 228 229). 

Ueber die 9. Frage, über welche Oberſtaatsanwalt Dr. Högel in 
den Verhandlungen des 28. deutſchen Juriſtentages Bd. 2 S. 3—19 in bezug 
lediglich auf den Verſuch ſich ausgeſprochen hat, findet ſich nur ein Gutachten von 
Prof. Dr. Finger in Bd. 2 S. 37— 101. Finger bejaht die Frage, und zwar 
will er die Gründe für die Strafzumeſſung im allgemeinen Teile des Strafgeſetz⸗ 
buchs aufgeſtellt und die danach für den einzelnen Fall maßgebenden Tatſachen 
vom Gericht beſonders feſtgeſtellt und im Urteil aufgeführt haben. Unbeſtimmte 
mildernde Umſtände ſoll es nicht mehr geben, und die Strafrahmen ſollen in ganz 
beſonderer Weiſe geregelt werden. 

Was Nr. 10 anlangt, fo ſind beide Gutachter — LGRat Werner Roſen⸗ 
berg in Bd. 1 S. 3-62 und Prof. Dr. Mittermaier in Bd. 2 S. 134 — 200 
— Gegner gerichtlicher Vorunterſuchung; beide aber nehmen an, daß gerichtliche 
Vorunterſuchung nach wie vor für einzelne Fälle ein notwendiges und für andere 
einzelne Fälle ein mögliches Stück des Vorverfahrens bleibt und ſprechen daher 
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beide für ſolches Vorverfahren ihre allerdings nicht ganz übereinſtimmenden Wünſche 
aus. Roſenberg lehnt für das Vorverfahren „Oeffentlichkeit, Mündlichkeit und 
Anklageform“ ab, ſchlägt Parteiöffentlichkeit vor für beſtimmte Handlungen des 
Vorverfahrens, teils als notwendige, teils als mögliche, will in der Hauptver⸗ 
handlung von Protokollen nur die über parteiöffentliche Vorgänge verleſen wiſſen, 
eine nicht notwendige Vorunterſuchung nur in großen und ſchwierigen Fällen er⸗ 
öffnet haben, den mündlichen Verkehr zwiſchen Beſchuldigten und Verteidiger von 
allen, den fchriftlichen Verkehr von faſt allen Schranken befreien, die Unterſuchungs⸗ 
haft ſtets (alſo wohl auch bei währender Flucht!) nur nach mündlicher, partei⸗ 
öffentlicher Verhandlung zulaſſen; er erklärt einen Verteidiger bei jeder Vor⸗ 
unterſuchung für notwendig und will ihm die Befugnis erteilen, ſchon von Anfang 
an alle Gerichtsakten mit Ausnahme der Handakten des Unterſuchungsrichters 
einzuſehen; er will ferner eine Mitteilung dieſer Handakten an Rats⸗ oder Straf⸗ 
kammer verboten wiſſen, das Eröffnungsverfahren abſchaffen, dagegen den Unter⸗ 
ſuchungsrichter ermächtigen, „im Schlußverhör gegen einen geſtändigen Angeſchuldigten 
das Urteil zu fällen, wenu beide Parteien in die ſofortige Aburteilung einwilligen“. 
Daß von letzteren für etwaige Todesſtrafe eine Ausnahme ſtattfinden ſolle, iſt 
ebenſowenig geſagt, als weshalb die zugunſten des Beſchuldigten vorgeſchlagenen 
Maßregeln nur für gerichtliches und nicht auch für ſtaatsanwaltſchaftliches Vorverfahren 
vorgeſchlagen werden. 

Nach Mittermaier iſt „Unmittelbarkeit, Unbefangenheit und Friſche der 
Hauptverhandlung“ beſſer zu gewährleiſten, „Einheitlichkeit des Vorverfahrens durch 
organiſches Zuſammenwirken der an ihm beteiligten Perſonen zu erreichen“, „die 
Richterſtellung des Unterſuchungsrichters ſtreng zu wahren, das Recht des Be⸗ 
ſchuldigten ſcharf zu umgrenzen und ſicherzuſtellen“, der Staatsanwalt „entſchieden 
auf Selbſttätigkeit und Selbſtverantwortung hinzuweiſen“, mit einer geſchulten 
Polizei zu verſehen und zur Subſtantiierung der Anklage ſowie zu gleichzeitiger 
Spezialiſierung der Beweismittel zu veranlaſſen, die Notwendigkeit der Verteidigung 
zu erweitern, der Verkehr zwiſchen Verteidiger und Beſchuldigten völlig freizugeben, 
die Unterſuchungshaft zu reformieren, Parteröffentlichkeit für alle „Vorwegnahmen der 
Hauptverhandlung“ zu beſtimmen, jedes dem Gericht zu übergebende Protokoll, wenn 
es nicht ſolche „Vorwegnahmen“ betrifft, ſummariſch abzufaſſen, und überhaupt 
„das geſetzliche Syſtem durch eine ſich ihm anpaſſende Praxis lebendig“ zu machen. 

Die 11. Frage wird im Gutachten des Heidelberger Profeſſors Dr. Heins⸗ 
heimer (Bd. 4 S. 304 — 330) entſchieden verneint, im Gutachten des Innsbrucker 
Profeſſors Dr. Walker ebenſo entſchieden bejaht; letzterer billigt zugleich die be⸗ 
züglichen Beſtimmungen des jetzigen deutſchen Entwurfs und empfiehlt die Zahl 
der Mitglieder eines Senats der Oberlandesgerichte und des Reichsgerichts auf 
drei herabzufetzen. — . 

Die 12 Frage wird ſowohl von Exzellenz Hamm in Bd. 3 S. 39 — 50 
wie vom Anwalt beim Reichsgericht Juſtizrat Syring in Bd. 3 S. 129 — 186 bejaht. 
Hamm formuliert ſeine Vorſchläge dahin: 

$ 545 ZPO. Die Reviſion findet gegen die in der Berufungsinſtanz von den 
Oberlandesgerichten erlaſſenen Endurteile ſtatt, ſoweit durch dieſelben die der Rechts⸗ 
kraft fähige Entſcheidung des Urteils erſter Inſtanz abgeändert oder die Berufung 
als unzuläſſig verworfen if. In Rechisſtreitigkeiten über Anſprüche, für welche 
die Landgerichte ohne Rückſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes ausſchließlich 
zuſtändig ſind, findet die Reviſion auch ſtatt, wenn durch das von dem Oberlandes⸗ 
gericht erlaſſene Endurteil die der Rechtskraft fähige Entſcheidung des Urteils erſter 
Inſtanz nicht abgeändert iſt. . g . 

Bei allen Rechtsſtreitigkeiten iſt die Reviſion gegen gleichlautende Endurteile 
beider Inſtanzen zuläſſig, wenn dieſe auf einer Rechtsanſchauung beruhen, die 
einem von dem Reichsgericht ausgeſprochenen Grundſatz widerſpricht. — 

$ 551 ZPO. jetzigem § 551 ohne die Worte „wenn die Entſcheidung nicht 
mit Gründen verſehen iſt“. 

§ 554 ZPO. — jetzigem $ 554 ohne Nr. 36. 

§ 551 3PO. Eine Entſcheidung ift wegen anderer Verletzungen von Rechts⸗ 
normen über das Verfahren als der in $ 551 aufgeführten nur anfechtbar, wenn 
der Verletzung eine rechtsirrtümliche Auslegung der Rechtsnorm zugrunde liegt. — 


Zu Nr. 13 machen beide Gutachter — Amtsgerichtsrat Jaſtrow in Bd. 2 
S. 102—133 und Rechtsanwalt Dittenberger in Bd. 4 S. 331— 355 — eine 
ganze Reihe von Vorſchlägen zur Beſſerung des amtsgerichtlichen Verfahrens, teil⸗ 
weiſe neue, teilweiſe auch ſchon von anderen gemachte; beide lehnen den jetzigen 
amtlichen Entwurf ab und ſind der unter uns Hannoverſchen Richtern ſchon vor 
1866 herrſchenden Anſicht, daß das amtsgerichtliche Verfahren nicht in einem An⸗ 
hang zu den Vorſchriften über Kollegial verfahren, ſondern ſelbſtändig zu ordnen iſt. 

Den Gutachten folgt in Bd. 4 S. 438 —480 der übliche Bericht über 
die Rechtsentwickelung in Deutſchland und Oeſterreich in den 
beiden letzten Jahren, diesmal vom Amtsrichter Vormbaum. Band 4 
ſind auch noch auf einem Blatt von 4 vollen Seiten 24 Theſen des Reichsgerichts⸗ 
rats a. D. Galli zu achten Frage beigefügt. 


3. Michaelis, Hermann, 8 175; Homoſexualität in Sitte 
und Recht; mit Geleitswort von Dr. med. Magnus Hirſchfeld. 
Berlin (Dames) 1907. VIII und 118 S. 4 M. 

§ 175 StGB. wird unmittelbar erſt angegriffen unter Nr. XII und Epi- 
logus auf S. 100—118. Unter den Nr. I—XII wird für das zweite Buch⸗ 
titel⸗ Stück behandelt S. 1—5 die „Geneſis“, S. 6—14 die „Gnoſis“, S. 14—22 
„Weltgeſchichte und Weltliteratur“, S. 23— 27 „Der alte Orient“, S. 28 —39 
„Hellas“, S. 40 —48 „Rom und das Chriſtentum“, S. 49 — 55 „Deutſchland bis 
zur Carolina“, S. 56— 65 „Deutſchland von der Carolina bis zur Joſephma“, 
S. 66— 76 „Deutſchland von der Joſephina bis zum RStGB.“, S. 77 —95 „Die 
außerdeutſchen Länder Europas“, S. 96—99 „China, Japan und einige Natur⸗ 
völker“. Erſtaunlich iſt die Beleſenheit des Verfaſſers, erſtaunlich auch ſeine Be⸗ 
fliſſenheit und Kunſt, Stellen zweifelhafteſter Auslegung für Urningsliebe u. dgl. in 
Anſpruch zu nehmen und erſtaunlich die Unverfrorenheit, mit welcher er Lobredner 
der Freundſchaft, wie u. a. Herder und Schiller, für Gönner der Urningsliebe aus⸗ 
gibt. Wenn die Urningsliebe u. dgl. zu faſt allen Zeiten und unter allen Völkern 
wirklich ſo verbreitet war, wie der Verfaſſer es darſtellt, ſo beweiſt das doch wohl 
noch nicht, daß ſie die von der Natur geordnete gleichwertige zweite „Varietät“ 
ſinnlicher Liebe iſt, und auch der hierfür vom Verfaſſer nach anderen vorgetragene 
phyſiologiſche Beweis möchte nur Urninge überzeugen. Mitleid mit den Familien 
verurteilter oder flüchtiger Urninge kann m. E. nicht, wie der Verfaſſer will, zur 
Aufhebung des 8 175 StB. führen; denn dann müßte Mitleid alle Strafgeſetze 
abſchaffen. Lobeserhebungen aber von Mann und Werk, wie ſie das Buch enthält, 
können eher Stimmung dafür machen, etwas unter Strafe zu belaſſen, was auch 
heutzutage noch in Deutſchland nicht bloß von der „orthodoxen Geiſtlichkeit und 
deren Gefolgſchaft“, wie der Verfaſſer meint, ſondern von der großen Mehrzahl 
aller anderen Menſchen verabſcheut wird, nachdem es, noch vor einem Menſchenalter 
hier nur wenigen bekannt, Verkündiger und Verbreiter gefunden hat. 


4. Zeitſchrift für Sexualwiſſenſchaft, herausgegeben von 
Dr. Magnus Hirſchfeld Jahrg. 1. Nr. 7 (Juliheſt). Leipzig (H. Wigand 
1908. 64 S. 1 M. 

Dieſes Heft enthält; 1) Prof. Dr. Max Katte⸗Berlin, Ueber den Begriff der 
Abnormität mit beſonderer Berückſichtigung des ſexuellen Gebietes; 2) Dr. med. 
L. Kutſcher⸗Bern, Das Eheſyſtem des Pfarrers Noyes; 3) Prof. C. Lombroſo⸗ 
Turin, Liebe, Selbſtmord und Verbrechen; 4) pp. Hirſchfeld, Gedanken zum Nach⸗ 
denken; 5) Dr. A. Kind⸗Berlin, Sammelreferat über pfychiatriſche Arbeiten; pp. 
Katte, Schillers Malteſer, ein homoſexuelles Dramenfragment; 7) Dr. Paul Naecke, 
Muſik und Geſchlechtlichkeit. . 

Der unter 1 aufgeführte Aufſatz ſucht die Urningsliebe als eine von zwei 
durch die Natur veranſtalteten Arten ſinnlicher Liebe zu erweiſen; der unter 3 auf⸗ 
geführte hebt u. a. (S. 431) hervor „wieviel Romantik, wieviel Würde dieſe Lieb⸗ 
ſchaften in ſich ſchließen“; der unter 6 aufgeführte ſtellt Schiler als Gönner der 
Urningsliebe dar. Hiernach dürfte die bei der Anzeige des Januarheftes ungern 
ausgeſprochene Vermutung leider richtig ſein. 

Hannover. W. Ch. Francke. 
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5. Marderſteig, Georg (Rechtsanwalt), Das Jagdrecht des 
Großherzogtums Sachſen. Weimar (Hermann Böhlaus Nachfolger) 
1908. Preis 3 Mark. 


Der Verfaſſer hat ſich mit Erfolg der ſchweren Aufgabe unterzogen, in einem 
handlichen Bändchen von 208 Oktavſeiten die Geſamtheit der im Großherzogtum 
geltenden, auf das Jagdweſen bezüglichen Geſetze und Verordnungen zu behandeln. 

Er gibt zunächſt eine gedrängte ſyſtematiſche Darſtellung der das Jagdweſen 
betreffenden Normen des Privatrechts, Strafrechts und Polizeirechts, und ſchließt 
daran eine Zuſammenſtellung der einſchlagenden geſetzlichen Beſtimmungen und 
Verordnungen. Dabei zieht er den Kreis ſehr weit, er berührt z. B. das Ver⸗ 
ſicherungsweſen und Steuerfragen. Auch berückſichtigt er in gleichem Maße Landes⸗ 
recht und Reichsrecht, jo daß ſich Lücken kaum nachweiſen laſſen werden. Die An⸗ 
ſprüche, denen ein Lehrbuch genügen muß, dürfen an das Werkchen nicht geſtellt 
werden. Die ſyſtematiſche Ordnung könnte an einzelnen Stellen ſtrenger, die Ent⸗ 
wicklung der grundlegenden Begriffe eingehender ſein. Der Verfaſſer mußte eben 
in letzterer Beziehung enge Grenzen einhalten, wenn das Buch nicht ſeinen Zweck, 
für Juriſten und Waidmann ein handlicher Wegweiſer zu ſein, verfehlen ſollte. 

An dem Ergebnis der ſyſtematiſchen Darſtellung iſt wenig zu bemängeln; 
ſchöpft doch der Verfaſſer, wie er in der Einleitung auch angibt, aus einer guten 
Quelle, aus Dalcke⸗Delius, Preußiſches Jagdrecht. 

Einzelne Bedenken, welche aus der Anlehnung an das auf preußiſchem Recht 
fußende Werk und dem Beſtreben nach Kürze zu erklären ſind, tun dem praktiſchen 
Werte des Buches keinen Abbruch (vergl. die Trennung von Flug⸗ und Laufwild 
S. 39). Das gleiche gilt ſchließlich auch von der nicht immer glücklichen Ordnung 
des reichen Stoffes. So werden in $ 12 zivilrechtliche Schranken des Jagdrechts 
mit polizeilichen Verboten der Ausübung vermengt, und in $ 11 wird unter dem 
Titel „Sonntagsjagd“ der Begriff Treibjagd erörtert (S. 30). Hier kommt der 
Verfaſſer, allerdings in Uebereinſtimmung mit einer Kammergerichtsentſcheidung, 
auch zu einem meines Erachtens irrigen Ergebnis: er erachtet die Zuziehung von 
nicht ſelbſt jagenden Treibern als ein notwendiges Merkmal; ein Keſſel von 30 
Schützen iſt zweifellos eine Treibjagd, wenn auch keine waidmänniſche. 

Gut gelungen iſt der die Jagdverpachtung behandelnde 6. Abſchnitt. Hier 
kommt ganz beſonders der Vorzug des Buches zur Geltung, daß es eine erhebliche 
Anzahl von Verfügungen und Entſcheidungen unſeres Staatsminiſteriums dem 
Publikum zugänglich macht. Dafür darf man dem Verfaſſer und demjenigen, der 
ihm dieſe Publikation ermöglichte, beſonders dankbar ſein. . 

Die Angaben über Literatur und Rechtſprechung ſind ausgiebige. Auch die 
Rechtſprechung des Oberlandesgerichts Jena, die für unſer Gebiet die wichtigſte iſt, 
wird durch Auführung einiger Entſcheidungen berückſichtigt. . 

Ein ausführliches Alphabetiſches Regiſter erleichtert, beſonders für den Laien, 
die Ausnutzung des gebotenen Stoffes. 

Der Verfaſſer, deſſen perſönliches Intereſſe an waidgerechtem Jagen auf jeder 
Seite hervortritt, der aber auch ein offenes Auge für die entgegenſtehenden Intereſſen 
hat, ſchließt die Einleitung des Buches mit einem „Waidmannsheil!“ Wir können 
ihm mit aufrichtigem „Waidmannsdank“ antworten. 

Jena. Dezember 1908. 

Dr. F. Schmid. 


Abhandlungen, Beſprechungen von Rechtsfällen ꝛc. 


Ueber den Grundbuchberichtigungszwang. 
Von Landgerichtsrat Stein häuſer in Greiz. 


Finanzpolitiſche Gründe ſprechen für die Wiedereinführung dieſes 
Zwanges. Dem ſtaatsfiskaliſchen Intereſſe parallel läuft das Intereſſe 
des Grundbuchamtes und dasjenige der Wee wie im folgenden 
dargelegt werden ſoll. 

I. Unter Grundbuchberichtigung kann nach dem neuen Rechte 
lediglich die Buchung der ohne Mitleidenſchaft des Grundbuchs (alſo 
ohne Eintragung) ſich vollziehenden Rechtsänderung verſtanden werden. 
Auf dem Wege der Berichtigung in dieſem Sinne wird die Herſtellung 
der Uebereinſtimmung des Grundbuchinhalts mit der wirklichen Rechts⸗ 
lage herbeigeführt (§ 894 ff. BGB.). 

Es leuchtet nun ein, daß eine ſolche Berichtigung nicht allein 
bei dem umfaſſendſten Rechte an Grundſtücken, nämlich dem Eigen⸗ 
tumsrechte, ſondern auch bei den Rechten an fremden Grundſtücken, 
als da ſind: Erbbaurecht, Dienſtbarkeit Vorkaufsrecht, Reallaſt, Hypothek, 
Grundſchuld und Rentenſchuld vorkommen kann. Ja, ſie iſt wie bei 
den Rechten an Grundſtücken auch bei Rechten an Rechten denkbar. — 
Was die Dienſtbarkeiten anbetrifft, ſo ſind von ihnen die Grunddienſt⸗ 
barkeiten ihrer geſetzlichen Struktur nach hier auszunehmen, ebenſo 
der Nießbrauch in dem Falle, wo die außerhalb des Grundbuchs 
eingetretene Rechtsänderung auf Erbfall beruht, weil ja dieſes Recht 
begrifflich mit dem Tode des Berechtigten erliſcht. 

Dem Zwecke gegenwärtiger Ausführungen entſprechend, hat man 
ſich auf die Rechte an Grundſtücken und innerhalb des hiernach ge- 
gebenen Rahmens wiederum auf die durch das Reichsrecht geregelten 
Sachenrechte zu beſchränken. 

II. Der Erwerb von Rechten außerhalb des Grundbuchs war 
vor 1900 in Reuß ä. L. lediglich im Erbfalle unter den Eintragungs⸗ 


zwang geſtellt. — § 175 des vorm. Gel. vom 27. un 1873, die 
Blätter für Rechtspflege LVI. N. F. XXXVI. 
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Grund⸗ und Hppothekenbücher ꝛc. betr., vergl. § 58 der AusfV. 
dazu (S. 54 bezw. 135 des Jahrgangs 1873 der Geſetzſ.), und zwar 
bezogen ſich dieſe Beſtimmungen allein auf das ee vergl. 
§ 187 (S. 86) ib. 

Außer dem Erbfall findet indes kraft Geſetzes (alſo auch außer⸗ 
halb des Grundbuchs) auch in anderen Fällen ein Rechtsübergang 
ſtatt; ſo z. B. bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft, was im Hinblick 
auf die dem Ehemanne, dem ſonſt geſetzlich berufenen Vertreter des 
Geſamtguts, gerade in betreff des Grundbeſitzes auferlegte Verfügungs⸗ 
beſchränkung für die hier erörterte Frage von beſonderem Belang iſt. 

Ein neues Eigentumsrecht kann ferner durch obrigkeitlichen Spruch 
entſtehen, ſo bei der Enteignung, bei der Zwangsverſteigerung. Dieſe 
Fälle ſcheiden aber, abgeſehen davon, daß in erſterer Hinſicht Landes⸗ 
recht Platz greift, um deswillen hier aus, weil das Verlangen der 
Eintragung (die Grundbuchsberichtigung) von mit beſonderer Zwangs— 
gewalt gegen den Eigentümer ausgeſtatteten Behörden ausgeht. 

Dagegen gehört wiederum hierher, d. h. es handelt ſich um 
einen Berichtigungsfall, deſſen Erzwingung zur Zeit der geſetzlichen 
Normierung entbehrt, der Fall des 8 142 HGB., nämlich des Aus⸗ 
ſcheidens eines Geſellſchafters aus einer nur aus zwei Perſonen 
beſtehenden offenen Handelsgeſellſchaft zufolge gerichtlicher Entſcheidung, 
ſowie nach neuerer Reichsgerichtsentſcheidung (JW. 07, 303) der Fall 
des Ausſcheidens eines Geſellſchafters aus zweigliedriger offener Handels⸗ 
geſellſchaft überhaupt. 

Immerhin wird der Erbfall der hauptſächlichſte hier in Frage 
kommende Fall bleiben. 

III. Es kann nun keinem Zweifel unterliegen, daß vom Stand⸗ 
punkte des Grund buchrichters aus betrachtet, die Divergenz 
zwiſchen Buchinhalt und wirklichem Rechtsverhältniſſe als ein keineswegs 
wünſchenswerter Zuſtand erſcheint. Denn durch den Eintragungszwang 
wird die Legitimationsprüfung erleichtert, indem überall da, wo 
der Bewilligende (§ 19 GBO.) eingetragen ſteht, die Prüfung ſeiner wirk⸗ 
lichen Berechtigung im allgemeinen nicht einzutreten hat $ 892 BGB.). 

Außer der ſomit durch die Berichtigung bedingten Vereinfachung 
der Buchführung dürfte es überhaupt der Einrichtung und dem Zwecke 
des Grundbuchs, das nach $ 892 BGB. ja öffentlichen Glauben 
genießt und, um ſolches Vertrauen zu verdienen, die Beſtimmung 
hat, die Rechte am Grund und Boden richtig und vollſtändig nach— 
zuweiſen, ganz anders entſprechen, wenn die Berichtigung behördlich 
erzwungen werden könnte. 


u. 199 


Aber auch die Beteiligten haben ein erhebliches Intereſſe an 
der Grundbuchberichtigung. 

Dem Berechtigten wird nämlich durch die Berichtigung Sicherheit 
dagegen gegeben, daß ein anderer unbefugterweiſe über das ein⸗ 
getragene Recht verfügt, wobei ſelbſtverſtändlich die Briefhypothek 
wieder eine Ausnahme bildet, weil durch das Erfordernis der Vorlegung 
des Briefes ein ausreichender Schutz gewährt iſt. 

Von beſonders praktiſcher Bedeutung erweiſt ſich der Grundbuch⸗ 
berichtigungszwang weiter in der Hinſicht, daß durch ihn überall da, 
wo die Perſon des Erben noch nicht feſtſteht, den ſonſt unvermeidlichen, 
der Partei ſehr oft recht empfindlichen Verzögerungen vorgebeugt wird, 

IV. Sonach erſcheint — wennſchon man nicht verkennt, daß 
die Notwendigkeit zu einem Rechtsſatze des Inhalts, daß der Berechtigte 
zur Herbeiführung ſeiner Eintragung zu zwingen ſei, durch andere 
die Verwirklichung des Anſpruchs auf Eintragung des Berechtigten 
erleichternde Beſtimmungen des geltenden Rechts z. B. §§ 792, 
896 ZPO., 85 des FG., 14 der GBO. in etwas verringert wird — 
die Wiedereinführung des Eintragungszwanges immerhin geboten. 

V. Etwa auftauchende Bedenken in der Richtung, ob die Aenderung 
des kaum ins Leben gerufenen neuen Rechtszuſtandes jetzt nach kaum 
erſt 9 Jahren nicht vielleicht als verfrüht zu bezeichnen ſei, dürfte 
durch eine deshalb hier zu erwähnende, im diesſeitigen Grundbuchamts⸗ 
bezirke gemachte Wahrnehmung zu zerſtreuen ſein. — Danach hat 
merkwürdigerweiſe die Erhebung der durch § 65 des hierländiſchen 
GKG. geordneten Gebühr für den Uebergang von Grundbeſitz auf 
Erben bei vielen die Wirkung gehabt, daß die Beteiligten annahmen, 
ihr im Erbwege vollzogener Eigentumswechſel ſei im Grundbuche 
von Amts wegen verlautbart worden. Dies trat faſt regelmäßig 
in allen den Fällen zutage, in denen ſich die Eigentums eintragung aus 
§ 40 GBO. vernotwendigte, ohne daß die Ausnahme des § 41 ib. 
vorlag. 

VI. Auch mag nicht unerwähnt bleiben, daß der Eintritt des 
hier befürworteten Eintragungszwanges in Erbfällen noch an den 
Ablauf einer gewiſſen Friſt, etwa eines Jahres oder mehrerer Jahre 
wie früher — ſiehe oben unter II. in § 175 des dort zit. Geſetzes — 
geknüpft werden möchte, um dem vorzubeugen, daß die Eintragung 


nicht etwa zu einer zweckloſen Formalität herabſinke. 
VII. Stand es nun beim Inkrafttreten des neuen Rechtes, 


oder wie die Frage im Hinblick auf das Reichsrecht, insbeſondere 
deſſen Beziehungen zum Landesrecht beherrſchende Kodifikationsprinzip 
6* 
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auch geſtellt werden kann, ſteht es noch jetzt in der Macht der Landes⸗ 
geſetzgebung, den grundbücherlichen Umſchreibungszwang aufrecht zu 
erhalten, beziehentlich wieder einzuführen? 

Die Thüringiſchen Staaten nehmen eine verſchiedene Stellung 
hierzu ein. Als Repräſentant derjenigen Gruppe, welche die Frage 
bejaht, ſoll Coburg⸗Gotha, als Repräſentant der den entgegengeſetzten 
Standpunkt Teilenden Reuß ä. L. hier genannt werden, Staaten, die 
beide das Grundbuch beim Eintritt des neuen Reichsgrundbuchrechts 
bereits angelegt hatten. 

Nach der im Jahre 1893 von der Norddeutſchen Buchdruckerei und 
Verlagsanſtalt zu Berlin herausgegebenen Zuſammenſtellung der 
Aeußerungen der Bundesregierungen zu dem Entwurf einer Grundbuch: 
ordnung beanſtandete Reuß ä. L., daß die (im § 39 des den Einzel⸗ 
ſtaaten zur Aeußerung mitgeteilten Entwurfs, 40 der entſprechenden 
Paragraphen der Bundedratövorlage und 41 der GBO.) zugunſten 
der Erben des eingetragenen Berechtigten beſtimmte Ausnahme von 
der Vorſchrift des § 38 (39) Abſ. 1 bezw. 40 GBO. ohne zeitliche 
Beſchränkung gelten ſolle. Im Intereſſe der Rechtsſicherheit empfehle 
es ſich, die Begünſtigung auf ein Jahr ſeit dem Tode des Erblaſſers 
zu beſchränken. Dadurch werde verhütet werden, daß das Grundbuch 
längere Zeit unbereinigt bleibe. Da nun aber Reuß ä. L. nachmals 
in den Ausführungsgeſetzen zum neuen Recht das nach der Darlegung 
unter II. oben bei ihm geltend geweſene Recht nicht aufrecht erhalten 
hat, fo iſt dieſer Staat hierbei offenbar von der Auffaſſung audge- 
gangen, daß der Landesgeſetzgebung auf dem in Rede ſtehenden 
Gebiete vom Reiche Schranken gezogen ſeien. 

Dagegen wurde von Coburg⸗-Gotha die gegenteilige Rechts⸗ 
anſchauung zur Geltung gebracht. Ausweislich der gedruckten Ver⸗ 
handlungen des gemeinſchaftlichen Landtags von Coburg und Gotha 
1897-1900, S. 386, führte man am Regierungstiſche unwiderſprochen 
aus, daß, nachdem bis dahin im Lande die Befreiung vom Buchungs⸗ 
zwang Rechtens geweſen ſei, in 1895 der dieſen Zwang wieder⸗ 
herſtellende § 51 der gothaiſchen Grundbuchordnung um deswillen 
in das Geſetz aufgenommen worden wäre, weil bei der Regelung der 
Entſchädigungsfrage für zum Eiſenbahn- und Straßenbau in Anſpruch 
genommenes Areal ſich der Mißſtand herausgeſtellt habe, daß eine 
Reihe von Grundſtücken in den Händen von nicht gebuchten Beſitzern 
geweſen ſei. Daraus habe ſich dann die Notwendigkeit ergeben, noch 
nach Jahren das Grundbuch mit dem wirklichen Beſitzſtand in Ueber⸗ 
einſtimmung zu bringen, was in den weitaus meiſten Fällen nur mit 


großen Schwierigkeiten und Koſten möglich geweſen ſei. Für die 
gegenwärtige Aufrechterhaltung des Buchungszwanges ſpräche aber 
die Erwägung, daß die dargebotene Veranlaſſung zur Wiedereinführung 
des Zwanges auch weiter fortbeſtehe und um ſo wichtiger werde, je mehr 
derartige Maſſenregelungen vorkommen würden. Durch den Mangel 
der Uebereinſtimmung von Buchinhalt und Wirklichkeit werde auch 
der öffentliche Glaube des vom Publizitätsprinzip beherrſchten Grund— 
buchs in ſeinem weſentlichſten Punkte erſchüttert. Endlich ſei es für 
die am Grundſtück dinglich Berechtigten von unleugbarem Werte, aus 
dem Grundbuche erſehen zu können, welche Perſon als Eigentümer 
ihnen hafte. Daneben komme eine gewiſſe Fürſorge für die Beteiligten 
ſelbſt in Betracht. Ein jeder Erbfall führe doch früher oder ſpäter 
einmal zur Regelung des Immobiliarnachlaſſes. Durch die Hinaus 
ſchiebung der Umſchreibung ließen ſich nun wohl einige Koſten in 
dem Falle ſparen, wenn Miterben das Grundſtück einem Dritten. 
und ſei es einem an der Erbengemeinſchaft Beteiligten, verkauften, 
Der Hauptfall, daß nämlich der Erbe das Grundſtück ſelbſt übernähme, 
fände aber zweckmäßig möglichſt bald ſeinen Ausdruck im Grundbuche, 
im Intereſſe des Beteiligten ſelbſt, weil eine Regelung erſt nach Jahren 
mit außerordentlichen Mehrkoſten, Bemühungen und Aergerniſſen ver- 
bunden ſein werde. Dann ſeien die Betroffenen eher geneigt, der 
Inſtitution als ihrer eigenen Nachläſſigkeit die Schuld zuzuſchreiben. 
In Preußen, wo allerdings das gegenteilige Recht gelte, träte das 
Bedürfnis nach Richtigerhaltung des Grundbuchs nicht in dem Maße 
hervor, weil durch die Kataſterämter die Grundbeſitzveränderungen 
genau kontrolliert würden, was die grundbücherliche Umſchreibung 
dann weſentlich erleichtere. 

Dieſe Ausführungen vermochten durch die von Gegnern der 
Regierungsvorlage geltend gemachten Einwendungen allgemeinerer 
Natur des Inhalts, daß jeder es ſelbſt am beſten wiſſe, zu welcher 
Zeit er ſich ein Grundſtück zuſchreiben zu laſſen habe, daß bei einem 
ſpäteren Verkaufe an einen Dritten leicht doppelte Koſten entftehen 
könnten, daß ſich aus den Akten der Nachlaßgerichte die Erben feſt⸗ 
ſtellen ließen, um ſo weniger entkräftet zu werden, als der diesbezüglich 
ſpäter zum Geſetze erhobene Entwurf im Hinblick auf den Verkauf 
ererbten Grundbeſitzes dem Privatwillen vor der behördlichen Geltend— 
machung des Buchungszwanges einen Spielraum von drei Jahren ließ, 
und von anderer Seite darauf hingewieſen wurde, daß die Nachlaß⸗ 
regulierungen nach dem neuen Rechte im Prinzip nicht mehr von Amts- 
wegen, ſondern nur noch auf Antrag der Beteiligten ſtatt zufinden hätten. 


wi Bi 


Ebenſowenig wie in Coburg⸗Gotha, ift auch in Reuß ä. L. die 
Einrichtung des Kataſteramtes daraufhin zugeſchnitten, den Immobiliar⸗ 
eigentumswechſel zu überwachen. 

VIII. Da nun aber die Grundbuchordnung einen Vorbehalt des 
Inhalts, daß das Grundbuchamt ermächtigt werde, die Erbeseintragung 
von Amtswegen vorzunehmen, nicht kennt, ſo hat Coburg⸗-⸗Gotha, 
um mit dem Reichsrecht nicht in Kolliſion zu kommen, den folgenden 
Weg eingeſchlagen. Nach 8 39 der GBO. kann durch reichd- oder 
landesgeſetzliche Vorſchriften vielfach beſtimmten Behörden die Befugnis 
beigelegt werden, das Grundbuchamt um eine Eintragung zu erſuchen. 
Das Erſuchen der Behörde erſetzt dann den Antrag ($ 13 GB.), 
die Eintragungsbewilligung (§ 19) und die ſonſt etwa zur Eintragung 
erforderlichen Erklärungen Dritter (§ 29), ſo daß der Grundbuchrichter 
der Nachprüfung überhoben iſt, ob das Erſuchen der Behörde durch 
die Vorgänge, die es veranlaßt haben, auch materiell begründet il. 
So hat nach § 130 des ZG. das Vollſtreckungsgericht das Grund— 
buchamt um Eintragung des Erſtehers als Eigentümer zu erfuchen. 
Gemäß § 54 des FG. kann bei gegebener Vorausſetzung das 
Vormundſchaftsgericht auf dem nämlichen Wege die Eintragung einer 
Sicherungshypothek am Grundſtücke des Vormundes erreichen. Füt 
die Landesgeſetzgebung kommt hier namentlich das Gebiet des öffent⸗ 
lichen Rechts, auf das unter IX. unten ausführlicher zurückzukommen 
iſt (ſiehe auch oben unter II. Abſ. 3 hinſichtlich der Enteignung) in 
Betracht, desgleichen das Gebiet der freiwilligen Gerichtsbarkeit, ſoweit 
nicht die letztere durch Reichsrecht geregelt iſt. Nun hat aber gerade 
8 200 FGG. der Landesgeſetzgebung u. a. die Aufgabe zugewieſen, 
diejenigen Beſtimmungen zu treffen, welche zur Ergänzung der die 
freiwillige Gerichtsbarkeit betreffenden reichsgeſetzlichen Vorſchriften 
notwendig ſind. Wird demzufolge die in dem FG. normierte 
Zuſtändigkeit des Nachlaßgerichts dahin erweitert, daß dieſe Behörde 
nach Feſtſtellung der Erblegitimation das Grundbuchamt um die 
Eintragung der Erben erſucht, ſo wäre eine ausreichende Unterlage 
für die Umſchreibung im Grundbuche geſchaffen. Dabei iſt das 
Nachlaßgericht das berufenſte Organ, die materiell⸗rechtlichen Voraus⸗ 
ſetzungen für die Eintragung der Erben feſtzuſtellen. 

IX. In der Tat läßt ſich trotz der Tendenz der geſamten neuen 
Geſetzgebung, das Recht tunlichſt zu vereinheitlichen, die hier zut 
Geltung gebrachte Sonderbeſtrebung ſehr wohl rechtfertigen. — Noch 
mmer iſt dem Staate da, wo er genötigt war, das Vermögen des 
Individuums in ſeinen Dienſt zu ziehen, der Grundbeſitz für die 
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Auferlegung öffentlicher Laſten das tauglichſte, weil dauerndſte Objekt 
erſchienen. Unter ſolchen Grundlaſten ſollen hier nicht nur die direkten 
Staatsabgaben (z. B. Grundſteuern), ſondern auch die Abgaben zu 
verſtehen ſein, welche an die Kommune oder an einen anderen an 
dem Staatszwecke mitarbeitenden Verband von dem Grundbeſitz zu 
entrichten ſind (in Reuß ä. L. iſt zur Deckung des für die Kirche und 
die Schulen erforderlichen Aufwandes u. a. das im Kirchen- und 
Schulbezirk befindliche unbewegliche Eigentum heranzuziehen), ſowie 
die Verpflichtungen anderer als rein vermögensrechtlicher Art, die für 
die Zwecke der Allgemeinheit dem Grundeigentümer als ſolchem auf- 
erlegt find, z. B. die Enteignung zu dulden, ſowie Eigentums⸗ 
beſchränkungen bau-, feuer⸗ oder geſundheitspolizeilicher Natur, ferner 
die Einquartierungslaſten. 

Die vielgeſtaltigen, hier nur angedeuteten Beziehungen des öffent⸗ 
lichen Rechtes erweitern den Kreis der Intereſſenten, denen die Grund⸗ 
buchordnung das Recht der Einſicht in das Grundbuch gewährt. So 
hat die Oeffentlichkeit aber auch das größte Intereſſe daran, daß aus 
dieſem bedeutendſten der öffentlichen Regiſter wirklich das erhelle, was 
darin zu ſuchen der Intereſſent gewieſen iſt. 

Da Gotha den § 200 des FG. (f. o. VIII.) verwertet, fo iſt 
weiter nicht unerwähnt zu laſſen, daß dies nicht minder um deswillen 
gerechtfertigt erſcheint, weil anerkanntermaßen die Grundbuchſachen zu 
den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit zu zählen ſind, wenn 
auch deren Behandlung nicht durch Reichsgeſetz den Gerichten über⸗ 
tragen iſt und deshalb die allgemeinen Beſtimmungen im erſten 
Abſchnitt des FG. auf ſie keine Anwendung leiden. 

Gerade die Eintragung als ſolche für das öffentliche Recht ver- 
wendet zu ſehen, berührt um ſo ſympathiſcher, als dieſelbe an und 
für ſich, auch wenn Folge der Auflaſſung, als ein rein behördlicher, 
der Einwirkung der Privatperſonen entzogener Akt (im Gegenſatze zur 
Uebergabe bei der Eigentumsvermittlung an beweglichen Sachen) in 
die Erſcheinung tritt. 

Dabei kann der Gedanke wohl kaum aufkommen, daß es ſich 
hier, weil aus vorwiegend öffentlich-rechtlichen Gründen die Buchung 
verlangt wird, im Grunde um eine mißbräuchliche Verwendung des 
Grundbuchs handle, das ja lediglich für die privatrechtlichen Verhält⸗ 
niſſe der Liegenſchaften beſtimmt ſei, wie es etwa durchaus unzuläſſig 
wäre, da, wo die Rittergutsqualität eines geſchloſſenen Grundbeſitztums 
noch einen öffentlich⸗rechtlichen Unterſchied macht von den übrigen 
Immobilien derſelben Flur, die Aus- bez. Einbezirkung in dieſen 
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oder jenen Verband grundbücherlich zu verlautbaren. Denn die 
Buchung des Eigentumswechſels iſt hier eben nur das geſetzlich nor⸗ 
mierte Mittel für die öffentlich⸗ rechtlichen Zwecke und, wenn dabei 
indirekt das Vermögen des Einzelnen getroffen wird, ſo geſchieht dies 
eben nur unter dem öffentlich- rechtlichen Geſichtspunkte, daß das 
Vermögen des Individuums vom Staatszwecke in der Regel inſo⸗ 
weit ergriffen zu werden pflegt, als die Staatsgewalt dasſelbe ſich 
dienſtbar machen muß. 

X. Ein Ueberblick über die vorliegenden Ausführungen nötigt 
noch zu dem Hinweiſe darauf, daß die Funktion des Nachlaßgerichts 
zu VIII oben in den Fällen zu II Abſ. 2 und 4 auch anderen 
Staatsorganen, z. B. dem Regiſtergerichte, ſelbſtverſtändlich nur inſo⸗ 
weit, als es ſich lediglich um die Zuſtändigkeit zu dem Erſuchen von 
8 39 der GBO. handelt, übertragen werden könnte. Dem Nachlaß⸗ 
gerichte verbliebe dann noch immer die Beſchaffung der Erblegitimation. 

Das Ergebnis der Erörterungen läßt ſich nun dahin zuſammen⸗ 
faſſen: öffentlich⸗rechtliche Gründe, für welche ein Vorbehalt zugunſten 
der Landesgeſetzgebung nicht erforderlich iſt, erheiſchen die Ueberein⸗ 
ſtimmung von Buchung und Wirklichkeit. Die Löſung führt über 
§ 39 der GBO. zum Ziel, § 200 des FG. geht einem dabei zur 
Hand, zumal die Grundbuchſachen einen Teil der eee der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit bilden. 

Zugleich würde durch die Einführung des Buchungszwanges das 
beim gegenwärtigen Stande des Reichsrechts hintangeſetzte Intereſſe des 
Einzelnen an dieſem Zwange mit Recht wieder zur Geltung gebracht werden. 

XI. Dem vorſtehenden Verſuche, das Coburg-Gothaer Ver⸗ 
fahren darzulegen und deſſen Begründung zu erweitern, ſoll nun 
noch eine kritiſche Beleuchtung dieſes Verfahrens angeſchloſſen werden. 

Unanfechtbar iſt der Ausgangspunkt ſowie das Ziel, auf welches 
losgeſteuert wird; jedoch dürfte im einzelnen mancherlei zu bemerken 
ſein, das geeignet iſt, Bedenken zu erregen. 

Man ſtützt ſich auf $ 39 GBO. und § 200 FG. Diele 
beiden Geſetze ſind indes auf dem Boden des Art. 4 Ziffer 13 der 
deutſchen Reichsverfaſſung in Verbindung mit dem Reichsgeſetz vom 
20. Dezember 1873 erwachſen. Die Aufgabe der Grundbuchordnung 
erſchöpft ſich in der formellen Sicherung des materiellen Privatrechts, 
die des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der Freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit in der Verhütung von möglichen Verletzungen des bürger- 
lichen Rechts, in dieſem weiteren Sinne werden die Vorſchriften beider 
Geſetze auch ſchlechthin zum bürgerlichen Rechte gerechnet. 
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Die von Coburg⸗Gotha geltend gemachte Begründung erhält 
allerdings einen Schein von Berechtigung, wenn man folgendes 
erwägt. Die Denkſchrift zum Entwurf einer Grundbuchordnung 
bemerkt nämlich zu dem dem § 39 GBO. wörtlich gleichlautenden § 37: 

Durch reichs⸗ oder landesgeſetzliche Vorſchriften wird vielfach 

beſtimmten Behörden die Befugnis beigelegt, das Grundbuchamt 
um eine Eintragung zu erſuchen. Für die Landesgeſetzgebung kommt 
hier namentlich das Gebiet des öffentlichen Rechts in Betracht. 

Unter öffentlichem Rechte iſt hier nun aber ein ganz beſonders 
geartetes, nämlich lediglich das in die Privatrechts ſphäre ein⸗ 
greifende öffentliche Recht, wie z. B. das Enteignungsrecht verſtanden. 
Das geht aus den Motiven der Grundbuchordnung zu § 50 des 
denſelben zugrunde liegenden Entwurfs hervor, wonach ein ſolches 
Erſuchen auf Landesrecht lediglich dann fußen darf, wenn letzteres 
durch einen Vorbehalt im Einführungsgeſetze zum Bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuch aufrecht erhalten iſt. 

Daß die Denkſchrift (ſ. o.) diesbezüglich nicht etwa weitergehen 
wollte, ergibt ſich aus dem oben dargelegten Zweck der Grundbuch⸗ 
ordnung. — Eine jede Geſetzesbeſtimmung iſt eben aus dem Rechts⸗ 
ſyſteme heraus zu erklären, dem ſie angehört. 

Deshalb kann $ 39 GBO. ebenſowenig wie § 200 FG. wegen 
des oben gleichfalls dargelegten unmittelbaren Zuſammenhanges des 
Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der Freiwilligen Gerichtsbarkeit 
mit dem Privatrechte behufs Rechtfertigung der vom Boden des 
reinen öffentlichen Rechts aus ſeinen Ausgang nehmenden landes— 
geſetzlichen Befugnis zur Erzwingung der Eintragung der Eigentümer 
eines Nachlaßgrundſtücks herangezogen werden. Denn § 200 macht 
ja lediglich dem für die „Ausführung und Ergänzung“ des nur be⸗ 
merkten Reichsgeſetzes beſtimmten Landesrechte die Bahn frei. 

Ausſchließlich zur Erleichterung bezw. Ermöglichung des Staats⸗ 
verwaltungszweckes wird die Eintragung erfordert, alſo aus ver⸗ 
waltungsrechtlichen Gründen, von einem Gebiete aus, das jeglicher 
vermögensrechtlicher Beziehung bar erſcheint, was um deswillen hervor⸗ 
zuheben iſt, weil ſolche Beziehungen in der Regel wieder vom bürger⸗ 
lichen Rechte beherrſcht zu werden pflegen, ſonach von einem Gebiete 
aus, auf welchem das Landesgeſetz das Recht der freien Selbſtbeſtimmung 
hat, da wohl andere öffentlich⸗ rechtliche Gegenſtände (ſ. RV. Art. 4 
und die zugehörigen ſpäteren Geſetze), nicht aber die zur Regierung 
in den Einzelſtaaten erforderlichen Verwaltungseinrichtungen der Reichs⸗ 
geſetzgebung überwieſen worden ſind. 
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Keinerlei Vorbehaltes auf dem mehrbemerkten privatrechtlichen 
Gebiete bedarf es daher zur Erreichung des erſtrebten Staatszweckes. 

Kein Paragraph der Grundbuchordnung vermag eben um der 
Begrenzung willen, welche dieſes Geſetz ſich ſelbſt geſteckt hat, dem 
eingeſchlagenen Verfahren Halt zu gebieten, namentlich nicht 8 22 
GBD., inſofern dieſer für den Regelfall keine Eintragung des Eigen- 
tümers ohne deſſen ausdrückliche Zuſtimmung zulaſſen will, weil 
dieſe Vorſchrift nach der Denkſchrift ja lediglich der Bedeutung des 
Eigentums für das öffentliche Recht Rechnung trägt, wodurch nur 
in erhöhtem Maße der ausſchließlich dem Privatrecht dienende Charakter 
dieſer Verfahrensvorſchrift hervorgehoben wird. 8 22 GBO. behält 
trotzdem noch immer feine praktiſche Bedeutung — einmal für die⸗ 
jenigen Bundesſtaaten, welche den Grundbuchzwang nicht einführen, 
ſodann für den Fall, daß die Geſamterbeneintragung lediglich von 
ſeiten eines Miterben verlangt wird, endlich für den Fall, daß der 
buchmäßig Berechtigte durch den zufolge Güterrechtsvereinbarung ent⸗ 
ſtandenen wirklichen Eigentümer oder bei nachträglicher Feſtſtellung 
der Nichtigkeit der der Eintragung zugrunde liegenden Auflaſſung 
durch den wirklichen Eigentümer erſetzt werden ſoll. 

XII. Innerhalb des hier in Betracht ſtehenden, vom Privatrechte 
völlig abgetrennten Bereiches des öffentlichen Rechtes wäre es nun 
an und für ſich nicht ausgeſchloſſen, daß der Staat eine von dem 
Privatrechte unabhängige Buchung des Eigentümers vornähme, ſo 
etwa wie die Zwangsvollſtreckung im Verwaltungswege betreffs der 
Mobiliarexekution ſich eigener Vollſtreckungsbeamter bedient. In⸗ 
des gerade wie das Verwaltungszwangsverfahren betreffs der Voll⸗ 
ſtreckung in das unbewegliche Vermögen die Tätigkeit des Voll⸗ 
ſtreckungsgerichts in Anſpruch nimmt und hier $ 4 (vgl. § 2) E. GVG. 
mit ſeiner Trennung der Verwaltung von der Rechtspflege nicht hindernd 
in den Weg tritt, weil die Vollſtreckungsgerichte dabei immer noch in 
Ausübung ihrer Gerichtsbarkeit mit dem freien Prüfungsrechte und 
mit ihren ſachlichen und örtlichen Zuſtändigkeitsverhältniſſen bleiben, 
ſo kann der Staat ſelbſt da, wo bei mit Einzelrichtern beſetzten Gerichten 
die Behandlung der ſtreitigen und nichtſtreitigen Rechtsſachen in einer 
Hand liegt, denſelben Weg für ſeine anderweiten Verwaltungszwecke 
einſchlagen und erſt recht die Behörden der reinen freiwilligen Gerichts- 
barkeit, wie das Grundbuchamt oder das Nachlaßgericht, ſeinen Zwecken 
dienſtbar machen, weil jene Beſtimmungen des Gerichtsverfaſſungs— 
geſetzes ſich auf dieſe überhaupt nicht beziehen und weder die Grund— 
buchordnung noch die allgemeinen Beſtimmungen des Reichsgeſetzes 
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über die Angelegenheiten der Freiwilligen Gerichtsbarkeit diesbezügliche 
Normen enthalten. Schließlich bieten auch die in den Landesverfaſſungen 
zu findenden, einſchlagenden Vorſchriften (ſ. für Reuß ä. L. § 37 der 
Vf. vom 28. März 1867) keinerlei Hindernis; denn es wäre nicht 
einzuſehen, wie durch das Verfahren, dem hier das Wort geredet wird, 
die Gerichte in Abhängigkeit von der Verwaltung geraten ſollten. 

Gerade vorſtehende Vergleichung mit dem Verwaltungszwangs⸗ 
verfahren, die nicht minder deshalb von Belang iſt, weil für die 
Anwendung der Zivilprozeßordnung auf dasſelbe in dem letzteren 
Geſetze bez. deſſen zugehörigem Einführungsgeſetze man vergeblich nach 
einem Vorbehalte ſuchen wird — denn die Zivilprozeßordnung iſt 
eben auch lediglich wegen des Privatrechts, nämlich zwecks zwangsweiſer 
Verwirklichung des verletzten bürgerlichen Rechts da —, gibt aber 
zugleich die juriſtiſche Methode an die Hand, durch welche zum Ziele, 
zur Grundbuchzwangseintragung, zu gelangen iſt, nämlich auf dem 
Wege, daß die Beſtimmungen der Grundbuchordnung, insbeſondere 
8 39 zur Erreichung des öffentlich-rechtlichen Zweckes für anwend⸗ 
bar erklärt werden. 

Da nun aber die Eintragung nicht ohne vorausgegangene zu— 
verläſſige Erbenfeſtſtellung denkbar iſt, ſo wird wiederum entſprechend 
beſtimmt, daß das vom Nachlaßgericht zu dieſer Feſtſtellung gefeglich- 
gehandhabte Verfahren Anwendung finde, und da die Landesgeſetz⸗ 
gebung hier unbeſchränkt in Aktion tritt, ſo kann ſie das Verfahren 
für ihre Zwecke auch umgeſtalten, ſo insbeſondere das auf dem 
Antragsprinzipe beruhende Verfahren auf Erbſcheinserteilung dahin 
abändern, daß die Erbenfeſtſtellung von Amts wegen zu erfolgen habe. 
Sollte hieran aber Anſtoß genommen werden, ſo brauchte man nur 
eine Verwaltungsbehörde mit der öffentlich⸗rechtlichen Befugnis aus⸗ 
zuſtatten, das Erbſcheinsverfahren im Wege des Erſuchens in die 
Wege zu leiten. (Vergl. für das privatrechtliche Vorbehaltsgebiet Plancks 
Kommentar zum BGB. 1. u. 2. Aufl. zu § 2353 unter Ziffer 
3by.) | 
Die durch das ganze Verfahren dem Einzelnen angeſonnene 
Belaſtung hat ſeine rechtliche Grundlage in dem zu dieſem Zweck 
geſchaffenen Geſetz (§ 34 der Verfaſſung von Reuß ä. L.). 

Sollte etwa eingewandt werden, mit der Erbenfeſtſtellung als 
ſolcher würde da ja ſchon dem öffentlich⸗rechtlichen Bedürfnis Genüge 
geſchehen, fo daß ſich die hier erſtrebte Grundbuchseintragung eigentlich 
verüberflüſſigte, weil mit jener Feſtſtellung zugleich auch die Eigen⸗ 
tümer des Nachlaßgrundſtücks gegeben ſeien, ſo wäre dem entgegen⸗ 
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zuhalten: Aufgabe des Nachlaßgerichtes iſt es nicht, die Identität des 
Erblaſſers mit dem buchmäßig Berechtigten zu erweiſen, dies gehört 
vielmehr zur Zuſtändigkeit der Grundbuchbehörde, und zwar in das 
Kapitel der Legitimationsprüfung; denn nur, wenn der in dem bei⸗ 
gebrachten Erbſcheine ſtehende Erblaſſer Eigentümer des betreffenden 
Grundſtücks geweſen iſt, ſind die Erben zur Berichtigung des Grund— 
buchs auf ihren Namen legitimiert. Es wäre alſo lediglich eine 
halbe Maßregel, wollte man nicht auf dem an gebahnten Wege zur 
grund bücherlichen Zwangs eintragung gelangen. 
Es iſt ſomit das Endergebnis: 
Zwar bietet weder die Grundbuchordnung noch das Reichsgeſetz 
über die Angelegenheiten der Freiwilligen Gerichtsbarkeit eine direkte 
Handhabe zur Einführung des Grundbuchzwangs für das öffentliche 
Recht, weil ſie ſelbſt nur Glieder im Ringe des bürgerlichen Rechts 
bilden, auf dem Wege aber, daß jene Geſetze aus landesgeſetzlicher 
Machtvollkommenheit für anwendbar erklärt werden, wird das 
Wünſchenswerte erreicht. — Davon, daß auf dieſe Weiſe gewiſſer⸗ 
maßen durch eine Hintertür dem Landesrechte eingeräumt werde, 
was ihm das Reichsrecht verſage, kann hierbei nach den vorſtehen⸗ 
den Ausführungen — namentlich hingeſehen auf die Bedeutung 
des Grundbuchszwangs für die öffentlichen Intereſſen und damit für 
die Allgemeinheit — keinerlei Rede ſein. 


Können die Erben des Grundſtückseigentümers durch landesrechtliche 
Vorſchrift anch gegen ihren Willen als neue Eigentümer im Grund⸗ 
buch eingetragen werden? 

Zur Frage der Gültigkeit des Art 23 cob.⸗goth. Geſetzes vom 
23. Oktober 1899. 


Von Amtsrichter Buſch, Gotha. 


Reichsrechtlich erfolgt im Erbfalle eine zwangsweiſe Eintragung 
der Erben eines Grundſtückseigentümers an Stelle des Erblaſſers gemäß 
§ 14 GBO. nur auf Grund vollſtreckbaren Schuldtitels, ſofern dieſer 
die Verpflichtung der Erben zur Herbeiführung einer Grundbuchs— 
eintragung feſtſtellt und die Zuläſſigkeit dieſer Eintragung von der 
vorgängigen Eintragung der Erben als neuen Grundſtückseigentümer 
abhängt. Nach coburg⸗gothaiſchem Landesrecht iſt eine Eintragung 
der Erben eines Grundſtückseigentümers im Grundbuch an Stelle des 
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Erblaſſers auch ohne dieſe Vorausſetzung ſchlechthin wider ihren 
Willen ſtatthaft. Ein ſolcher Eintragungszwang wurde bereits durch 
die Novelle zur früheren Grundbuchordnung vom 22. Juni 1895 
ausgeſprochen. Nach Art. 4 derſelben, der den § 51 der alten 
Grundbuchordnung vom 1. März anderweit normierte, hatte der 
Grundbuchrichter in allen Fällen, in denen der Erwerb des Eigen- 
tums an Grundſtücken ohne Auflaſſung erfolgt, den Grundſtücks⸗ 
eigentümer aufzufordern, den Antrag auf Eintragung ſeines Eigen⸗ 
tums binnen einer beſtimmten Friſt bei Vermeidung einer Geldſtrafe 
von 150 Mark zu ſtellen. Ihre hauptſächlichſte Bedeutung hatte 
dieſe Vorſchrift in Erbfällen. Bei Einführung der Reichsgrundbuch⸗ 
ordnung mußte fie mangels eines entſprechenden reichsrechtlichen Vor⸗ 
behalts ihre Gültigkeit verlieren, da der Antrag nach der Reichdgrund- 
buchordnung eine die Tätigkeit des Grundbuchamts bedingende Ver⸗ 
fahrens handlung iſt, welche ihre Grundlage lediglich in dem Parteiwillen 
findet. Da aber die geſetzgebenden Faktoren des Landes glaubten 
das Prinzip der Evidenthaltung des Beſitzſtandes an Grundſtücken bei 
Erbfällen im allgemeinen öffentlichen Intereſſe nicht aufgeben zu können, 
ſo ſchlug man einen anderen Weg ein, auf dem die Beibehaltung 
des alten Rechtszuſtandes möglich erſchien. Man ſtattete das Nach⸗ 
laßgericht mit der Befugnis aus, die Ueberſchreibung des Nachlaß⸗ 
grundbeſitzes auf die Erben herbeizuführen und verlieh ihm Zwangsgewalt 
gegen die Erben zwecks Feſtſtellung der Legitimation derſelben. Die 
reichsrechtliche Grundlage bot 8 35 GBO., nach welchem das behördliche 
Erſuchen eine dem privaten Antrag gleichwertige Unterlage für das 
Verfahren des Grundbuchamtes bildet. Die Beſtimmung des Art. 23 
des coburg⸗gothaiſchen Geſetzes über die freiwillige Gerichts barkeit vom 
23. Oktober 1899, nach welchem das Amtsgericht den Erben anzuhalten 
hat, die für die ⸗ Erteilung des Erbſcheins bezüglich der Nachlaßgrund⸗ 
ſtücke erforderlichen Angaben zu machen und die vorgeſchriebenen 
Nachweiſe zu liefern und unter Ueberſendung des Erbſcheins das 
Grundbuchamt um die Eintragung des Erben, an deſſen Stelle zu 
erſuchen hat, glaubte man rechtfertigen zu können einmal durch das 
dem öffentlichen Recht angehörende Intereſſe an der Offenhaltung 
des Beſitzſtandes der Grundſtücke und ſodann durch Berufung auf 
§ 200 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit vom 20. Mai 1898, der auf dem Gebiete der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit der Landesgeſetzgebung Raum läßt, ſoweit ihr nicht 
durch das Reichsgeſetz Grenzen gezogen ſind. 

Es mag dahingeſtellt bleiben, ob aus den eben angeführten 
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Gründen der Landesgeſetzgebung die Machtbefugnis zugeſtanden werden 
kann, in Erbfällen durch ein Offizialverfahren die grundbuchmäßige 
Feſtſtellung der Rechtsverhältniſſe an Grundſtücken herbeizuführen. 
Jedenfalls muß der eingeſchlagene Weg verſagen, wenn das auf ihm 
erſtrebte Ziel ein Hindernis in einer reichsrechtlichen Vorſchrift findet, 
welche eine Eintragung des Erben als Grundſtückseigentümers an Stelle 
des Erblaſſers im Grundbuch nur mit ſeinem Willen zuläßt. Und 
eine ſolche Vorſchrift iſt tatſächlich vorhanden. Nach § 22 Abſ. 2 
der Reichsgrundbuchordnung kann die Berichtigung des Grundbuchs 
durch Eintragung eines Eigentümers, ſofern nicht der Fall des § 14 
vorliegt, nur mit Zuſtimmung des Eigentümers erfolgen. Zur Be⸗ 
gründung dieſer Vorſchrift hebt die Denkſchrift zur Grundbuchordnung 
hervor, daß das Eigentum, abgeſehen von der ihm innewohnenden 
Bedeutung, nicht bloß Rechte gewährt, ſondern auch Verpflichtungen 
öffentlich⸗rechtlicher Natur, insbeſondere in polizeilicher und ſteuerlicher 
Hinſicht auferlegt, und daß dieſer Geſichtspunkt, ebenſo wie bei der 
rechtsgeſchäftlichen Uebertragung, auch bei der zur Berichtigung des 
Grundbuchs erfolgenden Umſchreibung des Eigentums zutrifft. Iſt 
dieſe Begründung auch für die Eintragung des Erben nicht ohne 
weiteres überzeugend, da dieſer durch Annahme der Erbſchaft das 
Eigentum an dem Grundſtücke in einer Weiſe erlangt hat, die jeden 
weiteren Willensakt überflüſſig macht, ſo zeigt ſie doch deutlich, daß 
das Reichsrecht in allen Fällen der Eintragung eines neuen Eigen⸗ 
tümers deſſen Zuſtimmung zu einem Erfordernis der Eintragung 
überhaupt macht. Dieſe Zuſtimmung iſt ein Akt des formellen Grund⸗ 
buchrechts, ihr Fehlen vermag deshalb die Ungültigkeit der trotzdem 
erfolgten Eintragung nicht herbeizuführen. Immerhin aber iſt ſie eine 
Eintragsvorausſetzung, die der Richter bei Meidung eigener Verant⸗ 
wortlichkeit beachten muß. Als beſondere neben dem Antrag nach 
8 13 GBO. erforderliche Erklärung bedarf fie der in $ 29 GB. 
vorgeſchriebenen Form. Sie kann durch Stellung des Antrags auf 
Eintragung ausgeſprochen werden, führt aber dann gemäß $ 30 GBO. 
die Formbedürftigkeit des Antrags herbei. 

Mit obigen Ausführungen ſtimmt auch überein die Entſcheidung 
des Kammergerichts vom 29. September 1902, enthalten in der 
Zuſammenſtellung des Reichsjuſtizamts Bd. 3 Heft 4 (199), welche 
in der Eintragung des Erben an Stelle des Erblaſſers als Eigentümer 
eines Grundſtücks eine Berichtigung des Grundbuchs erblickt und 
demgemäß die Zuſtimmung des Erben (bei einer Mehrheit von Erben 
aller) zur Eintragung in der Form des $ 29 GBO. erfordert. Es. 
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dürfte auch keinesfalls zu bezweifeln ſein, daß die Eintragung des 
Erben als Grundſtückseigentümers anſtatt des Erblaſſers eine Berichtigung 
des Grundbuchs in ſich ſchließt, da die Berichtigung nach §S 22 GBO. 
eine jede Unrichtigkeit des Grundbuchs umfaßt, alſo alle Fälle, in 
denen das Grundbuch mit der wirklichen Rechtslage nicht überein⸗ 
ſtimmt. Denn es iſt eben der Zweck der Berichtigung, das Grundbuch 
mit der wirklichen Rechtslage weiter in Einklang zu bringen. Iſt 
dies ohne Mitwirkung des zu Unrecht Eingetragenen nicht möglich, 
fo iſt gegen denſelben der Berichtigungsanſpruch nach S 894 BGB. 
gegeben. Fehlt ein Berichtigungspflichtiger, wie beſonders in dem 
Falle, daß das Grundbuch durch den Tod des Berechtigten unrichtig 
geworden iſt, fo hat gerade der $ 22 GBO. der die Berichtigung 
des Buchs auf bloßen Nachweis der Unrichtigkeit verſtattet, ſeine 
ausgeſprochene Bedeutung. 

Iſt aber nach Reichsrecht eine Eintragung des Erben an Stelle 
des Erblaſſers als Grundſtückseigentümers ohne ſeine Zuſtimmung 
nicht möglich, ſo kann auch die Landesgeſetzgebung nicht ſich das 
Ziel ſtecken, dieſe Eintragung des Erben wider deſſen Willen herbei 
zuführen. Allerdings vermag das behördliche Erſuchen nach 8 39 
GBO. Bewilligung und Antrag der Beteiligten, die ſonſt nach 
formellem Grundbuchrecht zur Herbeiführung einer Eintragung erfordere 
lich ſind, zu erſetzen. Auch iſt dem Grundbuchrichter nicht die Prüfung 
zugeſtanden, ob nach den geſetzlichen Beſtimmungen die von der Behörde 
verlangte Eintragung begründet iſt und ob das Verfahren, auf welchem 
das Erſuchen beruht, ordnungsmäßig iſt (Fuchs Bd. 2 Grundbuchrecht 
Note 50 unter aa zu § 39 GBO.). Doch verbleibt dem Grundbuch- 
richter die Feſtellung, ob die Behörde zum Erſuchen um Eintragungen 
der gerade in Frage kommenden Art berechtigt iſt. Dieſe Zuſtändig⸗ 
keit muß aber dem Nachlaßgericht, wenn es um Eintragung der 
Erben aus eigener Machtvollkommenheit erſucht, verſagt werden, und 
der Grundbuchrichter hat dem Nachlaßgericht gegenüber die ſich für 
ihn aus 8 22 Abſ. 2 GBO. ergebenden Rechtsfolgerungen zu ziehen. 


Entſcheidungen. 
Aus der Rechtſprechung der Thüringiſchen Gerichte. 
Entſcheidungen des Oberlandesgerichts Jena. 
Herausgegeben von den Mitgliedern des Gerichtshofes. 
I. Reichsrecht. 
1. Bürgerliches Recht und Verfahren. 


1. Klage auf Unterlaſſung objektiv wahrheitswidriger 
Behauptungen, die Kredit, Erwerb oder Fortkommen 
des Klägers gefährden. 

Der Kläger, ein Baugewerksmeiſter, hatte eine große Villa gebaut, 
von der der Beklagte das unwahre Gerücht verbreitete, die Bauaus⸗ 
führung ſei ſo mangelhaft geweſen, daß ſchon ein Jahr nach der 
Vollendung der Putz von der Decke abgebröckelt und das ganze Haus 
mit Schwamm durchſetzt ſei. Der Kläger klagte auf Unterlaſſung 
ſolcher Aeußerungen. Das Landgericht wies die Klage ab, das 
Oberlandesgericht gab ihr dagegen ſtatt. Aus den Gründen: 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob die Aeußerungen, wie die 
Berufungsbegründung geltend macht, Beleidigungen des Klägers dar⸗ 
ſtellen. Sicher erſcheinen ſie geeignet, Nachteile für den Erwerb des 
Klägers herbeizuführen, und zwar nicht nur bei abſtrakter Betrachtung, 
ſondern gerade auch unter den vorliegenden Umſtänden. Es handelte 
ſich um einen größeren Bau für einen, wie gerichtsbekannt iſt, beſonders 
angeſehenen Auftraggeber. Wenn der Kläger einen ſolchen Auftrag 
ſo ſchlecht ausführte, wie behauptet wurde, ſo müßte ſich jedermann 
bedenken, ihm Bauarbeiten von Belang zu übertragen. 

Eine Klage auf Unterlaſſung geben ausdrücklich nur einige wenige 
Vorſchriften des geltenden Rechts, insbeſondere die in 88 1, 6, 8 
Unl WG. und in §§ 12, 862, 1004 BGB. Daß auch in den aus⸗ 
ſchließlichen Rechten, wie ſie namentlich die Geſetze zum Schutze des 
ſogenannten geiſtigen Eigentums anerkannt haben, die Befugnis zur 
Erhebung einer Klage auf Unterlaſſung enthalten iſt, entſpricht der 
gemeinen Meinung. Ob und unter welchen Vorausſetzungen darüber 
hinaus eine ſolche Klage erhoben werden kann, iſt beſtritten. Doch 
hat ſich die Anerkennung der Unterlaſſungsklage im Falle unerlaubten 
Verhaltens bei Beſorgnis feiner Wiederholung trotz der dagegen er. 
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hobenen theoretiſchen Bedenken (vergl. u. a. Dertmanı, DIz. 1904, 
616; Lehmann, Unterlaſſungspflicht S. 122 ff., Stephan, Unter⸗ 
laſſungsklage S. 140 ff.) in der Praxis der Gerichte wohl allgemein 
durchgeſetzt, wobei allerdings die Begründung nicht immer die gleiche 
iſt (vergl. RG. 48, 118, die im „Recht“ 1903, 79; 1904, 447; 
1906, 1195 mitgeteilten oberlandesgerichtlichen Entſcheidungen, ThürBl. 
55, 57). 

Hierbei iſt es aber nicht geblieben. Auch ohne daß die Voraus⸗ 
ſetzungen eines Schadenderſatzanſpruchs, insbeſondere ein Schaden 
auf Seiten des Betroffenen und ein Verſchulden auf Seiten des 
Täters vorliegen, wird die Unterlaſſungsklage zugeſtanden bei auch 
nur objektiv widerrechtlichen Angriffen auf die durch die § 823 ff 
BGB. geſchützten Rechtsgüter, ſofern nur weitere Angriffe zu beſorgen 
ſind (vergl. RG. 60, 6; 61. 366; JW. 1907 S. 48 und 505; 1908, 
133; OL Ggſpr. 2, 482; 5, 239; Recht 1906 S. 802 und 1260; 1907, 
378). Darunter werden insbeſondere auch Kundgebungen in Wort 
und Schrift verſtanden, die den Kredit oder den Erwerb eines anderen 
zu beeinträchtigen geeignet ſind. Sie werden je nachdem unter den 
Geſichtspunkt eines Eingriffs in den Gewerbebetrieb, der als beſonderes 
Recht im Sinne des § 823 Abſ. 1 BGB. angeſehen wird, bald unter 
den Geſichtspunkt eines ſolchen in das durch §S 824 BGB. geſchützte 
Rechtsgut des Kredits, Erwerbs und Fortkommens geſtellt (vergl. 
einerſeits JW. 1907, 505 und 1908, 133 ff., andrerſeits RG. 60, 6). 
In beiden Fällen bildet aber die bezeichnete Geſetzesſtelle lediglich einen 
Beweisgrund für die geſetzliche Anerkennung des betreffenden Lebens⸗ 
guts als Recht oder Rechtsgut, während als die eigentliche Grundlage 
für die Gewährung der Unterlaſſungsklage die Analogie aus den 
88 12, 862, 1004 BGB. bezeichnet wird (actio quasi negatoria). 

Der Senat ftellt fih auf den Boden dieſer Rechtſprechung und 
ſchließt ſich indbefondere den Erwägungen an, die in der reichsgericht⸗ 
lichen Entſcheidung 60, 6ff. angeſtellt find. 

Daß die analoge Anwendung der §§ 12, 862, 1004 BGB. auf 
Fälle der vorliegenden Art einem praktiſchen Bedürfnis entſpricht, lehrt 
die tägliche Erfahrung und wird auch von ihren Gegnern nicht 
verkannt. Der Schutz, den der $ 824 BGB. gewährt, iſt unzureichend. 
Es iſt eine widerſinnige Zumutung, daß der, deſſen geſchäftlicher Ruf 
durch unwahre Ausſtreuungen gefährdet wird, abwarten ſoll, bis ihm 
dadurch nachweislich ein Schaden entſtanden iſt, um dann mit einer 
Erſatzklage gegen einen vielleicht zahlungsunfähigen und unpfändbaren 
Gegner vorzugehen. Für das Schutzbedürfnis iſt es 8 völlig 
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gleichgültig, ob dieſer Gegner ſchuldvoll oder ſchuldlos handelt, und 
mit Recht weiſt das Reichsgericht darauf hin, daß es billig erſcheinen. 
mag, den ſchuldlos Handelnden mit der Schadenserſatzverpflichtung, 
zu verſchonen, nicht aber, auch die Möglichkeit eines richterlichen Ver⸗ 
bots weiterer Ausſtreuungen abzuſchneiden. Die Gefährlichkeit ſolcher 
Ausſtreuungen für den im Erwerbsleben ſtehenden und um ſeine 
wirtſchaftliche Exiſtenz ringenden Menſchen iſt ſo groß, daß ihm ein 
Mittel gegeben ſein muß, ihre Grundloſigkeit in einer Weiſe feſtſtellen 
zu laſſen, wie ſie nur das Prozeßverfahren gewährleiſtet. Das Korrektiv 
gegen Uebertreibungen beim Gebrauch des Mittels liegt in dem Er⸗ 
fordernis, daß „weitere Beeinträchtigungen zu beſorgen ſind“. 

Die Bedenken gegen die Analogie aus den §§ 12, 862, 1004 
BGB. bei Gewährung der Unterlaſſungsklage gegen die in 8 824 
BGB. bezeichneten Kundgebungen treffen den Fall bloß objektiver 
Widerrechtlichkeit nicht ſtärker als den ſchuldhaften Handelns. Sie 
laufen im Weſentlichen darauf hinaus, daß zwar eine analoge An⸗ 
wendung der Vorſchriften auf andere abſolute Rechte als diejenigen, 
für die ſie unmittelbar gegeben ſind, nicht beanſtandet wird, daß aber 
das in $ 824 BGB. geſchützte Lebensgut ein ſolches abſolutes Recht 
und überhaupt ein Recht nicht ſei. 

Indeſſen bedarf es ſchwerlich einer Stellungnahme zu der letzteren 
Frage, denn es iſt nicht abzuſehen, warum die Analogie bei den 
abſoluten Rechten, überhaupt bei den Rechten im Sinne der privat⸗ 
rechtlichen Theorie Halt machen müßte. Daß die Unterlaſſungsklage 
z. B. im Falle des § 1004 BGB. gerade um der Eigenſchaft des 
Eigentums als eines abſoluten Rechts oder überhaupt eines Rechts 
gegeben ſei, darf bezweifelt werden. Sie ſteht nicht gegen jeden zu, 
gegen den das abſolute Recht des Eigentums wirkt, ſondern nur gegen 
den, der in die Intereſſenſphäre des Eigentümers eingreift. Der 
Eingriff iſt es, der nach dem poſitiven Rechte, wie auch die Rechtslehre 
den Vorgang erklären möge, das Recht zur Klagerhebung erzeugt. 
Damit aber iſt die Rechtsähnlichkeit des Falles des 8 1004 BGB. 
mit den hier in Rede ſtehenden Fällen gegeben. Denn daß die durch, 
§ 824 BGB. geſchützten Intereſſen immerhin aus dem Bereich des 
rechtlich Indifferenten herausgehoben und mindeſtens ähnlich wie das 
Eigentum und andere Rechte zum Gegenſtand privatrechtlicher Fürſorge 
gemacht ſind, iſt unbeſtreitbar. Ob man ſie daher als Rechte oder 
nur als rechtlich geſchützte Intereſſen, als Rechtsgüter zu bezeichnen 
hat, iſt wenigſtens für die vorliegende Frage von nur theoretiſcher 
Bedeutung. Vergl. auch Enneccerus, Bürgerl. Recht (3) 1, 1172. 
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Danach iſt der Klaganſpruch als Abwehr gegen die wahrheits⸗ 
widrigen, den Erwerb des Klägers gefährdenden Behauptungen des 
Beklagten zuzulaſſen, auch wenn der Beklagte gutgläubig geweſen und 
ihm auch nicht vorzuwerfen iſt, daß er die Unwahrheit des von ihm 
Behaupteten hätte kennen müſſen. Die Beſorgnis weiterer Beein⸗ 
trächtigungen ergibt ſich daraus, daß der Beklagte trotz der ihm durch 
Z. gewordenen Mitteilung bei ſeinen Behauptungen blieb und ſich 
an die wirklich gehörte oder eingebildete H.ſche Aeußerung, wie ſein 
Vorhalt dieſem gegenüber erkennen läßt, förmlich klammerte. 

Urteil des 3. Zivilſenats vom 4. Januar 1909, 3 U 93/08 
(nach Gotha). 


2. Dem Konkurseröffnungsbeſchluß kommt abſolute 
Rechtskraft zu. Auch Dritte, die nicht zu ſeiner 
Anfechtung im Beſchwerdewege berechtigt waren, 
müſſen ihn trotz Mangels der Konfurdvoraud- 
ſetzungen gegen ſich gelten laſſen. Anwendung 
des § 29 BGB. auf Erwerbs- und Wirtſchaftsge⸗ 
noſſenſchaften, Befugnis des Regiſtergerichts zur 
Beſtellung eines Vorſtandes in dringenden Fällen. 
Zuläſſigkeit der Konkurseröffnung bei Vorhanden— 
ſein nur eines Gläubigers. Die Vorlegung der 
Vermögensüberſicht bildet kein formelles Erforder— 
nis der Konkurseröffnung. Der Konkursrichter 
braucht den Eintritt der Zahlungs unfähigkeit nicht 
nachzuprüfen. Nach Auflöſung einer eingetragenen 
Genoſſenſchaft m. b. H. bedarf es zur Eröffnung des 
Konkurſes nicht des Nachweiſes einer den vierten 
Teil aller Haftſummen überſteigenden Ueberſchul— 
dung. Rechtswirkſamkeit des Beſchluſſes über die 
Auflöſung der Genoſſenſchaft trotz Nichteintragung 
in das Genoſſenſchaftsregiſter. Unzuläſſigkeit der 
Konkurseröffnung nach Verteilung des Vermögens 
der Genoſſenſchaft. Die Verteilung iſt nicht be— 
endigt, wenn Erſatzanfprüche der Genoſſenſchaft 
beſtehen und für die Einziehung von Nachſchüſſen 
noch Raum iſt. Bedeutung der Genehmigung des 
Gläubigerausſchuſſes nach 8 133 Ziffer 2 KO. 
Können die auf rückſtändige Beiträge verklagten 
Genoſſen aus dem Mangel der Genehmigung eine 
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Einwendung gegen die Prozeßführung des Konkurs⸗ 
verwalters herleiten? Nach Auflöſung der Ge— 
noſſenſchaft durch den Konkurs beſchränkt ſich die 
Zahlungspflicht der Genoſſen auf rückſtändige Ein⸗ 
lagen. Verhältnis des Geſchäftsanteils zur Haft⸗ 
ſumme. Rückſtändige Einzahlungen auf den Ge⸗ 
ſchäfts anteil (Einlagen) kann der Konkursverwalter 

im ordentlichen Rechtsweg einfordern. Die Bei— 

ziehung von Nachſchüſſen erfolgt ausſchließlich im 

Umlageverfahren nach 8 105ff. GenG. 

Der Kläger, Verwalter im Konkurſe über das Vermögen des 
Konſumvereins E., e. G. m. b. H., forderte von den Beklagten als 
Mitgliedern des Konſumvereins Zahlung der auf den ſtatutariſchen 
Geſchäftsanteil von 50 M. noch nicht entrichteten Beträge. Die Be⸗ 
klagten beſtreiten die Klagbefugnis des Konkursverwalters, da es an 
den geſetzlichen Vorausſetzungen für die Konkurseröffnung gefehlt habe. 
Weiter machen fie geltend, daß infolge der Auflöſung der Genoſſen⸗ 
ſchaft durch die Konkurseröffnung höchſtens die Beiziehung rückſtändiger 
Einlagen zuläſſig ſei. Das Landgericht verwarf durch ſein am 31. März 
1908 verkündetes Urteil die Einwendungen und verurteilte die Beklagten 
nach dem Klagantrage. Das Berufungsgericht änderte ab mit folgen- 
der — zugleich den weiteren Sachverhalt klarſtellenden — Begründung: 

Die Beklagten wenden ſich zunächſt gegen die Zuläſſigkeit der 
Konkurseröffnung. Jedoch zu Unrecht. Dem Konkurseröffnungsbe⸗ 
ſchluſſe kommt formelle und materielle Rechtskraft zu. Etwaige Mängel 
in den Konkursvorausſetzungen werden mit der rechtskräftigen Er⸗ 
öffnung des Konkurſes geheilt. Eine Einſtellung des Verfahrens 
wegen fehlender Konkursvorausſetzungen iſt der KO. fremd (ſiehe nur 
88 202, 204 KO.) Freilich ſtand es den Beklagten nicht zu, die 
Eröffnung des Konkurſes im Wege der Beſchwerde anzufechten (§ 109 
KO.). Dieſer Umſtand vermag aber nicht zu rechtfertigen, daß ſie 
jetzt die Exiſtenzbedingungen des Konkurſes in Zweifel ziehen. Der 
Ausſchluß jeder Nachprüfung nach Erſchöpfung des Inſtanzenzuges 
oder unbenutztem Ablauf der Rechtsmittelfriſt iſt ein unabweisliches 
Poſtulat der Rechtsſicherheit. Das Konkursverfahren als General- 
exekution trifft einen im voraus nicht zu begrenzenden Kreis von 
Perſonen und Rechtsverhältniſſen. Dementſprechend kann ſich die 
Wirkung der Rechtskraft des Konkurseröffnungsbeſchluſſes nicht auf 
die unmittelbar Beteiligten beſchränken, ſondern muß eine abſolute 
ſein (Oetker, Konkursrecht, Grundbegriffe, 1, 83 ff.). 
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Aber auch im einzelnen entbehren die Einwendungen der Be⸗ 
gründung. So war es zuläſſig, daß das Regiſtergericht dem Konſum⸗ 
verein, der keinen Vorſtand hatte und erwählte, einen ſolchen nach 
829 BGB. beſtellte. Nach Art. 2 HGB. kommen in Handelsſachen 
die Vorſchriften des BGB. nur inſoweit zur Anwendung, als nicht 
im BGB. oder in deſſen Einführungsgeſetz ein anderes beſtimmt iſt 
Gemäß § 17 Abſ. 2 Gen. aber gilt die Genoſſenſchaft als Kaufmann 
im Sinne des HGB. und damit ihr Betrieb als Handelsgewerbe⸗ 
betrieb ($ 1 HGB.), ſoweit nicht das Genoſſenſchaftsgeſetz abweichende 
Vorſchriften enthält. Hieraus ergibtzſich mit rechtlicher Notwendigkeit, 
daß das BGB. ſubſidiäre Rechtsquelle für die Genoſſenſchaft iſt und 
dieſe daher in Ermangelung ſpezieller Normen den allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften der 88 25—53 BGB. unterliegt. Der enge Zuſammenhang 
zwiſchen GenG. und HGB. findet auch äußerlich darin einen Ausdruck, 
daß Art. 10 CG. z. HGB. eine Novelle zum GenG. enthält. Abge⸗ 
ſehen davon ſind die allgemeinen Vorſchriften des BGB. über Ver⸗ 
eine nicht nur auf die im HGB. ſpeziell geregelten Vereine zugeſchnitten. 
8 22 BGB. umfaßt auch die nach Maßgabe beſonderer Reichsgeſetze 
rechtsfähigen wirtſchaftlichen Vereine mit und läßt daher für die er- 
gänzende Anwendung der allgemeinen vereinsrechtlichen Normen des 
BGB. auch auf ſie Raum. Dem entſpricht auch die im Art. 163 
EG. z. BGB. getroffene Regelung, wonach für zur Zeit des Inkraft⸗ 
tretens des BGB. beſtehende juriſtiſche Perſonen von dieſer Zeit an 
die Vorſchriften der 88 25—53 BGB. gelten. Daß ſchließlich praktiſche 
Erwägungen für die Anwendung des 8 29 BGB. ſprechen, beweiſt 
der vorliegende Sachverhalt zur Genüge. Aus dieſen Gründen hat 
auch die herrſchende Meinung die Anwendbarkeit des 8 29 BGB. auf 
Genoſſenſchaften bejaht. (Pariſius-Crüger, Gen®. 6. Aufl. 
S. 137 IL, 1 [abw. 5 Aufl. S. 181 II. 1]; Bülow in der Monats⸗ 
ſchrift für Handelsrecht, 9. Jahrg. S. 273; v. Staudinger BGB. I, 
Bem. 2 zu § 29 S. 163, Bem. 2 S. 134; Oertmann⸗Gareis, 
BGB. I 84 Anm 8; Planck, 3. Aufl. S. 92 [abw. 1. Aufl. 
S. 78 I, 1]; Hölder, BGB. I 128, 1; Kohler, Lehrbuch des 
bürgerlichen Rechts, I 359 § 154 II; KG. in OL GRſpr. 4, 256 ff. 
[für die G. m. b. H.]; RG. 57, 95). 

Ferner bedarf es zur Eröffnung des Konkurſes nicht des Vor⸗ 
handenſeins mehrerer Gläubiger. Zuläſſig iſt der Konkurs vielmehr 
grundſätzlich auch dann, wenn dem Schuldner nur ein einziger Gläubiger 
gegenüberſteht. Und gerade für den Gläubiger einer eingetragenen 
Genoſſenſchaft wird die Zulaſſung des Konkurſes einem beſonderen 
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Bedürfnis begegnen, da er berechtigt iſt, zu verlangen, daß der 
zahlungsunfähigen Genoſſenſchaft durch die Geltendmachung der geſetz⸗ 
lichen Nachſchußpflicht ihrer Genoſſen neue Befriedigungsmittel zugeführt 
werden und der Anſpruch hierauf nur im Rahmen des Konkurſes ſich 
verwirklichen läßt. (RGSt. 39, 327; RG. 11, 40; Wilmows ki, 
KO. S. 330 Anm. 2; Sarwey⸗Boſſert, KO. S. 335 Anm. 3). 

Auch die Vorlegung der Vermögensüberſicht bildet kein formelles 
Erfordernis der Konkurseröffnung. § 104 KO. läßt die Nachlieferung 
zu, mit der ſich das Konkursgericht nach der Sachlage begnügen 
konnte. Weiter war es nicht verpflichtet, die materielle Richtigkeit der 
Behauptungen der Antragſteller, daß Zahlungsunfähigkeit und Ueber⸗ 
ſchuldung des Konſumvereins vorliege, zu prüfen. Es konnte annehmen, 
daß die Behauptungen den Tatſachen entſprachen. (Wilmowski, 
KO. S. 333 Anm. 4, S. 336 Anm. 6; Sarwey⸗Boſſert, KO. 
S. 104 Anm. 2 und 4). 

Des Nachweiſes einer den vierten Teilaller Haftſummen 
überſteigenden Ueberſchuldung (§ 140 GenG.) bedurfte es übrigens 
nicht. Denn die Genoſſenſchaft war durch Beſchluß der General⸗ 
verſammlung aufgelöſt; dieſe Auflöſung war auch trotz mangelnder 
Eintragung in das Genoſſenſchaftsregiſter rechtswirkſam (§ 78 Abſ. 2 
vergl. mit $ 16 Abſ. 4 GenG.; REF. 60, 414). Nach Auflöſung 
der Genoſſenſchaft aber iſt die Konkurseröffnung nicht von der quali⸗ 
fizierten Ueberſchuldung des § 140 GenG. abhängig ($ 98 Abſ. 1 
Gen G.). § 140 Gen. beruht auf dem Gedanken, daß die beſtehende 
Genoſſenſchaft in der Lage iſt, durch Erhöhung der Gefhäftsanteile 
oder der obligatoriſchen Einzahlungen eine Ueberſchuldung zu beſeitigen, 
— eine Möglichkeit, die mit der Auflöſung der Genoſſenſchaft wegfällt. 

Dagegen hängt die Zuläſſigkeit der Konkurseröffnung nach Auf⸗ 
löſung der Genoſſenſchaft allerdings davon ab, daß die Verteilung 
des Genoſſenſchaftsvermögens noch nicht vollzogen iſt. (§ 98 Abſ. 2 
GenG.) Dieſem Erfordernis iſt aber hier genügt. In der Begrün⸗ 
dung des Genoſſenſchaftsgeſetzes wird bemerkt, daß nach Verteilung 
des Vermögens der Konkursantrag abgewieſen werde, weil die Ge⸗ 
noſſenſchaft als Liquidationsfirma nicht mehr exiſtiere (Begr. S. 113). 
Von einer Beendigung der Liquidation im Sinne des Geſetzes kann 
nur die Rede ſein, wenn die Vollziehung der Liquidation mit den 
geſetzlichen Beſtimmungen im Einklang ſteht. Laſſen ſich die Liquida⸗ 
toren, wie im vorliegenden Falle, Pflichtverletzungen zu Schulden kommen 
(Unterlaſſung der Anmeldung und Veröffentlichung, der Aufforderung 
an die Gläubiger, der Abwickelung der Geſchäfte in 88 82, 84, 88, 90 
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GenG., § 60 der Statuten), ſo erwachſen daraus der Genoſſenſchaft 
Erſatzanſprüche ($ 89, 34 Gen.), und ſie beſitzt in dieſen ein Aktiv⸗ 
vermögen, mag auch die geſetzwidrige Liquidation tatſächlich zur Auf⸗ 
teilung des Vermögens geführt haben (Pariſius-Crüger S. 469 
Anm. 5; Birkenbihl⸗Maurer GenG. S. 350 Anm. 4; RG. 
in JW. 1906 S. 40 Nr. 52). Das Vermögen iſt daher noch nicht 
verteilt im Sinne des § 98 Abſ. 2 GenG. Für dieſe Annahme 
ſpricht auch der weitere Grund, daß infolge der Möglichkeit der Nachſchuß⸗ 
einforderung die Bereitſtellung weiterer Konkursaktiva noch ausführbar 
iſt. Anders, als bei der Aktiengeſellſchaft, iſt bei der eingetragenen 
Genoſſenſchaft nicht das Kapital der Träger der Rechtsperſönlichkeit, 
ſondern die Mitgliederſchaft in ihrer Geſamtheit. Nicht allein das 
Vereinsvermögen der Genoſſenſchaft dient den Gläubigern als Befrie⸗ 
digungsobjekt, ſondern auch das perſönliche Vermögen der Genoſſen, 
die in dem als Teil des Konkursverfahrens ausgebildeten Umlagever⸗ 
fahren (§8 105 ff. Gen G.) zu Nachſchüſſen herangezogen werden. 
Solange für die Einziehung von Nachſchüſſen noch Raum iſt, kann 
daher das zur Befriedigung der Genoſſenſchaftsgläubiger beſtimmte 
Vermögen der Genoſſenſchaft nicht als „verteilt“ gelten (Pariſius⸗ 
Crüger, S. 468/69 Anm. 5). 

Sonach ſind die ſämtlichen gegen die Eröffnung des Konkurs⸗ 


verfahrens gerichteten Einwendungen verfehlt. 


Die Beklagten beſtreiten ferner die Prozeßführungsbefugnis des 
Konkursverwalters, weil der nach § 108 GenG. obligatoriſche Gläubiger⸗ 
ausſchuß nicht beſtellt ſei, deſſen Genehmigung der Konkursverwalter 
nach § 133 Ziffer 2 KO. zur Klageerhebung einzuholen habe (ſiehe 
auch § 5 ZPO) Auch dieſe Rüge geht fehl. Sie überſieht die 
Vorſchrift des 8 136 KO., wonach die Gültigkeit einer Rechtshand⸗ 
lung des Verwalters dritten Perſonen gegenüber durch die Vorſchriften 
der 88 133—135 nicht berührt wird. Die Genoſſen haben aber 
die Stellung Dritter im Sinne dieſer Beſtimmung. Denn die 
§§ 133—135 KO. beziehen ſich nur auf das Verhältnis zwiſchen 
dem Konkursverwalter und dem Gläubigerausſchuß oder der Gläubiger⸗ 
verſammlung. Sie ſind „Kautelen für den inneren Geſchäftsgang“, 
wirken jedoch nicht nach außen. Nach außen iſt der Konkursver⸗ 
walter der geſetzliche Diſponent ohne Rückſicht darauf, ob der Dritte 
den Mangel der Genehmigung kennt oder nicht (Hahn, Mater. 
zur KO. 321, Jäger KO. S. 528 Anm. 1 zu § 136; Wilmowski 
KO. S. 381 Anm. 1). 
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Bedürfnis begegnen, da er berechtigt iſt, zu verlangen, daß der 
zahlungsunfähigen Genoſſenſchaft durch die Geltendmachung der geſetz⸗ 
lichen Nachſchußpflicht ihrer Genoſſen neue Befriedigungdmittel zugeführt 
werden und der Anſpruch hierauf nur im Rahmen des Konkurſes ſich 
verwirklichen läßt. (RGSt. 39, 327; RG. 11, 40; Wilmow ski, 
KO. S. 330 Anm. 2; Sarwey⸗Boſſert, KO. S. 335 Anm. 3). 

Auch die Vorlegung der Vermögensüberſicht bildet kein formelles 
Erfordernis der Konkurseröffnung. § 104 KO. läßt die Nachlieferung 
zu, mit der ſich das Konkursgericht nach der Sachlage begnügen 
konnte. Weiter war es nicht verpflichtet, die materielle Richtigkeit der 
Behauptungen der Antragſteller, daß Zahlungsunfähigkeit und Ueber⸗ 
ſchuldung des Konſumvereins vorliege, zu prüfen. Es konnte annehmen, 
daß die Behauptungen den Tatſachen entſprachen. (Wilmowski, 
KO. S. 333 Anm. 4, S. 336 Anm. 6; Sarwey⸗Boſſert, KO. 
S. 104 Anm. 2 und 4). 

Des Nachweiſes einer den vierten Teihaller Haftſummen 
überſteigenden Ueberſchuldung (§ 140 GenG.) bedurfte es übrigen? 
nicht. Denn die Genoſſenſchaft war durch Beſchluß der General⸗ 
verſammlung aufgelöſt; dieſe Auflöſung war auch trotz mangelnder 
Eintragung in das Genoſſenſchaftsregiſter rechtswirkſam (§ 78 Abſ. 2 
vergl. mit $ 16 Abi. 4 GenG.; RG. 60, 414). Nach Auflöfung 
der Genoſſenſchaft aber iſt die Konkurseröffnung nicht von der quali⸗ 
ſizierten Ueberſchuldung des § 140 GenG. abhängig (§ 98 Abſ. 1 
GenG.). 8 140 Gen®. beruht auf dem Gedanken, daß die beſtehende 
Genoſſenſchaft in der Lage iſt, durch Erhöhung der Geſchäftsanteile 
oder der obligatoriſchen Einzahlungen eine Ueberſchuldung zu beſeitigen, 
— eine Möglichkeit, die mit der Auflöſung der Genoſſenſchaft wegfällt. 

Dagegen hängt die Zuläſſigkeit der Konkurseröffnung nach Auf⸗ 
löſung der Genoſſenſchaft allerdings davon ab, daß die Verteilung 
des Genoſſenſchaftsvermögens noch nicht vollzogen iſt. (§ 98 Abſ. 2 
GenG.) Dieſem Erfordernis iſt aber hier genügt. In der Begrün⸗ 
dung des Genoſſenſchaftsgeſetzes wird bemerkt, daß nach Verteilung 
des Vermögens der Konfurdantrag abgewieſen werde, weil die Ger 
noſſenſchaft als Liquidationsfirma nicht mehr exiſtiere (Begr. S. 113). 
Von einer Beendigung der Liquidation im Sinne des Geſetzes kann 
nur die Rede ſein, wenn die Vollziehung der Liquidation mit den 
geſetzlichen Beſtimmungen im Einklang ſteht. Laſſen ſich die Liquida⸗ 
toren, wie im vorliegenden Falle, Pflichtverletzungen zu Schulden kommen 
(Unterlaſſung der Anmeldung und Veröffentlichung, der Aufforderung 
an die Gläubiger, der Abwickelung der Geſchäfte in 88 82, 84, 88, 90 
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GenG., § 60 der Statuten), fo erwachſen daraus der Genoſſenſchaft 
Erſatzanſprüche ($ 89, 34 GenG.), und ſie beſitzt in dieſen ein Aktiv⸗ 
vermögen, mag auch die geſetzwidrige Liquidation tatſächlich zur Auf⸗ 
teilung des Vermögens geführt haben (Pariſius-Crüger S. 469 
Anm. 5; Birkenbihl⸗Maurer GenG. S. 350 Anm. 4; RG. 
in JW. 1906 S. 40 Nr. 52). Das Vermögen iſt daher noch nicht 
verteilt im Sinne des § 98 Abſ. 2 GenG. Für dieſe Annahme 
ſpricht auch der weitere Grund, daß infolge der Möglichkeit der Nachſchuß⸗ 
einforderung die Bereitſtellung weiterer Konkursaktiva noch ausführbar 
iſt. Anders, als bei der Aktiengeſellſchaft, iſt bei der eingetragenen 
Genoſſenſchaft nicht das Kapital der Träger der Rechtsperſönlichkeit, 
ſondern die Mitgliederſchaft in ihrer Geſamtheit. Nicht allein das 
Vereinsvermögen der Genoſſenſchaft dient den Gläubigern als Befrie⸗ 
digungsobjekt, ſondern auch das perſönliche Vermögen der Genoſſen, 
die in dem als Teil des Konkursverfahrens ausgebildeten Umlagever⸗ 
fahren (§§ 105 ff. GenG.) zu Nachſchüſſen herangezogen werden. 
Solange für die Einziehung von Nachſchüſſen noch Raum iſt, kann 
daher das zur Befriedigung der Genoſſenſchaftsgläubiger beſtimmte 
Vermögen der Genoſſenſchaft nicht als „verteilt“ gelten (Pariſius⸗ 
Crüger, S. 468/69 Anm. 5). 

Sonach ſind die ſämtlichen gegen die Eröffnung des Konkurs⸗ 
verfahrens gerichteten Einwendungen verfehlt. 

Die Beklagten beſtreiten ferner die Prozeßführungsbefugnis des 
Konkursverwalters, weil der nach 8 108 Gen. obligatoriſche Gläubiger⸗ 
ausſchuß nicht beſtellt ſei, deſſen Genehmigung der Konkursverwalter 
nach § 133 Ziffer 2 KO. zur Klageerhebung einzuholen habe (ſiehe 
auch 8 5 ZPO) Auch dieſe Rüge geht fehl. Sie überſieht die 
Vorſchrift des 8 136 KO., wonach die Gültigkeit einer Rechtshand⸗ 
lung des Verwalters dritten Perſonen gegenüber durch die Vorſchriften 
der 88 133—135 nicht berührt wird. Die Genoſſen haben aber 
die Stellung Dritter im Sinne dieſer Beſtimmung. Denn die 
88 133 — 135 KO. beziehen ſich nur auf das Verhältnis zwiſchen 
dem Konkursverwalter und dem Gläubigerausſchuß oder der Gläubiger⸗ 
verſammlung. Sie ſind „Kautelen für den inneren Geſchäftsgang“, 
wirken jedoch nicht nach außen. Nach außen iſt der Konkursver⸗ 
walter der geſetzliche Diſponent ohne Rückſicht darauf, ob der Dritte 
den Mangel der Genehmigung kennt oder nicht (Hahn, Mater. 
zur KO. 321, Jäger KO. S. 528 Anm. 1 zu 8 136; Wilmow ski 
KO. S. 381 Anm. 1). 
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Begründet iſt dagegen der Einwand der Beklagten, daß ſich nach 
der mit dem Konkursfall eingetretenen Auflöſung der Genoſſenſchaft 
ihre Zahlungspflicht auf rückſtändige Einlagen beſchränke, während 
der bis dahin nicht fällig gewordene, noch ausſtehende Teil der Ge— 
ſchäftsanteile nicht von ihnen gefordert werden könne. Der Geſchäfts⸗ 
anteil iſt nach 8 7 Ziffer 2 Gen®. der Betrag, bis zu welchem ſich 
die einzelnen Genoſſen mit Einlagen beteiligen können. Das Statut 
muß die Einzahlungen auf den Geſchäftsanteil beſtimmen, zu denen 
jeder Genoſſe verpflichtet iſt. Sie müſſen bis zu einem Geſamt⸗ 
betrag von mindeſtens einem Zehnteile des Geſchäftsanteils nach 
Betrag und Zeit beſtimmt ſein. Entſprechend heißt es in § 43 
des Statuts: „Der Geſchäftsanteil jedes Mitglieds wird auf 50 M. 
feſtgeſetzt. Der Geſchäftsanteil kann ſogleich bei dem Eintritt voll 
eingezahlt werden und muß inkl. des Eintrittsgeldes mindeſtens 
3 M. betragen und nach und nach durch einzelne Einzahlungen 
ergänzt werden. In dem letzteren Falle müſſen mindeſtens 10 M. 
im Laufe von 6 Monaten nach dem erfolgten Eintritt eingezahlt 
werden.“ Sonach ſieht das Statut nur einen Fälligkeitstermin 
für den obligatoriſchen Betrag von 10 M. vor. Die Verpflichtung 
zu weiteren, dieſe Mindeſteinlage ergänzenden Einzahlungen iſt nur 
allgemein ausgeſprochen. 

Weitere Einzahlungen auszuſchreiben, wäre Sache der General- 
verſammlung geweſen ($ 50 Gen G.). Dieſe hat aber — nach der 
eigenen Behauptung des Klägers — nichts Derartiges beſchloſſen. 
Nach der Konkurseröffnung iſt die Befugnis der Generalverſammlung 
zur Einforderung von Einlagen überdies erloſchen. Denn wenn auch 
die Organe der Genoſſenſchaft im Konkurs grundſätzlich weiter fungieren 
(Jäger KO., Anm. 9 zu §§ 207, 208 S. 818, vergl. § 104 
GenG.), ſo verdrängt ſie doch der Konkursverwalter inſoweit, als 
er Zwangsvertreter des Gemeinſchuldners iſt, alſo für den ganzen 
Bereich der Verwaltung und Verwertung des Maſſevermögens (88 6, 
117 KO.). Aber auch dem Konkursverwalter iſt die rechtliche Möglich⸗ 
keit, weitere als die bereits fälligen Einlagen (je 10 M.) beizu⸗ 
ziehen, benommen. Die Verpflichtung der Genoſſen, Einzahlungen 
auf den Geſchäftsanteil zu leiſten, endet ſpäteſtens mit der Konkurs⸗ 
eröffnung. 

Mit dieſer erliſcht die Genoſſenſchaft nach ihrer produktiven 
Seite hin. Für neue Einzahlungen auf den Geſchäftsanteil, die doch 
dem produktiven Betrieb der Genoſſenſchaft dienen und zur Bildung 
von Betriebskapitalien führen ſollen, iſt daher nach der Konkurs⸗ 
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eröffnung kein Raum mehr. Höchſtens können früher ausgeſchriebene, 
aber erſt im Laufe des Konkursverfahren fällig werdende Einlagen 
beigezogen werden. Indes iſt auch dies ſtreitig. Einer Entſcheidung 
dieſer Frage bedarf es hier nicht. Denn unſtreitig iſt die Mindeſt⸗ 
einlage von je 10 M. gegenüber allen Beklagten ſchon vor der Konkurs⸗ 
eröffnung fällig geweſen. (Siehe Pariſius-Crüger S. 106, 
525 Anm. 1; Begr. des Gen G. S. 201; Jäger KO., Anm. 18 
zu 88 207, 208 S. 823; RG. 45, 155; JW. 1899 S. 305 15 ff.). 

Zu Unrecht beruft ſich der Kläger darauf, daß die Folge der hier 
vertretenen Anſicht eine ungleichmäßige Heranziehung der Genoſſen 
ſei. Dieſe Auffaſſung verquickt in unzuläſſiger Weiſe den Geſchäfts— 
anteil mit der Haftſumme. Der Geſchäftsanteil gehört weder ſelbſt 
zur Haftſumme, noch verſtärkt er ſie in dem Sinne, daß die auf die 
einzelnen Geſchäftsanteile noch nicht eingezahlten Beiträge der Haft⸗ 
ſumme der betreffenden Genoſſen hinzuzurechnen wären. Die Haft⸗ 
pflicht der Genoſſen wird durch die Haftſumme begrenzt und durch 
Heranziehung der Genoſſen zu den in der Regel nach Kopfteilen 
(S 105 Gen.) umgelegten Nachſchüſſen verwirklicht. Sie iſt nach 
Exiſtenz und Umfang ganz unabhängig davon, wie viel der noch 
ausſtehende Betrag der Geſchäftsanteile beträgt. (Vergl. Begr. zum 
GenG. S. 201.) Wollte man, der Anſicht des Klägers folgend, im 
Konkursfall die Beiziehung des Reſtes ſämtlicher Geſchäftsanteile ohne 
Rückſicht auf die Fälligkeit geſtatten, ſo würden dieſe Einlagenreſte 
die Funktion von Nachſchüſſen annehmen und damit einem Zwecke 
dienſtbar gemacht werden, zu dem ſie nicht beſtimmt ſind. Die Ein⸗ 
lagen bilden beſtimmungsgemäß das Betriebskapital (Vereinsvermögen), 
die Nachſchüſſe dagegen das Garantiekapital, das zur Realiſierung 
der Ausfallhaftung der Genoſſen den Gläubigern gegenüber dient. 
Die erſteren ſtellen eine Forderung der Genoſſenſchaft dar, die wie 
jede andere Forderung im ordentlichen Rechtswege geltend gemacht 
werden kann (vergl. Begr. zum GenG. S. 201), die letzteren find 
der Verfolgung im Ordinarverfahren entzogen und der Geltendmachung 
im ſogenannten Umlageverfahren (88 105 ff. GenG.), einem als Teil 
des Konkursverfahrens ausgebildeten, zwingend vorgeſchriebenen Feſt⸗ 
ſtellungs⸗ und Beitreibungsverfahren vorbehalten. (Vergl. JW. 1890 
S. 334°, 1900, S. 5679, OL GRſpr. I. 58, 307). 

Nach alledem kann von den Beklagten nur der auf die Mindeſt⸗ 
einlage von 10 M. noch rückſtändige Teil gefordert werden. 

Urteil des 2. Zivilſenats vom 24. November 1908, 2 U 81/08 
(nach Meiningen). 
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3. Enteignung nach dem altenburgiſchen Fluchtlinien- 

geſetz vom 25. November 1897. 

Ein im Jahre 1902 vom Miniſterium, Abteilung des Innern, 
genehmigter Fluchtlinienplan der Stadt. E. (S.⸗Altenburg) ſieht vor, 
daß von dem Grundſtücke des X ein Teil zur Anlegung einer öffent⸗ 
lichen Ortsſtraße Verwendung finden ſoll. 

Im Jahre 1905 haben nun die ſtädtiſchen Körperſchaften be⸗ 
ſchloſſen, die Straße auszubauen. Daraufhin hat der Stadtrat, ohne 
daß irgendeine amtliche Mitteilung oder Entſcheidung des Stadtrats 
oder einer anderen Behörde über den Ausſpruch der Enteignung an 
den Eigentümer X ergangen war, durch den Stadtbaumeiſter und die 
Bauarbeiter von jenem Teile des Grundſtücks des Beklagten Beſitz 
ergriffen und ihn zur Anlegung der Straße verwenden laſſen. 
Eine Entſchädigung erhielt der Eigentümer zunächſt nicht. Im Jahre 
1906 verlangte er eine Entſchädigung, ſie wurde ihm aber verweigert, 
weil ſein Grundſtück bebaut und deshalb anliegerbeitragspflichtig 
ſei. Er verlangte dann, daß die Gemeinde ihm 10 M. für das 
Quadratmeter zahle oder gemäß § 11 des ſogen. Fluchtliniengeſetzes 
vom 25. November 1897 den Antrag auf Einleitung des Abſchätzungs⸗ 
verfahrens beim Landratsamte ſtelle. Da keins von beiden geſchah, 
hat er Klage erhoben mit dem Antrage, die Gemeinde zu verurteilen, 
daß fie beim Landratsamte den Antrag ſtelle, das Abſchätzungs⸗ 
verfahren einzuleiten. 

Alsbald nach jener Klagerhebung begannen Vergleichs verhand⸗ 
lungen über die Abtretung und den dafür zu gewährenden Betrag. 
Ueber die mündlich angebrachten, nicht beurkundeten Forderungen des 
Eigentümers faßten die ſtädtiſchen Körperſchaften Beſchlüſſe. Der 
Inhalt der darüber in der üblichen Weiſe aufgenommenen Sitzungs⸗ 
protokolle wurde dann durch einen Ratsregiſtrator dem Eigentümer 
zu Protokoll bekanntgegeben; eine Annahmeerklärung des Eigen⸗ 
tümers iſt in dieſem Protokolle nicht mit beurkundet. Die Gemeinde 
behauptet, daß eine Einigung zuſtandegekommen ſei, der Eigentümer 
beſtreitet dies. 

Die Stadtgemeinde hat verſucht, die Berichtigung des Grund— 
buchs dadurch zu erreichen, daß ſie dem Grundbuchamte die Beſitz⸗ 
ergreifung mitteilte. Das Grundbuchamt hat aber die Berichtigung 
abgelehnt. Sodann hat die Stadtgemeinde verſucht, mit dem Eigen⸗ 
tümer einen gerichtlichen Kaufvertrag abzuſchließen und die Auflaſſung 
zu erlangen. Der Eigentümer hat ſich aber geweigert, zu der Bes 
urkundung und der Auflaſſung mitzuwirken. 
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Die Stadtgemeinde hat dann im Jahre 1907, noch ehe über 
jene Klage des Eigentümers entſchieden war, auch ſelbſt Klage erhoben. 
Sie begehrt damit in erſter Linie, den Beklagten zu verurteilen, zuzu⸗ 
ſtimmen, daß das Grund buch dahin berichtigt werde, daß die 
Gemeinde Eigentümerin des von ſeinem Grundſtücke zur Straße ge⸗ 
nommenen Stückes ſei. In zweiter Linie beantragt ſie, ihn zur 
Auflaſſung dieſes Grundſtücksteils zu verurteilen. 

Das Landgericht hat die Klage des Eigentümers zur Zeit abge⸗ 
wieſen, weil ſie erſt begründet ſein werde, wenn die Enteignung erfolgt 
ſei; die Klage der Stadtgemeinde aber hat es wegen Unzuläſſigkeit 
des Rechtswegs abgewieſen. 

In beiden Prozeſſen hat je die abgewieſene Partei Berufung eingelegt. 

Der Eigentümer beantragt: 
unter Aufhebung des angefochtenen Urteils: 

1) nach dem Klagantrage die Stadtgemeinde zu verurteilen, daß 
fie nach § 11 des Fluchtliniengeſetzes beim Landratsamte den Antrag 
auf Einleitung des Abſchätzungs verfahrens ſtelle; 

2) in zweiter Linie: die Stadgemeinde zu verurteilen, daß ſie 
beim Landratsamte den Antrag ſtelle, daß das Abſchätzungsver⸗ 
fahren „reſpektive das geſetzlich geordnete Enteignungsverfahren“ 
eingeleitet werde; 

3) in dritter Linie: die Beklagte zu verurteilen, dem Kläger den 
durch die Einverleibung der Teilfläche in den Straßenkörper ver⸗ 
urſachten Schaden zu erſetzen und zur Ermittelung dieſes Schadens 
die Einleitung des geſetzlich vorgeſchriebenen Enteignungsverfahrens 
reſp. Abſchätzungs verfahrens bei dem zuſtändigen Landratsamte zu 
R. zu beantragen oder eventuell 3500 M. oder nach ſachver⸗ 
ſtändigem Gutachten und richterlichem Ermeſſen mehr oder weniger 
als Entſchädigung zu zahlen. 

Die Stadtgemeinde dagegen beantragt mit ihrer Berufung, daß 
einem ihrer Klaganträge (Verurteilung zur Zuſtimmung zur Grundbuch⸗ 
berichtigung; Verurteilung zur Auflaſſung) ſtattgegeben werde. Die 
Stadtgemeinde vertritt folgende Rechtsauffaſſung: 

Wenn nicht überhaupt ſchon in der miniſteriellen Plangenehmigung 
die die Rechtsänderung ausſprechende endgültige Entſcheidung der 
zuſtändigen Behörde zu erblicken fei, fo daß nach § 49 des Altenb AG. 
z. BGB. bereits mit der öffentlichen Bekanntmachung der Genehmi— 
gung die Gemeinde Eigentümerin geworden ſei, ſo enthalte dieſe 
Plangenehmigung nach § 9 des Fluchtliniengeſetzes mindeſtens die 
Verleihung eines Aneignungsrechtes, des Rechtes, durch Beſitzer⸗ 
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greifung das Eigentum zu erwerben. Da ſie Beſitz ergriffen habe, 
ſei ſie Eigentümerin geworden, das Grundbuch, das noch den Be⸗ 
klagten als Eigentümer enthalte, entſpreche demnach nicht mehr der 
wahren Rechtslage, und der Beklagte ſei daher verpflichtet, zur Be⸗ 
richtigung des Grundbuchs ſeine Zuſtimmung zu geben. Nehme man 
aber dennoch an, daß die Gemeinde noch nicht Eigentümerin geworden 
ſei, ſo ſei aus der Plangenehmigung und weiter auch aus der zuſtande⸗ 
gekommenen Einigung für den Beklagten die Verbindlichkeit 
erwachſen, durch Auflaſſung das Eigentum an die Klägerin zu 
übertragen. Die Einigung bedürfe nicht der Form des § 313 BGB., 
da die Verpflichtung zur Uebertragung des Eigentums ſchon durch 
die Plangenehmigung begründet ſei, nicht erſt durch die Einigung 
begründet werde, dieſe vielmehr nur die Höhe der Entſchädigung zum 
Gegenſtande habe. 

Der Eigentümer meint dagegen: 

Die Gemeinde ſei noch nicht Eigentümerin. Erſt durch eine 
beſondere, den Anſpruch der Rechtsänderung enthaltende endgültige 
Entſcheidung (Enteignungserklärung) der zuſtändigen Enteignungs⸗ 
behörde könne ſie Eigentum erwerben. Eine ſolche Entſcheidung ſei 
bisher nicht ergangen, nicht einmal beantragt. Die Plangenehmigung 
bedeute nur die Prüfung der Zuläſſigkeit der geplanten Straßenanlagen 
und der dazu etwa erforderlichen Enteignungen, ſie verleihe nur das 
Enteignungsrecht, das heiße: das Recht, den erwähnten Enteignungs⸗ 
ausſpruch künftig zu beantragen, enthalte aber noch nicht ſelbſt dieſen 
Ausſpruch der Rechtsänderung. Das Enteignungsrecht gewähre aber 
auch keinen Anſpruch auf Auflaſſung, ſondern könne nur im Wege 
des verwaltungsrechtlichen Enteignungsverfahrens durchgeführt werden. 
Einen Anſpruch auf Auflaſſung könne die Gemeinde nur durch Rechts⸗ 
geſchäft erwerben; eine ſolches unterliege aber der Formvorſchrift des 
& 313 BGB.; eine fo beurkundete Vereinbarung liege jedoch hier 
nicht vor. | 

Es ſei aber auch unrichtig, mit dem Landgerichte anzunehmen, 
daß das Abſchätzungsverfahren erſt zuläſſig ſei, nachdem die Ent⸗ 
eignung durch Ausſpruch der Rechtsänderung vollzogen ſei. Im 
Gegenteil, dieſer Ausſpruch ſei überhaupt erſt nach Feſtſtellung und 
Zahlung der Entſchädigung zuläſſig. Man könne nicht annehmen, 
daß der Geſetzgeber den Widerſinn beſtimmt habe, daß erſt enteignet 
werde und dann, nachdem die Gemeinde Eigentümerin geworden ſei 
und kraft ihres Eigentumsrechts Gebäude niedergeriſſen, wertvolle 
Bäume und Einfriedigungen beſeitigt, fruchtbares Land in chauſſierte 
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oder gepflafterte Straße verwandelt habe, ein Abſchätzungsverfahren 
erſt hintennach ſtattzufinden brauche, bei dem die Sachverſtändigen das 
Gebäude oder Land dann gar nicht mehr im früheren Zuſtande zu 
ſchätzen in der Lage ſeien. — Es ſei aber auch nicht richtig, daß unter 
„Entziehen“ nur die Entziehung des Eigentumsrechts zu verſtehen ſei. 
Vielmehr begründe ſchon die Entziehung der Benutzungs- und Nutzungs⸗ 
möglichkeit den Anſpruch auf Entſchädigung. Für den Fall aber, daß 
eine vorherige Eigentumsentziehung notwendig ſein ſollte, ſei der zweite 
Antrag geſtellt. — Die ohne das geordnete Enteignungsverfahren vor⸗ 
genommene Beſitzentziehung ſei aber überhaupt verbotene Eigenmacht, 
alſo widerrechtlich, und begründe, da die Beklagte das Eigentum des 
Klägers gekannt habe oder doch habe kennen müſſen, einen Schaden®- 
erſatzanſpruch. Als Schadenderfag werde in erſter Linie die Herbei- 
führung der im geordneten Abſchätzungs verfahren feſtzuſtellenden Ent⸗ 
ſchädigung verlangt, im Falle der Ablehnung aber die im dritten An⸗ 
trage bezeichnete gerichtlich feſtzuſtellende Schadenserſatzzumme. 

Die Stadtgemeinde vertritt demgegenüber den Standpunkt: 

Das Abſchätzungsverfahren ſei ſie ſchon deswegen noch nicht ver⸗ 
pflichtet zu beantragen, weil es vorausſetze, daß die Entziehung des 
Eigentums erfolgt ſei; das ſei ja aber auch nach dem eigenen Stand— 
punkte des Klägers und nach dem Urteile des Landgerichts noch gar 
nicht der Fall. Zudem beſtimme § 17 des Wegebaugeſetzes, auf den 
der § 11 des Fluchtliniengeſetzes verweiſe, ausdrücklich, daß das Ab⸗ 
ſchätzungsverfahren erſt nach vollſtändiger Fertigſtellung der Straße 
ſtattzufinden brauche. — Vorausſetzung für das Abſchätzungsverfahren 
ſei aber weiter auch, daß nicht ſchon eine gütliche Einigung über die 
Höhe der Entſchädigung erfolgt ſei. Eine ſolche Einigung aber ſei 
hier zuſtande gekommen. Der Form des § 313 BGB. bedürfe fie 
ja nicht. 

Das Oberlandesgericht hat die Berufung der Stadtgemeinde zu⸗ 
rückgewieſen. Auf die Berufung des Eigentümers hat es die Stadt⸗ 
gemeinde verurteilt, bei der zuſtändigen Behörde den Antrag zu 
ſtellen, daß wegen der bei Anlegung der Straße dem Eigentümer 
tatſächlich entzogenen Fläche das Enteignungs⸗ und Ab⸗ 
ſchätzungs verfahren eingeleitet werde. 

Aus den Gründen 
der beiden Urteile iſt folgendes zuſammenzuſtellen: 

I. (Zum Berichtigungs verlangen). Durch welchen und weſſen 
Rechtsakt nach dem altenburgiſchen ſogenannten Fluchtliniengeſetze 
(Geſetz, betr. die Anlegung, Veränderung und Bebauung von Straßen 
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und Plätzen vom 25. November 1897, GS. 117) die Gemeinde 
das Eigentum an den zu Straßen und Plätzen beſtimmten Grund⸗ 
flächen erwirbt — von den Fällen des privatrechtlichen Erwerbs durch 
Auflaſſung mit Eintragung abgeſehen — ſpricht das Fluchtliniengeſetz 
allerdings nicht mit ausdrücklichen klaren Worten aus. Die Frage 
kann daher nur aus dem Zwecke der Aufſtellung von Fluchtlinienplänen 
und dem Zuſammenhange mit anderen Vorſchriften dieſes und anderer 
Geſetze beantwortet werden. 

1. (Zur Frage des unmittelbaren e 
erwerbs durch Plangenehmigung.) Hiernach iſt aber zu⸗ 
nächſt die von der Klägerin in erſter Linie geltend gemachte Aus⸗ 
legung zu verwerfen, daß die Plangenehmigung ſchon bewirke, daß 
die Gemeinde das Eigentum erwerbe. Der Zweck eines Fluchtlinien⸗ 
plans iſt keineswegs der, der Gemeinde alsbald das Grundeigentum 
an allem dem Areal zu verſchaffen, das in ihm als Verkehrsraum 
bezeichnet iſt. Die Gemeinde würde damit an dem ganzen projektierten 
Straßennetz ſchon Eigentum erwerben, ehe ſie es nur braucht, und 
müßte wegen dieſer Eigentumsentziehung ſchon alsbald nach der Plan⸗ 
genehmigung an die ſämtlichen vom Plane betroffenen Grundeigen⸗ 
tümer Entſchädigungen zahlen. Der Zweck beſteht vielmehr zunächſt 
nur darin, die Möglichkeit der Ausführung des Projekts rechtlich zu 
ſichern. Das wird ſchon dadurch erreicht, daß nunmehr nur noch 
„nach Maßgabe des Planes“ (§ 2 Fle G.) gebaut werden darf, alſo 
keine Bauten mehr auf dem künftigen Verkehrsraum errichtet werden 
dürfen und die Häuſer in der geplanten Baufluchtlinie zu ſtehen kommen 
müſſen. Das „Eigentum“ an den projektierten Straßenflächen braucht 
die Gemeinde zur Sicherung der künftigen Straßenanlegung alſo zu⸗ 
nächſt gar nicht, für ſie genügt das Recht, daß ſie künftig bei Bedarf, 
d. h. wenn es einmal zum Ausbau der Straße kommt, das Eigen⸗ 
tum erwerben kann. Bis zu dieſem Bedarfsfalle können noch Fahre 
zehnte ſeit der Plangenehmigung verſtreichen. So ſorgt der Flucht⸗ 
linienplan nicht lediglich für die Gegenwart, ſondern nicht zum wenigſten 
auch für die „Bedürfniſſe der Zukunft“ (§ 3 Fle G.). Gerade hierin 
unterſcheidet er ſich ſeinem Zweck nach von den rechtsähnlichen „Um⸗ 
legungsplänen“, deren ſich das landwirtſchaftliche Zuſammenlegungs⸗ 
verfahren und das ſtädtebaurechtliche Umlegungsverfahren bedienen. 
Sie wollen eine alsbaldige Rechtsänderung herbeiführen. Für das 
baurechtliche Umlegungs verfahren iſt das im Baugeſetze (1901 S. 21 
§ 65) ausdrücklich geſagt; für den landwirtſchaftlichen Umlegungsplan 
(beſtätigten Zuſammenlegungsrezeß) läßt ſich der Zweck alsbaldiger 
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Rechtsänderung ebenfalls zweifelsfrei aus dem Geſetze entnehmen (Zu⸗ 
ſammenlegG. 1889 S. 74 ff., 88 29, 33, 39 mit Altenb AG. 
zum BGB. § 49; AV. z. Zuſammenleg G. 1889 S. 99, § 43 Abſ. 8, 
9 in der Faſſung von 1900, S. 88). Gerade die baugeſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen über das Umlegungsverfahren laſſen zugleich mehrfach 
erkennen, daß der Fluchtlinienplangenehmigung nicht die Wirkung einer 
Eigentumserteilung (Enteignung) zukommen ſoll. Ein Fluchtlinienplan 
muß ja bereits genehmigt ſein, bevor ein Umlegungsverfahren zu Ende 
geführt werden darf (§ 64 des BauG.). Würde nun der Fluchtlinien⸗ 
plan ſchon das Eigentum an den darin zu den künftigen Straßen 
beſtimmten Flächen der Gemeinde zugeteilt haben, ſo ſtände damit die 
Beſtimmung. wonach das künftige Straßenland, bis es dereinſt zur. 
Anlegung der Straßen Verwendung findet, einſtweilen wieder den am 
Umlegungsgelände beteiligten Privateigentümern zugeteilt werden ſoll, 
(8 62 Abſ. 4) in Widerſpruch, ja fie würde dann im Hinblick auf 
§ 62 Abſ. 2 Satz 3 auch überflüſſig und gegenſtandslos ſein. Das 
iſt ein deutlicher Fingerzeig dafür, daß die altenburgiſche Geſetzgebung 
nicht annimmt, der Fluchtlinienplan habe bereits das Eigentum am 
geplanten Straßenland der Gemeinde zugeteilt. — Dieſe Auffaſſung 
zeigt ſich auch darin, daß ſich das Umlegungsplanverfahren zwar im 
allgemeinen nach denſelben Beſtimmungen richten ſoll, die für das 
Fluchtlinienfeſtſtellungsverfahren gegeben find (§S 63 des BauG. ver- 
weiſt auf 88 3—8 und 10—11 des FleG.), daß aber für die Wirkung 
der Planfeſtſtellung im Umlegungsverfahren ſtatt des § 9 des FILES. 
eine beſondere Vorſchrift (der erwähnte 8 65 BauG.) gegeben iſt, die 
deutlich von einer alsbaldigen dinglichen Rechtsveränderung ſpricht. 
Der § 9 des Fle G. dagegen zeigt eine ganz andere Faſſung. Er 
ſagt nicht „. .. erlangt die Gemeinde das Eigentumsrecht“, ſondern 
„. . . erlangt die Gemeinde das Recht, die Grundflächen dem Eigen⸗ 
tümer zu entziehen“. Hier wird alſo erſt noch eine weitere Handlung 
vorausgeſetzt. Dies erkennt auch die Begründung an, wenn ſie ſagt: 
„Die Entziehung ... kann fofort nach der Genehmigung durchgeführt 
werden“ (Ldſch Mitt. 1895/97 II. 19 zu § 9); denn es bedarf da⸗ 
nach eben immer noch einer „Durchführung“. So ſpricht auch § 55 
des BauG. für die Dörfer (1901 S. 44), wiewohl es den § 9 des 
Flè G. für anwendbar erklärt, noch davon, daß ſich „zur Ausführung“ 
des Fluchtlinienplanes die zwangsweiſe Enteignung notwendig macht. 
— Weiter ſpricht auch noch der § 16 des Fl G. dagegen, daß dieſes 
Geſetz eine alsbaldige Eigentumsverleihung durch Plangenehmigung. 
im Auge haben kann. Denn wenn die in einem genehmigten Plane 
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vorgeſehenen Straßen verlegt oder ganz wieder aufgehoben werden, 
ſo hätte ja die Gemeinde das im urſprünglichen Plane beſtimmte 
Straßengelände nun zwecklos zum Eigentum erworben und müßte 
nun ſehen, wie ſie es ohne Schaden wieder losſchlagen könnte. Die 
Entſchädigung hätte fie ja ſchon wegen der in der erſten Plans 
genehmigung liegenden Enteignung zu zahlen gehabt. 

Auch das E.er Ortsſtatut zur Ausführung des Fluchtlinien⸗ 
geſetzes nimmt im Anſchluß an das vom Miniſterium dafür aufgeſtellte 
Muſterſtatut an, daß durch den Fluchtlinienplan die Gemeinde noch nicht 
Eigentum erworben hat. Denn ſonſt könnte es bei Bauten an unfertigen 
Straßen nicht erſt noch als Bedingung der ausnahmsweiſen Bauerlaubnid 
(Anbaugenehmigung der Gemeinde) die aufſtellen, daß der Bauende das 
Straßenareal an die Gemeinde „zu Eigentum überweiſt“ (§ 3 Nr. 1). 

Ein Ausſpruch der dinglichen Rechtsänderung ſelbſt iſt in der Plan⸗ 
genehmigung auch nicht etwa deshalb enthalten, weil dieſe vom 
Miniſterium, Abteilung des Innern, erteilt wird. Dieſe miniſterielle Ge⸗ 
nehmigung hat vielmehr keine enteignungsrechtliche Bedeutung, ſondern 
nur ober polizeiliche und aufſichtsbehördliche. Sie ſoll keine andere 
Bedeutung haben als in dem bis zum FleG. in Geltung geweſenen 
Rechte (Begründung zu § 8, LdſchMitt. 1895/97, II. 18). Daß 
es in Preußen einer ſolchen Genehmigung nicht bedarf, beweiſt nichts 
gegen dieſe Auffaſſung der Genehmigung nach altenburgiſchem Geſetz. 
Eine ſolche Genehmigung iſt vielmehr auch in anderen Staaten vor- 
geſchrieben, ohne daß dies eine enteignungsrechtliche Bedeutung hätte; 
vielmehr wird in dieſen Staaten das Enteignungsrecht zur Aus⸗ 
führung des genehmigien Planes erſt noch durch beſondere weitere 
Miniſterialentſcheidung verliehen (Sachſen 1868 S. 332 8 6 miniſte⸗ 
rielle Genehmigung des Bauplanes, § 4 miniſterielle Genehmigung 
des Enteignungsſtatuts, jetzt Allg. Baugeſetz 1900 S. 381, 8 25 
miniſterielle Genehmigung des⸗Bebauungsplanes, 88 67, 69 miniſte⸗ 
rielle Erteilung der Enteignun gsbefugnis, § 73 Vollziehung der Ent⸗ 
eignung durch eine von der Gemeindebehörde verſchiedene Enteignungs⸗ 
behörde; Weimar 1869 S. 214, 8 4 Abſ. 2 landesherrliche Ge⸗ 
nehmigung des Bebauungsplanes, Abſ. 4 Erteilung des Expropria⸗ 
tionsrechts zur Ausführung des genehmigten Planes; ähnlich Reuß j. L. 
1907 S. 35, § 10 Genehmigung des Bebauungsplanes durch die 
Gemeindeaufſichtsbehörde, § 32 Abſ. 2 beſondere miniſterielle Ge⸗ 
nehmigung zur Enteignung von bebautem Grund und Boden). 

Alles dies zeigt, daß von einem eee durch Plan⸗ 
genehmigung keine Rede ſein kann. 
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2. (Vollziehung der Enteignung.) Es bedarf alſo noch 
einer beſonderen Durchführung der Entziehung. Es fragt ſich nur, 
was man ſich hierunter zu denken hat. Zutreffend hat das Land— 
gericht ausgeführt, daß „Entziehung“ ein dem Enteignungsrecht an⸗ 
gehörender techniſcher Ausdruck iſt, der — im Gegenſatz zu bloßer „Be⸗ 
ſchränkung“ des Eigentums — die völlige Aufhebung des Eigentums, 
nicht etwa bloß die Beſitzentziehung bedeutet. Das ergibt auch der 
§ 20, der von „Entziehung von Grundeigentum“ ſpricht. So wird 
ferner das Wort „entziehen“ in den enteignungsrechtlichen altenburgiſchen 
Vorſchriften gebraucht; insbeſondere iſt in S 49 AG. zum BGB. die 
Rede von den Fällen, in denen „auf Grund geſetzlicher Vorſchrift das 
Eigentum an einem Grundſtücke entzogen“ wird, und dieſer Para⸗ 
graph trägt die Ueberſchrift „Enteignung“. Die Begründung dazu 
aber führt ausdrücklich gerade auch „die Enteignungen auf Grund 
des Fluchtliniengeſetzes“ unter den Fällen auf, „für die der § 49 
gelten“ fol (Ldſch Mitt. 1898/1900, IL, 251 zu Art. 17 § 1). 

Auch der ſchon erwähnte § 55 des BauG. für die Dörfer ge⸗ 
braucht den Ausdruck „zwangsweiſe Enteignung“ offenbar im Hin- 
blick auf den vorher angezogenen § 9 des FleGG. und als gleich⸗ 
bedeutend mit der im nächſten Satze des § 55 behandelten „Entziehung 
von Grundeigentum“. 

Daß man auch ſchon beim Erlaſſe des Fluchtliniengeſetzes die 
Entziehung im Sinne von Enteignung gemeint hat, beweiſt die Be- 
merkung in der Begründung zu § I Fle G.: 

„Die Wirkung des genehmigten Plans beſteht in der Ver— 
leihung des Enteignungsrechtes, ſoweit ſolches für den 
vorliegenden Zweck erforderlich iſt.“ 

Das ſteht im Einklange mit dem preußiſchen Vorbilde. Denn 
§ 11 Satz 2 des preußiſchen Fluchtliniengeſetzes bedient ſich genau 
derſelben Ausdrücke, wie 8 9 des altenburgiſchen; er ſagt: 

„. . erhält die Gemeinde das Recht, die durch die 
feſtgeſetzten Straßenfluchtlinien für Straßen und Plätze beſtimmte 
Grundfläche den Eigentümern zu entziehen“. 

Aus § 14 des preußiſchen Fluchtliniengeſetzes ergibt ſich aber klar, 
daß unter dieſem „Recht, zu entziehen“ zu verſtehen iſt das Recht, 
das Enteignungs verfahren zu betreiben, nicht etwa das 
Recht zu rein körperlich⸗tatſächlicher Beſitzwegnahme. Nicht durch 
ſolche Wegnahme, ſondern durch einen Enteignungsbeſchluß der Ent- 
eignungsbehörde (Bezirksausſchuß) wird die Entziehung vollzogen und 
das Eigentum erworben. Bei der wörtlichen Uebereinſtimmung der 
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altenburgiſchen mit der preußiſchen Geſetzesbeſtimmung und bei der 
ausdrücklichen Erläuterung in den Motiven als „Verleihung des Ent⸗ 
eignungsrechtes“ kann nicht angenommen werden, daß das alten⸗ 
burgiſche Geſetz mit der Verleihung des Entziehungsrechts etwas 
anderes als die Verleihung des Enteignung rechtes meint. Das ent⸗ 
ſpricht zudem nicht nur der preußiſchen, ſondern auch der Geſetzgebung 
anderer deutſcher Staaten. Nach allgemeinem deutſchen (nicht bloß 
ſpeziell preußiſchem) Recht verſteht man aber unter Verleihung des 
Enteignungsrechts, daß „damit der Unternehmer die verwaltungs⸗ 
rechtliche (öffentlich⸗rechtliche) Befugnis erlangt, von dem dazu ein⸗ 
geſetzten Organ des Staates die Verleihung des Eigentums an den 
für das Unternehmen benötigten Grundſtücken zu beanſpruchen“ 
(RGZ. 61, 108, ebenſo für Preußen RGZ. 69, 71; Stobbe⸗ 
Lehmann? II 1, § 121 bei Note 26 S. 513; Gierke, DPrivf. 
(05) 8 128 V bei Noten 55—57 S. 477). 

Es fehlt nun in dem altenburgiſchen Fluchtliniengeſetz und in 
ſeiner Begründung an jedem Anhalte dafür, daß der altenburgiſche 
Geſetzgeber mit dem herübergenommenen Ausdrucke „entziehen“ und 
mit den erläuternden Worten „Verleihung des Enteignungsrechtes“ 
einen anderen Sinn verbunden haben ſollte, als gemeinhin in Deutſch⸗ 
land in Geſetzgebung, Rechtſprechung und Wiſſenſchaft darunter ver⸗ 
ſtanden wird. Eine ſolche völlig abweichende Bedeutung dieſer rechts— 
techniſchen Ausdrücke hätte er hervorheben müſſen. Insbeſondere 
kann ein ſolcher Schluß auch nicht etwa daraus gezogen werden, daß 
das Fluchtliniengeſetz die Art und Weiſe und den Zeitpunkt der Eigen⸗ 
tumsentziehung, des Aktes, durch den ſich die dingliche Rechtsände⸗ 
rung zwangsweiſe vollzieht, mit Stillſchweigen übergeht und 
lediglich inſoweit das Verfahren regelt, als es der Feſtſtellung der Ent⸗ 
ſchädigung dient. Denn gerade die nur modifizierende Faſſung des 
§ 11 erweckt nicht den Anſchein einer Abſicht, zu kodifizieren. Es 
muß alſo angenommen werden, daß die Verfolgung des verliehenen 
Eigentumsrechtes fi) nach den allgemeinen Vorſchriften der Verfaſſung 
und ſonſtigen Geſetze und des gemeinen deutſchen Enteignungsrechtes zu 
richten hat. Alle dieſe aber kennen keine Enteignung durch bloße eigen⸗ 
mächtige Beſitzergreifung, ſondern ſehen die Entſcheidung einer Ver⸗ 
waltungsbehörde vor. (Gierke, DPrivR. 1905, 8 128 V 3, X, 
S. 477, 492). In dieſem Verfahren hat, ſelbſt wo dies früher nicht 
ſo geregelt geweſen wäre, ſeit 1900 nach der allgemeinen Vorſchrift 
des § 49 AG. z. BGB. die zuſtändige Behörde eine „Entſcheidung“ 
zu erlaſſen, die „die Rechtsveränderung ausſpricht“, alſo eine Enteig⸗ 
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nungserklärung. Sobald dieſe unanfechtbar wird, tritt die Rechts⸗ 
änderung ein, erwirbt alſo die Gemeinde das Eigentum. Gleichzeitig 
erwächſt für die Behörde, die die Enteignung ausgeſprochen hat, die Auf⸗ 
gabe, um die Berichtigung des Grundbuchs zu erſuchen (89 AG. z. GBO.). 

Daß in Sachſen⸗Altenburg nach § 49 und in Reuß ä. L. nach 
dem übereinſtimmenden $ 71 AG. z. BGB. das Eigentum in Ent⸗ 
eignungsfällen nicht mehr, wie vielleicht früher, mit der Feſtſtellung 
des Gegenſtandes der Enteignung, ſondern, wie in den meiſten 
modernen Enteignungsgeſetzen, durch einen außer der Objektsfeſtſtel⸗ 
lung und der Entſchädigungsfeſtſtellung noch beſonders ergehenden 
Ausſpruch der Enteignung erworben wird, iſt auch die Auffaſſung 
von Gierke, DPrivR. 1905 S. 500, 501 Anm. 167, 173. 

Der § 49 will, wie auch feine Begründung ergibt, den Grundſatz 
des früheren Grundſtücksrechts, wonach ein Eigentumserwerb, auch 
wenn er kein rechtsgeſchäftlicher war (Zuſchlag nebſt nach Zahlung 
nachfolgender Adjudikation; Enteignung; vielleicht ſogar Erbgang) nur 
durch Eintragung ins Grundbuch erworben werden konnte (§8 2, 4 des 
Grund⸗ und Hypothekenbücher⸗Geſetzes 1852, S. 133; § 1 V. 
dazu 1855 S. 103), einen Grundſatz, der wegen Artikel 109 EG. 
z. BGB. für die Fälle der Enteignung beſtehen geblieben wäre, be⸗ 
ſeitigen und dafür einen außergrundbuchlichen Rechtserwerb ſetzen. 
Damit iſt aber nicht geſagt, daß dadurch allenthalben der den Gegen⸗ 
ſtand der Enteignung feſtſetzende Beſchluß ſchon die Bedeutung der 
die Rechtsänderung ausſprechenden und bewirkenden Entſcheidung er⸗ 
halten ſollte. Nur das Erfordernis der Eintragung ſoll beſeitigt, der 
Rechtserwerb aber jedenfalls nicht in einen früheren Zeitpunkt zurück⸗ 
verlegt werden, als in den, in welchem man nach bisherigem Rechte 
ein Recht (Titel) auf die Eintragung erlangt hatte. Bei den Ent⸗ 
eignungen nach den Eiſenbahnmandaten mag dies mit dem Zeitpunkte 
der Gegenſtandsfeſtſtellung (und Entſchädigungsfeſtſtellung) zuſammen⸗ 
fallen (1863 Mand. § 7 Abſ. 3 Inſtr. 8$ 16, 19, 21). So iſt die 
Rechtslage aber nicht bei allen Arten von Enteignungsverfahren. 

Insbeſondere hat alſo für die waſſerrechtliche Enteignung der 
§ 49 AG. z. BGB. nicht etwa die Bedeutung, daß der Eigentums⸗ 
erwerb ſchon mit der rechtskräftigen Feſtſtellung der Zuläſſigkeit und 
des Umfangs (Gegenſtands) des Zwangsrechts nach $ 158 GW., 
alſo vor der Feſtſetzung ($ 170) und Zahlung (88 149, 176) der 
Entſchädigung eintrete, ſondern es bleibt bei dem das waſſergeſetzliche 
Enteignungsrecht beherrſchenden Grundſatz der vorgängigen Ent⸗ 


ſchädigung (88 149, 176). Es muß deshalb angenommen werden, 


— 16 — 


daß, ſobald die Vorausſetzungen vorliegen, bei deren Eintritt früher 
die Eintragung zu erfolgen hatte, — Gegenſtandsfeſtſtellung, Ent⸗ 
ſchädigungsfeſtſtellung, Entſchädigungszahlung — (§ 176), nunmehr 
ein die Enteignung vollziehender, die Rechtsveränderung ausſprechender 
beſonderer Beſchluß der Enteignungsbehörde zu erlaſſen iſt, ſo daß das 
Verfahren ſich nunmehr ganz in derſelben Reihenfolge und in denſelben 
Hauptakten bewegt, wie das preußiſche Enteignungsverfahren (Planfeſt⸗ 
ſtellung, Entſchädigungsfeſtſtellung, Zahlung, Enteignungsbeſchluß). — 
So kann der § 49 AG. z. BGB. aber auch bei den fluchtlinien⸗ 
geſetzlichen Enteignungen nicht die Bedeutung haben, den Eigentums⸗ 
erwerb auf einen Zeitpunkt zurückzuverlegen, der weit früher läge als 
derjenige, zu dem nach dem Rechte vor 1900 die damals konſtitutive 
Eintragung herbeigeführt wurde. Dieſe ſollte ſicherlich nicht ſchon in 
vollem Umfange des Plans ſofort nach der Plangenehmigung, ſondern 
je erſt im Bedarfsfalle, wenn der Gemeinde es beliebte, geſchehen. 
Der Sinn der Fluchtlinienplangenehmigung iſt eben, wie oben aus⸗ 
geführt, nicht der, durch oder ohne Grundbucheintragung eine als⸗ 
baldige dingliche Rechtsänderung herbeizuführen, ſondern für die 
Zukunft nach Bedarf deren dereinſtige Herbeiführung zu geſtatten. 
Die Plangenehmigung kann aber auch nicht etwa ſo aufgefaßt 
werden, daß in ihr ſchon eine „endgültige“ (unanfechtbare) „Ent⸗ 
ſcheidung der zuſtändigen Behörde“ läge, die die dingliche „Rechts⸗ 
änderung“ zwar nicht unbedingt, aber doch unmittelbar ſelbſt 
ſchon jetzt „ausſpräche“, wenn auch unter der Poteſtativbe⸗ 
dingung, daß die Gemeinde den Entziehungswillen erkläre. Eine 
ſolche Auffaſſung ſetzte ſich in Widerſpruch mit der in der Begründung 
gegebenen Erläuterung, daß es ſich nur um die Verleihung des Rechtes 
zur Enteignung handele. Sie müßte auch zu Ergebniſſen in bezug 
auf die Grundbuchberichtigung führen, die nicht gewollt ſein können. 
Faßte man nämlich in dieſer Weiſe das plangenehmigende Miniſterium 
ſchon als zuſtändige Behörde im Sinne des § 49 AG. z. BGB. 
auf — denn die enteignungsberechtigte Gemeinde, in deren Perſon 
ſich nur die Poteſtativbedingung der Miniſterialentſcheidung erfüllt, 
wird dadurch noch nicht zum Organ für die ſtaatliche Entſcheidung 
über die Rechtsveränderung — ſo wäre es auch zugleich die zuſtändige 
Behörde im Sinne des § 9 AG. z. GBO. Beide Paragraphen haben 
offenſichtlich dieſelbe Behörde im Auge. Das Miniſterium müßte 
alſo nicht nur ſchon bei Einleitung des Fluchtlinienplanaufſtellungs⸗ 
verfahrens die Vormerkung nach § 9 Abſ. 1 AG. z. GBO. einzutragen 
erſuchen, ſondern auch alsbald nach der Plangenehmigung „nach 
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Maßgabe des Inhalts ſeiner in dem Verfahren ergangenen, wenn auch 
bedingten, ſo doch bereits unanfechtbaren (endgültigen) Entſcheidung“ 
das Grundbuch berichtigen laſſen, alſo die bedingte Rechtsänderung 
einzutragen erſuchen (8 9 Abſ. 2). Daß aber § 7 AG. z. GBO. 
nicht eine ſolche ganz regelwidrige (BGB. § 925 Abſ. 2) bedingte 
Eigentumdeintragung, ſondern nur die unbedingte Entziehung im 
Auge hat, kann nicht zweifelhaft ſein. Demgemäß muß er aber auch 
unter der endgültig gewordenen Entſcheidung, nach deren Inhalt die 
Entziehung berichtigungsweiſe eingetragen werden ſoll, eine die Rechts⸗ 
veränderung un bedingt ausſprechende Entſcheidung meinen, alſo eine 
andere als die Plangenehmigung. Eine ſolche bedingte Eintragung 
wäre nutzlos und im Hinblick auf die ſchon eingetragene Vormerkung 
überflüſſig; auch müßte das Grundbuch nach Eintritt der Bedingung 
immer noch durch eine unbedingte Eintragung bereinigt werden, die 
aber zu ihrer Grundlage eine unbedingte, den Wegfall der Bedingung 
feſtſtellende Entſcheidung erforderte. Es muß deshalb auch bei den 
fluchtlinienrechtlichen Enteignungen die in 8 49 AG. z. BGB. voraus⸗ 
geſetzte Entſcheidung, die die Rechtsänderung nunmehr (unbedingt) 
ausſpricht, noch beſonders erlaſſen werden. Eine ſolche beſondere Ent⸗ 
eignungserklärung entſpricht auch allein dem Sinn des § 49; wenn 
er an die Stelle der konſtitutiven Grundbucheintragung eine außer: 
bücherliche Tatſache ſetzt, ſo will er ſicher einen nicht minder wie die 
vorbehaltloſe Bucheintragung markanten Akt vorſchreiben, der mit 
der für das Immobiliarrecht erforderlichen Klarheit die Rechtsver⸗ 
änderung ausdrücklich und ohne ſie noch von anderen Umſtänden, 
als dem Eintritte der Rechtskraft der Entſcheidung ſelbſt, abhängig 
zu machen, ausſpricht. 

Eine ſolche beſondere neueſte Entſcheidung wird auch ſchon deshalb 
ſelten zu entbehren ſein, weil der Inhalt des Bebauungsplans und des 
Genehmigungsvermerks kaum eine genügende Unterlage für die Ein⸗ 
tragung im Grundbuche bilden kann. Einmal bietet er keine Gewähr, 
daß ſein Inhalt noch nach Jahren richtig iſt, die Flurſtücke können 
infolge von Verſchmelzung, Zerteilung, Grenzverſchiebung uſw. ſich 
geändert haben; dann: die Eigentümer und Flächengehalte der zur 
Straße zu ziehenden Flächen ſind in ihm nicht angegeben; Vermeſſungs⸗ 
regiſter dieſes Inhalts (wie in Preußen, Vorſchriften vom 28. Mai 
1876 MEI. 131 § 11 Nr. 2) werden ja dem Fluchtlinienplane nicht 
von vornherein beigefügt (Erlaß v. 13. Juli 95, MR III 3581/95, unter 
2, A, f.). Endlich: Zur Eintragung der Enteignung von Parzellen⸗ 
teilen bedarf es einer beſonderen geometriſchen Zeichnung (§S 7 AV. 
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z. GBO.), und dieſe wieder bedarf der Erwähnung (Bezugnahme) 
in der die Rechtsänderung ausſprechenden Entſcheidung, um für die 
Grundbuchberichtigung als Eintragungdunterlage und als Beweis 
darfür berückſichtigt werden zu können, daß ſie einerſeits mit dem das 
Enteignungsrecht verleihenden Fluchtlinienplan und andererſeits mit 
deſſen durch Abſteckung oder Abrainung erſt verwirklichter Ueber⸗ 
tragung vom Papier in die Natur übereinſtimmt. Denn es muß als 
ſelbſtverſtändlich unterſtellt werden dürfen, daß auch die Geſetzgebung 
des öffentlichen Rechts da, wo ſie in das Privatrecht eingreift und 
wie ein Rechtsgeſchäft Privateigentum an Grundſtücken gibt und 
nimmt, dem Privatrechtsſyſteme und insbeſondere auch dem Grund⸗ 
buchſyſteme ſo Rechnung tragen will, daß die vorgeſchriebene Grundbuch⸗ 
berichtigung ſich glatt vollziehen kann. Auch dieſe aus der Berichtigungs⸗ 
vorſchrift ſich ergebenden Betrachtungen vom grund buchtechniſchen 
Geſichtspunkte aus ſprechen weiter mit dafür, daß nicht bereits der 
Fluchtlinienplan, ſondern eine beſondere ſpätere Enteignungserklärung 
die Rechtsänderung ausſpricht. 

Daß nun eine ſolche den bedingungsloſen Ausſpruch der Rechts⸗ 
veränderung enthaltende Entſcheidung ergangen ſei, iſt im vorliegenden 
Falle aber nicht behauptet. 

Der Berichtigung anſpruch würde daher als unbegründet 
abzuweiſen fein, wenn feine Verfolgung nicht überhaupt dem Rechts- 
wege entzogen wäre. 

Zu dieſer Verneinung der Zuläſſigkeit des Rechtswegs führt ſchon 
der Umſtand, daß das ganze Verfahren zur Verſchaffung des Eigentums, 
ſoweit ſie ſich auf die Fluchtliniengeſetzgebung gründen ſoll, ein Ent⸗ 
eignungs verfahren iſt und daß das Enteignungsverfahren überall, min⸗ 
deſtens inſoweit es ſich um die dingliche Rechtsänderung (im Gegenſatze 
zur Entſchädigung) handelt, dem Verwaltungswege zugewieſen iſt. 

Dazu kommt aber noch, daß auch durch beſondere Geſetzesvor⸗ 
ſchriften der Weg geregelt iſt, auf dem die Berichtigung herbeizuführen 
iſt. § 9 AG. z. GBO. beſtimmt nämlich, daß die für den Ausſpruch 
der Enteignung zuſtändige Behörde, ſobald dieſe Entſcheidung end⸗ 
gültig ergangen iſt, das Grundbuchamt um die Berichtigung des 
Grundbuchs zu erſuchen hat. 

Das Berichtigungsverfahren iſt alſo ſo geregelt, daß die Mitwirkung 
des Enteigneten überhaupt ausgeſchaltet iſt und nicht der gerichtliche 
Prozeßweg auf Grund des § 894 BGB., ſondern ein Verfahren der 
zuſtändigen Verwaltungsbehörde ſtattzufinden hat (Art. 109 EG. z. 
BGB., § 83 EBD. § 15 Nr. 2 CG. z. ZPO., § 13 GG.). 
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Die Klage der Stadtgemeinde iſt demnach mit Recht wegen Un⸗ 
zuläſſigkeit des Rechtswegs abgewieſen worden, inſoweit ſie die Be⸗ 
richtigung des Grundbuchs zum Gegenſtande hat. 

II. (Zum Auflaſſungsverlangen.) Aber auch dem in zweiter 
Linie geſtellten Klagantrage, den verklagten Grundeigentümer zur 
Auflaſſung an die Gemeinde zu verurteilen, kann nicht ſtattgegeben 
werden. 

1) (Verlangen auf Grund des Geſetzes.) Soweit dieſer 
Antrag auf das durch die Plangenehmigung verliehene Enteignungs⸗ 
recht geſtützt werden ſoll, ſteht auch ihm die Unzuläſſigkeit des Rechts⸗ 
wegs entgegen. Denn es gehört zum Begriffe der Enteignung, 
daß ſie ſich überhaupt ohne und gegen den Willen des betroffenen 
Eigentümers vollzieht. Sie beſteht in einem Akt der Staatsgewalt, 
durch den das Eigentum dem Unternehmer (Enteignungsberechtigten) 
verliehen und dadurch dem bisherigen Eigentümer entzogen wird. 
Eine (obligationenrechtliche) Verpflichtung des Eigentümers ſelbſt, ſein 
Eigentum zu „übertragen“, entſpringt aus dem Enteignungsrecht nicht. 
Das Fluchtliniengeſetz vermeidet es denn auch, wie andere alten⸗ 
burgiſche Geſetze von „Verpflichtung zur Abtretung“ zu ſprechen; es 
ſpricht von „Entziehung“. Wie wenig paſſend der Ausdruck „Ab⸗ 
tretung“ iſt, zeigt das Wegebaugeſetz (§ 15), wenn es ſich genötigt 
ſieht, zu ſagen: Der Privateigentümer iſt die „Abtretung“ zu „ges 
ſtatten“ verbunden. Der Eigentümer hat, wie der, deſſen Grundſtück 
zwangsweiſe verſteigert wird, eben nur zu dulden, nicht Willend- 
erklärungen abzugeben. Selbſt nach der als überwunden anzuſehenden 
Vertragstheorie (Zwangsverkauf) hält man eine eigene („Abtretungs“⸗) 
Erklärung des Eigentümers nicht für erforderlich, ſondern betrachtet 
ſie als „erſetzt“ durch die Entſcheidung der Enteignungsbehörde. Der 
Weg, kraft Enteignungsrechts das Eigentum zu erlangen, iſt alſo in 
keinem Falle der, daß der Enteigner den zu Enteignenden auf Abgabe 
einer rechtsgeſchäftlichen Eigentumsübertragungserklärung durch gericht⸗ 
liche Klage belangen kann, ſondern der, daß der Enteigner ſich an 
die zuſtändige Verwaltungs behörde wendet und von ihr den 
Enteignungsbeſchluß begehrt. Die Verleihung des Enteignungsrechts 
begründet nicht eine privatrechtliche (obligationenrechtliche) Forderung 
gegen den Eigentümer ſelbſt, ſondern nur einen verwaltungsrechtlichen An⸗ 
ſpruch gegen die Enteignungs behörde auf ſtaatliche Erteilung des Eigen⸗ 
tums (RG. 61, 108; 69, 71; Gierke a. a. O. §S 128 N. 58 S. 477f.). 

2) (Verlangen auf Grund einer Einigung.) Ein An⸗ 
ſpruch auf Auflaſſung kann alſo nicht auf den öffentlichrechtlichen 
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Grund der Verleihung des Enteignungsrechts, ſondern nur auf einen 
bürgerlichrechtlichen Grund geſtützt werden: er ſetzt einen Vertrag 
voraus, durch den ſich der Eigentümer zur Uebertragung des Eigen- 
tums verpflichtet hat. 

Den Abſchluß eines ſolchen Vertrags findet nun die Klägerin 
in den mit dem Beklagten gepflogenen Verhandlungen. Dem kann 
indes nicht beigetreten werden. Denn ganz abgeſehen davon, daß 
der Beklagte durch den Vermerk „keinen definitiven Abſchluß“ auf 
dem vom Bürgermeiſter zu den Akten genommenen Blatte zum Aus⸗ 
druck gebracht hatte, daß nicht er einen Vertragsantrag machen, ſondern 
einen ſolchen von den ſtädtiſchen Körperſchaften hören wollte, entſpricht 
der Vertrag nicht den geſetzlichen Formvorſchriften. Er war, auch 
wenn er zur Abwendung der Enteignung geſchah, immerhin ein 
Vertrag, den er nicht abzuſchließen brauchte, alſo ein freiwilliges 
Rechtsgeſchäft (Gierke, DPrivR. S. 473; S. 493, 494 bei N. 140; 
S. 501 bei N. 178). Es handelt ſich alſo um einen Vertrag, durch 
den der Eigentümer ſich verpflichtet, das Eigentum an einem Grund⸗ 
ſtück zu übertragen. Ein ſolcher Vertrag bedarf, auch wenn er im 
Enteignungsverfahren abgeſchloſſen wird, der Form des 8 313 BGB. 
Das Erfordernis der Einhaltung der zivilrechtlichen Formvorſchriften 
erkennt auch § 17 Abſ. 1 des preußiſchen Enteignungsgeſetzes aus⸗ 
drücklich an. Ebenſo gehen die Motive zu Art. 12 § 1 Abſ. 2 des 
preußiſchen AG. z. BGB. davon aus, daß auf ſolche Verträge die 
Vorſchrift des §S 313 BGB. Anwendung zu finden hätte, wenn nicht 
auf Grund des Vorbehalts im Art. 109 EG. z. BGB. eine Form⸗ 
erleichterung geſchaffen werde. In Preußen iſt deshalb Schriftform 
für genügend erklärt worden. Sachſen⸗Altenburg hat eine ſo weit 
gehende Erleichterung nicht geſchaffen. Es hat nur auf Grund des 
Art. 142 EG. z. BGB. die Zuſtändigkeit zur Beurkundung im 
Sinne des § 313 BGB. auf die Enteignungsbehörde ausgedehnt 
($ 50 AG. z. BGB.), das Beurkundungserfordernis ſelbſt aber 
beibehalten. 

Ob nun überhaupt der Stadtrat eine für das Entſcheidungs⸗ 
verfahren „zuſtändige“ Behörde im Sinne des § 50 AG. z. BGB. 
war, kann dahingeſtellt bleiben. Denn weder liegt eine Berukundung 
durch ein Mitglied (ſondern nur durch einen Untergebenen — das 
Geſetz vom 15. März 1909 S. 4 kommt nicht in Frage —) dieſer 
Behörde vor, noch liegt eine Protokollierung der Erklärungen beider 
Vertragsteile über alle weſentlichen Erforderniſſe eines Vertrags vor. 
Auch wenn man nämlich gemäß § 128 BGB. die Aufnahme mehrerer 
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Protokolle als zuläſſig anſieht und die Beurkundung der Offerte des 
Stadtrats gemäß § 50 AG. z. BGB. ſchon im Ratsſitzungsprotokolle 
erblickt, ſo fehlt es doch an einem Protokolle über die Annahme⸗ 
erklärung des anderen Vertragsteiles (des Beklagten). Denn nach 
dem Protokolle des Regiſtrators vom 12. Dezember 1906 hat der 
Beklagte nur die ſtädtiſchen Beſchlüſſe mitgeteilt erhalten, ſelbſt aber 
keine Erklärungen über den Abſchluß des Vertrags zu Protokoll erklärt. 
Fehlt alſo die nach §S 128 BGB. noch erforderliche Beurkundung 
der Annahmeerklärung, fo iſt eine Beurkundung eines Vertragsabſchluſſes 
nicht zuſtandegekommen. 

Von einem bindenden Vertrage, durch den ſich der Beklagte zur 
Eigentumsübertragung verpflichtet hätte, kann daher keine Rede ſein. 
Der daraus hergeleitete Anſpruch auf Auflaſſung iſt alſo als unbe⸗ 
gründet abzuweiſen. 

Er wäre ein rein zivilrechtlicher, und inſoweit kommt daher eine 
Abweiſung „wegen Unzuläſſigkeit des Rechtswegs“ nicht in Frage. 
Mit Rückſicht darauf müſſen in der landgerichtlichen Urteilsformel 
dieſe Worte geſtrichen werden, im übrigen verbleibt es bei der Klag⸗ 
abweiſung. Die Berufung iſt deshalb mit der ebenerwähnten Ver⸗ 
änderung zurückzuweiſen. Einer Zurückverweiſung nach § 538 Nr. 2 
3PO. bedarf es nicht. Denn das angefochtene Urteil betrifft nicht 
den aus einem Vertrag hergeleiteten Anſpruch auf Auflaſſung. Es 
weiſt, wie feine Gründe ergeben, nur den aus § 9 des File G. her⸗ 
geleiteten Auflaſſungsanſpruch wegen Unzuläſſigkeit des Rechtswegs 
zurück. Der auf den Vertrag geſtützte Auflaſſungsanſpruch iſt da— 
gegen erſt in zweiter Inſtanz daneben neu geltend gemacht worden. 
Es war deshalb zuläſſig, über dieſen ſachlich zu entſcheiden (RG. 
29, 419). 

III. (Verlangen der Einleitung des Enteignungs⸗ und Abſchätzungs⸗ 
verfahrens.) Zur zwangsweiſen Enteignung auf Grund des Flucht⸗ 
linienplans iſt nach dem Ausgeführten ein den Vorſchriften in § 49 
AG. zum BGB., § 9 AG. zum GBO. entſprechender beſonderer 
Ausſpruch der zuſtändigen Verwaltungsbehörde über die Rechtsände⸗ 
rung (Enteignungserklärung) erforderlich. Da ein ſolcher Ausſpruch 
noch nicht ergangen iſt, liegt eine ſtaatliche Eigentumserteilung an die 
Gemeinde und daher auch eine Entziehung des Eigentums im Sinne 
des Fluchtliniengeſetzes noch nicht vor. Es iſt daher an ſich richtig, 
daß eine Entſchädigung auf Grund des Fluchtliniengeſetzes noch nicht 
fällig iſt; denn ſie ſoll nur im Falle der Entziehung von Grundeigen⸗ 
tum ($ 10), alſo nur bei dauernder und vollſtändiger Rechtsaufhebung 
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gewährt werden. Den Grundſatz, den die Enteignungsgeſetze anderer 
Staaten und auch das altenburgiſche Waſſergeſetz (88 149, 176) 
haben, daß erſt nach „vorgängiger“ Entſchädigung das Eigentum 
erlangt werden kann, kennt das altenburgiſche Recht nicht allenthalben. 
Das Grundgeſetz vom 29. April 1831 (§ 54) ſpricht nur davon, daß 
„im Falle“ der Inanſpruchnahme von Privateigentum „Entſchädigung 
für den Verluſt bewilligt“ werden muß. Das Edikt vom 18. April 
1831 ($ 47) erläutert dies als „Abtretung gegen Entſchädigung“ 
(vergl. dazu Grundgeſetz $ 55 Abſ. 2). Unter Bezugnahme auf dieſe 
Beſtimmungen ſpricht das Wegebaugeſetz (88 5, 15) von der „Abtretung 
gegen Entſchädigung“ und von der Verpflichtung, „die Abtretung zu ge⸗ 
ſtatten (), jedoch nur gegen ausreichende Entſchädigung“. (Ebenſo 
der Entwurf des neuen Wegegeſetzes § 28, LdſchMitt. 07/09 IL 
S. 68). Die Eiſenbahnmandate ſprechen zwar auch davon, daß der 
Eigentümer gegen Entſchädigung abzutreten verpflichtet ſei (1841, 
25; 1856, 29; 1863, 172 je § 1), und zwar inſoweit in Ueber⸗ 
einſtimmung mit dem vorbildlichen ſächſiſchen Geſetze vom 3. Juli 
1835 (S. 371) § 1. Aber die dazu ergangenen Inſtruktionen weichen 
bewußt von dem ſächſiſchen Vorbilde darin ab, daß ſie die Ueber⸗ 
weiſung nicht wie dieſes (Verordnung vom 3 Juli 1835, S. 382, 
§ 22) von der vorgängigen Zahlung der kommiſſariſch ausgeworfenen 
Entſchädigungsſumme abhängig machen, ſondern ſchon alsbald nach 
der Feſtſtellung des Gegenſtandes und nach der kommiſſariſchen (einft- 
weiligen) Feſtſtellung der Entſchädigung eintreten laſſen, die Zahlung 
aber erſt ſpäter erfordern (altenburgiſche Inſtruktionen 1841 S. 30 
55 18, 23; 1856 S. 33 §8 16, 21, 23; 1863 S. 177 88 16, 21, 
23). Hiernach kann zweifelhaft fein, ob die Worte „gegen Ent⸗ 
ſchädigung“ wie gewöhnlich gleichbedeutend ſind mit „Zug um Zug 
mit Entſchädigung“. Jedenfalls kann aber höchſtens Zug⸗ um⸗Zug- 
Leiſtung, nicht aber Vo rleiſtung der Entſchädigung als Regel des 
altenburgiſchen Enteignungsrechts angeſehen werden. Auch § 17 des 
Wegebaugeſetzes, den das Zitat „§ 15 fl.“ in § 11 des Fluchtlinien⸗ 
geſetzes wohl mit trifft, ſcheint auf dem Standpunkte zu ſtehen, daß 
eine Vo rleiſtung der Entſchädigung vor der ſogenannten „Abtretung“ 
nicht ſtattzufinden hat, ſondern die Entſchädigung ſogar in der Regel 
der Enteignung erſt nachfolgt. 

Wenn aber hiernach auch noch kein fälliger Entſchädigungsanſpruch 
nach dem Fluchtliniengeſetze vorliegt, fo kann jedoch daraus nicht ge 
folgert werden, daß der Grundeigentümer völlig der Willkür der Ge 
meindeverwaltung derart preisgegeben wäre, daß dieſe ohne Ent⸗ 


— 123 — 


eignung ihm fein Grundſtück tatſächlich wegnimmt, die Herbeiführung 
eines Enteignungs⸗ und Abſchätzungs verfahrens unterläßt und dem 
ein ſolches Verfahren fordernden Eigentümer entgegengehalten wird: 
er habe ja noch keinen Entſchädigungsanſpruch, weil er noch nicht 
enteignet ſei. Wie oben ausgeführt iſt, erlangt die Gemeinde durch 
die Genehmigung des Fluchtlinienplans nicht etwa das Recht zur 
Beſitzergreifung ohne Enteignungs verfahren. Entzieht eine Gemeinde 
außerhalb des Enteignungsverfahrens einem Privateigentümer den 
Beſitz ſeines Grundſtücks, ſo begeht ſie, wie jeder andere, eine rechts⸗ 
widrige Beſitzentziehung, verbotene Eigenmacht, Eigentumsſtörung, 
wegen deren fie herausgabepflichtig und bei Verſchulden ſchadendserſatz— 
pflichtig iſt (vergl. RGZ. 69, 50). Ein ſolches Verſchulden liegt, wenn 
es nicht von vornherein vorlag — Fahrläſſigkeit genügt — zum 
mindeſten in dem weiteren Verhalten: die Gemeindeverwaltung weiß, 
daß der Eigentümer X zur Zeit der Beſitzergreifung Eigentümer war, 
ſie hat von der Beſitzergreifung Kenntnis und hat gleichwohl den 
Beſitz behalten. Der hiernach gegebene Schadenderſatzanſpruch des 
Eigentümers geht darauf, daß ihm das gewährt wird, was ihm zu⸗ 
teil würde, wenn die Gemeinde rechtmäßig verfahren wäre. Die 
Gemeinde hat das Grundſtück zur Ausführung des Fluchtlinienplans 
an ſich gezogen und will es dauernd wie ihr Eigentum behalten. 
Sie hat durch die Beſitzergreifung und die Einverleibung in eine 
öffentliche Ortsſtraße tatſächlich und wirtſchaftlich dasſelbe erlangt, 
was fie im Enteignungsverfahren erlangt hätte, und ebenſo hat der 
Kläger das Grundſtück durch die dauernde Einbeziehung in die öffent⸗ 
liche Straße dauernd, wenn auch noch nicht dem Rechte, ſo doch der 
wirtſchaftlichen Benutzbarkeit nach, vollſtändig verloren. Er muß 
daher verlangen können, daß ihn die Gemeinde in derſelben Weiſe 
entſchädigt, wie im Falle der Enteignung, und daß die Entſchädigung 
in demſelben Verfahren feſtgeſetzt wird, wie im Enteignungsfalle. 

Das hierfür geordnete Verfahren kann aber nach geſetzlicher Vor⸗ 
ſchrift nicht vom Eigentümer, ſondern nur von der Gemeindebehörde 
beantragt werden (§ 11 Fle G.). Der Eigentümer kann aber des⸗ 
halb nicht gezwungen ſein, machtlos abzuwarten, ob überhaupt und 
wann die Gemeindebehörde das Abſchätzungsverfahren betreiben will. 
Er muß einen Weg haben, auf dem er die entſchädigungspflichtige 
Gemeinde zwingen kann, den Antrag auf Einleitung des Abſchätzungs⸗ 
verfahrens zu ſtellen. 

Das preußiſche Recht gibt in ſolchen Fällen dem Eigentümer 
ein Klagerecht; er kann im Wege des Zivilprozeſſes verlangen, daß 
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die Gemeinde verurteilt wird, den Antrag beim Bezirksausſchuſſe zu 
ſtellen. Das beruht auch in Preußen nicht auf einer ausdrücklichen 
Geſetzesbeſtimmung, iſt aber in der Praxis, insbeſondere auch in einer 
größeren Reihe von Entſcheidungen des Reichsgerichts, ſtändig an⸗ 
erkannt worden. 

Dieſes Klagerecht muß auch für das altenburgiſche Recht an⸗ 
erkannt werden. Die Gründe, die für das preußiſche Recht dazu 
geführt haben, treffen auch für das altenburgiſche zu; die Verſchieden⸗ 
heiten beider Rechte ſpielen dabei keine Rolle. Insbeſondere wird 
die Zuläſſigkeit einer gerichtlichen Klage nicht etwa daraus hergeleitet, 
daß in Preußen, anders als in Altenburg, über die Höhe der zu⸗ 
nächſt verwaltungsbehördlich feſtzuſetzenden Entſchädigung ſchließlich 
noch das Gericht angerufen werden kann. Auch wird niemals etwa 
auf die Beſtimmung in § 14 Abſ. 2 des preußiſchen Fluchtliniengeſetzes 
zur Begründung Bezug genommen. Ebenſowenig ſpielt dabei der Um⸗ 
ſtand eine entſcheidende Rolle, daß in Preußen das Abſchätzungsverfahren 
dem Enteignungsausſpruche vorausgehen muß. Wenn für Altenburg 
die Möglichkeit anzunehmen iſt, daß die Gemeinde zunächſt nur die 
Enteignungserklärung herbeiführt, das Abſchätzungsverfahren einzuleiten 
aber unterlaſſen kann, ſo wäre dies ſogar noch ein weiterer Grund 
für die Zulaſſung der Klage auf dieſe Abſchätzungsbeantragung. Das 
Klagerecht wird vielmehr damit begründet, daß die tatſächliche Weg⸗ 
nahme und Verwendung der Fläche der Gemeinde wirtſchaftlich das⸗ 
ſelbe verſchaffe, was ſie bei Enteignung erlange, und dem Eigentümer 
wirtſchaftlich, und zwar durch Einverleibung in eine öffentliche Straße, 
unwiderbringlich die Grundfläche ebenſo entziehe, wie durch Ent⸗ 
eignung, und daß deshalb die Gemeinde verpflichtet ſei, dem Eigen⸗ 
tümer die ihm in Enteignungsfällen zuſtehende Entſchädigung zu 
gewähren und daher auch in dem für Enteignungsfälle geordneten 
Verfahren feſtſtellen zu laſſen; die Beantragung des Entſchädigungs⸗ 
feſtſtellungsverfahrens ſei der notwendige erſte Schritt zur Erfüllung 
der Entſchädigungspflicht. 

Aus dieſen Gründen iſt dem Antrage, die Stadtgemeinde zu 
verurteilen, daß ſie die Einleitung des Abſchätzungsverfahrens be⸗ 
antrage, ſtattzugeben. 

Für die Zuläſſigkeit des Abſchätzungsverfahrens dürfte es aller⸗ 
dings nicht als Vorausſetzung anzuſehen ſein, daß die „Enteignung“ 
bereits erfolgt ſei. Denn es kann ſehr wohl eine Entſchädigung auch 
für den (nahe) bevorſtehenden Fall der Enteignung feſtgeſetzt 
werden, wie dies ja in Preußen und Sachſen und im altenburgiſchen 


— 125 — 


Waſſergeſetz ſogar die Regel iſt und wie ja auch bei den altenburgiſchen 
Enteignungen für Eiſenbahnen in der Regel ſchon gleichzeitig mit 
der Entſcheidung über die Abtretung und vor der auch dinglich be— 
deutſamen Ueberweiſung (Enteignungserklärung) die (kommiſſariſche) 
Entſchädigungsfeſtſetzung erfolgen ſoll. 

Jedoch iſt der Senat der Anſicht, daß die Verurteilung zur 
Stellung des Antrages auf Abſchätzungsverfahren nicht ohne gleich— 
zeitige Verurteilung zur Herbeiführung der Enteignungs erklärung 
angängig iſt, weil in Sachſen⸗Altenburg — anders wie in Preußen 
— die Entſchädigung, wenn fie auch vorher „feſtgeſetzt“ werden kann, 
nicht vor dem Erlaß der Enteignungserklärung „fällig“ wird, dieſe 
daher ebenfalls ein notwendiger Schritt zur Erlangung der flucht- 
liniengeſetzmäßigen Entſchädigung iſt, die der Eigentümer ja erſtrebt; 
er will ja nicht nur etwa Entſchädigung für rechtswidrige Beſitz— 
entziehung, ſondern die volle Entſchädigung für gänzliche Eigentums⸗ 
entzieh ung. | 

Es war daher nach dem zweiten Berufungsantrage des Eigen- 
tümers zu erkennen. 

Dies hatte jedoch mit der Abweichung zu geſchehen, daß die 
zuſtändige Behörde in der Urteilsformel nicht mit namhaft gemacht 
wird. Ueber ihre Zuſtändigkeit haben die Verwaltungsbehörden ſelbſt 
zu entſcheiden, mindeſtens zunächſt; ob ſpäter das Grundbuchamt zu 
prüfen hat, ob die um Berichtigung erſuchende Behörde die geſetzlich 
„zuſtändige“, „befugte“ Behörde im Sinne von § 39 EBD, § 9 
AG. z. EBD. iſt, iſt jedenfalls jetzt nicht zu entſcheiden. In Preußen 
pflegt zwar bei Verurteilungen der hier vorliegenden Art auch die 
Behörde, bei der der Antrag zu ſtellen iſt, im Urteile namhaft ge— 
macht zu werden. Das erſcheint jedoch nur angängig, wo, wie in 
Preußen infolge ausdrücklicher Geſetzesbeſtimmungen (§ 150 ZuſtG.) 
die Zuſtändigkeit keinem Zweifel unterliegen kann. In Altenburg 
ſind jedoch — von der Zuſtändigkeit des Landratsamtes für den 
Verfahrensabſchnitt der Entſchädigungsfeſtſtellung (§ 11 Fl G.) ab⸗ 
geſehen — ſolche Zweifel nicht ausgeſchloſſen. Der Ausſpruch der 
dinglichen Rechtsveränderung ſelbſt wird im Grundgeſetz ($ 54) und 
Edikt (§ 47) für jeden konkreten Fall gegenüber dem einzelnen Eigen⸗ 
tümer der „Landesregierung“ (jetzt Miniſterialabteilung des Innern) 
zugewieſen, damit alſo grundſätzlich einem anderen Organe als dem, 
das die Entſchädigung feſtzuſetzen hat (GG. § 54 Abſ. 2); ebenſo 
im Wegebaugeſetz. In ſpäteren Enteignungsſpezialgeſetzen oder ⸗ver⸗ 
ordnungen iſt die dingliche Entſcheidung jedoch vielfach derſelben 
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Behörde zugewieſen, die auch über die Entſchädigung entfcheidet 
(Waſſer G. § 152; Eiſenbahnmandate 1841, 1856, 1863 je 8 5 
mit Inſtruktion je $ 1; in Abweichung von § 22 der Inſtruktion 
von 1841 ſprechen je in § 20 die Inſtruktionen von 1856 und 1863 
klar aus, daß die Landesregierung nur noch als Rechtsmittelinſtanz 
zuſtändig iſt). Ferner iſt für Enteignungen zu Kommunikations⸗ und 
Vizinalwegen die bisherige Zuſtändigkeit der Landesregierung zur 
Enteignungderflärung auf den Kreishauptmann (jetzt das Landrats⸗ 
amt) übertragen worden (1865, S. 316 Ziff. II). Es iſt alſo nicht 
ausgeſchloſſen und mit Rückſicht auf Zweckmäßigkeit einer ſolchen 
Vereinigung aller Verfahrensteile in der Hand einer und derſelben 
Behörde nicht unwahrſcheinlich, daß auch für Ortsſtraßen das Land⸗ 
ratsamt, dem die Entſcheidung über die Entſchädigung obliegt, auch 
die Enteignungserklärung übertragen ſein ſoll. Endlich beſteht aber 
auch eine Anſicht, daß der Vorſtand der enteignungsberechtigten Ge 
meinde (Stadtrat, Dorfgemeindevorſteher) zugleich auch ſelbſt die für 
den Ausſpruch der Rechtsveränderung zuſtändige Enteignungsbehörde 
ſei. — Es muß demnach die Namhaftmachung der zuſtändigen Be⸗ 
hörde hier unterbleiben. Doch ſei zur Auslegung der Urteilsformel 
noch bemerkt: Falls (abweichend vom Waſſer G. § 182, FiſchereiG. 
§ 49 Abſ. 1 mit § 48 Abſ. 3; vergl. auch 1900 S. 12 8 2 Abſ. 20; 
ferner anders, als in anderen Staaten, insbeſondere ſächſ. Baugeſetz 
1900 8 73, Reuß j. L. Fluchtliniengeſetz 1907 S. 35 § 47 Abſ. 1) in 
Sachſen⸗Altenburg für den Ausſpruch der Rechtsänderung zugunſten 
der Gemeinde der Vorſtand dieſer Gemeinde ſelbſt als zuſtändige 
Behörde im Sinne des § 49 AG. z. BGB. und des § 9 AG. z. 
GBO. anzuſehen iſt, ſoll durch die auf dieſen weniger wahrſcheinlichen 
Fall nicht mit zugeſchnittene Faſſung der Urteilsformel nicht aus⸗ 
geſchloſſen ſein, daß die Gemeindebehörde als Vertreterin der ver⸗ 
urteilten enteignungsberechtigten Unternehmerin bei ſich ſel bſt als 


1) Vergl. ferner die Fälle des $ 16 GewO. Werden ſolche Anlagen im 
Stadtgebiet errichtet, ſo iſt nach landesherrlicher AusfV. (1869, 151 8 5) aus⸗ 
nahmlsos der Stadtrat die zuſtändige Behörde. In Fällen aber, wo die Stadt⸗ 
gemeinde ſelbſt die Unternehmerin war (Gasanſtalten), hat das Miniſterium ent⸗ 
ſchieden, daß die an ſich gegebene Zuſtändigkeit des Stadtrats durch ſein Intereſſe 
an der Angelegenheit ausgeſchloſſen fei, und das Landratsamt beauftragt, die 
obrigkeitlichen Funktionen im Sinne der SS 16 ff. GewO. wahrzunehmen. — 
Auch das ſpricht dafür. daß das altenburgiſche Recht den im Waſſergeſetz 
uſw. ausdrücklich anerkannten Grundſatz allgemein kennt und er daher auch 
auf Enteignungen nach anderen Geſetzen, insbeſondere dem Fl., EN 
iſt. — D. E. 
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gleichzeitiger Enteignungsbehörde den ſtaatlichen Enteignungsausſpruch 
zu beantragen oder ſonſtwie herbeizuführen hat. 

Gegen die Verurteilung zur Beantragung des Abſchätzungs⸗ 
verfahrens hat die Beklagte mit Unrecht eingewendet, es liege bereits 
eine gütliche Einigung vor. Es kann hier dahingeſtellt bleiben, 
ob eine ſolche Einigung überhaupt ein formelles Verfahrenshindernis 
und nicht bloß, wie ein dem Zivilprozeß vorausgegangener Vergleich, 
von materieller Bedeutung iſt. Denn eine Einigung liegt nicht vor. 
Wie oben ausgeführt iſt, unterliegt jede ſolche Einigung, die vor der 
Enteignung liegt, und daher auch die Verpflichtung zur Uebertragung 
des Eigentums noch mit zum Gegenſtande hat, den bürgerlichrecht- 
lichen Formvorſchriften über Grundſtücksverträge, namentlich alſo dem 
$ 313 BGB. Da deſſen Formvorſchrift, wie oben ausgeführt iſt, 
nicht erfüllt iſt, liegt eine rechtsgültige Einigung und damit das be⸗ 
hauptete Hindernis des Abſchätzungsverfahrens nicht vor. 

Demgemäß war das die Klage des Eigentümers zur Zeit ab— 
weiſende Urteil in eine alsbald verurteilende Entſcheidung abzuändern. 

Urteile des 3. Zivilſenats vom 8. April 1909, 3 U 123/08 und 
129/08 (nach Altenburg). 


2. Strafrecht und Strafverfahren. 


1. Lärm iſt ruheſtörend ſchon dann, wenn er geeignet 
iſt, das Publikum zu beläſtigen. — Bellen von 
Hunden als ungebührlicher Lärm. — Was gehört zum 
Vorſatz bei der Erregung ungebührlichen Lärms? 
Die Vorinſtanzen haben dem Angeklagten das Bellen zweier Hunde 
als von ihm ungebührlicherweiſe erregten ruheſtörenden Lärm zuge⸗ 
rechnet und ihn auf Grund des § 360 Ziff. 11 StGB. verurteilt. 

Das Landgericht hat feſtgeſtellt, daß durch das Gebell der Hunde 
des angeklagten Förſters von deſſen Nachbarn die am nächſten der 
Förſterei wohnenden Pfarrerseheleute in ihrer Ruhe geſtört worden 
ſind. Eine Störung der Ruhe des Publikums — im Gegenſatz zu 
einzelnen Perſonen — liegt demnach allerdings nicht vor. An den 
beſonderen Umſtänden, unter denen die Bewohner eines Hauſes als 
Teil des Publikums gelten können — vergl. RG. 13, 366 — fehlt 
es für die Bewohner des Pfarrhauſes nach dem feſtgeſtellten Sach⸗ 
verhalt durchaus. Es fragt ſich aber, ob der § 360 Ziff. 11 für 
den hier fraglichen Uebertretungstatbeſtand den Eintritt einer Störung 
der Ruhe, einer Beläſtigung des Publikums erfordert. 
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Der Strafſenat des Oberlandesgerichts hat in der in 50, 114 
der ThürBl. abgedruckten Entſcheidung die Frage bejaht. 

Bei der erneuten Prüfung der Rechtsfrage iſt der Strafſenat nun⸗ 
mehr zu ihrer Verneinung gelangt, aus folgenden Erwägungen: 

Die Entſtehung des § 360 Ziff. 11 läßt ſich zurückführen auf 
das Preußiſche „Bubengeſetz“ vom Jahre 1774 (§ 183 Teil 2 Titel 20 
Allgsd R.), dieſes lautete: 

„Mutwillige Buben, welche auf den Straßen oder ſonſt Unruhe 
erregen oder grobe Unſittlichkeiten verüben, ſollen mit Strafe 
belegt werden.“ 

Es erhielt eine Ergänzung durch die ſogenannte Tumultsver⸗ 
ordnung vom 17. Auguſt 1835. Dieſe ſetzte an Stelle von „auf 
den Straßen oder ſonſt“ die Worte: „auf Straßen und an öffentlichen 
Orten“, bediente ſich zuerſt des Ausdrucks „Unfug“ und dehnte die 
Strafen auf „andere Perſonen“ aus. 

Bei den Entwürfen zu einem Preußiſchen Strafgeſetzbuch hat 
man das Bubengeſetz und die Tumultsverordnung zum Ausgangspunkt 
der Vorſchriften über Lärm und Unfug genommen. Der Entwurf 
von 1847 ſagte in § 435: 

„Wer durch ungebührliche Reden und Handlungen ruheſtörenden 
Lärm oder öffentliches Aergernis erregt“. 

Später ſetzte man ſtatt „ungebührliche Reden und Handlungen“ 
das Wort „ungebührlicherweiſe“ und ſtrich die Worte „öffentliches 
Aergernis“. So kam man zu der Faſſung des PrStGB. $ 340 Nr. 9: 

„Wer ungebührlicherweiſe ruheſtörenden Lärm erregt oder groben 
Unfug verübt“. 

Die Beſtimmung ſtand in dem von den Uebertretungen handelnden 
III. Teil Pr StGB. unter dem Abſchnitt: „Uebertretungen in bezug 
auf die Sicherheit des Staates und die öffentliche Ordnung“. 

In gleicher Faſſung und mit gleicher Titelüberſchrift ging die 
Beſtimmung in den Entwurf eines Strafgeſetzbuchs f. d. Nordd. Bund 
(8 348 Nr. 9) über. Die Motive dazu enthalten die Bemerkung, daß 
die in dem Abſchnitte vorgeſehenen Handlungen eine überall gleich⸗ 
ſchädlich wirkende und darum gleichmäßig zu ahndende Verletzung der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung enthalten. 

Dieſe Vorſchriften find dann in den § 360 Ziff. 11 StGB. 
übergegangen. Daraus ergibt ſich zunächſt, daß die Strafvorſchriften 
über Lärm und Unfug von jeher Zwillingsgeſchwiſter geweſen und 
beide Uebertretungstatbeſtände unter dem Geſichtspunkte von Ver⸗ 
letzungen der öffentlichen Ordnung unter Strafe geſtellt worden ſind. 
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Eine Verletzung der öffentlichen Ordnung ſtellt Lärm und Unfug 
unzweifelhalt dann dar, wenn dadurch die Allgemeinheit in Mitleiden⸗ 
ſchaft gezogen, das Publikum beunruhigt oder beläſtigt wird. Als 
notwendig zum Begriff der Ordnungsverletzung kann aber der Ein⸗ 
tritt eines ſolchen Erfolgs nicht angeſehen werden. Lärm und Unfug 
iſt mit der guten Ordnung im Gemeinweſen unverträglich und um 
deswillen eine Ordnungs verletzung ſicherlich auch dann, wenn er zur 
Beunruhigung oder Beläſtigung der Oeffentlichkeit, des Publikums 
geeignet iſt, und nur beſonderer Umſtände halber nicht tatſächlich 
dazu geführt hat. 

Lärm und Unfug ſolcher Art unter Strafe zu ſtellen, beſtehen 
kriminalpolitiſche Bedenken jedenfalls nicht. Scheidet man doch auch 
ſonſt ganz allgemein die ſtrafbaren Tatbeſtände in Gefährdungs- und 
Verletzungddelikte und find insbeſondere im Strafgeſetzbuch unter dem 
Titel „Verbrechen und Vergehen wider die öffentliche Ordnung“, 
ebenſo Gefährdungen wie Störungen des öffentlichen Friedens unter 
Strafe geſtellt. 

Beachtet man, daß nach der Richtung des Erfolgs beide Tat⸗ 
beſtände des 8 360 Ziff. 11 hingeſehen auf die Einheitlichkeit ihrer 
Entſtehungsgeſchichte und ihres Zwecks eine gleichmäßige Auslegung 
beanſpruchen, daß ſoweit in einem älteren Geſetzentwurfe der Eintritt 
eines Erfolges (öffentliches Aergernis) unzweideutig vorgeſehen war, 
dieſes Erfordernis geſtrichen worden iſt, daß in Beziehung auf den 
groben Unfug die Faſſung des Geſetzes nicht den mindeſten Anhalt 
dafür bietet, daß der Eintritt einer Störung des Publikums für den 
Tatbeſtand erforderlich ſei und daß beim Unfug dieſes Erfordernis 
die Rechtſprechung auch einmütig verneint hat, ſo muß man notwendig 
für den Tatbeſtand des ſtrafbaren Lärms zu dem gleichen Ergebniſſe 
gelangen, es ſei denn, daß die Faſſung des Geſetzes eine ſolche Aus⸗ 
legung ausſchließt; das iſt aber nicht der Fall. Das Wort „ruhe⸗ 
ſtörend“ kann ebenſogut eine Wirkung als eine Eigenſchaft des Lärms 
bezeichnen. 

Für ſeine Auslegung in dem letzten Sinne ſpricht ſchließlich auch 
die Erwägung, daß bei gegenteiliger Auslegung die Anwendung des 
Geſetzes häufig auf Schwierigkeiten ſtoßen würde, die mit ſeinen Straf⸗ 
androhungen im Mißverhältnis ſtehen würden. 

Die abweichende Auffaſſung des Strafſenats wurde im weſentlichen 
geſtützt auf den Wortlaut des Geſetzes (Verb: ruheſtörend), auf die 
Autorität Franks und auf die RGentſch. 13, 366. 


Daß die Wortfaſſung, die auch Frank zur nn feiner 
Blätter für Rechtspflege LVI. N. F. XXXVI. 
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Anſicht macht, zweideutig und deshalb nicht beweiskräftig iſt, darauf 
iſt bereits hingewieſen worden. 

Das Reichsgericht hatte in ſeiner Entſcheidung nach Lage des 
Falles gar keine Veranlaſſung, ſich mit der Streitfrage zu befaſſen, 
es hat dies auch nicht grundlegend getan. Es erwähnt nur nebenher, 
daß ſich der ſtrafbaren Lärmerregung ſchuldig macht, wer das Publikum 
durch Lärm gefährde oder ungebührlich beläſtige. Will man der 
Wendung Gewicht beizulegen, ſo kann ſie nur gegen die frühere Anſicht 
des Strafſenates ins Gewicht fallen, denn ſie beſagt, daß der Eintritt 
einer Beläſtigung des Publikums nicht unbedingt zu erfordern ſei, 
daß eine Gefährdung genügte. Eine Gefährdung der Ruhe des 
Publikums liegt aber jedenfalls dann vor, wenn der Lärm zur Be⸗ 
läſtigung des Publikums geeignet iſt. 

Daß übrigens die jetzt vom Senat vertretene Auslegung, die 
in Judikatur und Literatur vorherrſchende iſt, bezeugt Frank ſelbſt. 

Die ruheſtörende Eigenſchaft des Hundegebells in dem eben 
erörterten Sinne hat die Vorinſtanz einwandfrei feſtgeſtellt. 

Bei der Prüfung der Frage, ob der Angeklagte den Lärm 
ungebührlicherweiſe erregt habe, hat die Vorinſtanz erwogen, 
daß die Benutzung von Hunden zur Bewachung von Haus und Hof 
an ſich erlaubt und gerechtfertigt ſei, daß aber das freie Umherlaufen 
mehrerer Hunde nicht nur im Hofe, ſondern auch in dem angrenzenden 
Garten und das zugelaſſene andauernde Bellen der Hunde ſich als 
eine mißbräuchliche Ueberſchreitung der gedachten Befugnis und damit 
als eine Ungebühr kennzeichne. Darin iſt ein Rechtsirrtum nicht er⸗ 
kennbar. 

Was den ſubjektiven Tatbeſtand der Uebertretung anlangt, ſo 
hat das Landgericht darüber nichts feſtgeſtellt in bezug auf das 
Merkmal „ungebührlicherweiſe“; es war aber auch rechtlich dazu 
nicht genötigt, weil der Angeklagte nach dieſer Richtung den Vorſatz, 
ſoviel erſichtlich, nicht beſtritten hat. 

Diaß die Vorinſtanz etwa hier rechtsirrtümlich Vorſatz nicht für 
erforderlich gehalten habe, dafür ſpricht nichts. 

Im übrigen gehört zum Vorſatz: 

1) daß der vom Angeklagten verurſachte Lärm mit deſſen Wiſſen 
und Willen erregt worden iſt, 

2) daß der Angeklagte ſich deſſen bewußt war, daß der Lärm 
die Allgemeinheit, das Publikum zu ſtören geeignet war. 

Wenn das Landgericht ausführt, der Angeklagte habe geeignete 
Vorkehrungen, um andere vor Hundegebell zu ſchützen, nicht getroffen, 
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trotzdem er von den Pfarrersleuten mehrfach darum gebeten worden 
ſei, dies ſpreche für bösliches Unterlaſſen, und wenn es dann dieſe 
Folgerung des weiteren noch begründet, ſo hat es damit zunächſt 
deutlich den Vorſatz in bezug auf die Lärmerregung feſtgeſtellt. Mit 
dem ſubjektiven Tatbeſtand in bezug auf das Merkmal „ruheſtörend“ 
befaßt ſich dann die Ausführung der Vorinſtanz, der Angeklagte habe 
ſich ſagen müſſen, daß durch das Hundegebell andere, nicht bloß der 
Pfarrer, geſtört werden könnten, er habe trotzdem die nötigen Vor⸗ 
kehrungen zu treffen unterlaſſen. 

Wörtlich genommen ſtellt die Wendung nicht, wie die Vorinſtanz 
meint, den dolus eventualis, ſondern nur eine Fahrläſſigkeit feſt. 
Nach dem ganzen Sachzuſammenhange kann aber unbedenklich an⸗ 
genommen werden, daß das Landgericht Vorſatz, nicht Fahrläſſigkeit 
für erforderlich gehalten und die Wendung: „er mußte ſich ſagen“ 
im Sinne von „er hat ſich geſagt“ gebraucht und den dann vor⸗ 
liegenden dolus directus irrtümlich als dolus eventualis bezeichnet hat. 
So verſtanden tragen die Feſtſtellungen das Urteil. 

Urteil des Strafſenats vom 7. Januar 07, 8 101/06 (nach 
Altenburg). 


2. Zur Auslegung des Vereinsgeſetzes. Für die Straf- 
barkeit aus § 18 Ziff. 2 iſt nicht entſcheidend, ob 
bei der Einberufung der Verſammlung die Ab— 
ſicht beſtand, daß ſie öffentlich ſei. 

Politiſche Verſammlungen, d. h. öffentliche Verſammlungen zur 
Erörterung politiſcher Angelegenheiten, müſſen mindeſtens 24 Stunden 
vor ihrem Beginn der Polizeibehörde angezeigt werden, wenn nicht 
gewiſſe, im vorliegenden Falle feſtſtehendermaßen nicht in Betracht 
kommende Ausnahmen vorliegen (§§ 5, 6 des Vereins G.). Findet 
eine derartige Verſammlung ſtatt, ohne daß die Anzeige erſtattet iſt, 
ſo werden Veranſtalter und Leiter mit Geldſtrafe bis zu 150 M., im 
Unvermögensfalle mit Haft beſtraft (8 18 Ziff. 2 des Geſetzes). Dieſe 
Vorſchriften ſind, wie allſeitig anerkannt iſt, rein polizeilicher Natur, 
zur Beſtrafung genügt fahrläſſiges Handeln. Insbeſondere iſt nicht 
erforderlich, daß der Veranſtalter oder Leiter weiß, daß die Anzeige 
erforderlich war und unterblieben iſt, wenn er es nur bei Anwendung 
der nach den Umſtänden gebotenen Sorgfalt und Umſicht wiſſen 
konnte. Ein Irrtum bezüglich des Strafgeſetzes ſchützt nicht (von 
Sartor, VereinsG. 8 18 Bem. 7; Hieber u. Bazille, VereinsG. 
918 Bem. 3; Müller u. Schmidt, VereinsG. § 18 Ziff. 2; 

9 * 
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Delius, Vereins- u. Verſammlungsrecht, 4. Aufl., S. 501; vergl. 
auch § 59 Abſ. 2 StGB.). Gegen dieſe Grundſätze verſtößt das 
Berufungsgericht, indem es davon ausgeht, daß es darauf ankomme, 
ob der Angeklagte bei der Aufgabe der Einladungsannonce den 
Willen gehabt habe, eine öffentliche Verſammlung zu veranſtalten. 
Es verwechſelt dabei die Tatbeſtände des § 5 und des § 18 Ziff. 2 
des Geſetzes. Allerdings legt der erſtere demjenigen, der eine poli⸗ 
tiſche Verſammlung „veranſtalten will“, die Verpflichtung auf, hiervon 
mindeſtens 24 Stunden vor dem Beginn der Verſammlung der 
Polizeibehörde Anzeige zu erſtatten. Allein die Erfüllung dieſer 
Pflicht iſt nicht unter Strafe geſtellt. Das Veranſtalten⸗wollen iſt 
ftrafrechtlih ganz bedeutungslos. Strafbar iſt vielmehr, wer eine 
Verſammlung veranſtaltet oder leitet, ohne daß die vorgeſchriebene 
Anzeige erſtattet iſt. Vorgeſchrieben iſt die Anzeige, wenn die Ver⸗ 
ſammlung objektiv eine öffentliche, zur Erörterung politiſcher An⸗ 
gelegenheiten beſtimmte iſt und die Ausnahmen des 8 6 des Geſetzes 
nicht vorliegen. Aus welchen ſubjektiven Gründen die Anzeige 
unterblieben iſt, insbeſondere ob dies deshalb geſchah, weil der Ein⸗ 
berufer zur Zeit der Veröffentlichung der Einberufung an eine nicht⸗ 
öffentliche Verſammlung dachte, iſt belanglos. Das zeigt ſich be⸗ 
ſonders deutlich, wenn man den Fall einer Anklage gegen den Ver⸗ 
ſammlungs leiter vorſtellt, der nicht auch Einberufer oder Veranſtalter 
iſt. Unmöglich kann für die Beurteilung ſeines Verhaltens etwas 
darauf ankommen, was ſich der Einberufer bei Unterlaſſung der An⸗ 
zeige gedacht hat. Der Fall des Veranſtalters liegt aber rechtsgrund⸗ 
ſätzlich vollkommen gleich. Weſentlich iſt allein, ob der Veranſtalter 
oder Leiter einer öffentlichen Verſammlung zu einer Zeit, wo die Ver⸗ 
anſtaltung oder Leitung noch unterbleiben oder rückgängig gemacht 
werden konnte, erkennt oder aus Fahrläſſigkeit nicht erkennt, daß die 
Anzeige geboten und unterblieben war. Mochte alſo der Angeklagte 
bei Aufgabe der Einladungdannonce den Willen haben, eine öffent⸗ 
liche Verſammlung zu veranſtalten, ſo kann er doch nicht geſtraft 
werden, wenn es demnächſt nicht wirklich zu einer öffentlichen Ver⸗ 
ſammluug gekommen iſt (von Sartor a. a. O. Bem. 2). Um⸗ 
gekehrt kann er ſich bei Aufgabe der Einladungsannonce die Ver⸗ 
ſammlung als eine nichtöffentliche vorgeſtellt haben und doch ſtrafbar 
ſein, weil die Verſammlung eine öffentliche wurde und dieſer Erfolg 
ihm zugerechnet werden kann. 

Hiernach iſt bei der künftigen Verhandlung vor allen Dingen 
feſtzuſtellen, ob die am 10. Auguſt 1908 veranſtaltete Verſammlung 
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tatſächlich eine öffentliche geweſen iſt oder nicht. Sie braucht es nicht 
ſchon deshalb geweſen zu ſein, weil die Einladung in der Reußiſchen 
Zeitung vom Publikum als eine an alle Angehörigen der ſozialdemo— 
kratiſchen Partei ſchlechthin gerichtete verſtanden werden mußte. Denn 
möglicherweiſe waren die Veranſtaltungen im übrigen ſo getroffen, 
daß die Oeffentlichkeit der Verſammlung ausgeſchloſſen war, und nur 
die Vereinsmitglieder Zutritt hatten, für die die Einladung angeblich 
allein beſtimmt geweſen iſt. 

Umgekehrt ſchließt der Umſtand, daß tatſächlich blos Vereinsmit⸗ 
glieder anweſend geweſen ſein ſollen, nicht aus, daß die Verſammlung 
auch für andere Perſonen ohne weiteres zugänglich, alſo öffentlich 
geweſen iſt. Iſt aber die Oeffentlichkeit feſtgeſtellt, dann muß die 
Frage der Verantwortlichkeit des Angeklagten von dem hier darge— 
legten Ausgangspunkte aus geprüft werden, ob das Verhalten des 
Angeklagten, als welches keineswegs nur die Aufgabe der Einladungs⸗ 
annonce in Betracht kommt, für die Oeffentlichkeit der Verſammlung 
irgendwie kauſal geweſen und ob er ſich deſſen bewußt geworden iſt 
oder bei Anwendung der gebotenen Aufmerkſamkeit hätte bewußt 
werden können. Das iſt bisher nicht geſchehen, und deshalb kann 
auch die höchſt unbeſtimmte und allgemeine, vom Standpunkt des 
Berufungsgerichts aus überhaupt gegenſtandsloſe Bemerkung, gegen 
den Schluß der Urteilsbegründung die Freiſprechung des Angeklagten 
nicht tragen, daß er „alles getan habe, was ein ſorgfältiger Mann 
zu tun pflegt, um einen Konflikt mit dem Geſetze zu vermeiden“. 
Auch die vom Angeklagten in der Reviſionsverhandlung aufgeſtellte 
Behauptung, daß die Verſammlung überhaupt nicht abgehalten worden 
ſei, konnte nicht zur Aufrechterhaltung des Urteils führen, denn ſie 
ſteht in Widerſpruch mit deſſen tatfächlihen Feſtſtellungen. Der An⸗ 
geklagte verwechſelt bei ſeiner Behauptung den Vortrag, zu deſſen 
Anhörung die Verſammlung berufen war, mit der Verſammlung ſelbſt. 
Zu dem Vortrag iſt es nicht gekommen, die Verſammlung aber hatte 
begonnen. Daß ſie ſich auflöſte, ohne daß ihr Zweck erreicht wurde, 
iſt gleichgültig. 

Urteil des Strafſenats vom 5. April 1909, S 22/09 (nach 
Greiz). 


3. Rechtshilfe. Iſt einem Erſuchen zu entſprechen, 
das darauf gerichtet iſt, einen Angeklagten zu be- 
fragen, ob er wegen großer Entfernung vom Er⸗ 
ſcheinen in der Hauptverhandlung entbunden ſein 
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wolle, ihm bejahendenfalls zu eröffnen, daß ſeinem 

Antrag ſtattgegeben werde, und ihn alsbald ge⸗ 

mäß § 232 Abſ. 2 StPO. zu vernehmen? 

Die Frage wurde bejaht mit folgender Begründung: 

Die Belehrung eines Angeklagten über die Zuläſſigkeit feiner 
Entbindung vom Erſcheinen in der Hauptverhandlung gemäß $ 232 
StPO. iſt zwar nicht vom Geſetze vorgeſchrieben, unter Umſtänden 
aber durchaus ſachgemäß und billig. Ihre Vornahme fällt nicht aus 
dem Rahmen der amtlichen Tätigkeit des Strafrichters. 

Daraus folgt aber an ſich nicht, daß ſie auf Grund des § 157 
GWG. von einem anderen Richter verlangt werden könne. Denn die 
Pflicht zur Rechtshilfe beſchränkt ſich naturgemäß auf ſolche Handlungen, 
die nur von einem Richter vorgenommen werden können. Das trifft für 
die erwähnte Belehrung nicht zu und ebenſowenig für die Entgegen⸗ 
nahme des Antrags um Entbindung vom Erſcheinen in der Haupt⸗ 
verhandlung. Erſt recht kann die Bekanntmachung der Entſcheidung, 
daß dem Antrag ſtattgegeben werde, als ſolche nicht den Gegenſtand eines 
Erſuchens um Rechtshilfe bilden. Denn die Bekanntmachung von Ent⸗ 
ſcheidungen, die nicht in Anweſenheit der davon betroffenen Perſon er⸗ 
gehen, erfolgt durch Zuſtellung (835 StPO.), einen nicht richterlichen Akt. 

Allein mit dieſer Betrachtung iſt der vorliegende Fall nicht er⸗ 
ledigt. Der erſuchende Richter geht, wohl nicht mit Unrecht, davon 
aus, daß der Angeklagte den Antrag auf Entbindung vom Erſcheinen 
in der Hauptverhandlung ſelbſtverſtändlich ſtellen wird, ſowie er er⸗ 
fährt, daß er zuläſſig und ſeine Erfüllung ſicher iſt. In dieſer Vor⸗ 
ausſicht erläßt er alsbald das Erſuchen um Vernehmung des Ange⸗ 
klagten gemäß § 232 Abi. 2 StPO. Dieſes Erſuchen iſt an ſich 
ohne Zweifel für den erſuchten Richter verbindlich und verliert dieſen 
Charakter nicht dadurch, daß im Augenblick ſeines Eingangs der in 
Rede ſtehende Antrag und eine formgültige Entſcheidung darauf noch 
nicht vorliegt. Es wäre ein unnützer, unter Umſtänden zu Ver⸗ 
zögerungen führender und alſo ſchädlicher Formalismus, die Vor⸗ 
ladung des Angeklagten zu ſeiner Vernehmung und dieſe ſelbſt davon 
abhängig zu machen, daß die erwähnten Vorausſetzungen der Ver⸗ 
nehmung vorher erfüllt werden. Damit würde weder ein Intereſſe 
des Angeklagten noch der Unterſuchung wahrgenommen, des erſteren 
deshalb nicht, weil es unter allen Umſtänden bei ihm ſteht, ob er 
ſich auf die Vernehmung einlaſſen will. 

Steht alſo einerſeits der Vernehmung des Angeklagten über die 
Anklage ſchon jetzt kein Bedenken entgegen, fo bildet andererſeits eben 
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fe den Schwerpunkt, ja den eigentlichen Gegenſtand des Erſuchens 
des Amtsgerichts G. Wenn gleichzeitig erſucht wird, den Angeklagten 
zu befragen, ob er den Antrag auf Entbindung vom Erſcheinen in 
der Hauptverhandlung ſtellen wolle, und ihm bejahendenfalls zu er⸗ 
öffnen, daß dem ſtattgegeben werde, ſo handelt es ſich hierbei, richtig 
verſtanden, nicht ſowohl um die Erledigung gewiſſer prozeſſualer 
Formalakte, als darum, einmal feſtzuſtellen, ob der Angeklagte wirklich 
vom Erſcheinen in der Hauptverhandlung entbunden ſein will, ſeine Ver⸗ 
nehmung zur Sache alſo überhaupt einen Zweck hat, und ſodann, ſeinem 
etwaigen Einwand zu begegnen, daß die Vernehmung ſo lange zwecklos 
ſei, als nicht feſtſtehe, ob das Gericht auf ſeinen Antrag eingehen werde. 

Auch ohne daß das Erſuchen darauf beſonders gerichtet wäre, 
würde daher der erſuchte Richter, wenn er zur Vernehmung ſchritte, 
bevor ein Antrag auf Entbindung vom Erſcheinen in der Hauptver⸗ 
handlung und ein prozeßordnungsgemäß bekannt gemachter Gerichts— 
beſchluß darauf vorliegt, ſachgemäß die Vernehmung mit der in Rede 
ſtehenden Frage einleiten und im Falle ihrer Verneinung ohne weiteres 
die Akten mit dem Bemerken zurückſchicken, daß das Erſuchen gegen- 
ſtandslos geworden ſei, im Falle ihrer Bejahung aber den Ange⸗ 
klagten darauf hinweiſen, daß der erſuchende Richter ſich bereits 
ſchlüſſig gemacht habe, dem Antrag zu entſprechen. 

Es kann daher nicht gebilligt werden, wenn das Amtsgericht E. 
deshalb, weil das Amtsgericht G. die Befragung des Angeklagten in 
betreff des Antrags an die Spitze ſeines Erſuchens ſtellt, einſeitig 
alles Gewicht hierauf legt uud demzufolge das Erſuchen als nicht auf 
Rechtshilfe gerichtet ablehnt. Es hat vielmehr dem Erſuchen, ſo wie 
es gemeint iſt, zu entſprechen, d. h. den Angeklagten gemäß § 232 
Abſ. 2 StPO. über die Anklage zu vernehmen, ſofern ſich nicht, was 
ſelbſtverſtändlich zunächſt durch Befragen feſtzuſtellen iſt, ergibt, daß 
der Angeklagte gar nicht vom Erſcheinen in der Hauptverhandlung 
entbunden ſein will oder trotz der Bekanntgabe der für den Fall der 
Antragſtellung gefaßten Entſchließung des Amtsgerichts G. ſich auf 
die Vernehmung nicht einlaſſen will, ſo lange ihm nicht ein auf die 
Entbindung vom Erſcheinen lautender Beſchluß prozeßordnungsgemäß 
zugeſtellt iſt. In dieſem Sinne betrachtet, nimmt der auf Befragung 
des Angeklagten in betreff des nach §S 232 SPD. erforderlichen 
Antrags und auf Eröffnung der bezüglichen Entſchließung gerichtete 
Teil des Erſuchens dieſem Erſuchen im ganzen betrachtet nicht den 
Charakter eines Erſuchens um Rechtshilfe. 

Beſchluß des Strafſenats vom 25. März 1900. W 41/09. 
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4. Beginn der Wiedereinfegungdfriftnah 8431 Abſ. 4 

StPO. 

Der Privatkläger hat Berufung eingelegt. In der Berufungs⸗ 
hauptverhandlung vom 19. März 1909 iſt weder er noch für ihn 
ein Vertreter erſchienen. Seine Berufung iſt deshalb durch Urteil 
verworfen worden. Das Urteil iſt am 25. März zugeſtellt worden. 
Unterm 29./ 30. März hat er dagegen die Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand beantragt. 

Es iſt nicht unzweifelhaft, ob dies rechtzeitig geſchehen iſt. Denn 
§ 431 Abſ. 4 StPO. ſpricht davon, daß der Privatkläger die Wieder⸗ 
einſetzung nur binnen einer Woche „nach der Verſäumung“ bean⸗ 
ſpruchen kann, während § 370 Abſ. 2 und § 234 Abſ. 1 StPO. 
für den Angeklagten den Wiedereinſetzungsantrag binnen einer Woche 
„nach Zuſtellung des Urteils“ zulaſſen. Es wird daher die Anſicht 
vertreten, daß für den Privatkläger die Wiedereinſetzungsfriſt nicht erſt 
von der Zuſtellung des ſeine Berufung verwerfenden Urteils, ſondern 
ſchon von dem verſäumten Termine ſelbſt an zu laufen beginne. 
(So: Löwe! Bem. 11; Stengleins Bem. 12 zu § 431 StPO.; 
OLG. Dresden, Annalen 3, 110.) Bei dieſer Rechtsauffaſſung würde 
die Friſt für das Wiedereinſetzungsgeſuch bereits mit dem 26. März 
abgelaufen, das Geſuch alſo verſpätet eingereicht ſein. Der Senat 
kann jedoch dieſe Auffaſſung nicht teilen. Unter der Verſäumung iſt 
im Sinne dieſes Geſetzes, mindeſtens ſoweit es ſich um Ausbleiben 
in einem Termine handelt, nicht dieſes Ausbleiben ſelbſt, ſondern die 
Kenntnis von dem gerichtlichen Ausſpruch der Folgen der Verſäumnis 
zu verſtehen. Es liegt nur eine undeutliche Ausdrucksweiſe vor. Denn 
es beſteht kein Grund zu der Annahme, daß das Geſetz die Wieder⸗ 
einſetzung des Privatklägers gegen die Verſäumnis des Termins zur 
Verhandlung über ſeine Berufung anders und für den Privatkläger 
ungünſtiger habe regeln wollen, als in dem entſprechenden Falle beim 
Angeklagten ($ 370 Abſ. 2); der Privatkläger wird zwar vielfach dem 
Angeklagten gleichgeſtellt (vergl. § 427 Abſ. 1 mit § 418; § 427 
Abſ. 2, 3; § 430 Abſ. 2 mit § 385 Abſ. 2; § 406 Abſ. 2; § 426 
Abſ. 4 mit § 147; 8 426 Abſ. 2; § 503 Stq;pO.), im übrigen aber 
entſpricht ſeine Stellung meiſt der der Staatsanwaltſchaft (§ 425, § 430 
Abſ. 1), und es iſt nirgends das Streben erſichtlich, den Privatkläger 
in den prozeſſualen Rechtsbehelfen ungünſtiger zu ſtellen als den 
Angeklagten. Es muß deshalb angenommen werden, daß die Vorſchrift 
in § 430 Abſ. 4 keinen anderen Sinn haben ſoll, als die des § 370 
Abſ. 2 und des § 234 Abſ. 1, die Wiedereinſetzunsfriſt alſo auch 


— 137 — 


für den Privatkläger nicht anders wie für den Angeklagten erſt mit der 
Zustellung des die Berufung verwerfenden Urteils beginnen ſoll. Dieſer 
Anſicht iſt auch das OLG. Celle in der Entſcheidung vom 13. November 
1890 (Goltd Arch. 38, 456). Auch die Begründung zum Entwurf (1908) 
einer neuen Strafprozeßordnung iſt der Meinung, daß das geltende 
Recht (8 431 Abſ. 4) (nur) „unklar läßt“, ob die Friſt für die An⸗ 
bringung des Wiedereinſetzungsantrags mit dem Zeitpunkte der Ver⸗ 
ſäumnis oder mit der Bekanntmachung der Entſcheidung beginnnt, 
nimmt alſo nicht an, daß das geltende Geſetz es zweifellos ausge⸗ 
ſchloſſen habe, daß der Zeitpunkt der Bekanntmachung der Entſcheidung 
maßgebend ſei, und entſcheidet ſich aus Billigkeitsgründen dahin, daß 
dies hier ebenſo fei, wie bei 8 227 des Entwurfs, d. i. bei dem Falle 
des heutigen $ 234 StPO. (Begr. zu § 396 des Entw.). 

Das Wiedereinſetzungsgeſuch hat alſo als rechtzeitig zu gelten; 
denn es iſt innerhalb einer Woche ſeit der Urteilszuſtellung einge⸗ 
gangen 

Beſchluß des Strafſenats vom 19. April 1909, W 53/09 (nach 
Rudolſtadt). 


5. Feſtſtellung des Vorſatzes bei der Sachbeſchädigung, 
wenn Fahrläſſigkeit beim einfachen Schlagen eines 
Tieres oder Tierquälerei naheliegt. 

Objektiv liegt nach den Feſtſtellungen des Landgerichts der Tat- 
beſtand der Sachbeſchädigung vor. Der Angeklagte hat rechtswidrig 
ein fremdes Pferd mit dem Peitſchenſtiele ins linke Auge geſchlagen, 
daß es ausgelaufen iſt. 

Zur Frage nach dem Vorſatze führt das Urteil aus, der Angeklagte 
habe das Pferd vorſätzlich mit dem Peitſchenſtiele geſchlagen; es genüge 
ſein Bewußtſein, durch das Schlagen werde ein ſchädigender Erfolg 
eintreten, dieſes Bewußtſein habe er bei der Art und Weiſe ſeiner 
„Betätigung“ haben müſſen. Dieſe Ausführungen ſind nicht frei 
von Rechtsirrtum. 

Mitunter kann man aus dem Erfolge in Verbindung mit der 
Ausführung der Tat alsbald unzweifelhaft den Vorſatz feſtſtellen. 
Dies wird beſonders dann der Fall ſein, wenn der Erfolg einheitlich, 
untrennbar iſt. Dann wird man den immerhin bedenklichen Ausdruck, 
der Angeklagte mußte bei der Art und Weiſe ſeiner Betätigung das 
Bewußtſein haben, wohl dahin auslegen können: die Art und Weiſe 
der Handlung ergibt, daß er das Bewußtſein des Erfolgs gehabt 
und dieſen gebilligt hat. Die Auslegung, der Angeklagte habe 
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möglicherweiſe das Bewußtſein doch nicht gehabt, bei gehöriger Prüfung 
habe er es haben müſſen, würde in einem ſolchen Falle wohl oft dem 
Gedankengange nicht entſprechen. 

Hier war aber der Erfolg ein zweifacher. Der Angeklagte ver⸗ 
urſachte dem Pferde mit dem Peitſchenſtiele einmal Schmerzen, er 
mißhandelte es, ſodann beraubte er es eines Auges und beſchädigte 
es als Sache. Beide Erfolge waren „ſchädigend“; die Mißhandlung 
ſchädigte das körperliche Befinden des Pferdes, die Augenverletzung 
ſchädigte ſeine Unverſehrtheit und Brauchbarkeit. 

Der Ausdruck des Landgerichts: der Angeklagte mußte ſich des 
ſchädigenden Erfolges bewußt ſein, bleibt in dieſem Zuſammenhange 
undeutlich, er iſt zu allgemeln und bezeichnet den Vorſatz der Sach⸗ 
beſchädigung nicht deutlich genug, nicht deutlicher, als den anderer 
Straftaten, zu deren Tatbeſtandsmerkmalen ein ſchädigender Erfolg 
gehört. 

Er läßt nicht erkennen, ob die Verletzung des Auges, oder die 
rohe Mißhandlung, oder das einfache Schlagen als ſchädigender Erfolg 
bezeichnet werden ſollte. Auch die Unterlage, aus der das Gericht 
das Bewußtſein folgert, die Art und Weiſe, wie der Angeklagte 
geſchlagen hat, gibt keinen Aufſchluß; mit Gewalt, mit dem Stielende, 
nach dem Kopfe zu konnte er auch in Züchtigungs⸗ oder Mißhandlungs⸗ 
vorſatz ſchlagen; andererſeits legt die Feſtſtellung, er habe vorſätzlich 
geſchlagen, gerade die Annahme nahe, daß das Urteil in dem 
Irrtum befangen geweſen ſei, ſchon die Vorſtellung, das Pferd werde 
mit dem Stiele getroffen, erfülle den Vorſatz der Sachbeſchädigung. 

Da die Unterſcheidung, ob ſtrafloſes einfaches Schlagen, Tier⸗ 
quälerei (rohes Mißhandeln), Sachbeſchädigung, und dieſe allein oder 
in Tateinheit mit Tierquälerei vorlag, geboten war, bedurfte es einer 
Darlegung, weshalb die Art und Weiſe, wie er mit dem Peitſchenſtiele 
geſchlagen hat, die Annahme begründet, er habe ſich dabei den Eintritt 
der Sachbeſchädigung vorgeſtellt und habe nicht nur das Tier einfach 
ſchlagen, züchtigen, oder roh mißhandeln wollen, ohne aber an eine 
Verletzung, die eine Sachbeſchädigung enthielt, zu denken. Die Aus⸗ 
drucksweiſe läßt daher Zweifel, ob das Urteil hat feſtſtellen wollen, 
der Angeklagte habe an eine Beſchädigung des Tieres als Sache 
gedacht, oder aber, ob er auf einer Verkennung des Vorſatzes bei 
der Sachbeſchädigung beruht. Es war deshalb mit ſeinen Feſtſtellungen 
aufzuheben. Das Berufungsgericht hat nun zu prüfen, ob der An⸗ 
geklagte den Erfolg der Sachbeſchädigung, wenn auch nicht beabſichtigt, 
jo doch ſich vorgeſtellt (RGSt. 15, 12) und zugleich direkt oder 
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wenigſtens eventuell gebilligt hat (RG. 33, 4). Dabei iſt zu beachten, 
daß Vorſatz und Erfolg ſich nicht in allen Einzelheiten, ſondern nur 
in bezug auf das weſentliche Ergebnis decken müſſen. 

Urteil des Strafſenats vom 14. Januar 1909, 8 1/09 (nach 
Weimar). 


6. Aergerniserregung bei der Tierquälerei kann auch 
dann vorliegen, wenn die Tat nicht unmittelbar, 
ſondern an den deutlich auf die Quälerei hin- 
weiſenden Schmerzen wahrgenommen wird. 

Das Schöffengericht iſt bei der Freiſprechung von der Anklage 
der Tierquälerei davon ausgegangen, daß erfordert werden müſſe, 
es nehme jemand durch das Sehen der menſchlichen Bewegungen ſelbſt, 
die die Mißhandlung in ſich ſchließen, Aergernis. Wie hier Miß⸗ 
handlung und Erregung des Aergerniſſes zuſammengebracht werden, 
iſt zu eng. Mißhandlung iſt nicht nur die menſchliche Handlung 
für ſich genommen, ſie iſt als ſolche nicht beendet, ſobald die Körper⸗ 
bewegung vorüber iſt, ſondern dauert an, ſolange die Schmerzen 
beſtehen und ſichtbar oder ſonſt erkennbar ſind. Es genügt, daß 
jemand an den Spuren oder ſonſtigen äußeren Zeichen einer rohen 
Mißhandlung oder eines boshaften Quälens, wenn ſie deutlich als 
ſolche erkennbar find, Aergernis nimmt. Das hat der Senat bereits 
zu S 23/06 ausgeſprochen. Kommt jemand, nachdem einem Pferde 
das Auge ausgeſchlagen worden iſt, hinzu, ſieht er wie noch das Auge 
blutet und läuft, das Tier alſo erfahrungsmäßig Schmerzen hat, 
ſieht er an dem blutigen Peitſchenſtiele, daß es die Folge einer 
rohen Mißhandlung iſt, ſo erſtreckt ſich jedenfalls das Aergernis, das 
er dabei nimmt, unmittelbar auf die Tat ſelbſt. Wahrnehmung der 
Folge und der Tat und Gefühlserregung über beides ſtehen in fo 
nahem Zuſammenhang, daß aus dem Ausſehen, den erkennbaren 
Schmerzen, die Tat empfunden wird, die Mißhandlung wirkt fort 
und erregt Aergernis. Die Wahrnehmung der Mißhandlung, die 
Einwirkung auf das Gefühl iſt in dieſem Falle nicht entfernter, 
mittelbarer, als wenn jemand an den Schmerzenslauten eines Tieres, 
das er gar nicht ſieht, merkt, daß es gequält wird, und daran 
Aergernis nimmt. 

Urteil des Straffenat® vom 14. Januar 1909, 8 1/09 (nach 
Weimar). | 
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Aus amtsgerichtlicher Praxis. 


Entſcheidungen des Amtsgerichts Jena aus dem Gebiete der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit. 


Mitgeteilt von Amtsgerichtsrat Dr. F. Schmid zu Jena. 


1. Die Rabattſparvereine in ihrer heutigen Erſchei— 
nung ſind regelmäßig ihrem Zweck nach auf einen 
wirtſchaftlichen Geſchäfts betrieb gerichtet. Sie 
können daher nicht gemäß § 21 BGB. durch Ein⸗ 
tragung in das Vereinsregiſter rechtsfähig werden. 

Unerheblich iſtes, wenn die Satzung den Zweckdes 

Vereins als einen gemeinnützigen bezeichnet (BEP. 

821). Beſchluß des Amtsgerichts zu Jena vom 17. November 

1907 ). 

Die Satzung des angemeldeten Vereins ſtellt in § 1 voran, daß 
der Verein einen gemeinnützigen Charakter trage, und fährt dann fort: 

„Sein Zweck iſt: 

a) die kaufende Bevölkerung zur Barzahlung anzuregen, den Spar 
finn zu wecken und zu fördern, indem Kaufleute und Gewerbe⸗ 
treibende ſich zuſammenſchließen, welche ihrer, gegen Barzahlung 
kaufenden Kundſchaft einen Rabatt in Form von Rabattmarken 
gewähren wollen, 

b) dadurch zur Förderung der Intereſſen des Kleinhandels eine 
Entwickelung des Barverkehrs und geſunde Preisbildung herbei⸗ 
zuführen, den Konkurrenzkampf zu mildern und unlauteren Ge⸗ 
ſchäftsgebarungen ſowie Verkäufen zu Schleuderpreiſen vorzubeugen.“ 

§ 5 der Satzung ſagt weiter: 

„Die Rechte der Mitglieder beſtehen in allen Vorteilen, die der 
Verein für ſeine Geſamtheit erzielt.“ 

§ 7. Der auf Grund des § 16 der Satzung vom Vorſtand er⸗ 
laſſene Geſchäftsordnung verbietet die Abgabe von Rabattmarken an 
Geſchäftsleute, die nicht Vereinsmitglieder ſind. 

Die Zuläſſigkeit der Eintragung des Vereins hängt in erſter 
Linie davon ab, ob ſein Zweck auf einen wirtſchaftlichen Geſchäfts⸗ 
betrieb gerichtet iſt oder nicht. Für die Beantwortung dieſer Frage 
iſt es ſelbſtverſtändlich nicht entſcheidend, ob die Satzung den Verein 


1) Eine Anfechtung des Beſchluſſes iſt nicht erfolgt. 
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als einen wirtſchaftlichen bezeichnet oder, wie im vorliegenden Falle, 
als einen gemeinnützigen. Nicht das in allgemeinen Redewendungen 
der Satzung vorangeſtellte Programm entſcheidet, ſondern es kommt 
auf die Beſtimmungen der Satzung an, welche für die Betätigung 
des Vereins maßgebend find. Im vorliegenden Falle ergibt die 
Prüfung unter dieſem Geſichtspunkte, daß dem angemeldeten Verein 
das Kennzeichen, das vielfach als ein weſentliches der nach 8 21 BGB. 
zur Rechtsfähigkeit gelangenden ſogenannten idealen Vereine hingeſtellt 
wird, fehlt; er erſtrebt nicht die Förderung der wirtſchaftlichen Inter⸗ 
eſſen der Allgemeinheit, ſondern der unmittelbare Zweck des 
Vereins iſt die wirtſchaftliche Förderung der Vereinsmitglieder. 

Das geht aus den oben wiedergegebenen Beſtimmungen der 
Satzung deutlich hervor: Der Verein bezweckt, daß dem Publikum 
durch Rabattgewährung die Anregung zur Barzahlung gegeben werden 
ſoll, daß das Rabattſyſtem für alle Mitglieder gleichmäßig geregelt 
wird (§ 3 der Geſchäftsordnung), daß Unterbietungen durch Ger 
währung hoher Rabattſätze ausgeſchloſſen werden, und daß auf eine 
geſunde Preisbildung hingewirkt wird. 

Außerdem ſoll freilich auch der Sparſinn der Käufer geweckt und 
gefördert werden. Dieſes idealen Zieles wegen iſt aber der Verein 
offenbar nicht ins Leben getreten, die Förderung der Intereſſen der 
Allgemeinheit iſt lediglich ein, bei der Verfolgung des Vereinszweckes 
ſich ergebender Nebenerfolg. Uebrigens beſteht die Förderung des 
Sparſinns lediglich darin, daß die Rabatte nicht bei den einzelnen 
Käufen in bar gewährt werden, ſondern erſt, wenn die Käufe den 
Geſamtbetrag von 100 oder 200 M. erreicht haben (§ 5 der Ge⸗ 
ſchäftsordnung). Dieſe Regelung des Rabattweſens iſt wohl kaum 
im Intereſſe des Publikums eingeführt, ſondern ſie verfolgt vielmehr 
das Intereſſe der Vereinsmitglieder. Die Käufer, welche einmal bei 
Vereinsmitgliedern gekauft haben, ſollen beſtimmt werden, dies ſo lange 
weiter zu tun, bis ſie einen einlösbaren Betrag von Rabattmarken 
erlangt haben; damit ſoll die Kundſchaft feſtgehalten werden. 

N Das erhellt am beſten daraus, daß es dem kaufenden Publikum 
durch § 7 der Geſchäftsordnung abgeſchnitten wird, von Kaufleuten, 
die nicht Vereinsmitglieder find, Rabattmarken zu erhalten. 

Allerdings iſt, wie das Amtsgericht in feiner, die St.ſche 
„Penſionszuſchußkaſſe betreffenden Entſcheidung eingehender dargelegt 
hat, die Eintragung gemäß § 21 BGB. nicht ſchon um deswillen 
unbedingt ausgeſchloſſen, weil der Zweck des Vereins das wirtſchaft⸗ 
liche Intereſſe ſeiner Mitglieder berührt; nur der auf einen wirt⸗ 
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ſchaftlichen Geſchäfts betrieb gerichtete Zweck hat dieſen Ausſchluß 
zur Folge. 

Dieſe Vorausſetzung iſt aber im vorliegenden Falle ebenfalls 
erfüllt. Die in $ 1 der Satzung angeführten Ziele ſollen durch den 
Betrieb einer den Markenverkauf an die Mitglieder und die Einlöſung 
der ſogenannten Sparbücher beſorgenden Geſchäftsſtelle erreicht werden 
(8 16 der Satzung). Ohne dieſen Betrieb wäre die Betätigung des 
Vereins ſo gut wie ausgeſchloſſen; er iſt mit dem Ziel, welches in 
§ 1 der Satzung als Vereinszweck angegeben wird, fo eng verbunden, 
daß er nicht nur als ein Mittel zum Zweck, ſondern als ein weſent⸗ 
licher Vereinszweck, vielleicht ſogar als deſſen Hauptzweck erſcheint. 
Für die letztere Annahme ſpricht auch der Inhalt des dem Gericht 
vorliegenden Protokollbuches, welches über die Verhandlungen vom 
19. November 1904 bis zum 17. Oktober 1907 Aufſchluß gibt. 
Danach haben ſich die Verſammlungen, abgeſehen von inneren An⸗ 
gelegenheiten, wie Wahlen uſw., bisher faſt ausnahmslos mit den 
Angelegenheiten der Geſchäftsſtelle befaßt. Das Verhältnis dieſer zu 
dem Zwecke des Vereins erhellt auch daraus, daß das Bild kaum ge⸗ 
ändert werden würde, wenn die Satzung unter Weglaſſung der allgemeinen 
Angaben des § 1 als Zweck des Vereins nur den Betrieb einer ſolchen 
Geſchäftsſtelle bezeichnete, daß aber die Satzung ſich als ein inhalt⸗ 
loſes Gehäuſe darſtellen würde, wenn ſie nicht neben den allgemeinen 
Angaben des § 1 den auf den Betrieb der Geſchäftsſtelle und den 
Verkehr mit Rabattmarken bezüglichen Inhalt aufwieſe. 

Daß die Geſchäftsſtelle, welcher die Ausgabe der Rabattmarken, 
die Anlegung der dafür eingehenden Gelder, und die Einlöſung der 
Sparbücher obliegt, als ein Geſchäftsbetrieb von ſehr erheblichem 
Umfang daſteht, ergibt ſich daraus, daß am 19. November 1904 als 
eine erſte Anſchaffung der Ankauf von 8000 Sparbüchern zu je 
200 M., alſo für einen Umſatz von 1600000 M. berechnet, be 
ſchloſſen wurde; ferner der Ankauf von Rabattmarken im Betrag von 
2 600000 M., alſo mit einem Einlöſungswert von 130000 M.; daß 
bald, ſo am 9. Januar 1905, erhebliche Nachbeſchaffungen nötig 
wurden, endlich daraus, daß nach dem Protokoll vom 11. Januar 
1906 vor Ablauf des erſten Geſchäftsjahres bereits rund 67 000 M. 
für Einlöſung von Sparbüchern verausgabt waren. 

Für die Zulaſſung eines Vereins zur Eintragung nach $ 21 BGB. 
wird häufig der auch im vorliegenden Falle gegebene Umſtand an⸗ 
geführt, daß der Verein ſeinen Mitgliedern keinen unmittelbaren Vorteil 
in barem Gelde bringe, daß er daher ein wirtſchaftlicher nicht ſei. 
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Dieſer Hinweis iſt jedoch in doppelter Beziehung verfehlt; einmal 
begrenzt er den Begriff des wirtſchaftlichen Vorteils viel zu eng, und 
dann leitet er von dem richtigen Geſichtspunkt, von der richtigen 
Frageſtellung ab; letztere hat lediglich dahin zu gehen, ob ein wirt⸗ 
ſchaftlicher Geſchäftsbetrieb vorliegt, oder nicht. Im vorliegenden 
Falle iſt der Geſchäftsbetrieb dadurch als ein wirtſchaftlicher ge⸗ 
kennzeichnet, daß er dazu dient, durch Förderung der Barzahlung, 
Regelung des Rabattgebens, und Feſthalten der Kundſchaft die 
Geſchäfte und damit die wirtſchaftliche Lage der Mitglieder zu 
heben 


2. Der Begriff des wirtſchaftlichen Geſchäftsbetriebs. 
Der Zweck eines Vereins, der den Lehrern einer 
Erziehung8anſtalt und deren Witwen Penfion?- 
zuſchüſſe ſichert, kann auf einen wirtſchaftlichen 
Geſchäftsbetrieb gerichtet ſein, ſelbſt wenn die 
Mitglieder zu Beitragsleiſtungen nicht verpflichtet 
ſind. (§S 21 BGB.) Beſchluß des Amtsgerichts zu Jena vom 
12. November 1907 ). 


Nach der vorgelegten Satzung iſt es der Zweck des Vereins, 
einen Zuſchuß zu der Penſion zu gewähren, welche die Lehrer der 
St.ſchen Erziehungsanſtalt und deren Witwen von einer Privat⸗ 
verſicherungsgeſellſchaft zu erwarten haben, bei welcher ſie, nach dem 
mit dem Leiter der Erziehungsanſtalt abgeſchloſſenen Anſtellungs⸗ 
vertrag Verſicherung zu nehmen verbunden find (§ 3, 15, 17 der 
Satzung). Die Mittel hierzu ſollen nach § 10 der Satzung in folgen⸗ 
der Weiſe aufgebracht werden: 

1) aus den Zinſen des Vereinsvermögens, 

2) aus erhofften Schenkungen, 

3) aus den Zuwendungen, welche von ſeiten der Stadtgemeinde 
Jena erwartet werden (vergl. $ 11 der Satzung), 

4) aus Zuwendungen außerordentlicher Mitglieder, d. h. in erſter 
Linie aus den Leiſtungen, zu denen der Leiter der Anſtalt ſich gemäß 
§ 12 der Satzung verpflichtet hat. 

Die Anlegung der Vereinsmittel hat nach § 14 der Satzung in 
mündelſicherer Weiſe zu erfolgen. 

Nach § 21 BGB. können durch Eintragung in das Vereins⸗ 
regiſter nur ſolche Vereine die Rechtsfähigkeit erwerben, deren Zweck 


1) Eine Anfechtung des Beſchluſſes iſt nicht erfolgt. 
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auf einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb nicht gerichtet iſt; andern⸗ 
falls ſteht dem Verein lediglich der in §S 22 BGB. gewieſene Weg offen. 

Wie unten auszuführen ſein wird, ſteht der angemeldete Verein 
der Grenze nahe, ſo daß die Entſcheidung über die Eintragsfähigkeit 
davon abhängt, welche Stellung der Richter bei dieſer Entſcheidung 
zu der Auslegungsregel anzunehmen hat, die man in die Worte „in 
dubio mitius“ zu faſſen pflegt. Die Eintragung würde vielleicht 
zuzulaſſen ſein, wenn es dem Richter geſtattet wäre, die in jenen 
Worten angedeutete Regel zu befolgen, dahingehend, daß die recht⸗ 
lichen Tatbeſtände im Zweifel fo zu beurteilen find, wie es der Auf⸗ 
rechterhaltung eines Rechtsgeſchäfts dienlicher iſt. Dieſe Regel iſt dem 
heutigen Rechte nicht um deswillen fremd, weil ſie im BGB. nicht 
ausdrücklich ausgeſprochen iſt; ſie kann ſehr wohl da Anwendung 
finden, wo ſie dem Weſen der Sache entſpricht, wo daher anzu⸗ 
nehmen iſt, daß ſie auch der Abſicht des Geſetzgebers entſpricht. 
Dieſe Vorausſetzung iſt aber, wenn es ſich um die Frage der Ein⸗ 
tragsfähigkeit eines Vereins handelt, nicht gegeben, ebenſowenig 
wie ſie bei der Entſcheidung über eine Eintragung in das Grundbuch 
gegeben iſt. 

Bei der Eintragung eines Vereins iſt nicht nur auf die Inter⸗ 
eſſen des Vereins und ſeiner Mitglieder Rückſicht zu nehmen. Ed iſt 
auch zu beachten, daß die Eintragung der Allgemeinheit gegenüber 
Bedeutung hat; jedermann ſoll darauf bauen können, daß ein rechts⸗ 
fähiger Verein entſtanden iſt. Ein ſolcher entſteht aber nicht, wenn 
die Vorausſetzung des $ 21 BGB., der Ausſchluß eines auf wirtſchaft⸗ 
lichen Geſchäftsbetriebs gerichteten Zweckes, nicht gegeben iſt; der 
unzuläſſigerweiſe eingetragene Verein hat nur den täuſchenden Schein 
der Rechtsfähigkeit für ſich. Die Rückſicht auf die Allgemeinheit, auf 
die Rechtsſicherheit, macht es daher dem Richter zur Pflicht, die Ein⸗ 
tragung dann zu verweigern, wenn deren Zuläſſigkeit nicht außer 
Zweifel geſtellt iſt. | 

Der Zweck des angemeldeten Vereins iſt offenſichtlich ein wirt⸗ 
ſchaftlicher: er will ſeinen Mitgliedern den Anſpruch auf einen Pen⸗ 
ſionszuſchuß, alſo einen wirtſchaftlichen Vorteil, ſichern. Von einem 
weiteren idealen Zweck kann nicht die Rede ſein, ſonſt müßte man 
dazu kommen, die wirtſchaftliche Förderung und Sicherung eines 
Perſonenkreiſes an ſich als idealen Zweck allgemein anzuerkennen. 

Die Unzuläſſigkeit des Eintrags wäre alſo von vornherein außer 
Zweifel, wenn die auch im juriſtiſchen Sprachgebrauch geläufige 
Scheidung von idealen und wirtſchaftlichen Vereinen den Unterſchied 
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der Vereinsgruppen, welche nach § 21 oder 22 BGB. die Rechts⸗ 
fähigkeit erlangen, erſchöpfend wiedergäbe. Das iſt aber nicht der Fall. 

Der Erwerb der Rechtsfähigkeit nach 8 21 BGB. iſt nicht an 
die poſitive Vorausſetzung geknüpft, daß der Zweck des Vereins ein, 
vom materiellen Vorteil abſehender idealer iſt. Es genügt das 
negative Moment, daß der Zweck auf einen wirtſchaftlichen Geſchäfts— 
betrieb nicht gerichtet iſt. E. III zum BGB. forderte allerdings 
für die Eintragsfähigkeit nach §S 21 BGB. poſitiv, daß der Zweck 
ein gemeinnütziger, wohltätiger, geſelliger, künſtleriſcher oder anderer, 
auf einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb nicht gerichteter ſei. Dieſe 
Faſſung iſt aber abſichtlich geändert worden, um klarzuſtellen, daß 
alle Vereine, welche einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb nicht be- 
zwecken, ohne Rückſicht auf ihren ſonſtigen Zweck nach §S 21 BGB. 
rechtsfähig werden können (vergl. Planck, Komm. § 21, Anm. 1 
am Ende). 

Unter einem wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb wird man in erſter 
Linie den Betrieb eines Erwerbdgeſchäfts verſtehen müſſen, der Art, 
wie es die Einzelkaufleute, die Geſellſchaften des Handelsrechts und 
die der wirtſchaftlichen Förderung ihrer Mitglieder bezweckenden geſchäft⸗ 
lichen Unternehmungen, wie ſie für die eingetragenen Genoſſenſchaften 
bezeichnend ſind, betreiben. 

Damit iſt aber das Gebiet der wirtſchaftlichen Geſchäftsbetriebe 
keineswegs erſchöpft, und es wird die Grenze viel zu eng gezogen, 
wenn z. B. das OLG. Stuttgart im Beſchluß vom 23. März 1900 
(Sörgel, Rechtſpr. 1. 8 216; Mugdan-Fallmann, OL G⸗ 
Rſpr. 1, 15) als einen ſolchen Betrieb nur die gewerbsmäßige auf 
Produktion oder Umſatz von Gütern gerichtete Tätigkeit anerkennen 
will. Damit wird in unrichtiger Weiſe an Stelle des in § 21 ent⸗ 
haltenen Begriffs des wirtſchaft lichen Betriebs der engere Begriff 
des gewerbsmäßigen Betriebs geſetzt. Auch führt die Betonung der 
Produktion und des Umſatzes von Gütern leicht zu einer zu engen Auf⸗ 
faſſung, da man dabei zunächſt an körperliche Sachen denkt; nur ſo 
konnte das OLG. Stuttgart dazu kommen, den wirtſchaftlichen Ge- 
ſchäfts betrieb bei einem Kreditreformverein zu verneinen, obwohl deſſen 
Zweck auch die Errichtung eines Nachrichtenbureaus umfaßte, alſo eines 
Betriebes, der, wenn er in größerem Umfang ſtattfindet, zu den nach 
82 HGB. eintragspflichtigen kaufmänniſchen Betrieben gehört (vergl. 
Staub, Komm. zum HGB. § 2 Anm. 3). So iſt denn in der 
Praxis auch mehrfach anerkannt worden, daß Vereine den wirtſchaft⸗ 
lichen beizuzählen ſind, obwohl nach der Definition des 1 5 Stutt⸗ 

Blätter für Rechtspflege LVI. N. F. XXXVI. 
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gart bei ihnen von einem wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb nicht die 
Rede ſein kann. Das gilt von Vereinen, die den Zweck haben, durch 
Einſammeln und Verwalten von Einſtandsgeldern und fortlaufenden 
Beiträgen der Mitglieder die Mittel für deren Unterſtützung in Krank⸗ 
heitsfällen und für deren Penſionierung zu beſchaffen (vergl. Sörgel, 
Rechtſpr. 1 zu § 21 unter g und h). Von dieſen Beiſpielen unter⸗ 
ſcheidet ſich der vorliegende Fall allerdings inſofern, als die ordent⸗ 
lichen Mitglieder nach den Satzungen zu irgendwelchen Beiträgen nicht 
verpflichtet ſind. Das würde aber ein weſentlicher Unterſchied nur dann 
ſein, wenn es ſich um die Frage handelte, ob ein den zwingenden Vor⸗ 
ihriften des Reichsgeſetzes über die Privatverſicherungsvereine vom 
12. Mai 1901 fallender Verein vorliege, nicht aber bei der Entſcheidung 
der Frage, ob ein wirtſchaftlicher Geſchäftsbetrieb vorliegt. 

Dieſer kann ebenſo wie in der Einhebung und Verwaltung der 
Mitgliederbeiträge darin beſtehen, daß die Mittel eingehoben und ver⸗ 
waltet werden zu deren Gewährung ſich im vorliegenden Falle be⸗ 
ſtimmte Perſonen und Korporationen auf die Dauer oder auf beſchränkte 
Zeit verpflichtet haben. Ein Geſchäftsbetrieb muß unter anderem auch 
aus dem Grunde als gegeben angeſehen werden, weil die auf Beſchaffung 
der Geldmittel und deren Mehrung durch wirtſchaftliche Nutzbarmachung. 
gerichtete Tätigkeit des Vereins ſich als eine für die Dauer berechnete Ein⸗ 
richtung darſtellt. Auch dieſe Tätigkeit iſt als wirtſchaftlicher Geſchäfts⸗ 
betrieb zu erachten, wenngleich fie ſich von der wirtſchaftlichen Ge- 
bahrung eines Konſumvereins oder Darlehnskaſſenvereins weſentlich 
unterſcheidet. Nur dann würde von einem wirtſchaftlichen Geſchäfts⸗ 
betrieb nicht die Rede ſein können, wenn nach der Organiſation die 
bezeichnete Tätigkeit den Stempel des Vorübergehenden, Zufälligen 
und Nebenſächlichen an ſich trüge, wenn es ſich etwa nur um die 
Einſammlung von freiwilligen Beiträgen zu einem einmaligen Zweck 
handelte. 

Zuzugeben iſt allerdings, daß mit der hier vertretenen Auffaſſung. 
die Grenze der zuläſſigen Ausdehnung des Begriffs erreicht iſt. 

Es ſind nun die Vereinsbildungen zahlreich, welche ein unzweifel⸗ 
haft ideales und ein ebenſo unzweifelhaftes wirtſchaftliches Element 
in ſich vereinigen. Die Wiſſenſchaft und Praxis iſt in einer Richtung 
vertreten, welche beſtrebt iſt, für derartige Vereine die Möglichkeit des 
Erwerbes der Rechtsfähigkeit nach 8 21 zu vertreten. Da von vorn⸗ 
herein zuzugeben iſt, daß wenige Vereine von dem materiellen Element 
vollkommen frei ſind, daß die Abſicht des Geſetzes offenbar nicht dahin 
geht, daß jede Beziehung zu einem wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb von 
der Eintragung nach §S 21 BGB. ausſchließt, fo iſt zu prüfen, ob 
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ſich unter dieſem Geſichtspunkt die Eintragung des angemeldeten Vereins 
rechtfertigen läßt. 

Endemann (Lehrbuch des BR. § 46 Anm. 1) unterſcheidet 
zwiſchen dem Hauptzweck und dem Nebenzweck eines Vereins, und 
läßt den erſteren für die Zugehörigkeit zu der einen oder der anderen 
Gruppe entſcheiden. Dieſes Merkmal iſt jedoch entſchieden nicht glück⸗ 
lich gewählt. Es wird den Erſcheinungen des Rechtsverkehrs vor 
allem inſofern nicht gerecht, als in der Regel aus der Satzung und 
dem ſonſtigen dem Regiſterrichter vorliegenden Material nicht zu ent⸗ 
nehmen iſt, welcher Zweck der Hauptzweck iſt. 

Staudinger (Vereinsrecht S. 32) findet das unterſcheidende 
Merkmal darin, daß bei den wirtſchaftlichen Vereinen „die Erwerb3- 
tendenz gerichtet iſt unmittelbar auf geſchäftlichen Vorteil der Bere 
einigung ſelbſt und ihrer Mitglieder, alſo nicht bloß durch allgemeine 
Förderung der einſchlägigen Intereſſen über jenen Kreis hinaus einer 
unbeſtimmten und unbegrenzten Menge von Individuen“. Dieſes 
Merkmal mag in den meiſten Fällen auf die richtige Unterſcheidung 
hinleiten, für ſich allein kann es jedoch nicht entſcheiden. Vielfach 
haben die wirtſchaftlichen Vereine die Tendenz, ihren Geſchäftsbetrieb 
möglichſt weit, auch über den Kreis der Mitglieder hinaus, auszu⸗ 
dehnen, die Vorteile, die der Verein bietet, ganz oder teilweiſe auch 
den außerhalb ſtehenden Perſonen zukommen zu laſſen, um bei dem 
erweiterten Betrieb auch für ſich ſelbſt beſſere Bedingungen zu er⸗ 
langen; andererſeits kann ein, ſeiner Tendenz nach nicht wirtſchaftlicher 
Verein ſich veranlaßt ſehen, zwecks Vermehrung ſeiner Mitgliederzahl 
und zur Erweiterung ſeines Einfluſſes, die von ihm nebenher ge— 
währten wirtſchaftlichen Vorteile nur ſeinen Mitgliedern zukommen 
zu laſſen. 

Auf den richtigen Weg führt die bei Staudinger a. a. O. 
ſitierte Denkſchrift (S. 9) und die bei Planck (Komm. zu 8 21 BGB., 
Anm. 2) gegebene Ausführung. Allerdings iſt auch hier von einem 
Hauptzweck die Rede. Das Wort erhält jedoch eine andere Bedeutung 
als bei Endemann dadurch, daß ihm nicht ein Nebenzweck gegenüber⸗ 
geſtellt wird, ſondern geſagt wird, daß der Zweck des Vereins dann 
ein wirtſchaftlicher nicht ſei, wenn der Geſchäftsbetrieb lediglich als 
Mittel zur Erreichung anderer Zwecke ſtattfinde (Planck, a. a. O.), 
oder wie es in der Denkſchrift genauer heißt, wenn der Geſchäftsbetrieb 
nur dazu dient, die zur Erreichung des idealen Hauptzwecks erforder⸗ 
lichen Mittel beſchaffen zu helfen. Es iſt zuzugeben, daß auch dieſe 
Formulierung es noch vielfach zweifelhaft erſcheinen laſſen wird, welcher 
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Gruppe ein Verein zuzuzählen iſt. Sie bedarf noch der genaueren 
Präziſierung, damit durch ſie nicht bloß die Beſchaffung von muſter⸗ 
gültigem Material für Imkerei und Fiſchzucht gedeckt wird, ſondern 
auch um den Großbetrieb, deſſen Mittel dazu dienen ſollen, etwa durch 
Beſchaffung eines Agitationsfonds irgendwelches geiſtiges Intereſſe zu 
fördern, das mit dem Betrieb in keinerlei innerem Zuſammenhang ſteht. 

Der Umſtand, daß auch obige Formulierung nicht die glatte Ent⸗ 
ſcheidung aller Fälle ermöglicht, kann nicht gegen ihre Berechtigung 
geltend gemacht werden, denn es handelt ſich nicht um Rechtsgebilde, 
die ſich in ſchroffem, unüberbrücktem Gegenſatz gegenüberſtehen, ſondern 
um ſolche, die mit fließender Grenze ineinander übergehen. Jedenfalld 
entſpricht die von Planck vertretene, das wirtſchaftliche Element bei 
den nach § 21 einzutragenden Vereinen am weiteſten zurückdrängende 
Anſicht am meiſten der Abſicht des Geſetzgebers. Betrachtet man die 
Vorſchriften des 8 21 BGB. im Zuſammenhalt mit den ſonſtigen 
reichsrechtlichen Vorſchriften über Vereinigungen, insbeſondere über 
die handelsrechtlichen Vereinigungen, ſo tritt in unſerer Geſetzgebung 
die Tendenz deutlich hervor, die Organiſation um fo eingehender ge⸗ 
ſetzlich zu regeln, um ſo mehr in die Autonomie des Vereins ein⸗ 
zugreifen, je größer die wirtſchaftliche Bedeutung eines Vereinstypus iſt. 
Dem entſpricht es, wenn nur die Vereine, bei denen das wirtſchaftliche 
Element auf ein im Verhältnis zur Geſamtbetätigung des Vereins gering⸗ 
fügiges Mindeſtmaß beſchränkt iſt, unter einem Mindeſtmaß von geſetz⸗ 
lichen Einſchränkungen gemäß §S 21 BGB. zur Rechtsfähigkeit gelangen. 

Legt man den von Planck gegebenen Maßſtab an den ange⸗ 
meldeten Verein an, fo erhellt, daß der wirtſchaftliche Geſchäftsbetrieb 
hier keineswegs jene untergeordnete Rolle ſpielt. Die Sicherung der 
Ausſicht auf eine Rente und die Beſchaffung der hierzu erforderlichen 
Mittel ſtellen den ausſchließlichen Zweck des Vereins dar; es fehlt 
an einem weiteren, außerhalb dieſes wirtſchaftlichen Geſchäftsbetriebs 
liegenden Zweck, welchem dieſer Geſchäftsbetrieb etwa dienen könnte. 

Es ergibt ſich alſo, daß der angemeldete Verein zu denjenigen 
gehört, welche im Sinne des $ 21 BGB. als auf einen wirtſchaft⸗ 
lichen Geſchäftsbetrieb gerichtet anzuſehen ſind, und daher die Rechts⸗ 
fähigkeit nach §S 21 BGB. nicht erlangen können. Uebrigens würde 
man auch vom Standpunkt Endemanns ausgehend zu dem gleichen 
Schluß kommen müſſen; denn wo, wie hier, kein weiterer Zweck 
erſichtlich iſt, kann die wirtſchaftliche Betätigung nicht Nebenzweck ſein. 


3. Ein in der beſonderen amtlichen Verwahrung des 
Nachlaßgerichts befindliches Teſtament iſt auch zu 
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eröffnen, wenn es in einem anderen, bereits er- 
öffneten Teſtament zurückgenommen iſt. Das gilt 
aus beſonderen Gründen dann, wenn das wider- 
rufende Teſtament in der in § 2231 Ziff. 2 zu⸗ 
gelaſſenen Form errichtet if. § 2260, 2360 Abſ. 2 
BGB. (Beſchluß des AG. Jena vom 16. Februar 1908 ). 


Die Erblaſſerin hat 2 Teſtamente hinterlaſſen, von denen das 
eine am 2. Juli 1892 vor dem Großh. Amtsgericht hier errichtet iſt, 
das andere in der durch § 2231 Ziff. 2 BGB. geordneten Form am 
4. Dezember 1907. Das letztere, welches am 7. Februar 1908 
eröffnet worden iſt, beſtimmt unter Nr. V, daß das frühere Teſtament 
aufgehoben ſei. Die in letzterem Teſtamente eingeſetzten Erben haben, 
ſoweit ſie im Eröffnungstermin zugegen waren, der Eröffnung des 
hiernach widerrufenen Teſtaments widerſprochen. Dieſer Widerſpruch, 
RE erſcheint jedoch nicht haltbar. 

Gemäß § 2260 BGB. hat das Nachlaßgericht nach dem Bekannt⸗ 
werden des Todesfalls alsbald das Erforderliche zwecks Eröffnung 
eines vom Erblaſſer bei ihm niedergelegten Teſtaments einzuleiten. 
Dieſe Vorſchrift bezieht ſich nach dem klaren Wortlaut auf jedes in der 
Verwahrung des Nachlaßgerichts befindliche Teſtament ohne Ausnahme. 
(So Planck, Komm. zu § 2260 A. 4; Kleinadam, Recht 1901 
S. 112; Gos lich in Lobes Centralblatt 2, 101 ff.; ihm zuſtimmend 
Kuhlenbeck, Komm. zu § 2260, in der Lit.⸗Ueberſicht; OLG. 
Hamburg, HanſGZ. 1901 Beibl. 133, KG. vom 7. Dezember 05 
KGJ. 31 B, 15; ähnlich auch KG. vom 20. Mai 01 ebenda 
22 B, 7). 

An dieſem Wortſinn iſt feſtzuhalten; von ihm könnte nur dann 
abgegangen werden, wenn genügende Gründe für die Annahme 
ſprächen, daß er ſich mit der Abſicht des Geſetzgebers nicht decke. 
Solche Gründe können ſich aus der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes 
ergeben, ferner auch aus praktiſchen Erwägungen, z. B. wenn die 
wörtliche Auslegung zu Folgerungen führt, von denen weder ange⸗ 
nommen werden kann, daß ſie dem Geſetzgeber entgangen ſeien, noch 
auch, daß ſie von ihm gewollt ſeien. 

Auf beiden Wegen iſt die Begründung dafür, daß ein widerrufenes 
Teſtament nicht zu eröffnen ſei, verſucht worden. Auf dem erſteren 
durch Brunner (BayRot Z. 1901 S. 137), auf letzterem durch das 
bayriſche oberſte Landesgericht (31. März 00, OL GRſpr. 1900 Nr. 36, 


1) Eine Anfechtung des Beſchluſſes iſt nicht erfolgt. 
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von Brandis (HanſGZ. Beibl. Nr. 40 Anm.), und vom DRG. 
Colmar (Recht 1902 S. 181). 

Reichlich unbeſtimmt läßt ſich Staudinger, Komm. § 2260 
unter I dahin aus, daß die Eröffnung des widerrufenen Teſtaments 
wohl zu unterlaſſen ſein dürfte. 

Die angeführten Verſuche ſind als verfehlt zu erachten. 

Mit Recht führt das Kammergericht Brunner gegenüber aus 
(RSS. 31 B, 15), daß die Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes die 
von Brunner gezogene Folgerung nicht rechtfertigt, daß fie keinen 
Anhalt dafür bietet, daß der Entwurf I bezüglich des widerrufenen 
Teſtaments eine Ausnahme von der Regel des § 2260 (1983) zu⸗ 
gelaſſen habe; ferner, daß ſelbſt eine ſolche Ausnahme nichts beweiſen 
würde, da die Beſtimmung des § 2257 BGB., aus welcher ſich ein 
weſentlicher Grund für die Notwendigkeit der Eröffnung ergibt, dem 
erſten Entwurf noch fremd geweſen iſt. | 

Die Verſuche, die Eröffnung des widerrufenen Teſtaments als 

dem Willen des Geſetzgebers zuwiderlaufend hinzuſtellen, gehen davon 
aus, daß die Eröffnung in dieſem Falle völlig zwecklos ſei, und daß 
daher die berechtigten Intereſſen der Beteiligten an dem Geheimbleiben 
der unwirkſamen Verfügung beachtet werden müßten. Dieſe Ueber⸗ 
legungen, welche ohnehin für die Geſetzgebung mehr in Betracht 
kommen würden wie für die Geſetzesanwendung, erweiſen ſich jedoch 
bei näherer Prüfung als von Grund aus unhaltbar. 
Zaunächſt kann keineswegs anerkannt werden, daß jenes Intereſſe 
von Beteiligten in allen Fällen ein berechtigtes ſei, noch weniger, daß 
es das überwiegende ſei gegenüber dem unter Umſtänden auch fehr 
berechtigten Intereſſe anderer an der Kenntnisnahme. Dazu kommt, 
daß der Geſetzgeber dem Erblaſſer, der ſeinen bei Gericht verwahrten 
letzten Willen völlig vernichten und dem Bekanntwerden entziehen 
will, den Weg hierzu durch die ausdrücklichen Vorſchriften des § 2256 
BGB. gewieſen hat: er kann es aus der amtlichen Verwahrung 
zurückfordern. Zu der zitierten Entſcheidung des Bayriſchen Oberſten 
Landesgerichts iſt noch zu bemerken, daß die Begründung auf den 
vorliegenden Fall nicht ohne weiteres anwendbar iſt, da ſie ſich 
zum Teil auf Beſonderheiten des Falles — es handelte ſich um ein 
gemeinſchaftliches Teſtament — ſtützt, welche hier nicht in Frage 
kommen. 

Die Behauptung, es ſei zwecklos, ein widerrufenes Teſtament zu 
eröffnen, da es keine materielle Bedeutung habe, iſt unrichtig. Mit 
Recht wird von Planck a. a. O. darauf hingewieſen, daß die Exiſtenz 
eines widerrufenen Teſtaments keineswegs die materielle Unwirkſam⸗ 
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keit des widerrufenen Teſtaments beweiſt. Die Möglichkeit iſt nicht 
ausgeſchloſſen und für den mit der Eröffnung befaßten Richter gar 
nicht widerlegbar, daß das aufhebende Teſtament wiederum aufgehoben 
iſt, und daß das widerrufene Teſtament dadurch gemäß § 2258 Abſ. 2 
wieder in Kraft getreten ſei. Weiter iſt die Möglichkeit zu berückſichtigen, 
daß das widerrufene Teſtament wegen eines Formmangels, oder 
wegen der mangelnden Geſchäftsfähigkeit des Erblaſſer8 unwirkſam 
iſt. Iſt endlich das widerrufene Teſtament, wie im vorliegenden 
Falle, ein eigenhändiges, ſo iſt die Eröffnung und Verkündigung 
der widerrufenen Verfügung geradezu notwendig. Das eigen— 
händige Teſtament genügt nach § 36 GO. nicht zur Legitimation 
gegenüber dem Grundbuchamt, dieſes muß, falls das Teſtament nicht 
in einer öffentlichen Urkunde vorliegt, den Nachweis des Erbrechts 
durch Erbſchein verlangen; auch im Verkehr wird regelmäßig bei 
wichtigeren Angelegenheiten in ſolchem Falle die Beibringung eines 
Erbſcheins gefordert. Dieſer ſoll aber nach §S 2360 BGB. auf Grund 
des eigenhändigen Teſtaments nur gegeben werden, nachdem diejenigen 
gehört worden ſind, welche bei Unwirkſamkeit des letzteren Erben ſein 
würden. Das ſind aber in unſerem Falle diejenigen, welche in dem 
widerrufenen Teſtament eingeſetzt waren. Dafür, daß der § 2360 
BGB. in ſolchen Fällen eine Ausnahme erleide, findet ſich im Geſetz 
keinerlei Anhalt. Ebenſowenig Anhalt iſt aber auch dafür gegeben, 
daß es dem Willen des Geſetzgebers entſpreche, denjenigen, die im 
widerrufenen Teſtament eingeſetzt waren, die vielleicht in der Lage 
ſind, die Rechtswirkſamkeit der widerrufenden Verfügung in Frage 
zu ſtellen, von der Betätigung ihrer Rechte dadurch auszuſchließen, 
daß ihnen jede Kenntnis dieſer Rechte grundſätzlich abgeſchnitten wird. 
Wenn nun auch wirklich das widerrufene Teſtament in einzelnen 
Fällen gänzlich bedeutungslos ſein kann, eine Vorausſetzung, die, wie 
ſchon dargelegt, hier nicht zutrifft, ſo kann dieſer Umſtand, wie Goslich 
a. a. O. 103 zutreffend ausführt, doch nur auf Grund eingehender Er⸗ 
örterungen und nur mit mehr oder weniger Wahrſcheinlichkeit feſtgeſtellt 
werden. Es müßte, bevor das Unterbleiben der Eröffnung verfügt 
werden dürfte, ein Verfahren wie das in 88 2355, 2358 BGB. geordnete 
ſtattfinden, und hierfür bietet das Geſetz wiederum keinerlei Anhalt. 
Dazu kommt, daß dann, wenn man die Zweckloſigkeit der Eröffnung 
als Beweisgrund für deren Unzuläſſigkeit aufſtellt, zu viel bewieſen wird. 
Die Unzuläſſigkeit würde dann auch in anderen Fällen zu folgern ſein, 
als ſolchen, wie ſie in den oben angeführten Belegſtellen behandelt ſind; 
ſo in dem Falle der völligen Vermögendloſigkeit des Erblaſſers. Die 
Unzuläſſigkeit dieſer Folgerung dürfte aber auf der Hand liegen. 
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Endlich ift darauf hinzuweiſen, daß nicht abzufehen iſt, was aus 
einem Teſtament werden ſoll, welches nach dem Ableben des Erblaſſers 
nicht eröffnet wird. 

Das BGB. enthält für die Behandlung der bei Gericht hinter: 
legten Teſtamente, abgeſehen von den nur das gemeinſchaftliche Teſta⸗ 
ment betreffenden Sondervorſchriften des § 2273 nur die durch 
§ 2263 bekräftigte Vorſchrift des § 2260, nach welcher die als⸗ 
baldige Eröffnung ſtattzufinden hat. Wollte der Geſetzgeber Aus⸗ 
nahmen hiervon zulaſſen, ſo mußte er dieſe genauer regeln; er mußte 
z. B. regeln, wo das nicht eröffnete Teſtament weiter zu verwahren 
ſei, ob es an einen Beteiligten hinausgegeben werden dürfe, und an 
welchen; er mußte endlich auch regeln, unter welchen näheren Um⸗ 
ſtänden die in $ 2259 BGB. allgemein ausgeſprochene Herausgabe⸗ 
pflicht hinſichtlich des widerrufenen Teſtaments nicht ſtattfinde. Da⸗ 
für aber, daß das Geſetz in dieſer Beziehung wegen Fehlens not⸗ 
wendiger Beſtimmungen lückenhaft ſei, fehlt wiederum jeglicher Anhalt. 
Allerdings hat Bötticher (Lobes Centralblatt für FG. 2, 712, f.) nach⸗ 
zuweiſen verſucht, daß die Frage durch die mit § 246 Sachſ. Weim. 
AG. zum BGB. übereinſtimmenden Vorſchriften des preußiſchen AG. ge⸗ 
regelt ſei, daß unter Umſtänden eine weitere Verwahrung und die 
Eröffnung nach Ablauf von 54 Jahren ſeit der Errichtung in Frage 
komme. B.s Beweisführung iſt jedoch als mißlungen zu erachten 
(vergl. Goslich a. a. O. S. 106). 

Endlich wird im vorliegenden Falle von den Beteiligten, aller⸗ 
dings ohne einen Verſuch der Begründung, die Anſicht vertreten, daß 
die Erben die Rückgabe des widerrufenen Teſtaments fordern könnten. 
Dem iſt entgegenzuhalten, daß das BGB. eine Zurückgabe nur ge⸗ 
mäß § 2256 Abſ. 2 zuläßt, und daß es dabei ſcharf betont, daß fie 
nur an den Erblaſſer perſönlich erfolgen kann. Dieſe Vorſchrift be⸗ 
zieht ſich allerdings zunächſt nur auf die Rückgabe bei Lebzeiten des 
Erblaſſers, allein es iſt, ſchon mit Rückſicht auf die Bedeutung, welche 
das widerrufene Teſtament noch gemäß §§ 2257, 2360 BGB. haben 
kann, nicht der geringſte Grund für die Annahme vorhanden, daß 
nach dem Ableben etwa das Gegenteil gelte. 

Die gleiche Ueberlegung verbietet es auch, dem lediglich ſchriftlich 
geäußerten, aber nicht verwirklichten Wunſch der Erblaſſerin, das 
Teſtament aus der Verwahrung zurückzunehmen, Gewicht beizulegen 
(vergl. Eingabe vom 6. Febr. 08). Wollte man darin auch eine den 
Erben erteilte Ermächtigung erblicken, ſo würde dieſe doch gegenüber 
§ 2262 Abſ. 2 BGB. keinen Beſtand haben. Zudem vermag das 
Nachlaßgericht nicht zu entſcheiden, aus welchen Gründen die Erblaſſerin 
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ihre Abſicht, die durch die Rückgabe des Teſtaments im Haufe jeder- 
zeit erreicht werden konnte, nicht verwirklicht hat. 

Bemerkt ſei noch, daß daraus, daß das fragliche Teſtament vor 
dem Inkrafttreten des BGB. errichtet iſt, nichts gegen die Anwend⸗ 
barkeit der Vorſchriften des letzteren gefolgert werden kann. Die Vor⸗ 
ſchriften des EG. enthalten keinen hier in Betracht kommenden Vor⸗ 
behalt gegenüber dem BGB. 


4. Die nach 8627 ZPO. zuläſſigen Anordnungen find 
ausſchließlich vom Prozeßgericht zutreffen. Dieſes 
kann die erforderlichen Anordnungen weder ganz 
noch teilweiſe dem Vormundſchaftsgericht über— 
tragen, auch nicht in der Form, daß es dieſengewiſſe, 
zur Ausführung der getroffenen Verfügung noch 
erforderliche Anordnungen überläßt. ($ 1635, 1666 
BGB., 8 627 ZPO) Beſchluß des AG. zu Jena vom 28. Fe⸗ 
bruar 1908 ). 

Zwiſchen den Eheleuten H. iſt ein Rechtsſtreit wegen Eheſcheidung 
anhängig, in deſſen Verlauf die 2. Zivilkammer des Großherzogl. 
S. Landgerichts zu Weimar auf Antrag der Ehefrau durch vorläufig 
vollſtreckbares Urteil vom 22. November 1907 eine einſtweilige Ver⸗ 
fügung erlaſſen hat, welche u. a. dahin geht: 

N dem Ehemann wird aufgegeben ‚ der 
Antragſtellerin jeden Mittwoch Nachmittag 2 Uhr in der Wohnung 
einer vom Vormundſchaftsgericht Jena zu beſtimmenden Perſon die 
Kinder der Streitteile zur Verfügung zu ſtellen ... ..“ 

Daraufhin hat die Ehefrau H. durch Eingabe vom 6. Januar 
1908 beim Vormundſchaftsgericht beantragt über die Perſon, bei welcher 
der Verkehr mit den Kindern ſtattfinden ſolle, Beſtimmung zu treffen. 

Dieſem Antrage konnte nicht ſtattgegeben werden. 

Es iſt davon auszugehen, daß, abgeſehen von dem hier nicht in 
Frage kommenden Falle des § 1666 BGB., das Vormundſchafts⸗ 
gericht nicht in der Lage iſt, während der Dauer eines zwiſchen den 
Eltern anhängigen Verfahrens in Ehefachen eine Verfügung zu treffen, 
welche die Sorge für die Perſon des Kindes oder den Verkehr der 
Eltern mit dieſem trifft, daß ſolche Verfügungen lediglich von dem 
Prozeßgericht getroffen werden können, und zwar gemäß § 627 ZPO. 


1) Eine von dem unterlegenen Teil eingewendete Beſchwerde iſt vom Land⸗ 
gericht unter Verweiſung auf die Gründe der angefochtenen Verfügung zurück⸗ 
gewieſen worden. 
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(jo Seuffert, ZPO. § 627 A 4; Peterſen⸗Anger, ZPO. 
8 627 A 3 Note 10; KG. vom 11. Juli 1907 in Sörgel, Rechtſpr.; 
KG. vom 20. April 1903 in KGJ. 26 A, 185). Die Befugniſſe, 
welche dem Vormundſchaftsgericht durch § 1635 f. BGB. eingeräumt 
werden, ſetzen erſt ein, wenn der Eheſcheidungsprozeß rechtskräftig 
entſchieden iſt. Die Scheidung der Befugniſſe des Prozeßgerichts und 
des Vormundſchaftsgerichts tritt auch darin ſcharf hervor, daß, ebenſo 
wie während der Dauer des Rechtsſtreits für ein Einſchreiten des 
letzteren kein Raum iſt, nach der rechtskräftigen Entſcheidung für An⸗ 
träge gemäß § 1635 f. BGB. der Rechtsweg verſchloſſen iſt. (RG. 
v. 26. April 1906 JW. 1906, 393.) Wenn ſich in der Praxis die 
Neigung zeigt, dieſe Scheidung zu ignorieren, ſo mag das daher 
kommen, daß ein Einſchreiten des Vormundſchaftsgerichts nach § 1666 
BGB. auch während des Prozeſſes zuläſſig iſt, und daß dieſelben 
Tatumſtände, welche dieſes rechtfertigen können, auch einer einſtweiligen 
Verfügung des Prozeßgerichts als Grundlage dienen können. 

Was von der Regelung des Verkehrs mit den Kindern uſw. 
im ganzen gilt, trifft ebenſo für Verfügungen zu, welche ſich, wie die 
von der Antragſtellerin begehrte, als Ergänzung einer Verfügung 
des Prozeßgerichts darſtellen. 

Daran ändert auch der Umſtand nich ts, daß die Ergänzung im 
vorliegenden Falle dem Vormundſchaftsgericht vom Prozeßgericht 
übertragen worden iſt. Eine Uebertragung der richterlichen Befugniſſe 
iſt nur inſoweit ſtatthaft, als dies durch beſondere geſetzliche Vorſchriften 
zugelaſſen iſt. Dieſe Vorausſetzung iſt aber hier nicht gegeben. 

Auch aus dem Geſichtspunkt, daß die dem Vormundſchaftsgericht 
übertragene Anordnung zur Vollſtreckung der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung dient, läßt ſich eine Zuſtändigkeit der angegangenen Behörde 
nicht begründen. In der von Dronke in 33. 29, 510 mitgeteilten 
Entſcheidung des Landgerichts zu Köln wird eingehend dargelegt, 
daß es nicht zuläſſig iſt, zur Vollſtreckung einer nach § 627 ZPO. 
erlaſſenen Anordnung das Vormundſchaftsgericht in Anſpruch zu 
nehmen. Dieſe Darlegung gründet ſich in erſter Linie auf die ſcharfe 
Abgrenzung des Geſchäftskreiſes beider Gerichte, auf welche auch oben 
hingewieſen wurde. 

Mit Recht weiſt die angezogene Entſcheidung auch darauf hin, 
daß aus 8 627 Abſ. 3 ſich nichts dafür herleiten läßt, daß dem 
Vormundſchaftsgericht eine mir dem Prozeßgericht konkurrierende 
Zuſtändigkeit beigelegt ſei. Die a. a. O. vorgeſchriebene Benach— 
richtigung erfolgt nicht, damit das Vormundſchaftsgericht in der 
Lage ſei, die Entſcheidung des Vollſtreckungsgerichts abzuändern, 
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zu ergänzen oder zu vollſtrecken; das Vormundſchaftsgericht muß 
von den getroffenen Verfügungen Kenntnis erhalten, damit es nötigen⸗ 
falls einen Pfleger zur Verfolgung der Unterhaltanſprüche der Kinder be⸗ 
ſtellen kann; ferner damit es, wenn es ſich nach rechtskräftiger Erledigung 
der Eheſache um eine Entſcheidung gemäß § 1635 f. BGB. handelt, 
oder auch ſchon vorher, wenn ein Einſchreiten gemäß § 1666 BGB. 
in Frage kommt, ſeine Maßregeln den Anordnungen des Prozeßgerichts 
angliedern kann. 

. § 159 GG., dem zufolge ein Erſuchen, welches durch das im 
Inſtanzenzug übergeordnete Gericht erlaſſen iſt, nicht abgelehnt werden 
darf, kommt nicht in Frage. Die in der einſtweiligen Verfügung 
dem Vormundſchaftsgericht überwieſene Anordnung iſt, wie oben 
dargelegt, ſachlich kein Akt der Rechtshilfe, ſondern eine Entſcheidung, 
und fie iſt ihm nicht in der Form des Erſuchens übertragen. 

Die Frage, ob das Amtsgericht als Vollſtreckungsgericht zuſtändig 
wäre, die zwecks Vollziehung der einſtweiligen Verfügung erforderlichen 
Anordnung zu treffen, iſt nicht zu prüfen, da der vorliegende Antrag 
ausdrücklich auf eine Anordnung im Wege der freiwilligen Gerichts— 
barkeit, nicht auf eine Anordnung in Zwangsvollſtreckungsſachen 
gerichtet iſt. 


Bücherbeſprechungen. 


1. Oetker, Strafe und Lohn, Rektoratsrede. Würzburg 
(Stürz) 1907. 25 S. 

Die Gedanken ſind im weſentlichen folgende: Früher gab es in den Geſetzen 
nicht ſelten neben Drohung von Strafe Verſprechen eines Lohnes für das entſprechende 
nicht ſtrafbare Verhalten; jetzt gibt es als Lohn für nachfolgendes gutes Ver⸗ 
halten Fortfall verwirkter Strafe. Alle Rechts⸗Strafe iſt ſchützende Vergeltung, 
niemals Schutz allein oder Vergeltung allein. Vergeltung rechtfertigt ſich nur durch 
das Rechtsgefühl, welches gekränkt iſt über den durch das Verbrechen erfolgten Bruch 
der für die Intereſſen der Gemeinſchaft nötigen Rechtsordnung. Der Geſetzgeber 
ſteckt die Grenzen des Strafbaren ab nach dem ſozialen Bedürfnis des Schutzes 
der einzelnen Rechtsgüter, und obwohl jeder Zurechnungsfähige das Gefühl ſeiner 
Verantwortlichkeit und eventuellen Strafbarkeit hat, iſt daher nur die Theorie der 
General⸗ Prävention, nicht die Theorie der Spezial⸗Prävention gerechtfertigt. Die 
heutige Strafe mag nicht genügend Schutz ſein: ſie muß aber jedenfalls noch immer 
weſentlich Vergeltung bleiben, und zwar vom Richter feſt beſtimmte; freilich darf ſie 
auch von den Zwecken der Beſſerung, Abſchreckung und Unſchädlichmachung nicht ganz 
gt werden. Reue und Beſſerung dürfen verwirkte Strafe mindern oder gar 

gen. 


2. t Hitzig, Dr. H. (Prof. d. R. an der Univ. Zürich). Die 
Grenzen des Erbrechts. Zürich (Orell⸗Füßli) 1908. 34 S. 1 M. 
Das gut ausgeſtattete Heft enthält einen am 14. 1. 1904. vor einem größeren 
Publikum zu Zürich gehaltenen Vortrag anſprechender klarer Faſſung und 51 erſt 
1908 geſchriebene Anmerkungen meiſt literariſchen Inhalts; es kann Juriſten und 
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Nicht⸗Juriſten als intereſſante und lehrreiche Lektüre beſtens empfohlen werden. 
Mit ihren bezüglichen Gedanken finden mit ſchlagender Kürze ſich vorgeführt 
Hugo Grotius, Samuel Pufendorf, Chriſtian Thomaſius, Mirabeau und Robespierre, 
das Geſetz vom 17 Nivose des Jahres II, Hegel und Stahl, Bluntſchli und Baron, 
der Schweizer v. Planta und der Oeſterreicher Zoll, Barolet, Bigallet, Lemonier 
u. a. m. Mit den bezüglichen Beſtimmungen ihrer Geſetze ſind angegeben Frankreich, 
Italien, Teſſin, Waadt, Genf, Bajel-Stadt, Wallis, Spanien, Belgien. Nach Er⸗ 
örterung aller jener Gedanken und dieſer Beſtimmungen gelangt H. mit dem jetzt 
Geſetz gewordenen Schweizer Entwurf eines BGB. zu dem Vorſchlag: „prinzipielle 
Beſchränkung des geſetzlichen Verwandten⸗Erbrechts auf die großelterlidig Parentel 
und Inteſtat⸗Erbrecht des Gemeinweſens bei Fehlen erbberechtichter Verwandter. 


3. Derſelbe, Die Bedeutung des altgriechiſchen Rechtes. 
für die vergleichende Rechtswiſſenſchaft. Stuttgart (Ferd. Enke) 
1906. 28 S. 1,20 M. 

Dieſer Sonderabdruck aus der Zeitſchrift für vergleichende Rechtswiſſenſchaft 
Bd. 19 enthält einen Vortrag, welcher am 20. 10. 1905. zu Berlin in der inter⸗ 
nationalen Vereinigung für vergleichende Rechtswiſſenſchaft von H. gehalten iſt, ſowie 
51 von ihm ſpäter hinzugefügte Anmerkungen, Quellen und Schrifttum betreffend. 
Die Bedeutung des altgriechiſchen Rechtes für die vergleichende Rechtswiſſenſchaft 
wird eigentlich nicht erörtert und kann nach H. zur Zeit auch nicht erörtert werden; 
daß ſolche Bedeutung aber kommen wird, erhellt allerdings aus den Mitteilungen 
der Schrift über die vielen Stücke griechiſcher Rechtsgeſchäfte und Satzungen, welche 
durch die Ausgrabungen und Papyrusfunde der Neuzeit zutage getreten ſind, und die 
ohne Zweifel zu erwarten de große Vermehrung derartiger Stücke. Jene vielfach 
geradezu überraſchenden und außerordentlich mannigfachen Mitteilungen ſind derartig 
intereſſant, daß H.s Schrift jedem Gebildeten und insbeſondere jedem Juriſten 
ſehr empfohlen werden kann. 


4. Ortloff, Dr. Hermann (Weimar), Gewerbliche Unter⸗ 
uehmerverbände; die ſog. Ringe, Kartelle, Syndikate, 
Alliancen und Truſts nach neueren Begriffsbegrenzungen. 
Gautzſch bei Leipzig (Felix Dietrich) 1909. 48 S. 0,75 M. 

Diefe Nr. 225— 227 von „Kultur und Fortſchritt, Hefte für Volkswirtſchaft, 
Sozialpolitik, Frauenfrage, Rechtspflege und Kultur⸗Intereſſen“ ſtellen mit beſonderer 
Rückſicht auf Deutſchland die Gegenſtände ihres Sondertitels ſowie der in Deutſchland, 
Nord⸗Amerika und Oeſterreich hervorgetretenen Gegenbeſtrebungen in klarer und 
gefälliger Sprache überſichzlich dar. 


5. Nebinger, Dr. Robert, Referendar, Der nicht rechtmäßige 
Pfandverkauf und ſeine Wirkungen. Stuttgart (Kohlhammer) 1908. 
50 S. 1,20 M. 

Eine fleißige und gründliche, mit großer Umſicht geſchriebene Arbeit, deren Er⸗ 
a mit Ausnahme derjenigen, welche den Erlös betreffen, ſämtlich zu billigen 
ein dürften. 

Nach Literaturangabe und einer geſchichtlichen Einleitung ſtellt der erſte Teil 
(S. 3—17) „die Nichtrechtmäßigkeit des Pfandverkaufs“ dar, der zweite Teil „die 
Wirkungen“, und zwar im erſten Abfchnitt (S. 20— 28) „das Schickſal der ver⸗ 
pfändeten Sache“, im zweiten Abſchnitt das Schickſal des Erlöſes: 1) beim recht⸗ 
mäßigen Pfandverkauf (S. 29—41) und 2) beim nicht⸗ rechtmäßigen Pfandverkauf 
(S. 41-48), Ein „Anhang“ behandelt den „Fall einer Nicht⸗Identität des Ver⸗ 
pfänders mit dem perſönlichen Schuldner oder Pfand⸗Eigentümer. Unter Pfand⸗ 
verkauf verſteht N. hier nur den Pfandverkauf des BGB., nicht auch den der ZPO.; 
unter nicht⸗rechtmäßigem Pfandverkauf begreift er ſowohl die vom BGB. ausdrück⸗ 
lich in ſolcher Weiſe bezeichneten Fälle mit Ungehörigkeiten im Verfahren, als die 
im BGB. nicht ſolcherart bezeichneten Fälle eines Mangels oder Mangelhaftigkeit 
des Rechts zum Pfandverkauf. Von den Fällen erſterer Art behandelt N. indes die⸗ 
jenigen nicht, in welchen die Ungehörigkeit kraft 8 1243 BGB. lediglich eine Schadens⸗ 
erſatzpflicht des Pfandgläubigers zur Folge hat. Als andere Fälle erſterer Art benennt 
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und beſpricht N. dagegen die Fälle ohne die gebotene öffentliche Verſteigerung, 
mit zugehörigem Verſteigerer oder ſonſtigem Verkäufer, ohne eine oder die andere 
der Vorausſetzungen für freihändigen Verkauf. Als Fälle eines Mangels oder 
einer Mangelhaftigkeit des Rechts zum Pfandverkauf werden aufgeführt die Fälle 
ungültig beſtellten oder bereits erloſchenen Pfandrechts, übergegangener Pfand⸗ 
forderung, dem Eigentümer abhanden gekommener Pfandſache, mangelnder Fälligkeit 
oder mangelnder Geldeigenſchaft der Forderung, rechtswidriger Pfänderauswahl, Ver⸗ 
kaufs unter Wert und Preis. 
Die auf den Erlös bezüglichen Ergebniſſe N. können nur um deswillen nicht 

ebilligt werden, weil N. davon ausgeht, daß Dritte, welchen an der Pfandſache, 
Pfandrechte, Nießbrauch oder dergleichen Rechte zuſtanden, die ihnen dieſerhalb hin⸗ 
ſichtlich des Erlöſes erwachſenden Anſprüche ohne weiters dem bisherigen Pfand⸗ 
läubiger gegenüber zur Geltung bringen könnten und müßten, während dieſer die 

fand ſache doch nur zwecks eigener Befriedigung beſaß und verkaufte und nunmehr 
lediglich die Verpflichtung hat, etwaigen Ueberſchuß an den früheren Eigentümer, 
bezw. den Verpfänder herauszugeben. . a 

Die übrigen Ergebniſſe ſind, wie geſagt, wohl ſämtlich zu billigen, ſo ins⸗ 

beſondere die folgenden: Unter mehreren Pfandſachen darf der Gläubiger nach Treu 
und Glauben die Wahl für den Verkauf treffen (S. 6). Verkauf unter Preis und 
Wert iſt nicht nichtig (S. 7). Bei Verzicht auf Verkauf kein dinglicher Pfandvertrag 
(S. 11/12). Guter Glaube hinſichtlich eines Verſtoßes gegen vereinbarte Ver⸗ 
kaufsbedingungen macht, daß der Käufer die Pfandſache zu eigen erwirbt (S. 14). 
Der Pfandeigentümer kann auf etwaigen Ueberſchuß den Käufer nicht in Anſpruch 
nehmen (S. 27 ff.). Der kaufende Pfandeigentümer erlangt nur Befreiung ſeines 
Eigentums von den auch ſonſt durch Pfandverkauf untergehenden Rechten (S. 28). 
Der kaufende Pfandgläubiger erwirbt bei gutem Glauben Eigentum (S. 29). Pfand⸗ 
eigentümer und Pfandgläubiger werden bei überſchießendem Erlöſe Miteigentümer 
nach Verhältnis. 

Hannover. W. Ch. Franke. 


6. Vaillant, Dr., LKR., Das Forſtrügeverfahren nach dem 
Rechte des Deutſchen Reiches und ſeiner Einzelſtaaten. Tübingen (J. C. B. 
Mohr). 1908. 194 S. 


Der Verfaſſer behandelt im erſten Hauptſtück Begriff und Umfang der Forſt⸗ 
rügeſache und den Gang des Verfahrens und im zweiten die forſtprozeſſualen 
Zwangsmittel. Zurückgehend auf die Entſtehungsgeſchichte des 8 3 Abſ. 3 EG. z. 
StPO. beſtimmt er den Begriff der Forſtrügeſachen dahin: ſolche, Zuwiderhand⸗ 
lungen gegen Forſte betreffende Streitſachen, in denen es ſich auf Grund landes⸗ 
geſetzlicher, gemäß 8 2 Abſ. 2 EG. z. StGB. getroffener oder auf Grund reichs⸗ 
geſetzlicher, immer aber einen Forſtfrevel im weiteſten Sinne des Wortes regelnder 
Strafbeſtimmung um Verhängung einer kriminellen Strafe handelt. Nicht als Forſt⸗ 
frevel ſollen danach Begünſtigung und Hehlerei mit Beziehung auf einen Forſtdieb⸗ 
ſtahl angeſehen werden dürfen. Der Streit in der Literatur über dieſe Frage wird 
in einer Anmerkung behandelt (S. 14). Da aber die überwältigende Mehrzahl der 
deutſchen Staaten die genannten Handlungen zu Forſtrügeſachen erklärt (S. 17), 
wäre eine eingehendere Unterſuchung der Frage im Texte der Abhandlung erwünſcht. 
Die Nebenanſprüche auf Einziehung und auf ſubſidiäre Haftung Dritter für Geld⸗ 
ſtrafe und Koſten ſieht der Verfaſſer als verwaltungsrechtliche an, und aus dieſer 
Eigenſchaft folgert er die Zuläſſigkeit ihrer Mitüberweiſung auf den Strafrechtsweg. 
Die im Hinblick auf $ 13 GVG. und $ 3 EG. z. ZPO. zweifelhafte Frage 
der Zuläſſigkeit einer ſolchen Mitüberweiſung des Anſpruchs auf Entſchädigung 
und auf Haftung für dieſe behandelt der Verfaſſer ſehr eingehend und mit anerkennens⸗ 
werter Berückſichtigung der darüber ergangenen Literatur (S. 49). Der auf Art. 107 
EG. z. BGB. geſtützten Bejahung der Frage wird man nur beitreten können. 
Dagegen dürfte die Ausführung des Verfaſſers, die Vollſtreckung der rechts⸗ 
kräftigen Urteile des Forſtrügeverfahrens liege jenſeits des Forſtrüge⸗ „Verfahrens“ 
im Sinne der durch § 3 Abſ. 3 ESt O. gegebenen Ermächtigung (S. 65, 122), 
Widerſpruch hervorrufen, wie denn auch die Landesgeſetze faſt allgemein eine Regelung 
der Urteilsvollſtreckung enthalten. | 
Die Praxis wird es begrüßen, daß ſich der Verfaſſer nach ſorgfältigem Studium 
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von Literatur und Rechtſprechung für die Zuläſſigkeit des Strafbefehlsverfahrens gegen 
Jugendliche ausſpricht (S. 82). 

Im Gegenſatze zu Löwe, Stenglein, dem Kammergerichte und einer Anzahl 
von Landesrechten hält der Verfaſſer die landesgeſetzliche Anordnung eines beſonderen 
Verfahrens für andere Inſtanzen als die erſte für er Er begründet feine 
Meinung einleuchtend damit, nach dem Inhalte des $ 3 Abſ. 3 ESEBO. ſei das 
dort geſtattete beſondere Verfahren in fo enge Beziehung zu den Amtsgerichten geſetzt, 
daß nur ausdehnende Auslegung das Verfahren auch in Beziehung zu den höheren 
Inſtanzen bringen könnte, eine ſolche Auslegung aber verbiete ſich nach allgemeinen 
Grundſätzen (S. 63). 

Unter den prozeſſualen Zwangsmitteln findet beſonders eingehende Würdigung 
die Pfändung als Maßnahme zur Sicherung der Urteilsvollſtreckung. 

Die Abhandlung gibt eine dankenswerte Zuſammenſtellung der geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen über das Forſtrügeverfahren. Dem Stoffe wird die ihm an und für ſich 
anhaftende Trockenheit genommen durch die kritiſchen eee N 

ünzel. 


7. Jaeckel, Dr. Paul (Reichsgerichtsrat), Reichsgeſetz über die 
Zwang sverſteigerung und Zwangsverwaltung, nebſt dem Ein⸗ 
führungsgeſetz und den für Preußen ergangenen Ausführungs⸗ und Koſten⸗ 
beſtimmungen. 3. Aufl. bearbeitet von Kammergerichtsrat Güthe. Berlin 
(Vahlen) 1909. 19 M. Gebdn. 21,50 M. 

Jäckel war der gegebene Kommentator für das Zwangsverſteigerungsgeſetz. 
Denn ſein Kommentar über das preußiſche Subhaſtationsgeſetz von 1883, das Vor⸗ 
bild des Reichsgeſetzes, war von ausſchlaggebender Bedeutung geweſen. Zwei Auf⸗ 
lagen hat ſein Kommentar erlebt, der uns die Kenntnis dieſes komplizierten Reichs⸗ 
eſetzes vermittelte. Da ſtarb ſein Verfaſſer im Juli 1906. Es verſtand ſich von 
felbſt, daß der Kommentar den Juriſten erhalten bleiben mußte. Jetzt iſt er in 
neuer Auflage vom Kammergerichtsrat Güthe bearbeitet worden, deſſen Namen auf 
dem Gebiete des Grundbuchrechts einen guten Klang hat. Er iſt im Geiſte 
Jäckels fortgeführt worden. Dazu gehörte auch, wie uns der Herausgeber mit⸗ 
teilt, daß eine beſſere Ueberſichtlichkeit der Erläuterungen geſchaffen worden iſt. 
Im übrigen iſt der in der Praxis und Literatur herbeigeſchaffte neue Stoff in das 
Ganze verarbeitet worden. Das Buch hat dadurch nicht unweſentlich an Umfang 
zugenommen. Einer Empfehlung bedarf es nicht mehr, es gehört zu dem not⸗ 
wendigen Rüſtzeug der Juriſten. 


8. Falkmann, R. (Senatspräſident am Kammergericht), Die An⸗ 
fechtung von Rechtshandlungen durch die Gläubiger außer⸗ 
halb des Konkurſes. Berlin (Siemenroth) 1908. Gebdn. 3 M. 

Falkmanns Buch über die Zwangsvollſtreckung, deſſen zweite Auflage eben 
in Lieferungen erſcheint, iſt die beſte Darſtellung, die wir über dieſen Gegenſtand 
haben. Seine Unterſuchungen haben ihn dabei auch auf das Verhältnis der Voll⸗ 
ſtreckung zur Anfechtung geführt, und ſo iſt das vorliegende Buch entſtanden, das 
eine geſchloſſene Darſtellung des Anfechtungsrechtes außerhalb des Konkurſes ent⸗ 
hält. Die Erörterungen knüpfen nicht kommentarartig an den Text des Geſetzes 
an, 10 vielmehr ſyſtematiſch geordnet. Das Syſtem iſt überaus durchſichtig. Der 
Stoff iſt lückenlos verarbeitet, der neueſte Stand der Literatur und der Rechtſprechung. 
iſt berückſichtigt. An den Schluß iſt außer dem Inhaltsverzeichnis ein Abdruck des 
Geſetzestextes geſtellt, bei dem in Anmerkung en auf die betreffende Seite verwieſen 
wird, wo die einſchlagenden Fragen ſyſtematiſch behandelt werden. Das Buch wird 
dem Praktiker eine gute Hilfe bei ſeinen Arbeiten ſein, indem es einerſeits eine 
vortreffliche Orientierung in der Fülle der Entſcheidungen gibt, andererſeits immer 
wieder das Augenmerk auf die grundlegenden Gedanken des Geſetzes richtet. 


9. Sello, Dr. Erich (Juſtizrat), Hauprozeſſe und ihre Lehren. 
Auch ein Beitrag zur Strafprozeßreform. Berlin (Marquardt u. Co.) 1908. 
2,50 M. 


Nachdem ſich die Senſation über dieſen Prozeß gelegt hat, tritt der bekannte 
Berliner Verteidiger mit dieſer Schrift auf den Plan, in der er zunächſt den Tat⸗ 
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beſtand auf Grund unanfechtbarer Materialien feftftellt und dann den Fall einer 
kriminalpſychologiſchen, ſtrafrechtlichen und ftrafprozeffualen Unterſuchung unterzieht. 
Auch wer damals eifrig die Tagesblätter geleſen hat, wird in der Darſtellung des 
Sachverhalts manche intereſſante neue Momente finden. Sello zweifelt nicht an 
der Schuld des Verurteilten, er erörtert eingehend die Bedenken, die gegen die Schuld 

eltend zu machen ſind. Von beſonderem Wert ſind die Bemerkungen, die an den 

erlauf des Prozeſſes geknüpft werden. Das Verhalten des Verteidigers, der Preſſe 
wird unter die Lupe genommen, die pfychologiiche Suggeſtivwirkung eines Sen⸗ 
ſationsprozeſſes wird gekennzeichnet, die Bewährung des Schwurgerichts wird hervor⸗ 
gehoben, dem Beweiszwang in § 244 StPO. ein Loblied geſungen. Zum Schluß 
wird ein Vorſchlag zur Verbeſſerung der Abſtimmungsgrundſätze unterbreitet. Das 
Buch lieſt ſich ſo leicht wie eine Unterhaltungslektüre, bietet aber genug des In⸗ 
tereſſanten, auch dem Juriſten. 


10. Joachim, Albert (Juſtizrat) — früher Walter —: Die deutſche 
Gebührenordnung für Rechtsanwälte vom 7. Juli 1879, nebſt 
den landesgeſetzlichen Vorſchriſten über die Gebühren der Rechtsanwälte. 
5. Aufl. Berlin (§. W. Müller) 1908. Gbdn. 12 M. 

Seit Joachim den Walterſchen Kommentar herausgibt, hat dieſer manche Ver⸗ 
beſſerungen erfahren, namentlich iſt an die Stelle zuſammenhangloſer Anmerkungen 
eine ſyſtematiſche Bearbeitung des Stoffes getreten. Mag man auch hie und da 
von der Anſicht des Verfaſſers abweichen, vielleicht manchmal eine gewiſſe Neigung 
des Kommentars verſpüren, eine zweifelhafte Frage zugunſten des Rechtsanwalts 
zu entſcheiden, die Vortrefflichkeit des Werkes iſt dankbar anzuerkennen, ſein Ein⸗ 
fluß auf die Rechtſprechung iſt nicht zu beſtreiten. Die neue Auflage bringt eine 
Erweiterung inſofern, als die landesgeſetzlichen Gebühren von Preußen, Bayern, 
Sachſen, Württemberg und Baden abgedruckt und zum Teil erläutert worden ſind, 
und die Vorſchriften der übrigen Staaten in einer Ueberſicht bezeichnet worden ſind. 
Selbſtver ſtändlich iſt der neueſte Stand der Rechtſprechung berückſichtigt worden; 
san das Reichsgericht feltener Veranlaſſung hat, ſich mit Koftenfragen zu be⸗ 
chäftigen, treten die Entſcheidungen der Oberlandesgerichte mehr in den Vordergrund. 


11. Friedländer, Dr. Adolf (Landgerichtsrat) und Dr. Max (Rechts⸗ 
anwalt), Kommentar zur Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878. 
München (J. Schweitzer) 1908 Gebdn. 9,60 M. 

An einem eingehenden Kommentar zur Rechtsanwaltsordnung hat es bisher ge⸗ 
fehlt. Dabei iſt dieſes Geſetz nicht etwa unintereſſant, vielmehr eine Fundgrube für 
unausgetragene Probleme und Theorien. Aber es behandelt keine geſchloſſene Materie, 
bald ergänzt es hier andere Geſetze, bald enthält es dort einen kleinen Ausſchnitt aus 
einem umfaſſenden geſetzgeberiſchen Gebiete. Der neue Kommentar füllt die be⸗ 
ſtehende Lücke aus, aber er bietet noch mehr: Streifzüge in die den Anwaltſtand 
berührenden Grenzgebiete. Vor allem iſt die ſyſtematiſche Erörterung des Vertrags⸗ 
verhältniſſes zwiſchen dem Anwalt und der Partei zu erwähnen. (Exkurs vor § 30.) 
Sie iſt eine dankenswerte Bereicherung der Literatur über das bürgerliche Recht, 
zugleich aber auch ein Beweis für die Unzulänglichkeit der geſetzlichen Beſtimmungen 
über den Arbeitsvertrag. Für den Rechtsanwalt iſt das Buch unentbehrlich, weil 
es über alle ihn angehenden Standes⸗ und Berufsfragen eine zuverläſſige Auskunſt, 
namentlich auch eine Orientierung über die Judikatur des Ehrengerichtshoſes gibt. 
Aber auch in den Gerichtsbibliotheken ſollte das Buch nicht ſehlen. 


12. Sörgel, Dr. H. Th., Jahrbuch der Rechtſprechung zum 
Verwaltungsrecht. 1. Jahrgang (Rechtſprechung der Jahre 1907 und 
1908). Stuttgart (Deutſche Verlagsanſtalt) 1909. Gebd. 9 M. 

Der bekannte Herausgeber des Rechtes und der Rechtſprechung zum Zivil⸗, 
Handels⸗ und Prozeßrecht tritt hier mit einem neuen, großzügig angelegten Unter⸗ 
nehmen hervor. Es handelt ſich um eine Sammlung aller Entſcheidungen zu 
Geſetzen und Verordnungen, mit denen der Verwaltungsbeamte ſich zu befaſſen 
hat. Auch das Bürgerliche Geſetzbuch iſt berückſichtigt, freilich nur ſo weit, als es 
Berührungspunkte mit dem öffentlichen Recht hat. Einen breiten Raum nimmt 
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das Verſicherungsgeſetz in Anſpruch. Nicht nur Reichsrecht, ſondern auch das 
Landesrecht iſt berückſichtigt. Alles was in Veröffentlichungen an irgendeiner Stelle 
bekannt geworden iſt, iſt von dem Herausgeber und ſeinen Mitarbeitern zuſammen⸗ 
getragen worden. Der ausgeſprochene Grundſatz ift in einem oder mehreren Sätzen 
lar ausgedrückt, zum Verſtändnis bedarf es des Tatbeſtandes nicht. Die Ord⸗ 
nung des Stoffes nach Staaten und innerhalb dieſer nach Materien iſt ſo, daß ein 
Blick in das Inhaltsverzeichnis genügt, um das eee finden. Daneben 
ſteht ein ausführliches Inhaltsverzeichnis zur Verfügung. an kann dem Werke 
vorausſagen, daß es ſich bei allen Verwaltungsſtellen einbürgern wird, aber auch 
die Bibliotheken der größeren Gerichte werden darauf nicht verzichten können. 


13. Helmrich, Konſt. (Sekretär), Ortsverzeichnis der 
Thüringiſchen Staaten. 3. Aufl. Jena (H. W. Schmidt) 1909. 
gbdn. 2 M. 

Das Ortsverzeichnis hat ſich im Gebrauch der Behörden bewährt, nur war 
ſeit Jahren eine neue Auflage nötig, die den Stand der letzten Volkszählung 
wiedergab. Dieſe iſt nun erſchienen. Verzeichnet ſind in alphabetiſcher Reihenfolge 
alle zum Bezirke des Oberlandesgerichts Jena gehörigen Ortſchaften, außerdem 
diejenigen des Fürſtentums Sondershauſen. Angegeben iſt bei den Ortſchaften außer 
der Einwohnerzahl das zuſtändige Amtsgericht, der Poſtbeſtellort, die Gendarmerieſtation 
und der betreffende Staat. Auf Zuverläſſigkeit dürfen die Angaben Anſpruch erheben, 
ſie ſind dem amtlichen Material entnommen, das zum Teil ſonſt nicht veröffentlicht iſt. 


14. Neumann, Dr. Hugo (JR., Rechtsanwalt in Berlin), Die 
Rechtſprechung des Reichsgerichts in Zivilſachen. I. Bürger⸗ 
liches Geſetzbuch. Berlin (Vahlen) 1909. 

Eine Orientierung über den Zweck dieſes Werkes iſt in den ThürBl. 55, 
235 gegeben. Vom erſten Band ſind 9 Lieferungen erſchienen, deren letzte an das 
Mängelrecht beim Kauf heranreicht. Vom zweiten Band, der mit dem Beſitz beginnt, 
iſt die 6. Lieferung erſchienen, die ſchon das Eheſcheidungsrecht behandelt. Danach 
iſt mit einem raſchen Fortſchreiten dieſes Nachſchlagebuchs zu rechnen. 


15. v. Staudinger, Kommentar zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch und dem Einführungsgeſetz. 3./4. Aufl. München (Schweitzer) 
1909. 

Der Kommentar zum Bürgerlichen Geſetzbuch iſt nunmehr in der neuen 
Auflage abgeſchloſſen, nachdem die 21. Lieſerung den Schluß des Erbrechts gebracht 
hat. Es ſteht für das geſamte Werk noch eine Lieferung aus, die das Einführungs⸗ 
geſetz beendet und ein Geſamtregiſter bringt. Dieſe Lieferung iſt noch in dieſem 

rühjahr zu erwarten. 


16. Achilles-Greiff, Bürgerliches Geſetzbuch nebſt Ein: 
führungsgeſetz. 6. Aufl. (In größerem Oktavformat.) Berlin (Guttentag) 
1909. gbdn. 6,50 M. 

Von der bekannten Handausgabe iſt ſoeben die 6. Auflage erſchienen. Das 
neue Material — Gefetze und Entſcheidungen — iſt natürlich berückſichtigt, dennoch 
iſt der Umfang des Buches kein größerer geworden; man hat ſich geholfen, indem 
man die bisherigen Erläuterungen zuſammengedrängt und ſo Platz geſchaffen hat. Das 
erſte Buch hat Geh. Oberjuſtizrat Greiff in Berlin, das zweite Prof. André in 
Marburg, das dritte OT GR. Strecker in Celle, das vierte Miniſterialrat Dr. Unzner 
in München, das fünfte OLGR. O. Meyer in Celle bearbeitet. Die Ausgabe ge⸗ 
nießt den beſten Ruf und iſt dementſprechend weit verbreitet. 8 

amwer. 


Abhandlungen, Beſprechungen von Rechtsfällen ıc. 


Erfahrungen und Anregungen zur Kunſt der Rechtspflege. 


Weg mit allem unnützen Aktenkram. 
Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 


Weltfremdheit, Buchſtabengläubigkeit, Formalismus, bürokrati⸗ 
ſches Weſen, Prozeßverſchleppung ſind die Worte, die heutzutage den Rich⸗ 
tern entgegenhallen, die ihre Fehler bezeichnen ſollen. Gut wäre es, wenn 
es nur Worte wären, wenn man ſie als leeres Gerede verlachen oder 
als ſchnöde Verunglimpfungen verachten könnte, aber es ſind zu einem 
guten Teil bittere Wahrheiten, und wenn auch anderswo geſündigt wird, 
die Richter können nicht alle Schuld von ſich abwälzen. Leider, leider 
liegt manches im Argen. 

Mit ſcholaſtiſchem Formalismus betreiben die Richter vielfach die 
Kunſt des Richtens zünftleriſch als Handwerk. Bei jedem Fall, wie 
er auch ſei, nebenſächlich oder wichtig, ſchält man allgemeine, ein für 
allemal gegebene Begriffe heraus, man meint die Wiſſenſchaft zu 
pflegen und bringt nur einen verwäſſerten Aufguß. Wie der Geizhals 
beim Schätzeſammeln verhungern kann, weil ihm das Geld Selbſtzweck 
geworden iſt, wie manchem Philologen über der Wortklauberei künſt⸗ 
leriſche Anſchauung und Schönheit der Dichtung zum Teufel geht, 
ſo kommt der Richter oft über angeblicher Wiſſenſchaft, Zitatenkram 
und Paragraphenſpiel nicht zu ſeiner eigentlichen Tätigkeit, zum wirklichen 
Richten. Ueber der Form vergißt er die Seele. Seine Kraft braucht 
ſich auf in den Mitteln, kommt nicht darüber hinaus. Er betrachtet 
und pflegt dieſe, er bleibt im Kleinlichen und Aeußerlichen ſtecken und 
vergißt, wo die großen entſcheidenden Ziele liegen. Für manchen 
beſteht die Feinheit der Jurisprudenz aus der Beſchäftigung mit formalen 
„Kontroverſen“. Daß eine Streitfrage für den Fall nebenſächlich iſt, 
vergißt er oft ganz, er behandelt ſie, weil ſie eine Streitfrage iſt. 
Prozeſſe und Urteile ſind dann oft Zeugniſſe des Fleißes und der 
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Gründlichkeit, aber von einer Umſtändlichkeit, entſetzlichen Nüchternheit, 
Kleinkrämerei und für die Parteien, das Leben öde und unfruchtbar. 
Oft hat man den Eindruck, als ob auf einer Inſel des Luftmeeres 
die Richter es mit Begriffsmaſchinen, ſtatt Menſchen zu tun hätten 
und ſie ſelber Maſchine und Schablone wären. Nach veralteten, aber 
zählebigen Denkgewohnheiten betrachten ſie die Rechtsanwendung 
als myſtiſche Wiſſenſchaft. Sie bewegen ſich einſeitig mit Kleinigkeits⸗ 
krämerei in ihrer Fachgelehrſamkeit, nur in ihrem Gedankenkreiſe, 
verbinden ihn nicht mit den Verkehrsverhältniſſen des neuen Lebens, 
treten nicht in Fühlung und verwerten nicht die allgemeine Bildung 
und die ſich wandelnden und vertiefenden Lebens anſchauungen unſerer 
Denker und geſamten Kultur. Von einem Nachempfinden, Nacherleben 
der Gefühle der Menſchen oft nicht der leiſeſte Hauch. Hinter dem 
Richter verſchwindet meiſt der Menſch. Das ſoll nicht ſein, der Richter 
arbeitet für und unter Menſchen, als Menſch ſoll er ſchaffen, als 
fühlender, wollender, aufbauender und geſtaltender Menſch. Er ſoll 
nicht den Menſchen ausziehen und Maſchine werden, ſondern Menſch 
bleiben, und dazu etwas Beſonderes werden, Menſch mit geſchultem 
Rechtsgefuͤhl. Dann bedarfs nicht der äußerlichen Zuziehung der 
Laien; was dies vielleicht unter Umſtänden nützen könnte, erwächſt 
dem Richter auf jeden Fall von innen, er muß in ſich Laie bleiben. 
Rechtspflege muß in ihrem Kerne Natur ſein, ſonſt iſt ſie nichts, jede 
Höherentwickelung, jede Kultur iſt vorgeſchrittene, entwickelte Natur. 
So muß dieſe, nicht etwas Abſonderliches, Neues der Ausgangspunkt 
für die Rechtspflege ſein. 

Die zu hohe, einſeitige Bewertung des Verſtandesmäßigen iſt 
das ſchwer abſtreifbare Alterderbe des römischen Rechtes, das unlebendig 
die Richter ſo lange von unſerem Leben, von der Kultur, die wir uns 
erringen, abgeſchloſſen hat. Eine gelehrte Kunſt ohne Wurzeln im 
Volksleben war ed. Wir haben tiefe Wandlungen in unſerer Kul⸗ 
tur erlebt, in Technik und Volkswirtſchaft ſind die Veränderungen 
ganz gewaltig, doch auch in den Lebens anſchauungen langſam, aber 
deutlich ſichtbar, trotzdem im perſönlichen Leben noch der Schlendrian 
unzweckmäßiger Gewohnheiten und ungenügend begründeter Ueber⸗ 
zeugungen herrſcht. Den Wandlungen müſſen wir uns anpaſſen. 

Daß die Kantſche Philoſophie, die in ihrer Vielſeitigkeit nach 
verſchiedenen Seiten anregte, in neuer Zeit ſo hoch geſchätzt und wie 
ſie verwertet wurde, daß ſie wieder auflebte, beruht zum großen Teil 
darauf, daß ſie den Dogmatismus zerſchlagen, die Unmöglichkeit aller 
Metaphyſik nachgewieſen und die wiſſenſchaftliche Erkenntnis auf 
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die Erfahrung beſchränkt hatte. Man hielt ſich an die Welt mit 
klammernden Organen, ließ die Auffaſſung fahren, daß die Vor⸗ 
ſtellungen das Urſprüngliche und Weſentliche im Leben der Seele 
ſeien, man erſchütterte die Vorherrſchaft des theoretiſchen Bewußtſeins 
und legte ſich darauf, bei der Verwendung des Tatſächlichen Sorg⸗ 
falt und Verſtändnis zu zeigen und daran genaue Kritik zu üben. 
Es kommt, ſagt Chamberlain von Kant, bei ihm auf Tatſachen an, 
auf Tatſachen, die man ſehen muß, mit Augen ſehen, nicht auf 
Definitionen und terminologiſche Spitzfindigkeiten und ſyllogiſtiſche Be⸗ 
weisführungen. Empiriſche Pſychologie, die eindrang in die perſönlichen 
und allgemeinen Motive der tatſächlichen Zuſtände, machte ſich felb- 
ſtändig, wurde immer beſtimmter ein eigenes Gebiet. Wir vertieften 
und immer mehr in pſychologiſche Erkenntnis und verbefferten die 
pſychologiſchen Methoden. Als bedeutſamſte Frucht wuchs die Er⸗ 
kenntnis hervor, daß in den Vorſtellungsbildungen und den Vor— 
ſtellungsverläufen von der einfachſten Empfindung bis zu den Ergebniſſen 
der Begriffsbildungen das Entſcheidende und Beſtimmende die verſchie⸗ 
denen Formen des Willens find, der Voluntarismus kam zur Herr⸗ 
ſchaft, der Idealismus des Willens und der Tat bricht an, der In⸗ 
tellektualismus wird zurückgedrängt. Der Glaube, daß die Vernunft die 
oberſte Inſtanz ſei, menſchliche Verhältniſſe zu regeln, wird immer mehr 
preisgegeben. Das Leben als Wollen und Wirken iſt der höchſte Wert 
geworden, die Bejahung des Lebens iſt der höchſte, beherrſchende Leitſatz. 

Der Intellekt wird geſchätzt, indem er den Willen ſtärkt und erfolg⸗ 
reich macht, alles Wiſſen ſoll ſich ausweiſen durch das, was es leiſtet. 

Vielfach macht ſich nun auch im Rechtsleben ein leidenſchaftliches 
Streben nach Erneuerung, heiße Sehnſucht nach Verjüngung geltend. 
Auch in ihr ruft die Zeit alle geiſtigen Kräfte auf, einen neuen inneren 
Gehalt zu erringen. An die immer voranſchreitende Dichtkunſt, die 
Malerei, die Baukunſt, die Philoſophie (das Suchen nach Welt⸗ 
anſchauung, Kampf um einen neuen Lebensinhalt) iſt der Modernismus 
umgeſtaltend gekommen, das Kunſtgewerbe iſt beinahe neu erſtanden 
überall kann man klar ſehen, hier iſt alte Schule, nur Ueberlieferung. 
Stubenluft, dort freies Licht und Leben, Fortentwickelung, Willen. 
Alles wird von dem großen Geſetze der Einfachheit, Verinnerlichung, 
ſachlicher Hingebung, Zweckmäßigkeit, von geſchärftem Wirklichkeitsſinn, 
vom Schaffen, zweckmäßigen Schaffen ergriffen, es kommt der Mo⸗ 
dernismus in die Theologie und die Schweſter, die mit ihr fo lange 
ein ungleiches Paar bildete, die Rechtswiſſenſchaft und auch die 


Rechtsanwendung. Alles iſt in Fortbildung, überall gehen Fäden 
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herüber und hinüber. Eine Rechtspflege, deren Formen und Dogmen 
nicht wachſen dürfen, die der Freiheit entbehrt, iſt tot. Der Richter 
muß ſich von freiem Geiſte erfaſſen laſſen, nur dann entwickelt ſich 
die Geſetzgebung weiter, er iſt ihr Vorarbeiter. Iſt er nur Buchſtaben⸗ 
menſch, ſo kommen wir nie, oder nur in Planloſigkeit und Zerſplitterung 
zu anderen Geſetzen, auf keinen Fall aber zu einer inneren Erneuerung 
der Geſetzgebung. 

Die folgenden Ausführungen wollen nicht durch Neuheit über⸗ 
raſchen. Auch Binſenwahrheiten zu ſagen, iſt oft nicht unnützlich. 
Das Wahre iſt ſchon längſt gefunden, 

Hat edle Geiſterſchaft verbunden, 
Das alte Wahre, faß es an! 

Idealen kommt man auf der Erde nur durch Arbeiten am Menſch⸗ 
lichen näher. Wir wollen Gedanken weiter verbreiten, die ſchon hier und 
da ausgeſprochen find, die in der Luft liegen, wollen die Zukunfts- und 
Lebensfragen der Rechtspflege in das Alltagsleben des Prozeſſierens über: 
führen. Wir wollen in unſeren Kreiſen ein wenig mitwirken, den Geiſt 
der Rechtspflege zu mobiliſieren, anregen zum Weiterſchaffen des einzelnen 
Richters in feinem Kreiſe, die Rechtspflege frei machen von den Hem⸗ 
mungen durch die Laſt einer unwahren Ueberlieferung, Wege zeigen, die 
gebahnt ſind, aber wenig begangen werden, Brücken ſchlagen über 
trennende Gräben, den Kampf gegen Bequemlichkeit und Philiſterenge 
mit kämpfen, die Unfreiheit, die Enge zu überwinden helfen. Es läßt ſich 
nicht vermeiden, auch ſcheinbar kleine Dinge zu berühren. Sie haben 
eine große Bedeutung. Alles Große ſetzt ſich zuſammen aus einer Häufung 
kleiner Dinge. Aus kleinen Wirkungen kommt die große Leiſtung. Mit 
dem Kleinen muß man beginnen, wenn man überhaupt allmählich im 
Großen eine Erneuerung der Rechtspflege erreichen will. Reife Frucht 
wächſt nur mit Geduld und Kleinarbeit. Das Ziel ſteht vor uns. Es 
iſt das alte Wahre; Lebenskenntnis, Wirklichkeitsſinn, Eindringen in die 
wirklichen Tatſachen des Lebens und der menſchlichen Natur. Unſere 
Richter müſſen ſelbſtändig gehen, das Natürliche, wahrhaft Lebendige, 
Geſunde, Echte vor dem Erſtarrten, Gemachten, Gekünſtelten bevorzugen, 
Einſicht in das innere Weſen ihrer Tätigkeit gewinnen, daß ſie lebendig 
werde, ſich eigene Gedanken darüber machen. Es drängt doch uns alle 
der Gegenwart und Zukunft zu, wir wollen und müſſen das Leben um 
uns herum verſtehen und dürfen uns nicht eingraben zwiſchen Büchern 
und Papier und nur das als vorhanden anſehen, was durch Papier, 
Tinte und Druckerſchwärze vermittelt wird. Es gilt auch in der 
Rechtspflege den Intellektualismus zu bekämpfen. Wer ſich einkerkert 
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in die ſcholaſtiſch⸗formaliſtiſchen Begriffe der orthodoxen Rechtspflege, 
dem höhlet ſich das Recht von innen heraus aus, es geht in kritiſcher 
Tätigkeit auf, die Seele entflieht, das Menſchliche ſchwindet, die Erden⸗ 
luft entweicht; das wirkliche Leben und ſein Recht iſt etwas anderes, 
Innerlicheres, Tieferes, etwas Organiſierendes, nicht Mechaniſches. 
Das Recht ſtammt aus der vernünftigen Natur des Menſchen, der 
praktiſchen Vernunft. Man ſoll die Rechtsbegriffe, mit denen 
man des Lebens Herr zu werden ſucht, die man lehrhaft feſtſtellt 
und dogmatiſiert, die als Mittel ganz zweckmäßig ſind, nicht gleich⸗ 
ſtellen oder gar verwechſeln mit dem Leben, der ſchöpferiſchen Tätig⸗ 
keit ſelbſt, die Lehre nicht mit dem Schaffen. Beides iſt not, das 
zweite aber iſt nötiger. „Man tut nicht wohl, ſich allzulange im Ab⸗ 
ſtrakten aufzuhalten. Leben wird am beſten durchs Lebendige belehrt.“ 
Ob die Ergebniſſe der Wiſſenſchaft, der aufgeſpeicherten Entſcheidungs⸗ 
ſammlungen brauchbar oder unbrauchbar ſind, förderlich oder tödlich, 
darüber entſcheidet das Leben, das Gemüt, der Wille, die Seele. 
Aus einem Atlas lernt man noch lange nicht das Weſen der Land⸗ 
ſchaft und des Volkes. 

Rechtspflege iſt Lebendkunſt, dieſe aber beruht auf Lebendan- 
ſchauung und Lebensanſchauung iſt nicht rein wiſſenſchaftliche Forſchung, 
die nach ihrem Begriff ohne Abwertung nach Gefühl und Zweck aus⸗ 
kommt, ſondern ſie wird innerlich geſtaltet von den Werten, die unſer 
Wollen und Handeln leiten, die unſer Leben aufbauen. Leben iſt 
mehr als Logik und Unlogik. Beſſerung muß aus den inneren Kräften 
kommen, in denen das für die Perſönlichkeit Entſcheidende, das Wollen 
und Handeln ſeinen Sitz hat. 

Wehe dem Richter, wenn er ſich von dem Wiſſensqualm das 
eigenſte Perſönliche verdunkeln läßt, wenn er ſo abſtrakt und unperſönlich 
wird, daß er ſelber nicht mehr warm im Leben zu werden vermag. Es 
gilt für ihn, das Leben zu übertragen in den Gerichtsſaal, nicht nach dem 
Wiſſen das Leben zu meiſtern. Das iſt unmöglich. Die menſchlichen 
Gaben ſollen nicht verkümmern, auch der Richter ſoll Vertrauen haben 
zu dem ſchlichten Zuge der Seele, er ſoll nicht zu gebildet, verbildet 
ſich geben, hochmütig und blind für das, was nicht in Buchſtaben 
gefaßt iſt, ſich zeigen. Und was nicht in Paragraphen ſteht, was rein 
menſchlich, praktiſch förderlich iſt, iſt nicht wenig. Die Ausführungen 
ſollen die Liebe wecken, die ſich um die Sache, die Menſchen wirklich 
ſorgt, das Verantwortlichkeitsgefühl der Richter für die, deren Schickſal 
in ihrer Hand liegt, anſpornen. Das iſt das erſte, dem nachzuſtreben 
iſt, nicht die Sorge, wie ein Fall nach Begriff, Doktrin, leeren Prinzipien, 
Kommentaren entſchieden werde und ob in einer Sammlung von 
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Entſcheidungen und Auszügen etwa die Frage ſchon einmal berührt 
ſei. Wichtiger als die ſchematiſche Beſchäftigung mit den Dogmen 
und formellen Begriffen des Rechts iſt es für den, der doch das 
Zuſammenleben der Menſchen zu ordnen hat, daß er welterfahren, 
lebensklug, menſchenkundig Dinge und Perſonen durchſchaut und im 
Einklang mit den Bedürfniſſen des Staates ſeine Tätigkeit einordnet. 
Dadurch kommt er zur Selbſterziehung. Er wird nicht Querelen 
und Quisquilien für das eigentlich Ernſthafte ſeines Berufs halten. 
Er wird den richtigen Maßſtab für ſeine Tätigkeit im Verhältnis 
zu dem Betrieb des ganzen Volks gewinnen, ſie nicht unterſchätzen, 
aber auch nicht in eiteler Selbſtgefälligkeit überſchätzen, als ob er 
unnahbar etwas Beſonderes, gar nicht Vergleichbares mit dem übrigen 
zu leiſten hätte. Er wird nicht einen winzigen Teil, den er zu bearbeiten 
hat, für die Welt halten. Er wird die einzelne Sache nicht höher 
bewerten, als ſie Bedeutung für das ganze Volk hat, nicht jeden 
Stank und Quark für ein wichtiges Werk, nicht jeden Maulwurfs⸗ 
hügel für einen Berg halten. Er wird die kleinlichen perſönlichen 
Intereſſen der Parteien nicht überwuchern laſſen, eingedenk ſein, daß 
die Gerechtigkeit erfunden iſt, damit die Menſchen in Frieden leben. 
Als freier Kopf wird er bei allem Fleiße im einzelnen das große Ganze 
ſeiner Tätigkeit, ſeiner Wiſſenſchaft und Kunſt nicht aus dem Auge 
verlieren. Er fragt ſich vorurteilsfrei, was der Kulturwert ſeiner Tätig⸗ 
keit ſei, ſucht ihn zu erfaſſen, danach zu handeln. Er muß ſich dem 
Ziel des Prozeſſes uneigennützig, ſelbſtlos im Schaffen und Denken 
unterordnen, darf ihn nicht benutzen, um mit Wiſſensqualm und 
Formelkram um ihrer ſelbſt willen aufdringlich zu glänzen und zu 
gleißen und zu zeigen, wie hervorragend er ſei, wie er alles ſo gründlich 
genommen, alles zuſammengeſtellt habe, beſonders das Unnützliche. 
Es iſt doch oft ſo hohl, eine Arbeit der Nebenſächlichkeiten, ſie begräbt 
das Weſentliche, das Lebende, das, worauf es verſtändigen Parteien 
ankommt oder ankommen ſollte, was für ſie wertvoll iſt, ſie gibt 
Steine ſtatt Brot. Die Beherrſchung des Rechtes zeigt ſich auch, 
wenn ſie nicht mit blähender Wichtigkeit hervorgehoben wird. Was 
Vorarbeit iſt und ſein ſollte, darf nicht als eigentlich richterliche Arbeit 
erſcheinen. Was Selbſtverſtändlichkeit, was Unbedeutendheit iſt, wird 
nicht dadurch wertvoll, daß ein Richter es breit behandelt. Hat er 
immer das Ziel im Auge, ſo wird er den Prozeß nicht planlos oder 
ſchematiſch hinhängen laſſen, ohne Rückſicht auf den Zweck, dem alles zu 
dienen hat, in den Zuſtand der Schwebe kommen laſſen. Der Richter 
ſoll für Ordnung, Plan, Gliederung, Schönheit und Zweckmäßigkeit in 
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der Geſtaltung forgen, daß eins in dem anderen wirkt und ftrebt. 
Er ſoll mit Mannhaftigkeit, willensbewußt handeln und zu den rechten 
Zielen hinführen. Er ſoll immer eingedenk ſein, daß der Geiſt nicht 
durch die Form getötet werde; die Formen ſollen dem inneren Gehalte 
entſprechen, ſollen Ausdruck der inneren Bedeutung der Vorgänge 
ſein, Gefühl für richtiges Maß und Schönheit ſoll herrſchen. Die 
Darſtellung als Teil der Form ſoll eine verſtändliche Sprache, 
Einfachheit, Beſchränkung auf das Schlicht⸗Notwendige zeigen. Die 
Erſcheinungen müſſen auf den einfachen Gedanken, die Gedanken auf 
den einfachen Ausdruck gebracht werden, das Zweckmäßige, Einfache, 
Echte muß überall der Leitſtern ſein. 

Wir bleiben dann nicht lendenlahm hinter den großen Anforderungen 
der Zeit, die mit ſich und ihren Aufgaben ringt, und den Auffaſſungen 
des Lebens, die immer mehr alles durchdringen, zurück. Wir kommen 
vom Papier zum Leben. 

Auch für den Juriſten find die einfach-ſtillen, beſchaulichen 
Lebenskreiſe der Väter zu eng geworden, es müſſen auch für ihn die 
Werte des theoretiſchen Lebens verblaſſen, ihre Schätzung muß 
abnehmen, es zerbrechen und zerfallen die alten Formen, was aber 
fällt, das wollen wir noch ſtoßen. Schaffensfreudig auf das Tat- 
ſächliche gerichtet, ſoll der Richter einſehen, daß Gehalt und Sinn 
feiner Welt ein Reich von Willensbetätigungen iſt, er ſoll herausgehen 
aus bedrängten und begrenzten Kreiſen und hinaus zu energiſchem 
Handeln, praktiſchem Schaffen, zu tätiger Arbeit in gegebenen Ver⸗ 
hältniſſen eintreten, am ſauſenden Webſtuhl der Zeit wirken, nicht 
in müßiger Geſchäftigkeit ein Ragout aus anderer Schmaus zuſammen⸗ 
brauen. Das Wiſſen zerſtückelt den Menſchen, das Können und 
praktiſche Ueben führt ihn zur Einheit. 


Erſter Teil. Zum inneren Weſen der Kunſt der Rechtspflege. 


1. Die Rechtsanwendung im Zivilprozeß, Strafprozeß, der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit iſt das formale Verfahren, den Abſchluß, das 
ſachlich richtige Recht für den einzelnen Fall zu finden. Dies braucht 
ſich nicht immer nur in der richterlichen Entſcheidung zu ergeben, ſondern 
kann auch in einem Vergleich oder ſonſtwie zum Ausdruck kommen. 
Nun aber werden dem Richter ſelten feſte Tatſachen unterbreitet, über 
die er ſein Urteil fällen ſoll, und auch die Rechtsſätze, nach denen er 
die Tatſachen beurteilt, liegen nicht immer vollſtändig vorgedacht und 
ausgedacht zur ſofortigen Benutzung bereit. Wo Tatſachen und 
Rechtsſätze klar und unzweideutig ſind, rufen ihn die Parteien nicht 
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an, wo es bei dem einen oder dem anderen der Fall iſt, iſt die Sache 
nicht ſehr ſchwierig. Die Hauptmaſſe der Sachen, die an den Richter 
kommen, bieten Zweifel wegen der tatſächlichen Feſtſtellung und der 
rechtlichen Beurteilung. Er muß die Tatſachen feſtzuſtellen und das 
ihnen entſprechende Recht zu finden wiſſen. 

Man hat bei dem Richter die Einprägung der Geſetzesbeſtimmungen 
für weſentlich gehalten, allgemeine Begriffe unabhängig von Menſchen, 
Zeit und Raum konſtruiert, ſeltſame Beiſpiele behandelt, bei denen ſich 
einmal Rechtsſätze in beſonders auffälliger Weiſe zeigten, und daraus 
entſpringt wohl auch in der Praxis die Freude am ſchönen Fall, der 
alle theoretiſchen Konſtruktionen zeigen läßt. Es wird die Bücher⸗ 
gelehrſamkeit begünſtigt, die ſich nicht in der anſchaulichen Wirklichkeit 
zurechtfindet, ſondern nur in den abgeblaßten Zeichen von ihr. Der 
Richter muß zwar die rein theoretiſchen Wahrheiten erkennen, das iſt 
aber nicht der eigentliche Zweck ſeiner Tätigkeit, ſondern die ſelbſt⸗ 
verſtändliche Grundlage, auf der erſt das, was er zu leiſten hat, 
beginnt. Intellekt und Wiſſenſchaft ſind die Vorarbeiter, nicht Schöpfer. 

Die theoretiſchen Kenntniſſe ſind nicht, was das Leben ausmacht, 
das dem Richter täglich in ſeinen neuen Erſcheinungen unter die 
Augen kommt und Ordnung von ihm verlangt. Ordnung im 
menſchlichen Leben ſchafft man nicht mit beſchaulichen Betrachtungen, 
mit Konſtruktionen, mit reiner Verſtandestätigkeit, die die Dinge 
ruhig an ſich herankommen läßt, ſondern es müſſen ſich auch das 
Gefühl und die anderen Seelenkräfte regen, beſonders entſcheidend 
iſt der Wille, die Art, wie er der Aufgabe, die Entſcheidung zu Ruben, 
gerecht zu werden ſucht. 

Zu der Tatſachenfeſtſtellung und der rechtlichen Beurteilung kommt 
deshalb als Drittes hinzu, daß der Richter die Vorſchriften des Ver⸗ 
fahrens und die Art, wie er die geſetzliche Ordnung des einzelnen 
Falles findet, in praktiſcher und taktiſcher Weiſe handhabt. Ueber 
den Vorſchriften des Verfahrens und materiellen Rechtsſätzen ſoll er 
das allgemein Menſchliche nicht vergeſſen. Die Regeln der Prozeß⸗ 
ordnungen ſind nur ein Teil deſſen, was ſeine Handlungen beſtimmt, 
neben ihnen gibt es ungeſchriebene Normen, die ein verſtändiger, 
anſtändiger Menſch ohne Geheiß beobachtet, die Geſetze der Lebens⸗ 
führung zum ſittlich Guten, die für alle Menſchen gelten. Als wollender 
Menſch ſoll er auch dieſen, der innern Stimme folgen und darnach 
unbeirrt, mit kräftigem Willen auf das Ziel hinſtreben, in befriedigender 
Weiſe Ordnung in dem ſtreitigen Verhältnis zu erreichen. 

Die Verfahrensvorſchriften ſind in einer manchmal kleinlichen 
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Weiſe gegeben, die Formen find beſtimmt. Aber ihre Anwendung 
hängt doch von dem Geſchick des Richters, der mit ihnen arbeiten 
muß, ab. Selbſt mit der ſchlechteſten Prozeßordnung kann der Richter, 
dem über dem Buchſtaben das Menſchliche noch nicht geſchwunden iſt, 
der als praktiſcher Menſch die Dinge behandelt, gute Ergebniſſe erzielen. 

Die Juriſten haben, ſtatt in die Kämpfe des Tages und das 
lebendige Leben hinabzuſteigen, ſich anderthalb Jahrhunderte damit 
beſchäftigt, Buchweisheit, unlebendige, unfruchtbare Worte und Sätze 
immer wieder auszulegen und zu konſtruieren, vor einem Jahrhundert 
ſetzte dies mit erneuter Kraft ein; im Kreislauf des Lebens iſt die 
Zeit erfüllet, eine neue hebt an, ſie müſſen ſich nun ſreimachen von 
der Trägheit, die das Beſtehende in unterwürfiger Verehrung als 
gegeben hinnimmt, ſich mit Auslegungsregeln älteſter Schablone, nur 
für einen Fall geformt, begnügt und ſich nicht zu fragen getraut, 
weshalb dies ſo und jenes ſo ſei, ſie dürfen ſich nicht weiter derartigen 
bequemen Gewohnheiten hingeben, die ſie umſchmeicheln, wie ein 
willkommener Zwang des Schickſals. Das Suchen und Fragen um 
die Ziele ihrer Tätigkeit muß lebendig werden. Der Sturm der 
Entwickelung muß auch die ſtillen Täler der Alltagsrechtspflege ergreifen, 
die noch träge im Alten dahinſchlummert. Wer ſich vorzugsweiſe der 
Vergangenheit widmet, wird leicht rückſtändig. 

Neben die Beſchäftigung mit der Wiſſenſchaft des Rechts muß 
immer mehr treten das Ausdenken, Erforſchen und Kennenlernen der 
Kunſt der Rechtspflege. Von vielen Seiten behandelt man jetzt die 
Kunſt der Rechtsanwendung, ihre Methode und ihre Technik. Dies 
Gebiet iſt lange vernachläſſigt worden, es bietet aber dem Richter 
das Förderlichſte, was er braucht, um ſeine Aufgabe zu erfaſſen und 
zu erfüllen. Wir müſſen herausſtreben aus überkommenen Geſichts— 
punkten, verlaſſen ausgelaufene Geleiſe. Es iſt eine drängende 
Notwendigkeit, ſich mit den Fragen der Kunſt der Rechtspflege zu 
beſchäftigen, ſoll das Recht nicht immer mehr als es ſchon tut, der 
ſonſtigen Entwickelung unſerer Kultur nachhinken. Wer nicht weiß, 
weshalb und warum er handeln ſoll, von dem kann man nicht ver⸗ 
langen, daß er ſtark und folgerichtig handelt. 

Das Recht iſt Kulturerſcheinung, begründet tief in den geſell⸗ 
ſchaftlichen Bedürfniſſen, nicht einfaches kaltes Gebot über der Erde, 
ſeine Aufgaben ſind im tiefſten Innern zwar unveränderlich, über dem 
Urgrund aber, der beſtehen bleibt, iſt Bewegung. Sie folgt der 
Entwickelung und den Bedürfniſſen der Zeiten, was geſtern notwendig 
war, iſt erreicht, andere Forderungen des Tages kommen an die 
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Oberfläche und fordern Berückſichtigung, fie beeinfluffen die Anwendung 
des Rechts. 

Alles Recht iſt ſelbſt Entwickelung und jede Zeit hat es von ſich 
aus neu zu verarbeiten und mit ihren Augen zu ſehen. Die Rechts⸗ 
anwendung gehört zur Kunſt und zur Wiſſenſchaft. Sie muß ſich den 
Beſtrebungen, die ſich auf dieſen beiden Kulturgebieten, wenn man ſie im 
weiteren Sinne nimmt, geltend machen, mit allen Kräften nachfolgen. 
Der Richter muß, um den richtigen Standpunkt zu gewinnen, zunächſt 
an das bisherige Verfahren zur Rechtsfindung einmal vorausſetzungs⸗ 
los und unabhängig prüfend herantreten, es auf ſeinen inneren Ge⸗ 
halt unterſuchen, nachſehen, ob Form und Inhalt ſich decken, Forde⸗ 
rungen und Entwickelung vergleichen, Ueberlebtes abſtoßen und Keimen⸗ 
des, Lebendiges weiter entwickeln. Dann werden wir tüchtige und 
redliche Mitarbeiter am Werke unſerer Zeit. Jeder Gedanke, der ein- 
mal als neu aufgetreten iſt, hat im Anfang fruchtbringend gewirkt, 
ſchließlich wird das Ideal, das in ihm lag, zum toten Götzen, der 
ſchrecklich heiſchend feine Opfer fordert. Die Zeit der Uebergänge 
herauszufinden, iſt Sache verſtändiger Betrachtung. Auf den Höhen 
der Kunſt und Wiſſenſchaft mag eine neue Lebensanſchauung ſchon 
ſich durchgerungen haben, es mag dort ihre Zeit erfüllt ſein, ſo daß 
die weitere Betonung zum Unheil führt und eine andere Richtung in 
den Vordergrund treten muß. Die Ebene ſchlummert noch und dort 
iſt noch Aufklärung und zähe Arbeit notwendig, ſoll es gelingen, die 
Beharrungskraft der Zuſtände, in die wir hineingeboren ſind, zu 
überwinden. 

Das, worum es ſich bei dem Kampfe um die Rechtsanwendung 
handelt, hat noch nicht ſeinen Weg in das alltägliche Prozeßgetriebe 
gefunden. Entweder ganz unbewußt nach verborgen ſchlummernden 
alten Denkgewohnheiten, die als juriſtiſch geprieſen werden, oder nach ein 
paar gläubig übernommenen Sprüchen hausbackener Altertumsweisheit, 
die überſchätzt wird, wendet der Richter das Recht an und ſucht den 
Prozeß abzuſchließen. Wir ſtehen alle noch zu ſehr in der Scholaſtik, 
noch tief im Mittelalter, ſagt einmal O. Bülow. Wenn man ſich 
auch bewußt ſein muß, daß in der Kunſt, auch der der Rechts— 
anwendung, das Können über alle theoretiſche Gelehrſamkeit weit 
emporragt und Sätze theoretiſcher Natur nur beſchränkt wirkſam ſind, 
daß alle Geſetze der Poetik noch keinen Dichter machen und daß zum 
Richten noch etwas anderes gehört als Kenntniſſe, jo ſollen die leiten⸗ 
den Geſichtspunkte für die Rechtsanwendung doch dargeſtellt werden. 
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2. Es wird befehdet, wie man es bisher in der Rechtſprechung 
gehalten hat, es wird ein anderes gefordert, die Ueberlieferung fühlt 
ſich ins Wanken gebracht, ſie wehrt ſich gegen die Lebenserneuerung, 
der Kampf iſt da, er ſchafft Bewegung, er wird auch die Grenzen 
regeln. 

Mißverſtändniſſe, Vorbeireden ſelbſt von vielen Gleichſtrebenden 
ſind auch hier die unvermeidliche Begleiterſcheinung, im Grunde 
handelt es ſich bei den Bekämpfern der noch herrſchenden Richtung 
um das gleiche Ziel, wenn auch die Wege verſchieden ſind. Der 
Kampf des Alten, Beharrenden, Beſtehenden mit Entwickelung, Aus⸗ 
bildung, Umbildung iſt immer derſelbe. Die Gegenſätze werden über⸗ 
mäßig herausgearbeitet, die Uebertreibungen werden ſchon von ſelbſt an 
der Wirklichkeit, dem Beſtehenden abprallen und das langſame, orga— 
niſche Wachstum kommt von ſelbſt. Es gibt kein Entweder⸗Oder in der 
Entwickelung, keine Gegenſätze, nur Uebergänge, Gradverſchiedenheiten. 
Man ſoll neue Forderungen nicht deshalb, weil fie mit Heftigkeit auf⸗ 
treten, verdammen, man trägt dadurch nur dazu bei, daß die eigene Sehn⸗ 
ſucht ungeſtillt verpufft. Alte Gedanken, die einſeitig bis zum äußerſten 
angebetet und befolgt worden ſind, das geſunde Maß verloren haben, 
Erſtarrung, die Vorboten des Alters und der Auflöſung, zeigen und 
als eigenſinnige Tyrannen noch herrſchen wollen, können nur durch 
den Gegenſatz bekämpft werden. Der Widerſpruch, den ſie heraus⸗ 
fordern, ſammelt ſich zunächſt in Gefühl und Willen auf und ergreift 
die Leidenſchaft. Schließlich erſtarrt auch das Neue, von dem er be- 
fruchtet worden iſt, wieder im Verſtandesmäßigen, wird pedantiſch und 
von einem anderen Willen muß es erfriſcht werden. Das iſt der 
Kreislauf des Lebens. 

Die herrſchende Richtung bezeichnen ihre Gegner als formaliſtiſche, 
dogmatiſche, philologiſch⸗konſtruktive Methode, ſie wollen ſie ablöſen 
mit einer neuen, freirechtlichen oder neurechtlichen. Dieſe geht unter 
dem Namen der ethiſch⸗ſoziologiſchen, dem der Intereſſenabwägung 
oder ähnlichem. Es ſpiegeln ſich darin die auch ſonſt die Entwickelung 
des Lebens beherrſchenden Gegenſätze wieder. Auf der einen Seite 
die Form, die als das Weſentliche angeſehen wird, um ihrer ſelbſt 
willen angewandt wird und herrſcht, der Stil, der Begriff, der für 
ſich beſteht, auf der anderen Seite, im Gegenſatz dazu, die Sachlich⸗ 
keit, der Inhalt, das innere Leben. Dies beurteilt ſich nach den 
Bedürfniſſen, die es zu erfüllen hat, ſein Daſein ergibt ſich nach dem 
Zweck, dem es dient, nach dieſem geſtaltet es ſich ſeinen Verlauf und 
die Aufgaben, die es ſich ſetzt, darnach bildet es auch ſeine äußeren 
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Formen. Wahr und klar ſchafft es dieſe von innen heraus und 
putzt ſich nicht auf mit äußerlichem, innerlich fremdem Prunke. Wir 
befanden uns in der rationaliſtiſchen Periode des Geiſteslebens, in der 
die Schätzung der intellektuellen Geiſteskräfte vorherrſchte, ſie artete 
aus in trockene Begriffsherrſchaft, in kühle, rein verſtandesmäßige Be⸗ 
rechnungen, in Pedanterie; der Umſchwung iſt da und es ſetzt eine 
neue Strömung ein, die nicht allein auf verſtandesmäßige Erwägungen 
ſieht, in der ſich vielmehr die Augen öffnen dafür, daß im menſch⸗ 
lichen Leben das Gefühls⸗, Gemüts⸗ und Willensleben eine ent⸗ 
ſcheidende Rolle ſpielt, und daß dies nicht außer Acht bleiben kann, wo 
es ſich um die Ordnung der Lebensverhältniſſe handelt. Die Seelen 
kunde ſagt uns, wie wenig das Wort, der Begriff bedeutet, wenn 
nicht die rechte Anſchauung und das rechte Gefühl dahinter ſei. So 
ſtrebt auch die Rechtsanwendung hinaus aus der dürren Heide der 
Begriffe und ſucht die grüne Weide; dem Gefühl, dem natürlichen 
Rechtsempfinden und den praktiſchen Lebensbedürfniſſen ſoll wieder 
mehr Platz eingeräumt werden. 

3. Das Recht iſt zunächſt Formſache, beſonders iſt es das Ver⸗ 
fahren, ſo iſt oder vielleicht war der Untergrund der bisherigen Ge⸗ 
danken, entſcheide die formalen Tüfteleien vor allen Dingen und mit 
gieriger Luſt, darin liegt das beſondere Juriſtiſche, die Eigenart juriſti⸗ 
ſchen Denkens. Zunächſt ſieh zu, ob du die Klage, ein Rechtsmittel, 
einen Antrag aus formellen Bedenken abweiſen kannſt; wenns nur 
irgend möglich iſt, ſo tus. Wenn die Parteien dadurch nichts haben 
als neue Koſten, es iſt einerlei. Du biſt Juriſt und kümmerſt dich 
darum nicht. Die Uebernahme einer Vormundſchaft wird verlangt, 
es iſt im Intereſſe des Mündels, die Uebernahme macht keine Arbeit, 
aber lieber mit langen, fein ausgeklügelten prozeſſualen Gründen ab- 
weiſen, bis zur höchſten Inſtanz gehen, als mit einer Zeile entſprechen. 
Handelt es ſich um Zeugenvernehmungen, ſo wird darauf, ob pro⸗ 
zeſſual dem Erſuchen zu entſprechen ſei, mehr Wert gelegt, als daß 
der Prozeß ſachlich zu Ende kommt. Oberlandesgericht und Reichs⸗ 
gericht muß angegangen werden, weil es zwei Richtern mehr auf die 
Form als die Sache ankommt, der eine erſucht, der andere ablehnt. 
Wenn ein Schuhmacher einen Mahnbefehl beantragte auf Zahlung 
von 40 Mk. für Schuhwaren aus dem Jahre 1895, dann fand ſich 
ein Richter, der ihn abwies, weil nicht angegeben ſei, ob es Schuhe 
oder Stiefel geweſen ſeien, die Angabe des Grundes alſo nicht be— 
ſtimmt genug geweſen ſei (§ 690 ZPO.). Die Ueberſpannung der 
Form brachte ſo das gute Recht manchmal zum Scheitern. 
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Demgegenüber iſt zu betonen: das Prozeßverfahren iſt kein Ding, 
das um ſeiner ſelbſt willen da wäre, der Prozeß iſt nicht Selbſtzweck, 
ſondern Mittel zum Zweck, es handelt ſich nicht darum, daß hinüber 
und herüber geſtritten wird, das prozeſſuale Mahlwerk um ſeiner ſelbſt 
willen in Gang geſetzt wird, es ſoll nicht bloß klappern, ſondern Mehl 
geben. Es kommt darauf an, ſachlich die richtige Entſcheidung zu 
geben, den Streit überhaupt zu ſchlichten. Wer bewundernd „den reichen 
und feinen Formenapparat der Juſtiz des 19. Jahrhunderts“ (die der 
Zivilprozeßordnung) lobt und als ärmlich ſchilt, wenn davon etwas 
beſeitigt werde, iſt verſunken in den Anblick der prozeſſualen Schale 
und vergißt den Kern. „Du aber ſorge zu allermeiſt, ob du Kern 
oder Schale ſeiſt“. Er gibt dem Vorwurf recht, die engere Juſtiz 
mache ihre Jünger für alles andere verloren. Selbſt in der Kunſt, 
deren Weſen doch die Form und der holde Schein iſt, gerät der reiche 
und feine Aufputz und Zierrat in Verruf. Nur bei Menſchen des 
Verfalls iſt die Form um ihrer ſelbſt willen da und hat keine Wir⸗ 
kung außer ihr. Luxus in jeder Beziehung iſt, was mit übermäßig 
viel Arbeit und Zeit in keinem Verhältnis ſteht zu dem Nutzen, den 
es verſchafft, ſei es Form des Parteibetriebs, der Mündlichkeit, der 
Urteilsabfaſſung. 

Der Zivilprozeß ſoll der Partei geben, was ihr gebührt, indem 
ihr ein Recht zugeſprochen oder abgeſprochen wird; der Strafprozeß 
der Allgemeinheit, indem er den Schuldigen zur Strafe und den Un- 
ſchuldigen zur Freiſprechung bringt; dem dienen alle prozeſſualen Be⸗ 
ſtimmungen; nur ſo ſind ſie zu verſtehen und anzuwenden. 

Dieſe Ziele ſicher, möglichſt ſchnell und auch ohne überflüſſige 
Koſten zu erreichen, muß das Beſtreben des Richters von Anfang an 
ſein, ſobald er mit der Sache befaßt wird. Er ſoll ſich immer be⸗ 
wußt ſein, daß er in erſter Linie den Bedürfniſſen der Rechtspflege, und 
die ſtimmen überein mit denen der Parteien, die ihn angehen, denen 
des Staates, der Strafe oder Freiſprechung fordert, gerecht werden 
muß, daß es aber nicht ſeine Aufgabe iſt, formale Rechtsfragen um 
ihrer ſelbſt willen von Grund aus zu behandeln, und ſie mehr, als 
die Bedeutung der Sache oder der Zweck des Prozeſſes verlangt, 
ſchematiſch auseinanderzuſetzen. Die moderne Methode ruft dem Richter 
zu: Verſtändige Parteien haben dich nicht angerufen, damit über 
irgendeine äußerliche Prozeßfrage entſchieden wird, auf die Sache 
kommts ihnen an, was hier Recht oder Unrecht iſt, wollen ſie wiſſen. 
Formen müſſen in gewiſſem Maße ſein, um Sicherheit und Ordnung 
zu ſchaffen. Aber nur wenn man es gar nicht umgehen kann, tut 
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man die Sache mit einer formalen Entſcheidung ab, aber dann mit 
möglichſt wenig Aufwand; denn man leiſtet mit ſolchen Entſcheidungen 
nichts für die Parteien, tut höchſtens Vorſchub dem gehäſſigen Be⸗ 
ſtreben, Koſten zu verurſachen für ein Nichts. Was für das Ziel, 
den geſtörten Rechtsfrieden wieder herzuſtellen, zweckmäßig iſt, muß 
der Richter in erſter Linie benutzen, was es nicht iſt und ſtört, Arbeit, 
die vergeblich angewandt iſt, Zeit, die ohne alle Tätigkeit zu ver⸗ 
ſtreichen pflegt, muß er vermeiden oder wenigſtens beſchränken und 
zurückdrängen. Fehlerhaft iſt das Verfahren, wenn mit viel Zeit⸗ 
aufwand und Schreibwerk wenig erreicht wird. Wie in allen Dingen, 
ſo muß man auch im Prozeß ſchwierigere, verworrene Fragen auf 
einen einfachen Geſichtspunkt zurückführen, wenn man zu dem richtigen 
Verfahren kommen, bald das Ende erreichen will. Das Einfachſte iſt 
immer das Richtigſte, aber auch das Schwierigſte. Um was ſtreiten die 
Parteien, was iſts, das ſie auseinandergebracht hat, was iſt tiefer, 
und nicht nach der äußeren Streitſtellung betrachtet, ihre Qual und 
ihre Beſchwerde, das iſts, das für den Endzweck von Bedeutung iſt, 
das muß man beſonders beachten und hervorheben. 

Nebenſächliche Dinge, insbeſondere prozeſſualer Natur, muß man 
möglichſt ausſcheiden oder, wenn das nicht möglich iſt, beſchränken. 

4. Materiell muß man die Sache möglichſt von vornherein in 
tatſächlicher und rechtlicher Beziehung gründlich prüfen. 

Zwei Wege gibt es hierbei: Man kann von dem Boden der 
Wirklichkeit ausgehen, zunächſt die Tatſachen, das einzelne darin er⸗ 
forſchen und dann ſuchen, welcher Rechtsſatz darauf paßt. Oder 
man kann erſt das Rechtliche prüfen, man nimmt die Rechtsſätze und 
ſieht zu, was in der Wirklichkeit ſich davon wieder findet. 

Die erſte Methode muß von den Niederungen des Lebens aus⸗ 
gehen, ſie zeigt, wie alles bedingt, verwickelt, manchmal ſchwer faßbar 
iſt, ſie nimmt jeden einzelnen Fall vorſichtig für ſich und kann nur 
ſelten allgemein gültige Sätze prägen. 

Die zweite rechnet mit abſoluten, gegebenen Begriffen, ſie iſt dem 
Begriff nach — dieſen allein genommen — ſicher und richtig, ſie 
plagen wenig Skrupel und Zweifel, ſie nimmt allgemeine Richtlinien, 
ſie weiß mit neuen, allgemeinen, grundſätzlichen Ausſprüchen aufzu⸗ 
warten. 

Die Praxis bevorzugt noch die zweite, der eine Richter tut es, weil 
ſie höher, wiſſenſchaftlicher ſcheint, aber nur ſcheint; nicht Höhenkunſt, 
ſondern Oberflächenkunſt iſt ſie — der andere tuts, weil dabei Formel 
und Präjudizien bequem und gebrauchsfertig daliegen. Sie hat ihre 
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großen Gefahren. Der höchſte Gerichtshof konſtruiert aus einem 
beſonderen Vorgang eine Regel, abſtrahiert einen allgemeinen Rechts 
ſatz, der alle Fälle zu decken ſcheint. Kommt dann ein neuer Fall, 
ſo ſieht er, daß die theoretiſch ſo wohlkonſtruierte Regel auf das 
Lebensgebilde nicht paßt, raſch, manchmal voreilig iſt ein Begriff ge⸗ 
ſchmiedet, der vor der Erfahrung nicht ſtandhält. Das Gericht 
windet ſich mit künſtlichen Erwägungen darum herum, um nicht in 
Widerſpruch zu kommen mit ſeiner früheren Entſcheidung, oder es 
muß ſein Verſehen eingeſtehen und den früheren Satz einſchränken. 
Und menſchlich iſt e8, daß es das nur widerwillig und allmählich tut. 
Die unteren Gerichte nehmen unterdes die allgemeine Regel als Dogma 
hin, glauben, mit ihr ſeien alle Fälle abgetan, überſehen gern und 
bequem die Unterſchiede, die zwiſchen dem Fall, der ihnen vorliegt, 
und dem vom Reichsgericht entſchiedenen beſtehen, auf unfruchtbarem 
Boden laſſen ſie ſich herumführen. Grade die Unterſchiede machen 
oft das innere Weſen des Streites aus, die Parteien fühlen das 
dunkel und ſtreiten; das Gericht erkennt es aber nicht. Es hält ſich 
an Schlagworte, an Allgemeinheiten, die an allen Ecken mit der 
Wirklichkeit nicht übereinſtimmen. Was Goethe ſagt: Allgemeine 
Begriffe und großer Dünkel ſind immer auf dem Wege, entſetzliches 
Unglück anzurichten, kann ſich auch der Juriſt zu Herzen nehmen. 
Praktiſch verfehlt und unheilvoll wird das Ergebnis, wenn in der 
Rechtspflege allgemeine Begriffe das Regiment führen. Die Ver⸗ 
wirrung, die dieſe Methode in der Rechtſprechung oft erſchreckend 
anrichtet, fordert gebieteriſch, die induktive Methode anzuwenden, die 
einzelnen Lebensvorgänge zu erfaſſen und zu begreifen, Fälle ähnlicher 
Art nebeneinander zu prüfen und daraus auf das Geſetz, das an⸗ 
zuwenden iſt, zuzuſteuern. Denn die Rechtſprechung, als Kunſt der 
Rechtsanwendung, hat es damit zu tun, Vorgänge und Menſchen 
und ihre Handlungen nach ihren rechtlichen Beziehungen zu beurteilen 
und dieſe zu ordnen. 

Der Menſch iſt nicht ſo einfach zu ergründen, ſein Weſen ſpottet 
der ſtarren Regelung, das Leben ſpielt ſich nicht ſo mechaniſch nach 
Rechtsgrundſätzen ab, daß es die Unterſätze zu den Rechtsregeln, den 
Oberſätzen, einfach und rein hinſtellte, ſo daß nur eine rein logiſche 
Schlußfolgerung ohne Willensentſchließung und Werturteil zu ziehen 
wäre. Die Rechtsanwendung erſcheint der doktrinären Auffaſſung 
nur als ein möglichſt einfacher Syllogismus und weiter nichts. Das 
Leben aber iſt der Gegenſtand der Beurteilung, es iſt das Urſprüng⸗ 
liche, Gegebene, nach ſeinen Bedürfniſſen iſt der Rechtsſatz erſt geſchaffen, 
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nach ihm richtet ſich die Rechtsregel. Das Geſetz iſt um der Menſchen 
willen da, nicht die Menſchen um des Geſetzes willen. Das Kon⸗ 
ſtruieren gibt keine Ergebniſſe, die mit der Wirklichkeit übereinſtimmen, 
es will das Leben meiſtern, ſtatt das Beſtehende als ſolches anzuer⸗ 
kennen. Wir wollen die Bedeutung des Begriffsmäßigen nicht ver⸗ 
geſſen, aber ſie nicht für das Wichtigſte oder allein Wichtige halten. 

Wir dürfen uns nicht vermeſſen, die gegebene Wirklichkeit weg⸗ 
zuwerfen, an ihrer Stelle eine neue zu ſchaffen, eine Welt aus der 
Idee zu gebären. Ehrfurcht vor der Wirklichkeit, Wirklichkeitsſinn, 
der jedes Ding, wenn es nur wahrhaft es ſelbſt iſt, mit liebevoller 
Teilnahme umfaßt, beſeele uns immerdar. 

In der umgekehrten Richtung führt derſelbe Weg zum Ziele, 
wenn man das Geſetz hernimmt und zur richtigen Auslegung von 
ihm kommen will. Das Geſetz iſt nicht ein Gebilde in dem luftleeren 
Raum der Begriffe, nicht zurecht gemacht aus Dogmen, Abſtraktionen 
und einem Syſtem ſolcher, ſondern in der Hauptſache gewachſen nach 
der natürlichen Entwickelung des Lebens. Geſetze find die angemeſſene 
Ordnung des Lebens, geworden aus den Erſcheinungen und Anſchau⸗ 
ungen des realen Lebens, aus den Beobachtungen, Erfahrungen und 
Vergleichungen, wie der Verkehr ſich vollzieht; wie billig und recht⸗ 
lich denkende Menſchen ihre Intereſſen nach ihrer Abwertung und 
nach ihren Bedürfniſſen ordnen, das hat man nach Zweckmäßigkeits⸗ 
erwägungen zur Satzung gemacht. 

Das Geſetz iſt deshalb auch nicht aus einem Syſtem von Ab- 
ſtraktionen und Konſtruktionen mit mathematiſchen und logiſchen 
Schlüſſen zu erklären und zu deuten; will man den wahren Sinn 
erkennen, ſo muß man auf die wirklichen Quellen zurückgehen, ſich 
halten an die Tatſachen des Verkehrs, die gemeinſame Rechtsüber⸗ 
zeugung, die Bedürfniſſe des Volks. Die Begriffe, mit denen das 
Geſetz arbeitet, ſind erſt der Zweckbetrachtung entnommen. 

In allen Fällen, in denen eine Tatſache nicht eindeutig und ſpiegel⸗ 
klar, unbeeinflußt und rein von widerſtrebenden Auffaſſungen vorliegt, 
iſt es darum logiſch und pſychologiſch richtiger, die erſte empiriſche 
Methode zu bevorzugen, und aus dem einzelnen auf den Rechtsſatz 
hinzuſtreben. Man bleibt vor den Gefahren der zweiten bewahrt. 
Man hält nicht ſchon damit, daß man begrifflich feſte Rechtsſätze hat, 
die Aufgabe für gelöſt, man iſt nicht, ehe man die Einzelheiten der 
Sache richtig erkannt hat, ſchon nach der Formel damit fertig, was 
ihr Weſen iſt, man verliert ſich nicht in blutleere Theorien und For⸗ 
meln, man ordnet ſich nicht ſolchen unter, deutet die Tatſachen nicht 
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bewußt oder unbewußt gewaltſam um, bis ſie ſich der vorgefaßten 
Meinung fügen und überſieht nicht unbewußt an ihnen das, was 
zu dem angenommenen Rechtsſatze nicht paßt, man wird aber dem 
Leben, das mannigfaltig und immer neu ſich abſpielt, gerecht, tut ihm 
keinen unerträglichen Zwang an, kommt zu einem ſachlich befriedigen⸗ 
den Ergebnis. Man vermeidet es, den Prozeß von einem Neben- 
punkte aus nur formell abzuſchließen und den eigentlichen ſachlichen 
Streit ungeſchlichtet zu laſſen. Man gehe daher realiſtiſch⸗empiriſch, 
nicht juriſtiſch⸗dialektiſch vor. Man ſchützt ſich vor Buchweisheit, 
Reden in Abſtraktionen, leeren Wortſchällen. Man läßt die Dinge 
ſelbſt auf ſich ſprechen und ſtellt nicht zwiſchen die Welt und ſich 
Begriffe, Paragraphen und Meinungen anderer Leute. 

Die noch herrſchende Rechtspflege nimmt, wenn ſie nicht zu dem 
zunächſt gewünſchten Ergebnis kommt, die Sache formell abweiſen 
zu können, die Geſetzesparagraphen her, von denen ſie annimmt, ſie 
werden auf den Fall paſſen und wählt den aus, der nach dem 
äußeren Anſchein, dem Wortlaut die Tatſachen am beſten zu decken 
ſcheint. So kann es vorkommen, daß, wenn eine Abmachung vor⸗ 
liegt, eine Partei ſolle vor Ablauf der Mietzeit aus der Mietwohnung 
ausziehen und einen Geldbetrag dafür erhalten, ein Werkvertrag an— 
genommen wird; der Auszug ein durch Arbeit herbeizuführender Er— 
folg, das Geld Vergütung dafür. 

Man hängt ſklaviſch an dem Wortlaut, an den Buchſtaben. 
Buchſtabenauslegung iſt zwar bei Rechtsgeſchäften verboten, man 
rühmt ſich auch wohl, daß man nicht an Worten hafte, aber es ſind 
nicht alle frei, die ihrer Ketten ſpotten. Bei der nächſten Gelegenheit 
hängt man an einem Komma oder zeigt auf ein Wort, wie im Mittel⸗ 
alter Gegner in einem Religionsſtreite. Immer und immer wieder 
kommt die alte Schule auf die plumpſte Buchſtabenauslegung zurück. 
Sie ſieht das eine Wort an, nicht auf den Zuſammenhang, den Sinn 
des Ganzen. 

Das Geſetz iſt widerſpruchslos und lückenlos, meint ſie, es ent⸗ 
hält die Ordnung für jeden nur denkbaren Fall und jedes einzelne 
Wort iſt mit Vorbedacht gewählt. Als ein Satz geſchaffen wurde, 
hatte man den tiefſten und verborgenften Sinn jeder anderen Geſetzes⸗ 
ſtelle im Auge. Darum nimmt man die Buchſtaben und Worte her, 
deutet ſie grammatiſch und logiſch. Dieſe Art beherrſcht noch vielfach 
die Rechtſprechung. Man darf aber den Satz, daß der Buchſtabe 


tötet, der Geiſt aber lebendig macht, nicht für die N geiſtiger 
Blätter für Rechtspfl. IVI. N. F. XXXVI. 
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Erholung zurückſtellen, ſondern muß ihn als wirkſame Lebenskraft zu 
jeder Stunde richterlicher Tätigkeit anerkennen. 

Im übrigen hantiert man bei der Auslegung mit etlichen über⸗ 
kommenen Sprüchlein römiſcher Weisheit, die an der Oberfläche haftet, 
ſich ſelbſtgenügſam mit Scheinerklärungen zufrieden gibt. Meiſt ſind 
mehrere Sprüche zur Hand, die ſich nicht vereinigen laſſen, und man 
kann damit dieſe oder jene Anſicht rechtfertigen. Aus Anlaß eines 
einzelnen Falles hat ſie ein Menſch gemacht. Als ob ſolche Sätze, 
die aus engen Verhältniſſen kommen und ohne Kenntniffe der Zukunft 
geſchaffen ſind, auch für ferne Zeiten mit anderen Geſichtsweiten und 
anderen Geſetzgebungsformen gelten müßten! 

In einem Falle nimmt man den Geſetzeswortlaut ausdehnend, 
den Sinn weiter als das Wort, in einem anderen einengend, den 
Sinn enger als das Wort. Damit wird aber nur eine Regel ge⸗ 
geben, die mittelbar wirkt. Sie iſt nicht das eigentlich Entſcheidende, 
fie iſt nur eine Verlegenheitsbegründung; wann extenſiv, wann reſtriktiv 
ausgelegt werden ſoll, dafür iſt nichts beſtimmt. Dahinter ſtecken 
ganz andere Geſichtspunkte, die treibend ſind. 

Eine beliebte Auslegungsregel iſt auch, daß Ausnahmegeſetze 
und Ausnahmebeſtimmungen nicht ausdehnend ausgelegt werden 
dürfen. Was aber ſind Ausnahmebeſtimmungen? Das kann ja 
ganz äußerliche Betrachtung ſein. 

Das Geſetz vom 25. Juni 1887 verbietet die Herſtellung von 
ſtark bleihaltigen Geſchirren und Gefäßen zur Verfertigung von Ge⸗ 
tränken und Fruchtſäften. 

Das Reichsgericht ſagt, ein Bierſiphon ſei kein Trinkgeſchirr. 

Ein Gericht folgt ihm, das Geſetz, ebenſo das Nahrungsmittel- 
geje wäre eine Ausnahmebeſtimmung, eine Kartoffelpreſſe, die blei⸗ 
haltig iſt und die Geſundheit ſchädigt, fiele nicht darunter, wenn auch 
der Zweck beider Geſetze im allgemeinen ſei, die Menſchen vor 
Schädigung durch Gegenſtände zu bewahren, die geſundheitsſchädlich 
durch die Berührung beim Eſſen oder Trinken oder durch die Ber 
nutzung bei der Zubereitung von Speiſen und Getränken wirkten. 
Gerade hierauf kommt es doch an, nicht auf den Wort⸗ und Begriffs⸗ 
ſtreit, ob etwas in einer Uebergangszeit noch Ausnahme oder ſchon 
Regel iſt, ob alſo ein Wortbegriff zutrifft oder nicht. 

Ein anderes beliebtes Auslegungsmittel iſt der Umkehrſchluß. 
Wenn man darauf achtet, findet man, daß der größte Teil der Stüm⸗ 
pereien von ihm herrührt. Weil etwas für einen Gegenſtand gilt, 
ſoll es für andere nicht darunterfallende Gegenſtände ausgeſchloſſen ſein. 
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Das Verkehrte eines ſolchen Schluſſes läßt beſonders grell ein 
Schulbeiſpiel hervortreten. 

Es iſt angeſchlagen: Hunde dürfen nicht mit in den Warteſaal 
gebracht werden oder: Hunde müſſen an der Leine geführt werden. 

Ein Bärenführer wendet die oberflächliche Logik ſo wie die 
Juriſten an und bringt ſeinen Bären mit hinein, läßt ihn ſogar frei 
laufen. 

Zu einer Rangänderung zweier Hypotheken iſt die Einigung der 
Gläubiger erforderlich (§5 880 BGB.). Derſelbe Gläubiger hat zwei 
Hypotheken, die nacheinander eingetragen ſind, erworben, er will ihnen 
gleichen Rang geben. Da eine Perſon ſich nicht mit ſich ſelbſt einigen 
kann, ſagen zwei Inſtanzen unter fleißiger Anführung vieler Literatur: 
die Aenderung iſt überhaupt unzuläſſig. Der Gläubiger müßte eine 
Hypothek einem andern abtreten, dieſer erklärte die Einigung, dann erſt 
wäre die Sache gemacht. Das beruht auf einer äußerlichen, verkehrten 
Auslegung. Einigung hat zur Vorausſetzung, daß die Möglichkeit des 
Widerſpruchs vorliegt; wo ein Auseinandergehen überhaupt un⸗ 
möglich iſt, wo die Einheit ſchon gegeben iſt, eine Einigung darum 
nicht möglich iſt, weil ihr Ergebnis, Beſeitigung des Widerſpruchs, 
ſchon ohnedem da iſt, iſt die Rangänderung nicht nur aus⸗ 
geſchloſſen, ſondern ſelbſtverſtändlich gegeben. Hier wie ſo oft iſt nur 
der wichtigſte Fall im Geſetz hervorgehoben, was ſelbſtverſtändlich iſt, 
von dem hat man geglaubt, daß es auch als ſelbſtverſtändlich angeſehen 
werde, man iſt gar nicht auf den Gedanken verfallen, daß es anders 
ſein könnte. 

Die begriffsmäßige Auslegung, die unbedingt den Vorgang der 
Einigung fordert, ſteht auf der Höhe der Auffaſſung des Schaffners, 
den die „Jugend“ als abſchreckendes Beiſpiel anführt. Weil angeſchlagen 
ſteht, Rauchen ſei nur mit Zuſtimmung aller Mitreiſenden geſtattet, 
ſagt er dem rauchluſtigen Reiſenden, der allein im Abteil ſitzt, er 
müſſe warten, bis zwei Mitreiſende kämen und ſie fragen, erſt wenn 
ſie einverſtanden wären, habe er die Zuſtimmung aller Mitreiſenden 
Mehrzahl.) Das iſt eine Satire, die unſere Jurisprudenz ins Innere 
trifft. 

Wenn es in § 171 der StPO. heißt, auf Verlangen des Ge⸗ 
richtes hat die Staatsanwaltſchaft die Akten vorzulegen, ſo ſagt ſich 
der Vorſitzende alter oder älteſter Schule, wenn er beim Eingang des 
Antrags auch ſieht, daß die Ermittelungsakten ganz zweifellos ge⸗ 
braucht werden: hier darf ich nichts tun, ich darf nicht bitten, nicht 
anfragen um die Akten, das iſt ausgeſchloſſen, er zieht deshalb die 
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Akten nicht bei, er lieſt die Sache durch, gibt ſie dem Berichterſtatter, 
in der Sitzung des Senats erklärt er weitläufig, er halte ſich nicht 
für befugt, die Akten beizuziehen und habe es nicht getan, man 
ſtreitet ſich darüber, ob dieſe Anſicht richtig ſei oder nicht, der Bericht⸗ 
erſtatter trägt die Sache vor, man beſchließt dann, die Akten bei⸗ 
zuziehen, in einer Sitzung in der nächſten Zeit geht, weil der Senat 
anders beſetzt iſt, der Vortrag wieder von vorne los. Das erſpart 
der Vorſitzende, der ſich ſagt, daß ein Verbot, die Akten beizuziehen, 
nicht vorliegt. 

Ein anderer Fall: Wenn ein Senat anders beſetzt wird, wie 
früher, liegt das Bedürfnis vor, daß über bereits verhandelte Sachen 
in der Beſetzung mit den früheren Richtern verhandelt wird, weil 
dieſe eingearbeitet ſind und eine unfruchtbare Verhandlung von vom 
an vermieden werden ſoll. 8 64 des GVG. beſtimmt, daß nach Ab⸗ 
lauf des Geſchäftsjahres die Kammer in der früheren Beſetzung ent⸗ 
ſcheiden dürfe. Damit iſt doch die Möglichkeit, daß bei dem Wechſel 
innerhalb des Geſchäftsjahres das gleiche Verfahren ſtattfinde, nicht 
ausgeſchloſſen. Das Entſcheidende iſt der Wechſel der Mitglieder, 
nicht der Ablauf des Jahres, und der Zweck, der bei jedem Wechſel, 
nicht bloß nach Ablauf eines Jahres, ſondern auch eines Vierteljahres 
derſelbe iſt, ja noch dringlicher Erfüllung fordert. 

So beruhen die meiſten unerquicklichen Entſcheidungen auf ver⸗ 
unglückten Umkehrſchlüſſen. Es iſt ſchon viel gewonnen, wenn unſere 
Richter darauf achten. 


Wenn man auch geneigt iſt, im allgemeinen auf Auslegungen 
nach dem Wortlaut zu verzichten, ſo hält man ſie beſonders bei Form⸗ 
vorſchriften für unerläßlich. 

Nach § 2242 BGB. muß das Teſtament vom Erblaſſer unter⸗ 
ſchrieben ſein. Erklärt er, daß er nicht ſchreiben könne, ſo wird ſeine 
Unterſchrift durch Feſtſtellung dieſer Erklärung im Protokoll erſetzt. 
Daraus ſollte man aber noch lange nicht folgern, für ungültig zu erklären 
ſei das Teſtament, wenn es heißt, Teſtatrix war gelähmt und konnte nicht 
ſchreiben. Solcher Feſtſtellung hat das Geſetz die Wirkſamkeit nicht 
abſprechen wollen. Wenn jemand wirklich nicht ſchreiben kann, iſt die 
Feſtſtellung hiervon ein viel augenſcheinlicherer, natürlicherer, ſicherer, 
zwingenderer Erklärungsgrund dafür, daß die Unterſchrift fehlt, als wenn 
er nur ſagt, er könne nicht ſchreiben und dies feſtgeſtellt wird. 


Alſo analoge Anwendung, nicht Umkehrſchluß. Auch bei Form⸗ 
vorſchriften darf man nicht bei ſo äußerlicher Auffaſſung ſtehen bleiben, 
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auch den Zweck der Form muß man innerlich erfaſſen, auch da ſoll 
man ſich nicht in Buchſtabenſchrullen verbeißen. 

Wie der Umkehrſchluß, ſo wird auch die Analogie ſchematiſch 
nach Worten und Begriffen angewandt. Es iſt Zufall, ob man da 
das eine oder das andere gebraucht. 

Neben dieſen formalen Hilfsmitteln aus Worten und Begriffen 
ſpielt der Wille des Geſetzgebers eine Rolle. Man betrachtet auch 
dieſen oft recht äußerlich, als ob es darauf ankäme, feſtzuſtellen, was 
die bei der Abfaſſung des Geſetzes mehr oder weniger entſcheidend 
beteiligten Perſonen gemeint haben. Man erklärt die Geſetzesworte 
aus Vorarbeiten, Motiven, Aeußerungen von Regierungsvertretern und 
Mitgliedern des Parlaments. 

Nun gibt es ja Fälle, wo bei Erlaß eines Geſetzes ganz be— 
ſtimmte Zuſicherungen von der Regierung gegeben worden ſind, wo 
ganz unzweideutig ein genauer Sinn und die Tragweite feſtgelegt 
worden iſt und es würde äußerſt bedenklich fein, entgegen den Zu— 
ſicherungen, auf die man vertraut hat, und entgegen dem feſtgelegten 
Sinn das Geſetz auszulegen. Liegen derartige unzweifelhafte Willens⸗ 
äußerungen aber nicht vor, fo find einzelne Aeußerungen nicht ein 
entſcheidendes Auslegungsmittel, es kommt nicht darauf an, was 
hinter dem Geſetz liegt, was vor deſſen Erlaß verhandelt worden iſt, 
es geht nicht an, daraus mit manchmal recht bedenklichen Inter⸗ 
pretationskünſten alles abzuleiten, ſondern entſcheidend iſt der objektive 
Sinn, der aus dem Geſetz erkennbar iſt für jeden verſtändigen 
Laien. 

Schließlich kommt zu allem, daß man ſich in die Kontroverſen⸗ 
ſtreitigkeiten in den Kommentaren und Sammlungen von Entſcheidungen 
und Auszügen ſolcher ſtürzt, wo die Anſichten der Theoretiker und 
die früheren Entſcheidungen ſorgſam und kleinlich verbucht ſind. Oft 
ſucht man von vornherein in jedem Falle nach einer vorbildlichen 
Entſcheidung. Man richtet ſich nach der Zahl derer, die für die eine 
oder andere Anſicht ſind, ohne zu fragen, wie viele etwas lediglich 
übernommen haben, man begnügt ſich mit Auszügen, und der 
Sinn der früheren Entſcheidung und die Beſonderheiten des Falles 
fallen ganz unter den Tiſch. Weil einmal das Reichsgericht aus⸗ 
geſprochen hat, es ſei nicht rechtsirrtümlich, wenn eine Bierabnahme⸗ 
verpflichtung auf 12 Jahre als nicht zu weitgehende Beſchränkung 
des Gewerbebetriebs angeſehen werde und ſpäter auch das Gegen⸗ 
teil als nicht rechtsirrtümlich bezeichnet hat, ſo wird gleich ein Satz 
formuliert, ein Bierabnahmevertrag auf 12 Jahre ſei gegen die guten 
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Sitten und die Auffaſſung des Reichsgerichts, die ihn als nicht gegen 
die guten Sitten verſtoßend anſehe, ſei durch die ſpätere überholt. 

Derweilen entſcheidet das Reichsgericht doch nicht, daß die Be⸗ 
zugspflicht auf eine beſtimmte Zahl von Jahren, 5, 6, 6½ oder 7, 
übermäßig die Freiheit beſchränke, ſondern fordert nur, daß nach allen 
Umſtänden geprüft werde, ob eine drückende Abhängigkeit vorliege. 

Die Präjudizien, wie ſie gewöhnlich benutzt werden, befördern 
nur den hölzernen Schematismus. Man betet ſie nach, läßt ſie als 
Schemen an ſich vorüberziehen, die ſinnenfällige Beziehung zu der 
Eigenart des Falles fehlt, man hört nicht die Stimme des Richters, 
ſondern ein hohles Echo. Er iſt ein Automat, der immer dadsſelbe 
Lied ſpielt. Man reißt Sätze heraus, nimmt ſie abſtrakt, weil man 
gar nicht dazu kommt, konkret zu denken. Es iſt ein Nachmachen des 
Vorgemachten, ein Abſchreiben, keine befriedigende Selbſttätigkeit. Es 
iſt alles da, fertig, man brauchts nur aufzuheben, eines eigenen Suchens 
brauchts nicht! 

Selten geſchiehts, daß man den Grund des Geſetzes als Er— 
kenntnismittel zu ſeiner Auslegung benutzt. 

Iſt nun alles das bei Auslegung des Geſetzestextes angewandt, 
ſo nimmt man den Fall und konſtruiert mit reinem, bloß den Ge⸗ 
ſetzen der formalen Logik folgendem Denken, mit dem Oberſatz des 
Geſetzes und dem Unterſatz des Tatbeſtands, der ſchablonenmäßig 
gewonnen wird, mit beinahe mathematiſcher Sicherheit als Schluß— 
folgerung die Entſcheidung. 

Man nimmt den Kauf, Miete oder ſonſt etwas als rein begriff⸗ 
liches, konſtruktives Gebilde, als Vorſtellung, vergleicht damit die Vor⸗ 
gänge, und ſucht nachzuweiſen, daß ſie die nämlichen ſeien. Ganz 
Hohne Zwang geht es manchmal nicht ab. Aus Begriffen entnimmt 
man Folgerungen, von denen man meint, ſie tragen die Wahrheit 
in ſich und bedürfen keines weiteren Beweiſes, man ſchnallt das 
Leben in ſchablonenmäßige Begriffe, als ob es abſolute Dinge wären 
wie eine mathematiſche Formel. 

Man operiert mit Worten, während man Xebendvorgänge zu 
beurteilen und zu regeln hat. 

Den reinen, auf ſich ſelbſt angewieſenen Verſtand läßt man über 
allem walten, die unkörperlichen Vorſtellungen ſind, verknüpft mit ein⸗ 
ander, ſich ſelbſt genug. Logiſch⸗formal auf die Richtigkeit der Be⸗ 
griffe prüft man die Sache; iſt begrifflich ſo wie man eben Begriff 
nimmt, alles richtig, ſo läßt man ſich meiſt genügen. Auf angeblichen 
Denknotwendigkeiten ruhende Anſchauungen, die über Raum und 
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Zeit ſtehen und aller Erfahrung ermangeln, ſind von entſcheidendem 
Einfluß. 

Auf das Leben, ſeine Anſchauungen, ſeine Bedürfniſſe, ſeine Er⸗ 
fahrungen ſieht man nicht. Und doch iſt man, will man das, was 
dem Richter unterbreitet wird, äußere Vorgänge und das Seelenleben 
erfaſſen, auf Erfahrung angewieſen. Die Beobachtung ergibt eine 
fortgeſetzte Abweichung von dem geraden durch das Denken kon— 
ſtruierten Wege, das Wichtigſte ſchließt ſich oft dort an, wo es ſich 
ſcheinbar um Nebenſächliches handelt. Die Gegenwart fordert Richter, 
die geübt ſind im Leben, die Willen und Perſönlichkeit haben. Pectus 
facit juris consultum. Die Beſtimmung des Menſchen geht nicht im 
Verſtande auf. Was wirklich iſt, was auf und wirkt, erfaſſen wir 
nicht nur mit dem Verſtande, wir erleben es mit dem Gemüte, ſchätzen 
es mit dem Gefühl, erſtreben es mit unſerem Willen. Der Verſtand 
nimmt die Begriffe, Gefühl und Willen aber beurteilen die Dinge als 
Werte, werten und ſchätzen Vorgänge und Handlungen nach ihrer 
Bedeutung ab, wir beurteilen, worauf ſich unſer Schaffen und 
Handeln richtet, das ſind nicht Begriffe, ſondern Zwecke; wir ſuchen 
alſo die Zwecke zu erforſchen. Das alles iſt nicht Gegenſtand des 
reinen theoretiſchen Urteilens, ſondern Sache des Handelns. Leitſätze 
für die richterliche Tätigkeit ſind alſo: 

Siehe zunächſt die Sache und die Perſonen an. Der Tat- 
beſtand, der ſich abgeſpielt hat, die Perſonen, die an ihm beteiligt 
ſind, das iſt das Lebendige, das in erſter Linie für den Richter ſteht. 
Es iſt nicht ein mathematiſcher oder logiſcher Satz, der das Leben 
beherrſcht, ſondern manchmal recht verwickelte Zuſammenhänge. Dieſe 
muß man erfaſſen. Man konſtruiere nicht die Begriffe, ſondern dringe 
tief in die Tatſachen ein, ſchäle ſie klar heraus, zergliedere ſie, unter⸗ 
ſcheide ſcharf, aber dann verbinde man ſie auch und betrachte ſie 
vielſeitig in ihrem Zuſammenhang und Zuſammenhalt. Gerade an 
den alltäglichen Dingen, die der Gelehrte ſo gern beiſeite läßt, darf 
man nicht achtlos vorübergehen, man muß die Dinge des Alltags 
verarbeiten. Nicht als etwas Fertiges ſoll man die Vorgänge nehmen: 
wie ſie entſtanden ſind, nicht wie ſie ſind, ſoll man verſtehen. Es 
gilt den Streitſtoff, die Zuſammenhänge mit praktiſchem Blicke für 
Dinge und Menſchen gewiſſenhaft erforſchen, Welt und Leben rings⸗ 
um mit offenen Sinnen einzuſaugen, in die Seelen der Menſchen 
hineinzuſchauen. Der Richter ſoll nichts Menſchliches unerkundet 
laſſen, ſoll die Fähigkeit haben, in die geheimſten Falten der Seele 
zu blicken und zu Motiven und Imperativen der Handelnden vor⸗ 
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zudringen, von denen fie fich felber nie Rechenſchaft geben. Er hat 
inſofern dieſelben Aufgaben wie ein Hiſtoriker. 

Es gibt keine Schemen, keine allgemeinen Typen von Angeklagten, 
Zeugen, Klägern und Beklagten; es ſind Menſchen von Fleiſch und 
Blut, die ſich zwar ganz im allgemeinen gleichen, aber doch ihre Be⸗ 
ſonderheiten haben und nicht gleichmäßig auf dieſelben Einwirkungen 
ſich regen, verſchiedene Denkungsart und Handlungsweiſe haben. Der 
Menſch iſt kein ausgeklügelt Buch, er iſt ein Menſch mit ſeinem Wider⸗ 
ſpruch. Es iſt verkehrt, zwiſchen Menſchen im Kriegszuſtande, bei 
denen Gefühl und Leidenſchaft noch mehr herrſchen als ſonſt, Frieden 
ſchaffen zu wollen, als ob es Schemen wären, mit ganz abſtraktem 
Erwägen und Vorgehen. 

Der Beklagte, der beſtreitet, weil er nicht zahlen kann, der Be⸗ 
klagte, der ſich wehrt, weil er böswillig nicht zahlen will, der Beklagte, 
der um ſein Recht kämpft, der nichts ſchuldig zu ſein glaubt, ſchon 
das ſind große Unterſchiede und ganz wichtig bei der Beurteilung des 
Prozeſſes und wieviel mehr ins einzelne gehen Abweichungen bei noch 
näherer Betrachtung. Der rückfällige Verbrecher, der Jugendliche, der 
zum erſten Male einen Fehltritt begangen hat, geben andere Aufgaben 
auf. Der Zeuge, der lügt, der, der ſich nur irrt, der mit Urteilsvor⸗ 
ſicht, zweifelnd und mit Bedacht ausſagt, der ſchnell fertig mit dem 
Worte beſtimmte Bekundungen macht mit dem Scheine voller Glaub— 
würdigkeit: all das ſind innere Umſtände, die ausſchlaggebend ſind 
bei der Beurteilung. Iſt die Perſon, die in den Akten erwähnt iſt 
und auf deren Bekundung etwas ankommt, ein Mann, eine Frau, ein 
Kind! Das ſind Unterſchiede, auf die der Richter zuerſt ſehen muß. 
Die Menſchen muß man erforſchen nach ihrer Denkweiſe, Gefühlsart, 
ihrer Art zu wollen. Dazu muß man den einzelnen erkennen und auch 
ſeine Umwelt. Man muß ſich klar machen, wie die Empfindungen 
der Maſſe ſich bilden und wie ſie das Denken, Fühlen und Wollen 
des einzelnen beeinfluſſen. 

Eine rationaliſtiſche Zeit, die nur im luftleeren Raum mechaniſch 
richtig ſich abwickelnde Prinzipien aufbaute, mochte an den Kräften 
des Menſchen nur immer den Verſtand als wirkſamſte Kraft anſehen 
und vollſtändig blind ſein für das Fühlen und das Wollen. Jetzt, 
wo man eingeſehen hat, daß nicht die Eigenſchaften des Verſtandes 
den Kern des menſchlichen Weſens bilden, ſondern die des Fühlens 
und Wollens, darf man ſich nicht damit begnügen zu ſagen, der An⸗ 
geklagte hat das nicht getan, er hätte ja damit unverſtändig gehandelt; 
denn das iſt bei der Vorherrſchaft der Leidenſchaft und Phantaſie ſehr 
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leicht möglich. Es iſt eine zu oberflächliche Beurteilung, wenn ein 
Urteil ausführt, der Beklagte hat nicht unterlaſſen, 10 Stück Rinder 
zur Verſicherung anzumelden, er konnte ſich denken, daß die Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft dahinter käme, er erſparte nur wenig Geld und 
ſetzte viel aufs Spiel, ſo unverſtändig iſt niemand. Es haben ſchon 
oft Menſchen kleinlichſter Gewinnſucht halber Namen und Vermögen 
darangeben müſſen. Die Menſchen find keineswegs ſo, daß fie ein 
für allemal gleich als Gedankenmaſchinen ihre Entſchließungen faſſen 
und ihre Taten vollbringen. Groß gibt als gute Lehre für den 
Kriminaliſten, daß er nie die wichtige Lehre von der großen Dumm⸗ 
heit vergeſſe, die bei jedem Verbrechen gemacht werde, und weiſt 
darauf hin, daß hundertmal Kriminaliſten deshalb vom richtigen Wege 
abgelenkt worden ſeien, weil ſie ſich geſagt hätten: ſo dumm könne 
der Täter nicht geweſen ſein. Das gilt für alles, was dem Richter 
zur Entſcheidung gebracht wird, im Strafrecht wie Zivilrecht. Man 
muß die Macht des Trivialen kennen. Man ſoll nicht zu viel hinter 
den Handlungen des Menſchen ſuchen, die Erklärung, die die einfachſten 
Vorgänge zugrunde legt, iſt gewöhnlich die wahrſcheinlichſte, Beweg⸗ 
gründe und Ziele derber Natur, die wenig Aufwand an Verſtand 
fordern, ſind oft die Triebfedern, wenn nicht im einzelnen für ſich, 
ſo im Zuſammenwirken mit andern. 

Man ſoll den ganzen Seelenzuſtand prüfen nach praktiſchen 
Lebensregeln und Erfahrungen, eigenen Einſichten und Erlebniſſen. 
Das laſſe man nicht beiſeite, ſondern ſtelle es voran den doktrinär⸗ 
juriſtiſchen Begriffen. Fehlen einem eigene Einblicke ſicherer Art, ſo 
bilde man ſich an Schilderungen, die mit intuitivem Blick und mit 
Wirklichkeitsſinn Lebensvorgänge erfaſſen und das alſo Geſchaute gut 
wiedergeben. 

Man benutze mit ſelbſtändiger Prüfung geſicherte Forſchungen 
moderner Seelenkunde, die Pſychologie kann man immer mehr nutz⸗ 
bar machen. Bei der empiriſchen Methode ſteht die Pſychologie in 
erſter Linie. Man erfährt, wie Phantaſie, Gemütsſtimmungen, Leiden⸗ 
ſchaften, Willensimpulſe den Menſchen beherrſchen, wie wenig es ſchließ— 
lich der abwägende Verſtand iſt, der die Vorgänge hervorgerufen hat, 
die uns nun als Fall zur Entſcheidung vorliegen. Hiſtoriſche und 
pſychologiſche Erfahrung, gewonnen auf welchem Wege es auch ſei, 
ſind der feſte Untergrund, auf dem ſich die Erkenntnis des Richters 
aufbauen muß. Prüft man die Wirklichkeit ſorgfältig und legt den 
richtigen Maßſtab an, dann läßt ſich der Prozeß leicht auf den ent⸗ 
ſcheidenden Geſichtspunkt zurückführen und man wird viele ſpitzfindige 
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theoretiſche Erörterungen nicht brauchen, die ſich in den Weg gedrängt 
hätten, wenn man mit der Doktrin begonnen hätte. 

Natürlich darf man, wenn man die Tatſachen prüft, die recht⸗ 
lichen Geſichtspunkte nicht aus den Augen laſſen. Man darf nicht 
Tatſachen nur auf Tatſachen häufen. Die rechtlichen Geſichtspunkte 
müſſen immer den Weg mitbeſtimmen, man muß überſehen können, 
welche Geſetzesbeſtimmungen verwandter Art einſchlagen könnten, nur 
darf man ſich nicht von vornherein auf einen beſtimmten Satz feſt⸗ 
legen, von einer vorgefaßten Theorie ausgehen, ſondern man muß 
ſie zur Verwendung bereit haben, wenn es die tatſächliche Erörterung 
fordert, wenn man in der Tatſachenbeurteilung weit genug vorge⸗ 
ſchritten iſt, hingreifen können, daß man den paſſenden Rechtsſatz mit 
praktiſchem Blick erfaßt, man muß den Tatſachenſtoff denkend durch⸗ 
dringen. 

Man wird bei derartigem Vorgehen, wo man vom Leben aus⸗ 
geht, bei der Entſcheidung wieder zum Leben zurückkehren. Von ſelbſt 
wird ſich dabei der Geſichtspunkt vordrängen, wie die Entſcheidung, 
die man fällen will, wirkt, ob ſie den ſittlichen und wirtſchaftlichen 
Bedürfniſſen des Lebens, die zu ſchützen und zu ordnen das Recht 
geſetzt iſt, entſpricht, ob fie die Verhältniſſe zwiſchen den Parteien, den 
Strafanſpruch des Staates in billiger und gerechter Weiſe regelt, ob 
ſie Rechtsfrieden ſchafft und das Rechtsgefühl befriedigt. Dem Falle 
wird das ihm innewohnende, das richtige Recht werden, hölzerner 
Schematismus wird vermieden. Wie man ſchön findet, was das 
Schönheitsgefühl befriedigt, ſo iſt gerecht, was das Gerechtigkeitsgefühl 
befriedigt. Es wandelt ſich mit den Zeiten, iſt aber nicht rein ſubjektiv, 
ſondern läßt ſich für jede Zeit nach Vorausſetzungen und Wirkungen 
zergliedern. 

Von allen Streitigkeiten, die dem Richter vorkommen, betreffen 
mindeſtens neunzig vom Hundert Dinge, bei denen der innere Streit 
in der Tatſachenwürdigung, Beweisbeurteilung und Auslegung gipfelt. 

Was iſt bewieſen, was iſt noch zweifelhaft, wer hat zu ſchwören? 
Dringt man tiefer in die Wirklichkeit ein, als man tut, wenn man 
Gedankenkünſte voranſtellt, ſo wird man bald zur Wahl und Wertung 
kommen, ob man etwas für wahr oder unwahr zu halten hat. Wird 
eine mündliche Vereinbarung, die neben einem ſchriftlichen Vertrage 
beſtehen ſoll, behauptet, ſo wird man oft herausbekommen, daß ſie 
neben den ſonſtigen Verhandlungen gar nicht getroffen ſein kann und 
nicht beſtehen kann, daß ſie gar nicht wahr ſein kann, man kann da⸗ 
von abſehen, auf das formale Beweismittel des zugeſchobenen Eides 
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zu erkennen und es der Partei zu überlaſſen, mit mehr oder weniger 
weitem Gewiſſen etwas zu beſchwören, was für ſie im innerſten Ge⸗ 
danken nur Ueberzeugung, Auslegung, nicht wirkliche Tatſache iſt. 
Man erſpart Meineidsanzeigen und Unterſuchungen, die ſich aus un⸗ 
klaren, auf Rechtsbegriffe zurückführbaren Faſſungen der Eide ergeben. 

Oft hat doch der Richter ſolche letzten Endes auf dem Gewiſſen, 
da er ſeine Aufgabe der Partei überlaſſen hat. 

Einem Beklagten wird ein Eid auferlegt, er habe dem Kläger 
vorgeſchlagen, er ſolle abweichend von früher nur 1 M. Tagelohn be⸗ 
kommen und dieſer habe ſich damit zufrieden gegeben. Was heißt das? 
Hat der Kläger zugeſtimmt, hat er nur geſchwiegen? iſt Schweigen 
Zuſtimmung? Alles das überläßt der Richter durch die allgemeine 
Faſſung dem Willensentſchluß des Beklagten, der eine falſche tatſäch— 
liche Behauptung oder mehr oder minder kräftig eine Anſicht, die er 
vielleicht ganz unrichtig gewonnen hat, beſchwört. Und im Meineids⸗ 
verfahren vernommen ſagt der Richter noch, der Beklagte werde dieſen 
Teil des Eides, daß der Kläger ſich zufrieden gegeben habe, ſubjektiv 
nicht falſch beſchworen haben, und er fügt hinzu: Ob der Beklagte 
eine ausdrückliche oder ſtillſchweigende Vereinbarung im Sinne gehabt 
hat, weiß ich nicht, geſprochen hat er allgemein nur von einer Ver- 
einbarung, ihn dazu deutlich Stellung nehmen zu laſſen, lag für 
mich keine Veranlaſſung vor! Für die Entſcheidung im Zivilprozeſſe 
war dies, wenn überhaupt eine Vereinbarung im Rechtsſinne feſtge⸗ 
ſtellt werden konnte, ganz gleichgültig! Hier ſpukt ganz ſichtbar bei 
hellem Tage das Geſpenſt eines rein begrifflichen Vertrags, der außer⸗ 
halb der Welt der Tatſachen ſchwebt. Gerade die Feinheiten der 
Wirklichkeit geben die Anhaltspunkte, das innere Weſen zu begreifen, 
das Bezeichnende herauszufinden und das Richtige zu faſſen. Bei 
richtiger Würdigung von Zeugenausſagen und ſonſtigen Beweis⸗ 
momenten wird ſich oft ein Eid entbehren laſſen. Ueberall hat der 
Richter ſelbſt, nicht ein Parteieid, Vorgänge und Handlungen, Partei⸗ 
erklärungen, Rechtsgeſchäfte zu deuten und auszulegen. Da aber 
kommt der Richter nur durch Sichverſenken, lebendige Anſchauung, 
Lebenserfahrung, durch das Bedürfnis nach praktiſcher Geſtaltung zu 
Ende. Er bleibt nicht rein theoretiſch aufnehmend, er wird angezogen, 
zum Nachſchaffen getrieben, Gefühl und Willen regen die Selbſttätig⸗ 
keit an. Aus Werten, und zwar geiſtigen Werten, erwächſt, auf ihnen 
beruht unſer geiſtiges Leben. 

Der Richter wird ſchon durch das Geſetz ſelbſt oft auf Werte, 
Intereſſen, die außerhalb des Geſetzes liegen, und die er durch Ge⸗ 
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fühls⸗ und Willensentſchließung abwägen muß, hingewieſen. In den 
Beſtimmungen der §§ 151, 157, 162, 242, 320, 815 BGB. find 
die Verkehrsſitten, Rückſicht auf Treu und Glauben, zum letzten Ent⸗ 
ſcheidungsgrund gemacht. 

Auch ſonſt läßt das Geſetz dem Willen des Richters Freiheit. 
So wenn er beſtimmt die guten Sitten (§ 138), die im Verkehr er⸗ 
forderliche Sorgfalt (8 276), den wichtigen Grund zur Kündigung 
(§§ 626, 723). So in den §§ 119, verſtändige Würdigung, 328, Um⸗ 
ſtände, insbeſondere Zweck des Vertrags, 343, 245, billiges Ermeſſen, 
1568, ſchwere Verletzung. 

Auch im Strafgeſetz iſt das nicht unbekannt. Der §S 193 StGB., 
eine der meiſt angewandten Beſtimmungen, verlangt bei der Beurteilung, 
ob Intereſſen berechtigt ſind, eine Beleidigung ſtraflos zu laſſen, auch 
eine Abwägung, Berückſichtigung dek Lebensverhältniſſe im einzelnen. 

Das „gefährliche Werkzeng“ hat man nicht rein logiſch zu erklären, 
ſondern nach Lebenderfahrungen. 

In allen dieſen Fällen ſind durch das Geſetz andere Werturteile 
und Willensentſchließungen direkt zugelaſſen. Auch ſonſt muß der 
Richter den Inhalt von Worten ausfüllen, was iſt Fabrik, Handwerk, 
Eiſenbahn, Mißhandlung uſw. In anderen Fällen hat das Geſetz 
ſelbſt die Intereſſen geordnet, es erkennt nur ſich ſelbſt als entſcheidende 
Norm an. Es gibt die letzte endgültige Entſcheidung. 

Der Richter wird, wenn das realiſtiſche Vorgehen ihm in Fleisch 
und Blut übergeht, anders auch in dieſem Fall an das Geſetz heran— 
treten, als wenn er Buchſtaben⸗ und Begriffsſklave, Wortheld iſt. 

Es gibt keine myſtiſche Perſon des Geſetzgebers, das Geſetz iſt 
kein lückenloſes Syſtem, in dem alles, was im Himmel und auf 
Erden iſt, fein ſäuberlich eingeſchachtelt, wohlgeordnet nebeneinander 
läge, in dem ein umfaſſender Geiſt vorſchauend und umſchauend 
alles in Gegenwart und Zukunft überſehen hätte. Es behandelt nur 
einen zufälligen, gerade ins Auge fallenden Ausſchnitt, iſt lückenhaft. 
Die Beſtimmungen ſind oft für andere Tatbeſtände, als ſie wirklich 
vorkommen, gedacht. Als man das Geſetz gegeben, dieſen Begriff 
geformt hat, hat man ſich nicht Grenzfälle vorgeſtellt, ſondern nur 
bezeichnende Regelfälle. In der Art, wie Geſetze in Regierung und 
Parlament ausgearbeitet werden, zeigen ſich allerhand menſchliche 
Unvollkommenheiten. 

Man ſoll Lücken im geſetzten Recht nicht feige hinwegdiskutieren, 
aber immer in der Linie des Geſetzes ergänzen. Hinter dem Geſetzes⸗ 
wort ſteckt ein Gedanke. Er iſt oft unvollkommen ausgedrückt, er iſt 
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oft nicht zu Ende gedacht, mit dem Wort iſt der Bereich des Geſetzes 
nicht erſchöpft. Für Weiterbildung bleibt Raum, dieſe enthält oft erſt 
den rechten Geiſt. Dieſen Geiſt, der ſich in den Worten verkörpert 
und fortwirkt, müſſen wir zu ermitteln ſuchen, nicht, was ſich ein 
Beteiligter am Geſetzgebungswerk gedacht hat. „Das Geſetz kann ein— 
ſichtiger ſein als der Geſetzgeber.“ Wo Zweifel beſtehen, wo das Geſetz 
eine beſtimmte Grundlage nicht gibt, wo man bisher bei der Geſetzes⸗ 
anwendung die Hilfsmittel aus der Rüſtkammer gelehrter Auslegung 
holte, da wird Platz für den Gedanken, daß die Entſcheidung der 
inneren Stimme und der Volksanſchauung entſprechen muß, daß ſie 
nicht zu unpraktiſchen, das Rechtsgefühl verletzenden Ergebniſſen führt. 

Der Buchſtabenkult, die Wortkrämerei iſt verwerflich. Der Wortlaut 
iſt nicht das Ausſchlaggebende. Nach ihm zu entſcheiden wäre ja auch 
jedem möglich, der nur leſen könnte. Der Zuſammenhang, der erkennbare 
Zweck des Geſetzes ſteht in erſter Linie, er iſt zu erforſchen. Nach 
den Lebensanſchauungen und Lebensbedürfniſſen wird der Wortlaut mit 
dem Inhalt verſehen, Begriffe werden ausgefüllt. Die Anforderungen, 
die das Leben ſtellt, ändern ſich, es wird neuer Moſt in alte Schläuche 
gefüllt, abſterbende Beſtimmungen treten allmählich zurück, werden 
umgeſtaltet oder ausgeſchaltet. Der Richter muß große Maßſtäbe an⸗ 
legen, die den unmittelbaren Erforderniſſen des Lebens entnommen 
ſind. Neue Erſcheinungen werden den alten Begriffen angegliedert. 
Das kann aber nicht geſchehen durch bloß logiſche Operationen, ſondern 
indem man unſere ganze Entwickelung anſieht, volkswirtſchaftliche, ethiſche, 
ſtaatliche und geſellſchaftliche Erſcheinungen und Anſchauungen verwertet. 
Auf der Seele muß es dem Richter brennen, daß ihm für dieſe Art 
ſeiner Tätigkeit das Gefühl lebendig wird. 

Wie man ſie ſchließlich bezeichnet, iſt nicht ſo von Bedeutung; das 
Streben iſt immer, nicht am ſchalen Zeuge zu kleben, nicht kleinlich 
auf ein Wort zu ſehen, die Strenge des Buchſtabens zu mildern und 
dadurch, daß man etwas Freies einſetzt, das Gefühl der Volksmaſſe 
oder innere Erwägungen, dem Lebendigen, Natürlichen, Wachſenden 
mehr Einfluß zu geben, alles an dem praktiſchen Leben zu prüfen. 

Wenn das Geſetz ſelbſt keine unzweifelhafte unabänderliche Be— 
wertung vorgeſchrieben hat, mag der Richter die entgegenſtehenden 
Intereſſen nach objektiven Maßen, die der allgemeinen Schätzung 
materieller und geiſtiger Güter entnommen werden, abwägen, er mag 
das „richtige“ Recht ſuchen, für „freie Rechtsfindung“ ſich begeiſtern. 

Er mag auf den Wert des Ergebniſſes ſehen, daß er nichts 
Un vernünftiges, das Gedeihen des Volkes Hemmendes bringt. 
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Er mag die Rechtsſätze, die er aus Geſetzen ableitet, an den 
Erfahrungen des Lebens prüfen, ſtatt an der logiſchen Richtigkeit. 
Er mag die Rechtsſätze zur Ausfüllung von Lücken und Zweifeln den 
Sitten und Gewohnheiten, wie ſie ſich auf irgendeinem Gebiete in 
dem Verkehr der Menſchen untereinander gebildet haben und täglich 
neu bilden, entnehmen, das Verkehrsübliche berückſichtigen und die 
Erklärungen des Geſetzes auffaſſen, wie die Allgemeinheit es tut, die 
nach den Zwecken urteilt. 

Es gilt mit feſtem Willen die Gerechtigkeit im Rahmen des 
Geſetzes zu verwirklichen. Wenn wir uns dafür entſcheiden, bei der 
praktiſchen Tätigkeit des Richtens auch wirklich praktiſch zu ſein, nicht 
den Lehren von den Rechtsbegriffen Anwendungsfälle zu ſuchen, ſondern 
für die Vorgänge nach lebendigen Rechtsempfindungen die angemeſſene, 
das Rechtsgefühl befriedigende Ordnung zu erzielen, ſo kann der 
Einwand kommen, das Rechtsgefühl fordere nach des einen Empfinden 
dies, nach des anderen jenes, es wirke ganz verſchieden, es werde 
dadurch alſo die Willkür in die Rechtspflege eingeführt, doch ſei gerade 
bei ihr die feſte Ordnung und Sicherheit dringend zu fordern. 

Es iſt nun zwar richtig, daß bei verſchiedenen Volkskreiſen das 
Rechtsgefühl verſchieden iſt und andere Ergebniſſe verlangt. Nimmt 
man aber die Sache nicht von oben her nach Begriffen und Schlag⸗ 
worten, ſondern dringt in die Dinge ein, jo wird man gerade ver- 
meiden, ſeinen perſönlichen Gedanken Raum zu geben und ſein 
perſönliches Wähnen und Meinen zur Entſcheidungsnorm zu machen. 
Man findet ſittliche Anſchauungen, die die Geſamtheit außerhalb des 
Kreiſes der Parteityrannen und Parteiſklaven beherrſchen, Erfahrungs⸗ 
ſätze, die jedem Vorurteilsloſen einleuchten, Grundſätze des Verkehrs, 
die überall im redlichen Handel und Wandel ohne Verabredung ge⸗ 
handhabt werden. Gerade bei einer realiſtiſchen Behandlungsweiſe 
unter Benutzung der Ergebniſſe der Geſchichte, Pſychologie und 
Soziologie drängen ſich dieſe Umſtände dem Richter auf, ſie bieten 
objektive Unterlagen für die Bewertung von Dingen und Menſchen. 

Die Pſychologie, deren Anwendung beſonders empfohlen wird, 
bietet immer mehr ſichere Tatſachen. Sie beſchäftigt ſich mit den 
Erfahrungstatſachen, die in unmittelbarer Nachbarſchaft derer liegen, 
die die eigentlich empiriſche Wiſſenſchaft, die Naturwiſſenſchaft, bearbeitet. 

Auch aus der vertieften, geſchichtlich und pſychologiſch behandelten 
Volkswirtſchaft laſſen ſich Erfahrungsſätze entnehmen. 

Aus ihrer Anwendung gehen geſichertere Ergebniſſe hervor, als 
beim Urteilen nach irgendwelchen begrifflichen Konſtruktionen. 
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Der Richter bewertet den Fall nach ſeinen Beſonderheiten, aber 
auch nach dem Geſetz. Er bekommt ein abgeklärtes Rechtsgefühl, 
das geſchult iſt in der Geſchichte, der Entwickelung, der Gegenwart, 
in Menſchenkenntnis und Verkehrserfahrung. Er hat Takt, er findet 
das, was das geſunde Gefühl der Volkskreiſe empfindet, auf dem 
unſere Geſchichte, unfere Bildung und unſere Macht, unſer Recht und 
unſer Staat beruht. Er verkündet das Recht, das wir leben und 
als Lebendes in uns fühlen. | 

Unter dieſem Geſichtspunkte haben auch Präjudizien ihre Be⸗ 
deutung. Sie können Vergleichungspunkte, Prüfſteine abgeben, ob 
etwas geſchichtlich in der Entwickelung begründet iſt. 

Sie ſind außerdem bei äußerlichen prozeſſualen Formſachen, die 
rein mechaniſche Regelungen enthalten und bei denen jede innerliche 
Abwägung von vornherein ausgeſchaltet iſt, bei denen die Form 
Selbſtzweck iſt, zu befolgen. 

Denn hier ſoll herrſchen das Schema, das für Maſſenerſcheinungen 
das Angemeſſene iſt, das nicht abgelöſt zu werden braucht von der 
individualiſierenden Behandlung. Sie haben keine Eigenart. Hier ſoll 
man nicht rütteln und eine beſondere Behandlung einführen wollen. 

Sonſt aber muß man dem einzelnen Fall gerecht werden. Auch 
dann, wenn es ſich um Formen handelt, wenn ſolche in frage kommen, 
die innerliche Bedeutung haben. 

Beſonders neu und überraſchend iſt die empfohlene Methode 
nicht. Wer das Leben überſieht, weiß, daß ſelten etwas künſtlich 
Gemachtes durchdringt, neue Anſchauungen gehen hervor aus alten, 
beſeitigen ſie aber nicht vollſtändig, alle Entwickelung wächſt, langſam 
ſetzt ſich eins an das andere an. Gar mancher, der, die Segel mit 
Begriffen geſchwellt, einfuhr in das Meer der Praxis, mag als ein 
Hausmittel von der Weisheit des Alters gehört haben: zunächſt frage 
ich mich, wer iſt im Recht, wer im Unrecht, wer will unredlich den 
anderen hereinlegen, erſt dann ſuche ich nach den Gründen und mache 
fie mir zurecht. Auch das war nichts Neues; denn ſchon Bartolus 
hats ſo gemacht. Natürlich wollte der alte Praktiker auch nicht ver⸗ 
urteilen oder abweiſen, je nachdem es ihm nach ſeiner Zuneigung 
oder Abneigung gefiel, nicht etwa je nach dem Standpunkt, den er 
als Jäger zu Jagdvergehen hatte, drakoniſch beſtrafen, ſondern er 
fragte ſich wie andere oder er als rechtlich und redlich denkende Menſchen 
in dieſem oder einem ähnlichen Falle gehandelt haben würden. Da⸗ 
nach alſo, nach ſeinem geſchulten Gefühl, beurteilte er, welche Ent⸗ 
ſcheidung der Sachlage gerecht werde. 
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Neu mag an der jetzigen Bewegung ſein, daß man dieſe Art 
der Rechtſprechung in ein Syſtem zu bringen ſucht und ſie nicht mehr 
als unbewußten, verſteckten Ratgeber benutzen will. Man fordert, 
wenn man nach der Natur der Sache, nach dem praktiſchen Ergebnis 
entſcheide, ſolle man es auch frank und frei zu erkennen geben und 
ſich nicht hinter Künſteleien verſtecken. Wenn die Wortfaſſung jo oder 
ſo ausgelegt werden kann, wenn die Vorarbeiten ebenſo das eine wie 
das andere und nur gezwungen dies oder das beweiſen, dann iſt es 
unwahres Getue, wenn man die Entſcheidung aufputzt mit allerlei 
Zierrat und Flittern, ſtatt den wirklichen Entſcheidungsgrund, das 
praktiſche Bedürfnis des Lebens, auszuſprechen. Derart die Weiſe, wie 
man das Ergebnis gewonnen hat, zu verſtecken, iſt unwahr, wider⸗ 
ſpricht dem Weſen des wahren innerlichen Lebens, iſt ein Spielen, 
des ſachlichen Mannes in unſerer Zeit nicht würdig. Geraden Weg 
und nicht krumme und unehrliche Schleichwege ſoll man gehen, ohne 
Umſchweife ſoll man zum Ziele kommen, das Streben nach Schlicht⸗ 
heit, Echtheit, Innerlichkeit, Wahrheit, iſt der Grundzug unſerer Zeit. 
Das Richten ſoll nicht anders erſcheinen als es iſt. Wovon der 
Richter bisher im dunklen Drange, ſich ſelber unbewußt, nebenbei 
oder im Verborgenen geleitet worden iſt, das ſoll er aus dem Ver⸗ 
ſtecke herausholen und fröhlich als Wahrzeichen ſeiner Tätigkeit voraus⸗ 
flattern laſſen. Er ſoll den Streit als etwas Lebendiges, die Menſchen 
Bewegendes innerlich erfaſſen und ſich nicht rein äußerlich an Worte, 
Formen und Präjudizien anlehnen. 

5. Soll der Richter zunächſt Meiſter des Sachverhalts, des Tat⸗ 
beſtandes, nicht Sklave der Dogmen ſein, ſo ſind ihm ſeine Aufgaben 
vorgezeichnet. 

Aufgabe der praktiſchen Rechtspflege iſt es alſo zunächſt, das 
Tatſachenmaterial feſtzuſtellen, das ganze Sachverhältnis, beſonders 
zweifelhafte Punkte, möglichſt gründlich aufzuklären. 

Als wichtigſten Teil dabei kann man die Vernehmungskunſt an⸗ 
ſehen, die Fähigkeit des Richters, daß er verſteht, Parteien, Angeklagte, 
Zeugen mit Beherrſchung der rechtlichen Geſichtspunkte und unter Be⸗ 
rückſichtigung ihrer Auffaſſungsgabe, Ausdrucksweiſe, ihrer ganzen Art 
ſich zu geben, ihrer Perſönlichkeit klar und zweckentſprechend zu be⸗ 
fragen, den Menſchen zu erkennen und zu erfaſſen. Hierin beruht 
das wichtigſte Mittel, die Wahrheit zu erforſchen. Gerade hier macht 
ſich fühlbar, daß unſere Richter nur Abſtraktionen kennen. Sie unter⸗ 
ſcheiden Kläger und Beklagte, bei Zeugen meiſt nur beeidete und un⸗ 
beeidete, damit iſt in der Regel ihre Kunſt zu Ende. 
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Selbſt da wo nicht gelogen wird, bieten die Ausſagen doch 
ſehr oft Grund zur genauen Prüfung. Man kann nicht folgern, er 
hat geſchworen, er iſt ein zuverläſſiger Mann, ſolcher ſchwört keinen 
Meineid, keinen fahrläſſigen Eid, alſo iſt das, was er geſagt hat, die 
Wahrheit. Damit ſchießt man weit vom Ziel. Die Bekräftigung 
durch Eid kann man nicht allgemein als Grund für die Wahrheit 
anſehen. Auch wer ehrlich die Wahrheit ſagen will, unterliegt Irr⸗ 
tümern. An allen Ecken und Enden hat man bei einer Ausſage 
Irrtumsmöglichkeiten. Es handelt ſich bei einer Ausſage um dreierlei, 
um Wahrnehmung, Erinnerung und Wiedergabe von beiden. Keins 
von dieſen iſt untrüglich. Alles beruht ſelbſt bei den einfachſten Dingen 
auf Schlüſſen, die kleineren oder größeren Fehlern unterworfen ſind. 
Dazu kommt noch die Auffaſſung des Richters bei der Ausſage, die 
auch Anlaß zu Fehlern bieten kann. Es gilt, die Mängel möglichſt 
aufzudecken und zu mildern. 

Die Wahrnehmungs⸗ und Auffaſſungsfähigkeit iſt ganz abweichend. 

Die Vorgänge und Zuſtände prägen ſich anders ein, erzeugen 
verſchiedene Sinneseindrücke bei dem Wahrnehmenden je nach ſeiner 
Perſönlichkeit und Stellung. Bei dem Geſicht und beſonders Gehör 
treten allgemein oft falſche Wahrnehmungen ein. Nimmt der Zeuge 
Anteil an der Sache, ſo iſt ſeine Wahrnehmung ſicherer, als wenn er 
ſich aus irgendwelchen Gründen vollkommen gleichgültig verhält. Iſt 
etwas für den Zeugen alltäglich, gewöhnlich, ſo achtet er nicht darauf, 
das ewig Gleiche überſieht er, das Neue beachtet er. Iſt die Auf⸗ 
merkſamkeit auf den Punkt, auf den es ankommt, hoch geſteigert, ſo 
iſt die Ausſage anders, als wenn der Zeuge zerſtreut oder ablenkbar 
iſt, oder wenn ſeine Aufmerkſamkeit durch etwas anderes in Anſpruch 
genommen wird. Kinder beobachten ſchärfer als ein gleichgültig ge⸗ 
wordener Mann, ihnen iſt vieles neu, was es dieſem nicht iſt; wenn 
ihre Ausſagen geſchickt gewonnen werden, ſind ſie das wertvollſte 
Material (Groß). Der geſcheite, gutgeartete Knabe iſt in der Regel 
der beſte Zeuge. Andererſeits unterliegen Kinder leicht dem Einfluſſe 
Erwachſener. Die Ausſagen der Frauen ſind, wie die Kriminaliſten 
verſichern, von vornherein mit Zweifeln aufzunehmen, Objektivität iſt 
nicht die ſtarke Seite der weiblichen Pſyche, manche meinen ſogar, 
der Mangel darin ſei eine charakteriſtiſche Eigenſchaft. Groß in ſeiner 
Kriminalpſychologie behandelt die Frauenausſagen eingehend. Lücken 
in ſeinen Wahrnehmungen füllt der Zeuge von ſelbſt unbewußt aus. 
Das geſchieht in verſchiedener Weiſe, er hat ſich etwas vorgeſtellt und 
nimmt an, es ſei auch ſo geſchehen. Er bildet ſich etwas ein, er 
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glaubt daran. Er hat ein herausgeriſſenes Wort gehört und nimmt 
es in einem beſtimmten Sinn. 

Wer einſeitige Beziehungen zu einem Beteiligten hat, faßt das 
beſonders auf, was dieſen angeht, er ſieht mit deſſen Augen und hört 
mit deſſen Ohren, vernachläſſigt das andere. 

Dieſelben Momente wie bei der Wahrnehmung wirken auch bei 
der Erinnerung. Der Eindruck wie das Wiederhervorrufen unterliegen 
vielfachen Einwirkungen und Verbindungen mit anderen Ideenbildern. 
Die Anteilnahme am Ereignis ſtachelt das Gedächtnis an, die Neigung 
für die eine Perſon hält die Umſtände, die für ſie wichtig ſind, im 
Vordergrund und läßt ſie in der Erinnerung haften, andere ver⸗ 
ſchwinden. Gerade bei dem Gedächtnis ſpielt aber auch oft der Zus 
fall die bedeutendſte Rolle, ein Teil der Ereigniſſe, vielleicht der kleinſte 
Nebenumſtand bleibt haften, anderes verſchwindet. Mit Phantaſie, 
auch wenn ſie nicht ſehr rege iſt, dichtet man hinzu, was man als 
nach der eigenen Anſicht ſelbſtverſtändlich hält. Durch bloße Willens⸗ 
anſtrengung kann man das Gedächtnis nicht dazu bringen, richtig 
zu funktionieren, dieſe treffende Seelenkunde findet ſich einmal beim 
Reichsgericht. Das Gedächtnis iſt bei verſchiedenen Perſonen ganz 
verſchieden ſtark. 

Die Vernehmung wirkt nun auch verſchieden ein und bringt das, 
was in dem Kopfe haftet, in verſchiedener Weiſe heraus. Man ſoll 
nichts Unbilliges von den Zeugen verlangen, fie nicht gleich hart an= 
laſſen, wenn ſie das eine wiſſen, das andere nicht, man verſetze ſich 
ſelbſt in die Lage und prüfe, ob man ſich noch tadellos erinnerte. Der 
Richter muß mehr noch als bei anderen Dingen bei einer Vernehmung 
eine ausharrende Geduld, Ruhe und Beſonnenheit haben, vorfichtig, 
indem er ſich in die Seele des Zeugen verſetzt, das herausholen, was 
in ihm liegen könnte. Ihm moraliſche Vorhalte zu machen, führt ge⸗ 
wöhnlich zu nichts. Man ſoll ihn verſtehen und begreifen, nicht ver⸗ 
urteilen. 

Zeugen müſſen möglichſt bald vernommen werden. Je eher die 
Vernehmung den Vorgängen folgt, deſto zuverläſſigere Ergebniſſe 
liefert ſie. Werden Vernehmungen wiederholt, ſo geben die ſpäteren 
die Wahrheit nicht ſo zuverläſſig wie die erſten. Die erſten Ver⸗ 
nehmungen müſſen daher fo eingehend und umfaſſend wie nur mög⸗ 
lich ſein. 

In der Regel wird der Zeuge aus ſich heraus am unbefangenſten 
die Sache darſtellen, die urſprüngliche Ausſage, nicht die herausge⸗ 
holte, iſt zunächſt zu erſtreben, wie es auch die Prozeßordnungen vor⸗ 
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ſchreiben. In manchen Fällen, wenn der Zeuge „gar nicht weiß, was 
er eigentlich weiß“, genügt das nicht, der Richter muß ihn ausholen, 
er muß eingreifen, um Zweifel, ſoweit möglich, gründlich aufzuklären. 
In Punkten, auf die es ankommt, darf nichts dunkel und unbeſtimmt 
bleiben. Bei Vernehmungen, die wichtig ſind und zu Zweifeln Anlaß 
geben, ſind alle Umſtände zu beachten, die die Wahrheit der Ausſage 
beeinfluſſen können: es iſt genau zu erforſchen, ob der Zeuge als 
eigene Wahrnehmung erſcheinen läßt, was nur fremde Erzählung iſt, 
ob er das Ereignis richtig aufgefaßt hat, weshalb er Grund hatte, 
es zu beobachten, weshalb es ihm im Gedächtnis geblieben iſt. Iſt 
irgend etwas Falſches untergelaufen, eine Lücke geblieben, ſo wird ein 
Beſchuldigter immer darauf zurückkommen, mag es auch nebenſächlich 
ſein, er verſchanzt ſich und ſchwer läßt er ſich herausbringen. Ge— 
naue Feſtſtellung iſt unter allen Umſtänden von Vorteil. Unklarheiten, 
Weitläufigkeiten werden vermieden, die Sache wird unter allen Um⸗ 
ſtänden weſentlich gefördert. Es gibt Fälle, die glatt liegen und leicht 
zu erledigen find. Die Parteien benennen oft Zeugen aufs Gerate— 
wohl, dieſe wiſſen nichts oder nichts Erhebliches. Oder der Zeuge gibt 
ſeine Ausſage offen, klar und beſtimmt und Bedenken aus andern 
Ausſagen oder der Sachlage beſtehen nicht. Solche Fälle ſoll man 
nicht zwecklos ſchwierig machen, ſie laſſen ſich kurz abtun. Man ſoll 
die Zeugen auch nicht mit Fragen peinigen, ihre Ausſagen verlieren 
ſonſt an Friſche und Urſprünglichkeit. Man ſoll nicht über Dinge 
fragen, die für den Prozeß garnicht in Betracht kommen können, ſie 
nicht unnütz aushorchen. 

Fragen der Parteien ſollen möglichſt erſt nach der zuſammen⸗ 
hängenden Darſtellung des Zeugen und der aufklärenden Befragung 
des Richters zugelaſſen werden. Ausnahmen zu machen kann zweck— 
mäßig ſein. Wenn ein Anwalt oder eine Partei, die beſſer als der 
Richter weiß, weshalb der Zeuge benannt iſt, durch eine Frage die 
ganze Vernehmung oder einen Teil überflüſſig machen können, würde 
es Zeitvergeudung ſein, die Frage hinauszuſchieben. 

Jeden Zeugen zu befragen, ob er wegen Meineids beſtraft ſei, 
iſt ſachlich nicht geboten, meiſtens taktlos. Auch die Frage, ob der 
Zeuge verwandt oder verſchwägert ſei, kann unnötig verletzend wirken; 
wenn die Verwandtſchaft nach der Sachlage ganz unwahrſcheinlich 
iſt, wird ein verſtändiger Richter die Frage unterlaſſen. 

Iſt es notwendig, Ausſagen niederzuſchreiben, ſo ſoll man ſie 
bei entſcheidenden zweifelhaften Punkten wörtlich wiedergeben. Die 
juriſtiſchen Geſichtspunkte des Richters ſollen bei der Befragung im 
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allgemeinen, aber nicht aufdringlich leitend ſein, dürfen auf keinen 
Fall das Bild der Ausſage ſachlich umformen. Die Niederſchrift muß 
die Vorgänge nach der Auffaſſung des Zeugen wiedergeben, nicht nach 
der Abſpiegelung in der Auffaſſung des Richters. Man hüte ſich, die 
Worte etwa beſſer ſetzen zu wollen, man verwiſcht damit oft das Be⸗ 
zeichnende, Eigenartige der Ausſage. 

Die ſtockend und unzuſammenhängend vorgebrachte Ausſage eines 
Schwachſinnigen darf nach der Niederſchrift nicht als eine wohlſtlli⸗ 
ſierte Darſtellung erſcheinen. Widerſprüche in der Ausſage darf man 
nicht verwiſchen, ſie gibt ſonſt ein falſches Bild. Darauf, ob ein 
Zeuge zögert, ob er bei der Befragung ſeine Darſtellung verändert, 
kann es nach Lage der Sache gerade ankommen. Bei Kinderausſagen 
iſt auf die Niederſchrift beſonders zu achten. 

Die Wendung, ich beſtätige den Inhalt des Beweisbeſchluſſes, 
iſt ganz unbrauchbar, ſie läßt völlig im Dunkeln, ob der Zeuge ſeine 
Wahrnehmungen erzählt hat, ob er danach befragt worden, läßt an⸗ 
nehmen, daß die Sache recht oberflächlich betrieben worden iſt, daß 
man vielleicht ihm bloß das Beweisthema vorgeleſen und er ge 
ſagt hat, ja ſo iſts. Eine ſolche Vernehmung iſt natürlich wertlos. 
Hat der Zeuge aber wirklich eine genaue Ausſage erſtattet, ſo gibt 
die Niederſchrift, die ſich nur auf den Beweisbeſchluß bezieht, kein Bild 
des Vorgangs, das als Unterlage für die richterliche Beurteilung dienen 
könnte. 

Was Hans Groß in ſeinen Büchern über Vernehmungen, 
Menſchenkenntnis des Unterſuchungsrichters geſchrieben hat, ſind goldene 
Worte und der Zivilrichter ſollte ſie nicht weniger als der Strafrichter 
beachten und immer vor Augen haben. Sie ſind ebenſo wichtig, wie 
Kommentare, ja in den Sachen, die nach den Tatſachen zweifelhaft 
ſind, viel wichtiger. 

Zeugenausſagen behalten im Prozeſſe ſtets ihren Wert. Die 
immer mehr wachſende Erkenntnis, daß fie eine mangelhafte Grund⸗ 
lage für die Wahrheitserforſchung ſind, führt nur dazu, ſie tiefer zu 
erfaſſen und mit den ſonſtigen Beweismitteln zu vergleichen. Da muß 
denn hingewieſen werden, daß nicht nur die Tatzeugen in Betracht 
kommen, ſondern auch die Indizien und die Zeugen für ſolche. 

Handelt es ſich darum, ob jemand, der durch einen Gewehrſchuß 
geſtorben iſt, durch Selbſtmord oder Zufall geendet hat, ſo genügt es 
nicht, nur die Tat ſelbſt zu betrachten und aus dem Befunde feſtzu⸗ 
ſtellen, ob der Schuß für abſichtliches oder zufälliges Losgehen des 
Gewehrs ſpricht, und wenn ein Sachverſtändiger ſagt, Selbſtmord ſei 
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wahrſcheinlich, aber ein Zufall nicht ausgeſchloſſen, den Selbſtmord 
nach irgendwelcher theoretiſchen Konſtruktion über die Beweispflicht 
für unbewieſen anzunehmen, ſondern es iſt der Seelenzuſtand des Ge- 
ſtorbenen nach allen Richtungen hin zu zerlegen, zu forſchen, was der 
Grund zu einem Selbſtmord ſein könnte, ob die Gefühlsäußerungen, 
wie ſie erkennbar werden, für einen Selbſtmord ſprechen, es gewinnt 
an Wichtigkeit, wenn Zeugen bekunden, daß er tagelang planlos und 
trinkend ſich umhergetrieben und wie einer ſich benommen hat, der 
keinen Ausgang aus ſeinem Elend weiß. 

Man muß ſich die Vorgänge planmäßig aufbauen. Am beſten 
und ſicherſten wird man fahren, wenn man den Plan tullichſt einfach 
konſtruiert, mit natürlichen Vorgängen rechnet, nicht viel Abſonderliches 
und Seltſames annimmt. 

Alles Material iſt zu ſammeln, ſoweit es prozeſſual zuläſſig iſt, 
beſonders die äußerlich ſichtbaren Beweismomente ſind feſtzuſtellen, 
Spuren der Tat, Werkzeuge, allerlei ſonſtige Dinge, in denen ſich ein 
Beweismoment verkörpert. 

Sind Urkunden, Briefe, Quittungen, Vertragsaufſätze, Bücher vor⸗ 
handen, die etwas in dem Prozeſſe Weſentliches betreffen, ſo verſäume 
man ja nicht, ſie ſich vorlegen zu laſſen und einzuſehen. Es klärt 
ſich vieles auf und erſcheint anders als nach Angaben in Schriftſätzen 
und Ausſagen. Das ſchriftliche und ſonſtige reale Material iſt das 
ſicherſte Mittel zur Wahrheitserforſchung und unbedingt herbeizuſchaffen, 
gegenüber Zeugenausſagen in ihrem Wechſel und Schwanken iſt es 
unverrückbarer Stoff. 

6. Neben den Mängeln in der Wahnehmung, Gedächtnis, Aus⸗ 
ſage und Auffaſſung, alſo in der Beſchränktheit der menſchlichen Geiſtes⸗ 
kräfte ſteht der Wahrheitsermittelung als größtes Hemmnis der Schein 
und die Lüge im Wege. 

Es handelt ſich dabei um die Geltung der Ethik. Der Erfolg 
des Lebens, aller ſeiner Beſtrebungen hängt viel mehr von ethiſchen 
als intellektuellen Werten ab. Falſch iſt es, wenn man meint, die 
Rechtspflege ſei die beſte, die ſich von allen ethiſchen Geſichtspunkten 
frei halte. Da die Ethik Geſetzgebung für das ganze Leben iſt, die 
Rechtspflege aber nur beſtimmte Gebiete des Lebens ordnet, muß die 
Rechtspflege ethiſchen Geſetzen unterworfen ſein. Allerdings muß man 
die Ethik nicht kleinlich nehmen, ſie muß von einer tiefen wirklichkeits⸗ 
echten Auffaſſung der Dinge beherrſcht ſein. Läßt man die Ethik 
ganz beiſeite, ſo läuft die Rechtspflege in eine leere Taktik, Spielerei, 
ja Betrügerei aus. 
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Im Prozeß hält man die Lüge noch vielfach für ein ſtatthaſtes 
Kampfesmittel, und da muß die Wahrheit und das Rechte, das ſich 
doch nur auf der Wahrheit aufbauen kann, ins Hintertreffen geraten. 

In zweierlei Weiſe ſpielt die Lüge in den Prozeß herein, in den 
Inhalt und die Form. 

Als Geſetz für alle unſere Kultur wird immer mehr die Aufrichtig⸗ 
keit, der Wahrheitsſinn und Wahrheitsdrang lebendig. Er verabſcheut 
alles, was nur zum Schein, ohne inneren Glauben vorgebracht wird. 
Unſere Kultur will ihre Aufgabe ſachlich löſen, wir wollen auch in 
der Rechtspflege die Ehrfurcht vor der Wahrheit und Wirklichkeit. 

Die Pflicht zur Wahrheit iſt ein uraltes menſchliches Geſetz, in 
der Rechtspflege klammert man ſich aber noch an ſcholaſtiſch⸗dialektiſche 
Doktrinen und erhebt als Götzen den Schein und die Lüge. Mit 
Prinzipien und künſtlich aufgebauten Dogmen, die die Wahrheit ver- 
ſchleiern, läßt ſich aber auch in der Rechtspflege die Sehnſucht der 
Menſchen nicht mehr befriedigen. Wir verabſcheuen mit Recht immer 
mehr die Kniffe, die unſer Volk als advokatiſch brandmarkt, Ver⸗ 
drehungen, Entſtellungen und Verſtellungen. 

Die Stellung zur Wahrheit iſt der Prüfſtein, die Wegſcheide, an 
der ſich von der alten Generation auch in der Rechtspflege eine neue 
ablöſt. 

Dort ein Spielen mit Formen, mit Schein, Deckungſuchen hinter 
formellen Ausflüchten; nicht der gewann, der die Wahrheit für ſich hatte, 
ſondern wer ſkrupellos die Formen, die des Inhalts beraubt wurden, 
zu ſeinen Gunſten wendete und das weiteſte Gewiſſen hatte. Hier 
unbedingte Reinlichkeit in Form und Inhalt, im Denken und Tun. 
Das iſt die Forderung des Tages. Der Wahrheit ein Schnippchen 
ſchlagen zu dürfen, ſcheint noch vielen zur Eigenart der Juſtiz zu ge⸗ 
hören, gerade mit ihr Weſen auszumachen. Wir rühmen uns, es ſo 
herrlich weit gebracht zu haben und ſtecken doch ſo oft noch tief im 
Scheinweſen und der Unwahrhaftigkeit drin. 

Nicht kraftvolle, männliche Werte ſchaffende, ſchöpferiſche Tätigkeit 
ſprießt aus einer derartigen Rechtspflege hervor, nicht großzügige Ge⸗ 
ſichtspunkte zur Löſung der Aufgabe, ſondern ſehr oft find es Mittel 
der kleinen Klugheit, Feigheit, Hinterliſt, bewußte Oberflächlichkeit, die 
ſich ſcheut das Innere zu erfaſſen, oberflächliche Klage, oberflächliches 
Beſtreiten, erfundene, ſchablonenmäßige Einreden und Behauptungen, 
Eideszuſchiebungen ins Blaue hinein. Rückkehr zur Einfachheit bleibt 
der einzig verheißungsvolle Weg aus einer überbildeten und N 
verbildeten Rechtspflege. 
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Irgendein nebenſächliches Wort, eine Wendung wird hergenommen 
und daraus wird eine feſte Behauptung gemacht, Präziſieren nennt 
man das, wenn man einfach dazu erfindet, nachhilft, zurechtſtutzt, bis 
ein Eid zugeſchoben werden kann. Durch Geſchick in der Auswahl 
und Anordnung der Dinge läßt ſich aus jedem alles machen, und die 
Partei wundert ſich oft ſelbſt, wenn ſie ihre Vermutung als bomben⸗ 
ſichere Behauptung in ganz anderer Form wiederſieht. Geht es durch 
mehrere Hände, ſo wird natürlich noch mehr verändert und „nach— 
geholfen“. 

Es wird beſtritten, was die Partei gar nicht hat beſtreiten wollen, 
behauptet, was ſie gar nicht hat behaupten wollen. Das Behaupten 
und Beſtreiten ohne ſachlichen Gehalt wird zu einer ſchweren Gefahr 
für unſere ganze Rechtspflege. 

Scheinbar find dieſe Lügen unſchuldig, man ſucht nur die Ent— 
ſcheidung hinauszuſchieben, eine Kleinigkeit taktiſch auszunutzen, dem 
Gegner Schwierigkeiten zu bereiten, ihn womöglich mürbe zu machen. 
Entweder Gedankenloſigkeit oder falſch verſtandene Prozeßpolitik zum 
Schaden der Partei erzeugt ſolche Lügen. Mit Kleinem, mit Beſtreiten, 
was man nicht beſtreiten kann, fängt man zu lügen an, daran lernt 
mans und übt es täglich und reichlich. Es gibt dabei kein Aufhalten. 
Die Lügen werden dem einzelnen ſo geläufig, daß er gar nicht mehr 
merkt, wie er unwahr, unaufrichtig wird, das Gewiſſen wird ſtumpf, 
die Sache wird zur Gewohnheit. Daher ſind die anſcheinend unſchuldigen 
Lügen die ſchlimmſten; denn fie verwiſchen allmählich das Unter— 
ſcheidungsvermögen zwiſchen Wahrheit und Schein. Es ſchwindet das 
Gefühl, was Ehrlichkeit und was Unwahrheit, reiner Schwindel iſt. 
Gleichgiltigkeit, Achtloſigkeit, Trägheit ſind die Widerſacher, die der 
Wahrheit mehr Abbruch tun, als abſichtlicher Betrug. 

Ohne jeden tatſächlichen Anhalt wird der Verjährungseinrede der 
Gegenpartei gegenüber die Behauptung entgegengeſtellt und der Eid 
zugeſchoben, die Forderung fei innerhalb der Verjährungsfriſt anerkannt 
worden. Das Ehrengericht einer Anwaltskammer hat das, wenn es 
ein Anwalt tut, für ehrengerichtlich ſtrafbar erklärt. Wie oft heißt es 
aber ohne jede Grundlage, ich muß das behaupten, ich muß das be— 
ſtreiten, ich ſchiebe den Eid zu. Was iſt das für ein Müſſen? muß 
ein Vertreter die Klage mit erfundenen Behauptungen weiter führen? 

Wie wird mit Eideszuſchiebungen über Zahlungseinreden, Aner⸗ 
kenntniſſe, mündliche Nebenabreden von der Partei gewirtſchaftet, wo 
man erkennen muß, es handelt ſich um erfundene Behauptungen und 
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fie ihr nur durch bewußte oder unbewußte „Färbung“, „Nachhelfen“ 
den Anſchein der Wahrheit gibt! 

Der Kläger, der Beklagte ſollen nicht mit unlauteren Mitteln den 
Gegner zu überliſten fuchen, nicht, um nur dem Gegner zu ſchaden, 
ohne berechtigtes Intereſſe bewußt von der Wahrheit abweichen, das 
Unwahre als wahr heucheln. Zuläſſig iſt es in gewiſſen Fällen, daß. 
jemand in Dingen, die nur der andere wiſſen kann, Behauptungen auf⸗ 
ſtellt, um dieſen zu zwingen, die Wahrheit zu bekennen. Dann ſagt 
er aber auch, ich weiß es nicht, nach der Sachlage behaupte ich es. 

Daß im Zivilprozeſſe nur formelle Wahrheit erſtrebt wird, hat 
mit den Auswüchſen nichts zu tun, rechtfertigt ſie in keiner Weiſe. 

Mit Recht hat man für derartige Ueberſpannung des Verhand- 
lungsprinzips und ſcheinhaftes, unwahres, aufgeſchminktes Weſen das 
Schlagwort von „der Lüge im Prozeſſe“ geprägt, während man früher 
das wahre Weſen der Sache mit doktrinären Schlagworten verdeckte. 
Hellwig, Lehrb. des Zivilproz. II § 21 behandelt die Wahrheits⸗ 
pflicht als ſelbſtverſtändliche, urſprüngliche, keiner Feſtſezung bedürftige 
Prozeßgrundlage nach den verſchiedenſten Geſichtspunkten. Auch er 
kommt aus theoretiſchen Prozeßgrundſätzen zu der Forderung, daß, 
wenn eine Partei ſich am Prozeffe beteiligt, fie bei der Wahrheit bleibe. 
Die Parteien verlangen von den Richtern Vertrauen, beſchweren ſich 
über ungerechtfertigtes Mißtrauen. Sie ſelbſt wollen aber nicht offen 
und ehrlich ſein, kämpfen aus dem Hinterhalte und meinen dann wohl 
noch, wie ahnungslos doch die Richter auf alle Behauptungen herein⸗ 
fielen. Die Richter tun es wahrhaftig, über der äußeren Hülle glauben 
ſie die Wahrheit mit Gewalt von ſich fernhalten zu müſſen, weil es 
im Sinne der Prozeßordnung ſei. | 

Die Lüge vergiftet die Rede, fie zerfrißt Glauben und Vertrauen, 
ſie macht auch das Wahre verdächtig, und die Folge iſt, daß, wo die 
Lüge als erlaubt gilt, allgemeines Mißtrauen entſteht, die Grundlagen 
des Verkehrs ſchwinden, allgemeine Unſicherheit entſteht. Gerade in 
der richterlichen Tätigkeit ergreift dieſes ſchleichende Gift das ganze 
Verfahren, geht mehr an die Nerven als offener Kampf, zerwühlt 
die Perſönlichkeiten, ſchädigt lebensvolle Kräfte. Ehrliche und Auf⸗ 
richtige vermögen in der Luft der Lüge und des Mißtrauens nicht zu 
leben, reiben ſich auf oder werden zurückgeſtoßen. Die Lüge iſt aber 
auch unpraktiſch, verderblich für den, der ſich ihrer bedient, ſie kann 
nicht hingehen, ohne daß nicht trotz aller Vorſicht Widerſprüche ſich 
einſtellen; nur die Wahrheit iſt einfach. Der Lügner wird auch ſelbſt 
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mißtrauiſch, er denkt auch bei anderen, daß ſie lügen, und vor lauter 
Aengſtlichkeit und Vorſicht kommt er nicht zur freien Betätigung. 

Um ein großes Uebel zu vermeiden, mag eine Notlüge erlaubt 
ſein. Um eine Geſundheitsſchädigung abzuhalten, mag ein Arzt die 
Wahrheit verbergen. Um nicht einem Verbrechen zum Opfer zu fallen, 
mag ſich der Angegriffene mit Verſtellung verteidigen. Im Kriege, 
wo alles erlaubt iſt, Menſchenleben nicht geſchont werden, iſt auch 
Täuſchung erlaubt. Staaten brauchen nur auf ihre eigene Macht 
Rückſicht zu nehmen, können ihren Willen jederzeit mit Gewalt durch⸗ 
ſetzen, Liſt und Verſtellung iſt in ihrem Verkehr erlaubt. Aber auch 
bei ihnen iſt, wo durch Unterhandlungen geſchlichtet werden ſoll, was 
ſonſt dem Spiel der Waffen anheimfiele, ein gewiſſes Maß gegenſeitigen 
Zutrauens geboten und da werden die Künſte der Verſtellung als 
unerlaubt angeſehen. 


Da ſowohl als auch im Handel, wo Geſchäftspraktiken des Roß⸗ 
täuſcherweſens früher auch als ſelbſtverſtändlich galten, trachtet man 
immer mehr danach, den Betrug als unzweckmäßige Verkehrsform aus⸗ 
zuſtoßen und hat eingeſehen, daß gerade Wege ihre Vorzüge vor 
krummen haben. Der Zivilprozeß iſt kein Krieg, gegenſeitiges Ver⸗ 
trauen iſt erforderlich, keines kommt beim Streit ohne den anderen 
aus, jeder muß ſich an das Gericht wenden, es gibt kein Fauſtrecht. 
Selbſt unwahres Beſtreiten iſt verwerflich, wo es unter dem Gewiſſens⸗ 
zwange des Eides ſteht und auch ſonſt nicht gefahrlos. Jeder halte 
die ehrliche Prozeßführung hoch. Alle ſind Gehilfen des Richters beim 
Schlichten des Streites. Man kann unmöglich wollen, daß die Lüge 
ein allgemeines Geſetz werde, alſo kann man auch nicht billigen, daß 
ſie der einzelne als erlaubte Handlungsweiſe benutzt. Die Fackel der 
Wahrheit braucht nur unlauteres, lichtſcheues Weſen zu fürchten. 

Im Strafprozeß iſt der Beſchuldigte nicht Beweismittel, er ſoll 
nicht zu einem Geſtändnis gezwungen werden. Hier iſt eher etwas 
von Kriegszuſtand, es herrſcht nicht das Vertrauensverhältnis. Will 
aber der Angeklagte geſtehen, ſo ſoll ihn niemand daran hindern; der 
Richter kann ihm nahelegen, zu geſtehen. Er ſoll ihm das Geſtehen 
nicht erſchweren, die Erleichterung des Gewiſſens iſt auch den Ver⸗ 
worfenſten eine Wohltat. Dazu muß ihnen der Weg geebnet werden. 
Zu verlangen, daß jemand mit dürren Worten geſteht, iſt hart und 
pſychologiſch nicht richtig. 

Aus dem Rechte, nicht geſtehen zu müſſen, folgt aber noch lange 
nicht das Recht zu lügen. Und der Richter ſoll auch hier auf dem 
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Poſten fein, daß er die Lügen durchſchaut und den Lügner entlarvt, 
ihm zeigt, daß er nicht ſo harmlos iſt, ſich anlügen zu laſſen. 

Der Beſchuldigte iſt gewiß noch nicht ſchuldig, es ſoll ihm erſt nach⸗ 
gewieſen werden. Das ſoll aber nicht zu der anderen Einſeitigkeit führen, 
der Staatsgewalt das Schwert entwinden zu laſſen. Der Schuldige 
ſoll nicht deshalb ſtraffrei bleiben, weil er mit Sicherheit beſtreitet und 
Behauptungen erfindet. Oft heißt es, „der Angeklagte behauptet mit 
Beſtimmtheit, daß etwas geſchehen ſei, daß er etwas nicht gewußt 
habe. Dies iſt ihm nicht zu widerlegen.“ Aller Erfahrung nach iſt 
dieſe Redensart oft der wohlfeile Deckmantel, hinter dem ſich Ober⸗ 
flächlichkeit und Scheu verſteckt, die inneren Vorgänge und alle Be 
weismomente gewiſſenhaft zu prüfen. Wenn eine beſondere Pflicht 
zur Widerlegung beſtünde, hätte es der Beſchuldigte am leichteſten zu 
entwiſchen, der möglichſt viel erfinden kann. Er könnte hoffen, daß 
der Richter ſagte, ja, das alles zu widerlegen, iſt nicht möglich. Man 
muß den Gründen nachgehen, die dafür ſprechen, ob etwas leere Aus— 
flucht oder ernſte Verteidigung iſt. Man laſſe ſich beſonders durch 
die Beſtimmtheit der Ausſage oder das Auftretens jemandes als 
Biedermanns nicht trügen. Man verhüte, daß hartnäckiges Leugnen 
oder beliebige Ausflüchte dem guten Rechte Abbruch tun. 

Eine wegen Erpreſſung angeklagte Frau gibt eine ins einzelne 
gehende, ganz beſtimmte Darſtellung, wie ein Mann ſie geſchlechtlich 
gebraucht und ihr dafür Geld verſprochen habe. Der Mann wird 
als Zeuge vernommen, er ſtellt alles in Abrede. Das Gericht glaubt 
ihm nicht, hält die Darſtellung der Frau für überzeugend, weil ſie 
„ſicher und beſtimmt aufgetreten ſei und ſolche Einzelheiten nicht erfunden 
haben könne“. Sie wird freigeſprochen, der Mann wird um Anſehen 
und um Stellung gebracht. Derweilen war in weiten Kreiſen ſchon 
bekannt, daß die Frau gegen mehrere Männer derartige Erpreſſungs⸗ 
verſuche gemacht hatte, ſie kamen aber erſt ſpäter zur Anzeige. Sie 
endeten mit der Verurteilung der Frau. Man hatte die Geſinnungs⸗ 
weiſe der Frau jetzt vor Augen, hätte ſie aber auch beim erſten Male 
durchſchauen können, wenn man ſich um ihre Perſönlichkeit, ihr Vor— 
leben, ihre geſchlechtliche Beſcholtenheit mehr gekümmert hätte, ſtatt 
alles auf die Sicherheit und Beſtimmtheit ihre Ausſage zu ſetzen. 

Bei geſchlechtlich heruntergekommenen Frauen iſt die Verlogenheit 
ein typiſches Zeichen. Nicht weniger bei hyſteriſchen. Sie ſind geſcheit, 
haben geſchärfte Sinne, leiden aber an Einbildungen, wollen auffallen, 
ſind oft von einem unerklärlichen Haß beſeelt. In Eheſcheidungsprozeſſen 
ſpielt das eine wichtige Rolle. 
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Schwangerſchaft, Menſtruation beeinfluſſen das Seelenleben der 
Frau, erzeugen mitunter Zornmütigkeit und Lüge. Wer als Richter 
eine Schwangere vor ſich hat mit ihren tauſendfach geänderten 
Empfindungen, ſei auf der Hut (Groß). 

Man darf ſich aber überhaupt nicht durch den Eid eines Zeugen, 
der es verſteht, mit Sicherheit und frecher Stirn zu lügen, irreführen 
laſſen. Weder Sicherheit des Auftretens noch der Eid geben Gewähr 
für die Wahrheit. Der Eid iſt die gefährlichſte Waffe der äußerſten 
Gewiſſenloſigkeit. Ihn muß man oft mit beſonderer Vorſicht beurteilen. 

Wenn einer lügen und betrügen will, muß er ja, will er Erfolge 
haben, mit Sicherheit, verblüffendem Auftreten, mit der Miene eines 
Biedermannes vorgehen. Nur durch allerſorgfältigſtes Nachforſchen 
und Sichverſenken in menſchliches Dichten und Trachten wird man 
Lügen ergründen. Ein gut eingefädelter Alibibeweis wird nur durch 
ganz gründliches Nachforſchen in feiner Haltloſigkeit erkannt. 

Um falſche Zeugen zu entlarven, find auch Suggeſtivpfragen nicht 
unzuläſſig. 

7. Der Schein, die Unwahrheit macht ſich auch in den Formen 
des Verfahrens breit. Auf eine Handvoll mehr oder weniger kommts 
da nicht an. 

Unmittelbarkeit nennt man, wenn der Richter von den Menſchen, 
für die er arbeiten ſoll, womöglich durch mehrere Mauern abgeſchloſſen 
wird. Böſer Wille der Partei, Bequemlichkeit, Ueberlaſtung, eine 
perſönliche Abhaltung läßt den Prozeß nicht weiter gehen, das heißt 
Betrieb, Parteibetrieb. Man ladet nur, um den Gegner zu einem 
Schriftſatz anzuregen, um die Friſt zur Berufung zu wahren, denkt 
aber gar nicht daran, mündlich zu verhandeln, man nennts aber 
Ladung zur mündlichen Verhandlung. Alle Formen und einzelne 
Grundſätze des Verfahrens dienen nur der Verwirklichung des Rechts 
der Parteien, die Form darf nie Selbſtzweck werden, nie in den 
Vordergrund treten, ſie muß einfach bleiben, und ſoweit möglich frei 
behandelt werden, darf nie ganz inhaltleer werden. Formen erſtarren, 
die Ueberlieferung, die nur aus ihrem Vorhandenſein ihre Berechtigung 
herleitet, waltet kraft der vis inertiae. Freie Beherrſchung muß das 
Ziel fein, ſklaviſche Unterwerfung muß verſchwinden. 

8. Wie die Ethik, darf auch die Willensſeite nicht vernachläſſigt 
werden. Rechtſprechung iſt nicht rein juriſtiſch⸗techniſche Kunſt, iſt auch 
Willenstat, ja das in viel höherem Maße als jene. Das Wiſſen zu 
vermehren, ohne den Willen zu bilden, fördert nicht die Kunſt der 
Rechtſprechung. Alle Prinzipien des Verfahrens ſind nicht Erkenntnis⸗ 


— 204 — 


begriffe, ſondern Willensbegriffe, ſie fallen nicht ins Reich der 
theoretiſchen, ſondern der praktiſchen Vernunft. 

Die Grundſätze des Verfahrens dürfen nie einſeitig überſpannt, 
fie müſſen am praktiſchen Ergebnis gemeſſen werden, an einer gewiſſen 
Grenze wird jedes Prinzip, rückſichtslos verfolgt, praktiſch unerträglich. 
Sobald ein Verfahrensgrundſatz den Parteien nichts nützt, ſobald er 
die Erledigung des Prozeſſes nur hemmt, iſt es ein Zeichen, daß 
man ihn nicht richtig, übertrieben, äußerlich, nicht dem Sinne nach 
anwendet. Auch bei den prozeſſualen Verfahrensarten iſt die Grund⸗ 
frage, was den in der Sache Beteiligten nützt, was richtig, einfach, 
kurz und ſicher zur Beendigung des Streits führt. Ein Götze 
ganz eigener Art, deſſen geiſtloſe Verhimmelung viel Unheil bringt, 
die Lüge anſtiftet und Tatloſigkeit verurſacht, iſt die reine Münd⸗ 
lichkeit. Die Schriftlichkeit wird nicht dadurch abgeſchafft, daß ein 
Wuſt von Schriftſätzen vorgeleſen wird. Ob der Richter Schriſt⸗ 
liches ſelbſt lieſt oder ſich vorleſen läßt, iſt ſchließlich derſelbe Erfolg, 
ja das Selbſtleſen mag er vorziehen, da er dabei an paſſenden Stellen 
einhalten, vergleichen und überdenken kann. Eine richtig gehandhabte 
Mündlichkeit dient dazu, eine Sache klarzulegen, lebendig zu machen, 
bei dem Richter Anteil zu erwecken. Wie ſie aber ſo oft und in der 
Regel ſich abſpielt, wirkt ſie allen dieſen Zielen geradezu entgegen. 
Man unterliegt auch hier dem Schema, das eine Aeußerlichkeit, das - 
Bewegen des Mundes, als Grundfeſte des Verfahrens anſieht. Man 
macht aus dem Grundſatz der Mündlichkeit ein Steckenpferd und 
reitet es tot. In der Hand des Philiſters, des Schablonenmenſchen 
verwandelt ſich das Gold der Mündlichkeit und der Unmittelbarkeit 
und wird zu Blech. Die ſeeliſche Kraft erlahmt im Mittel, man pflegt 
ſorgſam mit übertriebener Aengſtlichkeit das Mittel, als läge in ihm 
ſchon der fernere Zweck. Auch hier das Steckenbleiben im Aeußerlichen, 
das ſo bezeichnend iſt. Die Rechtspflege darf nicht erſticken in ihren 
Mitteln. 

Eine Verhandlung zweiter Zuſtanz kann ein Poſſenſpiel werden. 
Ein Anwalt lieſt den Tatbeſtand erſter Inſtanz mit all dem, was 
umſtändlich, weitläufig, falſch erzählt iſt, mit allem, was überholt, 
was gar nicht mehr in Streit iſt, vor. 

Man hört alſo, daß der Beklagte zu ſo und ſo viel Mark, einem 
Preiſe, der vereinbart, übrigens auch üblich und angemeſſen ſei, eine 
Sache gekauft habe, daß er Einwendungen nicht erhoben habe, daß 
der Klagantrag deshalb gerechtfertigt ſei. Erſt nach langer Zeit wird 
es den Hörern, die die Akten nicht kennen, klar, daß dieſe Dinge 
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vollkommen gleichgiltig ſind, und ſie merken, daß es ſich um eine 
Wandelung handelt, daß der Beklagte geſiegt hat und der Kläger die 
Berechtigung der Wandlung angreift. 

Beweisprotokolle werden ohne Sichtung vorgeleſen. Eintönig, 
unverſtanden nach dem Zuſammenhang rauſchen die Worte an dem 
Hörer vorüber, er lenkt ſeine Aufmerkſamkeit auf einen Punkt, der gar 
nicht in Streit iſt, und macht die Verhandlung und Beratung weit⸗ 
läufig, indem er an ganz ſelbſtverſtändlichen Dingen hängen bleibt. 

Bei dieſer Art der Verhandlung kommt einem oft das Wort: 
Theater! auf die Lippen. Man macht ſich gegenſeitig etwas vor. In 
dem Beratungszimmer geht die Sache von vorn los, da werden die 
Beweisprotokolle noch einmal vorgenommen und nun mit Ver⸗ 
ſtändnis durchgegangen. Man hüte ſich vor ſolcher Mündlichkeit; 
denn ſie lügt, ſie ſtiehlt die Zeit. 

Man darf nicht durch eine ungeſunde Uebung die Mündlichkeit 
noch formaliſtiſcher handhaben, als es das Geſetz ſelbſt gewollt hat. 
Kein mechaniſches Vorleſen, äußerliche8s Aneinanderreihen, ſondern 
lebendige Mündlichkeit in gegenſeitigem Gedankenaustauſch zwiſchen 
Gericht und Parteien. 

Es kann hier auf das hingewieſen werden, was ein ſonſt ſtarrer 
Dogmatiker ſagt (Schmidt, Lehrbuch des Zivilprozeſſes, S. 445): 
„Zu Beginn der Verhandlung empfiehlt ſich, daß der Vorſitzende eine 
kurze Ueberſicht gibt, wie der Sachverhalt iſt, und daß er hervorhebt, 
worum die Parteien ſtreiten. Dadurch wird die Verhandlung ver- 
ſtändlich, geordnet, nicht uferlos und unverſtändlich. Es beſteht kein 
Grund, die praktiſch ganz nutzloſe und für den Geſchäftsgang faſt 
undurchführbare Forderung einer unausgeſetzten Wiederholung aller 
Verhandlungen in das Geſetz hineinzutragen. Auch das nur in einem 
Termin Vorgebrachte bleibt zu berückſichtigen, wenn kein Richterwechſel 
ſtattgefunden hat. Treten andere Richter ein, ſo genügt es, wenn der 
Vorſitzende zur Einleitung die Prozeßlage und die Hauptpunkte kurz 
andeutet.“ Und RGR. Düringer meint, die Bezugnahme auf 
Schriftſätze ſtatt des vollſtändigen mündlichen Vortrags ſei nach 
§ 295 3] O. unbedenklich, wenn die Parteien zuſtimmten. | 

Der Vorſitzende leitet die Verhandlung. Das bedeutet nicht, 
daß er einfach nur nachlieſt, daß die Anwälte das, was ſie in den 
vorbereitenden Schriftſätzen zuſammengeſchrieben oder aus Unterweiſungs⸗ 
briefen abgeſchrieben haben, was der erſte Richter wahllos nieder⸗ 
geſchrieben hat, nun auch vorleſen, ſondern er ſoll den Stoff beherrſchen 
und dafür ſorgen, daß er nach geordneten Geſichtspunkten klar und 
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überſichtlich vorgetragen wird, er ſoll auch einzelnes hervorheben und 
betonen, daß die Beiſitzer ſofort den ſpringenden Punkt herausfinden 
und von da aus den Streitſtoff erfaſſen und beurteilen. 

Wenn er eine einleitende Ueberſicht gibt, ſo muß er weiter darauf 
achten, daß die Parteien ſich daran halten und nicht ſich in Wieder⸗ 
holungen ergehen. Tun ſie dies, ſo geht die Kürze . verloren 
und auch die Anteilnahme muß ſchwinden. 

Die eigene eingreifende Tätigkeit des Richters in der mündlichen 
Verhandlung iſt auch zweckmäßig, ſie wirkt anregend und belebend; 
wo ſie fehlt, entſteht die Gefahr, daß die Richter abſtumpfen und 
die Aufnahmefähigkeit verlieren. 

Neben fortgeſetzter aufnehmender Geiſtesarbeit iſt eine hervor 
bringende Tätigkeit von pſychologiſchem Geſichtspunkte geradezu Bes 
dürfnis. 

Der Reiz des Schaffens, die Freude am Vorwärtsbringen, an 
der Ueberwindung der Widerſtände iſt der beſte Antrieb. Die Fülle 
der aufgeſpeicherten Energie, die zum Handeln drängt und ſich entladen 
will, muß mehr nutzbar gemacht werden. Wie ein friſcher Zug aus 
der großen freien Natur dringt ſie ein, ſie belebt. Willenlos, tatlos, 
anteillos bleiben, erzeugt Roſt, läßt Moder anſetzen, Ermüdung und 
Ermattung durchdringt das ganze Weſen der Rechtspflege. 

9. Die Grenzen der mündlichen Verhandlung ſind nach deren 
Zweck zu ziehen. Das Gericht braucht ſich nicht in geheimnisvolles 
Schweigen zu hüllen und ſich auf Zuhören zu beſchränken. Steht 
es auf dem Standpunkt, daß Beweis zu erheben iſt, ſo wird es nur 
kurz das Beweisthema erörtern laſſen. 

Bei richtiger Arbeitsmethode wird die Verhandlung vorbereitet. 
Zweckmäßig iſt es, die dabei gewonnenen Geſichtspunkte zu offenbaren. 
Das hergebrachte Verheimlichen ſoll kennzeichnen, daß der Richter voll⸗ 
ſtändig ahnungslos in die Verhandlung eintritt. Hat er aber die 
vorbereitenden Schriftſätze und Beweiserhebungsprotokolle, die doch 
da ſind, um geleſen zu werden, und bringt die Verhandlung gar 
nichts Neues, ſo iſt es doch nichts Verwerfliches, daß der einzelne 
ſchon ſeine Anſicht gebildet hat. Eine wohlerwogene Entſcheidung, 
die ergeht, nachdem der Richter die Sache mit ſich herumgetragen 
hat, iſt jedenfalls beſſer als eine, die aus der raſchen Entſchließung 
des Augenblicks hervorgeht, die einen augenblicklichen Eindruck oft 
zu hoch bewertet und in Einſeitigkeiten ſtecken bleiben kann. Sind 
ſchon Vorbereitungen notwendig, werden fie allgemein auch vorge 
nommen, ſo dient das Verſtecken nur dem äußeren unwahren Schein. 
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Es iſt nicht nur nicht geboten, ſondern wirkt gefährlich wie jeder 
Schein und jede Lüge. Durch die Vorbereitung können fi) Vor⸗ 
urteile feſtſetzen. Man ſoll aber deshalb nicht die Methode, die 
Sachen vorzubereiten, verwerfen, ſondern nur das Verheimlichen. 
Dadurch, daß die Anſicht des Gerichts nicht verborgen, ſondern mit⸗ 
geteilt wird, verliert die Vorbereitung an Bedenklichkeit. Etwa vor⸗ 
handene Vorurteile werden offenbar und können beſeitigt werden. 
Daß die Aeußerung unverbindlich iſt, iſt ſelbſtverſtändlich, von den 
Gutachten, die der Berichterſtatter bei vielen Gerichten dem Vorſitzenden 
liefert, bezweifelt das ja auch niemand. Es wird durch die Aeußerung des 
Gerichts verhütet, daß die Streitlage unklar wird, daß der Tatbeſtand, 
weil die Parteien alles vortragen wollen, uferlos wird, und es wird be⸗ 
wirkt, daß die volle Aufmerkſamkeit auf den entſcheidenden Punkt 
gerichtet wird, daß die Vorträge abgegrenzt und in beſtimmte Bahnen 
gelenkt werden. Es wird auch eine Ueberraſchung der Parteien ver⸗ 
mieden. Die Parteien wiſſen, worauf es ankommt. Sie ſind auf 
veränderte rechtliche Geſichtspunkte hingewieſen, wie das im Straf⸗ 
prozeß vorgeſchrieben iſt. Offenheit muß wieder Vertrauen erwecken 
und dadurch kann man Prozeßlügen einſchränken. Sie werden oft 
nur vorgebracht, weil die Partei oder ihr Anwalt ängſtlich iſt und 
den Standpunkt des Gerichts nicht kennt. Offenheit, Ehrlichkeit ſoll 
auch hier herrſchen, Schein und Unwahrhaftigkeit verſchwinden. 

Daß die Parteien die Beweisaufnahme vortragen, bedeutet nicht, 
daß ſie ſie vorleſen. Sie müſſen den Inhalt des Beweisergebniſſes 
wiedergeben, ſie müſſen ſie ordnen und ſichten, Ueberholtes und Un⸗ 
erhebliches weglaſſen, verzichten auf Gleichgültiges. 

Daß einmal ein Anwalt eine Ueberſicht über die Beweisauf⸗ 
nahme gäbe, ſie klar ordnete, erlebt man gar nicht. 

10. Auch ſonſt iſt der Wille und die Tat entſcheidend im Verfahren. 

Iſt die Tätigkeit des Richters nicht beſchauliches Betrachten, ſondern 
Ordnung der rechtlichen Verhältniſſe von Menſchen in ihrer Not und 
Qual, fo iſt praktiſcher und planvoller Wille, die Sache zum guten 
Ende zu bringen, Tätigſein, energiſches Handeln, erforderlich. Die 
Richter dürfen nicht willensſchwach, willenskrank werden, mag auch 
ein falſche Geſetzgebung die Gefahr bieten, daß ſie Maſchinen ohne 
Willen werden, Puppen in der Hand der Parteien und ihrer Ver⸗ 
treter, der Schlaffheit anheimgefallen, eingeſchläfert. Da der Richter 
nicht genug fühlt, vermag er nicht genug zu handeln: die Sachen 
laufen zu laſſen, wie ſie laufen, iſt der Grundton des Prozeßbetriebs. 
Kräfte des Wollens, die nicht geübt werden, verkümmern. Für jeg⸗ 
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liche Lebensarbeit iſt die Kraft des Wollens unentbehrlich. Die 
Schwäche im Willen wiegt viel ſchwerer als der Mangel im Wiſſen. 
Ordnung verträgt ſich nicht damit, daß eine Sache in Unordnung, 
d. h. in Zweifel, Ungewißheit, Streit bleibt, die Ordnung muß ſobald 
wie möglich hergeſtellt werden. Ueberlegen iſt ganz gut, es darf 
aber nicht ſo in den Vordergrund gerückt werden, daß es die not⸗ 
wendige Tat hindert. Nicht Kritik und Anhäufung von Kontroverſen, 
von Buchweisheit bahnt den Weg, ſondern Arbeit und Leben. Es 
iſt nicht genug zu wiſſen, nicht genug zu wollen, man muß auch tun. 
Es bedarf friſchen Entſchluſſes, Mutes und Tapferkeit, um augenblick 
liche Hemmungen zu beſiegen, Beharrlichkeit muß hinzukommen, durch 
die trägen, fortlaufenden, kleinlichen Widerſtände muß man ſich, nie er⸗ 
mattend, durchwinden, nicht Amboß, ſondern Hammer ſein. Mit 
Geiſtesgegenwart, Beherrſchung jeder Lage, Selbſtändigkeit, Kraft muß 
man das Ziel zu erringen ſuchen. Selbſtändigkeit erhöht die Spann⸗ 
kraft, Freude am Können treibt vorwärts. Unaufhaltſam geht das 
Leben feinen Gang. Der Zweck des Prozeſſes wird verfehlt, wenn die 
Sache hin⸗ und herſchwebt, ohne daß man einen Willen ſieht, ſie unter 
Dach und Fach zu bringen. Soll der Spruch des Richters dem 
verletzten Rechtsgefühl Genugtuung verſchaffen, ſo muß die richterliche 
Entſcheidung bald kommen. Ein langes Zögern nimmt der Ent⸗ 
ſcheidung ihre Wirkung. Denn die Eindrücke bei den Verhältniſſen der 
Gegenwart wechſeln ſchnell und löſen ſich ab, die ſpäte Sühne einer 
Straftat wird nicht mehr als billig empfunden. Die Bedürfniſſe, zu 
deren Schutz der Richter angerufen wird, wollen bald erfüllt ſein, 
die Hilfe muß auf der Stelle da ſein, ſonſt iſt ſie keine Hilfe mehr, 
die Bedeutung der Sache zergeht überhaupt oder ſteigt in ungemeſſener 
Weiſe an. Es bedeutet die Bankerotterklärung des Verfahrens, wenn 
faſt jeder Beteiligte ſagt: wenn ich gewußt hätte, daß es ſo ginge, 
ſo lange dauert, hätte ich gar nicht angefangen. Im Strafprozeß hat 
der Staatsanwalt und der Richter den Betrieb in der Hand, im 
Zivilprozeß iſt der Richter zwar nur Herr des Teiles, in dem ſehr 
viel mit der Verſchleppung geſündigt wird, der Beweisaufnahme, aber 
auch im übrigen kann er trotz des Parteibetriebs viel tun, den Prozeß 
vorwärts zu bringen und das Hinauszögern hintanzuhalten oder 
zu verhüten. Gerade für den Prozeß ſind Lichtenbergs Worte 
treffend: Weil die Menſchen ſehr geneigt zum Aufſchieben und zur Lang⸗ 
ſamkeit ſind, ſo kann man ſicher darauf rechnen, daß man die Ober⸗ 
hand in einer Sache behält, wenn man alles ohne den geringſten 
Verzug unternimmt. | 
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11. Die Bemweiderhebungen follen dem Richter ein Bild der 
Vorgänge ſchaffen, als ob er ſie ſelbſt wahrgenommen hätte. Je 
näher den Vorgängen die Ausſagen ſtehen, deſto beſſer find fie dazu 
geeignet, das Gedächtnis iſt noch friſch und das Bild wird genauer 
und zuverläſſiger. Die Beweisaufnahme muß alſo möglichſt bald 
ſtattfinden. ö 

Nach einer Beweisaufnahme ſtellt ſich oft das Sachverhältnis 
ganz anders dar, als wie es nach Anzeigen und Schriftſätzen erſcheint. 
Der Prozeß iſt dann anders zu behandeln. Es iſt deshalb die An- 
ordnung der Beweisaufnahme nicht lange hinauszuſchieben, auf über⸗ 
flüſſige ſchriftliche Entgegnungen der Partei iſt nicht zu warten. Der 
Auszug aus dem Strafregiſter läuft nicht davon, er kann jederzeit 
eingeholt werden, wohl aber leidet die Treue einer Ausſage durch die 
Verzögerung, wenn als erſtes, wichtiges Werk bei einer Unterſuchung 
Perſonalbogen und Regiſterauszug betrachtet wird. Selbſt bei Rück⸗ 
fallsverbrechen muß der Regiſterauszug, der für die Zuſtändigkeit 
Bedeutung hat, oft der ſachlichen Verfolgung nachſtehen. 

Es iſt auch nicht richtig, in Strafſachen die Hauptverhandlungen 
ſo genau vorzubereiten und dadurch ſo lange hinauszuzögern, daß die 
Zeugen ihre urſprüngliche Objektivität verlieren. Die Hauptverhand⸗ 
lung ſoll nicht nur eine wohlvorbereitete Aufführung mit verteilten Rollen 
ſein, in der jeder die Worte aus der Vorerhebung wiederholt, und dieſe 
ſoll nicht reſtlos in ihr untergehen. Seltſam mutet es deshalb auch an, 
wenn in der Hauptverhandlung der Staatsanwalt oder der Vorſitzende 
ſo großes Aufhebens bei einer Ausſage davon macht, daß „etwas noch 
nicht in den Akten ſtehe“. 

12. Es iſt möglichſt umfaſſend über ſämtliche entſcheidenden 
ſtreitigen Punkte Beweis anzuordnen und es ſind deshalb alle Punkte 
auf ihre Beweiserheblichkeit zu prüfen. Was einflußlos iſt, die Ent⸗ 
ſcheidung nicht beeinfluſſen kann, iſt durchaus beiſeite zu laſſen. Einzelne 
Tatſachen und Beweismittel herauszugreifen, weil man annimmt, 
ſchon die beſchränkte Beweisaufnahme führe zum Ziele, iſt nicht zweck⸗ 
mäßig, das Zerhacken des Materials hat oft nicht den erhofften Er⸗ 
folg, das tropfenweiſe Sammeln des Beweismaterials iſt ein ſchweres 
Kreuz des Prozeſſes, durch Ablauf auch nur kurzer Zeit iſt der Sach⸗ 
perhalt verdunkelt und es geht durch die Vereinzelung die Ueberſicht 
verloren, der Prozeß gerät in eine unrichtige Richtung, eine falſche 
Fährte wird perfolgt, Beweismittel verſchwinden, das Intereſſe erlahmt. 

Die erſten Schritte nach der Tat ſind die entſcheidenden, weil 
da die Spuren der Tat am beſten verfolgt, der Schuldige 5 „ 
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erfaßt werden kann. Was da verſehen wird, kann oft nicht wieder 
gut gemacht werden. 

Statt friſch in die Verfolgung einzutreten, zieht der Staatsanwalt 
den Perſonalbogen bei und notiert eine Friſt von 1 oder 2 Wochen, 
wenn der Perſonalbogen gekommen iſt, holt er einen Strafregiſter⸗ 
auszug ein, wenn dies geſchehen und ſchon Wochen vergangen ſind, 
dann erſt gehts an die Beweisaufnahme. Auch nun wird in ganz 
kleinen Doſen des Material herbeigeſchafft, es wird nicht überlegt, was 
alles zu tun ſei, es wird nicht zuſammenfaſſend vorgegangen. Zu⸗ 
nächſt werden Akten beigezogen, wenn ſie eingegangen ſind, wird Aus⸗ 
kunft von einer Behörde eingeholt, dann gibt man die Akten an den 
einen Gendarm, um den Zeugen A zu vernehmen, dann an einen 
andern, um den Zeugen B zu vernehmen. Welche Umſtändlichkeit, 
wenn ein Beſchuldigter oder Zeuge am Orte der Staatsanwaltſchaft 
ſelbſt zu vernehmen iſt: Beſchluß des Staatsanwalts an Gemeinde⸗ 
vorſtand, Gemeindevorſtand an Polizeiinſpektor, dieſer an Kriminal⸗ 
ſchutzmann, Vernehmung durch dieſen und auf demſelben Wege wieder 
zurück. Das kann alles einfacher, raſcher gemacht werden und bleibt 
nicht ſo oft unfruchtbar, ſondern bringt Ergebniſſe, die nützlich ſind. 

Die Mängel der Beweisaufnahme beſtehen im Strafprozeß wie 
im Zivilprozeß, in beiden macht man die Erfahrung, daß, wenn nur 
irgend ein Beweis erhoben werden muß, langſam, planlos, bald hier, 
bald da herumgearbeitet wird, viel koſtbare Zeit verloren geht, und 
unnütz Geld vertrödelt wird. Die Prozeſſe „ſchweben“. 

13. a) Einen möglichſt alle erheblichen ſtreitigen Punkte umfaſſen⸗ 
den Beweisbeſchuß zu erlaſſen, iſt für die Erledigung des Zivilprozeſſes 
der ſicherſte Weg und meiſtens auch der einfachſte und kürzeſte. 

Ergibt ſich im Laufe einer größeren Beweiderhebung, daß die 
Ausſage eines Zeugen durchſchlägt, ſo können die Anwälte verzichten, 
das Gericht kann aber auch mit der weiteren Ausführung des Be⸗ 
weisbeſchluſſes innehalten und mündliche Verhandlung anordnen. 

Daß zu viel Beweis erhoben wird, kann dabei vorkommen, das wird 
aber auch oft bei der Vereinzelung der Beweiserhebung, und zwar in 
viel höherem Maße der Fall ſein, man greift z. B. den entſcheidenden 
Zeugen erſt zuletzt nach Jahren heraus; etwaige zufällige Uebel ſind 
aber auch nicht ſo groß, daß man auf die Vorteile verzichten müßte. 

b) Das Beweisthema iſt nicht zu ängſtlich nach den Partei⸗ 
behauptungen zu faſſen, da der Zeuge dadurch unſachlich beeinflußt 
wird, ſondern möglichſt weit. Nicht unzuläſſig iſt die direkte Frage⸗ 
form, ob — oder die Hervorhebung einzelner zweifelhafter Punkte uſw. 
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c) Bei der Beweiserhebung find Fragen der Parteien an den 
Zeugen nicht rein formaliſtiſch deshalb abzulehnen, weil ſie dem 
Buchſtaben nach nicht in den Rahmen des Beweisbeſchluſſes fallen, 
ſondern nur dann, wenn ſie offenbar ſachlich außerhalb des Sinnes 
des Beweisbeſchluſſes und des Prozeſſes liegen. 

Es wird durch das Herumreiten auf den Buchſtaben des Be- 
ſchluſſes nur die Erledigung verzögert und dadurch ergeben ſich die 
Hinauszerrungen, weil derſelbe Zeuge zwei⸗, drei⸗ oder noch mehrmal 
in einem Prozeß vernommen werden muß, wie man das bei einem 
Landgericht beobachtet. 

Beiſpiel: Der Zeuge, Direktor einer Viehverſicherung, ſoll dar⸗ 
über vernommen werden, ob Kühe des Klägers an Tuberkuloſe ein⸗ 
gegangen ſind. Vor dem erſuchten Richter ſagt er aus, er wiſſe es 
nicht. Der Anwalt des Beklagten fragt ihn, ob er nicht ſelbſt dieſem 
mitgeteilt habe, der Rindviehbeſtand des Klägers ſei tuberkulös. 
Nun heißt es im Protokoll: „Der Gegner proteſtierte gegen die Zu⸗ 
laſſung dieſer Frage und beantragte, alle weiteren Fragen, die nicht 
mit dem Beweisthema zuſammenhingen, abzulehnen. Es wurde ent⸗ 
ſprechend beſchloſſen.“ Die Akten gehen zurück, mündliche Verhand⸗ 
lung, nochmalige Vernehmung wurde angeordnet, der Zeuge wurde 
nochmals beläſtigt, nochmals reiſten die Anwälte, die Koſten ver⸗ 
doppelten ſich und die Sache wurde durch derlei Behandlungsweiſe 
auf Monate verzögert. 

d) Zunächſt iſt die Vernehmung der Zeugen vor dem Prozeß— 
gericht anzuſtreben. Amtsgerichte ſollten möglichſt ſelbſt die Zeugen 
vernehmen; daß ſie ein benachbartes erſuchen, wenn der Zeuge an 
der Grenze des Bezirks wohnt und dahin einen ebenſoweiten Weg, 
wie zum Prozeßgericht hat, ſollte nicht vorkommen. 

Bei der Entwicklung der modernen Verkehrsverhältniſſe ſind große 
Entfernungen ($ 375“ der ZPO.) anders zu beurteilen, als früher. 
Iſt die Benutzung von Transportmitteln nicht im Verhältnis zur 
Wichtigkeit der Vernehmung zu koſtſpielig und nach der Perſon des 
Zeugen die Reiſe nicht zu zeitraubend, ſo kommt der Raumabſtand 
für ſich allein nicht in Betracht. Rückſichtslos gegen die Zeit und 
Berufstätigkeit der Zeugen darf man allerdings nicht ſein. 

Bei Kollegialgerichten wird nach Lage der Verhältniſſe eine um⸗ 
fangreiche Vernehmung in minderwichtigen Sachen vor dem Prozeß⸗ 
gericht oft nicht zweckmäßig ſem. Die Vernehmung in der Stube, 
Auge in Auge iſt auch manchmal ergebnisreicher als im großen 
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Iſt die Beweisaufnahme aber nicht ausgedehnt oder kommen 
Dinge in Betracht, bei denen perſönliche Verhältniſſe, ſchwer faßbare 
Gefühlsmomente entſcheiden, wie z. B. in Eheſachen, ſo ſollte ſtets die 
Vernehmung vor dem erkennenden Richter ſtattfinden und die Parteien 
ſollten erſcheinen. Bei dem Oberlandesgericht bewährt ſich in Ehe⸗ 
ſachen dies Verfahren befonderd. Es läßt ſich auch ohne unnützen 
Zeitaufwand ausführen, beſchleunigt das Verfahren ganz bedeutend 
und ſobald der Geſchäftsgang darauf eingerichtet iſt, wird es ſich 
ohne fühlbare Ausdehnungen der Sitzungen erreichen laſſen. 

Handelt es ſich um Zeugen, die zunächſt unbeeidigt zu vernehmen 
ſind, ſo trägt es in allen Fällen zur Abkürzung bei, wenn ſie gleich 
vor dem erkennenden Richter vernommen werden. Die ſpätere 
Vorladung zur Beſchlußfaſſung über die Beeidigung oder Anordnung 
der Beeidigung iſt verzögernd und koſtſpielig. 


e) Können Zeugen, die in nicht zu weiter Entfernung vom 
Gerichtsſitze wohnen, alſo im Landgerichtsbezirke oder deſſen Nähe, 
nicht vor dem Prozeßgerichte vernommen werden, ſo ſind ſie durch be⸗ 
auftragten Richter zu vernehmen. Dieſer beherrſcht den Stoff beſſer, 
als der erſuchte. Die Koſten ſind nicht ausſchlaggebend, manchmal 
ſind ſie geringer; durch die Vernehmung vor erſuchtem Richter ent⸗ 
entſtehen gewöhnlich ſehr erhebliche Reiſekoſten der Anwälte oder 
Parteien, und die Koften der Anwälte ſind ſtets erſtattungsfähig 
(BIS. RG., 51, 11). 

f) Läßt es ſich nicht umgehen, daß bei mehreren Gerichten 
Zeugen vernommen werden, ſo ſind die Akten nur an eins zu ſchicken, 
und zwar an das, von dem der wichtigſte Zeuge zu vernehmen iſt, 
und im übrigen gleichzeitig einzelne Erſuchungsſchreiben mit möglichſt 
genauer Angabe des Sachſtandes zu erlaſſen, falls nicht die Einſicht 
der Akten unentbehrlich iſt. 


g) Beweisbeſchlüſſe ſind möglichſt im Verhandlungstermine zu 
verkünden. Das beſchleunigt ganz weſentlich die Sache und erſpart 
Schreibwerk. Iſt die Sache vor dem Termine durch Schriftſätze und 
ſonſt geklärt, ſo wird ſich auch bei umfangreichen Sachen durch 
Prüfung vor der Verhandlung oder zweckentſprechende Befragung 
in ihr überſehen laſſen, daß und wie weit Beweis zu erheben iſt. 
Werden erſt in der Verhandlung weſentliche Erklärungen abgegeben, 
ſo wird ſich mindeſtens bei nicht ſehr umfangreichen Sachen Klarheit 
über die Beweisfrage ergeben. Daß die Entſcheidung, ein Zeuge ſei 
zu beeiden, es ſeien Akten beizuziehen, die Partei habe die Korreſpon⸗ 
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denz vorzulegen, erſt nach 8 Tagen verkündet wird, kann leicht als 
verwerfliche Läſſigkeit erſcheinen. Es wird dabei meiſt an der nötigen 
Vorbereitung fehlen oder ſtets nach demſelben Schema verfahren. 

h) Der Termin zur Beweiserhebung iſt, auch wenn ſie durch be— 
auftragten Richter geſchieht, in dem Beweisbeſchluſſe zu beſtimmen. 
§ 361 Abſ. 1 iſt ſehr praktiſch. Es hält die Verhandlung nicht 
auf, den Kalender nachzuſehen. Iſt ein beauftragter Richter, wie es 
bei einem Landgericht üblich iſt, gewohnt, die Anwälte ſchriftlich 
über ihr Einverſtändnis zur Terminanſetzung zu befragen, ſo kann 
er es gleich mündlich tun. 

i) Nach § 365 ZPO. iſt der beauftragte oder erſuchte Richter 
ermächtigt, falls ſich ſpäter Gründe ergeben, die die Beweisaufnahme 
durch ein anderes Gericht ſachgemäß erſcheinen laſſen, dieſes um die 
Aufnahme des Beweiſes zu erſuchen. Dieſe Beſtimmung wird oft 
überſehen. Es iſt eine Erſchwerung des Verfahrens, wenn die Akten, 
falls ein Zeuge verzogen iſt, erſt an das Prozeßgericht zurückgegeben 
werden; von der Ermächtigung, ſelbſt die Akten weiter zu ſchicken, 
ſollte der Richter immer Gebrauch machen. 

k) Bei der Beweisaufnahme durch beauftragten oder erſuchten 
Richter iſt, wenn der Erledigung vorausſichtlich keine beſonderen 
Schwierigkeiten entgegenſtehen, auch der Termin zur Fortſetzung der 
mündlichen Verhandlung in dem Beweisbeſchluß zu beſtimmen. 
§ 370 Abſ. 2 der ZPO. iſt möglichſt anzuwenden. Geſchieht es, fo 
iſt ein Antrieb zur Anſetzung eines nahen Beweiserhebungstermins 
da und das dient dazu, den ganzen Prozeß zu beſchleunigen. 

J) Bei den Beweisaufnahmeterminen iſt die Anweſenheit der 
Parteien ſelbſt zweckmäßig. Sie ſehen dadurch ſelbſt das Ergebnis 
vor Augen, das oft ſo anders iſt als ſie ſich denken, ſie können Fragen 
ſtellen, aufklären, neue Zeugen benennen, hören, worauf es ankommt, 
eine gegenſeitige Ausſprache bei dieſer Gelegenheit iſt förderlich, manch⸗ 
mal viel beſſer als ellenlange Schriftſätze. 

Eine derartige Beweiserhebung iſt auch der geeignete Boden, 
Vergleiche, die die Streitigkeiten ſachgemäß erledigen, zu unterſtützen. 

Werden alle dieſe Kleinigkeiten beachtet, ſo erſpart man Mühe, 
Zeit und unnütze Koſten, die Uebel der Prozeßdauer für die Parteien, 
Unſicherheit und Unruhe, werden eingeſchränkt. 

14. Auch abgeſehen von der Beweisaufnahme muß darauf ge⸗ 
ſehen werden, daß die Termine auf die Tage angeſetzt werden, auf 
die ſie nach den geſetzlichen Beſtimmungen früheſtens geſetzt werden 
können. Man darf nicht, wie es jetzt geſchieht, ſtets den am fernſten 
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liegenden Terminstag für die Anſetzung der Sache wählen, ſondern es 
iſt zu berückſichtigen, wie ſie ſteht, ob ſie ohne weitere Vorbereitung 
verhandelt werden kann oder ob ſie Vorbereitungszeit braucht, obs 
eine Haftſache iſt, ob ſie umfangreich iſt, ob ſie ſich kurz erledigen läßt. 
Eine vollſtändig ſpruchreife Sache, die aus zufälligen perſönlichen 
Gründen, Verhinderung einer Partei, eines Anwalts, nicht verhandelt 
werden kann, weit auf Monate hinauszuſetzen, iſt zwecklos. Kurz foll man 
die Termine anberaumen, das liegt im Intereſſe der Parteien, es wird 
dann auch nicht bei Anwälten und Gerichten vergeblich gearbeitet. 


Es müſſen die Zeiträume, in denen aller Erfahrung nach nichts 
geſchieht, vermindert werden, unproduktive Zeit muß geſpart werden, 
bei Vertagungen auf 3 Tage, 1 Woche, 2 Wochen erhält ſich das 
Intereſſe an der Sache, bei weiten Terminen ſchwindet es. Je größer 
aber die Anteilnahme, deſto beſſer und raſcher wird die Sache erledigt. 
Der Verſuch, auf Tage oder Wochen, nicht Monate, zu vertagen, wird 
dazu führen, daß die Terminstage nicht ſtärker, ſondern geringer be⸗ 
ſetzt werden. Daß von der Hinausſchiebung Klärung zu erwarten ſei, 
iſt in der Regel nicht wahr, die Sachen bleiben meiſt einfach liegen, 
ohne daß etwas zur Vorbereitung getan wird. Der Gedanke: interim 
fit aliquid, möglicherweiſe ſtirbt die Partei, oder ſie macht Konkurs, 
oder derartiges, darf nicht die Leitung beeinfluſſen. Auch die Redens⸗ 
arten von Blitzjuſtiz müſſen den Richter kalt laſſen. Bei raſcher Be⸗ 
handlung wird die Sache viel gründlicher genommen, man vertagt eher, 
um aufzuklären, bei weiten Terminen ſcheut man die Vertagung und 
geht leichter ohne Aufklärung über einen Zweifel weg. Außerdem wehrt 
ſich die Tücke des Objektes gegen eine zu raſche Juſtiz und wenn man 
nicht raſch handeln will, kommt man zu gar nichts. Wäre Geſchäfts⸗ 
überlaſtung die Urſache zu den Vertagungen auf regelmäßig 4 Wochen, 
Vierteljahre und länger, ſo müßte das die Folge haben, daß allmählich 
immer weiter vertagt würde. Das iſt doch aber nicht der Fall. Die 
Zuſammenfaſſung bringt es bei einer Abteilung eines Gerichts zu 
Wege, daß am 1. April nur bis zum 15. April Termine anſtehen, 
die Zahl der kontradiktoriſchen Urteile iſt aber dieſelbe wie bei einer 
anderen, wo die Termine bis Mitte Juni ſtehen. 

In dem erſten Falle geht die Sache ſo: 

Am 7. Februar geht Berufung ein. Am 25. Februar erſter Termin. Es 


erſcheint niemand. Am 5. März geht Ladungsſchriftſatz ein. Am 18. März 
Termin. Am 29. März wird Urteil verkündet (nach 7 Wochen). 


Oder: Am 27. April geht Berufung ein, auf den 13. Mai wird Termin 
beſtimmt. Es wird nicht verhandelt, es wird auf den 17. und von da, weil 
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die Parteien wieder nicht verhandeln, auf den 27. Mai vertagt. Da, alſo 
4 Wochen nach Eingang, wird verhandelt und Termin zur Verkündung einer 
Entſcheidung angeſetzt. 


Ein Beiſpiel, wie anderswo die Sachen laufen: 


Am 8. Juli iſt nach vielen Beweiserhebungsterminen Schlußverhandlung 
in erſter Inſtanz. Am 23. September erſt wird Urteil verkündet. (Man 
brauchte ſich die Ferien nicht damit zu verderben!) Am 29. September geht 
Ausfertigung hinaus. Am 2. November geht Berufungsſchriftſatz ein, Termin 
wird auf 28. November beſtimmt. Da wird nicht verhandelt und nun am 
2. Dezember auf den 17. Februar n. J. Termin beſtimmt. Am 13. Februar 
geht ein Schriftſatz ein. Es wird nicht verhandelt und auf den 31. März der 
Termin verlegt. Am 7. April wird Urteil verkündet (alſo nach 5 Monaten). 


Einige weitere Beiſpiele aus der erſten Inſtanz: 

a) Am 3. Oktober 1907 wird verhandelt. Am 10. Oktober wird Be⸗ 
weisbeſchluß verkündet. Ein Zeuge ſoll durch erſuchten Richter vernommen 
werden. Der Beklagte ſoll alsbald 3 M. Vorſchuß zahlen. Am 24. Oktober 
wird der Vorſchuß gezahlt. Das Erſuchen geht ab. Am 8. November wird 
der Zeuge vernommen. 4 Zeilen Ausſage, 40 Pfg. Schreibgebühren. Am 
13. November wird für den 19. Dezember Verhandlungstermin anberaumt. 
Verkündungstermin: Mitte Januar 1908. 

b) Am 5. Dezember 1907 Verhandlungstermin. Am 12. Dezember Be⸗ 
weisbeſchluß auf Vernehmung eines Zeugen vor beauftragtem Richter. Termin 
zur Fortſetzung der mündlichen Verhandlung ſoll nach Erledigung der Beweis⸗ 
aufnahme beſtimmt werden, wie überflüſſigerweiſe ausdrücklich geſagt wird. 
Der beauftragte Richter beraumt Termin auf 7. Januar 1908 an, 1 Seite 
Protokoll, 4 Zuſtellungsurkunden, 2 Zuſtellungen durch Poſtboten! Am 
7. Januar wird Verhandlungstermin auf 30. Januar anberaumt. 4 Zu: 
ſtellungsurkunden, 2 Zuſtellungen. (Das konnte alles geſpart werden, wenn 
der Beſchluß gleich verkündet und der Termin anberaumt wurde!) 13. Februar 
Verkündungstermin. 

c) Am 12. November Verhandlungstermin. Am 19. November Beweis⸗ 
beſchluß auf Vernehmung dreier Zeugen in Ilmenau und Liebenſtein, O. S., 
B. K. und G. B. 14. Januar 1907 Verhandlungstermin, es ſoll „Beweis⸗ 
beſchluß“ verkündet werden; am 21. Januar: der Zeuge O. S. durch Referent 
zu vernehmen; am 29. Januar beſtimmt der beauftragte Richter Termin auf 
13. Februar (Konzept des Beſchluſſes, 4 Zuſtellungsurkunden); am 15. Februar 
Termin zur Verhandlung auf 11. März beſtimmt (Konzept, 4 Zuſtellungs⸗ 
urkunden); 11. März verhandelt, 18. März Beweisbeſchluß verkündet; O. S. 
zu vernehmen. 5. April Zeugenvernehmung durch erſuchten Richter; 10 April 
wird Verhandlungstermin auf 18. Mai 1907 beſtimmt; 27. Mai Beweis⸗ 
beſchluß. Erſuchte Richter. Wiederum O. S. (zum dritten Male) zu vernehmen! 
5. Juni Erſuchen; 21. Juni Beweiserhebung; am 5. Auguſt wird für 
21. Oktober (I) Termin beſtimmt; 21. Oktober verhandelt; 28. Oktober Beweis⸗ 
beſchluß, erſuchte Richter, Zeugen B. K. und G. B. zum zweiten Male; 
29. November Beweistermin vor Amtsgericht Liebenſtein, am 9. Dezember 
vor dem Amtsgericht Ilmenau; 24. Dezember wird Verhandlungstermin auf 
20. Januar 1908 beſtimmt uſw. uſw. 
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15. Daß der Termin nur foweit hinausgerückt werden ſoll, als ed 
zur Wahrung der Einlaſſungsfriſt geboten erſcheint (§ 2652 der ZPO.), 
iſt mehr als bisher zu beachten. Auch wenn weitere Termindtage mit 
Sachen beſetzt ſind, ſind die erſten Termine noch zu Beginn der Sitzung 
des Terminstages, der nach Ablauf der Einlaſſungsfriſt anſteht, ein⸗ 
zuſchieben. Dadurch ſcheiden ſich bald die Klagen, die nicht zum Prozeß 
führen, von den wirklichen Streitfällen. Dies raſch feſtzuſtellen, An⸗ 
erkenntniſſe, Verſäumniſſe bald zu erledigen, iſt, da das Geſetz keine 
Scheidung kennt, durch die Praxis unbedingt zu erſtreben. 

Ebenſo wird in zweiter Inſtanz die Beſtellung eines Gegenan⸗ 
waltes beſchleunigt durch Anberaumung eines nahen Termins. 

Sind keine Schriftſätze mehr zu wechſeln, ſo iſt ſelbſtverſtändlich 
kurz zu vertagen. 

Aber auch wenn noch Schriftſätze notwendig ſind, empfiehlt es 
ſich, mit kurzen Friſten zu vertagen. Es iſt nach der allgemeinen Er⸗ 
fahrung nun einmal fo, daß einen Tag vor dem Termine die Schrift- 
ſätze eingereicht werden. Mit dieſem Uebel muß man rechnen. Durch 
Anberaumung auf 2 oder 3 Wochen kommen ſie früher als bei weit 
hinausgeſchobenen Terminen. 

Wenn eine Partei erklärt, ſie könne nicht verhandeln, weil ſie 
erſt einen Schriftſatz bekommen habe, ſo kann das Gericht auf eine 
Verhandlung hinwirken oder kurze Vertagung veranlaſſen. Es muß 
prüfen, ob überhaupt etwas Neues im Schriftſatz ſteht und ob es nach 
feinem Standpunkte darauf Wert legt. Erklärt es, das neu Vorge⸗ 
brachte ſei ohne Einfluß auf ſeine Beurteilung, ſo wird oft das Ver⸗ 
tagungsverlangen nicht aufrecht erhalten werden. Die Partei kann 
ſich auch darauf verlaſſen, daß wieder eröffnet wird, wenn ſich doch 
wider Erwarten Erheblichkeit herausſtellt. 

16. Von den Beſtimmungen der Prozeßordnung ſind die zu be⸗ 
achten und richtig anzuwenden, die die ſchöpferiſche Selbſttätigkeit des 
Richters fördern, die geeignet ſind, das Lebendige, Unmittelbare ihm 
nahe zu bringen und auf die planvolle Beendigung des Prozeſſes 
hinzuwirken. 

Im Zivilprozeß haben zwar die Parteien dem Richter das Material, 
auf Grund deſſen er entſcheidet, beizubringen. Aber der Wille und 
die Fähigkeit der Parteien iſt nicht ſo genügend, wie man das ange⸗ 
nommen hat; der Richter kann ſich nicht auf Zuhören beſchränken. 
Er muß bedenkliche Eide verhüten, Mißverſtändniſſe aufklären, darauf 
ſehen, daß der Stoff erſchöpft wird. Wenn eine Partei am Abgrunde 
hingeht, wenn ſie ſtrauchelt und ihr Recht ahnungslos verlieren kann, 
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wenn ſie ſich ins Unheil ſtürzt, iſt es Menſchenpflicht, ſie zu warnen. 
§ 139 ZPO ſtellt die allgemeine Pflicht, einzugreifen, in beſtimmten 
Richtungen beſonders feſt. Um dieſer Pflicht genügen zu können, hat 
der Richter möglichſt von vornherein die Sache in tatfächlicher und 
rechtlicher Beziehung gründlich zu prüfen. 

Die Entſcheidung entſpringt den Köpfen der Richter nicht von 
ſelbſt und plötzlich nach Schluß der mündlichen Verhandlung. Das 
weiß jeder Kenner der Praxis. Geht man praktiſch vor, ſo muß ſie vor⸗ 
bereitet werden und das geſchieht auch. Wo es nicht geſchieht, ſollte es 
immer geſchehen. Dieſe Methode iſt zweckmäßig. Man hat jetzt oft 
den Eindruck, das Gericht habe ſich erſt nach der Verhandlung mit 
der Sache ernſtlich beſchäftigt, der Fragepflicht werde es ſich erſt nach 
der Verhandlung bewußt. Dadurch wird unnütz Zeit vergeudet mit 
der Verhandlung und weitere dadurch, daß Vertagung erforderlich wird. 
In geeigneten Fällen kann der Richter, um dieſe zu verhüten, vor 
dem Termine durch die Gerichtsſchreiberei formlos, durch kurze Vor⸗ 
lagezettel, telephoniſche Anfragen Anwälte (auch Parteien) verſtändigen, 
worüber Aufklärung gewünſcht wird. Aufzuklären hat er das ganze 
von den Parteien vorgebrachte Rechtsverhältnis, beſonders zweifelhafte 
Punkte. Behaupten und Beſtreiten, das über den inneren Kern der 
Sache hinweggleitet, hat er mit den Parteien durchzuſprechen und 
zu erörtern, ob ſie wirklich dies und jenes behaupten und beſtreiten 
wollen. Sagt eine Partei, ſie beſtreite alles, ergibt ſich aber aus der 
Sachlage, ſonſtigen Vorgängen oder Erklärungen, daß ſie Beſcheid 
weiß, ſo übt ſie Schikane aus; das gänzliche Beſtreiten iſt nicht ohne 
weiteres zuzulaſſen, die Partei muß angeben, wie ſich die Sache 
dann anders begeben haben ſoll. Bei Zweifeln über den Abſchluß 
und Inhalt von Verträgen hat man die einzelnen Worte möglichſt 
feſtzuſtellen, was hat der Kläger geſagt, was der Beklagte geantwortet, 
waren ed nur Redendarten, oder wollten ſie ſich rechtlich binden. 
Aeußerungen von Zeugen und Parteien ſind nicht in einſeitiger formel⸗ 
hafter Charakteriſierung für die eine oder andere Partei zu verwerten. 
Worte ſind nicht immer ſchwerwiegende, langlebige Meinungskund⸗ 
gebungen, die noch nach Jahren ſich ſicher feſtſtellen ließen und einen 
auch nur annähernd ſicheren Schluß auf einen beſtimmten Willen ge⸗ 
ſtatteten. Sehr oft ſind ſie leichtbeflügelt, ohne tiefere Bedeutung, 
mindeſtens ohne einſeitigen Sinn. Sie ſind immer je nach der Ge⸗ 
legenheit und Veranlaſſung, die wohl zu beachten ſind, zu verſtehen, 
man darf ſie nicht aus der ſpäteren Prozeßlage heraus, wenn auch 
unbewußt, drehen und deuteln. Die Vertragsverhandlungen zwiſchen 
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den Parteien, ſonſtige Vorgänge ſind in ihre einzelnen Teile aufzulöſen, 
dieſe find für ſich zu betrachten, aber dann auch in ihrer Geſamtheit zu 
beurteilen. Nur wer richtig trennen kann, kann auch richtig verbinden. 

Die Verhandlungsmaxime braucht man dabei nicht zu verletzen, 
was die Parteien gar nicht vorbringen wollen, darf man nicht heran⸗ 
ziehen. Die Grenze, was außerhalb des Prozeßſtoffes, ſo wie ihn 
die Parteien der Entſcheidung unterbreiten wollen, liegt, iſt leicht zu 
finden. Gewöhnlich wollen die Parteien alles verwerten! 

8 139 der ZPO. iſt für eine befriedigende Handhabung des Pro⸗ 
zeſſes zur Vorbereitung des Berichterſtatters und des Vorſitzenden von 
der größten Bedeutung. 

Förderlich und nicht unzuläſſig iſt es, die in den Schriftſätzen 
erwähnten Akten, auf die etwas ankommt, rechtzeitig vor dem Termine 
kurzer Hand beizuziehen, fie auch den Parteivertretern vorzulegen. 

17. Nur eine kleine Zahl von Sachen liegt ſo, daß es den 
Parteien auf eine grundſätzliche Entſcheidung durch Urteil ankommt. 
Vergleiche werden da ausgeſchloſſen ſein. Sonſt aber iſt ſtets auf 
Vergleiche unter Berückſichtigung des Sachverhältniſſes hinzuwirken, 
beſonders aber in den vielen Fällen, wo ein perſönliches Zerwürfnis, 
ein böſes Wort, Rachſucht, Geldmangel, aber nicht ein verſtändiges 
Intereſſe die Quelle oft gehäufter Streitigkeiten ſind. Geringfügig 
ſind meiſt die Vorfälle, die Anlaß zu Privatklagen geben, hochgradig 
pflegt aber die Erregung zu werden, in die ſich die Parteien all⸗ 
mählich hineinreden und ⸗leben, und fie bleibt nicht auf die Parteien 
beſchränkt, ergreift auch Angehörige und Zeugen. Das Urteil gibt 
oft nicht die Beendigung des Streites, der Streit wächſt, neue 
Prozeſſe entſtehen, der Hader beginnt von vorn, aus harmloſen Dingen 
wird vielfältig Erbitterung, Zuſammenbruch, Querulantenwahn. Auf 
das perfönliche Erſcheinen der Parteien und Vergleichs abſchlüſſe wird 
oft zu wenig Wert gelegt. Für die Parteien iſt der Vergleich meiſt 
friedenſtiftender als ein noch ſo vorzüglich ausgearbeitetes Urteil, das 
erſt kommt, wenn der Prozeß für ſie bedeutungslos geworden iſt, oder 
das nur die Quelle neuer Unzufriedenheit iſt. Er trifſt oft den Kern⸗ 
punkt des Streites, an den der Klagantrag nicht herankommt. Der 
Richter vergibt ſich nichts und es iſt durchaus nicht gegen ſeine Würde, 
wenn er einen Vergleich vermittelt, ſtatt ſpäter ein Urteil „abzu⸗ 
ſetzen“. Einen befriedigenden Vergleich herbeizuführen, erfordert für 
den Richter auch Beherrſchung des tatſächlichen und rechtlichen Stoffes. 
Nur verblendeter Doktrinarismus kann bei den Vergleichen von einem 
testimonium paupertatis des Richters reden. 
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Damit, einen Vergleich vorzuſchlagen, hat aber der Richter 
ſeine Aufgabe nicht erfüllt; er muß die Parteien, die voreingenommen 
und oft ſchwerfällig ſind, von ſeiner Zweckmäßigkeit zu überzeugen 
ſuchen. Außer dem Ueberblick über die Ausſichten des Prozeſſes ge⸗ 
hört Geſchick in der Menſchenbehandlung dazu. Man muß die 
Parteien belehren, welche Ausſichten ein Urteil eröffnet für den Fall, 
daß die Darſtellung der einen oder anderen Partei richtig iſt, wie 
die Beweisfrage ſteht, man wirkt aufklärend und läßt die Parteien 
ſelbſt entſcheiden, ob es nicht ratſam ſei, ſich zu vergleichen. Handelt 
man ſo, ſo wird man auch über den Verdacht erhaben ſein, um einen 
Vergleich ſich nur deshalb zu bemühen, weil man ein Urteil auszu— 
arbeiten erſparen wolle. 

Natürlich ſoll man nicht von vornherein um jeden Preis einen 
Vergleich herbeizuführen ſuchen. Es muß ſchon eine gewiſſe Grund- 
lage da ſein, von der man die Ausſichten einigermaßen zutreffend 
beurteilen kann oder es muß ſich ergeben, daß trotz heißen Bemühens 
der Zufall der Eidesauflage oder ein ſonſtiger formaler Punkt den 
Ausſchlag gibt. Das kann ſich in manchen Fällen ſchon von vorn⸗ 
herein überſehen laſſen. 

Oft werden kleine Dinge in den Prozeß gebracht oder beſtritten, 
weil nun einmal Streit über den Hauptpunkt iſt. In ſolchen Sachen 
wird es ſich zur Erſparung von Koſten und zur Vereinfachung 
empfehlen, wenigſtens die Nebenpunkte durch Vergleich abzumachen. 

18. Vergleiche abzuſchließen, iſt ein Mittel, das die Prozeß⸗ 
ordnungen zur Erledigung der Prozeſſe neben den Urteilen an die Hand 
geben. 

Außer der Welt der Paragraphen gibts aber genug Mittel für 
den Richter, ſeine Aufgabe zu erfüllen. Das Menſchliche, das ſich 
eigentlich von ſelbſt verſteht, pflegt er zu überſehen. Es iſt aber nicht 
zu erſetzen durch ſelbſt große Paragraphenweisheit. „Was Ihr nicht 
taſtet, ſteht auch meilenfern; was Ihr nicht faßt, das fehlt auch ganz 
und gar!“ Korrekt ſein, den Paragraphen nachzuſpüren, iſt nicht alles. 
Die negativtugendhafte Angſt vor Paragraphen und der Kritik leiſtet wenig. 
Wer ſich hütet, auf das Ziel loszugehen, macht keine Fehler. Sich vor 
allen Fehlern hüten, beweiſt aber noch nichts für Tüchtigkeit. Wer ſich 
nichts Vernünftiges vorſetzt, irrt gar nicht. Wer nichts tut, ſündigt über⸗ 
haupt nicht. Das oberſte Geſetz aber iſt Betätigung, Freude am frucht⸗ 
baren Schaffen. Bewährt ſich Kraft und Selbſtändigkeit oft gegenüber 
den Anforderungen des Lebens, ſo wird ſie zur Fertigkeit, Schwierig⸗ 
keiten werden dann leichter überwunden, Mittelglieder werden über⸗ 
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ſprungen, aus der Fertigkeit wächſt die Gewohnheit zum praktiſchen 
Betrieb und ſie ſchafft zuletzt ganz von ſelbſt — mechaniſch — das 
Praktiſche, wie jetzt das Unpraktiſche; die im Anfang erforderlichen 
Willensanſtregungen treten zurück, durch Neigung zum Guten wird 
der Sieg jedesmal ſicherer, der Willen wird für andere Dinge frei, 
es bildet ſich der Takt, der ohne Anſtrengung im Wollen und in 
Worten das Richtige findet und tut. Der Richter kann zur Zuſammen⸗ 
faſſung des Prozeſſes, zur ordentlichen Abwicklung durch ſein perſön⸗ 
liches Eingreifen, durch mit Takt geübte Anregung, durch Zutrauen 
erweckenden Betrieb viel tun. Worte lehren, Beiſpiele ziehen, bringen 
Zug und Freudigkeit in die Sache, daß alles gern mitarbeitet, die 
beſten Kräfte ſich anſchließen. Es gibt auch eine geiſtige Anſteckung 
im Dienſte des Guten. Der Richter kann zwar nichts dagegen tun, 
daß Sachen fortwährend nicht verhandelt werden. Wird er aber in 
einem fort mit unnützen Ladungen in Anſpruch genommen, werden 
ohne Verhandlung immer neue Termine ohne erſichtlichen Zweck be⸗ 
gehrt, ſo kann er ein menſchliches Wort reden. Beſtehen doch manche 
Teile der Akten nur aus Ladungen und Protokollen über Vertagungen. 
Z. B.: 3. Okt. 1907 erſter Termin, 16. Okt. geht der Schriftſatz des 
Beklagten ein, weitere Termine ohne Verhandlung 24. Okt., 14. Nov., 
28. Nov., 12. Dez., 16. Jan. 1908, 30. Jan., 21. Febr., verhandelt 
wird am 15. Okt. 1908, am 22. Okt. wird die Klage abgewieſen. 

Gründlich ſoll der Richter die Sachen nehmen, doch nicht kleinlich. 
Trotzdem wir in unferer Kultur gewachſen find, fehlen uns in unſerer 
Richtertätigkeit vielfach die richtigen Maßſtäbe. Nach genau gleich⸗ 
machender Methode wird Unwichtiges wichtig genommen, Kleinig⸗ 
keiten werden behandelt, als ob ſie erſchütternde Bedeutung hätten. 
Das iſt die alte Schule, ſie ſeiht Mücken und verſchluckt Kamele. 
Man fürchtet Kraft und große Geſichtspunkte, weiß nicht innerlich zu 
unterſcheiden. Der Richter zeige, daß er innerlich zu werten und zu 
unterſcheiden weiß, daß eine große Linie in ihm iſt, daß er freies 
Augenmaß und großen Sinn findet. Er ſage ſich, daß er nationale 
Volkskultur zu fördern habe. Er nehme nicht alles äußerlich und 
mechaniſch, unterliege nicht dem breiten Druck des Mittelmäßigen 
und Faulen. Alle Einzelheiten muß er ſehen von dem hohen Stand⸗ 
punkt des Endzieles. Als Endziel gilt hier, daß den einzelnen Fällen 
ihr Recht werde, aber darüber hinaus, daß der einzelne Fall ſich 
einfüge in das Volksganze, daß er nicht über Gebühr aufgebauſcht 
werde, ſeine Behandlung nicht in Mißverhältnis zu dem Bedürfnis 
der Rechtspflege und ſtaatlichen Ordnung ſtehe. Aeußerlichkeiten, Zu⸗ 
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fälligkeiten, Kleinigkeiten des Lebens müſſen auch als ſolche erſcheinen. 
Das Bismarckſche: „Nicht über Zwirnsfäden ſtolpern“ muß auch un⸗ 
abhängig von der Anwendung im einzelnen Fall Lebensgrundſatz 
ſein. Kleinheit und Gleichheit ſind Verfallszeichen, Großzügigkeit tut 
Wunder. 

Man wird dann auch Perſonen richtig behandeln. Der Richter 
ſieht ſo oft die Menſchen nicht von der beſten Seite, Schlechtigkeit, 
Verkehrtheit, Verbohrtheit. In geſicherter ruhiger Auffaſſung wird 
man die Dinge mit Gleichmut nehmen, nach rechts und links und 
nach unten wird man hilfreich ſein. Bequem iſts, Niedrigſtehende 
in ihrer Hilfloſigkeit anzudonnern. Aber nur ſubalterne banauſiſche 
Geiſter gehen auf Stelzen. Das Herz muß immer mitſprechen, wenn 
es den Verkehr mit Menſchen gilt. 

Auch der Humor darf die Tätigkeit des Richters verklären. Er 
bleibt behaglich beim Aufbrauſen der Leidenſchaft, mit weitem Herzen 
nimmt er das Leben. Er ſtellt ſich nicht ſtets auf die Säule des 
Prinzips, holt nicht ſtets gleich als grimmender Löwe aus ſeiner 
Paragraphenrüſtkammer den Ungebührparagraphen hervor, er ſorgt, 
daß die Temperatur ruhig, die Luft erträglich bleibt, er rettet mit 
einem Worte des Gleichmuts die verfahrenſte Sachlage. Er läßt die 
Parteien ihr Herz ausſchütten und den Groll von der Leber reden. 
Er greift erſt ein, wenn allzugroße Abſchweifungen oder Entgleiſungen 
vorkommen. Daß er dadurch zur Beruhigung der Partei beiträgt 
und ihr das Gefühl verſchafft, man habe ein Herz für ihre Not und 
Pein, man wolle ihr wohl, iſt nicht der einzige Gewinn. Man be⸗ 
kommt dadurch auch ein Bild von dem wirklichen reichen Leben. 

Der Richter muß Selbſtverleugnung beſitzen, ſeine Perſon mög: 
lichſt zurückzuſtellen. Richterliche Unabhängigkeit bedeutet noch nicht, 
daß man nur ſeine Perſon in den Vordergrund bringt, nur nach 
ſeinem Schema lebt, auf die Parteien keine Rückſicht nimmt und ſie 
ſtets abweiſt. Allerdings darf man auch nicht zu nachgiebig ſein. 
Wenn es die Sache zweckmäßig erſcheinen läßt, man durch ſein Vor⸗ 
gehen die Sache fördert, müſſen unerhebliche oder rein perſönliche 
Wünſche der Parteien zurücktreten. Wenn eine Partei beantragt, den 
Beweisaufnahmetermin zu verlegen, weil ein Zeuge nicht erſcheinen 
kann, würde man verkehrt handeln, darauf einzugehen, wenn man 
ſich einen Erfolg davon verſpricht, daß man Vergleichsverhandlungen 
vornimmt, die Parteien ſelbſt oder die übrigen Zeugen hört. 

Der Richter muß ſelbſtlos genug ſein, etwas fallen zu laſſen, 
was für das Ergebnis gleichgültig iſt, juriſtiſche Rechthaberei muß er 
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vermeiden. Es iſt häßlich, in unendlich langen Ausführungen die 


Anſicht eines Gerichtsmitglieds oder eines andern Gerichts zu be— 
kämpfen, die Drachenſaat der Kontroverſen emporſchießen zu laſſen. 
Mit einem Tummelplatz juriſtiſcher Turniere iſt dem Volke nicht ge⸗ 
dient. Der Richter darf ſich nicht vordrängen und die Mühe offen⸗ 
baren, die etwas gemacht hat. All dies muß nach außen verſchwinden. 
Er ſoll nicht auf Vorrat entſcheiden, nur damit eine Frucht ſeines 
Leſens oder Wiſſens nicht verloren gehe. | | 

Einheitliche, ſichere Rechtſprechung iſt eins der höchſten Güter. 
Wie gering iſt daneben der einzelne Menſch oder Fall. Der Richter 
ſoll ſich hüten, nutzlos und um kleinlicher Dinge willen die Sicherheit 
zu erſchüttern. Gar manche Partei rechnet damit, daß der höhere 
Richter grundſätzlich anderer Meinung ſei, als der vorige. Man ſoll 
ſich hüten, dieſem Vorurteil Nahrung zu geben. Wenn nach reinem 
Ermeſſen entſchieden wird, der Spruch ſo oder ſo fällt, ohne daß 
man ſagen kann, er ſei falſch, wird eine Aenderung leicht den Schein 
erwecken, man habe ſie nur vorgenommen, weil man es beſſer wiſſen 
wolle. Bei einer Geldſtrafe um eines kleinen Betrags willen abzu⸗ 
ändern, ſetzt die Rechtspflege in den Kreiſen, in denen ſie wirken ſoll, 
oft mehr herab, als es nützen oder der Abwägung entſprechen könnte. 
Das Gericht wird zum Spott, wenn bei einem Studenten, der das 
Geld mehr als andere rollen läßt, die in erſter Inſtanz erkannte Strafe 
von 50 M. im zweiten Rechtsgang um 10 M. herabgeſetzt wird. 
Aus rein prozeſſualem Grunde ein Urteil — manchmal wiederholt — 
aufzuheben, ſchädigt die Rechtspflege, wenn vorauszuſehen iſt, daß 
auch die neue Verhandlung kein anderes Ergebnis haben wird. Ob 
die Zurückweiſung ſich vermeiden läßt, iſt deshalb beſonders zu prüfen, 
ſowohl wenn ſie zwingend vorgeſchrieben als auch wenn ſie nur zu⸗ 
läſſig iſt. Maßſtab zu haben iſt alles. 

Etwas Phantaſie iſt nicht zu entbehren. Bei der Erkenntnis 
der Dinge muß der Richter etwas von dem Hiſtoriker haben, auch 
was er an Tatſachen zu finden hat, iſt nur hiſtoriſche Wahrheit. Aber 
auch der Hiſtoriker ſchreibt nicht nur Urkunden zuſammen, er muß mit 
intuitivem Blicke die Dinge, das wechſelnde Weben, das glühende Leben 
zu meiſtern, auseinanderzulegen und zu verbinden verſtehen, die leitenden 
Geſichtspunkte im Fluſſe der Dinge herauszufinden, das Weſentliche, 
den Kern zu erfaſſen verſtehen! So oft wird etwas ahnend erſchaut, 
ehe der nachprüfende Verſtand die Richtigkeit erkennt. Dazu muß 
der Richter ſich vorſtellen können, wie ſeine Tätigkeit wirkt, er muß 
auch die Zukunft ins Auge zu faſſen verſtehen. 
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Der Richter hat nicht zu lehren, ſondern lebendig zu wirken; 
ſeine Tätigkeit iſt keine wiſſenſchaftliche Leiſtung, ſondern Verwirklichung 
der Juſtizhoheit des Staates (RGSt. 40, 342). Es handelt ſich um 
Werte und Formen des Lebens, da muß die Perſönlichkeit als Ganzes 
wirken; Mut, Verantwortung zu übernehmen, ſeine Geſinnung, ein⸗ 
heitlich geſchloſſene Lebensanſchauung, ſein Charakter, ſeine Perſön⸗ 
lichkeit müſſen ſich geltend machen in ſeiner ganzen Tätigkeit. Tüchtige 
Perſönlichkeit, großes Wollen und Handeln, Beharrlichkeit, es aus⸗ 
zuführen, iſt das erſte und letzte für ihn. Und wenn die Hemmungen 
und Widerſtände drohen, er kleinmütig meint, ſein Eifer helfe doch 
nichts, ſei umſonſt, dann ſoll er nicht erlahmen, ſondern ſich an dem 
Kantſchen Leitſatz aufrichten: Jeder muß ſo handeln, als ob alles 
auf ihn ankomme. Beſtimmend iſt, daß er das Rechte tue, ob es 
geſchehe, braucht ihn dann nicht zu kümmern. 

19. Wichtiger als die Ausarbeitung iſt für die beteiligte Partei, 
daß ſie das Urteil zur Benutzung in die Hand bekommt, oder daß 
die höhere Inſtanz bald entſcheidet. 

Es ſind deshalb die Friſten, innerhalb deren die Urteile zu den 
Akten zu bringen ſind, einzuhalten. 

Daß auch bei ganz gering beſchäftigen Gerichten die Gerichtsſchreibereien 
kurze Strafurteile erſt Z—4 Wochen und ſpäter nach der Verkündung zuſtellen 
können (15. Dezember 1907 Schöffengerichtsurteil, 17. Januar 1908 Zuſtellung, 
20. März Strafkammerurteil, 2. Mai erſt Zuſtellung; 26. Mai 1908 Urteil 
in einer Privatklageſache verkündet, am 25. Juni kommt es zur Gerichts⸗ 
ſchreiberei, am 17. Auguſt Ausfertigung und Zuſtellung) und Zivilurteile gar 
erſt nach 4, 5, ja 8 Wochen und ſpäter hinausgegeben werden, iſt eine 
Verſchleppung (z. B. 2. Dezember 1907 Verhandlung, 9. Dezember Ver⸗ 
kündung, 16. Januar 1908 kommt das Urteil zu Gerichtsſchreiberei, Anfang 
Februar Ausfertigung; 4. November 1908 Verkündung, 30. Dezember zur 
Gerichtsſchreiberei, 6. Februar 1909 Zuſtellung; Zwiſchenurteil am 21. Januar 
1909 verkündet, erſt am 30. März kommt es mit einem Endurteil vom 
25. Februar zur Gerichtsſchreiberei und doch ſind beide gar nicht umfangreich.) 


Die Ausarbeitung iſt von den Richtern in der vorgeſchriebenen 
Zeit mit aller erforderlichen Schnelligkeit zu betreiben und ebenſo müſſen 
die Einrichtungen der Kanzleien ſo ſein, daß Ausfertigungen bald erteilt 
werden. Was für die Parteien durch guten Betrieb im Gerichtsſaal 
gewonnen wird, geht oft in den Schreibſtuben wieder verloren. 

Es muß dafür geſorgt ſein, daß Diktieren, Stenographie, 
Schreibmaſchine in zweckentſprechender, die Geſchäfte erleichternder 
Weiſe benutzt werden. Hier können die einzelnen Gerichtsvorſtände 
viel für die Promptheit in der Rechtspflege ohne Geſetzesänderung 
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tun. Es muß je nach den örtlichen Verhältniſſen eine beſondere 
Aufſicht mit Kontrolle einſetzen. Verwaltungstätigkeit braucht auch 
der Richter nicht zu ſcheuen, die Gegenſätze Juſtiz und Verwaltung 
nimmt man zu ſchroff. Auch die Unabhängigkeit gibt keinen Freibrief 
für unpraktiſche Handhabung, für Hinzerren und Hinſchleppen. 

Bei vielen Landgerichten hat man eine Beſchleunigung erreicht 
dadurch, daß man ſofort nach der Verkündung das Urteil den Parteien 
überläßt, damit ſie ſich ſelbſt Abſchriften nehmen. Das muß natürlich 
vernünftig gehandhabt und überwacht werden, ſonſt kann es noch 
mehr Unheil ſtiften als ein anderes Verfahren. 

Wird der Stoff in Tatbeſtand und Gründen knapper und beſtimmt 
gefaßt, ſo wird die Gerichtsſchreiberei nicht mit nutzloſem Schreibwerk 
beſchwert, die Parteien, die die Weitſchweifigkeiten bezahlen müſſen, 
haben nicht überflüſſige Koſten, die Ausfertigung wird wünſchenswert 
erleichtert und beſchleunigt. 

Bei dem ſonſtigen Verfahren wird durch telephoniſche Anfragen 
und Aktenbeiziehung mancher Schriftenwechſel überflüſſig werden. 

20. Eine Prozeßleitung durch das Gericht, die der Energie und 
des Zieles entbehrt, beeinflußt auch den Prozeßbetrieb der Parteien 
und Anwälte ungünſtig. 

Dagegen wird die prompte und ſorgfältige Behandlung der Sachen 
durch den Richter auf die Parteien fördernd zurückwirken. Sie werden 
nicht unberechtigt ſtreiten, wenn ſie ſehen, daß es ihnen nichts hilft, 
nicht einmal eine Hinauszögerung erreicht wird und der Streit bald 
zu Ende iſt. Richterliche Energie wird auch die Tätigkeit der Parteien 
und ihrer Vertreter anſpornen. Sie werden Sorgfalt in der Vorbe⸗ 
reitung, Gewiſſenhaftigkeit im Behaupten und Beſtreiten üben, wenn 
ſie ſehen, daß eine Oberflächlichkeit bald erkannt wird, daß das Ge⸗ 
wiſſen für die Verwerflichkeit des Lügens geſchärft wird. 

Die Anwälte werden die Unterweiſung von vornherein gründlich 
nehmen, ſich bemühen, das Tatſächliche ſo genau und vollſtändig wie 
möglich unter juriſtiſchen Geſichtspunkten darzuſtellen, die Partei 
von Verſchleierung des Tatbeſtandes abhalten und auch zu weiter er⸗ 
forderlichen Aufklärungen mit den angemeſſenen Mitteln und dem 
nötigen Nachdruck veranlaſſen. Sie werden ſie hinweiſen auf mög⸗ 
liche Einwendungen und wenn ſie die Darſtellung der Partei als ent⸗ 
ſtellt und erlogen erkennen, ſich nicht vor einer offenen Ausſprache 
deshalb ſcheuen, weil die Partei zu einem anderen Anwalt laufen 
könnte. Die auri sacra fames ſoll auch dem Gerichtsſaal fern bleiben. 
Der Anwalt ſoll die Parteien von dem Irrglauben abbringen, er ſei 
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dazu da, erlogene Behauptungen zu vertreten, dafür werde er bezahlt. 
In dieſer Beziehung muß er auch nur den leiſeſten Schein vermeiden; 
denn Parteien ſind geneigt, jeden ſolchen Schein in ihrem Sinne 
auszulegen. 

Beachten die Parteivertreter dies, ſo werden nicht Beweiſe erhoben 
werden müſſen, die gar nicht nötig ſind, und die, die nötig ſind, 
unerhoben bleiben. Sie werden auch nicht ohne Grund vertagen, ſondern 
Verſtändnis für die Empfindung des Gerichts haben, wenn eine Sache 
aus Gründen, die nicht in ihr liegen, vertagt wird. 

Die ſogenannte kollegiale Konnivenz iſt nur dann eine Tugend, 
wenn ſie die Intereſſen der Parteien nicht benachteiligt. Meiſt iſt dies 
der Fall. Die Vertagungen verlängern auf alle Fälle die Unſicherheit 
und Unruhe einer Partei. 

Es iſt verzögernd, daß Anwälte, wenn ſie Berufung eingelegt 
haben, nicht ſofort die Akten dem zweitinſtanzlichen Anwalt abgeben, 
ſondern noch monatelang wegen Regelung des Geldpunktes behalten. 
Der zweitinſtanzliche Anwalt ſollte unbedingt auf ſofortige Einſendung 
der Akten dringen. Er ſollte ſich Selbſtändigkeit zu erringen trachten, 
nicht ſich zum einfachen Werkzeuge des erſtinſtanzlichen Anwalts 
herunterdrücken laſſen. Manche Anwälte der erſten Inſtanz betrachten 
die der zweiten Inſtanz nur als nominell beauftragt und ſich als die 
eigentlichen Herrn des Streites. 

Daß zweitinſtanzliche Anwälte, um Aufklärung von der Partei 
zu bekommen, dies nur durch Vermittelung des Voranwaltes tun, ver⸗ 
langſamt und verteuert nicht nur das Verfahren, ſondern beeinflußt 
oft auch ſachlich die Unterweiſung. Gerade worauf der zweitinſtanz⸗ 
liche Anwalt Wert legt, kommt nicht ſcharf zur Geltung. Im Intereſſe 
der Rechtspflege iſt im allgemeinen direkter Verkehr erforderlich, und 
die Uebung, daß die zweitinſtanzlichen Anwälte nur die Weiſungen 
der erſtinſtanzlichen Anwälte befolgen, zu beſeitigen. Die erſtinſtanz⸗ 
lichen Anwälte würden ſich nichts vergeben, wenn ſie den direkten 
Verkehr zuließen. Beſonders in Fällen, wo ſie ſelbſt gar keine nähere 
Beziehung zu der Partei haben, iſt das entgegengeſetzte Verfahren 
ohne jede Berechtigung. Da die Korreſpondenzgebühren meiſt ge⸗ 
ſtrichen werden müſſen, machen die erſtinſtanzlichen Anwälte durch 
ihr Eingreifen ihrer Partei nur unnötige Koſten. 

In den Schriftſätzen der Anwälte ſind ſeit der Einführung der 
Schreibmaſchine die Sünden in der Darſtellung des Parteivorbringens 
noch größer als früher geworden; überflüſſiges und ungeordnetes 
Material wird oft gebracht. Der Anwalt ſollte ſich nicht ſelbſt zum 
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bloßen Uebermittler der Erzählung der rechtsunkundigen Partei herab⸗ 
drücken. Er ſollte es auf jeden Fall vermeiden, Unterweiſungsbriefe 
der Partei unverkürzt und ungeordnet wiederzugeben. Seine Aufgabe 
ſollte er darin ſehen, die Parteibehauptungen zu beurteilen und zu 
verarbeiten und ſie unter rechtlichen Geſichtspunkten überſichtlich ge⸗ 
ordnet, aber auch möglichſt gedrängt, mit Weglaſſung von Dingen, 
die er ſelbſt als überflüſſig anſehen muß, darzuſtellen. 

Daß er Anregungen des Gerichts zur Ergänzung des Materials 
möglichſt bald nachkommt, iſt erwünſcht. 

Rechtsausführungen gehören nur ausnahmsweiſe in die Schrift⸗ 

ſätze und ſind dann von dem tatſächlichen Material möglichſt zu 
trennen und kurz zu halten. Fortſetzung folgt.) 


Anmerkung zu S. 223 Z. 19 v. o.: 

Am 24. Juni 1909 wird ein Urteil verkündet, die Klage wird abgewieſen. 
Am 24. Auguſt beſchwert ſich die Klägerin bei dem Oberlandesgericht, ſie habe 
trotz vieler Schreiben an ihren Anwalt und das Landgericht noch kein Urteil be⸗ 
kommen, ſie wiſſe gar nicht, weshalb ſie abgewieſen worden ſei. Die Akten werden 
eingefordert, der Gerichtsſchreiber ſchreibt feinem Kollegen am Oberlandesgericht, 
er könne fie nicht ſchicken, trotz wiederholter mündlicher und ſchriftlicher Ermnerung 
habe der Berichterſtatter das Urteil noch nicht ausgearbeitet. Am 6. September 
kommt das Urteil zur Gerichtsſchreiberei. Etwas über eine Seite Gründe! Dazu 


über 2 Monate gebraucht! Wir müſſen wahrhaftig auf die Angriffe gegen die Juſti 
recht kleinlaut werden. Ein Richter, der ſich treten laſſen muß vom Gerſchtsſchreiber 
Wozu ſind Vorſitzende da, verſagt das Kollegialſyſtem ſelbſt da? Glückliche Stadt 
der Phäaken! Gibts keine Juſtizaufſicht? 


Nachwort der Schriftleitung. Wir bitten, uns bezeichnende 
Erfahrungen, was unſerer Rechtspflege noch fehlt und nottut, und 
Gedanken, wie es beſſer gemacht werden könne. mitzuteilen, wir werden 
ie ſehr gern veröffentlichen. Daß etwas nicht ſelbſtändig dazu ge— 
eignet iſt, ſei für niemand ein Grund, es zurückzuhalten; wir ſorgen, 
daß es mit anderem verarbeitet wird. Aus vielen kleinen Quellen, 
die ſich vereinigen und dadurch dem Verſiegen entgehen, möge ein 
Strom werden, der mit ſtarker Kraft unſere Rechtspflege erfriſche. 
Wir hoffen ſo, viele zur Mitarbeit heranzuziehen, unſere Zeitſchrift 
mehr in die lebendige Entwickelung unſerer gemeinſamen Arbeit zu 
ſtellen, daß ſie von allen Seiten nehme, wieder austeile und überallhin 
zum Weiterſchaffen anſporne. So wollen wir am Werke unſerer 
Zeit helfen, wenigſten8 es verſuchen. Der Erfolg liegt bei den 
Thüringer Fachgenoſſen. 
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Entſcheidungen. 


Aus der Rechtſprechung der Thüringiſchen Gerichte. 


I. Entſcheidungen des Oberlandesgerichts Jena. 
Herausgegeben von den Mitgliedern des Gerichtshofes. 


1. Bürgerliches Recht und Verfahren. 


1. Bei Verteilung einer Geſamthypothek auf die 

einzelnen belaſteten Grundſtücke ($ 1132 Abſ. 2 

BG Bi) iſt zur Löſchung der auf dieſe nicht zugeteilten 

Beträge die Zuſtimmung der Eigentümer ($ 27 

Abſ. 1 GBO.) nicht erforderlich. 

Auf dem zum Nachlaſſe des verſtorbenen Maurermeiſters Max K. 
aus R. gehörigen Grundſtücke Blatt 24 des Grundbuchs von Fockendorf, 
auf den dem Zimmermann Franz R. in Fockendorf gehörigen Grund⸗ 
ſtücke Blatt 120 und 128 dieſes Grundbuchs, ſowie auf dem Anteile 
des letzteren von Grundſtück Blatt 133 desſelben Grundbuchs ſteht 
für die Herzoglich Sächſiſche Landesbank in A. eine Geſamthypothek 
von 4000 M. Darlehen nebſt Zinſen und 300 M. Koſtenkaution 
eingetragen. Die Landesbankdirektion hat in einer beim Amtsgericht 
in A. eingereichten, mit Unterſchrift und Stempel verſehenen Urkunde 
vom 25. April 1908 erklärt, daß ſie dieſe Hypothek derart auf die 
Pfandſtücke verteile, daß das Grundſtück Blatt 24 weiter nur für 
einen Teilbetrag von 3300 M. ſ. A. und 300 M. Kaution, das 
Grundſtück Blatt 120 nur für einen Betrag von 300 M. ſ. A., das 
Grundſtück Blatt 128 für einen Betrag von 100 M. ſ. A. und der 
Anteil am Grundſtück Blatt 133 nur für einen ſolchen von 300 M. 
ſ. A. hafte, und daß ſie dementſprechend die Löſchung der nicht zu⸗ 
geteilten Beträge auf den betreffenden und die Löſchung der Mit⸗ 
verpfändungsvermerke auf allen Pfandſtücken bewillige und beantrage. 

Durch Beſchluß vom 3. Mai 1908 hat das Amtsgericht den 
Antrag zurückgewieſen, weil es an der erforderlichen Zuſtimmung der 
Grundſtückseigentümer zur Löſchung fehle. Die Beſchwerde der Landes⸗ 
bankdirektion iſt durch Beſchluß der zweiten Zivilkammer des Landgerichts 
in Altenburg vom 11. Juni 1908 mit dem Bemerken zurückgewieſen, 


daß es einer Entſcheidung darüber, ob nicht wenigſtens die Ver⸗ 
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teilung einzutragen ſei, um deswillen nicht bedürfe, weil ein darauf 
gerichteter Antrag in urkundlicher Form nicht vorliege. 

Auf die weitere Beſchwerde der Landesbankdirektion legte das 
Oberlandesgericht die Sache gemäß § 79 Abſ. 2 GBO. dem Reichs⸗ 
gericht vor, da es von den Vorentſcheidungen abgehen wollte, ſich 
aber hieran durch eine Entſcheidung des Kammergerichts (RIA. 2, 
240) gehindert ſah. Aus den Gründen des oberlandesgerichtlichen 
Beſchluſſes: 

Das Kammergericht erachtet mit einer Anzahl namhafter Schriſt⸗ 
ſteller (Planck III 568; Fuchs u. Arnheim II 277; Oberneck! 
877; Willenbücher 175 (Liegenſchaftsrecht); Achilles u. Strecker 
223) für die ſich als Folge der Verteilung einer Geſamthypothek 
ergebenden Löſchung der einzelnen Hypotheken um deswillen die 
Zuſtimmung der Eigentümer für notwendig, weil dieſe in § 27 
Abi. 1 EBD. für die Löſchung von Hypotheken ohne Einſchränkung 
verlangt wird. Dieſe durch die Denkſchrift zur Grundbuchordnung 
(vergl. Hahn, Motive 5 S. 158, 159) geſtützte Anſicht hat zwar den 
Wortlaut des § 27 Abſ. 1 GBO. für ſich. Sie erſcheint aber nicht 
vereinbar mit den Beſtimmungen des materiellen Rechts. Die Ver⸗ 
teilung der Geſamthypothek auf die einzelnen Grundſtücke enthält 
einen Verzicht des Gläubigers auf die Hypothek zu den den einzelnen 
Grundſtücken nicht zugeteilten Beträgen. Ihre Eintragung in das 
Grundbuch bedarf nicht der Zuſtimmung des Eigentümers. Sie hat 
($ 1175 Abi. 1 Satz 2 BGB.) kraft Geſetzes das Erlöſchen der 
Hypothek zur Folge. Auch dieſe Rechtsfolge vollzieht ſich ohne jede 
Mitwirkung des Eigentümers. Es iſt nun nicht anzunehmen, daß 
die Grundbuchordnung ſich mit dem materiellen Recht in Widerspruch 
ſetzen wollte, indem ſie die Zuſtimmung des Eigentümers da verlangt, 
wo ſie nach materiellem Recht nicht gefordert werden kann, nämlich 
in den Fällen, in denen das Erlöſchen der Hypothek lediglich die 
geſetzlche Folge einer an die Zuſtimmung des Eigentümers nicht 
geknüpften Eintragung, die Löſchung aber nur die grundbuchmäßige 
Verlautbarung dieſer Folge iſt. Es find dies die Fälle der 88 1132 
Abſ. 2, 1173 Abſ. 1 Satz 1 Teil 2 und 1175 Abſ. 1 Satz 1 BGB.; auf 
fie findet nach Anſicht des Oberlandesgerichts § 27 Abs. 1 GB. 
keine Anwendung. Hier würde der Zuſtimmung des Eigentümers 
zu der Eintragung im Grundbuche jede Bedeutung abgehen. Die 
Anſicht des Kammergerichts führt in dem Falle des § 1132 Abſ. 2 
BGB. zu dem befremdenden Ergebnis, daß die Verteilung der Geſamt⸗ 
hypothek ohne Zuſtimmung des Eigentümers in das Grundbuch 
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eingetragen werden kann, daß weiter nach § 49 Abſ. 2 GBO. die 
Mitverpfändungsvermerke der übrigen Grundſtücke von Amts wegen 
zu löſchen ſind, daß aber die Geſamthypothek ſelbſt in voller Höhe im 
Grundbuche eingetragen bleiben muß, trotzdem fie nicht mehr in voller 
Höhe beſteht, bis der Eigentümer der Löſchung zuſtimmt. Das kann 
der Geſetzgeber nicht gewollt haben. 

Mit der hier vertretenen Anſicht ſtimmen im Ergebnis überein: 
Staudinger III 637 (3. Aufl.); Güthe 1539; v. Jacobetzky 
in Gruchot 46, 65 und das BayObe G. in den Blättern für Rechts⸗ 
anwendung 72, 253; Predari, GBO. Anm. 2 zu § 27. 

Beſchluß des Ferienſenats vom 11. Auguſt 1908, 3 Y 11/08 
(nach Altenburg). 

Das Reichsgericht billigte mit Beſchluß vom 5. Dezember 1908 
den Standpunkt des Oberlandesgerichts. Aus den Gründen dieſes 
Beſchluſſes: 

Zur Verteilung der Geſamthypothek auf die einzelnen damit 
belaſteten Grundſtücke mit der Wirkung, daß jedes derſelben nur für 
den zugeteilten Betrag haftet, iſt nach dem § 1132 Abſ. 2 BGB. 
der Gläubiger, wie auch das Kammergericht nicht verkennt, unabhängig 
von den betroffenen Eigentümern berechtigt. Dies ergibt ſich ebenſo 
aus dem Wortlaut der Beſtimmung, wie daraus, daß ſie nach der 
ihr zugrundeliegenden geſetzgeberiſchen Abſicht weſentlich dem Intereſſe 
des Gläubigers dient (vergl. Protokolle der II. Komm. bei Mugdan 
3, 812). In der Tat ſtellt ſie ſich denn auch als eine Folge des 
dem Gläubiger der Geſamthypothek nach dem 1. Abſ. des § 1132 zu⸗ 
ſtehenden Rechtes dar, die Befriedigung nach ſeinem Belieben aus 
jedem der Grundſtücke ganz oder zum Teil zu ſuchen, alſo auch den 
Teil, zu dem jedes einzelne Grundſtück zu feiner Befriedigung bei- 
zutragen hat, frei zu beſtimmen. Auch der im 2. Abſatze des § 1132 
in Bezug genommene § 875 ſpricht nur von dem Erfordernis einer 
Erklärung des „Berechtigten“. Zur Durchführung der Verteilung 
iſt aber weiter ihre Eintragung erforderlich. Daß dieſe nur in Geſtalt 
einer Löſchung der nicht zugeteilten Beträge zu verwirklichen ſei, iſt 
daraus, daß der § 875 im S 1132 Abſ. 2 für „entſprechend“ 
anwendbar erklärt iſt, nicht zu entnehmen. Die zur Durchführung 
der Verteilung erforderliche Eintragung iſt eben nicht eine Löſchung, 
ſondern die Eintragung einer Verteilung, und keinesfalls kann dem 
Gläubiger das ihm nach dem § 1132 Abſ. 2 zuſtehende Recht, die 
Geſamthypothek unabhängig vom Eigentümer zu verteilen, auf dem 
Umwege über den § 875 Abſ. 1 und den § 27 Abſ. 1 GBO. wieder 
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entzogen werden. Die letztere Vorſchrift, nach der eine Hypothek nur 
mit Zuſtimmung des Eigentümers gelöſcht werden darf, bezieht ſich 
nicht auf anderweitige Eintragungen, aus denen fi) das Erlöfchen 
der Hypothek als Rechtsfolge ergibt. Dies alles wird ſelbſt von der in 
der Rechtslehre vertretenen ſtrengeren Auffaſſung zugegeben (ſ. Planck, 
3. Aufl. Anm. 3 b Abſ. 2 zum § 1132; Biermann, Sachenrecht 
2. Aufl. Anm. 4 zu demfelben Paragraphen; Oberneck, Reichsgrund⸗ 
buchrecht 8 151 auf S. 877/78). — Mit der Eintragung der Verteilung 
erliſcht nun die Hypothek auf den einzelnen Grundſtücken in Höhe 
der darauf nicht zugeteilten Beträge ohne weiteres. Damit iſt wiederum 
das Erlöſchen der Mitbelaſtung gegeben, und dieſes iſt nach dem 
§ 49 Abſ. 2 GBO. von Amts wegen zu vermerken. Dann aber 
begründet der § 27 Abſ. 1 auch das Bedenken gegen die Löſchung 
der nicht zugeteilten Beträge nicht mehr. Die in Frage ſtehende 
Löſchung iſt keine Löſchung im Sinne des § 27 Abſ. 1, ſondern 
nur ein notwendiger Beſtandteil der Eintragung der Verteilung. 

Daß der von der Landesbankdirektion im Zuſammenhang mit 
der Verteilungserklärung geſtellte Antrag ſich auf alle zur Durchführung 
der Verteilung erforderlichen Grundbuchsoperationen bezieht, erſcheint 
nicht zweifelhaft. 


2. Iſt auf eine vom Anwalt der Partei erklärte Eides⸗ 
zuſchiebung einzugehen, wenn die Partei ſelbſt 
erklärt hat, fie könne bezüglich des Eidesthemas 
etwas Beſtimmtes nicht behaupten? 

Der Kläger hat ſich in der Berufungsinſtanz damit begnügt, 
dem Beklagten den Eid darüber zuzuſchieben, daß dieſer ihm Bezahlung 
für die Benutzung der Giebelwand verſprochen habe. Allein die 
Eideszuſchiebung iſt unbeachtlich. Denn der Kläger hat bei ſeiner 
perſönlichen Befragung zugeben müſſen, daß er gar nicht in der Lage 
iſt, in dieſer Beziehung eine beſtimmte Behauptung aufzuſtellen. Er 
hält ſelbſt die Darſtellung des Beklagten für möglich, wonach ſich 
dieſer zwar ihm gegenüber bereit erklärt hat, eine Vergütung für die 
Benutzung der Giebelwand zu bezahlen, aber vorſichtigerweiſe hinzu⸗ 
gefügt hat, er werde dem zahlen, dem die Wand gehöre. Die 
Unbeachtlichkeit der Eideszuſchiebung ergibt ſich bei dieſer Sachlage, 
wenn nicht ſchon aus § 253 Ziff. 2 ZPO. („beſtimmte Angabe 
des ... Grundes des erhobenen Anſpruchs“) fo jedenfalls aus den 
855 445 („Tatſachen“) und 451 („die beſtimmt zu bezeichnende 
Tatſache“). 
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Mit Recht hat man den letzten Paragraphen dahin erläutert, feine 
Faſſung ſolle ausſchließen, daß eine allgemein gehaltene Eideszuſchiebung 
dazu benutzt werde, um den Gegner über Verhältniſſe auszuforſchen, 
über die der Beweisführer eine beſtimmte Behauptung nicht aufzuſtellen 
vermag (vergl. Gaupp⸗Stein, ZPO. 8451 J.). Und ebenfo iſt 
aus der Faſſung des § 253 mit Grund gefolgert worden, daß der 
Kläger die rechtsbegründenden Tatſachen behaupten muß, ſie nicht 
nur als möglich darſtellen oder dahingeſtellt ſein laſſen darf (Gaupp⸗ 
Stein $ 253 III. 3a). Das ergibt ſich auch ſchon aus der Natur 
und dem Zwecke des Prozeſſes, der nicht zur Erörterung von Möglich⸗ 
keiten und Vermutungen, nicht zur Ermittelung von Rechten, 
ſondern zur Streitentſcheidung und zum Schutz der Rechte beſtimmt 
iſt. Freilich läßt ſich nicht verhindern, daß tatſächlich von einer Partei 
Behauptungen als ſolche aufgeſtellt werden, obwohl ſie ſelbſt an ihrer 
Richtigkeit zweifelt oder ſogar von ihrer Unrichtigkeit überzeugt iſt. 
Und ein ſolches Verhalten wird von mancher Seite ſogar als das 
gute Recht der Partei hingeſtellt, z. B. inſoweit die Zuläſſigkeit wider⸗ 
ſpruchsvoller Eventualbegründungen des Klaganſpruchs bejaht wird 
(vergl. Gaupp⸗Stein, ZPO. 8260 IIa im Gegenſatz zu früheren 
Auflagen, Peterſen 33P. 16, 499). Vergl. auch aus neueſter Zeit 
Schmidt in der DIZ. 1909, S. 39 in Bekämpfung des Aufſatzes 
von Hellwig „Die Lüge im Prozeß“ („Woche“ 1908 S. 1715). 
Gegen ihn Binding in der DIZ. 1909, S. 162. Allein mag es 
ſich hiermit ſo oder ſo verhalten, keinesfalls wäre die Folgerung 
berechtigt, daß der Richter ein Parteivorbringen berückſichtigen müſſe, 
das dahin geht, man könne etwas zwar nicht behaupten, aber man 
behaupte es eben. Darauf aber läuft es hinaus, wenn vorliegenden⸗ 
falls erklärt worden iſt, man wiſſe zwar ſelbſt nicht, was der Beklagte 
geſagt habe, man wolle aber die Behauptung unter Eid ſtellen, er 
habe verſprochen, an den Kläger zu zahlen. Wollte man ein derartiges 
Vorbringen zulaſſen, ſo brauchte ja der andere Teil nur zu erklären, 
er ſchiebe den Eid zurück. Man kann unmöglich annehmen, daß nun⸗ 
mehr der Richter genötigt werden könnte, auf den zurückgeſchobenen 
Eid zu erkennen und ihm dem Deferrenten abzunehmen, der etwa 
die Stirn beſäße, ihn trotz ſeiner früheren Erklärung ableiſten zu wollen. 
Ein Standpunkt, der zu derartigen Konſequenzen führen kann, iſt 
notwendig unhaltbar. Das Vorbringen des Klägers kann alſo nicht 
anders aufgefaßt werden, als daß die Behauptung, der Beklagte 
habe verſprochen, ihm für die Benutzung der H.ſchen Giebelwand 
200 M. zu zahlen, nicht aufrecht erhalten werden kann. 
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Urteil des 3. Zivilſenats vom 12. Dezember 1908, 3 U 88/08 
(nach Altenburg). 


3. Die Zwangs vollſtreckung zur Erwirkung der Heraus⸗ 
gabe von Kindern. 

Zwiſchen den Parteien iſt ein Eheſcheidungsprozeß 1 
Ihr zwei⸗undeinhalbjähriges Kind iſt zufolge einſtweiliger Verfügung 
des Landgerichts Meiningen vom 27. November 1907 von dem 
Antragſteller ſeiner Ehefrau herausgegeben worden. Später hat der 
Antragſteller gegen ſie eine einſtweilige Verfügung des Senats 
vom 5. September 1908 erwirkt, durch die ihr aufgegeben wird, 
ihm während der Dauer des Eheſcheidungsprozeſſes an zwei Tagen 
jeder Woche in den Nachmittagsſtunden zwiſchen 3 bis 6 Uhr den 
perſönlichen Verkehr mit ſeinem Kinde zu geſtatten und zu dulden, 
daß er nach jedesmaliger Anmeldung das Kind zu dieſem Zwecke 
bei ihr abholen laſſe. Dieſer Auflage iſt die Ehefrau angeblich nicht 
nachgekommen. Entſprechend dem von ihrem Manne geſtellten Antrag 
iſt ſie daher vom Landgericht in Meiningen durch Beſchluß vom 
5./8. Januar 1909 nach vorheriger Androhung zu einer Haftſtrafe 
von drei Tagen verurteilt worden. Hiergegen richtet ſich ihre ſofortige 
Beſchwerde vom 12. Januar 1909, mit der fie Aufhebung des Haft⸗ 
beſchluſſes erſtrebt. Sie iſt begründet. 

Die Erfüllung der durch die einſtweilige Verfügung auferlegten 
Pflicht zur Duldung des perſönlichen Verkehrs mit dem Kinde könnte 
nur dann mit Haftſtrafen erzwungen werden, wenn die Vorſchriften 
der §§ 888 oder 890 ZPO. anwendbar wären. Dies iſt jedoch nicht 
der Fall. Die einſtweilige Verfügung gebietet der Ehefrau nicht eine 
Handlung, die ausſchließlich von ihrem Willen abhängt (§ 888 ZPO.). 
Ihrem Wortlaut nach verlangt ſie von der Ehefrau überhaupt nicht 
die Vornahme einer Handlung, ſondern ein paſſives Verhalten, ein 
Dulden. Dies iſt indes nicht entſcheidend. Maßgebend iſt vielmehr 
der ſachliche Inhalt der einſtweiligen Verfügung, und dieſer richtet ſich 
auf die — zeitweilige — Herausgabe des Kindes. Die Herausgabe 
des Kindes iſt aber keine unvertretbare Handlung im Sinne des 
§ 888 3POO.; fie iſt durch die Wegnahme des Kindes erzwingbar 
(Dresden Ann. 26, 537; Seuff Arch. 60 Nr. 113). 

Aber auch eine nach § 890 ZPO. zu behandelnde Verpflichtung 
der Ehefrau, die Vornahme einer Handlung zu dulden, ſteht nicht 
in Frage. Dies ergibt ſich ohne weiteres daraus, daß die einſtweilige 
Verfügung, wie ſchon ausgeführt, die Herausgabe, alſo ein Handeln, 
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kein Dulden, gebietet. Aber auch wenn man entſcheidendes Gewicht 
auf den Wortlaut legt, gelangt man zu dem gleichen Ergebnis. 
Denn dann iſt die Vorſchrift des § 892 ZPO. anwendbar, nach 
der der Gläubiger zur Beſeitigung des Widerſtands, den der Schudner 
der Vornahme einer von ihm nach § 890 ZPO. zu duldenden 
Handlung entgegenſetzt, einen Gerichtsvollzieher zuziehen kann 
(Gaupp⸗Stein, 3PO. II Nr. III, zu § 883 S. 726). Ein 
unmittelbarer Erfüllungszwang, wie er hier erſtrebt wird, kann 
durch Androhung von Strafen nach § 890 3 O. nicht ausgeübt 
werden. Die Strafen des § 890 ZPD. dienen anders, als die des 
8 888 daſ., nicht als Beugezwang zur Erreichung einer beſtimmten 
Handlung; fie werden als rechte Rechtsſtrafen zur Sühnung der be» 
gangenen Zuwiderhandlung verhängt (Gaupp-Stein, a. a. O. 
Nr. I zu § 890 S. 742). 

Verſagen ſonach die Vorſchriften der SS 888 und 890 ZPO., 
ſo findet ſich auch im übrigen im Geſetz keine beſondere Beſtimmung, 
die die Zwangsvollſtreckung zur Erwirkung der Herausgabe von 
Kindern (oder anderen unſelbſtändigen Perſonen) regelt. Es iſt 
aber in der Rechtslehre und Rechtſprechung überwiegend anerkannt, 
daß auf die Zwangsvollſtreckung zum Zwecke der Herausgabe von 
Kindern die Vorſchrift des 8 883 ZPO. entſprechend anzuwenden 
iſt. Dieſer Anſicht ſchließt ſich der Senat an. Nach ihr hat der 
Antragſteller, um ſeinen Anſpruch auf zeitweilige Herausgabe ſeines 
Kindes zwangsweiſe zu verwirklichen, einen Gerichtsvollzieher mit der 
Wegnahme zu beauftragen. Daß dieſes Verfahren dem Willen des 
Geſetzes entſpricht, hat auch bei Beratung der Zivilprozeßordnung 
Ausdruck gefunden (Kommiſſionsbericht S. 441; Hahn, Mater. 
S. 861). Und im Einklang damit find in einer Reihe von Einzel— 
ſtaaten in die Dienſtanweiſungen für die Gerichtsvollzieher entſprechende 
Vorſchriften aufgenommen worden (ſ. auch SeuffArch. 46 Nr. 152; 
JW. 1904, 55719. 

Beſchluß des 2. Zivilſenats vom 19. Januar 1909, 2 W 3/09 
(nach Meiningen) 


4. In dem gerichtlichen Verfahren betreffend die 
Ernennung eines Schiedsrichters erhält der Rechts— 
anwalt für die Vertretung bei der Beweisaufnahme 
nur die Hälfte der in § 13 Nr. 4 RAG —O. gelesen 
Beweisgebühr. 
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Die einſchlägige Beſtimmung des § 22 RAGebO. lautete in der 
alten Faſſung: 

„Der Rechtsanwalt erhält die Prozeßgebühr und die Verhandlungs⸗ 
gebühr nur zu 5/0, wenn feine Tätigkeit Anträge auf Sicherung 
des Beweiſes (ZPO. 8 447— 455) oder die Anordnung der von 
Schiedsrichtern für erforderlich erachteten richterlichen Handlungen 
(3PO. $ 862) betrifft. Für die Vertretung bei der Beweidauf⸗ 
nahme erhält der Rechtsanwalt die Beweisgebühr ($ 13 Nr. 4).“ 

Die Prozeß⸗ und Verhandlungsgebühr, die nach § 13 Nr. 1 
und 2 die vollen Sätze des § 9 betragen, wurden ſomit in § 23 
Satz 1 auf ¼0 herabgeſetzt. Die Beweisgebühr iſt in 8 13 Nr. 4 
auf ¼10 der Sätze des §9 feſtgeſetzt. Sie ſollte auch in den Fällen 
des § 22 zur Anwendung kommen und zwar zum vollen Betrage 
($ 22 Satz 2). Dieſe beſondere Behandlung der Beweisgebühr 
entſpricht dem Charakter der dabei vom Anwalt entwickelten Tätigkeit. 
Die von Schiedsrichtern für erforderlich erachteten richterlichen Handlungen 
betreffen im weſentlichen Beweisaufnahmen, nämlich die Vernehmung 
oder Beeidigung von Zeugen und Sachverſtändigen oder die 
Abnahme eines Parteieides (8 862 ZPO. a. F.), die von derſelben 
Bedeutung für die Entſcheidung und mit denſelben Schwierigkeiten 
verknüpft ſind, als wenn der Rechtsſtreit im Rechtswege verhandelt 
würde und die Beweisaufnahme erforderlich gemacht hätte. Das 
Verfahren zur Sicherung des Beweiſes iſt ebenſo wichtig. In beiden 
Fällen des § 22 RAG. a. F. iſt daher die Tätigkeit des Anwaltes 
bei der Beweisaufnahme keine weſentlich andere, als wenn der Streit⸗ 
ſtoff im ordentlichen Prozeßverfahren anhängig wäre. Deshalb war 
es angemeſſen, dem Anwalt als Beweisgebühr denſelben Betrag 
zuzubilligen, der ihm zugekommen wäre, wenn ſich die Akte im 
ordentlichen Prozeßverfahren abgeſpielt hätten. 

Dieſe Erwägung iſt auch in der Begründung der vom Reichstage 
in dieſem Punkt unverändert angenommenen Regierungsvorlage zum 
Ausdruck gekommen. Während die Herabſetzung der Prozeß- und 
der Verhandlungsgebühr damit gerechtfertigt wird, daß die Tätigkeit 
des Rechtsanwaltes einfacher ſei als im ordentlichen Rechtsſtreit, wird 
zu Satz 2 bemerkt (Sten B. über die Verhandlungen des deutſchen 
Reichstags 4. Legislaturperiode II. Seſſton 1878 4. Band Anlagen 
S. 134, 135): 

„Falls in den vorgeſehenen Fällen ein Beweisverfahren ſtattfindet, 

ſo iſt die Tätigkeit des Anwalts in einer ſolchen weſentlich dieſelbe, 
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wie in den im § 13 Nr. 4 vorgeſehenen Fällen, jo daß dann auch 
die Beweisgebühr gewährt werden kann.“ 

Das GKG. a. F. erhob in $ 34 für die Entſcheidung ein⸗ 
ſchließlich des Verfahrens über Anträge auf Anordnung der von Schieds⸗ 
richtern für erforderlich erachteten richterlichen Handlungen 3/,, der 
ordentlichen Gebühr, während für die Beweisaufnahme ſelbſt keine 
weitere Gebühr vorgeſehen war (vergl. Sten B. über die Verhandlungen 
des deutſchen Reichstags, 3. Legislaturperiode, II. Seſſion 1878 
3, 587). Die übrigen ſich auf ein ſchieddrichterliches Verfahren 
beziehenden gerichtlichen Akte, nämlich betreffend die Ernennung oder 
Ablehnung eines Schiedsrichters, das Erlöſchen eines Schiedsvertrags, 
die Unzuläſſigkeit des ſchieds richterlichen Verfahrens oder die Auf— 
hebung eined Schiedsſpruches, waren durch 8 26 Nr. 10 GKG. 
einer Gerichtsgebühr von ¼0 der ordentlichen Gebühr unterworfen. 

Bei allen dieſen Akten gebührte dem Rechtsanwalt für ſeine 
Tätigkeit gemäß 8 20 RAGO. a. F. /e der in §§ 13-18 be⸗ 
ſtimmten Gebühren. Hier war alſo nicht nur die Prozeß- und die 
Verhandlungsgebühr, ſondern auch die Beweisgebühr auf 5/1 herab- 
geſetzt, und zwar, wie die Begründung der Regierungsvorlage 
(Sten B. 1879 4. Band, Anlagen S. 134) erläuternd bemerkt, wegen 
der einfacheren Tätigkeit des Rechtsanwalts. Eine geſonderte Be— 
handlung der Beweisgebühr würde ſich in dieſen Fällen, in denen 
eine Beweisaufnahme nicht den ſachlichen Streitſtoff des ſchiedsrichter⸗ 
lichen Verfahrens zum Gegenſtande hat, nicht gerechtfertigt haben. 

Während bereits nach 8 862 ZPO. alter Faſſung die Anordnung 
einer von den Schiedsrichtern erforderlich erachteten richterlichen 
Handlung lediglich des Antrag? einer Partei bedurfte, war für alle 
in § 26 Nr. 10 GKG. a. F. genannten Akte in 8 871 ZPO. a. F. 
der Klageweg 1 0 8 Die Novelle vom 17. Mai 1898 ſetzte 
an deſſen Stelle in § 1045 3PO. n. F. auch für Entſcheidungen 
über die Ernennung oder Ablehnung eines Schiedsrichters oder über 
das Erlöſchen eines Schiedsvertrags das Beſchlußverfahren. Zugleich 
wurden dieſe Akte im GKG. § 26 Nr. 10 geſtrichen und in § 34 
Nr. 2 verwieſen, fo daß fie nur noch einer Gerichtsgebühr von 7/10 
unterliegen. Der Vereinfachung des Verfahrens ſollte eine geringere 
Gebühr entſprechen. Die Begründung der Regierungsvorlage (Sten B. 
des Deutſchen Reichstags, 9. cee V. Seſſion 1. Band, 
Anlagen S. 668) ſagt hierzu: | 

„Für das durch die Aenderungen im § 871 Abſ. 2, 3 der ZPO. 

vereinfachte Verfahren betreffend die Ernennung oder Ablehnung 
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eines Schiedsrichters oder das Erlöſchen eines Schiedsvertrags 
führt der Entwurf eine entſprechende Herabſetzung der Gebühren 
herbei, indem er die fraglichen Streitigkeiten aus dem § 26 Nr. 10 
GKG. ausſcheidet und in den § 34 Nr. 2 einſtellt (zu vergl. auch 
8 22 Satz 1 der RAGebDO. in der Faſſung des Art. VII Nr. 3 
des Entwurfs).“ 

Die Herübernahme dieſer Akte aus §S 26 Nr. 10 GKG. in 
8 34 GKG. hatte zur Folge, daß fie zugleich aus $ 20 RAGebO., 
der auf erſtere Beſtimmung verweiſt, ausſchieden. Man fügte ſie 
nunmehr in § 22 Satz 1 RAGebO. ein, und zwar offenbar deshalb, 
weil $ 34 GKG., dem dieſe Akte hinzugefügt wurden, bereits in der 
alten Faſſung die in §S 22 Satz 1 RAGeboO. a. F. aufgenommene 
Anordnung der von Schiedsrichtern für erforderlich erachteten richter⸗ 
lichen Handlungen enthielt. 

Durch die Einfügung in §S 22 Satz 1 RAGeboO. würde, wenn 
man ſich lediglich an den Wortlaut hielte, allerdings Satz 2 dieſes Para- 
graphen auch auf das Verfahren betreffend die Ernennung eines Schieds⸗ 
richters Anwendung finden und daher die Anwaltsgebühr für die 
Vertretung bei einer Beweisaufnahme nicht die Hälfte der Beweis⸗ 
gebühr des § 13 Nr. 4 NAGEbD., wie dies früher der Fall war, 
ſondern die volle Beweisgebühr betragen. Eine ſolche Aenderung iſt 
jedoch von dem Geſetzgeber nicht beabſichtigt. Dem vereinfachten 
Verfahren ſollte eine geringere Gerichtsgebühr als früher entſprechen. 
Demgegenüber die Anwaltsgebühren zu erhöhen, würde widerſinnig 
geweſen ſein und iſt vom Geſetzgeber nicht gewollt. Die Begründung 
zum Entwurf, die hier für die Geſetzesauslegung unbedenklich ver- 
wertet werden darf, da der Entwurf inſoweit vom Reichstag unver⸗ 
ändert angenommen worden iſt (vergl. RG. 59, 168), enthält über die 
Aenderung der RAGebdO. in dieſem Punkte nur den oben wiederge- 
gebenen Hinweis auf Art. VII Nr. 3 des Entwurfs. Es war daher nur 
eine redaktionelle Aenderung vorgeſehen, die durch die Ausſcheidung 
der betreffenden Akte aus § 26 Nr. 10 GKG. und damit aus $ 20 
NAGED. notwendig geworden war. Eine ſachliche Aenderung der 
Anwaltsgebühren iſt nicht gewollt, ſie ſollten dieſelben bleiben. Dabei 
hat man aber unbeachtet gelaſſen, daß der Satz 2 des 8 22 die volle 
Beweisgebühr zubilligt. Es liegt ſomit ein Redaktionsverſehen vor, das 
dadurch zu erklären iſt, daß die in Satz 1 des 8 22 eingeſchobenen Akte 
in § 34 GKG. mit demjenigen Akte des ſchiedsrichterlichen Verfahrens 
vereinigt worden find, der bereits in der alten Faſſung der RAGebO . in 
§ 22 ſeinen Platz gefunden hatte. 
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Dieſes offenbare Redaktionsverſehen kann unbedenklich im Wege 
der Auslegung berichtigt werden, da der wahre Wille des Geſetzgebers 
aus der Geſetzesänderung ſelbſt und ihrer Begründung klar erkenn⸗ 
bar iſt. Dieſem Willen entſprechend iſt auf die in $ 22 Satz 1 RAGEbDd. 
neu eingefügten Akte, nämlich die gerichtlichen Verfahren betreffend 
die Ernennung oder Ablehnung eines Schiedsrichters und das Er— 
löſchen eines Schiedsvertrags, Satz 2 dieſes Paragraphen nicht anwend— 
bar, es iſt vielmehr unter analoger Anwendung des § 20 RAGebd. 
nach wie vor für die Vertretung bei einer Beweisaufnahme als An— 
waltsgebühr nur die Hälfte der Beweisgebühr des § 13 Nr. 4 in Anſatz 
zu bringen. (Derſelben Anſicht im Ergebnis: Walter-Joachim, 
Gebührenordnung für Rechtsanwälte, 5. Auflage, Berlin 1908, Anm. 
zu § 22; anderer Meinung ohne Begründung: Willenbücher, 
Das Koſtenfeſtſetzungsverfahren und die Gebührenordnung für Rechts⸗ 
anwälte, 6. Aufl., Berlin 1906, Anm. zu § 22.) Mit Recht weiſt 
übrigens Walter⸗Joachim a. a. O. darauf hin, daß andern⸗ 
falls bei Klagen anläßlich des fchieddrichterlichen Verfahrens, die ihren 
Platz in 8 26 Nr. 10 GKG. und ſomit in § 20 RAGeb O. behalten 
haben, die Beweisgebühr nur zu 7/10 in Anſatz komme, während 
bei den Anträgen aus § 22 die Beweisgebühr die volle Höhe haben 
würde. Dagegen iſt es unzutreffend, wenn Walter-Joachim 
von einer Omiſſion des Geſetzgebers bei der Neuredaktion ſpricht, 
und anſcheinend auch in den Fällen, die $ 22 Satz 1 bereits in der 
alten Faſſung aufführte, die Beweisgebühr auf die Hälfte herabſetzen will. 

Der Vorderrichter hat daher mit Recht nur die Hälfte der ordent⸗ 
lichen Beweisgebühr in Anſatz gebracht. 

Beſchluß des zweiten Zivilſenats vom 17. März 1908, W 18/08 
(nach Meiningen). 


5. Zuläſſigkeit der Berichtigung eines Schiedsſpruches. 
— Kann ein Schiedsrichter noch in dem auf Erlaß 
des Vollſtreckungsurteils gerichteten Verfahren 
(8 1042 3 PO.) abgelehnt werden? 

Durch ſchriftlichen Vertrag vom 11. 12. Mai 1901 verpflichtete 
ſich die Beklagte dem Kläger gegenüber, in deſſen Gaswerk in C. 
einen Gaſometer herzuſtellen. Entſtehende Streitigkeiten ſollten nach 
dem Vertrage der Entſcheidung eines Schiedsgerichts unterliegen. Dem⸗ 
entſprechend wurde, nachdem tatſächlich Differenzen zwiſchen den Par⸗ 
teien entſtanden waren, ein aus dem Gasdirektor J. und dem Zivil 
ingenieur F. beſtehendes Schiedsgericht mit der Sache befaßt. Dieſes 
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fällte unter dem 21./22. Juni 1906 einen Schiedsſpruch, der „die 
Beklagte“ verurteilte, die an den Nähten und Nieten des Gaſometers 
befindlichen Undichtigkeiten auf ihre Koſten zu beſeitigen und ihr von 
den Koſten des Verfahrens / mit 5063,75 M. auferlegte. In 
dem Rubrum des Schiedsſpruches war als Beklagte die Z1che 
Maſchinenfabrik Gmb H. (vorm. Sch. u. K.) in E., vertreten durch 
ihren Geſchäftsführer F. K. daſelbſt, bezeichnet. Durch einen am Ende 
des Schiedsſpruches niedergeſchriebenen, vom 1./2. Februar 1907 
datierten Beſchluß der Schiedsrichter J. und F. wurde das Rubrum 
des Schiedsſpruches dahin berichtigt, daß beklagte Partei „die Firma 
Z.ſche Maſchinenfabrik Sch. u. K. in E. (Inhaber F. K. daſelbſt)“ 
— die jetzige Beklagte — ſei. 

Der Kläger erhob nunmehr gegen die letztere Klage mit dem 

Antrage, 

das Landgericht möge das Vollſtreckungsurteil zu dem Schieds⸗ 
ſpruche und dem Berichtigungsbeſchluß vom 1./2. Februar 1907 
dahin erlaſſen, daß die Beklagte die an den Nähten und Nieten 
des von ihr erbauten Gaſometers in der Gadanftalt zu C. befind- 
lichen Undichtigkeiten auf ihre Koſten zu beſeitigen und von den 
Geſamtkoſten des ſchiedsrichterlichen Verfahrens 5063,75 M. zu 
tragen habe. | | 

Die Beklagte brachte eine Reihe von formellen und materiellen 
Einwendungen vor und trug auf Klageabweiſung an. 

Durch das am 27. September 1907 verkündete Urteil erklärte das 
Landgericht die Zwangsvollſtreckung aus dem Schiedsſpruch und Be⸗ 
richtigungsbeſchluß in dem im Klageantrage begehrten Umfang fürzuläſſig. 

Aus den Gründen des Berufungsurteils: 

Die Berichtigung des Schiedsſpruches durch den Beſchluß vom 
1/2. Februar 1907 war nicht unzuläſſig. Normalerweiſe iſt die 
Tätigkeit der Schiedsrichter mit der Niederlegung des Schiedsſpruches 
auf der Gerichtsſchreiberei beendigt (88 1039, 1040 ZPO.). Indes 
ſchließt dies nicht aus, daß die Schiedsrichter unter beſonderen Um⸗ 
ſtänden auch nachträglich noch fungieren (vergl. RG Z. 59, 150). 
Das muß dann für zuläſſig erachtet werden, wenn eine im Schieds⸗ 
ſpruche untergelaufene offenbare Unrichtigkeit zu befeitigen iſt. Füt 
dieſen Fall greift zwar nicht der $ 319 ZPO. Platz, der nur für 
das Verfahren vor den ordentlichen Gerichten gilt ($ 1034 ZPO. 
Peterfen-Anger, ZPO. Bd. 2 Nr. 4 zu § 1040 S. 787). Wohl 
aber darf das ihm zugrunde liegende Prinzip auch für den Schieds⸗ 
ſpruch, der nach § 1040 ZPO. mit den Wirkungen eines rechts⸗ 
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kräftigen gerichtlichen Urteils ausgeſtattet iſt, angewandt werden. Der 
Schiedsſpruch, dem ein äußerlicher Mangel der in $ 319 ZPO. be- 
zeichneten Art anhaftet, bringt die den Schiedsrichtern nach dem 
Schiedsvertrage obliegende Aufgabe der Erledigung des Streites nicht 
zum formellen Abſchluß. Die Schiedsrichter dürfen und müſſen daher 
in dieſem Falle einen berichtigten Spruch unterſchreiben, zuſtellen und 
niederlegen. Der Umſtand, daß das Schiedsgericht nicht, wie das 
ordentliche Gericht, eine ſtändige Inſtitution iſt, kann hieran nichts 
ändern. Denn er ſchließt die Möglichkeit eines nachträglichen Zu⸗ 
ſammentritts der Schiedsrichter nicht aus. Die Grenze, bis zu der 
die Berichtigung des Spruches zuläſſig iſt, bildet die Aenderung und 
Ergänzung des formell abgeſchloſſenen Schiedsſpruches; zu ihr ſind 
die Schiedsrichter nur auf Grund eines neuen Schieddvertraged be— 
fugt (ſiehe RGZ. 38, 395 f. IW. 1886 S. 397,4; vergl. Seuff A. 
45 Nr. 248, ElſèLothZ. 10, 397). Eine ſolche Aenderung liegt 
hier nicht vor. Vielmehr haben die Schiedsrichter ihren — mit 
einem Fehler im Ausdruck behafteten — Schiedsſpruch vom 21./22. Juni 
1906 lediglich richtiggeſtellt und den fo berichtigten Spruch unter 
Beobachtung der Vorſchriften des §S 1039 ZPO. auf der Gerichts⸗ 
ſchreiberei niedergelegt. Wie der Inhalt des Tatbeſtandes des Schieds- 
ſpruches klar ergibt, wollten die Schiedsrichter den Streit, der 
zwiſchen den Parteien des Vertrages vom 11/12. Mai 
1901 — alſo dem Kläger und der Beklagten — beſtand, entſcheiden. 
Die „Beklagte“ wird fortgeſetzt mit der im Vertrag vom 11./12. Mai 
1901 als Unternehmerin aufgetretenen Firma Z.ſche Maſchinenfabrik 
Sch. u. K. — der jetzigen Prozeßpartei — identifiziert. Die „Beklagte“ 
wird als diejenige bezeichnet, die den Schiedsrichter F. abgelehnt und 
dieſe Ablehnung im Beſchwerdewege verfolgt habe. Damit kann 
aber nur jene Firma gemeint ſein, von der tatſächlich die Ab— 
lehnung ausging. Daß die Firma Ziſche Maſchinenfabrik GmbH. 
zufolge Uebernahme der Firma Zihe Maſchinenfabrik Sch. u. K. 
in den Schiedsvertrag eingetreten und Partei im ſchiedsrichterlichen 
Verfahren geworden ſei, iſt mit keinem Worte in dem Tatbeſtande 
des Schiedsſpruches angedeutet. Es muß danach als ausgeſchloſſen 


gelten, daß der Schiedsſpruch vom 21.22. Juni 1906 die erwähnte 


Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, als Rechts nachfolgerin der 
urſprünglichen Vertragspartei, treffen ſollte. Unzweifelhaft wäre ein 
dahingehender Wille des Schiedsgerichts irgendwie zum Ausdruck ge⸗ 
langt. Dies alles beweiſt, daß der Schiedsſpruch ſich gegen die jetzige 
Beklagte richtete, und daß deren irrtümliche Bezeichnung im Rubrum 
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nur auf ein durch den Gleichklang der Firmen herbeigeführtes Ver⸗ 
ſehen im Ausdruck zurückzuführen iſt. Aber ſelbſt angenommen, daß 
das Schiedsgericht wirklich — entſprechend der Rubrizierung — ſeinen 
Spruch gegen die Z.ſche Maſchinenfabrik GmbH. habe erlaſſen 
wollen, ſo ſtünde dies der Zuläſſigkeit der Berichtigung nicht ent⸗ 
gegen. Daß das Schiedsgericht feinen Spruch gegen den Sonder- 
rechtsnachfolger des urſprünglichen Vertragsteils abgibt, mag an ſich 
bedenkenfrei fein (vergl. Gaupp-Stein, ZPO. Bd. 2 Nr. II zu 
S 1040 S. 883). Indes fehlte es vorliegend an den Vorausſetzungen 
hierzu. Denn die Z.ſche Maſchinenfabrik GmbH. war nicht in den 
Schiedsvertrag zwiſchen den Parteien an Stelle der Beklagten ein⸗ 
getreten. Der gegen jene Geſellſchaft etwa erlaſſene Schiedsſpruch 
betraf alſo eine Dritte, am ſchiedsrichterlichen Verfahren gar nicht be⸗ 
teiligte Perſon. Dagegen war durch ihn die den Schiedsrichtern über— 
tragene Funktion, den Streit zwiſchen den Parteien zu ent— 
ſcheiden, noch nicht erledigt. Zur Beendigung dieſer ihrer Aufgabe 
waren die Schiedsrichter nach wie vor auf Grund des Schiedsvertrages 
der Parteien befugt und verpflichtet. Und fie entſprachen dieſer Auf— 
gabe, indem ſie in der Form des Berichtigungsbeſchluſſes vom 
1./ 2. Februar 1907, der den ſachlichen Inhalt des Schiedsſpruches 
vom 21./22. Juni 1906 in ſich aufnahm, den — nach ausſtehenden 
— Schiedsſpruch zwiſchen den Parteien fällten und dieſen in 
der geſetzlich vorgeſchriebenen Weiſe ($ 1039 ZPO.) zuſtellten und 
niederlegten. 

Mit der Ablehnung des Schiedsrichters J. wegen Befangenheit 
(§ 1032 ZPO.) kann die Beklagte in dem gegenwärtigen Verfahren 
nicht gehört werden. Sie konnte dieſe nur bis zur Beendigung des 
ſchiedsrichterlichen Verfahrens geltend machen. Nachdem das Schieds⸗ 
verfahren durch Fällung und Niederlegung des Spruchs ſeinen formellen 
Abſchluß gefunden (§ 1039 ZPO.) und die Funktion der Schieds⸗ 
richter aufgehört hat, iſt der Natur der Sache nach für eine Ab- 
lehnung kein Raum mehr. Einen Schiedsrichter abzulehnen, der 
überhaupt nicht mehr zur Tätigkeit berufen iſt, iſt ein Widerſpruch in 
ſich. Daran kann auch der Umſtand nichts ändern, daß die Beklagte, 
wie fie behauptet, den Ablehnungsgrund erſt nach Erlaß des Schieds— 
ſpruches erfahren hat. Dieſer Umſtand geht auf ihre Gefahr. Einen 
Schutz hiergegen gewährt ihr das Geſetz nur inſofern, als nach 8 1041 
Ziff. 6 vbd. § 580 Ziff. 5 ZPO. (ſiehe auch § 1042 Abſ. 2 ZPO.) 
der Antrag auf Aufhebung des Schiedsſpruches begründet iſt, wenn 
ein Schiedsrichter bei dem Spruche mitgewirkt hat, der ſich in Be⸗ 
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ziehung auf das Schiedsverfahren einer kriminell ſtrafbaren Amts⸗ 
pflichtverletzung gegen die Partei ſchuldig gemacht hat. Davon kann 
hier keine Rede ſein. 

Etwas anderes iſt es, wenn im Schiedsverfahren ein mit Grund 
abgelehnter Schiedsrichter mitgewirkt hat. Dies begründet die Un⸗ 
zuläſſigkeit des Verfahrens im Sinne des § 1041 Ziff. 1 ZPO. 
(ſiehe hierzu JW. 1893 S. 459 ff., 1899 S. 726,1; vergl. auch 
RG. 13, 350 ff., 44, 391 f.; $$ 551 Ziff. 3, 579 Ziff. 3 ZPO). 

Urteil des zweiten Zivilſenats vom 28. Januar 1908, 2 U 156/07 
(nach Meiningen). 


6. Beſtellung einer Hypothek für einen „Spar⸗ und 
Vorſchußverein“. — Inwieweit hat der Grundbuch— 
richter die Rechtsfähigkeit des einzutragenden 
Gläubigers zu prüfen? — Was iſt unter einer dem 
Inhalt nach unzuläſſigen Eintragung ($ 54 Abſ. 1 
Satz 2 GBO.) zu verſtehen? 

Mit ihrer — durch den Notar H. in C. beglaubigten — Er⸗ 
klärung vom 30. Dezember 1908 bewilligte und beantragte die Witwe 
A. aus Sch. die Eintragung zweier Sicherungshypotheken von 2000 M. 
und 1000 M. auf ihren im Grundbuch für Sch., beſchriebenen Grund— 
beſitz zugunſten des Spar- und Vorſchußvereins in Sch. 
Das Amtsgericht (Grundbuchamt) in C. fragte nach Eingang der 
Erklärung zunächſt bei dem Notar H. an, ob die Eintragung erfolgen 
ſolle, wiewohl, ſoviel bekannt, ein Spar⸗ und Vorſchußverein in Sch. 
nicht exiſtiere. Auf die in die Worte: „es ſei von der Witwe A. 
ſo beantragt“ gekleidete, bejahende Antwort verfügte dann das Grund⸗ 
buchamt die Eintragung der beiden Sicherungshypotheken in das 
Grundbuch, die auch erfolgte. Unter dem 28. Januar 1909 beantragte 
jedoch die Witwe A. bei dem Grundbuchamt, die beiden Sicherungs⸗ 
hypotheken gemäß § 54 GBO. von Amts wegen wieder zu löſchen, 
da ſich herausgeſtellt habe, daß es einen Spare und Vorſchußverein 
mit Rechtsperſönlichkeit in Sch. nicht gebe. Das Grundbuch⸗ 
amt lehnte durch Beſchluß vom 2. Februar 1909 den Antrag ab. Die 
dagegen eingelegte Beſchwerde wurde vom Landgericht in Meiningen, 
Zivilkammer III, durch Entſcheidung vom 16. Februar 1909 zurück⸗ 
gewieſen. Hiergegen richtet ſich die weitere, von den Rechtsanwälten 
Dr. B. und E. unterzeichnete Beſchwerde der A. vom 22. März 1909. 
Mit ihr wird beantragt, die Löſchung der Hypotheken anzuordnen, da 
als Gläubiger eingetragen ſei, wer Subjekt von Rechten 2 Pflichten 
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überhaupt nicht ſein könne, mithin eine ihrem Inhalte nach unzuläſſige 
Eintragung vorliege. 

Die weitere Beſchwerde iſt unbegründet. Denn es liegt weder 
eine Verletzung des $ 54 GBO., die die Beſchwerdeführerin offenbar 
behaupten will, noch die einer ſonſtigen formellen oder materiellen 
Geſetzesbeſtimmung vor. 

Nach § 1115 BGB. muß bei der Eintragung einer Hypothek 
unter anderem der Gläubiger im Grundbuch angegeben werden. 
Gläubiger kann aber begrifflich nur ſein, wer fähig iſt, Träger von 
Rechten zu fein, alſo nur natürliche und juriſtiſche Perſonen und folde 
Rechtsgebilde, denen, wie der offenen Handelsgeſellſchaft (§ 124 HGB.), 
ausnahmsweiſe kraft beſonderer Geſetzesvorſchrift — zwar nicht die 
Rechtsperſönlichkeit — wohl aber die Fähigkeit beigelegt iſt, nach außen 
hin als Vermögensträger zu erſcheinen (OL GRechtſpr. 8, 204 ff.). 
Danach kann allerdings der Spar- und Vorſchußverein Sch., wenn 
er, wie behauptet, der Rechtsperſönlichkeit ermangelt, nicht Träger des. 
Gläubigerrechts in Anſehung der beiden Sicherungshypotheken ſein. 
Denn daß er, ohne eine juriſtiſche Perſon zu ſein, ein ſelbſtändiges, 
mit Vermögensfähigkeit ausgeſtattetes Rechtsinſtitut ſei, iſt nicht er⸗ 
ſichtlich. Damit iſt indes nicht geſagt, daß die Eintragung der Hypo⸗ 
theken unter Verletzung geſetzlicher Vorſchriften vorgenommen oder gar 
ihrem Inhalte nach unzuläſſig ſei ($ 54 Abſ. 1 Satz 1 u. 2 GB.). 
Bei Beantwortung dieſer Frage iſt von dem Weſen und Umfang der 
Prüfungspflicht des Grundbuchamtes auszugehen. Nach der in der 
Rechtslehre und Rechtſprechung herrſchenden Meinung, der der Senat 
beitritt, hat das Grundbuchamt nicht nachzuforſchen, ob die bei der 
Hypothekenbeſtellung von dem Schuldner als Gläubiger angegebene 
natürliche oder juriſtiſche Perſon tatſächlich oder rechtlich exiſtiert. Es 
darf ſich genügen laſſen, wenn als Gläubiger eine natürliche oder 
juriſtiſche Perſon erſichtlich bezeichnet iſt. Iſt freilich als Gläubiger 
angegeben, wer Subjekt von Rechten nicht iſt und nicht ſein kann 
(z. B. der verſtorbene X. oder eine Konkursmaſſe oder ein Verein 
ohne Rechtsfähigkeit), ſo iſt es zur Ablehnung beantragter Eintragung. 
berechtigt und verpflichtet. Darüber hinaus iſt es aber auch dann 
ſchon zur Beanſtandung des Eintragungsantrags befugt, wenn der 
Gläubiger, der keine natürliche Perſon iſt, in dem Antrage in einer 
Weiſe bezeichnet wird, die Zweifeln an ſeiner Rechtsfähigkeit Raum 
läßt. So z. B. dann, wenn ein Perſonenverein als Gläubiger ein⸗ 
getragen werden ſoll und der Beſitz der Rechtsfähigkeit nicht wenigſtens 
behauptet iſt. Kann dagegen der im Antrag angegebene Gläubiger 
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nach der gewählten Bezeichnung als rechtsfähige Perſon exiſtieren, 
dann darf der Grundbuchrichter Nachweiſe über die tatſächliche und 
rechtliche Exiſtenz regelmäßig nicht weiter fordern, es ſei denn etwa, 
daß er beſtimmten Grund zu der Annahme hat, es ſolle ſeine Mit⸗ 
wirkung zu einer unredlichen Handlung mißbraucht werden (KG. bei 
Johow 24A, 83ff.; 28 A, 75; in SeuffA. Bd. 57 Nr. 123; 
OL GRſpr. 5, 7f.; 8, 204 ff.; von Staudinger, BGB. III 
Nr. IJ 6d zu § 1115 S. 590; Turnau⸗Förſter, Liegenſchafts⸗ 
recht I Nr. 1a zu § 1115 S. 737). 

Wendet man dieſe Rechtsgrundſätze auf den vorliegenden Fall 
an, ſo ergibt ſich, daß der Grundbuchrichter mit der Eintragung der 
Hypotheken nicht gegen das Geſetz verſtoßen hat. Schon die Be- 
zeichnung des Gläubigers als eines „Spar⸗ und Vorſchußvereins“ 
war ſo gewählt, daß Zweifel an ſeiner Rechtsfähigkeit nicht wohl 
aufzukommen brauchten. Das Grundbuchamt durfte nach dem Namen 
und Zweck des Vereins annehmen, daß er in die vielfach übliche 
Rechtsform derartiger kleinerer Kreditinſtitute, nämlich in diejenige 
einer Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaft nach dem Geſetz vom 
40. Nat 1889 efleidet fein und daher die Rechtsperſönlichkeit be- 
20. Mal 1898“ 9 Wache kes 
ſitzen werde (ſiehe dazu 881 Ziffer 1, 17 GG.). Daran kann auch 
der Umſtand nichts ändern, daß der in 88 2 und 3 GG. vorge⸗ 
ſchriebene Zuſatz (e. G. m. u. H. uff.) fehlte. Denn im Handels- 
und Geſchäftsverkebr wird dieſer Zuſatz der Vereinfachung halber oft 
weggelaſſen (vgl. Pariſius⸗Crüger, GG., Nr. 5 zu § 3 S. 78) 
und ſein Fehlen bietet daher keinen Grund zu der Annahme, daß ein 
Verein, deſſen Name und Zweck ſonſt auf die Rechtsform der ein⸗ 
getragenen Genoſſenſchaft hinweiſt, eine andere Struktur habe. Wollte 
man aber ſelbſt annehmen, die einfache Bezeichnung: „Spar- und 
Vorſchußverein“ ohne Hervorhebung der Rechtsfähigkeit habe bei dem 
Grundbuchrichter Bedenken erwecken müſſen, ſo hat dieſer doch das 
getan, was nach Lage der Sache zur Aufklärung erforderlich war. 
Die Antwort des Notars H. war nur ſo zu verſtehen, daß nach der 
Behauptung der Witwe A. ein „Spar⸗ und Vorſchußverein“ in Sch. 
beſtehe, der als Träger des Hypothekenrechts eingetragen werden ſolle 
und könne. Wenn auch die Frage des Grundbuchrichters offenbar 
mehr auf die tatſächliche Exiſtenz des Vereins abzielte, ſo ſchloß doch 
die Antwort die Bejahung nicht nur dieſer, ſondern auch der recht⸗ 
lichen Exiſtenz, mithin die Behauptung der Rechtsperſönlichkeit des 
Vereins, in ſich. Andernfalls konnte der Verein nicht Träger der 
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Gläubigerrechte werden und hatte alſo die Aufrechterhaltung des Ein⸗ 
tragungsantrages keinen Sinn. Für den Grundbuchrichter lag daher 
nach dem Inhalt der Antwort kein Anlaß vor, weitere Nachforſchungen 
nach der Rechtsfähigkeit des Vereins anzuſtellen. Noch viel weniger 
war er verpflichtet, von der Antragſtellerin den Nachweis zu ver⸗ 
langen, daß der Verein Subjekt der Hypothekenrechte fein könnte. 
Die Eintragung der beiden Hypotheken iſt alſo nicht unter Verletzung 
geſetzlicher Vorſchriften vorgenommen (8 54 Abſ. 1 Satz 1 GBO.) 
Im übrigen würde ſelbſt das Vorliegen einer Geſetzesverletzung den 
Antrag auf Löſchung der Hypotheken nicht rechtfertigen. Denn 8 54 
Abſ. 1 Satz 1 GB. ſieht für den Fall, daß das Grundbuch durch 
eine geſetzwidrige Eintragung unrichtig geworden iſt, nur die Ein⸗ 
zeichnung eines Widerſpruchs vor (ſiehe dazu übrigens ZBlfFG. 5, 834). 

Eine Löſchung von Amts wegen findet lediglich dann ſtatt, wenn 
ſich eine Eintragung ihrem Inhalte nach als unzuläſſig erweiſt (8 54 
Abſ. 1 Satz 2 GB.). Dieſer Fall liegt hier nicht vor. Wie fi 
aus der Gegenüberſtellung der beiden Fälle des § 54 Abſ. 1 Satz 1 
und 2 GBO. ergibt, kann nicht jede unter Verletzung geſetzlicher Vor⸗ 
ſchriften vorgenommene Eintragung als ihrem Inhalte nach unzuläſſig 
gelten. Die Eintragungen, gegen die nach § 54 Abſ. 1 Satz 1 GBO. 
ein Widerſpruch einzutragen iſt, find ſolche, die an fi in das Grund— 
buch aufgenommen werden dürfen und nur im gegebenen Falle wegen 
Fehlens der Eintragungsvorausſetzungen unſtatthaft waren; die nach 
ihrem Inhalte unzuläſſigen Eintragungen des 8 54 Abſ. 1 Satz 2 GBO. 
dagegen ſind ſolche, die nach dem Geſetz vom Grundbuch abſolut 
ausgeſchloſſen find (OL GRſpr. 10, 100 ff.). Der Hauptfall der letzteren 
iſt die Buchung nicht eintragungsfähiger Rechte. Das Weſen der 
inhaltlich unzuläſſigen Eintragungen beſteht darin, daß ſich der öffent: 
liche Glaube des Grundbuchs (§ 892 BGB.) auf fie nicht erſtreckt; 
ſie ſind rechtlich bedeutungsloſe Eintragungen, aus denen kein Nachteil 
erwachſen kann, deren Löſchung aber im Intereſſe der Klarſtellung 
des Grundbuchs angezeigt iſt (ſiehe Denkſchrift zum Entwurf der 
GBO. § 52; Predari, GBO. Anm. 12 und 13 zu § 54 S. 649f.). 
Aus dieſer Begriffsbeſtimmung ergibt ſich, daß die Eintragung der 
Hypotheken auf den Namen des „Spar: und Vorſchußvereind Sch.“ 
keine ihrem Inhalte nach unzuläſſige Buchung darſtellt. Denn aus 
der Eintragung ſelbſt erhellt nicht, daß der Gläubiger eine nicht rechts⸗ 
fähige Perſon ſei. Vielmehr deutet, wie zuvor dargelegt iſt, der 
Name „Spar⸗ und Vorſchußverein“ auf eine eingetragene Genoſſen⸗ 
ſchaft, alſo auf eine Verbandsperſon hin, die Trägerin von Hypo⸗ 
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thekenrechten ſein kann. Anders würde wohl die Sache zu beurteilen 
ſein, wenn die Gläubigerbezeichnung ſelbſt ohne weiteres den Mangel 
der Rechtsperſönlichkeit erkennen ließe (z. B. bei Eintragung einer Kon⸗ 
kursmaſſe als Gläubigerin). 

Beſchluß des zweiten Zivilſenats vom 30. März 1909, 2 Y 3/09 
(nach Meiningen). 


7. Wie weit darf der Vormundſchaftsrichter das Recht 
des geſchiedenen ſchuldigen Ehegatten auf perſön— 
lichen Verkehr mit den Kindern beſchränken? 

Es iſt zwar richtig, daß die Rückſicht auf das geiſtige und leib⸗ 
liche Wohl der Kinder die oberſte Richtſchnur für das Vormundſchafts⸗ 
gericht auch bei Regelung ihres perſönlichen Verkehrs mit dem ge— 
ſchiedenen und für ſchuldig erklärten Elternteil bilden muß. Nicht 
überſehen werden darf aber, daß § 1636 BGB. dem geſchiedenen, 
an der Scheidung ſchuldigen Ehegatten ein Recht auf den perſön⸗ 
lichen Verkehr gibt, und daß der Vormundſchaftsrichter nur die 
Ausübung dieſes Rechts zu regeln hat. Dabei ſind nicht nur die 
Intereſſen der Kinder, ſondern auch die Intereſſen beider geſchiedenen 
Ehegatten zu berückſichtigen. Die Maßnahmen des Vormundſchafts⸗ 
gerichts dürfen aber die Rechte des von der Sorge für die Perſon 
ausgeſchloſſenen Elternteils nicht weiter verkümmern, als das Intereſſe 
der Kinder und des anderen Elternteils es erfordern. Es iſt deshalb 
eine unrichtige Frageſtellung, wenn das Landgericht prüft, ob das 
Intereſſe der Kinder die beantragte Aenderung der Regelung des 
perſönlichen Verkehrs erheiſche. Zu prüfen wäre vielmehr geweſen, 
ob das Intereſſe der geſchiedenen Frau ſie erfordere und die 
Intereſſen der Kinder und des geſchiedenen Ehemannes fie ge- 
ftatten. 

Beſchluß des 1. Zivilfenated vom 23. Januar 1909, Y 1/09 
(nach Greiz). 


8. Wann iſt die Veranlaſſung für eine Sicherheits- 
leiſtung im Sinne des $ 109 ZPO. weggefallen? 
Iſt der Verzicht auf die Vollſtreckung eines gegen 
Sicherheitsleiſtung für vorläufig vollſtreckbar er— 
klärten Urteils ein ſolcher Wegfall der Veran⸗ 
a | 

Die Friſt des § 109 ZRO. ift zu beſtimmen, wenn die „Ver⸗ 
anlaſſung“ für eine Sicherheitsleiſtung weggefallen iſt. Die ZPO. 
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gibt keine Erläuterung dieſes Ausdrucks und auch die Begründung 
und die Protokolle zum Geſetz können für die Auslegung nicht ver⸗ 
wertet werden. Allein die 88 108 und 109 ZPO. geben Vorſchriften 
für alle diejenigen Fälle, in denen die ZPO. eine Sicherheitsleiſtung 
gebietet oder nachläßt (8 715 ZPO. iſt nur Ausnahmeſpezialbeſtimmung; 
vergl. den Entwurf zur Novelle; Komm.⸗Bericht bei Hahn, Mat. 
S. 391, und Radlauer in 33P.); und zwar iſt § 109 durch 
die Novelle vom 17. Juni 1898 eingefügt, um die oft nur 
im Wege beſonderen Prozeſſes zu erreichende Rückerlangung der 
Sicherheit zu erleichtern (Begründung in den Druckſachen des Reichs 
tags 1897/98 Nr. 61 S. 91). Es muß daher dieſe „Veranlaſſung“ 
im Sinne einer zuſammenfaſſenden Bezeichnung für alle dieſe 
Fälle, als die je nach der Verſchiedenartigkeit dieſer Fälle verſchiedene 
äußere Vorausſetzung für dieſe Sicherheitsleiſtung ver 
ſtanden werden, d. h. als diejenigen Umſtände, welche zur Hinter⸗ 
legung geführt haben. 

Nicht zutreffend wird nun der Begriff von einer verbreiteten Auf⸗ 
faſſung dahin verſtanden, es müſſe ein Zuſtand eingetreten ſein, der 
verbürge, daß für denjenigen, zu deſſen Gunſten hinterlegt iſt, kein 
Erſatzanſpruch beſtehen könne (vergl. Levis in 33P. 34, 166 und dort 
Zitierte). Denn das Verfahren nach § 109 bezweckt ja gerade implizite 
mit die Geltendmachung ſolcher Anſprüche (vergl. hierzu beſonders 
Levis a. a. O. S. 168 ff., OLG. Karlsruhe, BadRſpr. 02, 292). 

Jedenfalls aber kann auch nicht ſtets und lediglich die Beſeitigung 
der prozeſſualen Maßregel als Wegfall der Veranlaſſung der Sicher⸗ 
heit angeſehen werden, ſondern nur eine derartige Geſtaltung der 
Verhältniſſe, daß eine Fortdauer der Sicherheit zur Ver⸗ 
hütung einer Gefährdung des durch die Maßregel Betroffenen nicht 
mehr erforderlich erſcheint, daß alſo ein weiterer Schaden nicht 
mehr entſtehen kann und der ſofortigen Liquidierung eines etwa bereits 
entſtandenen Schadens Hinderniſſe nicht mehr entgegenſtehen (vergl. 
RG. IW. 1905 S. 645, 12), daß alſo der mit der Möglichkeit eines 
Schadens verbundene und zur Hinterlegung der Sicherheit führende 
Schwebezuſtand der Ungewißheit einem gewiſſen Zuſtande Platz ge- 
macht hat (Levis, a. a. O. S. 169 ff.). 

Somit iſt aber auch in jedem einzelnen konkreten Falle der be⸗ 
antragten Aufhebung einer Sicherheit zu unterſuchen, was dieſe Ver⸗ 
anlaſſung für den Fall geweſen iſt, und ob ſie eben für dieſen Fall 
weggefallen iſt. Dabei wird ſich ergeben, daß in concreto auch eine 
Reihe von Tatſachen nebeneinander als ſolche Endigungs möglichkeiten 
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beſtehen können. So kann die Veranlaſſung für die Hinterlegung 
einer Sicherheit aus einem gegen Sicherheit für vorläufig vollſtreckbar 
erklärten Urteil z. B. wegfallen, ſowohl durch die Rechtskraft des 
Urteils, wie auch etwa durch nachträgliche Aufhebung der vorläufigen 
Vollſtreckbarkeit (§§ 712, 718 ZPO) (Vergl. über eine Anzahl 
Fälle des 8 109 ZPO.: Radlauer, 33. 31, 477 ff.; auch KG. 
OL Ggiſpr. 3, 215.) 

Dies aber feſtgeſtellt, ſo hindert den Kläger in dem letztgedachten 
Falle, wenn er eine Sicherheit zum Zwecke der Einleitung 
der Zwangsvollſtreckung hinterlegt hat, nichts, auf dieſe Voll⸗ 
ſtreckung vor der Vollziehung einer Vollſtreckungsmaßregel zu ver- 
zichten und die Rückgabe der Sicherheit nach § 109 cit. zu be⸗ 
treiben. Denn vorausgeſetzt, daß ein gültiger Verzicht vorliegt, ſo iſt 
mit ihm die Veranlaſſung für die Hinterlegung der Sicherheit weg⸗ 
gefallen. Wie ſich aus dem Zwecke der Hinterlegung jedenfalls für 
ihn ergibt, iſt für die Hinterlegung nicht ſowohl das Urteil, jedenfalls 
nicht allein und als ſelbſtändig wirkender Faktor, als die Veranlaſſung 
der Hinterlegung anzuſehen. Denn dieſes ſchafft, wenn ſchon es auch 
kauſal für die Hinterlegung und deshalb auch ein Teil jener die 
Vorausſetzung für die Hinterlegung bildenden Umſtände iſt, doch nur 
die prozeſſuale Grundlage für die Hinterlegung der Sicherheit, auf 
Grund deren hinterlegt werden kann, aber keineswegs hinterlegt 
zu werden braucht. Die treibende Veranlaſſung zur Hinterlegung 
it vielmehr der Wille des Klägers, feine Forderung zwangsweiſe bei- 
zutreiben und zu dem Zwecke von der durch das Urteil als Mittel 
zum Zwecke ihm zu gebenden und — allerdings bedingt durch die 
Sicherheitsleiſtung — auch gegebenen Befugnis zur Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung Gebrauch zu machen. Dies Verlangen führt dann 
ſchließlich zur Hinterlegung, bildet alſo im letzten Ende 
die Veranlaſſung hierzu (vergl. hierzu auch KG. in OL G⸗ 
Rſpr. 1, 294). Die einfach logiſche Folge aber iſt, daß nicht etwa 
der Wegfall des die vorläufige Vollſtreckbarkeit oder die Pflicht zur 
Sicherheitsleiſtung ausſprechenden Teiles des Urteils allein den 
Wegfall dieſer Veranlaſſung bildet, ſondern dieſe auch dann ſchon, 
wenn der Kläger rechtsgültig von dieſer Vollſtreckung abſehen zu 
wollen erklärt, als die oben entwickelte Vorausſetzung der Hinter⸗ 
legung weggefallen, ſomit die Bahn frei iſt für das Verfahren nach 
§ 109 3 O. 

Daß aber ein rechtsgültiger Verzicht dem Beklagten gegenüber 
ausgeſprochen iſt, iſt — und damit erledigt ſich auch die Streit⸗ 
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frage, ob der Wegfall der Veranlaſſung lediglich darzulegen, glaub⸗ 
haft zu machen oder nachzuweiſen iſt (vergl. Radlauer a. a. O. 
S. 475; Levis a. a. O. S. 170) durch die Zuſtellung des Schrift: 
ſatzes vom 2. Februar 1909 an den Beklagten nachgewieſen. 

In gleichem Sinne haben ſich bereits ausgeſprochen von den 
Kommentatoren allein Gaupp⸗Stein, Nr. 15 zu § 109 3PO.; 
ferner OLG. Kolmar am 24. Januar 1907 Recht 11 Nr. 481; 
OLG. Karlsruhe BadRipr. 1902 S. 292. 

Die Entſcheidungen des KG. vom 7. März 1907 KGJ. 18, 67, 
OL G. Hamburg OL Gꝗgſpr. 3, 438 ſtehen jedenfalls der der⸗ 
zeitigen Entſcheidung nicht entgegen, weil ſie ſich auf einen Verzicht 
beziehen, welcher erſt nach vorgenommenen Zwangsvollſtreckungsmaß⸗ 
regeln ausgeſprochen worden iſt, während hier zur Zeit des Antrags 
und der Beſchwerde ausweislich der Akten noch nicht einmal eine 
vollſtreckbare Ausfertigung des Urteils erteilt worden war. Der Senat 
hat deshalb auch keine Veranlaſſung, auf dieſe Entſcheidungen näher 
einzugehen. 

Beſchluß des 1. Zivilſenats vom 24. Februar 1909, 1 W 7/09 
(nach Weimar). 


9. Verſäumnisteilurteil. Zuziehung der Parteien bei 
Beſchaffung der Unterlagen eines Schiedsgut— 
achtens. Verjährung bei einem Werkvertrag. 
Koſten eines Schiedsgutachtens. 

Die Firma Gebr. P. hatte auf Grund eines Vertrags vom 
15. Oktober 1898 die Heizungsanlage einer ſtädtiſchen Schule in G. 
hergeſtellt. Ueber die Erfüllung der Garantie, die ſie auf die Dauer 
von zwei Jahren für die Heizkraft der Anlage übernommen hatte, 
entſtand Streit. Für dieſen Fall hatte der Vertrag die Entſcheidung 
eines „Schiedsgerichts“ — richtiger einer Schiedsgutachterkommiſſion 
— vorgeſehen. Die Stadt G. führte eine ſolche herbei. Die Ent⸗ 
ſcheidung fiel zu ihren Gunſten aus. Darauf klagte ſie auf Umbau 
der Anlage und auf Erſtattung der Honorare der „Schiedsrichter“ 
ſowie ſonſtiger Unkoſten. 

Im Gegenſatz zum Landgericht erkannte das OLG. durch ein 
Verſäumnisteilurteil auf Ausführung des Umbaues und Erſtattung 
der „Schiedsrichter“⸗Honorare. 

Aus den Gründen: 

Auch gegen die Beſchränkung der Entſcheidung auf einen Teil 
deſſen, was die Klage und Berufung von der Beklagten verlangt, 
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beſteht kein Bedenken. Hat es die Partei beim Ausbleiben des 
Gegners in der Hand, ob ſie überhaupt ein Urteil herbeiführen will, 
ſo kann ihr auch nicht verwehrt werden, bei ihrem Antrag einen Teil 
des Streitgegenſtandes auszuſchalten und ſpäterer Verhandlung vor⸗ 
zubehalten. | 

Wie nicht mehr ſtreitig iſt, iſt das in 8 5 des Vertrages vom 
15. Oktober 1898 vorgeſehene Schiedsgericht nach der wahren Ab⸗ 
ſicht des Vertrages kein ſolches, ſondern eine ſogenannte Schiedsgut⸗ 
achterkommiſſion, die nur feſtzuſtellen hat, ob der gerügte Mangel der 
Heizungsanlage vorhanden und ob er abſtellbar iſt oder der Fall der 
Zurücknahme des Werkes vorliegt. Das Schiedsgutachten iſt erſtattet 
und begründet die Klage, ſoweit ſie auf den Umbau der Anlage ge⸗ 
richtet iſt. Das Landgericht hat ſie aber deshalb abgewieſen, weil 
die Beklagte zu der Beſichtigung und Prüfung der Anlage, die die 
Schiedsgutachter am 9. Auguſt 1907 vorgenommen haben, nicht zu⸗ 
gezogen worden iſt. Darin wird ein Mangel des Verfahrens erblickt, 
der das Gutachten als nicht ordnungsmäßig zuſtande gekommen er⸗ 
ſcheinen laſſe. Das Landgericht beruft ſich hierfür auf allgemeine 
„Rechtsregeln“. Mit Unrecht. Nicht einmal für das ſchiedsrichterliche 
Verfahren im Sinne des 10. Buches der ZPO. befteht eine Vor⸗ 
ſchrift, wonach die Schiedsrichter die Parteien von einer beabſichtigten 
Beweisaufnahme benachrichtigen oder zu ihr zulaſſen müßten. (Vergl. 
RGZ. 47, 426; SeuffA. 64, 40.) 

Eher könnte man ein Bedenken daraus herleiten, daß die Schieds⸗ 
gutachter die Beklagte während der ganzen Dauer des Verfahrens 
nicht veranlaßt haben, ſich zu den zu begutachtenden Fragen zu äußern. 
Es ſcheint nicht ausgeſchloſſen, daß das Landgericht auch das im 
Auge gehabt hat, weil in der Begründung ſeines Urteils an einer 
Stelle allgemein von einer Urteilsbildung ohne Zuziehung der Par⸗ 
teien die Rede iſt. Möglicherweiſe haben hier die Vorſchriften der 
88 1034 und 1041 Ziffer 4 der ZPO. vorgeſchwebt, wonach die 
Schiedsrichter vor Erlaſſung des Schiedsſpruchs die Parteien zu hören 
haben, und die Nichtanhörung die Anfechtbarkeit ihres Spruchs zur 
Folge hat. Allein zunächſt ſind dieſe Vorſchriften keineswegs ohne 
weiteres auf das von dem ſchieds richterlichen Verfahren feinem Zweck 
und Weſen nach völlig verſchiedene Verfahren bei Abgabe eines 
Schiedsgutachtens zu übertragen. (Vergl. Weismann im ArchzZiv⸗ 
Prax. 72, 287; ROG. 3, 76; RG. in Maſius' Rundſchau 18, 94.) 

Sodann iſt folgendes zu berückſichtigen: Den Schiedsgutachtern 
haben die Akten des Stadtrats zu G. vorgelegen, die die zwiſchen 
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den Parteien über die Streitpunkte gewechſelte Korreſpondenz und 
alſo auch die Erklärungen der Beklagten enthalten. Außerdem haben 
die Schiedsgutachter die Beklagte zwar nicht zur Abgabe von weiteren 
Erklärungen veranlaßt, allein die Beklagte hat vollauf Gelegenheit 
gehabt, ihnen alles vorzutragen, was ſie in ihrem Intereſſe noch vor⸗ 
zutragen etwa für nötig hielt. Am 18. Juli 1907 hat die Klägerin 
ſelbſt die Konſtituierung des „Schiedsgerichts“ der Beklagten mit⸗ 
geteilt. Auch die Namen der „Schiedsrichter“ ſind ihr angezeigt 
worden. Am 17. Dezember 1907, alſo fünf Monate ſpäter, iſt das 
Schiedsgutachten abgegeben worden. Auch daß die Sachverſtändigen 
am 9. Auguſt die Anlage beſichtigt und geprüft haben, wußte die 
Beklagte, wenn ihr auch die Nachricht davon ſo ſpät zuging, daß ſie 
keinen Vertreter mehr zur Beſichtigung entſenden konnte. Wenn die 
Beklagte gleichwohl von der Gelegenheit, ſich zur Sache zu äußern, 
keinen Gebrauch gemacht hat, ſo hat ſie keinen Grund, deshalb einen 
Dritten anzuklagen. 

Das Landgericht ſpricht nun in der Urteilsbegründung mehrfach 
davon, daß die Klägerin ſchuldhaft unterlaſſen habe, für eine recht⸗ 
zeitige Benachrichtigung der Beklagten von dem Beſichtigungstermin 
Sorge zu tragen. Inwiefern hier ein Verſchulden der Klägerin für 
die Beurteilung der Sache von Einfluß ſein könnte, iſt nicht erſichtlich. 
Wäre die Benachrichtigung der Beklagten zum Zuſtandekommen eines 
wirkſamen Spruches erforderlich, ſo würde es gleichgültig ſein, ob ſie 
mit oder ohne Verſchulden der Klägerin unterblieben iſt. 

Daß etwa die Klägerin die Beklagte argliſtigerweiſe von 
der Beſichtigung ferngehalten habe, iſt nirgends behauptet und wird 
offenbar auch vom Landgericht nicht angenommen. Es kann alfo 
nicht etwa die Rede davon ſein, daß die landgerichtliche Entſcheidung 
aus dem Geſichtspunkte einer deliktiſchen Schadenderſatzpflicht oder 
einer ſogenannten exceptio doli generalis aufrecht erhalten werden 
könnte. 

Den Verjährungseinwand hat das Landgericht mit Recht zurück⸗ 
gewieſen. In Frage kommt die fünfjährige Verjährung des § 638 
BGB. Die Einrichtung der Heizungsanlage gehörte zur Herſtellung 
des Schulgebäudes, ſtellt ſich alſo als Bauwerk im Sinne des zitierten 
Paragraphen dar. (Vergl. RGz3., 57, 378.) 

Die Verjährung beginnt mit der Abnahme des Werks. Wenn 
die Beklagte dieſe auf den 10. Februar 1900 feſtſetzt, weil an dieſem 
Tage die Anlage in Betrieb genommen worden ſei, ſo kann dem mit 
Rückſicht auf das, was über die Vornahme einer Probeheizung im 
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Vertrag beſtimmt iſt, nicht beigetreten werden. Bevor dieſe Probe⸗ 
heizung ſtattgefunden hatte und befriedigend ausgefallen war, ſollte 
offenbar die Anlage nicht als abgenommen gelten. Demgemäß lief 
ja auch die zweijährige Garantiefriſt nach der ausdrücklichen Be⸗ 
ſtimmung in § 2 des Vertrags erſt von der Probeheizung ab. Sie 
hat vom 6.—9. Oktober 1900 ſtattgefunden. Die Verjährung hat 
hiernach keinesfalls vor dem 9. Oktober 1900 zu laufen begonnen. 
Immerhin ſcheint ſie auf den erſten Blick am 3. März 1908, dem 
Tage der Klagezuſtellung, abgelaufen zu ſein. 

Das Landgericht hat den Standpunkt eingenommen, daß im vor⸗ 
liegenden Falle der Lauf der Verjährung erſt am 14. März 1904 
begonnen habe, dem Tage, an dem die Klägerin den mit der Klage 
geltend gemachten Mangel ungenügender Heizwirkung gerügt habe. 
Es entnimmt das aus den Vertragsbeſtimmungen über die — nach⸗ 
träglich bis zum 1. April 1904 verlängerte — Garantiefriſt in Ver⸗ 
bindung mit $ 638 Abſ. 2 BGB. Daß die Vereinbarung einer 
Garantiefriſt die Bedeutung haben kann, daß dadurch der Beginn des 
Verjährungslaufes hinausgeſchoben wird, iſt allgemein anerkannt. 
Gegen die Annahme des Landgerichts ergeben ſich aber in mehrfacher 
Hinſicht Bedenken, und jedenfalls iſt die Fixierung des Verjährungs⸗ 
beginns auf den 14. März 1904 nicht haltbar. Zunächſt iſt der 
Mangel ungenügender Heizwirkung als ſolcher keineswegs erſt an 
dieſem Tage, ſondern lange vorher, im Januar 1901, gerügt worden. 
In dem Briefe vom 14. März 1904 kann lediglich die Rüge ge⸗ 
funden werden, daß auch der Umbau vom Jahre 1903 den Mangel 
nicht behoben habe. Sodann iſt überhaupt kein Grund erſichtlich, 
weshalb gerade die Mängelrüge die Verjährung in Lauf ſetzen, der 
Unternehmer alſo inſofern der Willkür des Beſtellers preisgegeben ſein 
ſoll. Schließlich iſt folgendes zu erwägen: 

Allerdings findet ſich in der Rechtſprechung überaus häufig der 
Satz ausgeſprochen, im Falle der Vereinbarung einer Garantiefriſt 
laufe die Verjährung der Mängelanſprüche nicht von der Ablieferung 
der Sache oder des Werkes, ſondern erſt von der Entdeckung — nicht 
Rüge — des Mangels ab, ſofern dieſe nur innerhalb der Garantie⸗ 
frift erfolge. (Vergl. RGZ. 65, 121; Recht 1903 S. 263; JW. 
1901 S. 61.) 

Allein den betreffenden Entſcheidungen liegen erſichtlich durchweg 
Fälle zugrunde, in denen die vereinbarte Garantiefriſt länger war als 
die geſetzliche Verjährungsfriſt, und ohne die in Rede ſtehende An⸗ 
nahme die Geltendmachung eines Mangels wegen eingetretener Ver⸗ 
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jährung ausgeſchloſſen geweſen wäre, obgleich er innerhalb der Garantie⸗ 
friſt hervorgetreten war und deshalb nach dem unzweifelhaften Willen 
der Parteien ſollte geltend gemacht werden können. Im vorliegenden 
Falle iſt die Garantiefriſt kürzer als die Verjährungsfriſt, das Be⸗ 
dürfnis für die Annahme einer Herausſchiebuug der Verjährung alſo 
nicht ohne weiteres gegeben. 

Indeſſen würde man vielleicht ſchon auf dem folgenden Wege 
zur Verwerfung des Verjährungseinwandes kommen müſſen: Die 
Beſtimmungen des Vertrags über die Garantieübernahme zeigen, daß 
die auf Grund der erſten Probeheizung erfolgende Abnahme der An⸗ 
lage keine definitive ſein ſollte. Infolge ſpäter hervortretender Mängel 
konnte ſich die Notwendigkeit eines Umbaues oder gar der Wegnahme 
der Anlage ergeben und zur vollen Beſeitigung der Wirkungen der 
Abnahme führen. Kam es zu einem Umbau, ſo konnte auch dieſer 
ſich als mangelhaft erweiſen, insbeſondere völlig neue Mängel auf⸗ 
weiſen. Es iſt nicht anzunehmen, daß die Klägerin bei Geltendmachung 
der Mängel eines ſolchen Umbaues ſchlechter geſtellt ſein ſollte, als 
bei Geltendmachung urſprünglicher Mängel. Für ſie kann daher die 
Abnahme des urſprünglichen Werkes nicht maßgebend ſein, die Ver⸗ 
jährung kann vielmehr keinesfalls vor der Billigung des Umbaues 
beginnen. Im vorliegenden Falle hat nun ein Umbau zuletzt im 
Sommer 1903 ſtattgefunden, alſo konnte die Verjährung des jetzt 
erhobenen Anſpruchs nicht vor dem Sommer 1908 abgelaufen ſein. 
Die Klage iſt aber bereits am 3. März 1908 erhoben. | 

Wenn man aber auch, wie es der Senat tut, die Schlüſſigkeit 
dieſes Gedankenganges dahingeſtellt läßt, muß es bei der Verwerfung 
des Verjährungseinwandes bleiben. Das ergibt ſich einmal aus der 
bisher anſcheinend nicht berückſichtigten Vorſchrift des § 639 Abſ. 2 
BGB. Danach iſt, wenn ſich der Unternehmer im Einverſtändniſſe 
mit dem Beſteller der Prüfung des Vorhandenſeins des Mangels 
oder der Beſeitigung des Mangels unterzieht, die Verjährung ge⸗ 
hemmt, bis der Unternehmer das Ergebnis der Prüfung dem Beſteller 
mitteilt oder ihm gegenüber den Mangel für beſeitigt erklärt oder die 
Fortſetzung der Beſeitigung verweigert. Solche Hemmungen ſind, wie 
ſich aus dem unſtreitigen Sachverhalte ohne weiteres ergibt, mehrfach 
eingetreten. Wie lange ſie gedauert haben, iſt aus dem, was Gegen⸗ 
ſtand der mündlichen Verhandlung geweſen iſt, nicht zu entnehmen. 
Infolgedeſſen kann aber die Vollendung der Verjährung keinesfalls 
als erwieſen gelten. Und zwar um ſo weniger, als ſich eine weitere 
Hemmung der Verjährung aus den Vertragsbeſtimmungen in betreff 
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des ſogenannten Schiedsgerichts ergibt. Solange dieſes nicht ge⸗ 
ſprochen hatte, konnte die Klägerin eine Mängelklage nicht erheben. 
Hieraus hat die Klägerin in erſter Inſtanz die Konſequenz gezogen, 
daß der Lauf der Verjährung vor Abgabe des Schiedsgutachtens 
überhaupt nicht begonnen habe. In der Tat entſpricht das einer in 
der Literatur vertretenen Anſchauung, die dahin geht, daß der Sach⸗ 
verſtändigenſpruch eine Vorausſetzung des Anſpruchs bilde. (Vergl. 
Joſef, Kommentar zum Verſicherungsvertragsgeſetz, S. 139; Ent⸗ 
ſcheidung des RG. vom 6. Dezember 1904 nach der Mitteilung in 
ZVerſWiſſ. 6, 172.) 

Auch der erkennende Senat hat in dem Beſchluß vom 3. De⸗ 
zember 1908 (3 W 103/08) dieſe Anſchauung in einer, wenn auch 
nur beiläufigen Bemerkung zum Ausdruck gebracht. Es bedarf gegen⸗ 
wärtig keiner Stellungnahme zu dieſer Frage. Jedenfalls gebietet 
eine der Vorſchrift des 8 157 BGB. entſprechende Auslegung des 
vorliegenden Vertrages, die Hemmung der Verjährung für den Fall 
der Berufung des „Schiedsgerichts“ auf die Zeit von der Berufung 
bis zur Abgabe des Schiedsgutachten als vereinbart anzuſehen. Auf 
eine derartige Auslegung weiſt auch der geſetzgeberiſche Gedanke hin, 
der der Beſtimmung in § 220 Abſ. 2 BGB. zugrunde liegt. Die 
hierdurch bedingte Hemmung erſtreckt ſich auf den Zeitraum vom Mai 
bis Dezember 1907. 

Endlich iſt aber auch die Verjährung durch Anerkennung des 
Anſpruchs der Klägerin unterbrochen worden. Die Anerkennung iſt 
n denjenigen Erklärungen der Beklagten zu erblicken, durch die fie 
ſich zu Arbeiten zwecks Beſeitigung der Mängel der Anlage verpflichtet 
hat. Daß in Erklärungen des Unternehmers, einen Mangel beſeitigen 
zu wollen, eine Anerkennung und Unterbrechung der Verjährung liegen 
kann, und daß hieran durch die Vorſchrift des § 639 Abſ. 2 BGB. 
nichts geändert worden iſt, kann nicht zweifelhaft ſein. (Vergl. Proto⸗ 
kolle II, S. 314.) 

Selbſtverſtändlich ſind ſolche Erklärungen zur Unterbrechung nur 
dann geeignet, wenn ſie nicht bloßer Gefälligkeit oder Kulanz, ſondern 
erkennbar der Meinung entſprungen ſind, zur Beſeitigung eines Mangels 
verpflichtet zu ſein. Das iſt aber hier auch der Fall. Sowohl in 
dem Briefe der Beklagten vom 17. September 1902, als in dem 
Briefe derſelben vom 7. März 1903 kommt dieſe Meinung deutlich 
zum Ausdruck. Schon an dem zuletzt erwähnten Briefe ſcheitert ſo⸗ 
nach der Verjährungseinwand (88 208 und 217 BGB.). Nur 
dann könnte er Erfolg haben, wenn die Beklagte damit Recht 
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hätte, daß durch die Garantiebeſtimmungen des Vertrags die Ver⸗ 
jährungsfriſt verkürzt worden ſei. Das iſt indeſſen zu verneinen. 
Den Schwerpunkt dieſer Beſtimmungen bildet die Erklärung der Be⸗ 
klagten, daß ſie für einen gewiſſen Heizeffekt der Anlage einſtehen 
wolle, und zwar nicht nur dafür, daß ihn die Anlage zur Zeit der Ab⸗ 
nahme habe, ſondern auch dafür, daß ſie ihn zwei Jahre von dieſem 
Zeitpunkte ab noch aufweiſe. Wie die Klägerin einer derartigen Zu⸗ 
ſage gegenüber, die auf eine Erweiterung der ihr nach dem Geſetz 
zuſtehenden Rechte nicht nur dem Inhalt, ſondern auch der Zeit nach 
abzielte, hätte auf den Gedanken kommen ſollen, es werde ihr damit 
gleichzeitig eine Schmälerung dieſer Rechte durch Verkürzung des zu 
ihrer Geltendmachung zur Verfügung ſtehenden Zeitraumes angeſonnen, 
iſt nicht abzuſehen. (Vergl. hierzu auch Meyer in „Recht“ 1903, S. 76.) 

Auch der ſonſtige Inhalt des Vertrages ergibt nichts dergleichen. 
Wollte die Beklagte, daß innerhalb der Garantiefriſt die Klage erhoben 
oder doch das „Schiedsgericht“ berufen werden müſſe, ſo mußte ſie 
dafür ſorgen, daß das klar und deutlich zum Ausdruck komme. (Vergl. 
Seuff A. 62, 17.) 

Die Berufung auf einen angeblichen Handelsgebrauch iſt unbe⸗ 
achtlich, da die Klägerin nicht Kaufmann iſt, und weder behauptet 
noch anzunehmen iſt, daß er ihr bekannt geweſen ſei ... 

Von den Erſatzanſprüchen der Klägerin kommt für jetzt nur der 
auf Erſtattung der Koſten des „Schiedsgutachtens“ in Betracht. Ob 
dieſer unter dem Geſichtspunkte des Schadenserſatzes gegenüber der 
Beſtimmung des letzten Satzes des § 5 des Vertrages — „ein ander⸗ 
weitiger Schadenderſatz iſt ausgeſchloſſen“ — begründet iſt, kann da⸗ 
hingeſtellt bleiben. Jedenfalls liegt die Erſtattung der Koſten des 
Schiedsgutachtens aus einem anderen Grunde im Sinne des Ber- 
trages. Wäre die Beſtimmung in betreff des Schiedsgutachtens nicht 
getroffen worden, ſo hätten die von den Sachverſtändigen außerhalb 
des richterlichen Verfahrens beantworteten Fragen in dem Prozeſſe 
auf die Mängelklage entſchieden werden müſſen. Die Koſten hierfür 
hätten einen Teil der Rechtsſtreitkoſten gebildet, hätten als ſolche von 
der Beklagten getragen werden müſſen, da die Mängelklage begründet 
iſt. Dadurch, daß die Tatfrage der Vertragsmäßigkeit der Anlage 
aus dem Prozeſſe ausgeſchieden worden iſt, hat gewiß in betreff des 
Koſtenpunktes nichts geändert werden ſollen. Auf eine dahingehende 
Willensrichtung der Parteien deutet keine Beſtimmung des Vertrags. 

Urteil des 3. Zivilſenats vom 11. Februar 1909, 3 U 154/08 
(nach Gotha). 
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10. Beſteht eine Prozeßkoſtenvorſchußpflicht des Che- 
manns in Eheſachen, falls der Ehefrau das Armen⸗ 
recht bewilligt iſt? Zuläſſigkeit einer einſtweiligen 
Verfügung? 

Die Antragſtellerin iſt auf Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft 
verklagt. Es iſt ihr das Armenrecht bewilligt. Ihr Antrag, durch 
einſtweilige Verfügung dem Kläger die Zahlung eines Koſtenvorſchuſſes 
an ſie aufzugeben, iſt abgelehnt worden aus folgenden Gründen: 
Der Antragſtellerin iſt das Armenrecht bewilligt. Ebenſo wie 
ſie ſelbſt deshalb von der Zahlung von Vorſchüſſen befreit iſt, ebenſo 
entfällt für ſie die Berechtigung, von ihrem Ehemann die Leiſtung 
eines Koſtenvorſchuſſes zu verlangen (RGZ. 37, 370). Jedenfalls 
iſt deshalb für eine einſtweilige Verfügung kein Raum mehr. Ihr 
Erlaß iſt zur Abwendung weſentlicher Nachteile (S 940 ZPO., vergl. 
RGz. 47, 75) nicht erforderlich, da die Ehefrau auch ohne fie im 
Rechtsſtreit ordnungsgemäß vertreten wird. 

Aber auch wenn man zugeben will (vergl. SächſArch. f. Rechtspfl. 
1, 425/29), eine Ehefrau könne unter Umſtänden trotz der Bewilligung 
des Armenrechts ein weſentliches Intereſſe daran haben, daß der Ehe⸗ 
mann ihr die Prozeßkoſten vorſchieße, weil ſie dann in der Lage ſei, 
ſich einen Prozeßvertreter zu wählen, weil für ſie, die ja nur vor⸗ 
läufig von der Bezahlung der Koſten befreit ſei, keine Koſtenſchuld 
entſtehe, und weil ſie dann nicht zu befürchten habe, daß im Fall des 
Unterliegens die Koſten des Gegners von ihr beigetrieben werden, 
ſo liegt doch hier kein Grund vor, dem Antrag ſtattzugeben. Die 
Beiordnung des Rechtsanwalts H. kann die Antragſtellerin nicht be⸗ 
nachteiligen, und nach ihrem Stand und ihren Ermerböverhältniffen 
iſt durchaus nicht anzunehmen, daß in abſehbarer Zeit eine Koſten⸗ 
ſchuld gegen fie mit Erfolg geltend gemacht werden könnte. 

Daher war der Antrag zurückzuweiſen. 

Beſchluß des 3. Zivilſenats vom 22. Februar 1909, 3 U 23/09 
(nach Altenburg). 


11. Kann eine Partei einen Vorſchuß auf die Koſten 
einer Reiſe verlangen, die ſie unternehmen muß, 
um ſich einem auswärtigen Arzte zu der durch Be⸗ 
weisbeſchluß angeordneten Unterſuchung zuſtellen? 
Durch Beweisbeſchluß des Landgerichts Meiningen vom 9. Oktober 

1908 iſt auf Antrag der Beklagten die Einholung eines Gutachtens 

des Geheimen Medizinalrats Prof. Dr. R. in Jena über den Grad 
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der Beeinträchtigung der Erwerbsfähigkeit des Klägers angeordnet 
worden. Die Beweidaufnahme ſoll durch das Amtsgericht Jena, als 
erſuchtes Gericht, erfolgen; der Erlaß des Erſuchungsſchreibens iſt 
davon abhängig gemacht, daß die Beklagte einen Auslagenvorſchuß 
von 30 M. zur Landgerichtskaſſe in Meiningen einzahlt. Vor der 
Abgabe des Gutachtens ſoll ſich der Kläger dem Sachverſtändigen 
zu der von dieſem bezeichneten Zeit zur Unterſuchung vorſtellen. Mit 
Rückſicht hierauf hat der Kläger beantragt, daß ihm die durch dieſe 
Reiſe entſtehenden Fahrt⸗ und Verpflegungskoſten vorſchußweiſe aus 
dem von der Beklagten als Beweisführerin zu erlegenden Auslagen⸗ 
vorſchuß zur Verfügung geſtellt würden. Das Landgericht hat dies 
mit der Begründung abgelehnt, daß nach den Beſtimmungen der 
Zivilprozeßordnung weder eine Verpflichtung der Staatskaſſe, noch 
eine ſolche der Prozeßparteien untereinander zur Leiſtung von Reiſe⸗ 
koſtenvorſchüſſen beſtehe. 

Die hiergegen formgerecht eingelegte Beſchwerde iſt zuläſſig 
(§§ 567, 568, 569 ZPO.) und begründet. 

Nach § 379 ZPO. kann das Gericht die Ladung eines Zeugen 
davon abhängig machen, daß der Beweisführer einen Vorſchuß zur 
Deckung der Staatskaſſe wegen der durch die Vernehmung des Zeugen 
erwachſenden Auslagen hinterlegt. Nach § 402 ZPO. findet dieſe 
Vorſchrift auf die Vernehmung von Sachverſtändigen entſprechende 
Anwendung (RGZ. 7, 390; Seuff Arch. 44 Nr. 212). Für die Ein 
nahme des richterlichen Augenſcheins gilt die allgemeine Vorſchrift 
des § 84 Abſ. 1 GKG. Danach hat, wenn mit dem Augenſchein 
bare Auslagen verbunden ſind, der Beweisführer bei Stellung des 
Antrags einen zu ihrer Deckung hinreichenden Vorſchuß zu leiſten 
(88 79, 84, 1 GKG., ſiehe dazu Gaupp⸗Stein, ZPO. I zu 
§ 371 S. 854; Bayer. Zeitſchr. 1, 153, 199). Die Anwendung 
dieſer Vorſchriften führt hier dazu, daß dem Kläger der erbetene 
Reiſekoſtenvorſchuß gebührt. Nach dem Beweisbeſchluß des Land⸗ 
gerichts kommt der Kläger als Beweis objekt in Frage, es ſoll von 
dem Sachverſtändigen an ihm der Augenſchein eingenommen und auf 
Grund des Ergebniſſes ein Gutachten über den Grad der Erwerbs⸗ 
fähigkeit des Klägers abgegeben werden. Daraus ergibt ſich, daß 
die Koſten der Reiſe, die der Kläger zur Ermöglichung der Augen⸗ 
ſcheinseinnahme unternehmen muß, zu den Auslagen der Beweis⸗ 
aufnahme gehören, zu deren Deckung der dem Beweisführer obliegende 
Auslagenvorſchuß beſtimmt iſt (§ 402 ZPO. § 84 GKG.). Den 
ſonſtigen Auslagen einer Partei, die ihr durch den Prozeßbetrieb ent⸗ 
ſtehen — z. B. für anderweite Reiſen, für Bereitſtellung von Gegen⸗ 
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ſtänden zur Augenſcheinseinnahme (vergl. Gruchot 41, 166; aber 
auch Seuff Arch. 54 Nr. 112) — können ſie nicht gleichgeſtellt werden. 
Das Beſondere und die verſchiedene Behandlung Rechftfertigende iſt, 
daß der Kläger hier Gegenſtand der Beweisaufnahme, nicht nur 
am Beweisverfahren beteiligte Prozeßpartei iſt, und daß daher die 
Koſten feiner Geſtellung an den Ort und zum Zwecke der Beweid- 
aufnahme zu den gerichtlichen Koſten (Auslagen) der Beweisaufnahme 
zu rechnen, nicht als reine Parteikoſten anzuſehen ſind. Die praktiſche 
Richtigkeit dieſer Anſicht ſpringt ohne weiteres in die Augen, wenn 
man den Fall ſetzt, daß dem Sachverſtändigen aufgegeben worden 
wäre, den Kläger an deſſen Wohnort zu unterſuchen. Dann würde 
unzweifelhaft die dem Sachverſtändigen zukommende Reiſekoſtenver⸗ 
gütung als Teil der Beweisaufnahmekoſten erſcheinen, derentwegen 
die beweisführende Partei vorſchußpflichtig wäre (88 79 Ziff. 4, 84 
GKG., §§ 402, 379, 413 ZPO) Für dieſen Fall würden ſogar 
dem Beweisführer in der Regel höhere, durch Vorſchuß zu deckende 
Beweidaufnahmefoften erwachſen. Es ift kein Grund erſichtlich, die 
beiden Fälle, in denen nur ein Unterſchied in der äußeren Form der 
Beweiserhebung vorliegt, verſchieden zu behandeln. Dazu kommt noch 
folgende Erwägung: Der Kläger iſt nicht verpflichtet, ſich, um der 
Gegenpartei den Beweis zu erleichtern, als Beweisobjekt benutzen zu 
laſſen, am wenigſten auf eigene Koſten. Allerdings kann das Ge⸗ 
richt aus der Weigerung einer Partei, ſich als Augenſcheinobjekt dar⸗ 
zubieten, ihr ungünſtige Schlüſſe ziehen. Dies jedoch nur dann, wenn 
die Partei ſich wegen der Auslagen gedeckt fühlen kann. Ihr durch 
Vorſchießung der Auslagen eine zu der Augenſcheinseinnahme erforder⸗— 
liche Reiſe zu ermöglichen, liegt daher ausſchließlich im Intereſſe des 
Beweisführers. Der von dieſem zu zahlende Auslagenvorſchuß muß 
folgerichtig auch zur Deckung der Koſten einer ſolchen Reiſe dienen 
(RG3Z. 63, 408 ff.; Gaupp⸗Stein, 3PO. I Nr. II zu § 115 
S. 326; 33. 7, 98; ſiehe aber auch Dresdener Annalen 22, 376 ff.; 
Seuff Arch. 56 Nr. 62). 

Beſchluß des 2. Zivilſenats vom 13. November 1908, 2 W 95/08 
(nah Meiningen). 


2. Strafrecht und Strafverfahren. 
1. Zum Begriff der Beſchäftigung bei öffentlichen 
Schauſtellungen (§ 6 des Kinderſchutzgeſetze s). 
In einem „Kinematographentheater“ war ein Schulknabe damit 


beſchäftigt worden, die Filmsrollen, durch deren Abdrehung die kine⸗ 
Blätter für Rechtspfl. LVI. N. F. XXXVI. 17 
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matographiſche Vorführung bewirkt wird, nach der Verwendung zurück⸗ 
zudrehen und ſo wieder gebrauchsfertig zu machen. Die Beſchäftigung 
geſchah in einem von dem Vorführungs⸗ und Zuſchauerraume ab⸗ 
getrennten beſonderen Raume. Die Verurteilung des Unternehmers 
auf Grund des Kinderſchutzgeſetzes wurde vom OLG. gebilligt aus 
folgenden Gründen: 

Die Verurteilung der Angeklagten wegen Vergehens gegen den. 
8 6 des Kinderſchutzgeſetzes iſt rechtlich einwandfrei begründet. Gänz⸗ 
lich grundlos ſind die Ausführungen der Reviſion, die dahin gehen, 
daß kinematographiſche Vorführungen keine Schauſtellungen im Sinne 
des Geſetzes ſeien. Die Beſchränkung dieſes Begriffs auf Veranſtal⸗ 
tungen, die ſich auf einer „Schaubühne“ abſpielen, und bei denen 
„Perſonen“ auftreten oder zur Schau geſtellt worden, iſt vollkommen 
willkürlich. Sie entſpricht weder dem Sprachgebrauch des Lebens 
noch dem der Geſetze und wird durch keinerlei innere Gründe gerecht⸗ 
fertigt. Vergl. Agahd und v. Schulz, Geſetz betr. Kinderarbeit, 
3. Aufl. S. 109; Spangenberg, Kinderſchutzgeſetz Anm. 4 zu 
8 6; DVG. 43, 304. | 

Auch darin kann der Reviſion nicht beigetreten werden, daß die 
von der Strafkammer feſtgeſtellte Beſchäftigung keine ſolche bei einer 
öffentlichen Schauſtellung ſei. Keinesfalls würde bei der allgemeinen 
Faſſung des Geſetzes angenommen werden können, daß bloß das 
Auftreten von Kindern von ihm getroffen werden ſollte. Und 
auch wenn man die Tendenz des von der Strafkammer angewandten 
§ 6 nur in dem Schutz der Kinder gegen moraliſche Gefährdung 
finden und dieſe Tendenz für die Auslegung als allein maßgebend 
anſehen wollte, würde man doch nicht dazu gelangen können, den 
Begriff der Beſchäftigung bei einer Schauſtellung auf eine Mitwirkung 
als Darſteller und dergleichen zu beſchränken, ſondern nur eine ſolche 
Art der Mitwirkung ausſchließen können, bei der jegliche Berührung 
mit den Vorgängen bei der Schauſtellung unmöglich iſt. Das iſt 
aber hier nicht der Fall. Nach den Feſtſtellungen der Strafkammer 
war die Beſchäftigung des Schulknaben D. derart, daß ſie ihn nur 
während eines kleinen Teils der Zeit, die er in den Räumen des 
Kinematographentheaters zuzubringen hatte, in Anſpruch nahm, 
während er ſich in der übrigen Zeit die Vorführungen anſah. Seine 
Tätigkeit war alſo nicht nur kauſal für die Schauſtellung, ſtand nicht 
nur mit den ihr gewidmeten Arbeiten in ſachlichem, örtlichem und zeit⸗ 
lichem Zuſammenhang, ſondern brachte ihn auch in unmittelbare Be⸗ 
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rührung mit den Wirkungen der Vorführungen und ihren etwaigen 
ſittlichen Gefahren. 

Darauf, ob ſolche oder überhaupt irgendwelche Gefahren für 
den beſchäftigten Knaben in concreto beſtanden, kommt ſelbſtver⸗ 
ſtändlich für die Erfüllung des Tatbeſtandes eines Polizeigeſetzes, wie 
des vorliegenden, nichts an. 

Urteil des Strafſenats vom 15. Februar 1909, S 10/09 (nach 
Gera). 


2. Begriff des öffentlichen Weges. Grenzen des rich— 
terlichen Prüfung 8s rechts gegenüber Polizeiver- 
ordnungen, insbeſondere nach der Richtung, ob 
eine ſolche wirklich zur Erhaltung der Sicherheit, 
Bequemlichkeit, Reinlichkeit und Ruhe auf einem 
öffentlichen Wege uſw. (§ 366 3. 10 StGB.) erlaſſen iſt. 
Befugnis des Landratsamts, nicht bloß das Rad- 
fahren, ſondern auch das Führen von Fahrrädern 
auf einem beſtimmten Wege zu verbieten, nach 
altenburgiſchem Recht. 


Durch das Rittergut L. im Herzogtum Altenburg führt ein Weg, 
der auf Grund eines Vergleichs zwiſchen der Gemeinde und dem 
Rittergut L. für den Fußgängerverkehr und das Befahren mit Hand— 
wagen allgemein freigegeben iſt. Auf Anregung der Gutsherrſchaft 
hat das Landratsamt eine Verordnung erlaſſen, in der unter Hinweis 
auf § 366 Z. 10 StGB. verboten wird, den Weg mit Fahrrädern 
zu paſſieren, auch wenn ſie geführt oder geſchoben werden. Die Vor⸗ 
inſtanzen hatten der Verordnung die Anerkennung verſagt, weil ſie 
lediglich im privaten Intereſſe der Gutsherrſchaft erlaſſen ſei. Das 
Oberlandesgericht hob die Entſcheidungen auf aus folgenden Gründen: 

Mit Unrecht haben die Vorinſtanzen verneint, daß die Verord⸗ 
nung vom 8. Auguſt 1902 eine ſolche im Sinne des § 366 Ziff. 10 
StGB. ſei. 

Wenn die Strafkammer den Fußweg, der durch das Rittergut L. 
führt, als einen „Privatweg“ bezeichnet, „der aber dem öffentlichen 
Verkehr freigegeben iſt“, ſo würde das einen Widerſpruch in ſich be⸗ 
deuten, wollte man annehmen, daß mit dem Worte „Privatweg“ 
etwas anderes geſagt ſein ſolle, als daß die Wegfläche in privatem 
Eigentum ſteht. Dieſer Umſtand iſt aber mit der Oeffentlichkeit des 
Weges im Sinne des Verwaltungsrechts nicht unvereinbar. Für 
dieſe kommt es allein darauf an, daß der Weg dem gemeinen Ge⸗ 
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brauch — nicht lediglich dem beſonders berechtigter Perſonen — dienen 
ſoll und ihm nicht kraft Privatrechts entzogen werden kann (Meyer, 
Verwaltungsrecht 88 160, 162; RGZ. 6, 207). Daß dieſe Voraus⸗ 
ſetzung vorliegt, ergibt ſich aus dem im Jahre 1878 vor dem Land⸗ 
ratsamt abgeſchloſſenen Vergleich zwiſchen Rittergut und Gemeinde L. 
und iſt erſichtlich auch die Meinung der Strafkammer. 

Der § 366 Ziff. 10 StGB. ſtellt unter Strafe die Uebertretung 
der zur Erhaltung der Sicherheit, Bequemlichkeit, Reinlichkeit und 
Ruhe auf den öffentlichen Wegen uſw. erlaſſenen Polizeiverordnungen. 
Die landratsamtliche Verordnung vom 8. Auguſt 1902 nimmt auf 
dieſe Strafſanktion ausdrücklich Bezug. Dafür, daß die verordnende 
Behörde den § 366 Ziff. 10 StGB. mißverſtanden und andere als 
die von ihm mit klaren Worten bezeichneten Zwecke als unter ihn 
fallend angeſehen habe, liegt nichts vor. Die Verordnung proklamiert 
alſo durch ihre Bezugnahme ſelbſt als ihren Zweck die Erhaltung der 
Sicherheit, Bequemlichkeit, Reinlichkeit oder Ruhe auf dem öffentlichen 
Fußwege durch das Rittergut L. Gleichwohl erklären die Vorinſtanzen, 
ſie ſei zu keinem der angegebenen, überhaupt zu keinem polizeilichen 
Zwecke, ſondern lediglich um des privaten Intereſſes des Ritterguts⸗ 
beſitzers willen erlaſſen. Gewiß ſteht dem Richter ein Prüfungsrecht 
nach dieſer Richtung zu. Nur muß er ſich gegenwärtig halten, daß 
darüber, was zur Erreichung gewiſſer polizeilicher Zwecke erforderlich 
oder ausreichend iſt, die Anſichten weit auseinander gehen können, 
daß er deshalb eine Polizeiverordnung nicht aus dem Grunde beiſeite 
ſetzen darf, weil ſie nach ſeiner Anſicht zur Erreichung der Zwecke 
nicht geeignet iſt. Hierzu iſt vielmehr erforderlich, daß die Motive der 
Verordnung offenſichtlich anderer als polizeilicher Natur ſind, daß die 
Verordnung auf Willkürlichkeit, Pflichtwidrigkeit oder Schikane beruht 
daß ſie das Gemeinintereſſe nur als Vorwand zur Befriedigung eines 
anderen Bedürfniſſes benutzt (Olshauſen⸗Zweigert, § 366 Nr. le, 
Thür. Bl. 48, 257). Geht man hiervon aus, ſo erhellt ohne weiteres, 
daß man die von dem Schöffengericht daraus, daß bloß das Schieben 
von Fahrrädern und nicht auch der Verkehr mit Handwagen auf dem 
Fußwege verboten worden iſt, gezogenen Schlüſſe nicht ziehen darf. 
Sicherlich läßt ſich mit Grund bezweifeln, daß derjenige, der auf einem 
Fußwege ein Fahrrad ſchiebt, die übrigen Paſſanten und die Sicher⸗ 
heit uſw. des Wegs überhaupt mehr beläſtigt und beeinträchtigt, als 
derjenige, der einen Handwagen zieht. Allein dieſe Erwägung be⸗ 
gründet nicht entfernt die Schlußfolgerung, daß die Behörde mit ihrer 
Verordnung den Schutz des Verkehrs auf dem Wege überhaupt nicht 
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bezwecke. Sie erſchöpft nicht einmal die möglichen polizeilichen, ſpeziell 
verkehrs polizeilichen Motive, die dazu führen können, den Verkehr mit 
Fahrrädern, auch wenn ſie geſchoben werden, zu verbieten, den Ver⸗ 
kehr mit Handwagen aber nicht. 

Aber auch der von beiden Vorinſtanzen betonte Umſtand, daß 
die Polizeiverordnung von dem Beſitzer des Ritterguts L. angeregt 
worden iſt, und daß das Landratsamt die Anbringung von Warnungs⸗ 
tafeln — nicht etwa die maßgebende Publikation der Verordnung in 
den öffentlichen Blättern — von der Uebernahme der Koſten durch 
den Beſitzer des Ritterguts abhängig gemacht hat, iſt nicht geeignet 
die Annahme zu begründen, daß das Landratsamt die Verordnung 
lediglich im Privatintereſſe der Gutsherrſchaft erlaſſen habe. Der 
äußere Anſtoß und die inneren Beweggründe eines polizeilichen Ein⸗ 
ſchreitens find wohl zu unterſcheiden. Es iſt nicht ohne weiteres an⸗ 
gängig, mit Rückſicht auf jenen einer Polizeibehörde denjenigen Beweg⸗ 
grund zu beſtreiten, auf den ſie ſelbſt ſich beruft. Davon, daß das 
verkehrspolizeiliche Intereſſe für das vorliegende Verbot etwa überhaupt 
nicht in Frage kommen könne, kann ſelbſtverſtändlich nicht die Rede 
fein. Was insbeſondere die Koften der Warnungstafeln anbetrifft, 
ſo iſt zu berückſichtigen, daß in der Wirklichkeit die begrifflichen Gegen⸗ 
ſätze des öffentlichen und des Privatintereſſes einander oft genug be— 
rühren, und daß die Träger des letzteren in derartigen Fällen häufig 
von der Verwaltungspraxis zur Uebernahme von Koſten herangezogen 
werden, die dem öffentlichen Intereſſe zugute kommen. 

Die Befugnis des Landratsamts zum Erlaß der Verordnung 
kann nicht mit der Reviſion durch den Hinweis auf die §§ 13 und 17 
der altenburgiſchen Miniſterialverordnung, betreffend den Radfahrverkehr, 
vom 14. Dezember 1907, begründet werden. 

Der § 13, der ortspolizeiliche Vorſchriften und beſondere polizei⸗ 
liche Anordnungen zuläßt, durch die das Fahren mit Fahrrädern auf 
beſtimmten Wegen, Plätzen uſw. verboten oder beſchränkt wird, hat 
es ſo wenig wie die übrigen Paragraphen der Verordnung mit dem 
Führen oder Schieben der Fahrräder zu tun. Fiele dieſes, was der 
Sprachgebrauch und der Zweck der Verordnung anzunehmen ver- 
bieten (vergl. KGEntſch. vom 30. November 1908 im „Recht“ 1909, 
119), unter das „Fahren mit Fahrrädern“, ſo wäre die Handlungs⸗ 
weiſe der Angeklagten ohne weiteres auf Grund des § 12 der Ver⸗ 
ordnung verboten, wonach das Radfahren, abgeſehen von den aus— 
ſchließlich dem Radfahrerverkehr vorbehaltenen Wegen, nur auf den 
für den allgemeinen Fuhrverkehr beſtimmten Wegen und Plätzen und 
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außerhalb geſchloſſener Ortſchaften auch auf nicht erhöhten Banketten 
neben den Fuhrwegen geſtattet iſt. Denn der Weg durch das Ritter⸗ 
gut L. fällt unter keine dieſer Wegegattungen, weil er ein Fußweg 
und darüber hinaus nur für den Verkehr mit Handwagen freigegeben 
iſt. Dann hätte es überhaupt der landratsamtlichen Verordnung vom 
8. Auguſt 1902 nicht bedurft, denn damals galt auf Grund einer 
Miniſterialverordnung vom 30. Januar 1888 allgemein, daß mit 
Velozipeden nur auf Fuhrwegen gefahren werden durfte. 

Die Befugnis des Landratsamts zum Erlaß der Verordnung 
vom 8. Auguſt 1902 bedarf aber, wie die Strafkammer zutreffend 
ausgeführt hat, überhaupt keiner ſpeziellen Begründung. Sie ergibt 
ſich ohne weiteres aus der Stellung des Landratsamts als Polizei⸗, 
insbeſondere Wegepolizeibehörde. 

Daß aber nicht etwa aus dem erwähnten 8 13 der Miniſterial⸗ 
verordnung vom 14. Dezember 1907 mittels des Schluſſes vom 
Gegenteil eine Beſchränkung der Verordnungsbefugnis der dem Mini⸗ 
ſterium nachgeordneten Polizeibehörden auf das „Fahren mit 
Fahrrädern“ gefolgert werden kann, ergibt ſich eben daraus, daß 
die Minifterialverordnung, wie ſchon bemerkt, auf das Führen oder 
Schieben von Fahrrädern das Abſehen überhaupt nicht hat. 

Urteil des Strafſenats vom 1. Februar 1909, 8 7/09 (nach 
Altenburg). 


3. Wohnſitz im Sinne des Einkommenſteuergeſetzes 
des Großherzogtums Sachſen. 8 85 des Ein- 
kommenſteuergeſetzes iſt ein Formaldelikt. 

Das Landgericht hat den Angeklagten von der Anklage, 80 M. 
40 Pfg. Einkommenſteuer des Großherzogtums für das Jahr 1907 
hinterzogen zu haben, freigeſprochen, weil er nicht nach § 4 Ziff. 2 a 
des Einkommenſteuergeſetzes vom 2. Juni 1897 im Großherzogtum 
ſteuerpflichtig geweſen ſei: preußiſcher Staatsangehöriger ſei er nicht 
ohne Wohnſitz in Preußen geweſen, er habe ihn vielmehr bei ſeinen 
Eltern in Geiſenheim behalten und es treffe auch nicht zu, daß er 
ohne Wohnſitz im Deutſchen Reiche ſei und deshalb der Aufenthalt 
im Großherzogtum ihn deſſen Beſteuerung unterwerfe. 

Das Landgericht beurteilt die Frage, wo der Wohnſitz des An⸗ 
geklagten ſei, nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs. Nur 
wegen des dienſtlichen Wohnſitzes bezieht es ſich auf das Reichsgeſetz 
wegen Beſeitigung der Doppelbeſteuerung vom 13. Mai 1870. Es 
iſt aber auch die Frage des allgemeinen Wohnſitzes nach dieſem Ge⸗ 
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ſetze zu beurteilen. Indem das Landgericht dies nicht tut, verletzt es 
das Geſetz. Das Doppelbeſteuerungsgeſetz gibt in § 1 Abſ. 2 eine 
beſondere Beſtimmung des Begriffs Wohnſitz: er iſt da, wo jemand 
eine Wohnung unter Umſtänden inne hat, die auf die Abſicht der 
dauernden Beibehaltung einer ſolchen ſchließen laſſen. Auf dieſe Be⸗ 
griffsbeſtimmung verweiſt das Weimariſche Einkommenſteuergeſetz aus⸗ 
drücklich in dem für die Entſcheidung grundlegenden § 4, und zwar 
bei der erſten Erwähnung des Wohnſitzes in Ziff. la: Dort find als 
befreit von der Steuerpflicht im Großherzogtum die Staatsangehörigen 
aufgeführt, die ohne Wohnſitz im Großherzogtum in einem anderen 
Bundesſtaate wohnen oder ſich aufhalten. Bei der wiederholten Er⸗ 
wähnung des Wohnſitzes in der Ziff. 2 a, die das Gegenſtück bildet 
zu der Ziff. la, bedurfte es nicht der nochmaligen Verweiſung, dieſe 
ergibt ſich aus den Beziehungen beider Ziffern, und das Landgericht 
hätte auch bei Anwendung der Ziff. 2 a die Verweiſung aus Ziff. 1 a 
benutzen müſſen. Daß in den Ziff. 1b und 2b, die in derſelben 
Beziehung zueinander ſtehen wie die Ziff. 1a und 2a, zu dem dienſt⸗ 
lichen Wohnſitz beide Male die Verweiſung hinzugefügt iſt, iſt über⸗ 
flüſſig, hat keine innere Bedeutung und bringt auf jeden Fall keinen 
ſachlichen Gegenſatz zum Ausdruck. Aber auch ohne die beſondere 
Beifügung der Verweiſung auf § 1 Abſ. 2 des Doppelbeſteuerungs⸗ 
geſetzes würde das Wort Wohnſitz in § 4 des Einkommenſteuergeſetzes 
nur in dem dort feſtgeſtellten Sinne zu nehmen ſein; denn das Doppel⸗ 
beſteuerungsgeſetz iſt die Grundlage, von der das Landesgeſetz aud- 
geht und das es anwendet, wenn es nach dem Wohnſitz die Steuer- 
pflicht beſtimmt. 

Daß der Angeklagte bei feinen Eltern in Geiſenheim eine Woh— 
nung gehabt habe, hat das Landgericht nicht feſtſtellen wollen; wenn 
es ſagt, er habe dort Wohnſitz gehabt, ſo hat es damit nur einen 
Rechtsbegriff gebraucht. Als Tatſache nimmt es hin, daß der An⸗ 
geklagte bei ſeinen Eltern eine Wohnung, einen für ihn zum Wohnen 
eingerichteten beſonderen Raum nicht gehabt hat. Er war Anfang 
des Jahres 1907 23¾% Jahr alt, war in Jena zwar ſeit dem April 
1906 Student, war aber auch Aſſiſtent am botaniſchen Inſtitute, er⸗ 
hielt als ſolcher 600 M. jährliches Gehalt und freie Dienſtwohnung, 
hatte auch ein Zinseinkommen von 2433 M. Dieſe Tatſachen find 
nach der Vorſchrift des Doppelbeſteuerungsgeſetzes daraufhin zu prüfen, 
ob er bei ſeinen Eltern keinen Wohnſitz mehr hatte, und wenn dies 


zutrifft, ob er in Jena Wohnſitz oder Aufenthalt hatte. Der Schwer⸗ 


punkt liegt darin, ob man die erſte Frage verneinen muß. Daß die 
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zweite dann zu bejahen iſt, iſt ſelbſtwerſtändlich. Der Angeklagte hatte 
in Jena eine Wohnung kraft ſeines Dienſtverhältniſſes als eigener 
Herr mit der Abſicht, ſie für eine gewiſſe Dauer beizubehalten, inne, 
mindeſtens hatte er da ſeinen Aufenthalt. 

Da das Doppelbeſteuerungsgeſetz für ſich die Materie des Wohn⸗ 
ſitzes regelt, kommen die Merkmale, die das BGB. für die Be 
gründung und Aufgabe aufſtellt, nicht zur Anwendung. Auf dieſem 
Standpunkt ſteht die Rechtſprechung, z. B. die des Preußiſchen Ober⸗ 
verwaltungsgerichts, und die Literatur. Die Beſtimmung des § 11 
des BGB., daß ein eheliches Kind den Wohnſitz des Vaters teilt 
und ihn behält, bis es ihn rechtsgültig aufgibt, gilt alſo nicht als 
ſolche ohne weiteres für den ſteuerlichen Wohnſitzbegriff. Allein es 
ſind derartige Folgerungen für dieſen nicht unbedingt auszuſchließen 
und es iſt nicht aller Nachdruck auf die äußeren Beziehungen des 
Wohnens zu legen. Die Umſtände bei dem Innehaben der Wohnung 
müſſen auf die Abſicht der dauernden Beibehaltung einer ſolchen 
ſchließen laſſen. Dieſe Abſicht des Inhabers kann Berückſichtigung 
nur dann finden, wenn ſie rechtliche Wirkung haben kann. Iſt der 
tatſächliche Inhaber einer Wohnung minderjährig, ſo entſcheidet nicht 
ſein Wille, ſondern der ſeines Vaters oder ſonſtigen geſetzlichen Ver⸗ 
treters. Gibt ein Vater fein Kind zur Ausbildung aus feiner Woh⸗ 
nung an einen anderen Ort weg, fo braucht er noch nicht die Ab— 
ſicht aufzugeben, die elterliche Wohnung für es beizubehalten; gibt er 
es auf ein Jahr zur Erziehung oder zum Vergnügen auswärts, damit 
es dann zurückkehrt, ſo wird die Aufgabe nicht in ſeinem Sinne 
liegen. Auch ſonſt kann es ſeiner Abſicht entſprechen, daß das Kind 
dann, wenn er will und ſo oft er will, auch dauernd, zurückkehre. 
Andererſeits kann er mit der Weggabe die Beziehungen ſo löſen, daß 
es nicht wieder zurückkehre, ſondern ſich zu immer wachſender Selb⸗ 
ſtändigkeit loslöſe und nur noch beſuchsweiſe in die Familienwohnung 
komme. Die Verhältniſſe entſcheiden. Inwiefern volljährige Studierende, 
die wirtſchaftlich vollſtändig vom Vater abhängen, denen dieſer das 
Geld gibt, monatweiſe in Univerſitätsſtädten zu wohnen, die Abſicht 
haben, die väterliche Wohnung beizubehalten, oder nicht, ſich vielmehr 
von ihr loszulöſen, dauernd zu trennen, braucht hier nicht unterſucht 
zu werden. Der Angeklagte war ziemlich 24 Jahre alt, er ging 
ſelbſtändig einen Dienſtvertrag als Aſſiſtent ein, hatte als ſolcher Ge⸗ 
halt und Dienſtwohnung, beſaß ſelbſtändig Vermögen, unter dieſen 
Umſtänden iſt anzunehmen, daß er die elterliche Familienwohnung 
nicht noch dauernd beibehalten wollte. Hiernach hatte er in Preußen 
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keinen Wohnſitz im Sinne des Doppelbeſteuerungsgeſetzes. Da er 
dagegen im Großherzogtum Wohnſitz und Aufenthalt hatte, war er 
da ſteuerpflichtig. Er hatte für das Jahr 1907 fein Zinseinkommen 
von 2433 M. zur Verſteuerung in Jena anzumelden. Dadurch, daß 
er das unterlaſſen hat, hat er ſich nach 8 85 des Einkommenſteuergeſetzes 
ſtrafbar gemacht. Die Strafbarkeit tritt ein ſchon mit der Tatſache 
der Unterlaſſung; gleichgültig iſt, ob er gewußt hat, daß er zur An⸗ 
meldung verpflichtet war, oder ob er es aus tatſächlichen oder recht- 
lichen Gründen nicht gewußt hat. 8 85 ſchafft ein Formaldelikt. In 
§ 88 iſt allerdings Wiſſentlichkeit gefordert, damit falſche Erklärungen 
über ſchätzungspflichtiges Einkommen beſtraft werden können. Das 
iſt mit allen Beſtimmungen über die Steuererklärungen überhaupt 
eine ſpätere Einſchiebung in das Geſetz, das darauf aufgebaut war, 
daß bei Ermittelung des Einkommens der Steuerpflichtige nur durch 
das Bekenntnis ſeines Einkommens an Zinſen, Gehältern aus öffent— 
lichen Kaſſen und Renten mitzuwirken habe. Dieſe Verpflichtung war 
unter die ſtrenge Strafdrohung des § 85 geſtellt. Sie iſt durch Ein⸗ 
führung der milderen bei Steuererklärungen nicht beſeitigt. Die un⸗ 
gleiche Behandlung bei Steuerhinterziehungen widerſpricht wohl auch 
nicht den Zwecken des Geſetzes, fie iſt ein Beſtandteil der vom Geſetz⸗— 
geber beibehaltenen Tendenz des urſprünglichen Geſetzes, das fundierte 
Einkommen ſchärfer heranzuziehen, als das andere. Der Angeklagte 
mußte alſo, ohne daß es weiterer Erörterungen bedurfte, beſtraft 
werden. Da das Landgericht über die vom Schöffengericht aus⸗ 
geſprochene geringſte Strafe nicht hätte hinausgehen können, war, 
ohne daß die Sache zurückzuverweiſen war, auf dieſe dem Antrage 
der Staatsanwaltſchaft entſprechend zu erkennen ($ 394 Abſ. 1 
der StPO. 

Urteil des Strafſenats vom 17. Dezember 1908, S 82/08 (nach 
Weimay. 


4. Gebühr nach 8 65 R AGebbd. 

Der Angeklagte bemängelt zu Unrecht, daß das Landgericht Bar 
Anwalte des Privatklägers in der Berufungsinſtanz die Erhöhung 
der Gebühr um 6 M. für die Beweisaufnahme nach § 65 RAGebd. 
zugelaſſen hat. 

Nach § 65 GebO. iſt für die Erhöhung der Gebühr entſcheidend, 
ob in der Berufungsinſtanz eine Beweisaufnahme ſtattgefunden hat. 

Ob dies geſchehen ift, ift nach der StPO. zu beurteilen. § 365 
Abſ. 2 StPO. ſieht neben dem Vortrage des Berichterſtatters eine 
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Beweisaufnahme vor. § 366 StPO. läßt bei der Beweisaufnahme 
ſtatt der Vernehmung der in erſter Inſtanz gehörten Zeugen die Ver⸗ 
leſung der Protokolle über ihre Ausſagen zu. 

Die Berufungsverhandlung kennt alſo eine Beweisaufnahme 
durch Vernehmung von Zeugen und eine ſolche durch Verleſung ihrer 
Ausſagen. | 

Eine ſolche Beweisaufnahme wird nicht immer ſtattfinden müſſen, 
aber doch dann unerläßlich ſein, wenn es ſich um die Schuldfrage 
handelt (ſiehe Löwe⸗ Hellweg StPO. 8 364 Nr. 3). 

Nicht ſowohl für die „Berückſichtigung des Reſultats der Beweis⸗ 
aufnahme“ (Entſch. des OLG. Jena in ThürBl. 38, 275), als viel⸗ 
mehr für die Vertretung während der (unmittelbaren oder durch die 
Protokolle ermittelten) Beweisaufnahme wird die Erhöhung der Ge⸗ 
bühr gewährt. 

Die Entſcheidung in den ThürBl. 41, 166 geht fehl. Es iſt 
unerheblich, ob der Angeklagte vor Verleſung der Ausſagen gehört 
worden iſt, und ob etwa der Vorſitzende aus beſonderen Gründen 
zunächſt von einer Vernehmung des Angeklagten abgeſehen hat. 
(Löwe⸗Hellweg 8242 Nr. 1.) Der Zeitpunkt, den der Vorſitzende 
bei der Leitung der Verhandlung für die Verleſung beſtimmt, ändert 
nichts daran, daß die Verleſung Beweisaufnahme iſt. 

Beſchluß des Strafſenats vom 14. Januar 1909, W 6/09 (nach 
Weimai). 


5. Sicherſtellung der Poſteingänge bei Gericht an 
dienſtfreien Werktagen. — Unkenntnis von dem 
vorzeitigen Schluß der Bureauſtunden als Wieder- 
einſetzungsgrund. 

Das Wiedereinſetzungsgeſuch des Verurteilten iſt gerechtfertigt. 

Die Beſchwerdefriſt lief Sonnabend den 17. Oktober 1908 ab. 
Nach der vom Staatsminiſterium zu Gotha erlaſſenen Geſchäfts⸗ 
ordnung für die Gerichtsſchreibereien der Amtsgerichte währt die Ge⸗ 
ſchäftszeit an Sonnabenden von 8—1 Uhr, ſo daß der Nachmittag 
dienſtfrei iſt. Bis zum Schluß der Dienſtſtunden iſt die Beſchwerde⸗ 
ſchrift vom 16. Oktober 1908 nicht bei Gericht eingegangen, denn 
verhielte es ſich anders, ſo wäre das Schriftſtück mit dem betreffenden 
Eingangsvermerk verſehen worden. Es trägt den Eingangsvermerk 
vom 19. Oktober. Es würde aber, wenn glaubhaft wäre, daß 
die. Sendung am 16. in Berlin zur Poſt gegeben wäre, anzunehmen 
ſein, daß ſie bei Gericht mit der regelmäßigen Briefbeſtellung am 
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Sonnabend Nachmittag eingegangen wäre. Dies könnte nur viel⸗ 
leicht aus dem einen Grunde zweifelhaft fein, weil beim Amtsgericht 
Tenneberg die Einrichtung beſteht, daß ein Diener die Nachmittags⸗ 
poſt an Sonnabenden zwiſchen 7 und 8 Uhr abends abholt und 
daß die eingegangenen Poſtſachen am Sonntag geöffnet und präſen⸗ 
tiert werden. Denn der vorliegende Eingang trägt das Sonntags⸗ 
präſentatum nicht. Indeſſen iſt dieſer Sonntagsdienſt ſchwerlich ſo 
ſichergeſtellt, daß auf ſeine regelmäßige Einhaltung ohne Bedenken 
gebaut werden könnte. Es ſpitzt ſich deshalb die Entſcheidung auf 
die Frage zu, ob glaubhaft iſt, daß S., wie er verſichert, den Brief 
am 16. in Berlin zur Poſt gegeben hat. Da der Brief nicht ein⸗ 
geſchrieben war, da dem Abſender Zeugen, die den Einwurf in den 
Poſtkaſten bewirkt oder geſehen haben, nicht zur Verfügung ſtehen, 
kommt für ihn als Mittel der Glaubhaftmachung außer der eigenen 
Verſicherung nur die Bezugnahme auf das Datum des Schriftſtücks 
und auf den Poſtabgangsſtempel in Betracht. Mehr kann von ihm 
nach Lage der Sache nicht gefordert werden. Daß er liquide Beweis— 
mittel benenne, wie es im Zivilprozeß vorgeſchrieben iſt, iſt nicht zu 
verlangen. Die eidesſtattliche Verſicherung S.s iſt ausgeſchloſſen. 
Sache des Gerichts iſt es, zu entſcheiden, ob es nach allem, was ihm 
vorliegt, als wahrſcheinlich erachtet, daß die Sache ſich ſo verhält, wie 
S. ſagt. Bei dieſer Prüfung bleibt nichts anderes übrig, als der 
Verſicherung des Beſchwerdeführers Glauben zu ſchenken, nachdem es 
durch ein unſachgemäßes Verfahren eines Gerichtsſchreiberanwärters 
unmöglich geworden iſt, das Datum der Poſtaufgabe in Berlin aus 
dem Briefumſchlag feſtzuſtellen. Wollte man anders vorgehen, würde 
man S. zu nahe treten. Der Anwärter hat den Briefumſchlag nicht 
zu den Akten gebracht. Auch wenn im Herzogtum Gotha die Auf⸗ 
bewahrung dieſer Umſchläge in Friſtſachen allgemein nicht ausdrücklich 
vorgeſchrieben iſt, ſo muß der Gerichtsbeamte doch im einzelnen Fall, 
wenn es die Sachlage gebietet, den. Umfchlag aufbewahren. Ein 
ſolcher Fall lag vor. Der Gerichtsſchreiberanwärter erkannte, daß es 
ſich um eine Friſtſache handelte. Ein Blick in die Akten und auf 
den Poſtſtempel hätten ihm jagen müſſen, daß die Urkunde, ſei es 
zur Darlegung, ſei es zur Widerlegung der Schuld, an der Ver⸗ 
ſpätung erheblich ſei. Er durfte ſie nicht als wertlos beiſeite legen 
und ſo dem Antragſteller den urkundlichen Beweis für den Zeitpunkt 
der Briefaufgabe entziehen. 

Freilich würde das Schriftſtück auch verſpätet eingegangen ſein, 
wenn es an einem Sonnabend nach Schluß der Dienſtzeit im Ge⸗ 
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richtsgebäude abgegeben wäre. Der Einwurf in den Briefkaſten, die 
Empfangnahme durch den Diener bewirken anerkanntermaßen nicht 
den Eingang bei Gericht. Hier kommt aber dem Beſchwerdeführer 
zu ſtatten, daß er, ohne daß man ihm hieraus einen Vorwurf machen 
kann, nicht gewußt hat, es würden die Gerichte im Herzogtum Gotha 
am Sonnabend Nachmittag keine Dienſtſtunden haben, ſo daß die 
Sendungen, die bei regelmäßiger Brief beſtellung am Nachmittag 
zugetragen werden (vergl. RG. 31, 19) nicht mehr zur amtlichen 
Kenntnis des Gerichts kommen. Hierin iſt ein unabwendbarer Zufall 
im Sinne des § 44 StPO. zu erblicken. Dieſer Auffaſſung ſteht 
die Entſcheidung des RG. 10, 74 nicht entgegen. Dort handelte es 
ſich um die irrtümliche Annahme einer Einrichtung, auf die der An⸗ 
geklagte nicht rechnen durfte, hier um die Unkenntnis einer Ausnahme⸗ 
einrichtung, von deren Exiſtenz der entfernt Wohnende nichts wiſſen 
kann. S. durfte annehmen, daß ein am 16. Oktober in Berlin zur 
Poſt gegebener Brief dem Amtsgericht Tenneberg am nächſten Tage 
zugehen werde. Daß dies infolge der im Gothaiſchen für die Sonn⸗ 
abende beſtehenden Dienſtzeit nicht der Fall geweſen iſt, iſt ein Zu⸗ 
fall, der ihm nicht als Schuld zuzurechnen iſt. Der form- und friſt⸗ 
gerecht geſtellte Wiedereinſetzungsantrag iſt deshalb begründet. 

Beſchluß des Strafſenates vom 7. Januar 1909, W > 
(nach Gotha). 


6. Beleidigender Zeitungsartikel. Beſtrafung 8005 
8 185 oder 186 StGB.? Grundſätzliches zur An⸗ 
wendung des § 193 StGB. Form und begleitende 
Umſtände. 

Die Vorwürfe, die in dem unter Anklage ſtehenden Artikel nach 
den Feſtſtellungen des Berufungsrichters gegen den Privatkläger er⸗ 
hoben werden, beziehen ſich mindeſtens zum Teil auf konkrete Hand⸗ 
lungen. Eine Handlung erſchöpft ſich nicht in dem äußeren Geſchehen, 
die Beweggründe und Zwecke des Handelnden gehören zu ihr. Ja, 
regelmäßig ſind ſie es gerade, die die Handlung je nachdem als eine 
für die Ehre des Handelnden förderliche oder indifferente oder als 
eine Tatſache erſcheinen laſſen, die den Handelnden „verächtlich zu 
machen oder in der öffentlichen Meinung herabzuwürdigen geeignet 
iſt“ (8 186 StGB.). Bei dem in dieſem Paragraphen zugelaſſenen 
Wahrheitsbeweiſe kann es ſich immer nur um das Ganze der Hand— 
lung, ihre äußere und innere Seite handeln. Gelingt der Wahrheits⸗ 
beweis nach beiden Richtungen, fo iſt der Tatbeſtand des § 186 StGB. 
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nicht gegeben. In dieſem Falle kann in Frage kommen, ob nicht 
gleichwohl eine Beleidigungsſtrafe auf Grund des § 185 verwirkt iſt 
(8 192 StGB.). Mißlingt der Wahrheitsbeweis aber auch nur in 
einer der beiden Richtungen, fo liegt das Vergehen nach 8 186 und 
nur dieſes vor (RGSt. 41 S. 65, 286). Dieſe Rechtsgrundſätze 
kann ſich das Berufungsgericht nicht klar gemacht haben. Denn es 
ſtellt feſt, daß dem Privatkläger nachgeſagt werde, er bevorzuge aus 
bloßer Abneigung gegen die gewerkſchaftliche Organiſation in ſeiner 
Fabrik grundſätzlich bei der Verteilung der Arbeit und im Falle not⸗ 
wendiger Arbeiterentlaſſungen die nichtorganiſierten Arbeiter, er bringe 
aus Rachſucht und leichten Herzens Arbeiter, die bei anderen Arbeit⸗ 
gebern Stellung gefunden haben, um dieſe Stellung, er heuchele 
Arbeiterfreundlichkeit und Frömmigkeit, er habe eine Weihnachtsver⸗ 
loſung für ſeine Arbeiter eingerichtet mit dem Zwecke, dieſen Sand in 
die Augen zu ſtreuen, er hege gegen die der ſozialdemokratiſchen Partei 
oder dem Metallarbeiterverband angehörenden Arbeiter Verachtung 
und belege fie mit Ausdrücken der Geringſchätzung. Das Berufungs- 
gericht bezeichnet auch dieſe Behauptungen als ehrenkränkend und ſtellt 
das Bewußtſein von dieſem ihrem Charakter beim Angeklagten feſt. 
Es gelangt endlich bei Würdigung des erhobenen Beweiſes zu dem 
Ergebnis, daß die Behauptungen zum Teil widerlegt, zum Teil nicht 
erweislich wahr ſeien, und daß die in dem Artikel kritiſierten Vorgänge 
zum Teil eine Aufklärung gefunden hätten, die dieſe Kritik als un⸗ 
berechtigt erſcheinen ließen. Trotzdem beſtraft es den Angeklagten nicht 
nach § 186, ſondern nach $ 185 StGB. Es verletzt alſo den § 186 
StGB. durch Nichtanwendung und den § 185 durch unrichtige An⸗ 
wendung. Ein Fall wie der der Entſcheidung des Reichsgerichts vom 
2. Mai 1902 (RGSt. 35, 231) zugrunde liegende iſt der vorliegende 
nicht. Allerdings handelte es ſich auch dort um gewiſſe tatſächliche 
Vorgänge, aber dieſe, in barbariſchen Akten einzelner Soldaten be⸗ 
ſtehenden Geſchehniſſe bildeten nach der Feſtſtellung des Tatrichters 
nicht den Gegenſtand der beleidigenden Vorwürfe. Die Vorwürfe 
waren vielmehr gegen das deutſche Expeditionskorps im ganzen ge⸗ 
richtet und beſtanden in einer allgemeinen abfälligen Beurteilung 
dieſes Ganzen. Etwas ähnliches hat der Berufungsrichter nicht feſt⸗ 
geſtellt und konnte er nicht feſtſtellen. | 

Immerhin würde diefer Mangel des angefochtenen Urteils nicht 
zu feiner Aufhebung führen müſſen. Denn es beſchwert den Revi⸗ 
denten nicht, daß auf feine Tat nicht der $ 186 StGB. angewendet 
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worden iſt, auch nicht, daß auf fie der § 185 ſtatt des § 186 an⸗ 
gewendet worden iſt. 

Da aber die Aufhebung und erneute Sachverhandlung aus 
anderen Gründen geboten iſt, fo wird der Berufungsrichter bei dieſer 
die eingangs hervorgehobenen Rechtsgrundſätze zu beachten haben. 
Dabei kann in Frage kommen, ob etwa der Artikel neben dem be⸗ 
zeichneten tatſächlichen und konkreten Inhalt ſelbſtändige Kundgebungen 
ehrenkränkenden Charakters ohne ſolchen Inhalt umfaßt, die dann 
allerdings den Tatbeſtand des § 186 StGB. erfüllen könnten. Das 
würde aber inſoweit jedenfalls nicht der Fall ſein, als die betreffenden 
Aeußerungen nur einen Teil der Begründung eines ehrenkränkenden 
Vorwurfs tatſächlichen und konkreten Inhalts bilden. Bei ſolcher 
Sachlage würden fie in dem letzteren Vorwurf aufgehen (RGSt. 
41, 286). 

Aufgehoben werden muß das Urteil wegen Verletzung des § 193 
StGB. Der Berufungsrichter hält den Angeklagten als Redakteur 
des Zeitungsorgans des Metallarbeiterverbandes für legitimiert, gegen 
eine ungerechte und unbillige Behandlung der dieſem Verband ange— 
hörenden Arbeiter durch den Privatkläger auch in einer deſſen Ehre 
verletzenden Weiſe in ſeiner Zeitung anzukämpfen. Die Auffaſſung 
iſt dem Angeklagten günſtig und rechtlich nicht zu beanſtanden. Sie 
verſtößt nicht gegen die in der Rechtſprechung ſeit langem zur An⸗ 
erkennung gelangte Anſchauung über die Grenzen des Rechts der 
Preſſe zur Beſprechung von Mißſtänden (RGSt. 25, 363; 39, 399). 

Geht man aber hiervon aus, ſo iſt das Urteil nicht haltbar. Es 
bedient ſich für die Verſagung des Schutzes des § 193 StGB. einer 
zweifachen Begründung. Es ſagt einmal, eine Wahrnehmung „vere 
letzter“ Intereſſen ſei nicht geboten geweſen. Könnte man dieſen Satz 
dahin verſtehen, daß vom Standpunkt des Angeklagten aus 
eine Wahrnehmung „verletzter Intereſſen“ nicht geboten geweſen ſei 
und daraus geſchloſſen werde, der Angeklagte habe berechtigte Inter⸗ 
eſſen nicht wahrnehmen wollen, ſo könnte er rechtlich beſtehen. 
Allein der Zuſammenhang macht es mindeftend äußerſt zweifelhaft, 
ob die Strafkammer das gemeint hat. Denn ſie begründet den Satz 
damit, daß Mißſtände in der Fabrik nicht vorhanden geweſen ſeien. 
Hiermit ſtellt ſie ſich rein auf den objektiven Standpunkt. War aber 
der Angeklagte der Auffaſſung, daß doch Mißſtände vorlägen, ſei es, 
daß er ſich über die Tatſachen irrte, ſei es, daß er die Tatſachen ob» 
jektiv unrichtig beurteilte, ſo muß ihm ſein Irrtum zugute kommen. 
Nur wenn er den Begriff des berechtigten Intereſſes verkannt hätte, 
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könnte ihm dieſer Strafrechtsirrtum nichts nützen (Frank, StGB. 
§ 193 Bem. III, 2c). Nach dieſer Richtung läßt das Urteil eine 
Prüfung vermiſſen und begründet dadurch den Verdacht, daß das 
Berufungsgericht rechtsirrig angenommen habe, es würde nicht ge⸗ 
nügen, wenn der Angeklagte nur vermeintliche Intereſſen hätte wahr⸗ 
nehmen wollen. 

Nun ſtellt ſich allerdings die Strafkammer in zweiter Linie auf 
den Standpunkt, daß der Angeklagte zur Wahrnehmung berechtigter 
Intereſſen gehandelt habe, nimmt aber dann an, daß das Vorhanden⸗ 
ſein der Beleidigung aus der Form der Aeußerungen und auch aus 
den Umſtänden hervorgehe, unter welchen ſie geſchehen ſeien. Allein 
hierbei iſt eine Verkennung der Rechtsbegriffe „Form“ und „begleitende 
Umſtände“ erſichtlich. Ohne eine Form iſt eine beleidigende Aeußerung 
überhaupt nicht denkbar. Bei einer ſchriftlichen Beleidigung kann 
daher die Form, die im Falle des § 193 StGB. eine trotz ihres 
Inhalts an ſich ſtrafloſe Auslaſſung zu einer ſtrafbaren machen ſoll, 
nur bedeuten, daß die gewählten Worte einzeln oder in ihrer Zu— 
ſammenſtellung oder in ihrer äußeren Erſcheinung zur Aeußerung des 
erlaubten Gedankeninhalts nicht erforderlich ſind. Erſt dann kann, 
muß aber nicht, aus den gebrauchten Ausdrücken auf die Beleidigungs⸗ 
abſicht geſchloſſen werden (RGSt. 40, 318). Die Strafkammer be⸗ 
gnügt ſich damit, einzelne Ausdrücke, wie „Rache iſt ſüß“, „wohl- 
organiſierte Polizei“, „ingeniöſe Idee“, „iſt die Idee nicht großartig“, 
„Gewaltpolitik“, „rauhe Fauſt“ herauszugreifen. Außerdem rügt ſie 
„den durch den ganzen Artikel ſich hinziehenden hämiſchen Ton“ und 
die „offenbar ironiſierende fortgeſetzte Anrede: Herr A. bach“. Sie 
legt aber nicht dar, inwiefern der Angeklagte mit dieſen Ausdrücken 
über den rein ſachlichen Inhalt deſſen, was er zur Wahrnehmung 
berechtigter Intereſſen ſagen wollte und durfte, hinausgegangen ſei, 
inwiefern das „Hämiſche“ des Artikels im Ton im Gegenſatz zum 
Inhalt liege, und wieſo die fortgeſetzte Anrede „Herr A. bach“, die 
fie als „ironiſch“ bezeichnet, auf eine Beleidigungsabſicht hinweiſe. 
Daß das letztere ſich von ſelbſt verſtehe, kann unmöglich behauptet 
werden. Was aber die begleitenden Umſtände betrifft, aus denen 
nach § 193 StGB. die Beleidigung noch entnommen werden darf, 
ſo handelt es ſich dabei darum, daß eine Aeußerung dadurch, daß 
ſie — nicht etwa überhaupt — ſondern gerade zu dieſer Zeit oder 
gerade an dieſem Orte oder gerade unter irgendwelchen beſonderen 
Verhältniſſen gemacht worden iſt, eine Verſchärfung erfährt, 
die den Schluß auf die mitvorliegende Beleidigungsabſicht rechtfertigt 
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(RGSt. 34, 80). Hiervon ift bei dem, was die Strafkammer zu 
dem Punkt der begleitenden Umſtände anführt, keine Rede. Von 
vornherein auszuſcheiden hat das Motiv der durch eine frühere Be⸗ 
ſtrafung wegen Beleidigung des Privatklägers hervorgerufenen per⸗ 
ſönlichen Erbitterung. Das Motiv iſt der Tat innewohnend, kein 
begleitender Umſtand der Tat. Iſt übrigens eine Aeußerung einmal 
zum Zwecke der Wahrnehmung berechtigter Intereſſen gemacht, ſo 
kann ihre Strafloſigkeit nicht dadurch wieder beſeitigt werden, daß 
die Intereſſenwahrnehmung auch noch durch andere Motive veranlaßt 
it (RGSt. 20, 100). Wenn aber die Strafkammer außerdem noch 
darauf hinweiſt, daß der Angeklagte den Privatkläger allein heraus⸗ 
gegriffen habe, obgleich andere Induſtrielle in vielen Punkten nicht 
anders handelten als er, und daß kein Grund erſichtlich ſei, weshalb 
der Angeklagte gerade zu dieſer Zeit eine ſo große Anzahl verſchieden⸗ 
artiger perſönlicher Vorwürfe gegen den Privatkläger zuſammentrage, 
ſo ſind das Umſtände, die vielleicht für die Annahme verwertet werden 
können, daß der Angeklagte nicht habe berechtigte Intereſſen wahr⸗ 
nehmen, ſondern beleidigen wollen, keinesfalls aber ſolche, durch die 
der beleidigende Charakter des Artikels eine Verſchärfung erfährt, und 
deshalb der an ſich dem Angeklagten zukommende Schutz des § 193 
StGB. dieſem wieder entzogen werden kann. | 

Vermag hiernach die Begründung des angefochtenen Urteils die 
Verſagung des Schutzes des § 193 StGB. nicht zu tragen, ſo wird die 
Strafkammer bei der notwendigen weiteren Verhandlung die Umſtände 
des Falles vor allen Dingen darauf zu prüfen haben, ob es dem 
Angeklagten mit der Veröffentlichung des Artikels überhaupt und den 
darin enthaltenen Aeußerungen im einzelnen darum zu tun war, von 
dem ihm in Beziehung auf die Verhältniſſe im Fabrikbetriebe des 
Privatklägers zuſtehenden Intereſſenwahrnehmungsrechte Gebrauch zu 
machen, welches im einzelnen die verfolgten Intereſſen waren, und 
ob dieſe Intereſſen zu den ſchutzwürdigen im Sinne des $ 193 StGB. 
gehören. In allen dieſen Beziehungen fehlt es an den erforderlichen 
Feſtſtellungen im angefochtenen Urteil. Insbeſondere iſt damit noch 
kaum etwas geſagt, daß der Angeklagte das Recht habe, gegen eine 
gewiſſe Handlungsweiſe des Privatklägers „anzukämpfen“. Mit dieſem 
„Ankämpfen“ iſt eine beſtimmte, für die Beurteilung der Sache unter 
dem Geſichtspunkte des § 193 verwertbare Vorſtellung überhaupt 
nicht zu verbinden. Die Frage iſt: Welche poſitiven Ziele behauptet 
der Angeklagte mit ſeinem Vorgehen erreichen zu wollen? Iſt ihm 
zu glauben, daß es ſich ihm um dieſe Ziele wirklich handelt? Iſt ihre 
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Verfolgung ſchutzwürdig oder iſt ſie es, wie etwa die bloße Herab⸗ 
ſetzung von Wohlfahrtseinrichtungen der Fabrik in den Augen der 
Arbeiter, Erregung von Groll gegen den Privatkläger bei ſeinen 
Arbeitern oder einem Teil von ihnen und anderes dergleichen, nicht? 
Erſt auf der Grundlage einer derartigen konkret gehaltenen Unter⸗ 
ſuchung läßt ſich beurteilen, ob und inwieweit der Inhalt des Artikels 
in der Vorſchrift des § 193 StGB. Deckung finden kann und im 
Falle der Bejahung, ob im Hinblick auf Form und begleitende Um⸗ 
ſtände Exzeſſe vorliegen, durch die ſich der Angeklagte den ihm an 
ſich zukommenden Schutz verſcherzt hat. 

Urteil des Strafſenats vom 10. Mai 1909, V 15/09 (nach 
Rudolſtadt). 


7. Genügt es zur Strafbarkeit des Inhabers einer 
Legitimationskarte nach §S 44a der Gewerbeord⸗ 
nung, daß er dieſe nicht bei ſich führt, oder iſt 
außerdem erforderlich, daß er dem Geheiß der 
Polizeibehörde, den Betrieb bis zur Herbeiſchaf— 
fung der Karte einzuſtellen, nicht nachkommt? 

Die Strafkammer hat den § 44a Abſ. 2 und den § 149 Nr. 1 
der Gewerbeordnung richtig ausgelegt. Wortlaut und Zweck dieſer 
Beſtimmungen ſprechen allein dafür, daß es zur Beſtrafung genügt, 
wenn der Inhaber der Legitimationskarte dieſe nicht bei ſich führt 
oder auf Erfordern nicht vorzeigt, und daß es eine ſelbſtändige Ueber⸗ 
tretung darſtellt, wenn er außerdem den Betrieb auf Geheiß der zu— 
ſtändigen Behörden oder Beamten nicht bis zur Herbeiſchaffung der 
Karte einſtellt. § 44 a Abſ. 2 enthält alſo drei Deliktstatbeſtände, 
und dementſprechend redet § 149 Nr. 1 von „den Beſtimmungen 
des § 44a Abſ. 2“ nicht von einer (einheitlichen) Beſtimmung, 
wie ſie die Reviſion im Anſchluß an das Schöffengerichtsurteil an⸗ 
nimmt. Wenn aber dieſes Urteil gerade auch aus dem Gebrauche 
der Mehrzahlform („wer den Beſtimmungen zuwiderhandelt“) 
die Meinung herleitet, es müſſe ſämtlichen Beſtimmungen zuwider⸗ 
gehandelt fein, jo iſt das völlig abwegig. § 366 Z. 10 StGB. be- 
droht den mit Strafe, der „die zur Erhaltung der Sicherheit . 
auf den öffentlichen Wegen .. . erlaſſenen Polizeiverordnungen über⸗ 
tritt“. Niemand wird glauben, daß hiernach Beſtrafung erſt eintrete, 
wenn ſämtlichen bezüglichen Verordnungen entgegengehandelt iſt. 
Hätte das Geſetz die Verletzung der Verpflichtung, die Legitimations⸗ 


karte während der Ausübung des Gewerbebetriebs bei 1m M führen, 
Blätter für Rechtspflege LVI. N. F. XXXVI. 
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als ſolche ſtraflos laſſen wollen, ſo hätte es beſſer getan, die Ver⸗ 
pflichtung überhaupt nicht aufzuſtellen und ſich damit zu begnügen. 
die Einſtellung des Betriebs für den Fall zu befehlen, daß die zu⸗ 
ſtändigen Behörden oder Beamten, die den Inhaber ohne Karte be⸗ 
troffen haben, dies anordnen. Wenn das Schöffengericht, dem in 
dieſem Punkte die Strafkammer beiſtimmt, der Anſicht iſt, auch der 
Inhaber eines Erlaubnisſcheins nach § 42 b unterliege gemäß Abſ. 2 
in Verbindung mit § 60 e Abſ. 1 den ſämtlichen Verpflichtungen, die 
für den Inhaber der Legitimationskarte nach §S 44a wie für den 
Inhaber eines Wandergewerbeſcheins aufgeſtellt find, und doch be⸗ 
drohe § 149 Nr. 1 nur die Verletzung einer dieſer Verpflichtungen,. 
nämlich der des Beiſichführens des Erlaubnisſcheines, mit Strafe, fo 
iſt das ein Irrtum, der auf dem Ueberſehen des § 148 Nr. 5 beruht. 
Wenn aber der Inhaber des in § 43 vorgeſehenen Legitimations⸗ 
ſcheines allerdings nach § 149 Nr. 1 nur beſtraft wird, wenn er 
dieſen Schein nicht bei ſich führt, ſo iſt ihm auch, wie die Vor⸗ 
inſtanzen zutreffend bemerken, eine weitere Verpflichtung durch die 
Gewerbeordnung nicht auferlegt. In keinem Falle liegt alſo die Sache 
ſo, daß die Gewerbeordnung eine Verpflichtung auferlegte, ihre Ver⸗ 
letzung aber ſtraflos ließe. Ueberdies aber würde, wenn das in einem 
Falle ſo wäre, daraus kein Grund zu entnehmen ſein, dem Geſetze 
in einem anderen Falle die gleiche Abſicht beizulegen, obgleich ſein 
Wortlaut und Zweck hier nicht dazu nötigt. 

Wie hier für den analogen Fall des Wandergewerbeſcheins Ober⸗ 
landesgericht Roſtock nach Warneyer, Jahrbuch, B. Strafrecht, 
2. Jahrg. S. 134. 

Urteil des Strafſenats vom 17. Juni 1909, 8 4/09 (nach Gera). 


II. Kommiſſion zur Entſcheidung der Kompetenzkonflikte in 
Coburg⸗Gotha. 


Mitgeteilt vom Herausgeber. 


Zuläſſigkeit des Rechtsweges über das Beſtehen 

einer Realgewerbeberechtigung. 

Der Kläger betreibt in ſeinem Hauſe Nr. 155 von Königs⸗ 
berg i. Fr. eine Apotheke. Er behauptet, daß ihm kraft Privilegs 
oder unvordenklicher Verjährung eine Realgewerbeberechtigung in bezug 
auf dieſe Apotheke zuſtehe, daß ihm das Staatsminiſterium in Coburg 
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dieſe Berechtigung beſtreite und dadurch Schaden zugefügt habe. Zum 
Erſatz dieſes Schadens hält er den verklagten Fiskus für verpflichtet. 
Er beantragt, daß der Beklagte verurteilt werde, 
1a) anzuerkennen, daß die von ihm betriebene Apotheke eine 
privilegierte ſei, und daß ihm als Eigentümer des Hausgrundſtücks 
Haus⸗Nr. 155 das vererbliche und veräußerliche Recht zuſtehe, eine 
Apotheke in Königsberg zu betreiben; 
b) eventuell: anzuerkennen, daß ihm perſönlich das vererbliche 
Recht zuſtehe, eine Apotheke in Königsberg zu betreiben; 
2) ihm den aus der Verweigerung der Anerkennung dieſes 
Apothekerprivilegs entſtehenden Schaden zu erſetzen. 

Der Beklagte hat die Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges 
erhoben. Das Landgericht M., bei dem die Sache in erſter Inſtanz 
anhängig iſt, hat die Einrede zurückgewieſen. Hierauf iſt auf Grund 
des Geſetzes vom 8. April 1879 der Kompetenzkonflikt erhoben 
worden. Dieſer iſt indeſſen nicht begründet. 

Das Landgericht geht davon aus, daß der Kläger mit der Klage 
ſein Eigentumsrecht an dem Apothekengebäude geltend macht, als 
deſſen Ausfluß ſich die Realgerechtigkeit darſtelle. Auf den Antrag 
unter 1 b trifft das jedenfalls nicht zu. Realgewerbeberechtigungen 
können mit einem Grundſtück verbunden fein, aber auch als felb- 
ſtändiges Recht beſtehen (Planck, EG. z. BGB. Art. 74; Land⸗ 
mann, GewO. § 10; Schmid, Arch ZivPrax. 44, 27). Der 
Eventualantrag unter 1b kann nur jo verſtanden werden, daß eventuell 
eine Realgewerbeberechtigung der letzteren Art als verliehen oder durch 
unvordenkliche Verjährung entſtanden behauptet ſein ſoll. Aber auch 
für den Hauptantrag unter 1a kommt nichts darauf an, ob die in 
Anſpruch genommene Berechtigung als Ausfluß des Grundeigentums, 
als Beſtandteil oder Zubehör des Grundſtücks zu bezeichnen wäre. 
Jedenfalls beſteht in Rechtſprechung und Rechtslehre Einverſtändnis 
darüber, daß Realgewerbeberechtigungen zu den Privatrechten gehören 
und grundſätzlich den Rechtsſchutz genießen, wie er den anderen Privat⸗ 
rechten zukommt (Schmid S. 6; Gierke, Deutſches Privatrecht, 
II S 101, III 1; Thür Bl. 9, 368; Stötzel, Rechtsweg und Kom- 
petenzkonflikt 8 42, II D und IV; Geruch. Beitr. 39, 1018). Soweit 
hier Entſcheidungen in preußiſch⸗ rechtlichen Sachen in Betracht kommen, 
wird doch die privatrechtliche Natur der Berechtigung nicht auf poſitive 
Satzung des preußiſchen Rechts, ſondern auf allgemeingültige Er⸗ 
wägungen geſtützt, insbeſondere auf die, daß Privilegien der in Rede 
ſtehenden Art von dem Beliehenen im eigenen Intereſſe ausgenutzt 
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werden und regelmäßig vererblich und veräußerlich ſind. Es kann 
aber noch darauf hingewieſen werden, daß im Gebiete des Gewerbe⸗ 
weſens öffentlich⸗rechtlicher Natur nur die Beſchränkungen find, die 
der Gewerbefreiheit auferlegt werden, während im übrigen der Stellung 
des Gewerbetreibenden, beruhe ſie nun auf der Gewerbefreiheit oder 
auf Konzeſſion, Privileg oder ſonſtigem Rechtstitel, keinerlei Eigenſchaft 
beiwohnt, die fie als eine öffentlich⸗ rechtliche erſcheinen laſſen könnte. 
Speziell für das coburgiſche Recht kann als Beleg für die Auffaſſung 
der Realgerechtigkeiten einſchließlich der gewerblichen als privater Ge— 
rechtſame der 8 15 der Verordnung vom 10. September 1860, GS. 
Nr. 377, herangezogen werden, der ſie der Eintragung in das Grund⸗ 
buch für fähig erklärt. 

Aus dem bisher Erörterten würde indeſſen noch nicht folgen, 
daß im vorliegenden Falle eine bürgerliche Rechtsſtreitigkeit vorliegt 
und deshalb nach 8 13 GVG. der Rechtsweg gegeben iſt. Hierfür 
iſt nicht entſcheidend die Natur des Rechts, deſſen Beeinträchtigung 
der Kläger behauptet, ſondern die Natur des Rechtsverhältniſſes, das 
den unmittelbaren Gegenſtand des Streites bildet (Thür Bl. 55, 48). 

Wo immer in die private Rechtsſphäre in Ausübung öffentlicher 
Hoheitsrechte eingegriffen wird, ſei es der Finanz⸗, Militär⸗, Polizei⸗ 
hoheit oder einer ſonſtigen öffentlichen Gewalt, da erzeugt der Eingriff 
regelmäßig ein Rechtsverhältnis publiziſtiſcher Natur. Dieſes iſt es, 
das den unmittelbaren Gegenſtand einer aus dem Eingriff hervor⸗ 
gehenden Streitigkeit bildet und deshalb ihre Anerkennung als einer 
bürgerlichen und damit die Zuläſſigkeit des Rechtsweges ausſchließt, 
es ſei denn, daß dem Prozeßrichter ausnahmsweiſe eine Verwaltungs⸗ 
gerichtsbarkeit übertragen wäre. Dasſelbe gilt von einem auf Grund 
des Eingriffes erhobenen Entſchädigungsanſpruch, dem, inſoweit er 
‚Überhaupt anzuerkennen wäre, gleichfalls öffentlich⸗rechtlicher Charakter 
zukäme (Thür Bl. a. a. O. S. 51). Allein hier liegt nichts der⸗ 
gleichen vor. Das Herzogliche Staatsminiſterium nimmt nicht die 
Befugnis in Anſpruch, kraft feiner Gewerbepolizei⸗ oder einer anderen 
öffentlichen Gewalt in das Realprivilegium, wenn es beſteht, einzu⸗ 
greifen. Sondern es verneint lediglich das Beſtehen des Privilegs. 
Es iſt alſo wirklich der unmittelbare Gegenſtand des Streites nichts 
anderes als das behauptete Recht des Klägers, und da dieſes, wie 
oben dargelegt iſt, ein Privatrecht iſt, der Charakter des Rechtsſtreites 
als eines bürgerlichen im Sinne des $ 13 GVG. gegeben. 

Auch die folgende Erwägung führt zu dem gleichen Ergebnis. 

Die oben erwähnte Regel erleidet nämlich da eine Ausnahme, 
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wo kraft ſpeziellen Titels eine individuelle Exemtion von der öffent⸗ 
lichen Gewalt in der Beziehung geltend gemacht wird, in der die Ver⸗ 
waltungsbehörde ſie ausüben wollte. 

Dieſer Exemtion gegenüber, wenn ſie, was im Prozeß eben feſt⸗ 
geſtellt werden ſoll, wirklich vorliegt, kann logiſcherweiſe eine Berufung 
des Beklagten auf ſeine öffentliche Gewalt überhaupt nicht platzgreifen. 
Und deshalb wird hier allgemein ein Rechtsverhältnis angenommen, 
das nicht die Subordination der einen Partei unter die andere, ſondern 
die Koordination beider Parteien zur Grundlage hat, und welchem 
demgemäß, ſofern nur die Natur des geltend gemachten Rechtes ſelbſt 
es nicht verbietet, privatrechtlicher Charakter beizumeſſen iſt (v. Sar⸗ 
wey, Oeffentliches Recht und Verwaltungsrechtspflege S. 335; 
Wach, Zivilprozeßrecht S. 99). Dieſer Fall würde hier vorliegen. 
Der Kläger nimmt auf Grund landesherrlicher Verleihung oder dieſe 
erſetzender unvordenklicher Verjährung eine Rechtsſtellung in Anſpruch, 
kraft deren der jeweilige Inhaber der angeblichen Apothekergerechtigkeit 
von gewiſſen öffentlich⸗ rechtlichen Verpflichtungen in bezug auf die 
Errichtung einer Apotheke frei iſt. Dieſe Freiheit bildet gerade den 
Inhalt des Privilegs, und deshalb könnte ſich der Beklagte nicht auf 
die Gewerbepolizeigewalt des Miniſteriums zu dem Zwecke berufen, 
die Angehung des ordentlichen Gerichts zum Schutze des Privilegs 
auszuſchließen. So im weſentlichen auch RG. 15, 143 ff., und 
Gruch. Beitr. a. a. O. Allerdings können dieſe Entſcheidungen auf 
poſitive Vorſchriften des preußiſchen Geſetzes vom 11. Mai 1842 
Bezug nehmen. Allein, wie aus dem Vorhergeſagten hervorgeht, 
handelt es ſich dabei um einen allgemeingültigen Grundſatz. 

Sonach iſt nur noch zu fragen, ob der Rechtsweg durch eine 
beſondere Vorſchrift des Coburgiſchen Landesrechts ausgeſchloſſen iſt. 
Das iſt nicht der Fall. In der Begründung des Kompetenzkonfliktes 
iſt Bezug genommen auf § 2, III 7 des Organiſationsgeſetzes vom 
17. Juni 1858 und § 12 der Verordnung über den Landesverwal⸗ 
tungsorganismus vom 30. Oktober 1828. 

Allein keine dieſer Geſetzesſtellen enthält eine Entſcheidung der 
hier zur Erörterung ſtehenden Frage. Die erſte handelt davon, daß 
die Gewerbepolizei einen Zweig der inneren Verwaltung bildet, und 
von einigen Gegenſtänden der Gewerbepolizei. Darunter befindet ſich 
eine — übrigens nach § 2 Ziff. 23 der Ausführungsverordnung vom 
19. Juni 1858 nicht vom Miniſterium, ſondern vom Landratsamte 
auszuübende — Jurisdiktion in Streitigkeiten zwiſchen Gewerbe— 
treibenden „über den Umfang der Gewerbe und der hierzu erteilten 
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Konzeſſionen, Privilegien oder Innungsartikel“, nicht aber eine ſolche 
in Streitigkeiten zwiſchen einem angeblich Privilegierten und dem 
Staat über das Beſtehen des Privilegs. Daß ein Streit hierüber 
abweichend von den oben entwickelten allgemeinen Grundſätzen den 
Gerichten entzogen fein ſolle, kann auch nicht aus der ziemlich nichts⸗ 
ſagenden Wendung entnommen werden, wonach die Gewerbepolizei 
die „Erörterung und Entſcheidung aller Gewerbsſachen“ einſchließt. 
Ob zu dieſen „Gewerbsſachen“ die Inanſpruchnahme des Staates 
wegen Beeinträchtigung eines gewerblichen Privilegs gehört, das eben 
iſt die Frage. 

Was aber den § 12 der Verordnung vom 30. Oktober 1828 
anlangt, ſo enthält er, wie ſchon die mehrfach erwähnte Entſcheidung 
des erkennenden Gerichtshofs vom 11. Oktober 1907 eingehend erörtert 
hat, im Zuſammenhalt mit § 11 weſentlich nichts anderes als einen 
ſchon aus allgemeinen Prinzipien zu gewinnenden Grundſatz, nämlich 
den, daß über ſtreitige Rechtssachen die Juſtizbehörden, über „öffent⸗ 
liche Rechts- und Landesverwaltungsverhältniſſe“ dagegen die Ver⸗ 
waltungsbehörden entſcheiden ſollen, jeder Teil unabhängig vom 
anderen und ohne Eröffnung eines Rechtszuges von Behörden der 
einen Art an Behörden der anderen. Was aber im einzelnen zu 
den „ſtreitigen Rechtsſachen“ einerfeit® und zu den „öffentlichen 
Rechts⸗ und Landesverwaltungs⸗Verhältniſſen“ andererſeits gehört, 
darüber ſagen die 8$ 11 und 12 nichts. Unter keinen Umſtänden 
find fie dahin zu verſtehen, daß über eine Frage, zu der die Ver⸗ 
waltungsbehörde in einer Verwaltungsverfügung Stellung genommen 
hat, die Gerichte auch dann nicht mehr ſprechen dürften, wenn deren 
Eniſcheidung an ſich zu ihrer Zuſtändigkeit gehört. Das wäre das 
gerade Gegenteil des obigen Grundſatzes. Nur eine Berufung auf 
den Rechtsweg iſt ausgeſchloſſen, die den Zweck hat, „die ergangene 
Verfügung der gedachten Behörden dadurch ſelbſt aufzuheben und 
außer Wirkſamkeit zu ſetzen“. Ausgeſchloſſen wäre alſo eine Klage 
gegen Verſagung der Apothekenkonzeſſion an den Kläger oder gegen 
die Erteilung einer Apothekenkonzeſſion an einen Dritten, auch auf 
Grund der Behauptung, daß dem Kläger ein Apothekenprivilegium, 
im zweiten Falle ein Exkluſivprivilegium, zuſtehe. Denn die Erteilung 
oder Verſagung einer Apothekenkonzeſſion gehört nach § 1 Ziff. 16 
der erwähnten Verordnung vom 19. Juni 1858 zweifellos zu den 
Landesverwaltungsſachen und zur ausſchließlichen Zuſtändigkeit des 
Staatsminiſteriums. Eine ſolche Klage iſt aber auch nicht erhoben. 
Dagegen iſt die Verfolgung etwaiger zivilrechtlicher Entſchädigungs⸗ 
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anſprüche des durch die Verfügung einer Verwaltungsbehörde Benach- 
teiligten bei den Juſtizbehörden durch den zitierten § 12 ſogar aus⸗ 
drücklich vorbehalten. Somit iſt es alſo keineswegs ausgeſchloſſen, 
eine Frage, über die die Verwaltungsbehörden geſprochen haben, zum 
Gegenſtand einer bürgerlichen Rechtsſtreitigkeit zu machen. Daß dieſes 
Vorgehen im Falle eines günſtigen Ausganges möglicherweiſe faktiſch 
die Wirkung hat, daß die Verwaltungs behörde ſelbſt ihre 
Verfügung aufhebt oder abändert, bedeutet nicht, daß mit ihm be⸗ 
zweckt werde, die Verfügung „aufzuheben und außer Wirkſamkeit zu 
ſetzen“. 

Auch ſonſt beſteht keine Beſtimmung des coburgiſchen Landes⸗ 
rechts, aus der ſich die Unzuläſſigkeit des Rechtsweges im vorliegenden 
Falle ergäbe. 

Entſcheidung vom 21. Mai 1909, K 1/08. 


III. Entſcheidungen des Verwaltungsgerichtshoſes 
für Coburg⸗Gotha. 


Mitgeteilt vom Herausgeber. 


1. Wählbarkeit von Volksſchullehrern in den Ge— 
meindeausſchuß. — Hinlängliche Bezeichnung des 
Kandidaten. — Zeitpunkt für die Vernichtung der 
Stimmzettel. 

Am 15. Dezember 1908 fand in Dietharz unter Leitung des 
Schultheißen die Wahl von drei Gemeindeausſchußmitgliedern ſtatt. 
Nach dem Wahlprotokoll wurde als Ergebnis der Wahl verkündet, 
daß der Zimmermann Wilhelm Raab mit 62 Stimmen, der Fuhr⸗ 
mann Fritz Fuchs mit 58 Stimmen und der Lehrer B. mit 
51 Stimmen zu Gemeindeausſchußmitgliedern gewählt ſeien. Im 
ganzen gaben 112 Wahlberechtigte ihre Stimmzettel ab. Bei Ver⸗ 
leſung des Inhalts der Stimmzettel wurde feſtgeſtellt, daß — außer 
den erwähnten Stimmen der als gewählt Proklamierten — weiter 
44 Stimmen auf Heinrich Wolf und je 43 Stimmen auf Jeremias 
Rauſch und den Holzhauer Heinrich Groß entfallen ſeien. Sechs 
Stimmzettel (Nr. 17, 71, 78, 89, 131 und 136) wurden für un⸗ 
gültig erklärt. Von ihnen lauteten 4 auf den Namen Heinrich 
Groß und 2 auf den Namen H. Wolf. Da es zweifelhaft er⸗ 
ſchien, ob Heinrich Groß, Holzhauer (Nr. 28 der Wählerliſte) 
oder Heinrich Groß, Tünchermeiſter (Nr. 24 der Wählerliſte) und 
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ob Heinrich Wolf oder Hermann Wolf (Nr. 125 bezw. 134 der 
Wählerliſte) der Gewählte ſein ſollte, richtete der Schultheiß als Vor⸗ 
ſitzender der Wahlbehörde an die Wahlverſammlung die Anfrage, 


ob die Schreiber der Stimmzettel Nr. 17, 71, 78, 89, 131 und 136 


bereit ſeien, durch mündliche Erklärung zu Protokoll die Zweifel 
über die Perſon der Vorgeſchlagenen zu beſeitigen. Da ſich niemand 
meldete, blieben die ſechs Stimmen unberückſichtigt. Dagegen wurden 
mehrere Stimmzettel, die auf den Namen „W. Raab“ lauteten — 
wie viel, ſteht nicht feſt — den auf „Wilhelm Raab“ lautenden 
hinzugezählt, weil in der Wählerliſte nur ein Wahlberechtigter Raab 
mit einem mit dem Buchſtaben W beginnenden Vornamen — eben 
der gewählte Wilhelm Raab — verzeichnet ſtand (unter Nr. 85) und 
deshalb ein Zweifel in betreff der Perſon des Vorgeſchlagenen für 
ausgeſchloſſen erachtet wurde. Nachdem die Wahlhandlung geſchloſſen 
und das Wahlprotokoll vorgeleſen und unterzeichnet, eine Einwendung 
gegen die Wahl aus der Mitte der Verſammlung aber nicht erhoben 
worden war, wurden die Stimmzettel vernichtet. 

Mit Eingabe vom 22./24. Dezember 1908 führten die jetzigen 
Kläger Beſchwerde über das Wahlverfahren. Sie beanſtandeten 
ein Dreifaches. Zunächſt beſtritten ſie die Gültigkeit der Wahl des 
Lehrers B., da dieſer ein mit ſtändiger Beſoldung verſehenes Ge- 
meindeamt bekleide, nach § 76 des Gemeindegeſetzes vom 11. Juni 
1858 alſo nicht wählbar ſei. Weiter rügten ſie, daß die für „Heinrich 
Groß“ und „H. Wolf“ abgegebenen Stimmen dem „Holzhauer Heinrich 
Groß“ und dem „Heinrich Wolf“ nicht angerechnet worden ſeien, 
während man die auf „W. Raab“ lautenden Stimmzettel für „Wilhelm 
Raab“ mitgezählt habe. Endlich machten ſie geltend, daß entgegen 
den Vorſchriften in den §§ 97 und 98 Abſ. 2 des Gemeindegeſetzes 
die Stimmzettel vernichtet worden ſeien, ehe das Wahlverfahren von 
der zuſtändigen Staatsbehörde als rechtsbeſtändig anerkannt ge⸗ 
weſen ſei. 

Das Landratsamt wies die Beſchwerde zurück und erkannte die 
Wahl des Wilhelm Raab, Fritz Fuchs und des Lehrers B. als geſetz⸗ 
mäßig an. 

Hiergegen richtet ſich die Klage mit dem Antrag: die Entſcheidung 
des Landratsamts aufzuheben und die Wahl der drei Gemeinde⸗ 
ausſchußmitglieder für ungültig zu erklären. 

Die Klage iſt unbegründet. 

Zu Unrecht wird die Wahl des Lehrers B. beanſtandet. 
Allerdings können nach § 76 des Gemeindegeſetzes vom 11. Juni 
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1858 ſolche Bürger nicht in den Gemeindeausſchuß gewählt werden, 
die ein mit ſtändiger Beſoldung (oder mit dem Bezug ſtändiger Ge⸗ 
bühren) verſehenes Gemeindeamt bekleiden. Ein Volksſchullehrer, wie 
es der Lehrer B. iſt, bekleidet aber kein Gemeindeamt im Sinne dieſer 
Geſetzesbeſtimmung. In § 76 werden neben den eigentlichen Ge- 
meindebeamten diejenigen als nicht wählbar bezeichnet, die „als 
Staatsdiener eine Stelle bei einer zur Führung der Oberaufſicht über 
die Gemeindeverwaltung und Ortspolizei berufenen Behörde be- 
kleiden“. Indem das Geſetz dieſen beiden Beamtenkategorien — den 
Gemeindebeamten und den Staatsaufſichtsbeamten — die Wähle 
barkeit für den Gemeindeausſchuß abſpricht, geht es davon aus, daß 
die Stellung dieſer Beamten mit der eines Gemeindeausſchußmitglieds 
unvereinbar ſei, daß die Doppelſtellung zu Intereſſenkolliſionen führen 
müſſe. Dieſe Erwägungen treffen auf Volksſchullehrer nicht zu. Sie 
ſind weder an der eigentlichen Gemeindeverwaltung beteiligt, noch mit 
der Aufſicht über ſie betraut. Sie ſind vielmehr Diener einer ſelb— 
ſtändigen Anſtalt. Die Richtigkeit dieſer Auslegung des § 76 ergibt 
ſich auch aus den 88 104, 37 GemGeſ. In 8 104 wird ausdrücklich 
ausgeſprochen, daß ... Lehrer an öffentlichen Unterrichtsanſtalten 
nicht gleichzeitig das Amt eines Mitglieds des Gemeinde vorſtands 
verſehen können. Der § 76 dagegen nimmt die Lehrer aus der Zahl 
der in den Gemeindeausſchuß Wählbaren nicht ſpeziell aus. Dieſe 
Verſchiedenheit in der Redaktion des Geſetzes ſpricht für ihre Wähl— 
barkeit zu Gemeindeausſchußmitgliedern. In § 37 wird der Erwerb 
des Heimatsrechtes durch unwiderrufliche Anſtellung im Hof-, Staats-, 
Kirchen⸗ und Schuldienſt ausdrücklich geregelt, derjenige durch An⸗ 
ſtellung im Gemeindedienſt jedoch, offenbar als ſelbſtverſtändlich, über⸗ 
gangen (vergl. §S 104 S. 5 GG.). Daraus erhellt, daß das Ge— 
meindegeſetz den Schuldienſt als eine beſondere, nicht vom Gemeinde— 
dienſt umfaßte Dienſtkategorie betrachtet (ſ. noch SS 113, 227, 228 
GG.). Dem entſpricht die Regelung, die die Rechtsverhältniſſe der 
Volksſchullehrer in der Gothaiſchen Geſetzgebung gefunden haben. 
Durch § 41 des Staatsgrundgeſetzes vom 3. Mai 1852 wurde die 
Ordnung der Rechtsverhältniſſe derjenigen öffentlichen Lehrer als 
Staatsdiener, auf die das Staatsdienſtgeſetz keine Anwendung 
findet, und ihrer rechtlichen Beziehungen zu den Gemeinden einem 
beſonderen Geſetz vorbehalten. Ein gleicher Vorbehalt findet ſich auch 
in § 3 des Geſetzes über den Zivil⸗Staatsdienſt vom 3. Mai 1852. 
Die hier vorgeſehene nähere Regelung der Dienſtverhältniſſe der Volks⸗ 
ſchullehrer iſt in dem Volksſchulgeſetz vom 4. Mai 1906 erfolgt (vergl. 
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auch das frühere Volksſchulgeſetz vom 1. Juli 1863, insbeſ. die 88 37, 
39, 62). Die Vorſchriften, die dieſes Geſetz über die Anſtellung der 
Volksſchullehrer durch die Staatsregierung (§§ 36, 38, 1163), über den 
Bezug ihres Gehalts aus der Schulkaſſe (§§ 53, 14, 101 Ziff. 11, 
104), über ihre Verſetzung auf eine andere Stelle ($ 74), über ihre 
Penſionierung (§ 69), über die Dienſtentlaſſung (88 77 fg.) und über 
die Staatsaufſicht (88 109, 110, 113, 114, 115, 116; vergl. auch 
noch § 66) enthält, ſtehen der Annahme entgegen, daß die Volks⸗ 
ſchullehrer Träger eines Gemeindeamtes ſeien. Für die Frage, 
welcher öffentlichen Körperſchaft ein Beamter zugehört (dem Staat, 
der Gemeinde 2c.), iſt die Perſon des Dienſtherrn entſcheidend, 
dem er kraft der Anſtellung zur Leiſtung von dauernden Dienſten 
verpflichtet iſt, deſſen Gewalt er unterworfen wird und dem er Ge⸗ 
horſam ſchuldet (vergl. Meyer⸗Anſchütz, Staatsrecht § 144 S. 502 1; 
Laband IS 44 II S. 414 fg.). Dieſe Merkmale find in dem Ver⸗ 
hältnis der Volksſchullehrer zu den Gemeinden nicht ausgeprägt. 
Allerdings iſt die öffentliche Volksſchule eine Gemeindeanſtalt (88 6, 
12 Volksſchulgeſetz)z. Dieſer Umſtand beweiſt aber nicht, daß die 
Volksſchullehrer Gemeindebeamte find. Die Frage nach der Dienſt⸗ 
ſtellung der Lehrer beurteilt ſich nicht nach dem organiſatoriſchen Auf⸗ 
bau der Volksſchule, ſondern danach, weſſen Dienſtherrlichkeit ſie 
unterſtehen. Unter dieſem Geſichtspunkt ergibt ſich aber, daß die 
Volksſchullehrer nicht Gemeindebeamte und auch nicht eigentliche 
Staatsbeamte ſind, ſondern eine ſelbſtändige Dienſtkategorie bilden, 
die zwiſchen beiden ſteht (ſ. auch über die verwandte Auffaſſung im 
Preußiſchen Recht RGZ. 37, 302; 42, 282; OVG. 14, 75f.; 
Gruch. 27, 1000). Verfehlt iſt der Einwand der Kläger, die Stellung 
der Volksſchullehrer als Gemeindebeamter ergebe ſich daraus, daß ſie 
aus Gemeindemitteln (eine freie Wohnung oder) eine Wohnungs⸗ 
entſchädigung erhielten. Zunächſt iſt es für die Beurteilung des 
Dienſtverhältniſſes der Lehrer nicht entſcheidend, aus welcher Kaſſe ſie 
ihr Gehalt oder ihre Nebenbezüge empfangen (vergl. Meyer⸗An⸗ 
ſchütz a. a. O.). Sodann ergibt ſich aber aus 88 48 II, 533 VSchG., 
daß eine Wohnungsentſchädigung aus der Gemeindekaſſe nicht ge⸗ 
währt wird. | 

Unbegründet ift weiter die Bemängelung der Stimmenzählung. 
Nach SS 85, 89 des Gemeindegeſetzes vom 11. Juni 1858 müſſen 
die Stimmzettel eine hinlängliche Bezeichnung der zu Gemeindeaus⸗ 
ſchußmitgliedern Vorgeſchlagenen enthalten. Anderenfalls wird ihr 
Inhalt nicht berüdfichtigt. Nur dann wird die Stimmabgabe be⸗ 
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achtet, wenn der Schreiber des undeutlichen Stimmzettels auf Er⸗ 
fordern ſich meldet und durch mündliche Erklärung zu Protokoll den 
Mangel beſeitigt. Dieſe Vorſchriften hat die Wahlbehörde im vor⸗ 
liegenden Fall nicht verletzt. Daß die für „W. Raab“ abgegebenen 
— der Zahl nach nicht feſtſtehenden — Stimmen als gültig behandelt 
und dem Wilhelm Raab zu gute gerechnet wurden, war durchaus 
zuläſſig. Denn bei ihnen konnte ein begründeter Zweifel über die 
Perſon des Vorgeſchlagenen nicht aufkommen (vergl. OVG. 28, 21). 
Die Wählerliſte wies nur einen Wahlberechtigten namens Raab auf, 
der einen mit dem Buchſtaben W beginnenden Vornamen führte. 
Dieſer — eben der gewählte Wilhelm Raab — kam daher allein 
als wählbar nach § 75 S. 2 GG. in Frage (ſ. auch § 78 daſ.). 
Die Kläger weiſen zwar auf die Möglichkeit hin, daß ein Stimm⸗ 
berechtigter ($ 72 GG.) namens W. .. Raab aus Verſehen nicht 
in die Gemeindewählerliſte ($ 78 GG.) aufgenommen worden ſei. 
Sie behaupten indes ſelbſt nicht, daß in der Tat zur Zeit der Wahl 
ein Stimmberechtigter dieſes Namens in der Gemeinde Dietharz vor⸗ 
handen geweſen ſei. Es kann daher ununterſucht bleiben, ob die Ge⸗ 
meindewählerliſte ausſchließlich den Zweck hat, den Kreis der zur 
aktiven Ausübung des Wahlrechts befähigten Perſonen feſtzuſtellen 
oder auch den, als vollſtändiges Verzeichnis der mit der Wählbarkeit 
Bekleideten zu dienen (vergl. OVG. 19, 18). Die weitere Möglich⸗ 
keit aber, daß die Stimmzettel mit dem Namen W. Raab einem über⸗ 
haupt nicht Wahlberechtigten und darum nicht Wählbaren hätten 
gelten ſollen, muß von vornherein ausſcheiden. Denn dieſe Stimm⸗ 
abgabe wäre ungültig; die Wahlbehörde muß aber bei der Prüfung 
der Stimmzettel davon ausgehen, daß die Wähler einem geſetzlich 
tauglichen Kandidaten ihre Stimmen haben geben und gültig haben 
wählen wollen. Anderenfalls würde das ganze Wahlgeſchäft in Frage 
geſtellt. 

Anders lag es bei den für Heinrich Groß und H. Wolf ab⸗ 
gegebenen ſechs Stimmen. Hier konnte der Zweifel auftauchen, ob 
der Holzhauer oder der Tünchermeiſter Heinrich Groß und ob Heinrich 
oder Hermann Wolf gemeint ſei. Denn dieſe vier Perſonen kamen 
nach der Wählerliſte als Wahlberechtigte und damit auch als wählbar 
( 75 GG.) in Betracht. Der Zweifel wurde auch nicht dadurch 
beſeitigt, daß auf die Aufforderung des Wahlvorſitzenden ſich die 
Schreiber der Stimmzettel zur mündlichen Verdeutlichung ihrer Stimm⸗ 
abgabe meldeten. Indes iſt damit nicht ausgeſchloſſen, daß ſich die 
Perſon der Vorgeſchlagenen auf andere Weiſe hätte beſtimmen laſſen. 
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Es laſſen ſich Fälle denken, in denen trotz ungenauer, mehrdeutiger 
Bezeichnung ein begründeter Zweifel über die Perſon des Vorge— 
ſchlagenen nicht aufkommen kann, ſo z. B. dann, wenn der Wahl⸗ 
zettel den Namen einer als Kandidat aufgeſtellten, politiſch bekannten 
Perſönlichkeit trägt oder wenn nach geſchloſſenen Liſten geſtimmt wird 
und in dem Stimmzettel einer der in dieſen Liſten enthaltenen Kan⸗ 
didaten erkennbar bezeichnet iſt. Ob einer dieſer Fälle bei der Diet⸗ 
harzer Wahl vorgelegen hat, kann dahingeſtellt bleiben. Denn auch 
wenn man die auf Heinrich Groß und H. Wolf lautenden Stimm⸗ 
zettel als gültig anſähe und die abgegebenen 4 Stimmen für den 
Holzhauer Heinrich Groß und die 2 Stimmen für Heinrich Wolf 
mitzählte, ſo würde dadurch an dem Wahlergebnis nichts geändert. 
Denn beide blieben trotz dieſes Stimmenzuwachſes mit 47 bezw. 
46 Stimmen in der Minderheit. 


Wenn die Kläger im Anſchluß hieran weiter einwenden, daß der 
Wahlvorſitzende mit ſeinem Verfahren das Wahlgeheimnis verletzt 
und bei der Stimmenzählung die Entſcheidung der Wahlbehörde nicht 
eingeholt habe, ſo iſt auch das nicht ſtichhaltig. Das Gemeindegeſetz 
iſt nicht ausſchließlich auf dem Grundſatz geheimer Stimmabgabe auf— 
gebaut: es geſtattet in § 85 S. 3 die mündliche Erklärung der Ab- 
ſtimmung zu Protokoll, und erlaubt in § 89 auch bei geheimer 
ſchriftlicher Abſtimmung, daß auf Erfordern eine mündliche Erläute⸗ 
rung eines undeutlichen Stimmzettels ſtattfindet. Daß der Gemeinde⸗ 
vorſtand als Wahlleiter bei der Entſcheidung über die Gültigkeit der 
Stimmen die Wahlbehörde ($ 81 GG.) beiſeite geſetzt habe, iſt nicht 
erſichtlich. Ob eine ausdrückliche Beſchlußfaſſung der Wahlbehörde 
über die Gültigkeit oder Ungültigkeit von Stimmen ſtattgefunden hat, 
iſt gleichgültig. Es genügte, wenn der Wahlleiter ohne Widerſpruch 
der Beſitzer, im ſtillſchweigenden Einverſtändnis mit ihnen, entſchied. 
Das war aber offenbar der Fall. ö 

Den letzten Anfechtungsgrund leiten die Kläger daraus her, daß 
die Stimmzettel vorzeitig vernichtet worden ſeien. Auch damit können 
ſie nicht durchdringen. Nach § 98 Abſ. 2 GG. ſind die Wahlzettel 
zu vernichten, ſobald das Wahlverfahren als rechtsbeſtändig anzuſehen 
iſt. Dieſer Zeitpunkt tritt allerdings bei den Wahlen in den Dorf— 
gemeinden erſt ein, wenn die Wahl von der zuſtändigen Staats- 
behörde ($ 218 GG.) für geſetzmäßig befunden worden iſt. Denn 
nach 8 97 Abſ. 2 GG. entſcheidet für die Dorfgemeinden die Staats⸗ 
behörde über die Geſetzmäßigkeit der Wahlen, d. h. ſie trifft die recht⸗ 
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lich bedeutſame Feſtſtellung des Wahlergebniſſes. Die Bekanntmachung 
dieſes Ergebniſſes durch die Wahlbehörde iſt nur eine vorläufige, un⸗ 
maßgebliche (Thür Bl. 55, 142). Indes ſtellt die verfrühte Vernichtung 
der Wahlzettel unter den vorliegenden Umſtänden keine weſentliche 
Unregelmäßigkeit dar, die es rechtfertigen könnte, die ſonſt einwand⸗ 
freie Wahl für ungültig zu erklären (§ 97 Abſ. 1 GG.). Die Auf⸗ 
bewahrung der Wahlzettel bildet kein abſolut weſentliches Erfordernis, 
von deſſen Beobachtung die Gültigkeit des Wahlakts abhängt. Be⸗ 
ſteht ohnehin volle Gewißheit darüber, daß der Wille der einzelnen 
Wähler und des Wahlkörpers in dem vorliegenden Ergebnis der 
Wahl zu voller Geltung und zu ſeinem geſetzlichen Ausdruck gelangt 
iſt, ſo kann durch eine vorzeitige Vernichtung der Wahlzettel die 
Gültigkeit der Wahl nicht in Frage geſtellt werden (vergl. OVG. 
4, 5; 26, 119). Dieſer Fall liegt aber vor. Denn das Wahl⸗— 
protokoll nebſt ſeinen Beilagen, die nicht bemängelt ſind, liefern die 
nötigen Unterlagen für die Nachprüfung des Wahlergebniſſes und 
machen eine Einſicht der Stimmzettel überflüſſig. Unter dieſen Um⸗ 
ſtänden hatte die Aufbewahrung der Stimmzettel eine rein formelle 
Bedeutung; von der Beobachtung einer bloßen Formalität aber kann 
die Gültigkeit der Wahl nicht abhängen. 
Entſcheidung vom 28. Mai 1909, B 1/09. 


2. Steuerliche Behandlung der für den Hausbedarf 
und das Wirtſchaftsperſonal verwendeten Natu— 
ralien eines Gutes. — Zurechnung der vom eigenen 
Wild gefreſſenen landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe 
zum Gutsertrag? 

Der Reinertrag des klägeriſchen Grundbeſitzes iſt mit Rückſicht 
auf entnommenen Hausbedarf um 1000 M. höher als vom Kläger 
angegeben, veranſchlagt worden. 

Die Vorinſtanzen ſind bei der Feſtſtellung dieſes Betrages einmal 
offenbar von unrichtigen rechtlichen Geſichtspunkten ausgegangen. 
Nach der von der Berufungskommiſſion inſoweit nicht beanſtandeten 
Begründung der Einſchätzungskommiſſion iſt der kritiſche Betrag er⸗ 
mittelt als „Differenz zwiſchen dem, was die Gutsherrſchaft von der 
Gutsverwaltung bezieht und dem, was erſtere für die letztere leiſtet“. 
Hierbei ſind Art. 9 Ziff. 1 und 10 Ziff. 2 des Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes nicht beachtet. Denn danach kommt hinſichtlich der für den 
Haushalt des Steuerpflichtigen entnommenen Gutserzeugniſſe ein Abzug 
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ü berhaupt nicht in Frage, der Geldwert dieſer Erzeugniſſe iſt vielmehr 
ununterſchieden von den übrigen Erzeugniſſen zunächſt in Einnahme 
zu ſtellen. Die Begründung der Vorentſcheidungen läßt nicht erſehen, 
wie hoch dieſer angenommen iſt. Bei der Feſtſtellung der Höhe des 
Abzugs kommt es dann darauf an, die Höhe der Aufwendungen für 
das Wirtſchaftsperſonal feſtzuſtellen. Eine ſolche Feſtſtellung iſt aus 
den Entſcheidungen der Vorinſtanzen nicht zu entnehmen, denn es iſt 
nach ihrer Begründung nicht erſichtlich, welche ziffernmäßige Beträge 
von ihnen, indem ſie 2000 bezw. 1000 M. als den oben bezeichneten 
Differenzbetrag angeben, für die Unterhaltung des Wirtſchaftsperſonals 
in Anſchlag gebracht ſind. Die getroffene Entſcheidung der Be⸗ 
rufungskommiſſion kann in dieſem Punkt daher nicht aufrecht erhalten 
werden. 

Ebenſo erſcheint die zweite Beſchwerde des Klägers begründet, 
die ſich dagegen richtet, daß bei Berechnung feined Einkommens ein 
Betrag von 2000 M. mit Rückſicht auf den Nichterſatz von Wild⸗ 
ſchaden eingeſtellt iſt. Hierbei iſt der Begriff des Ertrages verkannt. 
Als Naturalertrag aus einem Grundſtück kann immer nur der Wert 
der tatſächlich gewonnenen Erzeugniſſe angeſehen werden. Gewonnen 
aber ſind Erzeugniſſe erſt, wenn die Möglichkeit ihrer unmittelbaren 
wirtſchaftlichen Verwertung gegeben iſt. Der ſteuertechniſche Begriff 
des Ertrages iſt in dieſer Hinſicht kein anderer als der wirtſchaftliche. 
Der Vorteil, den ein Grundſtückseigentümer dadurch im Intereſſe 
ſeiner Jagd hat, daß er das Wild auf eigenem Grund und Boden 
hält, würde daher nur dann bei Berechnung des Einkommens aus 
dem Grundbeſitz in Anſchlag zu bringen ſein, wenn es ſich um Ver⸗ 
wendung von Erzeugniſſen der Landwirtſchaft für das Wild, wie 
etwa zur Fütterung handelt. Damit iſt der Anſatz der Verwaltungs⸗ 
behörden im vorliegenden Falle aber nicht begründet. Der Wert des 
dem Grundſtückseigentümer nach dem Geſetz zuſtehenden Rechts auf 
Erſatz des Wildſchadens würde bei der Veranſchlagung des Einkommens 
in Einnahme geſetzt werden können nur etwa als Ertrag aus einem 
vermögendwerten Forderungsrecht; ein ſolches iſt aber im vorliegenden 
Fall, wo dem Grundſtückeigentümer kein Verpflichteter gegenüberſteht, 
nicht gegeben. Die Erwägung, daß der Kläger durch die gegebene 
Kombination der Verhältniſſe günſtiger geſtellt iſt als andere Steuer⸗ 
pflichtige in gleicher Vermögenslage, reicht allein ſelbſtverſtändlich nicht 
aus, um ſeine höhere Einſchätzung zu rechtfertigen. 

Entſcheidung vom 22. November 1907, B 5/07. 
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3. Schaffung eines öffentlichen Weges. — Ueber— 
nahme der öffentlich⸗rechtlichen Wegeunterhal- 
tungs laſt. 

Im Jahre 1851 wurde zum Bau und Betrieb einer chauſſee⸗ 
mäßigen Straße, die von Ichtershauſen über Molsdorf, Ingersleben 
und Biſchleben nach Hochheim bei Erfurt führen und die als Be- 
dürfnis empfundene bequemere Verbindung mit Erfurt herſtellen ſollte, 
ein Aktienverein gegründet. Die Satzung des Vereins (§ 1) ſah als 
„Zweck und Aufgabe“ des Unternehmens: „die Anlegung der Straße 
und ihre ſtete Erhaltung in baulichem Stande und Weſen“ vor. Sie 
wurde der Herzoglichen Landesregierung zur Genehmigung unter⸗ 
breitet. Dieſe forderte zunächſt die Erörterung verſchiedener Punkte 
und machte die Genehmigung unter anderem davon abhängig, daß 
die Straße nach dem Gutachten der Chauſſeebauinſpektion als völlig 
chauſſierte und in einer beſtimmten Breite ausgeführt werde. Schließ⸗ 
lich erteilte ſie die Genehmigung zum Bau und Betrieb der Straße 
und ließ die Satzung durch das Herzogliche Juſtizamt in Ichters⸗ 
hauſen beſtätigen (31. Dezember 1851). Dabei behielt ſie jedoch 
ausdrücklich die techniſche Oberleitung des Baues der Herzoglichen 
Chauſſeebauinſpektion vor. In der Folge wurde die geplante Straße, 
die ſogenannte Geratalſtraße, ausgebaut und vom 1. Januar 1854 
ab in Betrieb genommen. Der Aktienverein erhielt die Berechtigung 
zum Bezug des Wegegeldes für die Straße verliehen (29. Dezember 
1852) und wurde durch Entſchließung des Landesherrn als juriſtiſche 
Perſönlichkeit anerkannt (17. März 1853). Seine im Jahre 1853 
revidierte Satzung fand die behördliche Beſtätigung (16. April 1853). 
In ihr (§ 1) war als Zweck des Vereins „der Bau und die Unter⸗ 
haltung einer ordnungsmäßigen Chauſſee“ bezeichnet. In § 37 dieſer 
Satzung war entgegen dem § 6 des urſprünglichen Statuts, wonach 
ein Antrag auf Aufhebung der Geſellſchaft nicht ſtattfand, die Auf⸗ 
löſung des Aktienvereins durch Beſchluß der Inhaber von mindeſtens 
9 der Aktien vorgeſehen. 

Unter dem 27. Oktober 1854 nahm der Verein auch denjenigen 
Teil der Staatsſtraße, der die Verbindung zwiſchen Geratalſtraße und 
Ichtershauſen herſtellte, mit Genehmigung der Herzoglichen Landes⸗ 
regierung in Verwaltung. Hierbei wurde ihm von dieſer Vehörde 
die Verpflichtung auferlegt, die Staatsſtraßenſtrecke ebenſo, wie die 
Geratalſtraße, nach Anordnung der Chauſſeebauinſpektion ſtets in 
einem vollkommen guten Zuſtand zu erhalten. 


Bald erwies ſich jedoch, daß das Straßenunternehmen nicht 
rentabel war. Der Verein geriet in wachſende finanzielle Bedrängnis 
und verfiel ſchließlich in Konkurs. Dieſer fand dadurch ſein Ende, 
daß A. und G., von denen der erſtere damals Eigentümer des 
Gutes St. war, die Geratalſtraße durch einen am 24. Juli 1858 vor 
dem Herzoglichen Juſtizamt Ichtershauſen geſchloſſenen Vertrag unter 
Uebernahme aller Rechte und Verbindlichkeiten des 
Aktienvereins mit Wirkung vom 1. Januar 1858 ab käuflich erwarben. 
Der Vertrag wurde dem Staatsminiſterium anläßlich eines Antrags 
der Erwerber, die Staatsſtraßenſtrecke in ſtaatliche Verwaltung zurück⸗ 
zunehmen und die Wegegeldberechtigung entſprechend zu regeln, zur 
Kenntnis gebracht. In der Folge gelangte das Eigentum an der. 
Geratalſtraße durch Erbgang an Frau J., die es jedoch größtenteils 
— mit Ausnahme der in der Flur St. gelegenen Strecke — durch 
Verzicht gegenüber dem Grundbuchamt aufgab. Das von Frau J. 
gleichfalls ererbte Gut St. ging durch Erbauseinanderſetzungsvertrag 
in das Eigentum von F. W., des Klägers, über. Als Eigentümer 
dieſes Gutes iſt jetzt der Kläger vom Landratsamt in Gotha durch 
Verfügung vom 11. Februar 1908 bei Vermeidung von Zwangs— 
maßregeln angehalten worden, die ganze Geratalſtraße in ordnungs⸗ 
mäßigen Zuſtand zu ſetzen und künftig in dieſem Zuſtand zu erhalten. 
Hierbei iſt davon ausgegangen worden, daß die öffentlich⸗rechtliche 
Verpflichtung zur Unterhaltung der Geratalſtraße, als einer öffent⸗ 
lichen Straße, ſeinerzeit für den Aktienverein begründet, dann durch 
Vertrag vom 24. Juli 1858 von den Käufern der Straße mit 
Rückſicht auf den Beſitz des Familiengutes St. über⸗ 
nommen worden ſei, und daher jetzt den Kläger, als Beſitzer dieſes 
Gutes, treffe. Die von dem Kläger gegen die Verfügung des Land⸗ 
ratsamtes eingelegte Beſchwerde wurde durch Entſcheidung des 
Staatsminiſteriums vom 26. Februar 1908 zurückgewieſen. Gegen 
dieſe Entſcheidung richtet ſich die vorliegende Klage. Mit ihr wird 
beantragt: die Verfügung des Landratsamtes zu Gotha vom 
11. Februar 1908 bezw. den dieſe Verfügung beſtätigenden Beſchluß 
des Herzoglichen Staatsminiſteriums zu Gotha vom 26. Februar 
1908 aufzuheben. In der Begründung der Klage wird die Annahme 
bekämpft, daß die Geratalſtraße eine öffentliche Straße im Rechts⸗ 
ſinne darſtelle, daß von dem Aktienverein und ſpäter von den Er⸗ 
werbern der Straße eine öffentlich⸗ rechtliche Wegebaulaſt übernommen, 
und daß die Pflicht zur Unterhaltung der Straße mit dem Beſitz des 
Gutes St. rechtlich verknüpft worden ſei. 
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Zunächſt fragt es ſich, ob die Geratalſtraße als ein öffent⸗ 
licher Weg anzuſehen iſt. Dies iſt mit der Vorinſtanz zu bejahen. 
Die Widmung eines Weges für den öffentlichen Verkehr und damit 
die Schaffung eines öffentlichen Weges iſt ſchon dann anzunehmen, 
wenn die rechtlich Beteiligten — das ſind die zuſtändige Behörde, 
der Eigentümer und der zur Unterhaltung der öffentlichen Wege Ver⸗ 
pflichtete — ſelbſt nur ſtillſchweigend ihr Einverſtändnis damit zu 
erkennen gegeben haben, daß der Weg vom Publikum als öffentlicher 
benutzt werde (RGZ. 48, 299). Die Zuſtimmung der wegebau— 
pflichtigen Gemeinde iſt jedoch nur dann erforderlich, wenn ſie Wege⸗ 
eigentümerin iſt oder die Unterhaltung des Weges übernehmen ſoll 
oder ihr ſonſt aus der Widmung des Weges für den öffentlichen 
Verkehr Laſten erwachſen. Wenn ein Dritter der Polizeibehörde 
gegenüber die Wegebaulaſt übernimmt, ſo fehlt in der Regel das 
rechtliche Intereſſe für die Zuſtimmung der Gemeinde (Germers⸗ 
Haufen, Wegerecht I § 1 S. 6; OVG. 30, 257). Die aufge 
ſtellten Erforderniſſe für die Konſtituierung eines öffentlichen Weges 
ſind hier vorhanden. Daß die Geratalſtraße dem öffentlichen Verkehr 
dienen ſollte, iſt unzweifelhaft. Aber auch die — mindeſtens ſtill⸗ 
ſchweigende — Genehmigung dieſer Zweckbeſtimmung von ſeiten der 
Wegepolizeibehörde (das iſt die Landesregierung: § 12d der Ver⸗ 
ordnung vom 30. Oktober 1828) iſt nicht zu beſtreiten. Die Landes⸗ 
regierung genehmigte den Straßenbauverein, indem ſie bautechniſche 
Vorſchriften erteilte und ſich die techniſche Oberleitung des Straßen⸗ 
baues durch die Chauſſeebauinſpektion vorbehielt; ſie fällte auch 
während der Bauzeit mehrfach Entſcheidungen bautechniſchen Inhalts 
(über die Zweckmäßigkeit der Straßenführung durch oder um Biſch— 
leben). Damit wurde die Landesregierung in ihrer Doppelſtellung 
als die zur Konzeſſionierung des Vereins berufene Behörde und als 
Wegepolizeibehörde tätig. 

Zur rechtsgültigen Widmung eines Weges für den öffentlichen 
Verkehr gehört aber weiter, daß Beſtimmung darüber getroffen wird, 
wem die öffentlich⸗ rechtliche Unterhaltungspflicht obliegen fol (Ger- 
mershauſen, a. a. O. IS 1 S. 1; OVG. 32, 203; 35, 297; 
38, 240). Dies führt zu der zweiten Frage, ob der Straßenbau⸗ 
verein die öffentlich⸗rechtliche Wegebaulaſt übernommen hat. Auch 
das iſt anzunehmen. An ſich können auch bei öffentlichen Wegen 
auf privatrechtlichem Titel beruhende Verpflichtungen einzelner Perſonen 
zur Tragung der Wegebaulaſt vorkommen (Meyer, Verwaltungs⸗ 
recht, I § 161 S. 488; ThürBl. 50, 25). Um eine 19 8 privat⸗ 
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rechtliche Unterhaltungspflicht handelt es ſich hier aber nicht. Es iſt 
vielmehr eine Wegebau⸗ und Unterhaltungslaſt öffentlich rechtlichen 
Inhalts für den Straßenbauverein begründet worden. Wofern nicht 
beſondere Geſetzesbeſtimmungen dem entgegenſtehen, wird durch eine 
der Wegepolizeibehörde gegenüber abgegebene und von ihr ange⸗ 
nommene einſeitige Erklärung, durch die jemand an Stelle des nach 
gemeinem Recht Wegebaupflichtigen die Pflicht zur Unterhaltung eines 
Weges übernimmt, in der Regel ein öffentlich⸗ rechtlicher Titel für die 
Wegebaulaſt geſchaffen (OVG. 30, 256, Germershauſen, I 81 
S. 6, 8 33 Nr. 3 S. 455 ff.). Das Gothaiſche Kommunalwege⸗ 
baugeſetz vom 31. Januar 1831 (88 1, 7) ſteht einer Begründung 
der Wegebaupflicht Dritter nicht entgegen: es regelt nur die normale, 
geſetzliche Wegebaulaſt (der Gemeinde) und ſchließt nicht aus, daß 
eine davon abweichende Wegebaupflicht auf Grund öſſentlich⸗recht⸗ 
lichen Titels geſchaffen wird (vergl. § 7 daſelbſt). Dagegen läßt ſich 
auch nicht einwenden, daß durch Vertrag öffentlich⸗rechtliche Pflichten 
nicht von dem kraft Geſetzes Verpflichteten auf einen Dritten über⸗ 
tragen werden könnten (RGZ. 40, 297). Dieſer an ſich richtige 
Rechtsſatz trifft den vorliegenden Fall nicht. Denn es handelt ſich 
nicht um die Begründung einer öffentlich⸗rechtlichen Wegebaupflicht 
durch privaten Uebertragungsakt, ſondern durch eine der Wegepolizei⸗ 
behörde gegenüber abgegebene, von ihr angenommene Erklärung 
(Seuff Arch. 43, 334 f.). Ebenſowenig iſt der Einwand begründet, 
daß die Rechtsform des öffentlicherechtlihen Vertrages auf dem Ge⸗ 
biete des Wegerechtes erſt in neuerer Zeit — in Preußen auf Grund 
der Praxis des Oberverwaltungsgerichts — zur Anerkennung gelangt 
ſei. Allerdings iſt der Vertrag überwiegend dem Privatrecht eigen⸗ 
tümlich. Allein als univerſelle Rechtsform iſt er auch von jeher im 
öffentlichen Rechte zu finden. In der Regel verſchafft ſich freilich der 
Staat die Leiſtungen kraft ſeines Imperiums; indes dieſes hat ſeine 
Schranken. Durch Anerkennung eines negativen Status der Unter⸗ 
tanen (status libertatis) gibt es notwendig ein Gebiet, auf dem 
Staat und Einzelperſönlichkeit auf Grund der beſtehenden Rechts⸗ 
ordnung voneinander unabhängig ſind. Will der Staat ohne Aende⸗ 
rung der beſtehenden Ordnung die Freiheitsſphäre des Individuums 
ſich dienſtbar machen, ſo iſt der Vertrag die einzige rechtliche Möglich⸗ 
keit, es zu tun (Sellinef, Syſtem der ſubj. öff. Rechte, S. 208 f.). 
Daraus ergibt ſich die Allgemeingültigkeit der Vertragskategorie, und 
es bedarf keines ſpeziellen Nachweiſes, in welchem Umfang die Rechts⸗ 
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form des öffentlich⸗ rechtlichen Vertrages im Herzogtum Gotha zur 
praktiſchen Geltung gelangt iſt. 

Geht man von dieſen Grundſätzen aus, ſo iſt der Schluß ge⸗ 
rechtfertigt, daß für den Aktienverein eine öffentlich⸗ rechtliche Wege⸗ 
unterhaltungspflicht durch Vertrag begründet worden iſt. Dem Verein 
lag nach feiner Satzung (§ 1) die Unterhaltung einer ordnungs⸗ 
mäßigen Chauſſee (die ſtete Erhaltung der Straße in baulichem 
Stande und Weſen) ob. Damit ſetzte der Verein die Unterhaltung 
der Straße zunächſt nur als Vereinszweck. Indem er jedoch die Ge⸗ 
nehmigung zum Bau und Betrieb der Straße nach Maßgabe der 
Satzung von der Landesregierung erbat, gab er zugleich dieſer gegen⸗ 
über eine ihn zur Unterhaltung der Straße verpflichtende Erklärung 
ab. Daß ſich dieſe Erklärung nicht nur an die Adreſſe der Kon⸗ 
zeſſions behörde richtete, iſt zu Eingang ſchon berührt. Es ergibt ſich 
daraus, daß bei dem Eingreifen der Landesregierung die bautechniſche 
Prüfung des Straßenprojektes und die Aufſicht über deſſen Aus⸗ 
führung eine weſentliche Rolle ſpielten, alſo Fragen, die die Wege⸗ 
polizei und nur dieſe angingen. Beſonders klar trat dies auch zu⸗ 
tage, als der Aktienverein einen Teil der Staatsſtraße durch Vertrag 
mit der Landesregierung in eigene Verwaltung übernahm und dabei 
die Verpflichtung einging, dieſe Staatsſtraßenſtrecken, ebenſo wie 
die Geratalſtraße, nach Anordnung der Chauſſeebauinſpektion 
ſtets in einem vollkommen guten Zuſtande zu erhalten. Alle dieſe 
Umſtände nötigen zu dem Schluß, daß die Landesregierung als 
Wegepolizeibehörde die von dem Vereine abgegebene, die 
Unterhaltung der Straße betreffende Verpflichtungserklärung ange⸗ 
nommen hat. Daß fie dies nicht mit ausdrücklichen Worten getan 
hat, iſt unerheblich. Indem ſie den Bau, die Unterhaltung und den 
Betrieb der Straße nach Maßgabe der Satzung genehmigte und bei 
der — einige Zeit ſpäter erfolgten — Ueberweiſung des Staats⸗ 
ſtraßenteils die Unterhaltungspflicht auch mit Bezug auf die Aktien⸗ 
ſtraße betonte, gab ſie unzweideutig zu erkennen, daß ſie in den Er⸗ 
klaͤrungen des Vereins eine Uebernahme der Unterhaltungspflicht ſah 
und damit einverſtanden war. Demgegenüber kommt nichts darauf 
an, ob etwa auf Seiten des Vereins die Annahme beſtand, die über⸗ 
nommene Unterhaltungspflicht ſei privatrechtlicher Natur. Wird durch 
(publiziſtiſchen) Vertrag mit der Wegepolizeibehörde eine Wegeunter⸗ 
haltungspflicht für einen anderen, als den kraft Geſetzes Wegebau⸗ 
pflichtigen, begründet, ſo ſpricht die Vermutung für den öffentlich⸗ 
rechtlichen Charakter dieſer Pflicht (OVG. 30, 256). Auch der Um⸗ 
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ſtand, daß ſpäter (1866) von den Beteiligten die Rechtsauffaſſung 
unterhalten wurde, die Wegebaulaſt ſei nicht von unbeſchränkter Dauer 
und könne durch Dereliktion der Straße abgeſchüttelt werden, iſt ohne 
Belang. Denn einmal beweiſt dies nicht notwendig für die privat⸗ 
rechtliche Natur der Wegebaulaſt, dann aber kann aus dieſen vielleicht 
erſt nachträglich aufgekommenen Rechtsanſchauungen kein Rückſchluß 
gezogen werden. Daß der Verein ſich der Erfüllung der Unter⸗ 
haltungspflicht durch Auflöſung entziehen konnte (8 37 der revidierten 
Satzung), iſt nicht gegen die Annahme des öffentlich ⸗ rechtlichen 
Charakters dieſer Pflicht zu verwerten. Denn die unbeſchränkte 
Dauer iſt ihr nicht weſentlich, und es iſt natürlich, daß ſie mit dem 
Wegfall des verpflichteten Rechtsſubjekts aufhört. Daraus, daß der 
Verein die Unterhaltung der Brücke bei Molsdorf durch beſondere 
Vereinbarung mit der Landesregierung als Reallaſt übernommen hat, 
darf jedenfalls auf den Willen der Landesregierung geſchloſſen werden, 
auch bezüglich der Geratalſtraße die Frage der Unterhaltungspflicht 
als Wegepolizeibehörde zu regeln. Dagegen iſt aus dieſem Umſtand 
nicht zu folgern, daß die in bezug auf die Geratalſtraße übernommene 
Wegebaulaſt öffentlich⸗rechtlicher Natur ſei. Denn gegen den öffentlich⸗ 
rechtlichen Charakter der begründeten Reallaſt beſtehen Bedenken. Aber 
auch wenn man eine Reallaſt privatrechtlichen Inhalts annimmt, ſo 
läßt dies umgekehrt keinen irgendwie zwingenden Rückſchluß auf die 
Rechtsnatur der von dem Verein übernommenen Wegebaulaſt zu. 
Denn bei dieſer handelte es ſich um die Neubegründung einer Wege⸗ 
baulaſt, bei der Unterhaltung der Molsdorfer Brücke aber um die 
Uebernahme einer beſtehenden Wegebaulaſt des Staates (vergl. REF. 
40, 297; Seuff Arch. 43 Nr. 220). 

Aus alledem ergibt ſich zugleich, daß es bei der Widmung der 
Geratalſtraße für den öffentlichen Verkehr der — vorne als Begriffs⸗ 
erfordernis aufgeſtellten — Zuſtimmung der Gemeinde, als Wege⸗ 
baupflichtiger, nicht bedurfte. Denn im Hinblick auf die rechtswirk⸗ 
ſame Uebernahme der Wegebaupflicht durch einen Dritten waren 
die Gemeinden rechtlich nicht intereſſiert. Daran vermag auch der 
Umſtand nichts zu ändern, daß bei Auflöſung des Vereins die Wege⸗ 
baupflicht auf die Gemeinden zurückfallen konnte. Dieſe entfernte 
Möglichkeit begründete zur Zeit der Einrichtung des Weges kein aktuelles 
rechtliches Intereſſe der Gemeinden, das ihre Zuziehung erforderlich 
gemacht hätte. Im übrigen waren, ſoweit erſichtlich, ſämtliche be⸗ 
teiligten Gemeinden mit der Widmung der Straße für den öffent⸗ 
lichen Verkehr einverſtanden; die Gemeinde Biſchleben zog nur nach⸗ 
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träglich ihre Beteiligung an dem Aktienverein zurück, weil ihren 
Wünſchen in bezug auf die Straßenführung durch den Ort Biſch⸗ 
leben nicht entſprochen wurde. 

Endlich fragt es ſich, ob die öffentlich⸗ rechtliche Wegebaulaſt des 
Vereins auf den jetzigen Kläger übergegangen iſt. Daß A. und G. durch 
Privatvertrag vom 24. Juli 1858 die Geratalſtraße unter Uebernahme 
aller Rechte und Verbindlichkeiten kauften und zu Eigentum 
erwarben, bewirkte den Uebergang der öffentlich⸗ rechtlichen Wegebaulaſt 
auf ſie nicht. Denn durch einen rein privatrechtlichen Vertrag kann eine 
öffentlich⸗rechtliche Verpflichtung nicht auf ein anderes Rechtsſubjekt, als 
den urſprünglich Verpflichteten, übertragen werden (RG. 40, 297). Es 
kann ſich daher nur fragen, ob dieſer Rechtserfolg durch den Hinzutritt 
der Genehmigung der Wegepolizeibehörde nicht erzielt worden iſt (vergl. 
Seuff Arch. 43 Nr. 220). Dies muß bejaht werden. Denn der 
Vertrag vom 24. Juli 1858 wurde dem Staatdminifterium zur 
Kenntnis gebracht, es wurde die Unterhaltungspflicht an der Staats⸗ 
ſtraßenſtrecke in offenbarem Gegenſatz zu derjenigen an der Geratal⸗ 
ſtraße erörtert und jene Unterhaltungspflicht durch Zurücknahme des 
Straßenteils in ſtaatliche Verwaltung beſeitigt. Auch wurde den Er⸗ 
werbern der Straße die Erhebung des Chauſſeegeldes — das doch 
ein Aequivalent für die Unterhaltung der Straße bot und bieten 
ſollte — ebenſo wie ihrem Rechtsvorgänger, dem Aktienverein, von 
der genannten wegepolizeilichen Oberbehörde überlaſſen. Unter dieſen 
Umſtänden iſt der Schluß nicht abzuweiſen, daß das Staatsminiſterium, 
als Wegepolizeibehörde, zu dem Uebergang der Wegebaulaſt auf die 
Erwerber der Straße, wie er in dem Vertrag vom 24. Juli 1858 
vorgeſehen war, ſeine Genehmigung erteilt hat. Die entgegengeſetzte 
Auslegung, daß unter den in dieſem Vertrag bezeichneten Verbind⸗ 
lichkeiten nur die privatrechtlichen Verpflichtungen verſtanden worden 
ſeien, iſt nicht haltbar. Sie ſcheitert ſchon an der allgemeinen Faſſung 
des Vertrages. Danach fragt es ſich zuletzt noch, ob die Wegeunter⸗ 
haltungspflicht, als öffentlich⸗rechtliche Laſt, im weiteren Verlauf auf 
den Kläger gediehen iſt. Die angefochtene Entſcheidung bejaht dies 
mit der Begründung, daß dieſe Pflicht von A. und G. mit Rückſicht 
auf den Beſitz des Familiengutes St. übernommen worden ſei und 
daher den Kläger, als den derzeitigen Gutseigentümer, treffe. Dem 
kann nicht beigetreten werden. Allerdings kennt das öffentliche Recht 
für Abgaben und Leiſtungen, die die Natur öffentlicher Laſten haben, 
bezüglich der Beſtimmung des Subjekts, dem die Laſt obliegt, nicht 
lediglich, wie das Privatrecht, den Unterſchied von dinglichen und 
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perſönlichen Laſten, es hat ſich vielmehr noch ein drittes Rechtsver⸗ 
hältnis ausgebildet, des Inhalts, daß Rechte und Pflichten mit Rück⸗ 
ſicht auf den Grundbeſitz (durch den jedesmaligen Beſitzer des 
Grundſtücks) auszuüben bezw. zu leiſten ſind (OVG. 30, 260; 47, 
227; Germershauſen IS 33 S. 455, § 12 S. 236). Indes 
dieſer Fall liegt hier nicht vor. Dafür, daß das Abkommen vom 
24. Juli 1858 eine ſolche mit dem Beſitze des Gutes St. rechtlich 
verknüpfte Wegebaulaſt habe begründen und das Staatsminiſterium 
gerade zu dieſer Form der Regelung ſeine Genehmigung habe erteilen 
wollen, fehlt es an greifbaren Anhaltspunkten. Vor allem iſt der 
Vertrag vom 24. Juli 1858 in ſeinem vollſtändigen Wortlaut nicht 
bekannt und damit einer zuverläſſigen Auslegung, die nur aus dem 
Geſamtinhalt des Vertrags, nicht aus einer fragmentariſchen Inhalts- 
angabe gewonnen werden kann, der Boden entzogen. Dann aber 
ſpricht eine Reihe von Umſtänden direkt gegen die Annahme, daß die 
Wegebaulaſt mit Rückſicht auf den Beſitz des Gutes übernommen 
worden ſei. Die Wegebaulaſt des Aktienvereins war mit dem Beſitz 
von Grundſtücken in keiner Weiſe rechtlich verknüpft und auf die 
Lebensdauer des Vereins beſchränkt. Mit ihrer Radizierung auf das 
Gut würde ſie ſonach in ihrem Inhalt verändert, auf eine ganz 
andere Grundlage geſtellt und verewigt worden ſein. Das lag ſicher 
nicht in der Abſicht der Uebernehmer. Dies um ſo weniger, als das 
Intereſſe des Gutes ſich auf den kleineren Teil der Straße beſchränkte, 
und die Belaſtung des Gutes mit den nicht unerheblichen Wegeunter- 
haltungskoſten, zumal im Hinblick auf die bisherige ſchlechte Rentabilität 
des Straßenunternehmens, eine wirtſchaftlich höchſt bedenkliche Maß⸗ 
nahme geweſen wäre. Vor allem aber würde eine Verknüpfung der 
Wegebaulaſt mit dem Beſitze des Gutes nur in der Perſon des A., 
des damaligen Gutseigentümers, denkbar fein. Bei G., dem das 
Gut nicht mitgehörte, würde dieſe Konſtruktion völlig verſagen. Daß 
er die Wegeunterhaltungspflicht mit übernahm, würde höchſtens dann 
erklärlich fein, wenn es ſich um ein Familienfideikommiß gehandelt 
hätte. Das war indes nicht der Fall. Die Auffaſſung aber, daß 
durch den Vertrag vom 24. Juli 1858 neben einer für den jedes⸗ 
maligen Beſitzer des Gutes begründeten Wegebaulaſt eine ſolche per⸗ 
ſönlich für G. konſtituiert worden wäre, iſt abzulehnen. Es fehlt an 
jedem Anhalt dafür, daß durch jenen Vertrag zwei inhaltlich ver⸗ 
ſchiedene, nebeneinander beſtehende Verpflichtungen geſchaffen werden 
ſollten. Richtig mag ſein, daß für A. und G. beim Ankauf der 
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Straße die Rückſicht auf den Beſitz des Gutes St., als Motiv, mit⸗ 
beſtimmend war. Dies unausgeſprochen gebliebene Motiv hat indes 
keine Bedeutung. Das rechtliche Gepräge der Wegebaulaſt wurde 
dadurch nicht beſtimmt. 

Alle dieſe Umſtände legen die — an ſich ſchon natürliche — Aus⸗ 
legung nahe, daß die Wegeunterhaltungspflicht, wie beim Aktienverein, 
mit dem Eigentum an der Straße verknüpft bleiben ſollte. Iſt dies 
aber der Fall, ſo trifft ſie den Kläger nicht. 

Entſcheidung vom 16. Oktober 1908, B 7/08. 


4. Zuläſſigkeit der Klage auf Verwaltungsſchutz, 
wenn die Verwaltungsbehörde dieſen aus anderen 
Gründen als wegen mangelnden öffentlichen 
Intereſſes ablehnt. 

Als Beſtandteil derjenigen Verfügung, durch die der Stadt Gotha 
auf Grund des Waſſerleitungsgeſetzes vom 1. Juni 1884 die Anlage 
eines Stauweihers bei Tambach genehmigt worden iſt, iſt vom Land⸗ 
ratsamt Ohrdruf unterm 25. April 1902 eine Verwaltungsanordnung 
bezüglich der Aufſtellung und Verwendung von Meßapparaten, d. h. 
von Einrichtungen getroffen worden, durch die der Einlauf und Ab⸗ 
lauf des Waſſers im Weiher gemeſſen werden ſoll. Darin heißt es 
unter Ziffer 2: 

„Die Pegel müſſen für jedermann und zu jeder Zeit zugäng⸗ 

lich ſein.“ | 

Der Beſcheid vom 25. April 1902 iſt damals rechtskräftig ge⸗ 
worden. Ueber die Auslegung dieſer Beſtimmung iſt jetzt ein Streit 
zwiſchen den Klägern und der Stadt Gotha entſtanden. Während 
die Kläger für jedermann das Recht in Anſpruch nehmen, die Stau⸗ 
mauer behufs Kontrolle des Pegels zu betreten, behauptet der Stadt⸗ 
rat von Gotha, nur die Triebwerksbeſitzer und ſonſtigen Nutzungs⸗ 
berechtigten ſeien nach dem Sinn der Verfügung gemeint, und ſchließt 
das Stauweihergebiet für das übrige Publikum ab, indem er die 
Beſichtigung nur zu gewiſſen Zeiten und nur gegen Entgelt geſtattet. 

Die Kläger fordern die Oeffnung der Staumauer, ſoweit dieſe 
zur Kontrolle der Meßapparate nötig ſei, und haben beim Landrats⸗ 
amt Ohrdruf eine dahingehende Auſlage an den Stadtrat von Gotha 
in Anregung gebracht. Das Landratsamt, das in der Auslegungs⸗ 
frage die Auffaſſung der Kläger teilt, hatte darauf durch Beſcheid 
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vom 28. Oktober 1906 unter Berufung auf § 28 des Verwaltungs⸗ 
organiſationsgeſetzes vom 11. Juni 1858 dem Stadtrat die Unter⸗ 
laſſung der Abſperrung ſowie der Erhebung von Eintrittsgeldern 
unter Androhung einer Geldſtrafe aufgegeben. Das Staatsminiſterium 
aber hat unterm 6. Dezember 1906 auf Berufung des Stadtrats zu 
Gotha die Verfügung des Landratsamtes aufgehoben und dies damit 
begründet, die zum Vollzug zu bringende Anordnung ſei fo audzu⸗ 
legen, wie es der Stadtrat zu Gotha tue, ein Zwangsvorgehen alſo 
nicht veranlaßt. Dagegen richtet ſich die Klage beim Verwaltungs⸗ 
gerichtshof mit dem Antrag, die Entſcheidung des Herzogl. Staats⸗ 
miniſteriums vom 6. Dezember 1906 aufzuheben und den Staatsfiskus 
in die Koſten zu verurteilen. Died in dem Sinne, daß damit die 
Verfügung des Landratsamtes gutgeheißen, die Berufung der Stadt 
Gotha gegen die Verfügung alſo zurückgewieſen werde. 

Die Einrede der Unzuſtändigkeit iſt unbegründet. Die Zuläſſig⸗ 
keit der Klage läßt ſich nicht auf 8 1 Ziff. V des Erweiterungs⸗ 
geſetzes vom 23. Mai 1906 (Goth. GeſS. Nr. 21) gründen. Die 
Verfügung, um deren Auslegung ſich der Streit der Intereſſenten 
dreht, iſt zwar auf Grund des Waſſerleitungsgeſetzes von 1884 er⸗ 
gangen, ſie iſt aber keine Entſcheidung dieſes zwiſchen den Klägern 
und der Stadt Gotha ſchwebenden Streites — dieſe richterliche 
Funktion kommt dem Landratsamt nicht zu, wird von ihm auch nicht 
beanſprucht — ſie iſt auch keine waſſerpolizeiliche Aenderung der Ge⸗ 
nehmigungserklärung vom 25. April 1902 — als ſolche ſtellt fie ſich nicht 
dar — fie iſt vielmehr eine auf Grund des § 28 des Verwaltungs- 
organiſationsgeſetzes vom 11. Juni 1858 erlaſſene polizeiliche Ver⸗ 
fügung zur Durchführung einer von der Waſſerpolizeibehörde ge⸗ 
troffenen Anordnung an den Stadtrat von Gotha. 

Wäre ſie aufrecht erhalten worden, ſo wäre kein Streit über die 
Zuläſſigkeit der Klage. Denn nach § 7 Ziff. 1 des Zuſtändigkeits⸗ 
geſetzes vom 14. November 1899 ſind im Wege der Verwaltungs⸗ 
klage alle polizeilichen Verfügungen anfechtbar. Sie iſt aber nicht 
aufrecht erhalten, vielmehr außer Kraft geſetzt. Gegenſtand der An⸗ 
fechtung iſt die Entſcheidung des Staatsminiſteriums. Deſſen Inhalt 
ſoll ſich nach den Ausführungen des Regierungsvertreters als Ab⸗ 
lehnung des erbetenen Verwaltungsſchutzes darſtellen. Daraus wird 
im Anſchluß an die Judikatur des Preußiſchen Oberverwaltungs⸗ 
gerichts (Entſch. (2) 2, 351, vergl. auch ThürBl. 55, 143) die Unzu⸗ 
läſſigkeit der Klage gefolgert. Die hier in Betracht kommenden 
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Grundſätze ſind folgende: Darüber, ob ein polizeiliches Einſchreiten 
gegen jemand geboten iſt, entſcheidet die Behörde nach Maßgabe der 
öffentlichen Intereſſen. Zwar darf der einzelne damit rechnen, von 
der Behörde im Genuß ſeiner ſubjektiven Intereſſen geſchützt zu werden, 
einen Rechtsſchutzanſpruch aber hat er nicht. Eine Ausnahme machen 
hier nur die Fälle, die nach den 88 20, 21 GewdO. zu erledigen find 
(vergl. 8 7 Ziff. 2 des Zuſtändigkeitsgeſetzes). Charakteriſtiſch iſt 
dieſen, daß durch Geſetze oder Polizeiverordnungen die Vornahme von 
Handlungen, die von Haus aus der Ausfluß des Rechts der einzelnen 
Perſon ſind, an die vorgängige polizeiliche Genehmigung geknüpft iſt. 
Dieſe iſt durch Klage erzwingbar, im übrigen haben die Intereſſenten 
bei der Aufſichtsbehörde Abhilfe zu ſuchen, deren Erwägung es über⸗ 
laſſen bleibt, ob und in welchem Umfange zugunſten des Antrag⸗ 
ſtellers vorzugehen ſein möchte. Weder die Mißbilligung des paſſiven 
Verhaltens der Verwaltungsbehörde noch ihr poſitives Einſchreiten 
gegen Dritte läßt ſich durch Klage beim Verwaltungsgerichtshof er⸗ 
zwingen. 

Nach dieſem auch vom Verwaltungsgerichtshof gebilligten Grund- 
ſatz würde eine Verfügung der Polizeibehörde dann der Verwaltungs⸗ 
klage entzogen ſein, wenn ein Schutzbedürfnis mangels Vorliegens 
eines öffentlichen Intereſſes verneint worden wäre. Das iſt aber 
hier nicht der Fall. Das Landratsamt hat das öffentliche Intereſſe 
bejaht, weil es ſich um den Vollzug ſeiner eigenen waſſerpolizeilichen 
Verfügung handelte, und das Staatsminiſterium hat dieſen Geſichts⸗ 
punkt nicht zurückgewieſen, ſondern aufgehoben, weil es die in Vollzug 
geſetzte Anordnung anders auslegt. als die ihm untergeordnete Behörde. 
Dadurch unterſcheidet ſich der vorliegende Fall von dem ähnlichen 
Falle, wo die landrätliche Behörde das Geſuch von Intereſſenten zum 
Einſchreiten wegen mangelnden öffentlichen Intereſſes ablehnt und 
das Staatsminiſterium dieſen Beſcheid beſtätigt. Die Rechtslage iſt 
in beiden Fällen eine verſchiedene. 

Das Staatsminiſterium hat als oberſte Polizeibehörde die an⸗ 
gefochtene Verfügung erlaſſen. Dadurch charakteriſiert dieſe ſich als 
polizeiliche Verfügung im Sinne des § 7 Ziff. 1 des Zuſtändigkeits⸗ 
geſetzes. Der Ausnahmegrund, aus dem nach der zutreffenden Praxis 
der Verwaltungsgerichte gewiſſe polizeiliche Verfügungen der Ver⸗ 
waltungsklage entzogen ſind, liegt nicht vor. Die Klage iſt nach 
§ 7 1. c. zuläſſig, der Verwaltungsgerichtshof ſachlich zuſtändig. 

Entſcheidung vom 16. Oktober 1908, B 22/06. 
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5. Heranziehung eines Reichsbeamten im Ausland 
zur Gothaiſchen Einkommenſteuer. — Zuläſſigkeit 
einer Nachbeſteuerung. — Keine reformatio in 
pejus in Steuerſachen. 

Der Kläger iſt deutſcher Konſularbeamter in Ungarn. Er beſitzt 
die Coburg⸗Gothaiſche Staatsangehörigkeit, lebt ſeit dem Juni 1890 
im Auslande als Reichsbeamter. Durch Schreiben vom 2. Januar 
1907 iſt er benachrichtigt worden, daß er vom 1. Juli 1902 ab mit 
einem beſtimmten Einkommen zur Staatsſteuer im Herzogtum Gotha 
herangezogen werde. Hiergegen legte er Berufung ein, erreichte aber 
nur, daß der Beginn der Steuerpflicht aus Billigkeitsgründen auf den 
1. Juli 1904 feſtgeſetzt wurde. 

Hiergegen richtet ſich die Klage mit dem Antrag auf Anerkennung 
der Steuerfreiheit. 

Der Kläger macht in erſter Linie geltend, die Gothaiſche Steuer⸗ 
geſetzgebung habe nicht die Macht, einen Coburg⸗Gothaer ganz all⸗ 
gemein ohne Rückſicht auf Wohnſitz, oder letzten Wohnſitz im Herzog⸗ 
tum Gotha, auf Abſtammung aus dieſem Landesteil, auf Beſitz in 
ihm zur Steuer heranzuziehen. Das Steuergeſetz vom 12. März 1902 
ſoll ungültig fein, ſoweit es gegen die höhere Ordnung verſtoße, wo 
nach über einen Coburg⸗Gothaer nur die gemeinſchaftliche Geſetzgebung 
der Herzogtümer verfügen könne. 1 

Nach Art. 2 des Gothaiſchen Einfommenfteuergefeged vom 
12. März 1902 ſind ſteuerpflichtig die Staatsangehörigen des Herzog⸗ 
tums Sachſen⸗Coburg⸗Gotha mit Ausnahme derjenigen, . 

c) welche ohne im Herzogtum Gotha einen Wohnſitz zu haben, 

ſeit mehr als zwei Jahren ſich im Ausland dauernd aufhalten. 

Auf Reichsbeamte, welche im Auslande ihren dienſtlichen Wohn⸗ 

fig haben und dort zu entſprechenden direkten Staatsſteuern nicht 

herangezogen werden, findet die Ausnahme unter c keine An⸗ 
wendung. 

In Oeſterreich-Ungarn haben die deutſchen Konſularbeamten die 
Steuerbefreiungsvorteile der meiſtbegünſtigten Nation (Art. 20 des 
Handelsvertrags vom 6. Dezember 1891, RGBl. 1892 S. 10). 
Der Kläger behauptet felbft nicht, daß er in Ungarn zur Staats⸗ 
ſteuer herangezogen werde. Es darf alſo damit gerechnet werden, 
daß er dort von der Steuerpflicht befreit iſt. 

Die geſetzlichen Vorausſetzungen für die Heranziehung des Klägers 
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dagegen vorbringt, iſt ſtaatsrechtlich unhaltbar. 

Der innere Grund für die Unterwerfung der Reichsbeamten 
unter die Steuergeſetzgebung ihres Heimatſtaates liegt in der Fort⸗ 
dauer des Schutzes und der Fürſorge für den Beamten durch das 
Reich und damit auch durch den Heimatſtaat. Der Heimatſtaat, 
d. h. der Staat, dem der Kläger angehört, ſind die Herzogtümer 
Coburg und Gotha. Nach deren Verfaſſung (§ 118) iſt die Auf⸗ 
erlegung von Staatsſteuern Sache der Gothaiſchen und Coburgiſchen 
Geſetzgebung. Daraus folgt, daß aus dem Geſichtspunkt des Schutzes 
der im Ausland lebenden Staatsangehörigen ſowohl die Coburgiſche 
Geſetzgebung als auch die Gothaiſche Steuerausſchreiben erlaſſen kann. 
Eine Trennung nach den vom Kläger gewünſchten Geſichtspunkten: 
Coburg den Coburger, Gotha den Gothaer Landeskindern iſt aus⸗ 
geſchloſſen, weil es keine Coburger, keine Gothaer Staatsangehörige, 
ſondern nur Coburg⸗Gothaiſche Staatsangehörige gibt. Vergl. das 
Geſetz vom 8. April 1879 über die Abänderung des Staatsgrund— 
geſetzes vom 3. Mai 1852. Das Reichsgeſetz wegen Beſeitigung der 
Doppelbeſteuerung vom 13. Mai 1870 hindert die Geſetzgebungen 
von Coburg und von Gotha nicht daran, daß jede den im Ausland 
lebenden Reichsbeamten zur Steuer heranzieht. Wie die Bedenken 
gegen eine doppelte Heranziehung zu beſeitigen wären, kann hier ſchon 
aus dem Grunde unerörtert bleiben, weil ein Geſetzgebungskonflikt 
tatſächlich nicht beſteht: Coburg zieht die Reichsbeamten im Ausland 
zur Steuer nicht heran. 

Iſt das Steuerjahr abgelaufen und das Veranlagungsgeſchäft 
abgeſchloſſen, ſo iſt damit der äußerſte Zeitpunkt für die Eintragung 
in die Steuerrolle gekommen. Eine Ausnahme hiervon macht das 
Einkommenſteuergeſetz in den Art. 53 und 54 (Steuerdefraudation). 
Hier behandelt es die Vorausſetzungen, unter denen eine Nachbe⸗ 
ſteuerung zuläſſig iſt. Weitere Ausnahmen, etwa Nachbeſteuerung 
wegen einer durch Irrtum des Steuerpflichtigen oder der Steuer⸗ 
behörden veranlaßten Verkürzung des Staates kennt das Geſetz nicht. 
Es weicht darin von ſeinem Vorbilde, dem Preußiſchen Einkommen⸗ 
ſteuergeſetz vom 24. Juni 1891 8 80 ab, das bei Uebergehung des 
Steuerpflichtigen, ohne daß eine ſtrafbare Steuerhinterziehung ſtatt⸗ 
gefunden hat, zur Nachzahlung auf 3 Steuerjahre verpflichtet. 

Der Fall der Steuerhinterziehung liegt hier, wo ſchon im Jahre 
1904 deklariert worden iſt, nicht vor. 
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Die Berufungskommiſſion hat verſehentlich in pejus reformiert. 
Das iſt unzuläſſig. Die Berufung des Steuerpflichtigen wegen zu 
hoher Beſteuerung kann nicht dahin führen, daß er noch höher be⸗ 
ſteuert wird. 

Entſcheidung vom 22. November 1907, B 7/07. 


IV. Aus der Praxis des Amtsgerichts Ilmenau. 
Mitgeteilt von Herrn Amtsgerichtsrat Hanſen. 


Ueber die Zeit der Polizeiſtunde im Großherzog— 

tum Sachſen. 
Der Angeklagte befindet ſich im Irrtum über die Zeit der 
Polizeiſtunde. Er nimmt an, die in Ilmenau gültige Polizeiſtunde 
wäre 1 Uhr bezw. 2 Uhr nachts, wie angeblich auch in anderen 
Städten des Großherzogtums. Das iſt eine zwar vielverbreitete 
Meinung, die ſogar in Polizeiverfügungen zum Ausdruck gekommen 
iſt, die aber unrichtig iſt. 
Die Polizeiſtunde iſt für das ganze Großherzogtum Sachſen ein⸗ 
heitlich geregelt durch die Minifterialverfügung vom 12. Juli 1875. 
Dieſe hebt in den einleitenden Worten ausdrücklich hervor, daß ſie 
„unter Aufhebung der ſämtlichen bisher allgemein oder an einzelnen 
Orten gültigen Beſtimmungen für das ganze Großherzogtum“ ergehe. 
§ 1 erklärt und ſetzt die Polizeiſtunde feſt. In § 2 Abſ. 1 wird den 
Polizeibehörden erlaubt, eine frühere und in Abſatz 2 eine ſpätere 
Polizeiſtunde feſtzuſetzen, ſowie in beſonders unbedenklichen Fällen da⸗ 
von abzuſehen, die Gäſte zum Gehen auffordern zu laſſen. § 3, die 
Schlußbeſtimmung, verweiſt auf die Strafvorſchrift des § 365 StGB. 
— Von dieſen Beſtimmungen kommen mithin für die vorliegende 
Frage nur § 1 und $ 2 Abſ. 2 in Betracht. Sie lauten wörtlich, 
wie folgt: 
§ 1. „Die Poltzeiſtunde, das iſt diejenige Stunde der Nacht, 
über welche hinaus regelmäßig das Verweilen in Schankſtuben 
oder an öffentlichen Vergnügungsorten ſowie die Abhaltung öffent⸗ 
licher Tänze polizeilich nicht geſtattet iſt, wird für Schanklokale und 
öffentliche Vergnügungsorte auf 11 Uhr nachts, für öffentliche 
Tänze auf 12 Uhr nachts beſtimmt.“ 

§ 2 Abſ. 2. „Dieſelben, d. h. die Polizeibehörden, ſind ferner 
ermächtigt, unter beſonderen Umſtänden für einzelne Fälle aus⸗ 
nahmsweiſe eine ſpätere Nachtſtunde als Polizeiſtunde zu beſtimmen.“ 
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Nach § 1 iſt alſo für das ganze Großherzogtum Sachſen die 
Polizeiſtunde auf 11 Uhr, bezw. bei Tanzvergnügungen auf 12 Uhr 
nachts feſtgeſetzt. Das iſt die allgemein gültige Regel. Eine 
Ausnahme bringt der § 2 Abſ. 2, wonach „unter beſonderen 
Umſtänden für einzelne Fälle aus nahmsweiſe“ Ver⸗ 
längerung ſtattfinden darf. Wie ſchon die Häufung dieſer Ein⸗ 
ſchränkungen beweiſt, darf dieſe Verlängerung nur ganz aus⸗ 
nahmsweiſe, nur von Fall zu Fall, gewährt werden, nicht 
aber allgemein, nicht ein für allemal, nicht als Regel. 

Von dieſer Ermächtigung § 2 Abſ. 2 hat auch die Ilmenauer 
Polizeiverwaltung Gebrauch gemacht und unterm 9. Mai 1901, 
24. März 1902 und 4. September 1907 Beſtimmungen hinſichtlich 
der Polizeiſtunde getroffen. In ihnen iſt — abgeſehen von der ver⸗ 
kürzten Polizeiſtunde für Lokale mit weiblicher Bedienung — die 
Polizeiſtunde für alle Gaſtwirtſchaften Ilmenaus ein für allemal 
auf 1 Uhr Wochen-, bezw. auf 2 Uhr Sonn⸗ und Feiertags feſt⸗ 
geſetzt. Es leuchtet auf den erſten Blick ein, daß dieſe Verfügung der 
hieſigen Polizei mit der Ausnahmebeſtimmung des § 2 Abſ. 2 der 
Miniſterialverfügung in Widerſpruch ſteht. Denn nach dieſer dürfen, 
wie oben dargelegt, die Polizeibehörden die landesübliche 11⸗Uhr⸗ 
Polizeiſtunde nur ausnahmsweiſe, nur für einzelne Fälle, 
alſo von Fall zu Fall, verlängern. In Ilmenau hingegen hat 
man die Polizeiſtunde ſeit langen Jahren ſtändig ein für allemal bis 
1 Uhr bezw. 2 Uhr verlängert. Die Ausnahme iſt alſo zur Regel 
geworden. Die Ilmenauer Polizeiverwaltung iſt vielmehr nur berechtigt, 
genau ſo, wie ſie es bei Verlängerung der Tanzpolizeiſtunde tut, für 
eine einzelne Wirtſchaft an einem einzelnen Abend die Polizei- 
ſtunde um eine beſtimmte Zeit zu verlängern. — Weil ſonach dieſe 
ſtädtiſche Polizeiverfügung im vollſten Widerſpruch zu der Minifterial- 
verfügung ſteht, und weil ſie ſelbſtverſtändlich dieſe Miniſterialverfügung 
nicht abändern oder aufheben kann, ſo folgt, daß ſie ſelbſt null und 
nichtig iſt. Polizeiſtunde iſt deshalb auch in Ilmenau regelmäßig um 
11 Uhr bezw. 12 Uhr, und nur, wenn die Polizei in einem einzelnen 
Falle ausdrücklich eine ſpätere Stunde erlaubt, ſo gilt dies für den 
betreffenden Abend und das betreffende Lokal als Polizeiſtunde. 
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Zuſammenſtellung 


der in den zum Oberlandesgericht Jena vereinigten Thür. 
Staaten im Jahre 1908 ergangenen Laudesgeſetze, Verord⸗ 
nungen ꝛc., ſoweit ſie für die Praxis der Gerichte von be⸗ 
jonderem Intereſſe find, 
Aufgeſtellt von Sekretär Helmrich. 


1. Großherzogtum S.⸗Weimar. 


Blutlaus. Miniſt. Verordnung zur Bekämpfung der Blutlaus v. 18./4. 08. 

Dampfkeſſel. Miniſt. Verordnung, betr. Nachtrag zu den VO. v. 21./5. 84 
und 26./9. 91 über die Anlegung und Prüfung von Dampfkeſſeln, v. 26./3. 08. 

Einkommenſteuergeſetz v. 11./8. 08. 

Gerichtsvollzieher. Miniſt. Verordnung v. 30./9. 08, betr. Abänderung 
der Geſchäftsanweiſung für Gerichtsvollzieher v. 8./3. 01. (Vergl. auch Ab⸗ 
änderung des $ 95 0 v. 3./11. 08.) 

Grun dbuchweſen. Verordnung v. 11. und 12./3. 08, betr. das Grundbuch⸗ 
weſen. Miniſt. Verordnung, betr. die Herſtellung der Unterlagen für die 
Grundbuchanlegung durch die Vermeſſungsämter, v. 23./12. 08. 

Juriſtiſche Prüfungen. Verordnung, betr. die Vorſchriften über die juriſt. 
Prüfungen und die Vorbereitung zum höheren Juſtizdienſt, v. 22./7. 08. 

Kraftfahrzeuge. Nachtrag v. 10/12. 08 zur Miniſt. Verordnung v. 
5./ 9. 06, betr. den Verkehr mit Kraftfahrzeugen. 

Kunſtgewerbeſchule. Miniſt. Bekanntmachung, betr. die Satzungen der 
Großherzl. Kunſtgewerbeſchule zu Weimar, v. 1./4. 08. 

Militäranwärter. Verordnung, betr. die Anſtellung von Militäranwärtern 
und Inhabern des Anſtellungsſcheins, ſowie Grundſätze für die Beſetzung der 
mittleren und Unterbeamtenſtellen, v. 24. / 6. 08. 

Mündelgelder. Miniſt. Verordnung, betr. Anlegung von Mündelgeldern 
bei der Sparkaſſe zu Vacha, v. 25./6. 08. 

Sonn- und Feſttage. Geſetz über die Heilighaltung der Sonn⸗ und 
Feſttage, v. 21./5. 08. — Ausführungsverordnung hierzu v. 26.5. 08. 

Sparkaſſen. Miniſt. Verordnung v. 23./5. 08 betr. Satzungen der 
ſtädtiſchen Sparkaſſe zu Vacha. — Anlegung von Mündelgeldern daſ. 
v. 24./ 6. 08. — Desgl. Aenderungen des Statuts der Sparkaſſe zu 
Vieſelbach v. 1./10. 08. 

Urheberrecht an Werken der bildenden Künſte und der Photographie. Miniſt. 
Bekanntmachung v. 8./2. 08 zur Ausführung des Reichsgeſetzes v. 9./ 1. 07. 

Vereinsgeſetz. Miniſt. Verordnung v. 19./5. 08 zur Ausführung des 
Reichs⸗Vereinsgeſetzes v. 19./4. 08. 

Vermeſſungsämter. Miniſt. Verordnung, betr. die Herſtellung der 
Unterlagen für die Grundbuchanlegung durch die Vermeſſungsämter, v. 
23./12. 08. 

Volksſchullehrer. Geſetz über die Beſoldung der Volksſchullehrer und 
elehrerinnen v. 18./ 8. 08. 

Wechſel⸗ und Scheckproteſte. Miniſt. Verordnung v. 30./9. 08. 
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2. Herzogtum S.⸗Meiningen. 


Apotheken. Ausſchreiben, betr. Apotheken⸗ Betriebsordnung, v. 3. / 10. 08. 

Auslieferungsverkehr. Ausſchreiben, betr. den Auslieferungsverkehr 
zwiſchen dem Deutſchen Reich und der Schweiz, v. 22./ 8. 08. — Desgl. 
mit Schweden, v. 17./10. 08. 

Dampffäſſer. Ausſchreiben, betr. die Einrichtung und den Betrieb von 
Dampffäſſern, v. 11./4. 08. 

Gemeindeordnung. Geſetz v. 27./ 1. 08, betr. Aenderung der Art. 17, 
19 der Gemeindeordnung v. 16./3. 97. 

Gerichtsvollzieher. Ausſchreiben, betr. eine Aenderung der Geſchäfts⸗ 
anweiſung für die Gerichtsvollzieher, v. 16./10. 08. (Vergl. auch Aus⸗ 
ſchreiben v. 25./9. 08, betr. Scheck⸗ u. Wechſelproteſt.) 

Gifte. Ausſchreiben, betr. den Handel mit Giften, v. 31./12. 08. 

Handelsregiſter. Ausſchreiben, betr. Führung des Handelsregiſters, v. 
3./10. 08 und 5./10. 08. 

Jagd. Ausſchreiben, betr. die Schonzeit des Wildes, v. 15./12. 08. 

Juriſtiſche Prüfung. Verordnung v. 23./7. 08, betr. die juriſtiſchen 
Prüfungen und die Vorbereitung zum höheren Juſtizdienſt. 

Kraftmotore. Ausſchreiben, betr. Aufſtellung, Beſchaffenheit und Betrieb 
von beweglichen Kraftmaſchinen, v. 8. / 10. 08. 

Milch. Ausſchreiben, betr. den Verkehr mit Milch, v. 25./ 3. 08. 

Mineralwäſſer. Ausſchreiben, betr. die Herſtellung und den Vertrieb 
von künſtlichen Mineralwäſſern und anderen kohlenſäurehaltigen Getränken, 
v. 13.11. 08. 

5 Ausſchreiben, betr. den Radfahrverkehr, v. 3 1./3. 08. 

Scheckproteſt. Ausſchreiben, betr. den Scheckproteſt und Scheckprozeß, v. 
5./4. 08. — Desgl. betr. den Wechſel⸗ und Scheckproteſt, v. 25./9. 08. 

Strafnachrichten. Ausſchreiben, betr. die Mitteilung von Strafnachrichten 
an die Königl. Griechiſche Regierung, v. 25./ 1. 08. 

Strafregiſter. Ausſchreiben, betr. die Erteilung von Strafregiſter⸗Auszügen 
im Verkehr mit öſterr. Behörden, v. 27./ 4. 08. — Desgl. v. 18./9. 08, 

Ve 1 etz. Ausſchreiben zur Ausführung des Reichsvereinsgeſetzes, 
v. 16./ 5. 08. 

Viehſeuchen. Ausſchreiben, betr. Viehſeuchen, v. 7./ 11. 08. 

Vogelſchutz. Ausſchreiben, betr. den Schutz von Vögeln, v. 3./11. 08. 

Volksſchulgeſetz v. 3./ 1. 08. — Gele v. 6./11. 08, betr. die allgem. 
Lehrerwitwenkaſſe und das Volksſchulgeſetz v. 3./ 1. 08. 

Wechſel. Ausſchreiben, betr. Mitteilung von Wechſelabſchriften bei Zuwider⸗ 
handlungen gegen das Wechſelſtempelſteuergeſetz, v. 8./9. 08. — Desgl. 
betr. den Wechſel⸗ und Scheckproteſt, v. 25. / 9. 08. 

Wild. Ausſchreiben, betr. die Schonzeit des Wildes, v. 15./12. 08. 

Zuſtellungen. Ausſchreiben, betr. das bei der Pfändung der Gehälter 
oder der Penſionen von Beamten der Schutzgebiete zu beobachtende Verfahren, 
v. 10./10. 08. — Desgl. Aenderung des § 46 Abſ. 3 der Vorſchriſten 
über die im Auslande zu erledigenden Erſuchungsſchreiben der Juſtizbehörden 
v. 15/12. 08. 
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3. Herzogtum S.⸗Altenburg. 


Bornaſche Krankheit. Miniſt. Verordnung, Maßregeln zur Abwehr 
und Unterdrückung der Gehirn⸗ und Rückenmarkentzündung und der Gehirn⸗ 
entzündung der Pferde betr., v. 28.2. 08. 


Fleiſchbeſchau. Miniſt. Verordnung über die weitere Ausführung des 
Reichsgeſetzes, betr. die Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchau, v. 23./ 10. 08. 
Gebühren. Miniſt. Verordnung, die gerichtsärztlichen Gebühren betr., v. 
13./3. 08. — Verordnung, die Verwaltung der Reichsſtempelabgaben und 

der ſtatiſtiſchen Gebühren betr., v. 26./ 8. 08. 

Geflügel. Miniſt. Bekanntmachung betr. die Abänderung der Beſtimmungen 
über die Beſeitigung von Anſteckungsſtoffen bei der Beförderung von 
lebendem Geflügel auf Eiſenbahnen, v. 17./1. 08. 

Grundſtückzuſammenlegung. Geſetz, betr. die Abänderung des Ge⸗ 
ſetzes v. 17./4. 89 über Zuſammenlegung von Grundſtücken, v. 17.3. 08. 


Juriſtiſche Prüfung. Verordnung, betr. die juriſtiſchen Prüfungen und 
die Vorbereitung zum höheren Juſtizdienſte, v. 23./6. 08. 

Krankenverſicherung. Miniſt. Verordnung, die Erſtreckung der Kranken⸗ 
verſicherungspflicht auf ſtaatliche Arbeiter und Angeſtellte betr. v. 25./2. 08. 


Laſtfuhrwerke. Miniſt. Verordnung, betr. Laſtfuhrwerke, v. 1./5. 08. 

Lotterie. Geſetz, betr. das Verbot des Privathandels mit Staatslotterieloſen 
und des Handels mit Anteilen und Abſchnitten von Loſen zu Privatlotterien 
und Ausſpielungen, v. 17./3. 08. 


Meiſtertitel. Miniſt. Verordnung, betr. die Führung der Titel „Baumeiſter“ 
und „Baugewerksmeiſter“, v. 18./9. 08. 

Militäranwärter. Miniſt. Verordnung, betr. die Beſetzung der mittleren 
Kanzlei⸗ und Unterbeamtenſtellen mit Militäranwärtern, v. 9./5. 08. 
Mündelgeld. Miniſt. Verordnung, die Anlegung von Mündelgeld bei 

öffentl. Sparkaſſen betr., v. 1./4. 08. 


Radfahrverkehr. Minift. Verordnung betr. den Radfahrverkehr, v. 28./ 2. 08. 

Sonn: und Feiertage. Geſetz, betr. die Abänderung des Geſetzes v. 
25./ 11. 97, betr. die äußere Heilighaltung der Sonne und Feiertage, 
v. 17./3. 08. — Minift. Verordnung betr. Abänderung der Ausführungs⸗ 
verordnung v. 25/11. 97 zum Geſetze über die Heilighaltung der Sonn: 
und Feiertage, v. 17./3. 08. 


Sonntagsruhe. Miniſt. Verordnung, betr. Abänderung der Verordnung 
v. 28./5. 92 über die Sonntagsruhe im Gewerbe der Bäcker und im 
Handelsverkehr der Fleiſcher, v. 12./5. 08. — Desgl. v. 24./9. 08. 

Stempelſteuer. Miniſt. Verordnung zur Ergänzung der Ausführungs⸗ 
verordnung v. 1./3. 00 zum Geſetze betr. die Stempelſteuer, v. 5./ 10. 08. 

Strafregiſter. Miniſt. Bekanntmachung, die Erteilung von Strafregiſter⸗ 
auszügen im Verkehr mit öſterr. Behörden betr., v. 27/4. 08. — Desgl. 
v. 17./10. 08. 

Vereinsgeſetz. Miniſt. Verordnung zur Ausführung des Reichsvereins⸗ 
geſetzes, v. 12,/5. 08. 
Viehſeuchen. Miniſt. Verordnung, Maßregeln zur Abwehr und Unter⸗ 

drückung der als Influenza der Pferde bezeichneten Krankheit betr., v. 18./)8. 08. 


— 305 — 


4. Herzogtum S.⸗Coburg und «Gotha. 
a) Coburger Geſetze. 


Arzneimittel. Verordnung über den Verkehr mit Arzneimitteln außerhalb 
der Apotheken, v. 3./ 2. 08 und 20./3. 08. 

Einkommenſteuergeſetz v. 2./12. 08. 

Güterhandel. Geſetz, betr. die Beſteuerung des Guterhandels, v. 17./12. 08. 

Radfahrverkehr. Verordnung, betr. den Radfahrverkehr v. 2 N. 08 
und 9./5. 08. 

Reiſekoſten. Verordnung, die Tagegelder und Reiſekoſten burg ce 
Staatsbeamten betr., v. 3./ 1. 08. 

Stadtordnung. Miniſt. Bekanntmachung, betr. die Abänderung der 
Stadtordnuug für die Stadt Rodach, v. 6.4. 08. 

Viehſeuchen. Verordnung, betr. die Anzeigepflicht für die als Influenza 
der Pferde bezeichneten Krankheiten, v. 21./10. 08. 


b) Gothaiſche Geſetze. 


Bauordnung. Geſetz, die Abänderung der Bauordnung betr., v. 15./4. 08. 

Landwirtſchaftskammer. Wahlordnung für die Wahlen zur Land⸗ 
wirtſchaftskammer, v. 19./2. 08. 

Radfahrverkehr. Verordnung über einen Nachtrag zu der Verordnung, 
betr. den Radfahrverkehr, v. 14.4. 08. 

Reiſekoſten. Verordnung, die Tagegelder und Reiſekoſten der Staats⸗ 
beamten betr., v. 2./ 1. 08 und 3./ 1. 08. 

Verbrennungsmotore. Verordnung, betr. die Aufſtellung von Gas⸗, 
Benzin⸗, Petroleum⸗, Spiritus⸗, Sauggas⸗ und ſonſtigen Verbrennungs- 
motoren, v. 3./ 10. 08. 

Viehſeuchen. Verordnung, betr. die Anzeigepflicht für die als Influenza 
der Pferde bezeichneten Krankheiten, v. 3./ 10. 08. 


c) Gemeinſchaftliche Geſetze. 


Bürgerliches Geſetzbuch. Geſetz zur Abänderung des Ausführungs⸗ 
geſetzes zum BGB., v. 18./3. 08. 

Juriſtiſche Prüfungen. Verordnung, betr. die juriſtſchen Prüfungen 
und die Vorbereitung zum höheren Juſtizdienſte, v. 29./7. 08. 

Landesgrenze. Miniſt. Bekanntmachung, enth. den Staatsvertrag zwiſchen 
dem Königreich Bayern und dem Herzogt. S.⸗Cob.⸗Gotha v. 1./2. 07 
betr. . .. die Bereinigung der Landesgrenze v. 22./ 1. 08. 

Mündelgelder. Nachtrag zur Miniſterialverfügung v. 28./12. 99 betr. 
die Anlegung von Mündelgeldern, v. 2./3. 08. 

Notariat. Verordnung, betr. Abänderung der Ausführungsverordnung zur 
Notariatsordnung, v. 30./9. 08. 

Sachverſtändigenkammern. Miniſt. Bekanntmachung, betr. die Bildung 
gemeinſchaftl. Sachverſtändigenkammern für Werke der bildenden Künſte und 
für Werke der Photographien, v. 1./4. 08. 

Vereinsgeſetz. Verordnung zur Ausführung des Vereinsgeſetzes, v. 
11./5. 08, 

Blätter für Rechtspflege LVI. N. F. XXX VI. 20 


— 306 — 


5. Fürſtentum Schwarzburg⸗Rudolſtadt. 


Azetylen. Polizeiverordnung zur Erweiterung der Polizeiverordnung, betr. 
die Herſtellung, Aufbewahrung und Verwendung von Azetylen ſowie Lage⸗ 
rung von Karbid, v. 7. / 8. 08. 

Einkommenſteuer. Geſetz, betr. die Abänderung des Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes, v. 13./3. 08. — Verordnung, betr. die Abänderung der Ver⸗ 
ordnung über die Ausführung des Einkommenſteuergeſetzes, v. 22.6. 08. 

Gebäudeſteuer. Geſetz, betr. die Abänderung des Gebäudeſteuergeſetzes 
v. 13./3. 08. — Miniſt. Bekanntmachung, betr. die Abänderung der 
Anweiſung III und IV für das Verfahren bei der Fortſchreibung der 
Gebäudeſteuerrollen und bei Erhebung der Grund⸗ und der Gebäudeſteuer, 
v. 13./6. 08. Ä 

Juriſtiſche Prüfung. Verordnung, betr. die Vorſchriften über die juri⸗ 
ſtiſchen Prüfungen und die Vorbereitung zum höheren Juſtizdienſt, v. 23./6. 08. 

Radfahrverkehr. Polizeiverordnung, betr. den Radfahrverkehr, v. 30./12. 
07. — Desgl. Ergänzung hierzu v. 5./6. 08. 

Reichsſtempelabgaben. Miniſt. Bekanntmachung, betr. die Verwaltung 
der Reichsſtempelabgaben und der ſtatiſtiſchen Gebühr, v. 3 1./ 3. 8. 

Sachverſtändigenkammer. Miniſt. Bekanntmachung, betr. die Errichtung 
von Sachverſtändigenkammern für Werke der bildenden Künſte und der 
Photographie, v. 27./3. 08. 

Vere insgeſetz. Verordnung zur Ausführung des Vereinsgeſetzes, v. 26./5. 08. 

Viehſeuchen. Miniſt. Verordnung, betr. die Einfuhr von Rindern und 
Schafen aus Oeſterreich⸗Ungarn in den ſtädtiſchen Schlachthof, v. 20./2. 
07. — Verordnung, die Bekämpfung der Influenza der Pferde betr., v. 
16/10. 08. 

Wartegeld. Geſetz, betr. das geſetzliche Wartegeld der zur Dispoſition 
geſtellten Staatsbeamten, v. 13./3. 08. 


6. Fürſtentum Reuß ä. L. 


Fleiſchbeſchau. Reg. Bekanntmachung, die Fleifchbeſchau⸗ und Schlachtungs⸗ 
ſtatiſtik betr., v. 1./ 12. 08. | 

Juriſtiſche Prüfungen. Verordnung, betr. die Einführung neuer Vor: 
ſchriften über die juriſtiſchen Prüfungen und die Vorbereitung zum höheren 
Juſtizdienſt, v. 28./7. 08. 

Kinematographen. Reg.⸗Verordnung, die Vorführung mit Kinemato⸗ 
graphen betr., v. 17./7. 08. 

Landtagswahlbezirke. Reg.⸗Bekanntmachung, betr. Abänderung der 
Wahlabteilungen in den beſtehenden Landtagswahlbezirken, v. 26./2. 08. 

Meiſtertitel. Reg.⸗Verordnung, betr. die Führung der Titel „Bau⸗ 
meifter” und „Baugewerksmeiſter“, v. 23./9. 08. 

Mündelgelder. Reg.⸗Verordnung, betr. Anlegung von Mündelgeldern 
bei der Sparkaſſe zu Pohlitz, v. 18./7. 08. 

Radfahrverkehr. Reg.⸗Verordnung, betr. Aenderung der Vorſchriften 
über den Radfahrverkehr, v. 30./3. 08. 

Reichsſtempelgeſetz. Reg.⸗Verordnung, betr. Aenderung der Ausführungs⸗ 
vorſchriften zum Reichsſtempelgeſetz, v. 27./3. 08. 
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Sachverſtändigenkammern. Reg.⸗ Bekanntmachung, betr. die Sach: 
verſtändigenkammern für Literatur und Tonkunſt ſowie für bildende Künſte 
und Photographie, v. 11./3. 08. | 

Sachverſtändigenverein. Reg.⸗Bekanntmachung, betr. die Zuſammen⸗ 
ſetzung des gemeinſch. gewerbl. Sachverſtändigenvereins, v. 29./5. 08. 

Urheberecht an Werken der bildenden Künſte und der Photographie. Reg.⸗ 
Bekanntmachung v. 10 /3. 08 zur Ausführung des Reichsgeſetzes v. 9./1. 07. 

5 Reg.⸗Verordnung zur Ausführung des Vereinsgeſetzes, v. 
18./ 5. 08 

Viehſeuchen. Reg.⸗Verordnung, betr. Maßregeln zur Abwehr und Unter⸗ 
drückung der Influenza der Pferde, v. 26. / 9. 08. 


7. Fürftentum Reuß j. L. 


Gemeindebeamte. Geſetz, betr. den Ruhegehalt und das Wartegeld der 
berufsmäßigen Gemeindebeamten ſowie die Fürſorge für ihre Hinterbliebenen, 
v. 25./1. 08. 

Juriſtiſche Prüfungen. Verordnung, betr. die juriſtiſchen Prüfungen 
und die Vorbereitung zum höheren Juſtizdienſte, v. 29./7. 08. 

Meiſtertitel. Miniſt. Verordnung, betr. die Führung der Titel „Bau⸗ 

meiſter“ und „Baugewerksmeiſter“, v. 8./9. 08. 

Milch. Miniſt. Verordnung, betr. den Verkehr mit Kindermilch, v. 1 2./6. 08 
(Amtsbl. S. 271). 

Militäranwärter. Miniſt. Bekanntmachung, betr. die Beſetzung der 
mittleren, Kanzlei⸗ und Unterbeamtenſtellen ... mit Militäranwärtern und 
Inhabern des n nebſt Grundſätzen für die Beſetzung 
dieſer Stellen, v. 8./ 1. 08. 

Motore. Miniſt. Verordnung, die Aufſtellung, die Beſchaffenheit und den 
Betrieb beweglicher Kraftmaſchinen betr., v. 1./8. 08. 

Radfahrverkehr. Miniſt. Verordnung, betr. einen Zuſatz zur Verordnung 
über den Radſahrverkehr, v. 25./3. 08. 

Reichsſtempelgeſetz. Miniſt. Bekanntmachung, betr. Ausführung des 
Reichsſtempelgeſetzes, v. 24./ 3. 08 (Amtsbl. S. 131). — Desgl. v. 
20./3. 08 (Amtsbl. S. 152). 

Sachverſtändigen⸗Kammern. Miniſt. Bekanntmachung, die gemeinſchaftl. 
Sachverſtändigenkammern für die Werke der Literatur und der Tonkunſt 
x. betr. v. 10./3. 08 (Amtsbl. S. 118). — Desgl. v. 22./7. 08 (Amtsbl. 
S. 335). 

Scheckgeſetz. Miniſt. Verfügung, das Scheckgeſetz betr., v. 15./4. 08 
(Amtsbl. S. 181). 

Schlachtviehverſicherung. Geſetz, enthaltend einen Nachtrag, betr. die 
ſtaatliche Schlachtviehverſicherung, v. 22./1. 08. — Ausführungsverordnung 
hierzu v. 14./4. 08. 

Sonntagsfeier. Geſetz, betr. die Feier der Sonn⸗ und Feſttage, v 
20./1. 08. 

Sparkaſſen. Geſetz, betr. die öffentlichen Sparkaſſen, v. 24./1. 08. 

Strafregiſter. Miniſt. Bekanntmachung, betr. die Erteilung von Straf⸗ 
regiſterauszügen im Verkehr mit den öſterr. Behörden, v. 20./ 3. 08 
(Amtsbl. S. 133). — Desgl. v. 26./ 9. 08 (Amtsbl. S. 408). 

20 * 
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Urheberrecht an Werken der bildenden Künſte und der Photographie. 
Miniſt. Bekanntmachung zur Ausführung dieſes Geſetzes v. 10./3. 08 

(Amtsbl. S. 117). 

Vereinsgeſetz. Miniſt. Verordnung, betr. Ausführung des Vereinsgeſetzes, 
v. 15./5. 08. 

Viehſeuchen. Verordnung, betr. Bekämpfung der Schweinekrankheiten, 
v. 20./12. 07 (Amtsbl. 1908 S. 113). — Desgl. betr. die Be- 
kämpfung der Influenza der Pferde, v. 18./9. 08 (Amtsbl. S. 399); 
Belehrung hierzu Amtsbl. S. 418. | 

Wechfelproteſt. Miniſt. Verfügung, betr. den Wechſel⸗ und Scheckproteſt, 
v. 5./ 10. 08 (Amtsbl. S. 459). 


Bücherbeſprechungen. 


1. Fehr, Dr. Hans (Profeſſor des deutſchen Rechts in Jena). Der 
Zweikampf. Berlin (Karl Curtius) 1908. Geh. 2 M. 

Die Tagung der Ortsgruppe der „Antiduell⸗Liga“ im Sommer 1907 in Jena 
und die dabei in der Preſſe wiederholt aufgeſtellte Behauptung, daß der Zweikampf 
kein germaniſches Inſtitut, ſondern aus Spanien und Frankreich im 16. und 17. 
Jahrhundert zu uns eingewandert ſei, geben dem Profeſſor Dr. Hans Fehr in Jena 
den äußeren Anlaß, dieſe Frage von neuem zu unterſuchen. Die Ergebniſſe ſeiner 
Forſchungen, die er zunächſt als Antrittsrede und ſodann in der erweiterten Form 
der vorliegenden Schrift der Oeffentlichkeit unterbreitet hat, ſind nicht nur für den 
Juriſten, ſondern für jeden Gebildeten im höchſten Grade lehrreich. Sie zeigen an 
der Hand eines umfangreichen Quellenmaterials, welches in Anmerkungen aus⸗ 
führlich mitgeteilt wird, daß der Zweikampf, d. h. der Kampf, bei dem ſich zwei 
Männer nach erfolgter Herausforderung mit den Waffen gegenübertreten, um einen 
Streit durch Kampf auszufechten, bis einer Sieger bleibt oder beide vom Kampfe 
abſtehen, eine urgermaniſche, ſchon in ihrem aus der älteſten Zeit überlieferten 
Vorkommen an das heutige Duell erinnernde Einrichtung iſt, daß von dieſer älteſten 
Zeit an die Entwicklungslinie bis zu unſerem heutigen Duell über die gottes⸗ 
gerichtlichen Kämpfe, die Zweikämpfe innerhalb der Kampfgerichte, die mittelalterlichen 
Privatzweikämpfe innerhalb der ritterſchaftlichen Kreiſe, der Kreiſe des Heeres, aber 
auch der Lebenskreiſe der Bauern und Bürger (!) ſich verfolgen läßt. Sie zeigen 
endlich, daß unſer heutiges Duellweſen, ſeinem Kern nach alſo eine gut deutſche 
Einrichtung, nur in den äußeren Formen und in der Ueberſpannung des Ehrbegriffs, 
der Empfindlichkeit, die bei jeder Kleinigkeit nach Genugtuung mit der Waffe ſchreit, 
fremdländiſche, romaniſche Beſtandteile in ſich aufgenommen hat. Dieſe Ueber⸗ 
ſpannung bezeichnet der Verfaſſer mit Recht als eine Entartung der aus deutſchen 

lementen aufgebauten, aus deutſchem Geiſte geborenen Inſtitution. Und dieſe 
Entartungserſcheinungen, deren Rückbildung übrigens in neueſter Zeit allerorten 
zu bemerken iſt, bekämpft der Geſetzgeber mit Fug und Recht. Ob darüber hinaus 
die ſtrafrechtliche Verfolgung des Zweikampfs ſchlechthin den Anforderungen eines 
deutſchen Strafrechts entſpricht, dieſe Frage will der Verfaſſer nicht beantworten, 
ja er meint, daß hierfür ſeine Unterſuchungen irrelevant ſeien. Dem widerſpreche 
ich. Für den unvoreingenommenen deutſchen Geſetzgeber, der vor Schlagworten 
keine Furcht haben darf und nicht nach einer vermeintlichen Allerweltskultur zu 
ſtreben, ſondern die Entwicklungslinie der bodenſtändigen Kultur feines Volkstums 
zu verfolgen hat, müſſen ſolche wertvolle Feſtſtellungen wie die des Verfaſſers unter 
allen Umſtänden beachtlich ſein. 


2. Staub's Kommentar zum Handelsgeſetzbuche, 8. Auf: 
lage, bearbeitet von Reichsgerichtsrat H. Könige, Juſtizrat Dr. J. Stranz, 
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Juſtizrat A. Pinner. Nachtrag, betreffend die Börſentermingeſchäfte, die 
handelsrechtlichen Lieferungsgeſchäfte und die Differenzgeſchäfte nach dem Geſetze 
betr. Aendernung des Börſengeſetzes vom 8. Mai 1908 und nach dem BGB. 
(S8 762. 764). Berlin (Guttentag). 1909. 1,80 M. 

Der Exkurs zu $ 376 in der 8 Auflage des Staub'ſchen Kommentars zum 
HGB., der die Börſentermingeſchäfte und des Differenzgeſchäſt behandelte, war durch 
die Novelle zum Börſengeſetz vom 8. Mai 1908 überholt Die Verfaſſer haben ſich 
daher zur Herausgabe des vorliegenden Nachtrags entſchloſſen, der den genannten 
Exkurs in völliger Neubearbeitung bringt. Mit Recht heben ſie im Vorwort die 
ungewöhnlichen Schwierigkeiten hervor, die die Börſengeſetznovelle der Auslegung 
bietet und die auf der Kompromißnatur dieſes viel und heiß umſtrittenen Rechts⸗ 
gebiets beruhen. Ohne Uebertreibung wird man ſagen können, daß die Verfaſſer 
dieſe Schwierigkeiten in geradezu muſterhafter Weiſe überwunden haben. Die ſyſte⸗ 
matiſchen Erläuterungen des neuen Rechts, die in vier Abſchnitten das erlaubte 
Börſentermingeſchäft (mit der Unterſcheidung zwiſchen offiziellem und inoffiziellem), 
das verbotene Börſentermingeſchäft, das handelsrechtliche Lieferungsgeſchäft in Ge⸗ 
treide und Erzeugniſſen der Getreidemüllerei und die Differenzgeſchäfte behandeln, 
ſowie die im fünften Abſchnitte gegebene Darſtellung des Rechts der Uebergapgs⸗ 
zeit ſind ſchlechterdings erſchöpfend und vom juriſtiſchen wie vom verkehrstechniſchen 
Standpunkte aus gleichermaßen ausgezeichnet. In Einzelheiten mag man andrer 
Meinung fein: z. B. bin ich es bzüglich der Auslegung des § 58 Satz 2 in Anm. 29 
und bzüglich der Abtretbarkeit einer (nicht beſtehenden) Forderung aus einem un⸗ 
gültigen Börſentermingeſchäft zum Zwecke der Aufrechnung gemäß 8 56 in der 
Hand eines Dritten (Anm. 53). Das Geſetz und jeine Ausleger werden die Feuer⸗ 
probe in der Praxis des Verkehrs und der Gerichte zu beſtehen haben. Dort wird ſich 
auch zeigen, ob das mit der Neuordnung erſtrebte Ziel, den an der Börſe beteilig⸗ 
ten Kreiſen unter Wahrung der Intereſſen der Geſamtheit einen annehmbaren 
modus vivendi zu ſchaffen, erreicht worden iſt. 


3. Häſſelbarth, Dr. (Landrichter in Altenburg), Das Staats- 
und Verwaltungsrecht des Herzogtums Sachſen-Altenburg. 
Hannover (Dr. Max Jänecke) 1909. Geb. 6 M. 

Als 7. Band der von Scholz und Storck herausgegebenen „Bibliothek des 
öffentlichen Rechts“, die eine Sammlung gemeinverſtändlicher Darſtellungen des 
Staats⸗ und Verwaltungsrechts der wichtigſten Kulturſtaaten der Gegenwart 
bringen ſoll, erſcheint das von Landrichter Dr. Häſſelbarth bearbeitete Staats und 
Verwaltungsrecht des Herzogtums Sachſen⸗Altenburg Das Buch behandelt nach 
einer Einleitung, die über Lage, Größe, Einwohnerzahl und Geſchichte des Herzog⸗ 
tums Auskunft gibt, im erſten Teile die Organe, im zweiten die Funktionen des 
Staates. Der erſte Teil beſchäftigt ſich zunächſt mit dem Oberhaupte, wobei 
Regentſchaft, Stellvertretung und Regierungsnachfolge erörtert und ein beſonderer 
Abſchnitt der Geſchichte des Domänenvermögens und ſeiner jetzigen Rechtslage 
gewidmet wird. Alsdann folgen die Rechtsverhältniſſe der Volksvertretung (des 
Landtags), der Staatsämter, der Beamten, der Selbſtverwaltungskörper und der 
Untertanen. Im zweiten Teile findet die Darſtellung der Grundſätze über 
Geſetzgebung, Juſtiz, innere Verwaltung, Finanzweſen, Kirche und Schule ihren 
Platz. Das Geſetzgebungsmaterial iſt aus den vielen Jahrgängen der Geſetzſammlung 
ſorgfältig zuſammengetragen und bis auf die neueſte Zeit berüdfichtigt, ein Nach⸗ 
trag bringt fogar den Inhalt der in der Landtagstagung Frühjahr 1909 bejchlofjenen 
noch nicht veröffentlichten Geſetze. Auch vielfache Miniſteralverordnungen, die nicht 
publiziert ſind, hat der Verfaſſer verwertet. Bei der Fülle des Stoffs und der 
offenſichtlich vorgeſchriebenen Raumbeſchränkung war es ſelbſtwerſtändlich nicht möglich, 
im allgemeinen mehr als die Hauptgrundzüge der einzelnen Rechtsinſtitute darzuſtellen; 
für die Einzelheiten mußte auf die Geſetze ſelbſt verwieſen werden. Nur vereinzelt 
finden ſich ſelbſtſtändige wiſſenſchaftliche Erörterungen, wie z. B. S. 111 über die 
rechtliche Natur der ſog. Altgemeinde, S. 138 über die Auslegung des 8 20 des 
Grundgeſetzes — die hier ztiierte Oberlandesgerichtseniſcheidung iſt übrigens in 
den Thür Bl. Bd. 54 S. 122 veröffentlicht —, S. 144 über die Zuläſſigkeit des 
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Rechtswegs. Im einzelnen drängt ſich natürlich beim Leſen noch mancher Wunſch 
nach eingehender Erörterung auf. Jedoch muß man ſich, da es ſich um eine fog. 
gemeinverſtändliche Darſtellung des öffentlichen Rechts Altenburgs handelt, klar ſein, 
daß dieſe nicht mit zu viel wiſſenſchaftlichem Ballaſt beſchwert werden durfte. Das 
Ziel jedenfalls, den reichen Stoff auf dem zur Verfügung ſtehenden Raum in 
überſichtlicher Weiſe in ſeinen Hauptgrundzügen mitzuteilen, hat der Verfaſſer voll 
erreicht, und namentlich nach der formalen Seite, was Verſtändlichkeit, Flüſſigkeit 
und Klarheit der Darſtellung anlangt, verdient ſeine Arbeit alles Lob. Zur 
Orientierung und erſten Einarbeitung in das öffentliche Recht Altenburgs wird 
das Werk allen, die hierzu Veranlaſſnug haben, ſicherlich unentbehrlich werden. 
orzig. 


4. v. Staudingers Kommentar zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch und den Einführungsgeſetz, herausgegeben von Löwenfeld, Riezler, 
Mayring, Kuhlenbeck, Kober, Engelmann, Herzfelder und 
Wagner. 5.6. Aufl. München und Berlin (J. Schweitzer) 1909. etwa 
170. M. 

Mit Recht kann der Verlag, können die Herausgeber und an ihrer Spitze die 
Redaktoren Kober und Engelmann auf den Erſolg dieſes Werkes ſtolz ſein, der 
ſich darin zeigte, daß unmittelbar nach dem Erſcheinen der letzten Doppelauflage das 
Buch vergriffen war. Jetzt ſetzt eine neue Doppelauflage ein, von der ſchon 
5 Lieferungen erſchienen find. Die Bände J und III (Allgemeiner Teil, Sachenrecht) 
ſollen noch im Jahre 1909 vollendet vorliegen. Für das nächſte Jahr iſt der Ab⸗ 
ſchluß vorgeſehen. Für die Praxis iſt der Kommentar von der größten Bedeutung 
geworden. Er beherrſcht ſie geradezu. Es wird ſo leicht kein Gericht zu finden 
ſein, das ſich in einer Zweifelfrage nicht im Staudinger Rat holte. Der Grund 
hierfür liegt darin, daß das Buch die Bedürfniſſe der Praxis berüdfichtigt und ſich 
doch auf wiſſenſchaftlicher Höhe hält. Der Stand der Lehrmeinungen, der Judikatur 
über eine Streitfrage iſt vollſtändig zu überſehen. In der Wiedergabe und Ver⸗ 
wertung der Literatur und Rechtſprechung wird eher zu viel als zu wenig gegeben. 
Bei der Handhabung des Kommentars macht ſich die Ueberſichtlichkeit des kritiſchen 
Textes beſonders angenehm bemerkbar, es iſt das eine Folge zweckmäßiger Satz⸗ 
anordnung. 

Die neu erſchienenen Lieferungen behandeln 

Band I Allgemeiner Teil, erläutert von Löwenfeld u. Riezler (58 1—117) IM. 30 Pf. 
Band III Sachenrecht, erläutert von Kober (88 854— 558) 9 M. 30 Pf. 
Band IV Familienrecht, erläutert von Engelmann (58 1297— 1425) 7 M. 50 Pf. 


5. Oberneck, Dr. Hermann, (Juſtizrat in Berlin). Das Reichs⸗ 
grundbuchrecht unter Berückſichtigung der Ausführungsbeſtimmungen ſämt⸗ 
licher Bundesſtaaten, insbeſondere derjenigen Preußens. 4. neubearbeitete Aufl. 
2 Bde. Berlin (Heymann). 34 M. 

Das Ziel des Verfaſſers iſt, der Praxis ein Handbuch zu geben, das ſie raſch. 
und ſicher über jede grundbuchrechtliche Frage orientiert. Der Weg des Kommentars 
iſt nicht gewählt worden, weil das Grundbuchrecht in verſchiedenen Reichs⸗ und 
Landesgeſetzen niedergelegt iſt. Damit war die Bahn für eine einheitlich geſchloſſene 
ſyſtematiſche Darſtellung des Grundbuchrechts in materieller und formeller Beziehung 
frei. Was Oberneck hier gibt, hat allſeitige Anerkennung gefunden. Der Stoff 
iſt erſchöpfend behandelt, die Bearbeitung eme gründliche und klare. Die Ordnung 
des Materials iſt ſo erfolgt, daß der Richter leicht und ſchnell dasjenige findet, was 
ihm im Augenblick zu wiſſen erwünſcht iſt. Zum Ueberfluß verweiſt ein Regiſter der 
Geſetzesparagraphen auf die Stellen, wo der Inhalt der geſetzlichen Beſtimmung 
beſprochen wird. Schrifttum und Rechtſprechung ſind natürlich auf den neueſten 
Stand gebracht. Die landesrechtlichen Ausführungsbeſtimmungen zur Grundbuch⸗ 
ordnung und namentlich die preußifchen find mitverarbeitet. In Muſtern und. 
Beiſpielen, die ſich jetzt auch auf Koſten und Stempelfragen erſtrecken, iſt die Grund⸗ 
bucheinrichtung, iſt der Gang des Verfahrens in und außerhalb der Amtsſtube zur 
Anſchauung gebracht. Beſonders prakti'ch iſt im Anhang der alphabetiſch geordnete 
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Nachweis der Verfügungs⸗ und Vertretungsbefugnis ſowie der Erwerbsfähigkeit. 
Man ſchlage z. B. die Rubrik „Teſtamentsvollſtrecker“ oder „Verſicherungsvereine“ 
nach und man iſt über die Grundſätze orientiert, deren Kenntnis der Grundbuch⸗ 
richter zur Entſcheidung der Legitimationsfrage bedarf. Die neue Auflage bringt 
verſchiedene Partien in neuer Bearbeitung, ſo vor allem die Kolliſionen im 
Verteilungsverfahren hinſichtlich der nicht valutierten Hypothek. Das Buch hat 
ſeinen Weg gemacht und wird neben Güthes Kommentar von der Praxis be- 
vorzugt werden. 


6. Mittelſtein, Dr. Max, (Oberlandesgerichtsrat in Hamburg), 
Die Miete nach dem Rechte des Deutſchen Reiches. 2., gänzlich um⸗ 
gearbeitete Aufl. Berlin (Vahlen) 1909 11 M., geb. 12 M. 

Daß Spezialwerke wiſſenſchaftlichen Charakters über die Miete ein Bedürfnis 
für die Praxis der Gerichte ſind, iſt leicht zu verſtehen. Es fehlt denn auch nicht 
au ſolchen Werken. Neben Brückner, Niendorfſ und Fuld ſteht Mittel⸗ 
ſtein, der in ſeiner neuen Auflage die umfaſſendſte Bearbeitung gibt. Es wird 
wohl ſo leicht keine Streitfrage des täglichen Lebens auf dem Gebiete der Miete zu 
finden ſein, die hier nicht erörtert wäre. Neben der eigenen Entſcheidung des Ver⸗ 
faſſers findet der Leſer die abweichenden Meinungen der Schriftſteller und den 
Stand der Rechtſprechung. Auch auf die allgemein für Verträge geltenden Grund⸗ 
ſätze kommt Mittelſtein zu ſprechen, ſo auch auf die Auslegung der Verträge. 
Hier tritt er der Lehre von Danz über die Bedeutung der Verkehrsſitte ent⸗ 
gegen. Wenn an einem Orte die Verkehrsſitte herrſcht, daß der Mietzins im voraus 
zu bezahlen iſt, fo läßt Danz dieſe Verkehrsſitte und nicht den 8 551 BGB. ent⸗ 
ſcheiden, wenn es ſich um Mietverträge über dort gelegene Wohnungen handelt. 
Er ſieht in der Verkehrsſitte einen ungeſchriebenen Rechtsſatz. Darüber, ob dieſe 
Auffaſſung mit den Prinzipien des Bürgerlichen Geſetzbuchs im Einklang ſteht, 
kann man verſchiedener Meinung ſein, die Entſcheidung, die Danz trifft, iſt richtig. 
Mittelſtein will ſie nur gelten laſſen in den Fällen, wie dem, wo die orts⸗ 
5 0 en Parteien der Ortsſitte folgend ſchon früher einmal Voraus bezahlung be- 
liebt haben. Denn hier dürfe, wenn die Umſtände nichts anderes ergeben, an⸗ 

enommen werden, daß ſie wiederum Vorausbezahlung der Miete gewollt haben. 

enn dies, wie zu vermuten iſt, auch in dem Falle gelten ſoll, wo die Partien an 
die Zahlungszeit überhaupt nicht gedacht haben, dann wird der Wille der Parteien 
zunächſt durch die Verkehrsſitte ergänzt. Nichts anderes will Danz. Dieſe bei⸗ 
läufige Polemik zeigt übrigens, daß Mittelſtein den neueſten Stand der Literatur 
auch auf Gebieten, die ſich nicht ſpeziell mit Mietfragen beſchäftigen. berüdfichtigt 
hat. In Fragen des Mietrechts wird ſein Buch, wie unſchwer vorauszuſehen iſt, 
in der nächſten Zeit tonangebend ſei. 


7. Fitting, Hermann (Prof. in Halle). Der Reichszivilprozeß. 
13. Aufl. Berlin (Guttentag) 1907. Godn. 8 M. 

Der Zweck dieſer Bearbeitung iſt eine kurze, ſtreng auf die weſentlichen Grund⸗ 
züge beſchränkte Darſtellung des Prozeßrechtes. Daß er erreicht iſt, zeigt die hohe 
Zahl der Auflagen, die das Buch aufweiſt. Es erfreut ſich beſonders in den Kreiſen 
der Studierenden einer allgemeinen Beliebtheit. Die hier vorliegende Neubearbeitung 
iſt durch die Novelle vom 5. Juni 1905 veranlaßt worden. 


8. Guttentagſche Sammlung deutſcher Reichsgeſetze. 
Neu erſchienen ſind von den Textausgaben mit Anmerkungen: 
Viehkauf (Viehgewährſchaft) nach dem Bürg. Geſetzbuch unter Berückſichti⸗ 
dung des ausländiſchen Rechts. Von Dr. Stölzle. 4. Aufl. 1909. 4 M. 
„Die Bearbeitung knüpft an die betr. Paragraphen des BGB. an und gibt in 
Zuſätzen das geſamte Material in einer für jedermann verſtändlichen klaren Sprache. 
Die Rechtſprechung iſt bis in die entlegenſten Winkel hinein verfolgt. So iſt es auch 
für die Praxis ein ſehr brauchbares Nachſchlagebuch. Beſonderen Wert hat es für 
dieſe durch die gemeinverſtändlichen tierärztlichen Erläuterungen des Kreistierarztes 
Weiskopf in Augsburg, die einen beſonderen Teil des Buches ausmachen. 
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Das Reichsgeſetz, betr. die Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung. Von Pariſius⸗Krüger. 10. Aufl. 1908. 1,40 M. 

Die Auslieferungs verträge des Deutſchen Reiches und 
der deutſchen Bundesſtaaten. Von Landrichter Dr. Cohn in Allen⸗ 
ſtein. 1908. 4 M. 

Die handliche Sammlung dieſer Verträge wird den Juſtizbehörden willkommen 
ſein. Die Materialien des Reichstags, die Rechtſprechung des Reichsgerichts iſt in 
Anmerkungen berückſichtigt. Vor allem ſind die preußiſchen Ausführungsvorſchriften 
beigegeben. Da die in Thüringen erlaſſenen Beſtimmungen dieſen im weſentlichen 
a kommt die Zugabe auch den Thüringer Juriſten außerhalb Preußens 
zu ſtatten. 


Wechſelordnung (in der Faſſung vom 3. Juni 1908). Kommentar 
von Dr. J. und M. Stranz in Berlm. Mit dem Wechſelſtempel⸗ 
geſetz vom 15. Juli 1909 nebſt den Ausführungsbeſtimmungen, von Geh. 
Reg.⸗Rat Loeck. 10. Aufl. 1909. 4 M. 


Grundbuchordnung für das Deutſche Reich, nebſt den preußi⸗ 
ſchen Ausführungsbeſtimmungen. Von Prof. Dr. Otto Fiſcher in Breslau. 
5. Aufl. 1909. 2 M. | | 


Geſetz zum Schutz der Warenbezeichnungen vom 12. Mai 1894 
Von Dr. Freund und Rechtsanwalt Magnus in Berlin. 5. neubearbeitete 
Aufl. 1909. 3,50 M. 


Neu erſchienen von den Textausgaben ohne Anmerkungen mit Sach⸗ 
regiſter: 
Wechſelordnung vom 3. Juni 1908. 1 M. 
Zivilvilprozeßordnung mit Gerichtsverſaſſungsgeſetz 
und Einführungsgeſetzen in der vom 1. April 1910 ab geltenden Faſſung. 2 M. 
Samwer. 


Entſcheidungen 


in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und des Grund⸗ 
buchrechts. 


Zuſammengeſtellt im Reichsjuſtizamt ). 


Unzuläſſigkeit der Rückgabe eines nach dem Tode des Erblaſſers an das 
Nachlaßgericht abgelieferten eigenhändigen Teſtaments. 


88 2259, 2264 BGB. 
Oberlandesgericht Dresden, 15. Dezember 1905. — Bd. 7, S. 33. 


Der Rechtsanwalt N. hatte dem Amtsgerichte B. das eigenhändige Teſta⸗ 
ment ſeines am 2. April 1905 verſtorbenen Vaters behufs Ausſtellung eines 
Erbſcheins überreicht; er verlangt das Teſtament zurück. Das Amtsgericht 
hat die Zurückgabe als unzuläſſig abgelehnt und das Landgericht hat dies 
auf die Beſchwerde des Antragſtellers gebilligt. Auch der weiteren Beſchwerde 
iſt der Erfolg verſagt worden aus folgenden Gründen: 

Das von dem Erblaſſer errichtete Teſtament bildet die Grundlage für 
die in der Erbſchaft beſtehenden Rechtsverhältniſſe. Im Intereſſe der Rechts⸗ 
ſicherheit wird deshalb durch §S 2259 Abi. 1 BGB. dem Beſitzer eines nicht 
in amtlicher Verwahrung befindlichen Teſtaments die Verpflichtung auferlegt, 
das Teſtament unverzüglich nach dem ihm bekannt gewordenen Tode des Erb⸗ 
laſſers an das Nachlaßgericht abzuliefern; die Erfüllung der Verpflichtung 
kann von dem Gerichte durch Ordnungsſtrafen erzwungen werden ($ 83 FGG.). 
Nach S 2264 BGB. aber kann derjenige, der ein rechtliches Intereſſe glaub: 
haft macht, von dem eröffneten Teſtament Einſicht nehmen ſowie eine Ab⸗ 
ſchrift des Teſtaments oder einzelner Teile fordern. Die ſelbſtverſtändliche 
Vorausſetzung hierfür iſt, daß das eröffnete Teſtament in Urſchrift bei den 
Teſtamentsakten verbleibt; dies beſonders auszuſprechen, hielt man, eben weil es 
ſich von ſelbſt verſteht, für überflüſſig (vergl. Motive BGB. 5, 308 Note 5). 

Ohne Grund bezieht der Beſchwerdeführer ſich auf den in einer Ham⸗ 
burger Sache ergangenen Beſchluß des Reichsgerichts vom 5. Februar 1903 
(Entſch. 53, 390) und auf den Beſchluß des Kammergerichts vom 30. November 
1903 (OL GRſpr. 8, 285). In beiden Fällen handelte es ſich nicht um 
ein Teſtament, ſondern um einen mit einem Chevertrage verbundenen offenen 


1) Es werden zu jeder Entſcheidung Band und Seite der Ausnahme der Buch⸗ 
handlung von Puttkammer und Mühlbrecht in Berlin, nach welcher wohl meiſtens 
die Entſcheidungen angezogen werden, beibemerkt. 
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Erbvertrag, der gemäß §8 2777 Abſ. 1 BGB. vor einem Notar geſchloſſen 
war und deſſen überreichte Urſchriſt der Notar zurückverlangte. Die Be⸗ 
rechtigung dieſes Verlangens ergibt ſich hieraus, daß vom Notar die Urſchrift 
des Protokolls über einen ſolchen Vertrag in Verwahrung zu behalten iſt 
und nur Ausfertigungen davon zu erteilen ſind (vergl. Art. 42, 43 Pr. 
FGG. vom 21. September 1899, Geſetz⸗Samml. S. 249 ff). Wenn daher 
nach 8 2259 Abſ. 2 in Verbindung mit $ 2300 BGB. ein derartiger 
Vertrag nach dem Tode des Erblaſſers behufs der Eröffnung ebenfalls an 
das Nachlaßgericht abzuliefern iſt, jo wird ſich das ſchon nur in dem Sinne 
verſtehen laſſen, daß der Notar nicht die Urſchrift, ſondern eine Ausfertigung 
des Protokolls über den Vertrag dem Gerichte zu überreichen hat. Die Aus⸗ 
fertigung vertritt hier bei der Eröffnung des Vertrags die Urſchrift des 
Protokolls und verbleibt in Verwahrung des Gerichts. Mit dem Verlangen 
nach Einſicht der Urſchrift und Erteilung von Abſchriften haben die Beteiligten 
fh an den Notar zu wenden (zu vergl. Art. 49, 50 Pr. FGG). Hier⸗ 
mit ſtimmt denn auch überein, daß im § 2300 BGB. der § 2264 nicht 
mit aufgeführt iſt. Hat der Notar aber dem Nachlaßgerichte nur eine Aus⸗ 
fertigung des Protokolls über den von ihm errichteten offenen Erbvertrag 
abzuliefern, ſo ergibt ſich von ſelbſt, daß er die von ihm überreichte Urſchrift 
zurückverlangen kann, weil das Geſetz ihre Ablieferung überhaupt nicht vor⸗ 
ſchreibt. Hätte man jedoch anzunehmen, daß die Urſchrift des Protokolls ab⸗ 
zuliefern ſei, ſo müßte der Notar ſie mit Rückſicht auf die ihm nach dem 
Geſetz obliegende Verwahrungepflicht zurückverlangen können. Dies iſt es, 
was das Reichsgericht und das Kammergericht ausſprechen; für das eigen⸗ 
händige Teſtament kommt es nicht in Betracht, ſeine Rückgabe wird, wie bereits 
ausgeführt, durch die Vorſchrift des $ 2264 BGB. ſchlechterdings ausgeſchloſſen. 


Formgültigkeit einer notariellen Urkunde, auch wenn in dem über die 
Verhundlung aufgenommenen Protokolle die Feſtſtellung, daß das Protokoll 
vorgeleſen, von den Beteiligten genehmigt und von ihnen eigenhändig 
unterſchrieben iſt, oder der die Unterzeichnung betreffende Teil des Feſt⸗ 
ſtellungsvermerkes der Unterſchrift der Beteiligten nachfolgt. 


§ 177 366. 
Reichsgericht IV. Zivilſenat, 15. Februar 1906. — Bd. 7 S. 45. 
Veröffentlicht RG. 62, 1. 


Pflicht des Grundbuchamts, von der Löſchung einer Hypothek die nach⸗ 
eingetragenen Hypothekengläubiger zu benachrichtigen, wenn die Löſchung 
erkennbar zu ihren Gunſten erfolgte. 


§ 13 Abſ. 2, 88 55 GBO. 
Kammergericht Berlin, 23. November 1905. — Bd. 7 S. 50. 


Wenn der § 55 GBO. die Bekanntmachung von Eintragungen außer 
an den Antragſteller und Eigentümer anch an diejenigen vorſchreibt, „zu 
deren Gunſten die Eintragung erfolgt iſt oder deren Recht durch ſie betroffen 
wird“, ſo muß bei der Gleichheit des Wortlauts des das Antragsrecht regelnden 
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§ 13 Abſ. 2 davon ausgegangen werden, daß mit dem Betroffenen und 
demjenigen, zu deſſen Gunſten die Eintragung erfolgen ſoll bezw. erfolgt iſt, 
der gleiche Perſonenkreis hat bezeichnet werden ſollen. Das wird beſtätigt 
durch die (nicht veröffentlichten) Vorarbeiten der veröffentlichten Entwürfe der 
Grundbuchordnung (mitgeteilt 3ZBlF G. 5, 547). Das wird auch, ſoweit 
erſichtlich, nirgends bezweifelt (zu vergl. KGJ. 28 A, 155; OL GRſpr. 10, 
102). Für das Verſtändnis des § 55 muß deshalb auf die Bedeutung 
des § 13 Abſ. 2 zurückgegangen werden, wie ſie ſich aus deſſen Entſtehungs⸗ 
geſchichte ergibt. 

Der § 19 Abſ. 2 des erſten Entwurfs lautete dahin: 

Zu dem Antrage iſt nur derjenige berechtigt, zu deſſen Gunſten die 
Eintragung erfolgen ſoll, ſowie derjenige, gegen deſſen Recht die Eintragung 
ſich richtet. 

In den Motiven hierzu (Amtl. Ausgabe 1889 S. 53) wird folgendes 
bemerkt: 

Der Kreis der Intereſſenten, welchen das Antragsrecht beigelegt werden 
ſoll, bedarf indeſſen der Begrenzung, zunächſt auf diejenigen Perſonen, 
deren Recht am Grundſtück oder an einem eingetragenen Rechte durch die 
Eintragung berührt, vermehrt oder vermindert wird. Aber man darf auch 
nicht allen durch die Eintragung verlierenden oder gewinnenden Intereſſenten 
das Antragsrecht geben. Der Gewinn oder Verluſt kann ein mittelbarer 
ſein. Beiſpielsweiſe gewinnen durch die Löſchung eines Rechtes die nad) 
ſtehenden Berechtigten im Range; der Zweck der Eintragung geht indeſſen 
zunächſt nur darauf, das belaſtete Recht oder Grundſtück zu entlaſten . 
Die Antragsberechtigung iſt auf diejenige Perſon zu beſchränken, deren Be⸗ 
günſtigung die Eintragung unmittelbar bezweckt. In ähnlicher Weife iſt 
ein mittelbares und unmittelbares Leiden unter der Eintragung zu unter⸗ 
ſcheiden . .. In Fällen dieſer Art iſt das Recht zum Antrag auf die 
jenigen zu beſchränken, gegen deren Recht die Eintragung unmittelbar ſich 
richteeeee 

Hiernach war der zweifelsſreie Sinn des Geſetzes, daß nur der unmittelbar 
Beteiligte antragsberechtigt war, wozu der nacheingetragene Hypothekengläubiger, 
wenn es ſich um die Löſchung einer voreingetragenen Hypothek handelt, nicht 
gehört. Die Motive fügen dann weiter hinzu, daß dieſer Grundſatz an ſich 
auch auf die Grundbuchberichtigung Anwendung finde, aber aus §S 843 BGB. 
(Entwurf I) zu folgern ſei, daß auch ein mittelbar Berechtigter (z. B. ein 
nachfolgender dinglich Berechtigter, wenn es ſich um die Löſchung eines vor⸗ 
gehenden nicht entſtandenen Rechtes handelt) dann antragsberechtigt ſei, wenn 
ihm gegenüber die Eintragungs⸗(Löſchungs) Bewilligung erteilt iſt. Für den 
Fall, daß ſie ihm nicht erteilt iſt, galt er nach dem erſten Entwurf an ſich 
nicht als antragsberechtigt, doch geſtattete hier § 46 unter den dortigen 
Vorausſetzungen eine ausdrückliche Ausnahme. 

In die hiernach klare Sachlage hat indeſſen folgende Bemerkung der 
Denkſchrift zu S 12 des Reichstagsentwurfs (jetzt §S 13 des Geſetzes) Zweifel 
hineingetragen (zu vergl. Reichstagsdruckſ. 1895/1897, Stenogr. Ber. Anl. 
5, 3037): 

Antragsberechtigt kann auch ein mittelbar Beteiligter ſein. Daß ins⸗ 

beſondere die Löſchung eines nicht entſtandenen oder erloſchenen Rechtes 
1* 
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von einem nachſtehenden Berechtigten beantragt werden kann, um das in 
Wirklichkeit beſtehende Rangverhältnis ſeines Rechtes im Grundbuch erſichtlich 
zu machen, unterliegt nach S 894 BGB. keinem Zweifel. 

Daß indeſſen hierbei nicht eine grundſätzlich abweichende Stellung vom 
erſten Entwurfe beabſichtigt geweſen iſt, dafür ſprechen folgende Erwägungen. 
Hätte der Reichstagsentwurf das Prinzip des erſten Entwurfs, welcher, ab⸗ 
geſehen von dem Falle der Grundbuchberichtigung, nur dem unmittelbar 
Beteiligten das Antragsrecht gab, grundſätzlich dahin abändern wollen, daß 
jeder mittelbar Berechtigte antragsberechtigt ſein ſollte, ſo wäre es ſchwerlich 
unterlaſſen, das Geſetz ſelbſt zu ändern. Nun hat allerdings der § 13 
Abſ. 2 GBO. eine etwas veränderte Faſſung erhalten, Allein hierzu bemerkt 
die Denkſchrift: 

Die Faſſung ſchließt ſich den Vorſchriften des 8 885, Abſ. 1 Satz 1, 

der 88 886, 894 und des § 899 Abſ. 2 Satz 1 BR, an. 

Alſo das iſt der einzige Grund für die Faſſungsänderung. Von einer 
beabſichtigten Aenderung des Kreiſes der Antragsberechtigten iſt keine Rede. 
Aber ſelbſt die Denkſchrift erwähnt von einer grundſätzlichen Aenderung des 
Antragsrechts nichts, was, wenn beabſichtigt, wohl ſchwerlich unterlaſſen wäre. 
Sie ſpricht zwar von dem Antragsrecht eines mittelbar Beteiligten. Sie ſagt 
aber nicht, daß jeder mittelbar Berechtigte antragsberechtigt ſei, ſondern: 
„Antragsberechtigt kann auch ein mittelbar Berechtigter ſein“, und indem ſie 
als Beiſpiel das Antragsrecht eines mittelbar Berechtigten im Falle der 
Grundbuchberichtigung anführt, ſcheint ſich die Denkſchrift auf denſelben Stand⸗ 
punkt zu ſtellen wie die Motive zum erſten Entwurfe, nur mit einer Erweiterung 
in der Richtung, daß ſie den Unterſchied hat fallen laſſen, ob dem Nach⸗ 
eingetragenen gegenüber vom Verpflichteten die Löſchungsbewilligung erteilt iſt 
oder nicht. Von dieſem inſoweit erweiterten Standpunkt aus konnte dann 
der § 46 des erſten Entwurfs fortfallen. Hätte der Reichstagsentwurf und 
die Denkſchrift das Antragsrecht des mittelbar Beteiligten über den Fall der 
Grundbuchberichtigung hinaus verallgemeinern wollen, ſo iſt nicht abzuſehen, 
weshalb die Denkſchrift als Beiſpiel des Antragsrecht den Fall anführte, daß 
es ſich um die Löſchung „eines nicht entſtandenen oder erloſchenen Rechtes“ 
handele, ſtatt ganz allgemein den nachſtehend Berechtigten das Antragsrecht 
zu geben, wozu um ſo mehr Veranlaſſung vorlag, als die Motive des erſten 
Entwurfs das Antragsrecht in dieſer Allgemeinheit ausdrücklich verneint hatten, 
und es nur für die Grundbuchberichtigung zuließen, aber mit Beſchränkungen; 
bloß letztere ſind nach der Denkſchrift ſpäter fortgefallen. Hätte hierüber hinaus 
jedem, welcher an einer Eintragung ein mittelbares Intereſſe hat, das Antrags⸗ 
recht gewährt werden ſollen, jo wären die SS 8, 14 GBO. überflüſſig. 
Aus dem Worte „Jeder“ (deſſen Recht uſw.) iſt für die Auslegung des 
Begriffs: „zu deſſen Gunſten die Eintragung erfolgen ſoll“ nichts zu folgern. 
Der hier vertretenen Anſicht, daß es grundſätzlich beim erſten Entwurfe darin 
verblieben iſt, daß nur die unmittelbar Berechtigten antragsberechtigt ſind, 
mittelbar Berechtigte aber dann, wenn ihnen ein ſelbſtändiges Recht auf Herbei⸗ 
führung desſelben zuſteht, wie nach § 894 BGB. (zu vergl. Planck § 894 
Note III, 1, b, a, 3. Aufl. S. 146 ff.) oder nach $ 8 Abſ. 1 Satz 2, 
S 14 GO,, find Turnau Förſter (Liegenſchaftsrecht 1. Aufl. 2, 91 ff.) und 
Predari (GBO. § 13 Anm. 12). Daraus ergibt ſich, daß dem Nachhypothekar 
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ein Antragsrecht da nicht zuſteht, wo eine Vorhypothek durch Löſchung erſt 
aufgehoben werden ſoll (Predari a. a. O.). Zu ähnlichem Ergebnis auf 
anderem Wege kommen Oberneck (in Gruchots Beitr. 43, 869, Grundbuchrecht 
Bd. 1 8 25, 3. Aufl.) und Fuchs⸗Arnheim, Formelles Grundbuchrecht § 13 
Anm. 23 am Ende, indem ſie ausdrücklich unmittelbar Beteiligten das Antrags⸗ 
recht zuſprechen, jedoch die Berichtigungsberechtigten — Fuchs-Arnheim auch 
diejenigen, zu deren Gunſten erkennbar die Eintragung der Rechtsänderung 
bewilligt iſt — zu den unmittelbar Beteiligten rechnen. An dieſer Rechtslage 
iſt durch das Geſetz, betreffend Aenderung der Grundbuchordnung, vom 14. Juli 
1905, wonach ein Eigentumswechſel denjenigen, für welche eine Hypothek, 
Grundſchuld, Rentenſchuld, Reallaſt oder ein Recht an einem ſolchen Rechte 
zuſteht, bekannt zu machen iſt, nichts geändert. 

Geht man hiervon aus, ſo kann der Nachhypothekar nicht ſchon um des⸗ 
willen, weil er durch die Löſchung der Vorhypothek einen Vorteil erlangt, eine 
Benachrichtigung auf Grund des 8 55 GBO. verlangen (Turnau⸗Förſter $ 55 
Note A Abſ. 2, abweichend Achilles⸗Strecker S 55 Note 1 c verbunden mit 
§ 13 Note 5b am Schluſſe). In der preußiſchen Praxis beſtand kein Streit 
darüber, daß es auf Grund des § 121 der preußiſchen Grundbuchordnung bei 
Löſchung eines dinglichen Rechtes nicht einer Benachrichtigung ſämtlicher nach⸗ 
eingetragener Berechtigter bedurfte. 

Anders iſt die Sache allerdings zu beurteilen, wenn die Löſchung eines 
voreingetragenen Rechtes erkennbar zugunſten eines nacheingetragenen Berechtigten 
erfolgt. In einem ſolchen Falle läßt ſich letzterer allerdings als unmittelbar 
beteiligt anſehen, und wenn dem Grundbuchrichter die gedachte Vorausſetzung 
nachgewieſen wird, ſo hat er die Löſchung auch ihm bekannt zu machen. (So 
auch wohl Turnau⸗Förſter $ 55 und Fuchs⸗Arnheim § 13 Anm. 23.) Dieſer 
Nachweis ergibt ſich im vorliegenden Falle ohne weiteres aus der Verpfändungs⸗ 
urkunde unter Nr. 8, wo fi der Grundſtückseigentümer verpflichtet hat, die 
Hypothek der Frau J. unmittelbar hinter einer Hypothek von 200 000 M. 
eintragen zu laſſen. Da nun eine ſolche Hypothek von 200 000 M. unter 
Nr. 4 eingetragen ſteht, ſo mußte der Grundſtückseigentümer die Hypotheken 
Nr. 1 bis 3 zugunſten der Frau J. löſchen laſſen. Einer Zurückverweiſung 
an das Landgericht, wie die weitere Beſchwerde beantragt, behufs einer Feſt⸗ 
ſtellung in dieſer Richtung bedarf es deshalb nicht. 

Demungeachtet war die weitere Beſchwerde zurückzuweiſen, weil Beſchwerde⸗ 
führerin bereits vor Erhebung der Beſchwerde beſchwerdelos geſtellt war. Aller⸗ 
dings genügt hierzu nicht ſchon die Tatſache, daß die Hypothekengläubigerin 
anderweitige Kenntnis von der Löſchung erhalten hatte, denn ſie kann eine 
amtliche Benachrichtigung verlangen. Eine ſolche iſt ihr aber, wenn auch 
das Amtsgericht die Verpflichtung zu einer ſolchen beſtritten hat, tatſächlich 
in dem Schreiben vom 4. Oktober zuteil geworden. Denn wenn ſie dort in 
Kenntnis geſetzt iſt, daß ſie die mit der Beſcheinigung der Löſchung der Poſten 
Abt. III Nr. 1 bis 3 verſehenen beiden Hypothekenbriefe erhalten werde, 
ſobald die Koſtenrechnung bezahlt ſei, ſo wurde ihr damit amtlich bekannt 
gegeben, daß die Löſchung nicht bloß bewirkt, ſondern dem Antrage gemäß 
bereits auf den beiden überreichten Hypothekenbriefen vermerkt war. Es iſt 
nicht abzuſehen, was demgegenüber eine nochmalige Benachrichtigung für einen 
Zweck haben ſollte. 
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Pflicht des Grundbuchamts, die Auflaſſung eines Grnndſtücks an eine mit 
ihrem Manne in allgemeiner Gütergemeinſchaft lebende Fran ohne Zu⸗ 
ſtimmung des Mannes entgegenzunehmen, auch wenn dem Grundbuchamte 
bekannt iſt, daß die Auflaſſung zum Zwecke der Erfüllung eines vorher 
von dem Auflaſſenden mit der Frau geſchloſſenen Kaufvertrags erfolgen ſoll. 


SS 873, 1438, 1443 BGB. Vergl. RIA. 4, 108. 
Kammergericht Berlin, 30. November 1905. — Bd. 7 S. 55. 


Durch notariellen Vertrag vom 25. März 1905 hat die mit ihrem 
Ehemann in Gütergemeinſchaſt lebende Frau K. unter Zuſtimmung des letzteren 
ein gütergemeinſchaftliches Grundſtück an die Frau G. verkauft. Als ſich die 
Vertragſchließenden Ende März oder Anfang April 1905 zur Auflaſſung 
einfanden, hat das Amtsgericht die Entgegennahme abgelehnt, weil die Käuferin 
mit ihrem Ehemann in Gütergemeinſchaft lebe, es aber rechtlich nicht denkbar 
ſei, daß ein Grundſtück durch die Ehefrau unter die Verwaltung des Ehe⸗ 
manns ohne deſſen Genehmigung ſolle gebracht werden können. Die Zu⸗ 
ſtimmung ſei aber nicht bloß zum Kauſalgeſchäfte, ſondern auch zur Auflaſſung 
erſorderlich. Das Landgericht hat die hiergegen erhobene Beſchwerde zurück⸗ 
gewieſen. Es hat erwogen, daß, da Ehefrauen in der Geſchäftsfähigkeit nicht 
beſchränkt ſeien, der Vertrag vom 25. März 1905 rechtswirkſam ſei und 
die Käuferin durch denſelben einen Anſpruch auf Auflaſſung erworben habe, 
und zwar für die Gütergemeinſchaft. Durch die Entgegennahme der Auflaſſung 
würde dies Forderungsrecht realiſiert, die Einziehung einer Forderung enthalte 
aber eine Verfügung und zu einer Verfügung über gütergemeinſchaftliches 
Vermögen ſei die Ehefrau nicht befugt. 

Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht die Vorentſcheidungen 
aufgehoben und dabei in den Gründen ausgeführt: 

Die Frau G. lebt mit ihrem Ehemann unſtreitig in Gütergemeinſchaft. 
Ob die Ehe vor oder nach dem 1. Januar 1900 eingegangen iſt, ſteht nicht 
feſt, iſt aber belanglos, da nach Art. 47 PrAG. z. BGB. auch auf alte 
Ehen die Grundſätze des Bürgerlichen Geſetzbuchs für anwendbar erklärt ſind. 
Daß hiernach gütergemeinſchaftliche Ehefrauen in ihrer Geſchäftsfähigkeit nicht 
beſchränkt ſind, daß ſie deshalb rechtsgültig Verträge abſchließen können und 
daß das, was ſie erwerben, in die Gütergemeinſchaft fällt, erkennt der Vorder⸗ 
richter ausdrücklich an. Hätte ſich nun die Frau G., ohne vorher einen 
rechtsgültigen (gerichtlichen oder notariellen) Vortrag geſchloſſen zu haben, die 
Auflaſſung erteilen laſſen, ſo würde der Vorderrichter die Zuläſſigkeit der 
Auflaſſung vorausſichtlich nicht bezweifelt haben. Im vorliegenden Falle aber 
beanſtandet er ſie um deswillen, weil bereits ein obligatoriſches Recht auf 
Auflaſſung beſtehe, die Entgegennahme der Auflaſſung eine Realiſierung dieſer 
Forderung und mithin eine Verfügung über letztere darſtelle und hierzu die 
gütergemeinſchaftliche Ehefrau nicht befugt fei. Allein dieſe Auffaſſung beruht 
auf einer Ueberſpannung des den Grundbuchverkehr beherrſchenden Legalitäts⸗ 
prinzips. Vermöge desſelben iſt zwar der Grundbuchrichter verpflichtet, von 
Amts wegen die geſetzlichen Vorausſetzungen einer Eintragung zu prüfen. 
Indeſſen bezieht ſich dieſe Prüfung, nachdem das Bürgerliche Geſetzbuch die 
Entſtehung des dinglichen Rechtes von dem zugrunde liegenden Kauſalgeſchäfte 
losgelöſt und den Rechtserwerb zu einem abſtrakten, lediglich durch die Willens⸗ 
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einigung der Beteiligten über den Eintritt der Rechtsänderung bedingten ge⸗ 
macht hat, allein auf die dingliche Seite des Rechtserwerbs. Der Grund⸗ 
buchrichter muß alſo prüfen, ob eine Einigung über die Rechtsänderung vorliegt 
und ob derjenige, welcher ein dingliches Recht überträgt, zu dieſer Verfügung 
berechtigt iſt. Trifft beides zu, jo darf er die Eintragung nicht veriagen 
und weder prüfen, ob zwiſchen den ſich Einigenden ein gültiger obligatoriſcher 
Vertrag beſteht, noch ob ſich der Uebertragende ſchon vorher obligatoriſch ver⸗ 
pflichtet hat, das Recht einem andern zu übertragen. Hätten die Verkäufer 
das Grundſtück nicht an die Frau G., ſondern an einen Dritten verkauft, 
ſo würden die Vorinſtanzen ſicherlich nicht zweifeln, daß die Verkäufer durch 
dieſen Vertrag nicht behindert wären, das Grundſtück rechtswirkſam der Frau G. 
aufzulaſſen, die damit lediglich einen Erwerb für die Gütergemeinſchaft macht, 
was zuläſſig iſt. Nicht anders aber geſtaltet ſich die Sache dadurch, daß ſie 
den Kaufvertrag ſtatt mit einem Dritten mit der Frau G. abgeſchloſſen haben. 
„Durch dieſen Vertrag hat letztere ein Forderungsrecht für die Gütergemeinſchaft 
erworben, über welches allein der Ehemann verfügen darf. Laſſen nunmehr 
die Verkäufer der Ehefrau ſtatt dem Ehemann auf, ſo ſtellt das allerdings 
nicht unter allen Umſtänden die Erfüllung jenes Vertrags dar, denn dieſe 
Erfüllung hat der Mann allein entgegenzunehmen. Allein damit wird die 
Gültigkeit der dinglichen Einigung zwiſchen den Veräußerern und der Frau G. 
ebenſowenig berührt, als wenn die Veräußerer das Grundſtück nicht der 
Frau G., ſondern einem beliebigen Dritten aufließen. Das Recht des Ehe⸗ 
manns G. auf Auflaſſung, welches durch den obligatoriſchen Vertrag ſeiner 
Ehefrau für die Gütergemeinſchaft erworben wird, geht durch die Auflaſſung 
an die Frau nicht ohne weiteres unter. Allerdings fällt das aufgelaſſene 
Grundſtück ebenſo in die Gütergemeinſchaft, wie die Forderung auf Auflaſſung 
aus dem Kaufvertrag, und inſofern der Ehemann damit dasjenige erhält, 
was er aus dem Kaußfvertrage zu erhalten hat, wird die Forderung getilgt. 
Soweit ſich aber ergibt, daß die Auflaſſung an die Frau wirtſchaftlich dem 
gütergemeinſchaftlichen Vermögen nicht das Gleiche zuführt, was ihm die Auf⸗ 
laſſung an den Mann zugeführt haben würde, bleibt die Forderung des 
Mannes beſtehen. Die Cheleute K. müſſen alſo, wenn ſie das Grundſtück 
an die Ehefrau G. auflaſſen, mit der Möglichkeit rechnen, daß ſie hierdurch 
von der Obligation aus dem Kaufvertrage nicht unter allen Umſtänden befreit 
werden. Die Zuläſſigkeit einer auf Eigentumsübertragung gerichteten Einigung 
mit der Frau G. iſt aber nicht zu bezweifeln. 


Pflicht des Grundbuchrichters, im Falle der Erteilung einer Eintragungs⸗ 
bewilligung durch einen Bevollmächtigten diejenigen ihm bekannten Umſtände 
zu berückſichtigen, welche Zweifel an der Vertretungsmacht des Bevoll⸗ 
mächtigten rechtfertigen, auch wenn dieſer eine Vollmachtsurkunde vorlegt. 


88 171 bis 173 BOB, §S 29 G80. 


Kammergericht Berlin, 14. Dezember 1905. — Bd. 7 S. 57. 


Im Grundbuche des Grundſtücks N. Bd. IX Blatt Nr. 46 ſteht als 
Eigentümer eingetragen der Rentner P. in N. auf Grund des Zuſchlags⸗ 
beſchluſſes vom 29. Mai 1903. Am 11. Februar 1903 hat P., damals 
Schloſſermeiſter in B., dem Glaſermeiſter M. in B. Generalvollmacht erteilt, 
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insbeſondere mit der Befugnis, Eintragungen und Löſchungen aller Art bei 
dem Grundbuche zu bewilligen oder zu beantragen. P. hat aber nach Er⸗ 
teilung der Generalvollmacht und Erwerb des Grundſtücks verſchiedene Ein⸗ 
tragungen, namentlich von Hypotheken, perſönlich bewilligt und beantragt. 

Am 11. September 1905 hat der Notar T. zu B. eine voni hm beglaubigte 
Schuldverſchreibung vom 9. September 1905, in welcher M. als Generalbevoll⸗ 
mächtigter des P. für ſeine Ehefrau Adolphine M. die Eintragung einer 
Darlehnshypothek von 4000 M. bewilligt hat, zu den Grundakten eingereicht 
und unter Beifügung der vorbezeichneten Generalvollmacht die Eintragung 
der Hypothek beantragt. Das Amtsgericht hat darauf den Eigentümer P. 
unter Mitteilung des Antrags zur Rückſprache vorgeladen. P. iſt erſchienen 
und hat am 18. September 1905 zu gerichtlichem Protokoll erklärt: „Er 
ſei mit dem früheren Schloſſermeiſier P. in B. identiſch und erkenne an, daß 
die Generalvollmacht von ihm unterzeichnet ſei. Jedoch habe er die Vollmacht 
bereits im Juni 1905 dem Beſchwerdeführer gegenüber perſönlich widerrufen 
und ihn um Rückgabe der Vollmacht gebeten. Beſchwerdeführer habe damals 
erwidert, er könne die Vollmacht nicht beſchaffen, da ſie ſich beim Amtsgerichte 
B. befinde. Der von M. zugunſten von deſſen Ehefrau bewilligten und 
beantragten Eintragung einer Hypothek von 4000 Mark widerſpreche er aus⸗ 
drücklich, und zwar ſchon deshalb ‚weil er der Frau M. überhaupt nichts ſchulde.“ 

Das Amtsgericht hat darauf den Antrag des M. auf Eintragung der 
Hypothek abgelehnt. 

Die von dem Notar T. namens des hiergegen eingelegte Beſchwerde, 
in welcher unter anderem angeführt wurde, es ſeien die Rechtsverhältniſſe 
zwiſchen M. und P. im Sommer 1903 durch notariellen Akt dahin geregelt, 
daß P. nur nomineller Eigentümer ſein, dem Beſchwerdeführer aber das 
Verfügungsrecht zuſtehen ſolle, iſt durch Beſchluß des Landesgerichts zurückgewieſen 
worden. Das Landgericht hat ausgeführt: Der vom Notar T. geſtellte Ein⸗ 
tragungsantrag ſei an ſich als ſowohl im Namen des Eigentümers P. wie der 
Gläubigerin Frau M. geſtellt anzuſehen, ſo daß er nur von beiden habe zurück⸗ 
genommen werden können. Ob hier aus beſonderen Umſtänden der Antrag nur 
als einſeitiger des durch den Beſchwerdeführer vertretenen P. zu gelten habe, 
könne dahingeſtellt bleiben. Denn die Beſchwerde unterliege ſchon deshalb der 
Zurückweiſung, weil der Beſchwerdeführer die Eintragungsbewilligung der Gläubi⸗ 
gerin nicht ausgehändigt habe, mithin der Eigentümer P. zur Zurücknahme 
der Eintragungsbewilligung berechtigt geweſen ſei und ein ſolcher Widerruf in 
dem Widerſpruche des P. gegen die beantragte Hypothekeintragung zu finden ſei. 

In der weiteren Beſchwerde hierüber wird geltend gemacht: Beſchwerde⸗ 
führer als Vertreter des P. habe ſich mit der Gläubigerin, feiner Ehefrau, 
über die Eintragung der Hypothek geeinigt und ſodann die Eintragungs⸗ 
bewilligung und Beantragung an die Gläubigerin ausgehändigt, welche durch 
ihren Ehemann und Bevollmächtigten des Grundeigentümers dem Notar T. 
Auftrag zur Stellung des Eintragungsantrags beim Grundbuchamt erteilt 
habe. Danach ſei es ausgeſchloſſen, daß der Grundeigentümer ſeine vorher 
dem Notar gegenüber abgegebene Erklärung einſeitig zurücknehmen könne. 

Das Kammergericht hat auch der weiteren Beſchwerde den Erfolg verſagt 
aus folgenden Gründen: 


Zi iO, 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob die Eintragungsbewilligung des Be: 
ſchwerdeführers vom 9. September 1905 der Gläubigerin Frau M., wie 
das Landgericht annimmt, nicht ausgehändigt worden iſt und ob deshalb der 
Grundſtückseigentümmer P. als Machthaber des Beſchwerdeführers die Ein⸗ 
tragungsbewilligung noch zurücknehmen durfte oder ob die Eintragungsbewilligung 
mit der Einreichung beim Grundbuchamte gemäß § 130 Abi. 1,3 BGB. 
wirkſam und damit unwiderruflich geworden war (Güthe, GBO., Anm. 28, 
29, 79, auch 14, 15, 16 zu $ 19; Fuchs⸗Arnheim, Grundbuchrecht, Bd. 2 
Anm. 6 zu § 19 GBD., Cccius in Gruchots Beitr., 47, 55; OLGgſpr., 
5, 407). Ferner kann dahingeſtellt bleiben, ob der Notar Dr. T. als 
ſämtliche Beteilgte, alſo auch die Gläubigerin Frau M., bei dem Eintragungs⸗ 
antrage vertretend anzuſehen iſt (KG J. 24 A, 91, 25 A 273, 278; 
OL GRſpr. 6, 196; 7, 52) oder ob nach Lage der Sache Notar T. nur 
für den Beſchwerdeführer als Generalbevollmächtigten des P. aufgetreten iſt 
und daher P. als Herr des Geſchäfts den lediglich das Verfahren betreffenden 
Eintragungsantrag mit der Wirkung zurücknehmen durfte, daß das Eintragungs— 
verfahren damit ſeine Erledigung fand (Güthe, GBO., Anm. 35—37 zu 
§ 13, Anm. 7 zu § 32; Jahrb. 24 A 91). Jedenfalls iſt die Zurück⸗ 
weiſung des Eintragungsantrags deswegen gerechtfertigt, weil die Legitimation 
des die Eintragung bewilligenden Generalbevollmächtigten des Grundſtücks⸗ 
eigentümers P., des Beſchwerdeführers, mit Rückſicht auf die Erklärungen des 
P. zu Protokoll des Grundbuchrichters vom 18. September 1905 zum mindeſten 
zweifelhaft iſt. P. hat erklärt, daß er dem Beſchwerdeführer gegenüber bereits 
im Juni 1905 die Vollmacht widerrufen habe. Wäre ein ſolcher Widerruf 
tatſächlich erfogt, jo hätte er gemäß § 168 Satz 3, § 167 Abſ. 1 BGB. 
dem Beſchwerdeſührer die Berechtigung zur ferneren Vertretung des Macht⸗ 
gebers, alſo auch die Legitimation zur Bewilligung der Eintragung, entzogen. 
Allerdings bleibt nach S 171 Abſ. 2, § 172 Abſ. 2 BGB., ſolange die 
dem Bevollmächtigten, wie vorliegend, ausgehändigte Vollmachtsurkunde dem 
Vollmachtgeber nicht zurückgegeben worden iſt, die Vertretungsmacht des 
Bevollmächtigten beſtehen, und der Beſchwerdeführer iſt noch im Beſitze der 
ihm von P. ausgehändigten Vollmachtsurkunde. Das Beſtehenbleiben der 
Vertretungsvollmacht bei nicht erfolgter Rückgabe der Vollmachtsurkunde gilt 
jedoch, wie ſich aus § 171 Abſ. 1, § 173 BGB. ergibt, nur zugunſten 
eines gutgläubigen Dritten, der mit dem Bevollmächtigten ein Rechtsgeſchäft 
abſchließen will. Der Grundbuchrichter ſteht mit den Beteiligten nicht im 
rechtsgeſchäftlichen Verkehr, er hat vielmehr nach allgemeinen Grundſätzen des 
Grundrechts pflichtgemäß zu prüfen, ob die Vollmachtsurkunde als geeignete 
Grundlage für die Eintragung anzuſehen iſt, und er hat dabei auch diejenigen 
ihm bekannten Umſtände zu berückſichtigen, welche Zweifel an der Vertretungs⸗ 
macht rechtfertigen (Güthe, GBO., 2, 1449; Cccius in Gruchots Beitr. 45, 
499; OL GRſpr. 10, 68) Zweifel gegen das Fortbeſtehen der Bevoll⸗ 
mächtigung des Beſchwerdeführers beſtehen aber vorliegend trotz Einreichung 
der Vollmachtsurkunde in erheblichem Maße, da der Grundſtückseigentümer 
P. dem Grundbuchamte ſelbſt gegenüber erklärt hat, daß er dem die Eintragung 
bewilligenden Beſchwerdeführer bereits einige Zeit vor der Eintragungsbewilligung 
die Vollmacht entzogen habe. 
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Wirkſamkeit einer Vormerkung, die bei der Eintragung im Grundbuche 
nicht als ſolche bezeichnet iſt. Unzuläſſigkeit der Eintragung einer Vor⸗ 
merkung zugunſten des jeweiligen Gläubigers einer Hypothek. 


88 883, 1179 BGB. 
Kammergericht Berlin, 4. Januar 1906. — Bd. 7 S. 64. 


Auf den Bd. 1 Blatt 8 des Grundbuchs von S. für den Landwirt G. 
daſelbſt eingetragenen Grundſtücken ſtanden in Abteilung III Nr. 15 und 
16 für die P. Aktiengeſellſchaft in B. zwei Darlehnshypotheken von 40 000 
und 13000 Mark eingetragen. Mittels notariell beglaubigter Urkunde be⸗ 
willigte G. die Eintragung einer ferneren Darlehnshypothek von 10 000 Mark 
für dieſelbe Gläubigerin, indem er zuſätzlich erklärte: 

„Zugleich verpflichte ich mich der P. Aktiengeſellſchaft gegenüber, die 

in Abteilung III Nr. 15 und 16 eingetragenen Hypotheken von 40 000 
und 13 000 Mark, wenn und ſoweit ſie ſich mit dem Eigentum in einer Perſon 
vereinigen, zur Löſchung zu bringen, bewillige auch, daß zur Sicherung dieſes 
Anſpruchs auf Löſchung eine Vormerkung in das Grundbuch eingetragen 
werde.“ 
Der beglaubigende Notar überreichte die Urkunde mit dem Antrag auf Ein⸗ 
tragung zu den Grundakten, und das Amtsgericht in D. trug unter Nr. 18 
der Abteilung III die Darlehnshypothek von 10000 Mark und in Spalte 
Veränderungen zu Nr. 15 und 16 derſelben Abteilung folgenden Vermerk ein: 

„Der Eigentümer iſt verpflichtet, dieſe Poſten zur Löſchung zu bringen, 
wenn und inſoweit ſie ſich mit dem Eigentum in einer Perſon vereinigen. 
Eingetragen in Gemäßheit der Urkunde vom 11. Juli 1905 am 20. 
Juli 1905.“ 

Unter dem 17. Auguſt 1905 ftellte die P. Aktiengeſellſchaft den Antrag, 
dieſen Vermerk in Gemäßheit der Erklärung des Eigentümers dahin zu ergänzen, 
daß derſelbe für fie als Gläubigerin der Poſt Abt. III Nr. 18 von 10 000 Mark 
als Vormerkung eingetragen worden ſei. Zur Begründung führte ſie aus, 
die zwiſchen ihr und dem Eigentümer hinſichtlich der Löſchung getroffene Ver⸗ 
einbarung ſei rein obligatoriſcher Natur und als ſolche nicht eintragungsfähig, 
möglich ſei nur die Eintragung einer Vormerkung zur Sicherung des ihr 
eingeräumten obligatoriſchen Anſpruchs. Infolgedeſſen trug das Amtsgericht 
in Spalte Veränderungen zu Nr. 15 und 16 der Abteilung III den ferneren 
Vermerk ein: 

„Die Verpflichtung des Eigentümers, dieſe Poſten zur Löſchung zu bringen 
bei Vereinigung mit dem Eigentum in einer Perſon wird eingetragen zu⸗ 
gunſten der Gläubigerin der Poſt Abteilung III Nr. 18. Berichtigt am 
4. September 1905.“ 

Nunmehr erhob die P. Aktiengeſellſchaft mit dem Antrage Beſchwerde, das 
Amtsgericht anzuweiſen, ihrem Verlangen vom 17. Auguſt 1905 vollends 
ſtattzugeben, da auch aus dem neuen Eintragungsvermerke nicht hervorgehe, 
daß eine Vormerkung eingetragen ſei. Das Amtsgericht war der Anſicht, daß 
der berichtigte Vermerk ſeinem Inhalte nach eine Vormerkung im Sinne der 
SS 885, 1179 BGB. darſtelle, daß der Gebrauch des Wortes „Vormerkung“ 
nirgends, auch nicht durch eine Ordnungsvorſchriſt, angeordnet worden ſei und 
daß das Fehlen dieſes Wortes die Rechtswirkſamkeit der Eintragung nicht 
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beeinträchtige. Es legte deshalb die Beschwerde dem Landgerichte zur Ent: 
ſcheidung vor. Dieſes verwarf die Beſchwerde als unzuläſſig, weil ſich der 
Angriff gegen eine Eintragung richte. 

Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht unter Aufhebung der 
Vorentſcheidung das Amtsgericht zur Eintragung des in den Gründen formu⸗ 
lierten Vermerkes angewieſen. Die Gründe führen aus, daß gegen die Ein⸗ 
tragung einer Vormerkung die Beſchwerde zuläſſig ſei (zu vergl. RIA. 4, 66 ff.), 
und fahren dann fort: 

Nach der Begründung der Beſchwerde hat es den Anſchein, als verlange 
die Beſchwerdeſührerin nur noch eine Ergänzung der Eintragungsvermerke 
dahin, daß darin der Charakter der Eintragung als einer Vormerkung zum 
Ausdrucke gebracht werde. In dieſem Sinne hat das Amtsgericht die Be⸗ 
ſchwerde verſtanden, und es hat der Beſchwerde nur deswegen nicht abgeholfen, 
weil es der Meinung war, daß die Eintragung trotz des Fehlens des Wortes 
Vormerkung in Wirklichkeit eine Vormerkung ſei und daß auch keine inſtruktionelle 
Vorſchrift beſtehe, die den Gebrauch dieſes Wortes anordne. Dem Amtsge⸗ 
richte muß zugegeben werden, daß die materielle Wirkſamkeit einer Vormerkung 
von der Bezeichnung als ſolcher nicht abhängt. Wenn es im 8 883 BGB. heißt: 

Zur Sicherung des Anſpruchs auf ... Aufhebung eines Rechtes an 
einem Grundſtücke ... kann eine Vormerkung in das Grundbuch einge⸗ 
tragen werden. 

und wenn § 1179 noch beſonders beſtimmt: 

Verpflichtet ſich der Eigentümer einem anderen gegenüber, die Hypothek 
löſchen zu laſſen, wenn ſie ſich mit dem Eigentum in einer Perſon ver⸗ 
einigt, ſo kann zur Sicherung des Anſpruchs auf Löſchung eine Vormerkung 
in das Grundbuch eingetragen werden, 

ſo bedeutet dies lediglich, daß der obligatoriſche Löſchungsanſpruch durch die 
Eintragung dingliche Wirkung erlangt und daß eine ſolche Eintragung nicht 
ein dingliches Recht, ſondern eine Vormerkung darſtellt. Für die Entſtehung 
des im Geſetz als Vormerkung bezeichneten Rechtsgebildes iſt es an ſich gleich⸗ 
gültig, ob das Gebilde im Eintragungsvermerke „Vormerkung“ genannt wird. 
Läßt der Eintragungsvermerk keinen Zweifel daran aufkommen, daß durch die 
Eintragung ein Anſpruch auf Aufhebung eines dinglichen Rechtes geſichert 
werden ſoll, jo liegt eine rechtswirkſame Vormerkung ebenſo vor, wie wenn 
der Vermerk den Ausdruck Vormerkung enthielte. Fehlt doch ſogar in den 
Probeeintragungen des amtlichen Formulars für Hypotheken (Abt. III Nr. 
1 und 4) das Wort „Hypothek“ vollſtändig. Dagegen irrt das Amtsgericht 
in der Annahme, daß der Gebrauch des Wortes Vormerkung auch nicht in⸗ 
ſtruktionell vorgeſchrieben ſei. Die Vorſchrift findet ſich im § 5 Abſ. 1 (vergl. 
§ 14) der Pr AgllVf. vom 20. November 1899 (JMBl. 349) und in der 
Probeeintragung Abt. III Nr. 3 des amtlichen Formulars. Dieſe Eintragung 
(„Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf .. .“) betriſſt zwar eine 
Vormerkung der im § 14 Nr. 2 a. a. O. bezeichneten Art, ſie ſoll aber 
offenſichtlich für alle in den SS 883, 1179 BGB. vorgeſehenen Vormerkungen 
als Muſter dienen, da ſie ſich dem Wortlaute jener materiellrechtlichen Be⸗ 
ſtimmungen anſchließt. Aus dem Beſtehen der Vorſchrift folgt indes noch 
nicht, daß ihre Nichtbeachtung den Beteiligten ein Recht zur Beſchwerde gäbe. 
Allerdings iſt, wie das Kammergericht in einer Reihe von Entſcheidungen aus⸗ 


— 319 * 


geſprochen hat, die Verfügung vom 20. November 1899 keine bloße Ver⸗ 
waltungsanordnung, ſondern eine Rechtsverordnung, deren Befolgung auch 
die Beteiligten verlangen können, und die Anlagen der Verfügung bilden mit 
ihr ein einheitliches Ganzes (vergl. KGJ. 21 A, 143; OL GRſpr. 6, 437). 
Allein nicht alle Probeeintragungen haben den Charakter einer Verordnung; 
ſie verfolgen vielfach nur den Zweck, dem Grundbuchrichter eine gewiſſe 
Form der Eintragung zu empfehlen, ohne ihn den Beteiligten gegenüber 
an die Beobachtung dieſer Form zu binden (vergl. Güthe, GBO. S. 1353 
Anm. 3, 24 A, 127). Dies gilt namentlich von dem Wortlaute der Ein⸗ 
tragungen, deſſen Feſtſtellung das Geſetz ſelbſt (vergl. Artikel 6 des AG. z. 
GBO. vom 26. September 1899) dem Grundbuchrichter zur Pflicht macht. 
Bringt daher die vom Richter verfügte Formulierung des Eintragungsvermerkes 
das, was eingetragen werden ſoll, inhaltlich richtig, vollſtändig und unzweideutig 
zum Ausdrucke, ſo gibt eine Abweichung von dem in dem amtlichen Formular 
empfohlenen Wortlaut oder von der ſeitens der Beteiligten gewünſchten Faſſung 
allein keinen Grund zur Beſchwerde. Eine Eintragung, die gar nicht anders 
verſtanden werden kann, als daß ſie einen perſönlichen Anſpruch auf Löſchung 
einer Hypothek ſichern ſoll, unterliegt demgemäß der Beſchwerde nicht einzig 
und allein deswegen, weil ſie ſich als das, was ſie tatſächlich iſt, nämlich als 
eine Vormerkung, nicht ausdrücklich bezeichnet (vergl. Güthe, GBO. S. 818 
Anm. 22). Handelte es ſich alſo vorliegendenfalls bloß um das Fehlen des 
Ausdrucks Vormerkung, ſo würde die weitere Beſchwerde keinen Erfolg haben 
können. Der Beſchwerdeantrag geht indes ſeiner Faſſung nach weiter. Die 
Beſchwerdeführerin fordert ganz allgemein, daß ihrem Eintragungsgeſuche, dem 
durch den Vermerk zu Abt. III Nr. 15 und 16: 

„Die Verpflichtung des Eigentümers, dieſe Poſten zur Löſchung zu bringen 
bei Vereinigung mit dem Eigentum in einer Perſon wird eingetragen zu⸗ 
gunſten der Gläubigerin der Poſt Abteilung III Nr. 18. Berichtigt am 
4 September 1905“ 

nicht entſprochen worden ſei, in vollem Umfange ſtattgegeben werde, und das 
Geſuch war auf die Eintragung der bewilligten Vormerkung für ſie (die 
Beſchwerdeführerin), als Gläubigerin der Poſt Abt. III Nr. 18, nicht dagegen 
auf Eintragung „für die Gläubigerin der Poſt Abt. III Nr. 18“ gerichtet. 
In der Eintragungsbewilligung iſt die P. Aktiengeſellſchaft als Anſpruchs⸗ 
berechtigte bezeichnet. Daß ſie nur in ihrer Eigenſchaft als Gläubigerin der 
Poſt Abt. III Nr. 18 anſpruchsberechtigt ſein ſollte, iſt zwar nicht ausdrücklich 
geſagt, es kann aber wegen des Zuſammenhanges mit den vorausgegangenen 
Erklärungen, ihrer eigenen Auslegung entſprechend, aus der Eintragungs⸗ 
bewilligung entnommen werden. Dagegen geben die Worte „zugunſten der 
Gläubigerin der Poſt Abt. III Nr. 18“ den Sinn der Eintragungsbewilligung 
nicht richtig wieder; ſie erwecken den Anſchein, als ſtände der Löſchungsanſpruch 
dem jeweiligen Inhaber der Poſt Abt. III Nr. 18, alſo nicht nur der P. 
Aktiengeſellſchaft, ſondern auch ihren etwaigen Rechtsnachfolgern zu, als wäre 
der Löſchungsanſpruch gewiſſermaßen ein Zubehör der Poſt Abt. III Nr. 18, 
während in Wirklichkeit zunächſt nur die P. Aktiengeſellſchaft anſpruchsberechtigt 
und ihr perſönlicher Löſchungsanſpruch an die Bedingung geknüpft iſt (vergl. 
§ 883 Abſ. 1 Satz 2 BGB.), daß ſie Inhaberin der Poſt Abt. III Nr. 18 
bleibt. Tritt die genannte Geſellſchaft die Poſt Abt. III Nr. 18 an einen 


a HI 


anderen ab, ſo mag fie auch befugt fein, den durch die Vormerkung geſicherten 
Löſchungsanſpruch mit der Vormerkung an ihn abzutreten. Der Löſchungs⸗ 
anſpruch geht aber keineswegs ohne weiteres auf den Zeſſionar der Poſt 
Abt. III Nr. 18 über, er muß vielmehr, ſoweit er übertragbar iſt (vergl. 
8 399 BGB.), beſonders übertragen werden (vergl. Planck zu §S 401 Anm. 1 
Abſ. 2, zu $ 883 Anm. 4). Das Bürgerliche Geſetzbuch kennt den Begriff 
des „Zubehörs“ nur bei beweglichen Sachen (vergl. §S 97); es iſt deshalb 
rechtlich unmöglich, daß ein rein perſönlicher Anſpruch auf Löſchung mit dem 
Gläubigerrecht an der Hypothek, deren wirtſchaftlicher Wert durch ihn erhöht 
werden ſoll, zu einer rechtlichen Einheit verbunden wird. Der Löſchungs⸗ 
anſpruch kann durch das Gläubigerrecht an der Hypothek bedingt, nicht aber 
dem jeweiligen Inhaber der Hypothek rechtswirkſam eingeräumt werden. Dem⸗ 
gemäß kann auch die den Anſpruch ſichernde Vormerkung immer nur einem 
beſtimmten Berechtigten für ſeine Perſon zuſtehen. Subjektiv dingliche Vor⸗ 
merkungen gibt es ebenſowenig, wie ſubjektiv dingliche Löſchungsanſprüche 
(vergl. S 241 BGB.), der Kreis der ſubjektiv dinglichen Rechte iſt be⸗ 
ſtimmt beſchränkt, und er kann durch die Willkür der Beteiligten nicht erweitert 
werden. 

Hieraus ergibt ſich, daß der Berichtigungsvermerk wiederum der Be⸗ 
richtigung bedarf, und der weiteren Beſchwerde iſt demgemäß dahin ſtattzugeben, 
daß das Amtsgericht angewieſen wird, in Spalte Veränderungen der Ab⸗ 
teilung III zu den Poſten Nr. 15 und 16 folgendes zu vermerken: 

„Der durch die Vormerkung vom 20. Juli/ 4. September 1905 zu⸗ 
ſichernde Anſpruch auf Löſchung ſteht nicht der jeweiligen Gläubigerin 
der Hypothek Abteilung III Nr. 18, ſondern der P. Aktiengeſellſchaft in 
Berlin, in ihrer Eigenſchaft als Gläubigerin der Hypothek Abteilung III 
Nr. 18, zu; eingetragen am 

Durch dieſe Faſſung des Berichtigungsvermerkes, welche der in dem 
amtlichen Formular empfohlenen Formulierung entſpricht, wird gleichzeitig dem 
Wunſche der Beſchwerdeführerin nach ausdrücklicher Bezeichnung der Eintragung 
als Vormerkung Rechnung getragen. Fur das Gericht der weiteren Beſchwerde 
iſt jedoch nicht dieſer Wunſch, ſondern die Erwägung maßgebend, daß der 
Inhalt des amtlichen Formulars auch da, wo er nicht die Bedeutung einer 
Rechtsverordnung, alſo nicht bindende Kraft hat, im Intereſſe der Einheitlichkeit 
der Grundbucheinrichtung und der Förderung der Ueberſichtlichkeit von den 
Gerichten zu berückſichtigen iſt. 


Zeitpunkt, in welchem die Vollziehung des Arreſtes in ein Grundſtück 
durch Stellung des Antrags anf Eintragung einer Sicherheitshypothek als 
erfolgt anzuſehen iſt, wenn der Erledigung des Antrags ein Hindernis 
entgegeniteht, das demnächſt innerhalb der vom Grundbuchamte beſtimmten 
Friſt gehoben wird; Pflicht des Grundbuchrichters, von Amts wegen 
zu prüfen, ob im Zeitpunkte der Hebung des Hinderniſſes die für die 
Zuläſſigkeit der Vollziehnug des Arreſtes geſetzlich beſtimmte zweiwöchige 
Friſt uach der Zuſtellung des Arreſtbefehls an den Gläubiger noch nicht 
verſtrichen iſt. 


8 929 Abſ. 2, 3, § 932 Abſ. 3 ZPO, § 18 G80. 
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Unzuläffigfeit der Eintragung eines Widerſpruchs, ſolange nicht die Un⸗ 
richtigkeit des Grundbuchs feſtſteht. 


8 54 G80. 


Unzuläſſigkeit der Eintragung der Verzinslichkeit bei einer unter Beſtimmung 

des Höchſtbetrags der Haftung eingetragenen Hypothek; Gültigkeit der 

gleichwohl nuter Angabe der Verziuelichkeit erfolgten Eintragung der 
Hypothek in der Beſchränkung auf deu beſtimmten Höchſtbetrag. 


§ 1190 GB. 


Kammergericht Berlin, 11. Januar 1906. — Bd. 7 S. 69. 


Im Grundbuche von F. Bd. 32 Bl. 1264 war die Ehefran C., geb. 
S., Fulda, als Eigentümerin eingetragen. Unter dem 19. Oktober 1905 
hat das Landgericht auf Antrag des Kaufmanns B. gegen die Ehefrau C. 
geb. S. zu B. und deren Ehemann den dinglichen Arreſt auf Höhe von 
7000 M. nebſt fünf Prozent Zinſen von 12000 M. für die Zeit vom 
15. November 1903 bis 1. Auguſt 1905 und fünf Prozent Zinſen von 
7000 M. ſeit dem 1. Auguſt 1905 angeordnet, auch beftimmy, daß durch 
Hinterlegung von 8300 M. die Vollziehung des Arreſtes gehemmt und die 
Schuldner zu dem Antrag auf Aufhebung des vollzogenen Arreſtes berechtigt 
werden. Am 21. Oktober 1905 iſt dem Amtsgerichte zu F. durch den 
Prozeßbevollmächtigten des Gläubigers B. eine Ausfertigung dieſes Arreſtbefehls 
mit dem Antrag überreicht worden, in das Grundbuch Bl. 1264 auf Grund 
des Arreſtbefehls eine Sicherungshypothek im Höchſtbetrage von 7000 M. 
nebſt fünf Prozent Zinſen von 7000 M. ſeit dem 1. Auguſt 1905 ein⸗ 
zutragen. 

Das Amtsgericht hat durch Verfügung vom 23. Oktober 1905 unter 
Rückgabe der Ausfertigung des Arreſtbefehls erwidert: Der Wohnort der 
Schuldnerin ſei nach dem Arreſtbefehle B., der der Eigentümerin nach dem 
Grundbuche F.; es ſei deshalb eine Identitätsbeſcheinigung vorzulegen; der 
Anſtand ſei gemäß §8 18 GBO. binnnen einer Friſt von zwei Wochen zu 
heben. Am 30. Oktober 1905 iſt der Arreftbefehl den Eheleuten C. zugeſtellt 
worden. Am 1. November 1905 hat der Bevollmächtigte B.s zwecks Er⸗ 
ledigung der Zwiſchen verfügung vom 23. Oktober 1905 dem Grundbuchamt 
einen Abmeldeſchein des Einwohnermeldeamts F. überreicht, inhalts deſſen die 
Familie C. von F. nach B. verzogen iſt. Das Amtsgericht hat ihn am 
folgenden Tage um Einſendung des Arreſtbefehls erſucht. 

Am 3. November 1905 hat der Bureauvorſteher G. im Namen und 
in Vollmacht der Eheleute C. das Blatt 1264 eingetragene Grundſtück an die 
Eheleute S. aufgelaſſen. 

Am 6. November 1905 hat der Bevollmächtigte B. die Ausfertigung 
des Arreſtbefehls nebſt Zuſtellungsurkunden dem Amtsgericht eingereicht. Am 
7. November 1905 hat das Amtsgericht in Abteilung I des Grundbuchblatts 
1264 die Eheleute S. als Eigentümer und in Abteilung III unter 3 desſelben 
Blattes eine Sicherungshypothek zum Höchſtbetrage von 7000 M. nebſt fünf 
vom Hundert Zinſen aus 12000 M. vom 15. November 1903 bis 1. Auguſt 
1905 und fünf vom Hundert Zinſen von 7000 M. ſeit dem 1. Auguſt 
1905 für B. unter Bezugnahme auf den Arreſtbefehl eingetragen. Am 
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13. November 1905 hat das Amtsgericht weiter in Abteilung I und III des 
Grundbuchblatts eingetragen, daß die Sicherungshypothek dem unge 
a S. im Range vorgehe. 

S. hat Beſchwerde mit dem Antrag eingelegt, das Amtsgericht an zuweiſen, 
gemäß 8 54 GO. einen Widerſpruch gegen die Eintragung der Sicherungs⸗ 
hypothek einzutragen. Das Landgericht hat die Beſchwerde zurückgewieſen. 

Auf die weitere Beſchwerde iſt der Beſchluß des Landgerichts inſoweit, 
als er die Beſchwerde auf Eintragung eines Widerſpruchs gegen die Eintragung 
der laufenden Zinſen zurückweiſt, aufgehoben und das Amtsgericht angewieſen 
worden, gegen die Eintragung der Hypothek zum Höchſtbetrage der laufenden 
Zinſen einen Widerſpruch für die Grundeigentümer S. einzutragen, ſofern 
es dieſen Teil der Hypothek nicht von Amts wegen löſchen ſollte. Im 
übrigen iſt die weitere Beſchwerde zurückgewieſen worden. In den Gründen 
wird dargelegt: 

Der § 932 Abi. 3 ZPO. beſtimmt, daß der Antrag auf Eintragung 
einer Sicherungshypothek zur Vollziehung eines Arreſtbefehls im Sinne des 
§ 929 Abſ. 2, 3 als ſolche Vollziehung gilt, daß alſo durch die Stellung 
dieſes Antrags die Friſt des § 929 Abſ. 2 gewahrt wird, daß aber ander⸗ 
ſeits durch fie auch die Friſt des §8 929 Abſ. 3 Satz 2 in Lauf geſetzt 
wird. Dem Wortlaute nach gilt jeder Antrag als Vollziehung ohne Unter⸗ 
ſchied, ob er zur Emtragung der Hypothek führt oder abgelehnt wird. Dies 
kann aber nicht der Sinn des Geſetzes ſein. Denn es iſt undenkbar, daß 
ein Antrag, der überhaupt nicht zur Vollziehung führt, ſondern abgelehnt 
wird, als Vollziehung gelten ſollte. Darüber beſteht auch in der Literatur, 
ſoweit ſie dieſe Frage berührt, kein Zweifel. Streitig iſt dagegen, ob ein 
Antrag, dem ein Hindernis entgegenſtehl und auf den deshalb eine Zwiſchen⸗ 
verfügung des mit dem Antrage befaßten Grundbuchamts im Sinne des § 18 
Abſ. 1 GBO. ergeht, für den Fall, daß das Hindernis demnächſt innerhalb 
der Friſt gehoben wird und daß dann die Eintragung erfolgt, ſchon im Zeit⸗ 
punkte ſeines erſten Einganges oder erſt im Zeitpunkte der Hebung des Hinder⸗ 
niſſes als Vollziehung des Arreſtbefehls gilt. Die erſtere Anſicht wird von 
Fiſcher⸗Schäfer, Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen, 1902 
S. 165 und anſcheinend auch von Gaupp⸗Stein, ZPO. Anm. II zu § 932 
vertreten. Die zweite Annahme liegt dem Beſchluſſe des Oberlandesgerichts 
Colmar vom 14. Dezember 1903 (OL GRſpr. 9, 84) zugrunde. Dieſer 
letzteren Anſicht iſt beizutreten, und zwar iſt die Entſcheidung lediglich aus dem 
§ 932 ZPO., nicht aber aus dem $ 18 GBO. zu entnehmen, denn § 18 
GBO. enthält eine allgemeine Vorſchriſt für alle Eintragungsanträge des 
Inhalts, daß ſie wegen eines der Eintragung entgegenſtehenden Hinderniſſes 
nicht notwendig abgewieſen zu werden brauchen, ſondern daß zur Erſparung 
der Koſten ſolcher Abweiſung und zur Wahrung des Ranges der beantragten 
Eintragung eine Friſt zur Hebung des Hinderniſſes geſtellt werden kann. 
Irgendeine beſondere Beziehung des 8 18 GBBO., der mangels einer geſetz⸗ 
lichen Ausnahmebeſtimmung, entgegen der Anſicht von Turnau und Förſter, 
Liegenſchafterecht 1, 858; auch auf Zwangseintragung angewendet werden 
muß, zu dem Falle des Antrags auf Eintragung einer Arreſthypothek beſteht 
nicht. Er hat deshalb auch in dieſem Falle nur die Bedeutung, daß die Koſten 
der Ablehnung vermieden und der Rang der Arreſthypothek gewahrt wird, falls 
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eine Friſt beſtimmt und das Hindernis rechtzeitig gehoben wird. Ueber den 
Zeitpunkt aber, in dem der Arreſt als vollzogen gilt, iſt damit nichts geſagt. 
Dieſer Zeitpunkt kann nur in der Zivilprozeßordnung in dem vom Arreſte 
handelnden Abſchnitte beſtimmt ſein, ſeit der Satz der Zivilprozeßordnung 
(8 811 in der Faſſung vom 30. Januar 1877): „die Vollziehung des Arreſtes 
in unbewegliches Vermögen beſtimmt ſich nach den Landesgeſetzen“ geſtrichen 
und die Vollziehung in der Zivilprozeßordnung ſelbſt (§ 932) geregelt iſt. 
Vor dem 1. Januar 1900 wurde der Arreſt nach S 10 PrZwVG. vom 
13. Juli 1883 durch Eintragung einer Vormerkung in das Grundbuch voll⸗ 
zogen. Nur durch die Eintragung ſelbſt, nicht durch die Stellung des Antrags 
wurden die Friſten des § 809, jetzt $ 929, gewahrt (RG. 26, 397). 
Dies hatte den Mißſtand zur Folge, daß es auch bei formell und ſachlich 
begründeten Anträgen von der größeren oder geringeren Pünktlichkeit des 
Grundbuchamts in der Erledigung des Antrags abhing, ob die Friſt des 
§ 929 Abſ. 2 gewahrt wurde. Lediglich um dagegen Abhilfe zu ſchaffen, 
iſt die Vorſchrift des S 932 Abſ. 3 eingefügt. Es ſollte, wie die Motive 
zum Entwurfe der Novelle von 1897 (Hahn⸗Mugdan 8, 172) ausſprechen, 
die Wahrung der Friſt in die Hand des Gläubigers gelegt werden. Dieſer 
Abſicht genügt es, wenn der Eingang eines ſormgerechten Antrags, dem ein 
Hindernis nicht entgegenſtand, oder die Hebung eines etwa entgegenſtehenden 
Hinderniſſes der Vollziehung des Arreſtes im Sinne des § 929 Abſ. 2 ZPO. 
gleichgeſtellt wurde. Eine Abſicht des Geſetzgebers, darüber hinaus auch dem 
Eingange ſolcher Anträge, denen ein Hindernis entgegenſtand, die gleiche 
Wirkung beizulegen und ihnen damit außer dem Privileg des §S 18 GM. 
noch einen weiteren Vorzug beizulegen, iſt in den amtlichen Motiven nicht zum 
Ausdrucke gekommen. Für ſolche Abſicht lag auch nach keiner Richtung ein 
Bedürfnis vor. Im Gegenteile würde es befremden, wenn der Eingang 
unvollſtändiger oder fonſt mangelhafter Anträge mit ſolcher Wirkung bekleidet 
wäre, da damit einerſeits die Friſtbeſtimmung des § 929 für die Arreſt⸗ 
vollziehung in Grundſtücke gegenüber der Vollziehung in bewegliche Sachen 
in unverſtändlicher Weiſe abgeſchwächt wäre und anderſeits ein Anreiz für 
die Gläubiger geſchaffen wäre, zur Wahrung der Friſt des § 929 Abſ. 2 
Anträge zu ſtellen, deren Unvollſtändigkeit ihnen ſelbſt bekannt iſt. Auch 
würde bei einer Beſtimmung dahin, daß der Eingang mangelhafter Anträge 
als Vollziehung des Arreſtes gilt, ſofern das Hindernis friſtgerecht gehoben 
wird, die Wahrung der Friſt des $ 929 Abſ. 2 und der Beginn der Friſt 
des § 929 Abſ. 3 ZPO. von dem Ermeſſen des Grundbuchrichters abhängen, 
der darüber zu entſcheiden hat, ob ein Antrag abzulehnen oder gemäß § 18 
GBO. mit einer Friſtbeſtimmung zu beantworten iſt. Solcher Einfluß des 
Grundbuchrichters auf die Wahrung der zivilprozeſſualen Friſten entſpricht 
aber nicht ſeiner amtlichen Stellung und ſollte durch die Einfügung des § 932 
Abſ. 3 ZPO. nach den oben angeführten amtlichen Motiven gerade ausgeſchaltet 
werden. Deshalb iſt der §8 932 Abſ. 3 dahin auszulegen, daß nur die 
Einreichung eines formgerechten und ſachlich begründeten Antrags oder, falls ihm 
ein Hindernis entgegenſteht, deſſen in der Friſt des 8 18 GBO. erfolgende 
Hebung als Vollziehung des Arreſtes im Sinne des § 929 Abſ. 2, 3 gilt. 
Uebrigens wird auch die nicht unähnliche Vorſchriſt im §S 207 ZPO. in der 
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Praxis dahin ausgelegt, daß die darin vorgeſehene Vergünſtigung mangelhaften 
Geſuchen oder Schriftſätzen nicht zukommt (JW. 1900, 654 Nr. 4). 

Daraus ergibt ſich, daß der Arreſtbefehl vom 19. Oktober 1905 erſt 
nach Hebung der durch die Verfügungen des Grundbuchamts vom 23. Oktober 
und 2. November 1905 mitgeteilten Hinderniſſe, alſo am 6. November 1905 
als vollzogen gelten kann. In dieſem Zeitpunkte war aber ein drittes Hindernis 
dadurch entſtanden, daß nunmehr ſeit dem Erlaſſe des Arreſtbefehls mehr als 
zwei Wochen verfloſſen ſein konnten. Da nach § 929 Abſ. 2 30. die 
Vollziehung eines Arreſtbefehls unſtatthaft iſt, wenn ſeit der Zuſtelluug an 
den Gläubiger zwei Wochen verſtrichen ſind, mußte der Grundbuchrichter nunmehr 
gemäß § 18 GBO. eine Friſt zur Führung des Nachweiſes ſetzen, daß ſolche 
Zuſtellung überhaupt noch nicht oder wenigſtens nicht früher als zwei Wochen 
vor dem 6. November erfolgt war. Denn dieſe Vorausſetzung der Zuläſſigkeit 
der Vollziehung iſt von dem Grundbuchrichter von Amts wegen zu prüfen 
(Güthe, GBO., Anm. 117 zu § 19; Sydow⸗Buſch, ZPO., Anm. 5 zu 
§ 932). Die Vorſchrift des $ 932 Abi. 3 ZPO. kommt deshalb, da der 
Antrag überhaupt niemals vollſtändig unterſtützt iſt, nicht zur Anwendung. 
Der Arreſtbefehl iſt erſt am 7. November 1905 durch die Eintragung der 
Hypothek ſelbſt vollzogen worden. 

Durch dieſe Vollziehung hat der Grundbuchrichter den § 929 Ab}. 3 
ZP B. nicht verletzt. Denn er kommt nicht zur Anwendung, da die Zuſtellung 
an die Schuldner ſchon am 30. Oktober 1905, alſo vor der Vollziehung 
erfolgt iſt. Es kann deshalb dahingeſtellt bleiben, ob der Grundbuchrichter 
die Wahrung der dort geſetzten Friſten zu prüfen hat oder wenigſtens der 
ihm bekannten Tatſache der Nichtwahrung dieſer Friſten durch Ablehnung der 
Eintragung Rechnung tragen muß, da er unwirkſame Hypotheken nicht eintragen, 
das Grundbuch nicht mit Bewußtſein unrichtig machen darf. 

Dagegen hat der Grundbuchrichter den S 929 Abſ. 2 ZPO. verletzt, 
indem er die Hypothek eingetragen hat, ohne daß der Nachweis der Wahrung 
der dort beſtimmten Friſt geführt iſt. Zur Eintragung eines Widerſpruchs 
auf Grund der SS 71, 54 GBO. kann dies aber nicht führen, da nicht 
feſtſteht, daß das Grundbuch dadurch unrichtig geworden iſt (vergl. RIA. 
6, 242). Denn es beſteht, obwohl der Gläubiger am 20./21. Oktober 1905 
im Beſitz einer Ausfertigung des Arreſtbefehls geweſen iſt, die Möglichkeit, 
daß eine formgerechte Zuſtellung desſelben an ihn gemäß § 929 Abſ. 3 
ZPO. nicht ftattgefunden hat. In dieſem Falle würde die Friſt des § 929 
Abſ. 2 erſt von der im Auftrage des Gläubigers bewirkten Zuſtellung des 
Arreſtbefehls an den Schuldner ab laufen (zu vergl. RG. 11, 404; Güthe, 
a. a. O. Anm. 117 zu § 19). Die Vollziehung würde alſo am 7. November 
noch zuläſſig geweſen fein. So lange mit dieſer Möglichkeit zu rechnen iſt, 
darf ein Widerſpruch von Amts wegen nicht eingetragen und durch das Be⸗ 
ſchwerdegericht nicht angeordnet werden. 

Der Grundbuchrichter hat auch den $ 18 GBO. verletzt. Er hätte, da 
der Antrag auf Eintragung der Sicherungshypothek bei Eingang der Auf⸗ 
laſſungsverhandlung vom 3. November 1905 noch nicht erledigt war, gemäß 
§ 18 Abi, 2 GBO. zu feinen Gunſten eine Vormerkung eintragen und 
dann dem Antrag auf Eintragung der Eheleute S. als neuer Eigentümer 
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ſtattgeben müſſen. Die Eintragung der Sicherungshypothek hätte dann ſpäter, 
wenn fie ſich als nach 8 929 Abſ. 2 ZPO. zuläſſig erwies, gemäß 5 19 
GBO. nur mit Bewilligung der Eheleute S. oder auf Grund ihrer Verurteilung 
zu dieſer Bewilligung erfolgen dürfen (Güthe, a. a. O., Anm. 51 zu § 18; 
Predari, Anm. 11 zu § 18). Indem der Grundbuchrichter ſtatt deſſen die Ein⸗ 
tragung der neuen Eigentümer ausſetzte, bis die Sicherungshypothek eingetragen 
war, hat er das Recht der Eheleute S. verletzt. Zur Eintragung eines Wider⸗ 


ſpruchs kann aber auch dies nicht führen, da nicht feſtſteht, daß das Grundbuch 


dadurch unrichtig geworden iſt. Denn es iſt anzunehmen, daß wohl zuerſt die 
Sicherungshypothek und dann das neue Eigentum eingetragen iſt, weil der Grund⸗ 
buchrichter dies durch den allerdings unzuläſſigen Rangvermerk hat zum Ausdrucke 
bringen wollen. Mindeſtens muß mit der Möglichkeit gerechnet werden, daß die 
Sicherungshypothek vor dem neuen Eigentum eingetragen iſt. Dann iſt aber 
die Hypothek entſtanden, falls, wie oben erörtert wurde, die Friſt des § 929 
Abſ. 2 ZPO. gewahrt iſt. 

Schließlich hat der Grundbuchrichter auch den $ 932 Abſ. 1 Halbſatz 2 
ZPO, verletzt, nach welchem bei Eintragung einer Sicherungshypothek auf 
Grund eines Arreſtbefehls der nach § 923 feſtgeſtellte Geldbetrag als der 
Höchſtbetrag zu bezeichnen iſt, für welchen das Grundſtück haftet. Der Gläubiger 
hatte beantragt, eine Sicherungshypothek zum Höchſtbetrage von 7000 M. 
nebſt fünf vom Hundert Zinſen von 12000 M. ſeit dem 15. November 1903 
bis 1. Auguſt 1905 und von 7000 M. ſeit dem 1. Auguſt 1905 einzutragen. 
Dieſer Antrag hätte auf Grund des $ 1190 BGB. als unzuläſſig abgelehnt 
werden müſſen, weil der Höchſtbetrag mit Rückſicht auf die laufenden Zinſen 
unbeſtimmt iſt. Für die Frage, ob der § 54 Abi. 1 GBO. anwendbar ift, 
iſt allerdings nicht auf den Inhalt des Eintragungsantrags zurückzugehen, 
ſondern nur der Inhalt der Eintragung ſelbſt entſcheidend. Auch dieſer iſt 
aber in ſich wenigſtens inſoweit unzuläſſig, als eine Hypothek zum Höchſtbetrage 
laufender Zinſen eingetragen iſt, da ſolche Hypotheken weder nach § 1113 
noch nach §8S 1184 noch nach $ 1190 BGB. zuläſſig find. Es kann ſogar 
zweifelhaft ſein. ob nicht die ganze Eintragung inhaltlich unzuläſſig iſt (vergl. 
RIA. 3, 155). Doch iſt dies verneint worden, da der Betrag von 7000 M. 
nnd die Zinſen von 12000 M. für die begrenzte Zeit vom 15. November 
1903 bis zum 1. Auguſt 1905 einen beſtimmten Höchſtbetrag darſtellen 
und da der § 1190 nicht notwendig zu der für den Gläubiger unbilligen 
Folgerung führt, daß der Zuſatz laufender Zinſen zu einer beſtimmten Summe 
auch dieſer den Charakter als beſtimmter Höchſtbetrag entzieht. Die Eintragung 
der laufenden Zinfen iſt aber nach $ 54 Abf. 2 Satz 1 GBO. von Amts 
wegen zu löſchen. Allerdings kann dies hier nicht auf Grund des § 71 
Abſ. 2 EBD. angeordnet werden, weil die Beſchwerde nur auf Eintragung 
eines Widerſpruchs geht und über den Antrag nicht hinausgegangen werden 
darf. Doch iſt wenigſtens die Anweiſung des Grundbuchamts zur Eintragung 
des Widerſpruchs gegen die laufenden Zinſen für den Fall zuläſſig, daß 
es dieſe Zinſen nicht ſelbſt von Amts wegen löſchen ſollte, da auch eine 
inhaltlich unzuläſſige Eintragung das Grundbuch unrichtig macht und inſofern 
auch die Vorausſetzungen des § 71 Abſ. 2, § 54 Abſ. 1 Satz 1 GW. 
vorliegen. 
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Befugnis des Vormundſchaftsgerichts, auch während der Dauer eines zwiſchen 

den geſchiedenen Eltern minderjähriger Kinder anhängigen Erziehungsſtreits 

eine von der geſetzlichen Regel abweichende Anordnung über die Sorge 

für die Perſon der Kinder zu treffen. Zuläſſigkeit der Erhebung von Be⸗ 

weiſen vor dem Erlaſſe der Anordnung ohne Benachrichtigung oder Zu⸗ 
ziehung der Eltern. 


§ 1635 BGB., §§ 12, 15 FGG. 
Reichsgericht, IV. Zivilſenat, 3. Mai 1906. — Bd. 7 S. 76. 


Veröffentlicht RG. 63, 275. 


Pflicht des Vormundſchaftsgerichts, die für einen nicht unter Vormund⸗ 
ſchaft ſtehenden, infolge von Geiſteskrankheit geſchüftsunfähigen Volljährigen 
angeordnete Pflegſchaft auf Antrag des Pflegebefohlenen wieder aufzuheben, 
falls der Antrag in einer Weiſe zum Ausdrucke gebracht iſt, die das Ver⸗ 
ſtändnis des Antragſtellers für den Inhalt des Antrags und feinen Willen, 
daß die Pflegſchaft aufgehoben werden ſolle, erkennen läßt. 
8 104 Nr. 2, 88 1910, 1920 BEB., § 56 Abſ. 2 5G. 


Kammergericht Berlin, 15. Februar 1906. — Bd. 7 S. 79. 


Der im Jahre 1873 geborene J. hat am 14. März 1901 als damaliger 
Poſtaſſiſtent zu M. einen Unfall erlitten, infolgedeſſen Zeichen einer geiſtigen 
Störung bei ihm aufgetreten ſind. Noch im Jahre 1901 iſt auf Grund des 
§ 1910 Abſ. 2 BGB. eine Pflegſchaft über ihn eingeleitet. Zeitiger Pfleger 
iſt der Rechtsanwalt H. zu K., deſſen Wirkungskreis nach ſeiner Beſtellung 
die Vermögensangelegenheiten des Pfleglings umfaßt. Der Poſtaſſiſtent a. D. J. 
hat im März 1905 die Aufhebung der Pflegſchaft beantragt; das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht hat den Antrag abgelehnt und dabei ausgeführt: Es ſei zu prüfen, 
ob der Antragſteller ſich etwa bei Stellung des Antrags in einem Zuſtande 
befunden habe, durch welchen ſeine freie Willensbeſtimmung ausgeſchloſſen jet, 
denn in dieſem Falle würde der Antrag nichtig ſein. Die Gutachten der 
Aerzte X., Y., Z. liefen alle darauf hinaus, daß J. dauernd geiſteskrank ſei. 
Ihnen gegenüber könne das Gutachten des Sanitätsrats Dr. Th. nicht be⸗ 
weiſen, daß die Geiſteskrankheit erloſchen und J. geiſtig normal ſei, zumal es 
auf nur zwei Unterredungen beruhe. J. müſſe ſich daher zunächſt einer gründ⸗ 
lichen Beobachtung durch einen beamteten Arzt oder in einer ſtaatlichen 
Irrenanſtalt unterwerfen, ehe die Pflegſchaft aufgehoben werden könne. 

Die gegen dieſe Verfügung eingelegte Beſchwerde hat das Landgericht 
koſtenpflichtig zurückgewieſen. J. hat weitere Beſchwerde eingelegt. Er bean⸗ 
tragt, die Vorentſcheidungen aufzuheben, rügt Verletzung der SS 104, 1910 
BGB. und überreicht ein Gutachten des Medizinalrat Dr. L. in B., nach 
deſſen Inhalt die geiſtigen Gebrechen, welche ihn an der Beſorgung ſeiner 
Vermögensangelegenheiten verhindert haben, geſchwunden ſein ſollen. 

Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht die Pflegſchaft auf⸗ 
gehoben. In den Gründen wird ausgeführt: 

Der .. . Ablehnungsgrund des Amtsgerichts geht dahin, daß J. ſich 
in einem die freie Willensbeſtimmung ausſchließenden Zuſtande krankhafter 
Störung der Geiſtestätigkeit befinde und nach S 104 Nr. 2 BGB. geſchäfts⸗ 

2 * 


unfähig und daß deshalb das etwa von ihm geſtellte Verlangen auf Auf: 
hebung der Pflegſchaft nichtig ſei. Die Feſtſtellung der Geſchäftsunfähigkeit 
auf Grund der vorliegenden Gutachten liegt auf tatſächlichem Gebiet und iſt 
nach S 27 FGG. dem Angriffe durch die weitere Beſchwerde entzogen. Der 
aus ihr gezogene Schluß aber, daß das geſtellte Verlangen nichtig ſei, iſt 
rechtsirrig. Der § 1910 Abſ. 2 BGB., nach welchem ein Volljähriger, der 
infolge geiſtiger Gebrechen einzelne ſeiner Angelegenheiten oder einen Kreis 
ſolcher nicht zu beſorgen vermag, für dieſe Angelegenheiten einen Pfleger er⸗ 
halten kann, findet auch auf Geiſteskranke im Sinne des § 104 Nr. 2, 
obwohl ſie allgemein zur Beſorgung ihrer Angelegenheiten außerſtande ſind, 
inſoſern Anwendung, als ihnen für einzelne Angelegenheiten oder einen Kreis 
ſolcher ein Pfleger beſtellt werden kann (zu vergl. RG. 52, 240 ff., RIA. 
5, 10). Der § 1920 BGB. beſtimmt allgemein, daß eine nach § 1910 
angeordnete Pflegſchaft aufzuheben iſt, wenn der Pflegebefohlene die Aufhebung 
beantragt. Eine Ausnahme für die Pflegſchaft über Geiſteskranke iſt dabei 
nicht gemacht und die Entſtehungsgeſchichte des S 1920 ergibt nicht, daß 
eine ſolche Ausnahme in Erwägung gezogen iſt. Deshalb muß es als nicht 
im Sinne des Geſetzes liegend angeſehen werden, daß Geiſteskrankheit des 
Pflegebefohlenen allgemein die Nichtigkeit ſeines Antrags auf Aufhebung der 
Pflegſchaft zur Folge habe. Es muß vielmehr unterfchieden werden, ob fie 
ihm die Aeußerung eines verſtändlichen Verlangens auf Aufhebung der Pfleg⸗ 
ſchaft unmöglich macht oder nicht. Erſtenfalls kann er einen Antrag im Sinne 
des § 1920 überhaupt nicht ſtellen, letztenfalls iſt ſein Antrag wirkſam. Dieſer 
Unterſchied wird auch ſonſt gemacht. So hat das Reichsgericht (Entſch. in 
Strafſ. 1, 149; 29, 324) für den Straſprozeß anerkannt, daß in der 
Hauptverhandlung eine Verſtändigung mit einem Geiſteskranken möglich ſein 
kann und daß ſeine Verhandlungsfähigkeit Gegenſtand der Feſtſtellung im 
Einzelfall iſt. Ebenſo iſt im Entmündigungsverfahren die Prozeßfähigkeit des 
Geiſteskranken für die Anfechtungsklage aus § 664 ZPO. und ſeine Fähigkeit, 
perſönlich ohne Beitritt ſeines Prozeßbevollmächtigten ein Ablehnungsgeſuch 
anzubringen, unter der zwar nicht beſonders ausgeſprochenen, aber ſelbſtver⸗ 
ſtändlichen Vorausſetzung, daß er fähig iſt, das Geſuch verſtändlich auszudrücken, 
angenommen worden (RG. 35, 351 ff., 358). Würde der Unterſchied für 
§ 1920 nicht gemacht, ſo ergäbe ſich die unannehmbare Folge, daß der als 
geiſteskrank Angeſehene gegen die ihn, wenn auch nicht rechtlich in der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit, ſo doch tatſächlich in der freien Beſorgung ſeiner Angelegenheiten 
einſchränkende Einleitung einer Pflegſchaft kein Rechtsmittel hätte. Denn er 
würde dann nicht nach $ 1920 BGB. antrags berechtigt und demgemäß auch 
nach 8 59 Abſ. 2 FGG. nicht beſchwerdeberechtigt fein. Dieſe Folge ſtände 
im ſchroffen Widerſpruche dazu, daß im Entmüdigungsverfahren nach § 645 
ZPO. weitgehende Fürſorge getroffen iſt, um vor der Entmündigung eine 
erſchöpfende Erörterung der Frage der Geiſteskrankheit zu ſichern und um dem 
Entmündigten Rechtsbehelfe gegen die Entſcheidung des Amtsgerichts zu geben. 
Auch für die Frage, ob eine Verſtändigung mit dem Kranken möglich und 
ob mangels ſolcher Möglichkeit die Einleitung der Pflegſchaft aus $ 1910 
ohne ſeine Einwilligung zuläſſig iſt, hat das Kammergericht neuerdings (KG. 
30 A, 28; RIA. 6,2) angenommen, daß eine Verſtändigung nicht ſchon bei Vor: 
liegen des Tatbeſtandes des S 104 Nr. 2 BGB., ſondern erſt dann unmöglich 
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iſt, wenn der Gebrechliche die Bedeutung der Pflegſchaftsanordnung nicht verſteht 
und ſich über ſie nicht verſtändlich äußern kann. Das gleiche muß für den 
Antrag des § 1920 gelten und iſt für dieſen auch ſchon in dem Beſchluſſe 
des Kammergerichts vom 26. September 1904 (KGJ. 28 A, 176; RIA. 
4, 196) ausgeſprochen. Daß bezüglich der Verſtändigung im Sinne des 
§ 1910 im Beſchluſſe des oberſten Landesgerichts München vom 6. Mai 
1905 (RIA. 6, 27) eine abweichende Anſicht vertreten iſt, gibt keine Ver⸗ 
anlafjung, die vorliegende Beſchwerde gemäß § 28 Abſ. 2 FGG. dem 
Reichsgerichte vorzulegen, da es ſich hier um die Auslegung des § 1920 handelt. 

Demnach iſt hier nur zu prüfen, ob der Beſchwerdeführer ſeinen Antrag 
auf Aufhebung der Pflegſchaft in einer Weiſe zum Ausdrucke gebracht hat, 
welche ſein Verſtändnis für deſſen Inhalt und feinen Willen, die Pflegſchaft 
ſolle aufgehoben werden, erkennen läßt. Dies kann nach dem Inhalte ſeiner 
Eingaben ... . keinem Zweifel unterliegen 


Pflicht des Vormundſchaftsgerichts, einem Vertrage, durch den eine in 

der Geſchäftsfähigkeit beſchräukte Perſon an Kindesſtatt angenommen 

wird, die Genehmigung zu verſagen, wenn der Vertrag ungültig iſt oder 
auch nur erhebliche Zweifel an der Gültigkeit beſtehen. 


§ 1751 BGB. 
Kammergericht Berlin, 15. März 1906. — Bd. 7 S. 82. 


Die Z.ſchen Eheleute zu A. haben durch notariellen, mit dem C. unter 
Genehmigung ſeiner Ehefrau geſchloſſenen Vertrag den C. und deſſen zwei 
Jahre alten Sohn adoptiert. Dabei iſt beſtimmt, daß die beiden Adoptierten 
in Zukunft ausſchließlich den Namen Z. führen werden, ohne Beifügung des 
bisherigen Familiennamens, und daß ein Erbrecht für die Angenommenen 
oder ihre Abkömmlinge den Annehmenden gegenüber ausgeſchloſſen ſein ſoll. 
Der Vormundſchaftsrichter, welchem der Vertrag mit Rückſicht auf die Beteiligung 
eines Minderjährigen zur Genehmigung vorgelegt worden iſt, hat dieſe verſagt, 
weil ſich aus den angeſtellten Ermittelungen ergebe, daß durch die Adoption 
ein perſönliches Verhältnis der Adoptiveltern zu den Adoptivkindern nicht 
begründet werden ſolle, dieſe vielmehr nur den Zweck habe, eine Namensänderung 
herbeizuführen. Uebrigens ſei auch nicht erſichtlich, welches Intereſſe der 
Minderjährige daran habe, an der Namensänderung teilzunehmen. 

Die vom Vater erhobene Beſchwerde macht geltend, daß der Vormund⸗ 
ſchaftsrichter nur zu prüfen habe, ob der Vertrag die Intereſſen des Kindes 
verletze. Vorliegend aber verlange das Intereſſe des Kindes gerade die 
Genehmigung. Der Vertrag ſei bereits für den Vater durch die gerichtliche 
Beſtätigung bindend geworden und, wenn das Kind nicht an der Namens⸗ 
änderung des Vaters teilnehme, werde der Anſchein erweckt, als ob es ein 
uneheliches Kind ſei. Das Landgericht hat die Beſchwerde zurückgewieſen. Es 
hat erwogen: Zweck der Adoption ſei die Begründung eines Familienverhältniſſes. 
Vorliegend könne hiervon keine Rede ſein. Es erhelle nicht, daß vor Schließung 
eines Adoptionsvertrags irgendwelche nähere Beziehungen zwiſchen den Ehe⸗ 
leuten Z. und der Familie C. beſtanden hätten. Letztere ſeien Iſraeliten, 
‚eritere Chriſten. Ein Erbrecht der Angenommenen und deren Abkömmlinge 
ſei ausgeſchloſſen. Danach ſei als Zweck des Vertrags nicht eine Annahme 


an Kindesſtatt, ſondern eine Namensänderung anzuſehen. Nach Mitteilung 
der Polizeidirektion habe der Beſchwerdeführer ſchon im Jahre 1901 um 
Genehmigung der Führung eines anderen Namens nachgeſucht, der Antrag ſei 
aber abgelehnt worden. Der Vormundſchaftsrichter habe deshalb mit Recht 
die Genehmigung zu einem Vertrage verſagt, welcher kein Familienverhältnis, 
ſondern nur eine Namensänderung herbeizuführen bezwecke. Allerdings ſei 
nicht zu verkennen, daß die Namensänderung des Vaters für das feinen Namen 
C. behaltende Kind Unzuträglichkeiten haben könne. 

Auch die weitere Beſchwerde iſt vom Kammergerichte zurückgewieſen worden 
aus folgenden Gründen: 

Zuzugeben iſt dem Beſchwerdefuhrer, daß nach der Stellung des Vormund⸗ 
ſchaſtsgerichts als einer dem Schutze Bevormundeter und Minderjähriger 
dienenden Behörde die Prüfung von Rechtsakten des Vormundes zum Zwecke 
der gerichtlichen Genehmigung nur unter dem Geſichtspunkte des Wohles des 
Minderjährigen erfolgen darf. Die Wahrung von Intereſſen, welche über 
dieſen Rahmen hinausgehen, liegt nicht dem Vormundſchaftsrichter ob. Das 
Kammergericht hat auch bereits angenommen, daß, wenn zwiſchen dem Minder⸗ 
jährigen und ſeinen Gegenkontrahenten Streit über die Rechtswirkſamkeit eines 
abgeſchloſſenen Vertrags beſteht, dieſer Streit vom Prozeßrichter zu entſcheiden 
und der Vormundſchaftsrichter nur mit der Prüfung befaßt iſt, ob der Vertrag, 
ſeine Gültigkeit vorausgeſetzt, dem Intereſſe des Mündels entſpricht. Anders 
aber liegt die Sache, wenn ein Vertrag über die Regelung der Beziehungen 
der Vertragſchließenden hinausreicht und zugleich Wirkungen hervorruft, welche 
unter der Herrſchaft des öffentlichen Rechtes ſtehen. Das iſt hier der Fall. 
Eine der wichtigſten Wirkungen eines Adoptionsvertrags iſt die Namensänderung 
des Adoptierten. Das Namensrecht gehört aber nicht ausſchließlich den Private, 
ſondern zugleich auch dem öffentlichen Rechte an. Daraus folgt, daß alle 
Behörden, denen gegenüber es auf die richtige Namensführung ankommt zur 
Prüfung befugt ſind, ob jemand den Namen, unter welchem er auftritt, zu 
führen berechtigt iſt, und insbeſondere auch, wenn jemand ſich auf Erwerb 
ſeines Namens durch Annahme an Kindesſtatt beruft, ob ein rechtsgültiger 
Adoptionsvertrag vorliegt. Die Beſtätigung desſelben bezw. die vormund⸗ 
ſchaftsgerichtliche Genehmigung vermag eine Nichtigkeit nicht zu heilen (zu 
vergl. OL GRſpr. 7, 425 ff.; 8, 375; KGJ. 22 A, 250). Handelt es 
ſich aber um die Genehmigung eines nicht bloß das Privatrecht berührenden, 
ſondern auch in das öffentliche Recht hinüberreichenden Vertrags, ſo hat der 
Vormundſchaftsrichter nicht nur das Recht, ſondern auch die Pflicht, die Rechts⸗ 
wirkſamkeit desſelben zu prüfen, ſoweit das Mündelwohl dies erfordert. Das 
aber iſt hier der Fall. Im Prozeßwege kann die Gültigkeit des Adoptions⸗ 
vertrags nicht zum Austrage gebracht werden, da unter den Kontrahenten ein 
Streit gar nicht beſteht. Nun liegt aber auf der Hand, daß es dem Intereſſe 
des Mündels durchaus widerſpricht, daß er durch den Adoptionsvertrag berechtigt 
und verpflichtet wird, einen Namen zu führen, der im Verkehre mit den Be⸗ 
hörden als ein berechtigter nicht anerkannt wird. Aber ſelbſt eine bloße 
Unklarheit über den Namen, weil die Rechtsgültigkeit des Adoptionsvertrags 
zweifelhaft iſt, verletzt ſchon das Intereſſe des Minderjährigen, da über ein 
ſo wichtiges, in alle Lebensverhältniſſe eingreifendes Recht wie das der Namens⸗ 
führung völlige Klarheit beſtehen muß. Der Umſtand, daß der Vater des 
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Minderjährigen fih mit Rückſicht auf die Beſtätigung des Vertrags des Namens 
des Adoptivvaters bedient, iſt belanglos. Denn wenn der Vertrag nichtig iſt, 
ſo darf auch der Vater trotz der Beſtätigung den neuen Namen nicht führen. 
Tut er es dennoch, ſo mag er damit gegen die Intereſſen des Sohnes handeln, 
inſofern dadurch im bürgerlichen Leben eine Namensverſchiedenheit zwiſchen 
Vater und Sohn hervortritt, die Nachteile für letzteren haben mag. Allein 
dieſe Benachteiligung des Sohnes durch den Vater kann der Vormundſchaſts⸗ 
richter nicht durch die Genehmigung des Vertrags beſeitigen, da der Sohn 
damit nicht einen Namen erwirbt, den er nach dem ungültigen Vertrage nicht 
führen darf. Von dieſem Standpunkt aus waren die Vorinſtanzen berechtigt 
und verpflichtet, den Adoptionsvertrag auf ſeine Rechtsgültigkeit hin zu prü fen 
und ihr Ergebnis iſt kein das Geſetz verletzendes. 

Zweck und Inhalt eines Adoptionsvertrags iſt die Begründung eines 
Kindes⸗ und Familienverhältniſſes zwiſchen dem Annehmenden und dem An⸗ 
genommenen und es iſt lediglich eine Folge des ſo geſchaffenen Verhältniſſes, 
daß der Adoptierte den Namen und Stand des Adoptivvaters teilt. Es beſteht 
deshalb kein Streit darüber, daß, wenn nach dem Willen der Kontrahenten 
der Inhalt des Vertrags lediglich in der Namensübertragung, nicht auch in 
der Erzeugung der übrigen Beziehungen zwiſchen Eltern und Kindern beſtehen 
ſoll, die Einkleidung der Vereinbarung in die äußere Form eines Adoptions⸗ 
vertrags eine Simulation enthält und als fimulierter Vertrag rechtsunwirkſam 
it (RG. 29, 123 ff., 132; KGJ. 22 A, 250; OL GRſpr. 6, 289; 7, 
425; 8, 375). Einen ſolchen bloßen Namensübertragungsvertrag haben die 
Vorinſtanzen hier angenommen und ein Rechtsirrtum läßt ſich darin nicht 
erblicken. . .. Dann aber iſt der Adoptionsvertrag ungültig und das Intereſſe 
des Minderjährigen erforderte die Verſagung der Genehmigung. Aber ſelbſt 
wenn man Zweifel an der Rechtsgültigkeit hegen wollte, ſo ſind dieſe Zweifel 
doch im vorliegenden Falle ſo erheblich, daß auch ſchon die Unſicherheit der 
hinſichtlich der Namensführung entſtehenden e zu einer Verſagung 
der Genehmigung führen muß. 


Antrag auf Erteilung eines Erbſcheins; Nachweis der ehelichen Abſtammung 
eines Kindes durch Vorlegung der Geburtsurkunde, ohne daß es daneben 
der Vorlegung der Heiratsurkunde über die Eheſchließung der Eltern bedarf. 


$ 15 PStG., 8 2356 BGB. 
Oberlandesgericht Colmar, 22. Juli 1905. — Bd. 7 S. 95. 


S. hat bei dem Amtsgerichte zu C. die Erteilung eines Erbſcheins nach 
ſeinem im Jahre 1903 verſtorbenen Vater beantragt. Das Amtsgericht hat 
den Antrag abgelehnt, weil der Antragſteller zum Nachweiſe ſeiner ehelichen Ab⸗ 
ſtammung vom Erblaſſer nur ſeine Geburtsurkunde, nicht aber die Heiratsurkunde 
feiner Eltern vorgelegt hat. Das Landgericht hat die Beſchwerde zurückgewieſen. 
Der weiteren Beſchwerde iſt ſtattgegeben worden aus folgenden Gründen: 

Nach § 15 PStG. vom 6. Februar 1875 in der vom 1. Januar 1900 
ab in Geltung befindlichen Faſſung beweiſen die ordnungsmäßig geführten 
Standesregiſter diejenigen Tatſachen, zu deren Beurkundung ſie beſtimmt ſind, 
bis zum Nachweiſe des Gegenteils. Die Geburtsregiſter ſind, wie das Reichs⸗ 
gericht in mehreren ausführlich begründeten Entſcheid. in Strafſ. (2, 304; 26, 


348) zutreffend ausgeführt hat, nicht nur zur Beurkundung der Geburt einer, 
ſondern auch zur Beurkundung darüber beſtimmt, von welchen Eltern die 
Perſon abſtammt und ob dieſe Abſtammung eine eheliche iſt. Aus dem 
Geburtsregiſter ſoll der Perſonenſtand des Kindes, wie er ſich aus deſſen 
Geburt ergibt, zu erſehen ſein; dazu gehört insbeſondere die Tatſache, ob das 
Kind ehelich iſt. Zu dieſem Zwecke iſt im § 22 Nr. 5 des Geſetzes die 
Angabe der Eltern des Kindes nach Vor⸗ und Familiennamen, Stand, Gewerbe, 
Wohnort uſw. vorgeſchrieben, Angaben, die keineswegs nur zur Feſtſtellung 
der Identität des Kindes, ſondern für ſeine rechtlichen Verhältniſſe, ſeinen 
Familienſtand von Bedeutung ſind. Das Geburtsregiſter beweiſt deshalb 
bis zum Nachweiſe des Gegenteils auch die eheliche Abſtammung des Kindes 
und es bedarf deshalb zur Führung dieſes Nachweiſes nicht der von den 
Vorderrichtern verlangten Vorlage der Heiratsurkunde der Eltern des Antrag⸗ 
ſtellers behufs Ausſtellung eines Erbſcheins nach ſeinem Vater (zu vergl. in 
dieſem Sinne auch Planck, Anm. 1 b 6 zu § 2356 BGB.). Die entgegen- 
geſetzte Auffaſſung, welche insbeſondere von Weißler (Nachlaßverfahren 212) 
und Maerker (Nachlaßbehandlung (17) S. 351) ſowie von Sartorius (PStG., 
Anm. 5 zu $ 22) vertreten wird, wird damit begründet, daß es ſich um 
den Beweis der Eheſchließung handle, welcher nur durch das Heiratsregiſter 
geführt werden könne. Dieſe Begründung iſt jedoch unrichtig; es handelt ſich 
nicht um den Beweis der Eheſchließung, ſondern um den Beweis der ehelichen 
Abſtammung des Kindes, zu deſſen Führung das Geburtsregiſter beſtimmt iſt. 

Der S 15 PStG. muß ſinngemäß auch Anwendung finden auf ſolche 
Standesurkunden, welche vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes in Elſaß⸗ 
Lothringen nach den Vorſchriften des damals geltenden franzöſiſchen Rechtes 
ordnungsmäßig errichtet ſind, da dieſe Vorſchriften in allen weſentlichen Punkten 
mit den Vorſchriften des Perſonenſtandsgeſetzes übereinſtimmen. 


Zuläſſigkeit der Erteilung eines beſonderen Erbſcheins für einen Miterben, 
auch wenn ungewiß iſt, ob ſich nicht der Erbteil, über welchen der Erb⸗ 
ſchein erteilt werden ſoll, durch den Wegfall eines Miterben erhöhen wird. 


§ 2353 BGB. | 
Kammergericht Berlin, 25. Januar 1906. — Bd. 7 S. 100. 


Durch rechtskräftiges Ausſchlußurteil des Amtsgerichts C. vom 1. Sep⸗ 
tember 1904 iſt der Landwirt Friedrich D. für tot erklärt und iſt als Zeit⸗ 
punkt ſeines Todes der 31. Auguſt 1904 feſtgeſtellt worden. Friedrich D., 
der unverheiratet war und deſſen Eltern vor ihm verſtorben ſind, hat hinter⸗ 
laſſen ſeine drei Geſchwiſter Johann, Guſtav und Marie und ſeinen Halb⸗ 
bruder Emil D. Guſtav und Marie haben zur notariellen Verhandlung vom 
22. Juli 1905 eidesſtattlich verſichert, daß die drei Geſchwiſter und der 
Halbbruder die alleinigen Erben des Friedrich D. ſeien, und zwar die Geſchwiſter 
zu je ½, der Halbbruder zu ½, und haben beantragt, ihnen einen gemein⸗ 
ſchaftlichen Erbſchein nach dem Erblaſſer auszuſtellen. In einer ſpäteren Ein⸗ 
gabe vom 22. Auguſt 1905 hat der inſtrumentierende Notar einen abgeänderten 
Antrag dahin geſtellt, dem Guſtavr und der Marie D. einen Erbſchein über 
ihr Erbrecht und über die Größe ihrer Erbteile an dem Nachlaſſe des Friedrich D. 
gemäß § 2353 BGB. zu erteilen. Der Miterbe Johann D. iſt unbekannten 
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Aufenthalts. Das Amtsgericht, bei welchem die Erteilung des Erbſcheins 
beantragt worden iſt, hat von Amts wegen Ermittelungen über den Aufenthalts⸗ 
ort des Johann D. angeſtellt und hat in Ausſicht genommen, einen Ab⸗ 
weſenheitspfleger für Johann D. zu beſtellen, der ſich über Annahme der 
Erbſchaft im Namen des Johann D. erklären ſoll. Das Verfahren auf Be⸗ 
ſtellung eines Pflegers iſt noch nicht zum Abſchluſſe gelangt. Guſtav und Marie D. 
wollen die Beendigung dieſes Verfahrens nicht abwarten, ſondern begehren, daß 
ihnen über ihre feſtſtehenden Erbteile von je / ein Erbſchein erteilt werde. 

Das Amtsgericht hat es abgelehnt, zurzeit dem Antrage zu entſprechen, 
da, ſolange nicht feſtſtehe, ob Johann D. die Erbſchaft angenommen habe, auch 
die Erbteile der übrigen Erben nicht feſtſtänden. Die hiergegen von Guſtav 
und Marie D. eingelegte Beſchwerde iſt vom Landgerichte aus demſelben Grunde 
zurückgewieſen worden. 

Auf die weitere Beſchwerde iſt die Sache unter Aufhebung der Beſchlüſſe der 
Vorinſtanzen an das Amtsgericht zurückverwieſen worden aus folgenden Gründen: 

Nach § 2353 BGB. hat das Nachlaßgericht dem Erben auf Antrag 
ein Zeugnis über ſein Erbrecht und, wenn er nur zu einem Teile der Erbſchaft 
berufen iſt, über die Größe des Erbteils zu erteilen. Unterſtellt man zunächſt, 
daß der Notar legitimiert war, in Abänderung des von den Beſchwerdeführern 
in der notariellen Verhandlung vom 22. Juli 1905 geſtellten Antrags auf 
Erteilung eines gemeinſchaſtlichen Erbſcheins den Antrag vom 22. Auguſt 1905 
im Namen der Beſchwerdeführer zu ſtellen, jo haben dieſe die Erteilung eines 
Sondererbſcheins über die Größe ihre Erbteile beantragt. Entgegen den Vor⸗ 
inſtanzen müſſen die Vorausſetzungen für die Erteilung eines ſolchen Erbſcheins 
für gegeben erachtet werden. Der Fall liegt anders als in der KGentſch. 
vom 24. Juni 1901 (KGJ. 22 A, 61; RIA. 2, 160). Dort hatte der 
Erblaſſer eine ſchwangere Witwe und eheliche Kinder als Erben hinterlaſſen 
und war die Erteilung eines gemeinſchaftlichen Erbſcheins beantragt worden. 
Die Erbteile der Kinder ſtanden dort zu einem beſtimmten Bruchteile noch 
nicht feſt, vielmehr hingen fie von der zu erwartenden Geburt der Leibesfrucht 
ab. Wurden von der ſchwangeren Witwe des Erblaſſers ein oder mehrere 
Kinder geboren, jo wurden dieſe den lebenden Kindern gemäß $ 1923 
Abſ. 2 BGB. vom Todestage des Erblaſſers ab gleichberechtigt. Es waren 
demnach die Erbteile der gegenwärtig lebenden Kinder noch ungewiß und 
konnte daher die Größe ihrer Erbteile nicht durch einen Erbſchein feſtgeſtellt 
werden. Deshalb hat das Kammergericht dort die Erteilung eines Erbſcheins, 
wenigſtens hinſichtlich der Erbteile der Kinder, für unzuläſſig erklärt. Aehnliche 
Fälle der Ungewißheit der Erbteile können beim Vorliegen eines der Gründe 
aus § 2043 Abſ. 2 BGB. gegeben ſein; von einer Ehelichkeitserklärung, 
von der Beſtätigung einer Annahm⸗ an Kindesſtatt, von der Genehmigung 
einer Stiftung kann die Größe dir den Erben zuſtehenden Erbteile derart 
abhängen, daß dieſe ſich gegenwärtig icht beſtimmen laſſen. Auf ſolche Fälle 
trifft die in der erwähnten Entſcheidung in bezug genommene Bemerkung in 
den Motiven zum BGB. 5, 559 zu, daß, weil der Umfang des Erbrechts 
in dem Erbſchein anzugeben ſei, das Nachlaßgericht nicht in der Lage ſei, 
einen Erbſchein für einen Miterben auszuſtellen, wenn der Erbteil noch un⸗ 
gewiß ſei. Im gegebenen Falle ſteht aber unbedingt feſt, daß den beiden 
Beſchwerdeführern an dem Nachlaſſe des Erblaſſers Erbanteile von je / 


zuſtehen. Ungewiß iſt nur, ob ihnen nicht noch ein weiterer Erbteil zugefallen 
iſt oder zufallen wird, wenn ein als gleichberechtigter Erbe in Betracht kommender 
Bruder des Erblaſſers, Johann D., der verſchollen iſt, vor dem Erblaſſer 
verſtorben ſein oder zwar noch am Leben fein, aber die Erbſchaft ausſchlagen 
ſollte. Den Beſchwerdeführern wegen der Möglichkeit des Eintritts dieſes 
ihnen günſtigeren Falles einen Erbſchein über ihren gegenwärtig feſtſtehenden, 
ihnen unter allen Umſtänden verbleibenden Erbteil zu verſagen, läßt ſich nicht 
rechtfertigen; ſie würden durch dieſe Verſagung beiſpielsweiſe gehindert, über 
den ihnen in jedem Falle zuſtehenden Erbteil von / gemäß § 2033 BGB. 
zu verfügen (Dernburg, Das Bürgerliche Recht, Bd. 5 $ 159 S. 442). 
Daß die anderen Miterben, insbefondere Johann D., entweder ſelbſt oder 
durch einen für ihn beſtellten Abweſenheitspfleger, ihrerſeits die Erbſchaft an⸗ 
genommen haben, brauchen die Beſchwerdeführer nicht nachzuweiſen. Ein 
ſolcher Nachweis iſt gemäß § 2357 Abſ. 3 BGB. nur zu erbringen, wenn 
ein gemeinſchaftlicher Erbſchein für alle Miterben verlangt wird (KG J. 27 A. 
189; RIA. 4, 89). 

Demnach haben die Vorinſtanzen das Geſetz verletzt, indem ſie den 
Beſchwerdeführern die Erteilung eines beſonderen Erbſcheins über ihre Erbteile 
von je ½ deswegen verſagt haben, weil nicht feſtſtehe, daß Johann D. die 
Erbſchaft angenommen habe. Es unterlagen daher die Entſcheidungen der 
Vorinſtanzen der Aufhebung. Jedoch beſteht gegen die Erteilung eines Erb⸗ 
ſcheins noch ein formelles Bedenken. Der Notar, welcher die Erklärung der 
Beſchwerdeführer in der Verhandlung vom 22. Juli 1905 beurkundet hat, 
war nicht legitimiert, den Antrag auf Erteilung eines beſonderen Erbſcheins 
namens der Beſchwerdeführer zu ſtellen. — 

Dies wird, unter Hinweis auf den Beſchluß des Kammergerichts vom 
4. Februar 1904 (RIA. 4, 135 ff.) näher dargelegt. 


Antrag des Erben auf Anordnung der Nachlaßverwaltung vor der An⸗ 
nahme der Erbſchaft; Beſchwerderecht des Autragſtellers, welcher nach 
der Einleitung der Nachlaßverwaltung die Erbſchaft ausgeſchlagen hat, 
und des infolge ſeiner Ausſchlagung als Erbe Berufenen gegen die Ver⸗ 
fügung, durch welche dem Antrage ſtattgegeben worden iſt. 


§ 76 Abſ. 1 366. § 1953 Abf. 1, § 1981 Abſ. 1 BGB. 
Kammergericht Berlin, 1. Februar 1906. — Bd. 7 S. 102. 


Am 6. September 1905 ſtarb in T. der daſelbſt anſäſſige Kaufmann 
Johann S. mit Hinterlaſſung eines am 28. Auguſt errichteten notariellen 
Teſtaments, in welchem er feine Mutter, die Witwe S., geb. B., zur Alleinerbin 
berufen und ihr eine Reihe von Vermächtniſſen auferlegt hatte. Am 9. Sep⸗ 
tember 1905 wurde das Teſtament eröffnet. Am 12. September 1905 
erſchien die Witwe S. auf der Gerichtsſchreiberei des Amtsgerichts in T. und 
erklärte protokollariſch: Da ſie über den Nachlaß noch keinen Ueberblick ge⸗ 
wonnen habe, ſo wiſſe ſie nicht, ob nicht die Paſſiva größer als die Aktiva 
ſeien. Sie beantragte als Erbin, um ſich vor eventuellen Nachteilen zu ſichern, 
die Nachlaß verwaltung einzuleiten. Das Amtsgericht gab dem Antrage ſtatt 
und beſtellte den Kaufmann Leo S., einen Bruder des Erblaſſers, zum Nachlaß⸗ 
verwalter. Als bald darauf ein Gläubiger über die Einleitung der Nachlaß⸗ 
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verwaltung Auskunft forderte und hierbei die Anſicht ausſprach, daß die auf 
Antrag der Witwe S. erfolgte Einleitung die Annahme der Erbſchaft vorausſetze, 
trat das Amtsgericht dieſer Auffaſſung unter Hinweis auf Maercker, Nachlaß⸗ 
behandlung (16) 277, entgegen. Am 21. Oktober 1905 reichte die Witwe 
S. dem Nachlaßgerichte die notariell beglaubigte Erklärung ein, daß ſie die 
Erbſchaft aus dem Teſtament ihres Sohnes Johann vom 28. Auguſt 1905 
ausſchlage, und am 3. November 1905 fand vor dem Nachlaßgericht eine 
Verhandlung ſtatt, in welcher die Witwe S. und deren Kinder Marie, Joſef, 
Leo, Eliſabeth, Julius und Klara, die Witwe S. zugleich als elterliche Gewalt⸗ 
haberin der letztgenannten, die Töchter Marie und Eliſabeth unter Zuſtimmung 
ihrer mitanweſenden Ehemänner, zu gerichtlichem Protokoll erklärten, daß infolge 
der Ausſchlagung der teſtamentariſchen Erbſchaft ſeitens der Witwe S. ſie und 
der Pharmazeut Aloyſius S. als geſetzliche Erben ihres Sohnes und Bruders 
Johann berufen ſeien, die Erbſchaft auf Grund dieſer Berufung jedoch ausſchlügen. 
Noch in der Verhandlung wurde den Erſchienenen ſeitens des Richters eröffnet, 
daß die auf den Antrag der Witwe S. als alleiniger teſtamentariſcher Erbin 
eingeleitete Nachlaßverwaltung infolge des Ausſchlagens der Erbſchaft aus dem 
Teſtamente hinfällig geworden ſei und nach Ermittelung der geſetzlichen Erben des 
Johann S. aufgehoben werde, woraufhin der Nachlaßverwalter Leo S. feine 
Beſtallung zurückreichte. Außerdem erließ das Amtsgericht am 3. November 1905 
einen förmlichen Beſchluß, durch welchen es das Verfahren aufhob, weil die Nachlaß⸗ 
verwaltung auf den Antrag der Witwe S., als der alleinigen Teſtamentserbin, 
angeordnet worden ſei, die Witwe S. die Erbſchaft aus dem Teſtament ausge⸗ 
ſchlagen habe und ſomit der Grund für die Anordnung der Nachlaßverwaltung 
weggefallen ſei, und es ordnete die öffentliche Bekanntmachung der Aufhebung an. 
Am 4. November 1905 erklärte Leo S. zum Protokolle des Nachlaßrichters, daß 
er auch für ſeinen Bruder Aloyſius, deſſen notariell beglaubigte Vollmacht 
er überreichte, die Erbſchaft ausſchlage, und nunmehr leitete der Richter eine 
Nachlaßpflegſchaft ein, indem er den Gerichtsſekretär L. für die unbekannten 
Erben des am 6. September 1905 verſtorbenen Kaufmanns Johann S. zum 
Nachlaßpfleger ernannte. 2 

Der Amtsvorſteher G. in N., welcher als Gläubiger des Erblaſſers gegen 
den Nachlaßverwalter Leo S. Klage erhoben hatte, legte mit dem Antrag auf 
Wiederherſtellung der Nachlaßverwaltung und auf Beſeitigung der Nachlaß⸗ 
pflegſchaft Beſchwerde ein, weil die Witwe S. durch Stellung des Antrags 
auf Anordnung der Nachlaßverwaltung die Erbſchaſt ſtillſchweigend angenommen, 
ihre ſpätere Ausſchlagungserklärung ſonach keinerlei Wirkung gehabt habe und 
demgemäß ſowohl die Aufhebung der Nachlaßverwaltung wie die Einleitung 
der Nachlaßpflegſchaft zu Unrecht erfolgt ſei. Das Landgericht gab der Be⸗ 
ſchwerde ſtatt und wies das Amtsgericht an, die Nachlaßverwaltung wieder⸗ 
herzuſtellen und die Nachlaßpflegſchaft aufzuheben. 

Noch vor dem Erlaſſe dieſes Beſchluſſes hatte der jetzige Nachlaßpfleger 
L. dem Amtsgericht angezeigt, daß er als weitere Erben nach Johann S. die 
minderjährigen Kinder der Schweſtern des Erblaſſers Marie und Eliſabeth 
ermittelt habe. Er hat nunmehr in Gemeinſchaft mit der Witwe S. den 
Beſchluß des Landgerichts mit der weiteren Beſchwerde angefochten und den 
Antrag geſtellt, den Beſchluß aufzuheben und die vom Amtsgericht T. eingeleitete 
Nachlaßpflegſchaft wieder in Kraft zu ſetzen. 


Das Kammergericht hat der weiteren Beſchwerde ſtattgegeben aus folgenden 
Gründen: 

Die Nachlaßverwaltung iſt eine Nachlaßpflegſchaft zum Zwecke der Be⸗ 
friedigung der Nachlaßgläubiger, und ihre Anordnung hat zur Folge, daß die 
Haftung des Erben für die Nachlaßverbindlichkeiten ſich auf den Nachlaß be⸗ 
ſchränkt, vorausgeſetzt, daß der Erbe. nicht ſchon unbeſchränkt haftet (§S 1975 
BGB.). Auf den Antrag des Erben, der die Beſchränkung der Haftung 
nicht bereits eingebüßt hat (vergl. 8 2013 BGB.), muß daß Nachlaßgericht 
die Nachlaßverwaltung einleiten, wenn der Nachlaß nicht überſchuldet und 
wenn eine den Koſten des Verfahrens entſprechende Maſſe vorhanden iſt 
(vergl. 8 1975, § 1981 Abſ. 1, SS 1982, 1988 BGB., 88 215, 217 
KO.). Gegen die dem Antrage des Erben ſtattgebende Verfügung des Nachlaß⸗ 
gerichts iſt ein Rechtsmittel nicht vorgeſehen (8 76 Abſ. 1 FGG.). Ein 
Nachlaßgläubiger kann die Anordnung der Nachlaßverwaltung nur dann fordern, 
wenn Grund zu der Annahme beſteht, daß die Befriedigung der Nachlaß⸗ 
gläubiger aus dem Nachlaſſe durch das Verhalten oder die Vermögenslage 
des Erben gefährdet wird, und wenn ſeit der Annahme der Erbſchaft noch 
nicht zwei Jahre verſtrichen ſind (vergl. $ 1981 Abſ. 2, 3 BGB.). Ent⸗ 
ſpricht das Nachlaßgericht einem ſolchen Antrage, ſo findet gegen die Verfügung 
die ſofortige Beſchwerde ſtatt, die aber nur dem Erben, jedem Miterben und 
einem zur Verwaltung des Nachlaſſes befugten Teſtamentsvollſtrecker zuſteht 
($ 76 Abſ. 2 §FGG.). Für die gänzliche Ausſchließung der Beſchwerde in 
dem einen und die Beſchränkung des Beſchwerderechts in dem anderen Falle 
war, wie die Denkſchrift (S. 56 f., Mugdan, S. 55) ergibt, der Geſichtspunkt 
maßgebend, daß es mit dem Intereſſe der Rechtsſicherheit unvereinbar wäre, 
wenn die Rechtmäßigkeit einer Verfügung, durch welche eine Nachlaßverwaltung 
angeordnet iſt, von den Beteiligten jederzeit im Wege der Einlegung eines 
Rechtsmittels in Frage geſtellt werden könnte. Dieſe Regelung des Beſchwerde⸗ 
rechts entſpricht den materiellrechtlichen Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs: Mit der Anordnung der Nachlaßverwaltung verliert der Erbe die Be⸗ 
ſugnis, den Nachlaß zu verwalten und über ihn zu verfügen (§ 1984 Abſ. 1 
Satz 1); ein Anſpruch, der ſich gegen den Nachlaß richtet, kann nur gegen 
den Nachlaßverwalter geltend gemacht werden (Satz 3); der Nachlaßverwalter 
hat den Nachlaß zu verwalten und die Nachlaßverbindlichkeiten aus dem 
Nachlaſſe zu berichtigen (§ 1985 Abſ. 1); er iſt für die Verwaltung nicht 
nur den Erben, ſondern auch den Nachlaßgläubigern verantwortlich ($ 1985 
Abi. 2 Satz 1); er darf endlich den Nachlaß dem Erben erſt ausantworten, 
wenn die bekannten Nachlaßverbindlichkeiten berichtigt ſind (§ 1986 Abſ. 1); 
von dieſem Fall abgeſehen kann die einmal angeordnete und nicht durch die 
Eröffnung des Nachlaßkonkurſes ohne weiteres beendigte Nachlaßverwaltung 
nur dann aufgehoben werden, wenn ſich herausſtellt, daß eine den Koſten 
entſprechende Maſſe nicht vorhanden iſt (SS 1988, 1919 BGB.; Beſchluß 
des Oberlandesgerichts Jena vom 11. Juni 1903, OL GRſpr. 7, 184). 

Im vorliegenden Fall hat das Amtsgericht auf Antrag der durch 
Teſtament als Erbin berufenen Witwe S. die Nachlaßverwaltung angeordnet, 
dieſe jedoch von Amts wegen wieder aufgehoben, nachdem die Witwe S. 
innerhalb der Friſt des $ 1944 und in der Form des 8 1945 BGB. die 
Erbſchaft ausgeſchlagen hatte, und das Landgericht hat auf die Beſchwerde des 
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Nachlaßgläubigers G. die Wiederherſtellung der Nachlaßverwaltung beſchloſſen. 
Als eine Verfügung im Sinne des § 76 Abſ. 2 FG. iſt dieſe Entſcheidung 
des Landgerichts nicht anzuſehen. G. hatte die Einleitung der Nachlaß verwaltung 
durch das Nachlaßgericht nicht beantragt und er hat auch ſeine Beſchwerde 
gegen die Aufhebung nicht auf die Vorausſetzung des $ 1981 Abſ. 2 BGB., 
ſondern ausſchließlich auf ſeine Eigenſchaft als Nachlaßgläubiger geſtützt. Daß 
ihm, wenn die Aufhebung materiell ungerechtfertigt war, die Beſchwerde zuſtand, 
iſt unbedenklich. Das Landgericht leitet zwar das Beſchwerderecht des Nachlaß⸗ 
gläubigers nur aus § 57 Nr. 3 368. her, es iſt jedoch ſchon aus § 20 
gegeben, weil die Einleitung der Nachlaßverwaltung jedem Nachlaßgläubiger 
das Recht gibt, ſeine Befriedigung aus dem Nachlaß — unter Ausſchluß des 
Verwaltungs- und Verfügungsrechts des Erben — von dem der gerichtlichen 
Aufſicht unterſtellten und ihm perſönlich verantwortlichen Nachlaßverwalter zu 
fordern, und weil die Aufhebung der Verwaltung vor ſeiner Befriedigung 
eine Beeinträchtigung dieſes Rechtes darſtellt (zu vergl. OL GRſpr. 7, 134). 
Demgemäß kann der Beſchluß des Landgerichts, durch den die Wiederherſtellung 
der aufgehobenen Nachlaßverwaltung angeordnet, die Anordnung der Nachlaß⸗ 
verwaltung ſonach aufrechterhalten wird, nur unter denſelben Vorausſetzungen 
angefochten werden, unter denen die Anordnung ſelbſt hätte angefochten werden 
können, falls das Amtsgericht die Auſhebung nicht verfügt hätte. Das Gleiche 
gilt von der Anfechtung der vom Landgerichte beſchloſſenen Beſeitigung der 
Nachlaßpflegſchaft. Denn für eine Nachlaßpflegſchaft im Sinne des § 1960 
BGB. iſt neben der Nachlaßverwaltung aus § 1975 kein Raum. Die Auf⸗ 
rechterhaltung der Nachlaßpflegſchaft kann alſo nur derjenige verlangen, welcher 
ein Recht auf Beſeitigung der Nachlaßverwaltung hat. 

Ob hiernach die Witwe S. und der Nachlaßpfleger L. zur Erhebung 
der weiteren Beſchwerde befugt find, läßt fi auf Grund des § 76 Abſ. 1 
FGG. allein nicht entſcheiden. Gegen eine Verfügung, durch die dem Antrage 
des Erben auf Anordnung der Nachlaßverwaltung ſtattgegeben wird, iſt die 
Beſchwerde nur dann unzuläſſig, wenn der Antragſteller wirklich der Erbe iſt. 
Die Denkſchrift bezeichnet es als ſelbſtverſtändlich, daß die auf den Antrag 
eines oder einzelner Miterben erlaſſene Anordnung von dem oder den übrigen 
Miterben angefochten werden könne. Man wird daher, falls dem Antrag 
eines Nichterben ſtattgegeben worden iſt, auch dem Erben die Beſchwerde nicht 
verſagen dürfen. Wer die Erbſchaft rechtswirkſam ausgeſchlagen hat, iſt 
Nichterbe. Der Anfall an ihn gilt als nicht erfolgt (vergl. $ 1953 Abſ. 1 
BGB.). Wenn es deshalb richtig iſt, daß der Erbe, welcher die Nachlaß⸗ 
verwaltung durch ſeinen Antrag herbeigeführt hat, die Erbschaft noch aus: 
ſchlagen kann, ſo muß auch im Falle der ſpäteren Ausſchlagung ihm und 
dem nächſt ihm berufenen Erben das Recht zuſtehen, die Wiederaufhebung der 
Nachlaßverwaltung zu betreiben. Allerdings meint Kreß (Die Erbengemeinſchaft, 
161), der Rechtsbeſtand der Nachlaßverwaltung könne nicht dadurch erſchüttert 
werden, daß ein Antragſteller ſpäter durch Ausſchlagung der Erbſchaft, Anfechtung 
der Erbſchaftsannahme oder Erbunwürdigkeit wegfalle. Dem ſteht jedoch die 
Vorſchrift des §8 1953 Abſ. 1 BGB. entgegen und es fehlt an einer Be⸗ 
ſtimmung, welche dem Antrage des Erben auf Anordnung der Nachlaß verwaltung 
die gleiche Wirkung wie der Verfügung über einen Nachlaßgegenſtand beilegt 
(vergl. 8 1959 Abſ. 2). In der Natur der Sache iſt es keinesfalls begründet, 
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daß der einſtweilige Erbe durch Herbeiführung der Nachlaßverwaltung, ſei es 
unmittelbar ($ 1981 Abſ. 1), ſei es mittelbar (Abſ. 2), dem endgültigen 
Erben ſollte vorgreifen dürfen (vergl. Planck, zu S 1981 Anm. 4a; Binder, 
Rechtsſtellung der Erben, Teil 1 S. 175 bei Anm. 75; Strohal, Erbrecht, 
§ 79 Anm. 1, 3. Aufl. 2, 270). Fällt alſo der Antragſteller als Erbe 
ſpäter fort und iſt der nächſt ihm berufene Erbe mit der Fortſetzung der 
Nachlaßverwaltung nicht einverſtanden, ſo wird Beider Recht durch die Fort⸗ 
ſetzung der Nachlaßverwaltung beeinträchtigt; das Recht des Fortgefallenen, 
weil er noch als Erbe behandelt wird, das des Nächſtberufenen, weil ihm 
die Verwaltung und Verfügung gegen ſeinen Willen vorenthalten bleibt. Die 
auflöſende Kraft der Ausſchlagung in Verbindung mit der Erwägung, daß 
weder für den Erben (vergl. SS 1958, 1960, § 1995 Abſ. 2 BGB., 
§ 239 Abſ. 5, § 778 Abſ. 1 ZP.) noch für die Nachlaßgläubiger (vgl. 
SS 1960, 1961 BGB., $ 778 Abſ. 1, 2 ZPO. S 217 KO.) ein Be⸗ 
dürfnis vorhanden ſei, die Nachlaßverwaltung ſchon vor der Annahme der 
Erbſchaft angeordnet zu ſehen, veranlaßt Binder (Teil 1 S. 176, Teil II 
S. 21 Anm. 8, S. 193 Anm. 13a, Teil III S. 347 bei und in Anm. 37, 
ebenſo Gaupp⸗Stein, ZPO. zu § 241 Anm. 1c, 6/7. Aufl. Bd. 1 S. 512, 
anſcheinend auch Strohal, a. a. O. §8 79 Anm. 1, 10, 10a, 3. Aufl. 
Bd. 2 S. 270, 272), die Anordnung der Nachlaßverwaltung erſt nach An⸗ 
nahme der Erbſchaft für zuläſſig zu erklären, und er findet eine Beſtätigung. 
ſeiner Anſicht in der Vorſchrift des S 991 Abſ. 3 ZPO. Die Vorſchrift, 
derzufolge der Erbe das Aufgebot der Nachlaßgläubiger erſt nach Annahme 
der Erbſchaft beantragen kann, beruht nach den Motiven zum BGB. (5, 644) 
auf der Auffaſſung, daß ein Aufgebotsverfahren, deſſen Wirkungen mit einer 
ſpäteren Ausſchlagung der Erbſchaft wegfallen würden, nicht geſtattet werden 
dürfe und daß in dem Antrag auf Einleitung des Aufgebotsverfahrens nicht 
ſchon an ſich und ohne weiteres eine ſtillſchweigende Annahme der Erbſchaft 
zu finden ſein möchte. Andere Schriftſteller folgern dagegen aus dem 
Fehlen einer widerſprechenden Vorſchrift und aus der Analogie des S 216 
Abf. 1 KO., daß an und für ſich die Anordnung der Nachlaß verwaltung 
ſchon vor Annahme der Erbſchaft zuläſſig ſei. Für die letztere Meinung 
ſpricht, daß die Analogie des Nachlaßkonkurſes jedenfalls näher liegt, als die 
des Aufgebots der Nachlaßgläubiger, daß die offenbare Tendenz des Geſetzes 
auf Durchführung der Nachlaßverwaltung bis zur Befriedigung der Gläubiger 
auch in den — allerdings ſeltenen — Fällen der Anfechtung der Erbſchafts⸗ 
annahme (§ 1957 Abſ. 1 BGB.) und der Erbunwürdigkeit ($ 2344 Abf. 1) 
nicht zur Geltung kommt und daß ein Intereſſe an der alsbaldigen Einleitung 
der Nachlaßverwaltung vor Annahme der Erbſchaft weder dem Erben noch den 
Nachlaßgläubigern abzuſprechen iſt, wenngleich ein Bedürfnis für den einen 
ebenſowenig wie für die anderen beſtehen mag. Der Entſcheidung dieſer Streit⸗ 
frage bedarf es jedoch im vorliegenden Falle deswegen nicht, weil der Meinung, 
daß in dem Antrage des Erben auf Anordnung der Nachlaßverwaltung ſtets 
(Böhm, Erbrecht, S. 351; von Staudinger, zu $ 1981 Anm. II zu Al) 
oder doch regelmäßig (Planck, zu $ 1981 Anm. 4a; Strohal zu $ 79 Anm. 1) 
die Annahme der Erbſchaft zu finden ſei, nicht beizupflichten, vielmehr mit Binder 
(Teil II S. 21 Anm. 8) davon auszugehen iſt, daß dem bloßen Antrage des 
Erben die Bedeutung nicht beiwohnen kann. Iſt die Anordnung der Nachlaß⸗ 
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verwaltung vor Annahme der Erbſchaft zuläſſig, jo darf in dem Antrag allein 
nicht mehr gefunden werden als das aus irgendeinem Grunde, beiſpielsweiſe 
zum Zwecke der Gewinnung einer Unterlage für die Entſchließung über die An⸗ 
nahme oder Ausſchlagung der Erbſchaft, geſtellte Verlangen nach Einleitung des 
Verfahrens; iſt die Anordnung dagegen erſt nach Annahme der Erſchaft zuläſſig, 
ſo folgt aus der Stellung des Antrags ſeitens des Erben zunächſt nur, daß er 
einen unzuläfſigen Antrag eingebracht hat, nicht aber, daß er die Unzuläſſigkeit 
gekannt und durch Stellung des Antrags das der Zuläſſigkeit entgegenſtehende 
Hindernis beſeitigt hat. Iſt doch auch das Amtsgericht ... der Meinung geweſen, 
daß die Anordnung der Nachlaßverwaltung vor der Erbſchaftsannahme ſtatthaft 
und in dem Antrage der Witwe S. eine Annahmeerklärung nicht zu erblicken ſei. 
Bedarf es aber neben dem Antrage des Erben noch anderer Umſtände, um die 
Feſtſtellung der Annahme der Erbſchaft zuläſſig erſcheinen zu laſſen, ſo iſt es ver⸗ 
fehlt, wenn das Landgericht in dem Antrage der Witwe S. vom 12. September 
1905 eine Annahmeerklärung ſchon deshalb findet, weil nicht erhelle, daß ſie die 
Erbſchaft nicht habe annehmen wollen. Allerdings führt das Landgericht wörtlich 
noch folgendes aus: 

Bei ihrem zu Protokoll erklärten Antrag auf Anordnung der Nachlaß⸗ 
verwaltung ſagt die Witwe S. ſelbſt, daß ſie durch Teſtament ihres Sohnes 
als Erbin eingeſetzt ſei. Sie hebt hervor, daß ſie bisher über den Nachlaß 
noch keinen Ueberblick gewonnen habe und nicht wiſſe, ob die Aktiva die 
Paſſiva überſteigen. Mit dem ausdrücklichen Hinzufügen, daß ſie ſich vor 
eventuellen Nachteilen bewahren wolle, beantragt ſie ſchließlich die Nachlaß⸗ 
verwaltung. Daß ſie dieſelbe nur deshalb in die Wege geleitet hat, um 
über den Nachlaß ein Bild zu gewinnen und hiervon dann ihren Entſchluß 
über die Annahme der Erbſchaft abhängig zu machen, iſt nicht anzunehmen. 
Sie mußte ſich ſagen, daß innerhalb der Ausſchlagungsfriſt eine Klarſtellung 
des Nachlaſſes nicht erfolgen könne. Sie wollte ſich, wenn auch ohne 
Grund, ſichern, und zwar vor der Gefahr, für die Schulden eventuell mit 
ihrem eigenen Vermögen einzuſtehen. Zu dieſer Sicherung aber hatte ſie 
nur dann Anlaß, wenn ſie wirklich Erbin ſein und bleiben wollte. 

Allein dieſe Erwägungen ſind nicht ſchlüſſig. Zunächſt iſt es nicht 
richtig, daß die Witwe S. nicht mit der Möglichkeit einer Klarſtellung der 
Verhältniſſe des Nachlaſſes innerhalb der Ausſchlagungsfriſt habe rechnen 
können. Einen beſſeren Ueberblick über den Beſtand der Aktiva und die 
Höhe der Paſſiva, als ſie ihn bei Stellung des Antrags hatte, durfte ſie 
von einer mehrwöchigen Tätigkeit des Nachlaßverwalters unter allen Umſtänden 
erwarten und dieſe Erwartung iſt ſogar erfüllt worden, da der Verwalter 
bereits unter dem 18. Oktober 1905 eine kurze Nachlaßbilanz aufgeſtellt hat. 
Demgemäß iſt es aber auch unrichtig, daß ſie zur Stellung des Antrags nur 
dann Anlaß gehabt habe, wenn ſie habe Erbin ſein und bleiben wollen. 
Die alsbaldige Stellung des Antrags überhob ſie zwar nicht der Sorge um 
die Einhaltung der Ausſchlagungsfriſt. Hatte ſie aber die Anordnung der 
Nachlaßverwaltung erwirkt, ſo beſtand die Möglichkeit, daß ſie für den Entſchluß, 
ob ſie die Erbſchaſt annehmen oder ausſchlagen ſollte, eine beſſere Unterlage 
gewann, als im Falle der Einleitung einer bloßen Nachlaßpflegſchaft (vergl. 
§ 1983 BGB.). Ihre ausdrückliche Erklärung, daß fie bisher über den 
Nachlaß noch keinen Ueberblick gewonnen habe, daß ſie nicht wiſſe, ob die 
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Aktiva die Paſſiva überſteigen, und daß ſie ſich vor eventuellen Nachteilen 
ſichern wolle, rechtfertigt daher die Feſtſtellung, daß fie die Erbſchaft ange- 
nommen habe, in keiner Weiſe. Die Erklärung kann vielmehr nach der 
ganzen Sachlage nur dahin aufgefaßt werden, daß ſie ſich die Entſcheidung 
über Annahme und Ausſchlagung der Erbſchaft noch vorbehalte. Auch ſonſt 
ſind keinerlei Umſtände hervorgetreten — der Nachlaßgläubiger G. hat ſolche 
ebenfalls nicht geltend gemacht —, aus denen die Annahme der Erbſchaft 
durch die Witwe S. gefolgert werden dürfte. 

Stände, wie die Beſchwerdeführer annehmen, die Prüfung der materiellen 
Wirkſamkeit einer formrichtigen und rechtzeitigen Ausſchlagungserklärung nur 
dem Prozeßrichter zu, ſo hätte der Nachlaßrichter die einmal eingeleitete Nachlaß⸗ 
verwaltung nicht wieder aufheben dürfen und die landgerichtliche Entſcheidung 
würde ſich aus dieſem Grunde als gerechtfertigt darſtellen. Die Auffaſſung 
der Beſchwerdeführer iſt jedoch unzutreffend. Der Nachlaßrichter übt auch bei 
der Nachlaß verwaltung vormundſchaftsgerichtliche Funktionen aus (vergl. §8 1975, 
1962 BGB.), es iſt deshalb ſeines Amtes, die Vorausſetzungen, wie für 
die Anordnung, jo für die Aufrechterhaltung der Nachlaß verwaltung feſtzuſtellen. 
Richtig iſt nur, daß ſeine Feſtſtellung der Nichtannahme der Erbſchaft ſeitens 
des ausſchlagenden Erben (vergl. $ 1943 BGB.) den Prozeßrichter nicht bindet. 

Hier hat, wie dargetan, der Nachlaßrichter die Rechtswirkſamkeit der von 
der Witwe S. abgegebenen Ausſchlagungserklärung zutreffend feſtgeſtellt und 
er durfte daher die angeordnete Nachlaßverwaltung wieder aufheben, mag die 
Anordnung vor Annahme der Erbſchaft zuläſſig oder unzuläſſig geweſen ſein. 
Ob er ſie erſterenfalls auch gegen den Willen der nächſtberufenen Erben hätte 
aufheben können, darf dahingeſtellt bleiben, da ein ſolcher Wille nicht hervor⸗ 
getreten iſt. Die weitere Beſchwerde der Witwe S., die aufgehört hat, Erbin 
zu ſein, und des Nachlaßpflegers L. als des geſetzlichen Vertreters derjenigen, 
welche Erben werden, gegen den die Aufrechterhaltung der Nachlaßverwaltung 
und die Aufhebung der Nachlaßpflegſchaft anordnenden Beſchluß des Landgerichts 
iſt demnach begründet. 

Eine andere, hier nicht zu entſcheidende Frage iſt allerdings die, ob 
nicht ſchon Anlaß vorliegt, die eingeleitete Nachlaßpflegſchaft wieder aufzuheben, 
weil die jetzigen Erben bekannt * und die Erbſchaft nicht rechtzeitig aus⸗ 
geſchlagen haben 
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Zuläſſigkeit der Beſchwerde gegen eine Verfügung, durch die zur Vorbe⸗ 
reitung der Entſcheidung über den Antrag auf Erteilung eines Erbſcheins 
die Vorlegung einer Sterbeurkunde angeordnet wird. 
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Der Auffaſſung des Landesgerichts, daß gegen die Zwiſchenverfügung des 
Amtsgerichts, betreffend Beibringung von Sterbeurkunden, eine Beſchwerde nicht 
zuläſſig ſei, kann nicht beigepflichtet werden. Das Geſetz (§ 19 FGG.) macht 
keinen Unterſchied zwiſchen endgültigen Verfügungen und Zwiſchenverfügungen. 
Durch die Verfügung des Nachlaßgerichts, durch welche dem Antragſteller die 
Beſeitigung der der Erteilung des Erbſcheins entgegenſtehenden Hinderniſſe 
aufgegeben wird, wird das Recht des Antragſtellers in derſelben Weiſe beein⸗ 
trächtigt wie durch eine endgültige Verfügung; ſein Antrag, ſo wie er geſtellt 
war, wird durch eine ſolche Zwiſchenverfügung zurückgewieſen. Deshalb muß 
die Beſchwerde gegen ſolche Zwiſchenverfügungen für zuläſſig erachtet werden 
(zu vergl. Gruch Beitr. 45, 240 und Recht 1901, S. 74; Joſef, Lehrbuch 1. Aufl. 
S. 193; dagegen RIA. 1, 177 und 4, 136). Unnötige Verzögerungen 
würden entſtehen, wollte man den Antragſteller, der die Zwiſchenverfügung 
des Nachlaßgerichts für unberechtigt hält, für verpflichtet erachten, dies zunächſt 
mitzuteilen und um Erteilung eines endgültigen Beſcheids nachzuſuchen, um 
gegen dieſen das Rechtsmittel der Beſchwerde ergreifen zu können. 


Befugnis des Nachlaßgerichts, auch nach der Beendigung der Nachlaßpfleg⸗ 
ſchaft den bisherigen Pfleger zur Einreichung der Schlußrechnung durch 
Ordunngsſtrafen anzuhalten. 


88 1837, 1892, 1915, 1962 BGB. 
Kammergericht Berlin, 22. März 1906. — Bd. 7 S. 85, 


Im Jahre 1904 verſtarb zu P. die daſelbſt wohnhafte Witwe J. ohne 
Hinterlaſſung bekannter Erben. Ihr geringer Mobiliarnachlaß wurde auf Ver⸗ 
anlaſſung der verehelichten H. durch den Gemeindediener verſteigert und ergab 
einen Erlös von 81,30 Mark. Dieſer Betrag wurde dem Amtsgericht in S. 
überſandt, welches eine Nachlaßpflegſchaft einleitete und den Gaſthofbeſitzer H. 
als Pfleger zur Verwaltung des Nachlaſſes und zur Ermittelung der Erben 
verpflichtetete. H. zahlte die 81,30 Mark bei der Stadtſparkaſſe in S. ein 
und ließ das Sparkaſfenbuch mit dem Sperrvermerke verſehen. Später wurde 
ſeinem Antrage gemäß der Sperrvermerk in Höhe von 35,50 Mark wieder 
aufgehoben, weil eine Forderung des Hauswirtes der Verſtorbenen von 29 Mark 
und eine Gerichtskoſtenforderung von 6,50 Mark zu bezahlen waren. Unter 
dem 21. Februar 1905 gab das Amtsgericht ihm anheim, behufs Ermittelung 
der Erben eine Bekanntmachung zu veröffentlichen. Er entſprach dieſer An⸗ 
regung und zeigte an, daß ſeine Ermittelungsverſuche erfolglos geblieben 
ſeien. Inſolgedeſſen ſtellte am 29. September 1905 das Amtsgericht feſt, 
daß ein anderer Erbe als der preußiſche Fiskus nicht vorhanden ſei und 
machte hiervon der Regierung in S. mit dem Hinzufügen Mitteilung, daß es die 
Nachlaßpflegſchaft aufgehoben und den Pfleger veranlaßt habe, das verwaltete 
Vermögen dem Fiskus herauszugeben und über die Verwaltung Rechnung zu 
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legen. Zugleich forderte es den Pfleger auf, das verwaltete Vermögen der 
genannten Regierung auszuantworten, binnen drei Wochen die Schlußrechnung. 
einzuſenden und ſeine Beſtallung zurückzugeben. H. reichte das Sparkaſſenhuch, 
welches noch über 46,47 Mark lautete, ſeine Beſtallung und drei Belege 
über 40,50 Mark dem Amtsgerichte mit dem Bemerken ein, daß er das 
Nachlaßvermögen von noch 37,57 Mark — nach Abzug aller Unkoſten — 
an die Regierung abgeführt habe. Anſcheinend ging ſeine Abſicht dahin, daß 
das Amtsgericht den Sperrvermerk aufheben und das Sparkaſſenbuch ihm 
zurückgeben ſolle. Das Amtsgericht hob zwar den Sperrvermerk auf, über⸗ 
ſandte aber das Sparkaſſenbuch unter Beifügung der Akten an die Regierung 
in S. mit dem Erſuchen um Erklärung über die Abnahme der Schlußrechnung. 
Die Regierung nahm das Sparkaſſenbuch an ſich und richtete an das Amts⸗ 
gericht das Verlangen, den Nachlaßpfleger gemäß §8 1985 Abſ. 1, § 1986 
Abſ. 1, SS 1892, 259 BGB. zur Auſſtellung einer Schlußrechnung zu 
veranlaſſen. Mittels Verfügung vom 30. November 1905 forderte das 
Amtsgericht den bisherigen Pfleger auf, eine ordnungsmäßige Schlußrechnung, 
alſo eine Aufſtellung einzureichen, aus welcher zu erſehen ſei, wieviel Vermögen 
vorhanden geweſen und wieviel verausgabt worden ſei, ſo daß der Beſtand 
von 37,57 Mark verbleibe. Als weder auf dieſe noch auf eine fernere 
Aufforderung eine Antwort einging, zeigte das Amtsgericht der Regierung 
an, daß es den geweſenen Nachlaßpfleger zur Aufſtellung einer förmlichen 
Schlußrechnung nicht anhalten könne, daß aber die in den Akten befindlichen 
Berichte des Pflegers wohl genügen dürften. Die Regierung erſuchte daraufhin 
den ehemaligen Nachlaßpfleger im Wege exekutiven Zwanges zur Erfüllung 
der ihm gemäß 88 1840, 1892 BGB. gegenüber dem Vormundſchaftsgericht 
obliegenden Pflicht zur Rechnungslegung anzuhalten, damit das Amtsgericht 
ſeinerſeits die ihm obliegende Prüfung ($$ 1843, 1892 daſ.) und Abnahme 
der Rechnung in die Wege leiten könne, eventuell bat fie, in dieſem Erjuchen 
eine Beſchwerde zu erblicken. Das Amtsgericht hielt an der Anſicht feſt, daß. 
es nach Beendigung der Pflegſchaft nicht in der Lage ſei, die Legung der 
Schlußrechnung zu erzwingen, und gab die Sache an das Landgericht ab. 
Dieſes wies die Beſchwerde zurück. 

Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht die Sache zur 
weiteren Veranlaſſung behufs Herbeiführung der Einreichung einer ordnungs⸗ 
mäßigen Schlußrechnung an das Amtsgericht zurückverwieſen aus folgenden 
Gründen: 

Zunächſt iſt zu bemerken, daß es ſich hier nicht um eine Tätigkeit des 
Vormundſchaftsgerichts, ſondern um eine ſolche des Nachlaßgerichts handelt 
(S8 1960 ff. BGB.). Einen ſachlichen Unterſchied macht dies jedoch nicht, 
da das Nachlaßgericht im Falle der Nachlaßpflegſchaft die gleichen Rechte und 
Pflichten hat wie das Vormundſchaftsgericht im Falle der gewöhnlichen Pfleg⸗ 
ſchaft (§ 1962). Insbeſondere finden die Vorſchriften der SS 1837, 1840 
bis 1843, 1890 bis 1893 BGB. auch bei der Nachlaßpflegſchaft entſprechende 
Anwendung, foweit ſich nicht aus dem Geſetz ein anderes ergibt ($ 1915). 
Daß der Nachlaßpfleger nach der Beendigung ſeines Amtes dem Erben das 
verwaltete Vermögen herauszugeben und über die Verwaltung Rechenſchaft 
abzulegen, daß er die Rechnung dem Nachlaßgericht einzureichen und daß das 
Nachlaßgericht die Rechnung rechnungsmäßig und ſachlich zu prüfen und deren. 


u, 1: 


Abnahme durch Verhandlung mit den Beteiligten zu vermitteln hat, iſt danach 
unbedenklich. Streitig iſt aber, ebenſo wie im Falle der Vormundſchaft, ob 
das Nachlaßgericht berechtigt iſt, den bisherigen Nachlaßpfleger durch Ordnungs⸗ 
ſtrafen zur Rechnungslegung anzuhalten ($ 1837 Abſ. 2 BGB.). 
Die Geſetzesmaterialien widerſprechen ſich. Während es in den Motiven 
(4, 1188) zu $ 1701 des Entwurfs I heißt, 
daß die Aufſichtspflicht des Vormundſchaftsgerichts und deſſen Befugnis, 
den Vormund zur Erfüllung feiner Obliegenheiten. durch die zuläſſigen 
Zwangsmittel anzuhalten, mit der Beendigung der Vormundſchaft definitiv 
weggefallen ſind und auch in Anſehung der Behandlung der Schluß: 
rechnung nicht etwa um deswillen als noch fortdauernd behandelt werden 
können, weil jene Rechnung die vor die Beendigung der Vormundſchaſt 
fallende Verwaltung betrifft, 

findet ſich in den Protokollen der Kommiſſton für die zweite Leſung (Mugdan, 

4, 1116 ff.) wörtlich folgende Ausführung: 

Wenn die Vormundſchaft durch Eintritt der Volljährigkeit des Mündels 
beendigt ſei, ſo beſtehe zunächſt nur ein Verhältnis zwiſchen dem bisherigen 
Vormund und dem bisherigen Mündel hinſichtlich der Rechnungslegung 
und der Quittungserteilung. Die Beteiligten würden an ſich nichts mehr 
mit dem Vormundſchaftsgerichte zu tun haben. Da aber erfahrungsgemäß 
nicht ſelten Schwierigkeiten bei der Abnahme der Rechnungen entſtänden 
und auch ein gewiſſer Schutz des Mündels gegen Uebereilung und un⸗ 
gehörige Beeinfluſſung als nützlich erſcheine, jo ſei im § 1701 durch 
beſondere Beſtimmung eine Mitwirkung des Vormundſchaftsgerichts bei der 
Erledigung der Schlußrechnung vorgeſehen. Die Tätigkeit des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts ſei aber hierbei nur als eine vermittelnde zu denken. Der 
Mündel ſei nicht etwa in der Weiſe noch in der Geſchäftsfähigkeit be⸗ 
ſchränkt, daß die Abnahme der Rechnung und die Erteilung der Quittung 
von ihm gültig nur unter Mitwirkung des Gerichts vorgenommen werden 
könne. Der Mündel habe es vielmehr vollſtändig in der Hand, ſich nach 
erreichter Volljährigkeit vom Vormunde Rechnung legen zu laſſen und 
rechtsgültig Quittung zu erteilen. Sei letzteres geſchehen, ſo erſcheine damit 
die Angelegenheit als erledigt, eine Verhandlung vor dem Vormundſchafts⸗ 
gerichte würde gegenſtandslos ſein und werde daher unterbleiben. Wenn 
aber Rechnung noch nicht gelegt ſei, ſo habe das Vormundſchaftsgericht 
den Vormund zur Einreichung der Rechnung aufzufordern, die Beteiligten 
zur Verhandlung über die Rechnung zu laden und weiter nach § 1701 
Abſ. 2 zu verfahren. Ein Zwang gegen den bisherigen Mündel ſei ſelbſt⸗ 
verſtändlich ausgeſchloſſen. Wohl aber müſſe angenommen werden, daß 
das Vormundſchaftsgericht, inſoweit der 8 1701 Anwendung finde und 
nicht eine außergerichtliche Erledigung der Angelegenheit ſtattgefunden habe, 
befugt ſei, gegen den Vormund Ordnungsſtrafen zu verhängen, wenn er 
ſich weigere, denn aus § 1701 ſich für ihn ergebenden Pflichten nach⸗ 
zukommen. 

Die weitaus größere Zahl der Schriftſteller und das Oberlandesgericht 
in Königsberg in einem die Gewährung von Rechtshilfe betreffenden Beſchluſſe 
vom 29. Januar 1901 (OL GRſpr. 2, 394) find der in den Motiven 
niedergelegten Auffaſſung beigetreten. Von der einen Seite wird hervorgehoben, 
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daß die Befugnis des Vormundſchaftsgerichts zur Verhängung von Ordnungs⸗ 
ſtrafen ein Ausfluß des Auſſichtsrechts ſei und deswegen dem geweſenen Vor⸗ 
munde gegenüber nicht mehr beſtehe, ſonach auch die Anwendbarkeit der 
Art. 15, 17 Pr. ausgeſchloſſen erſcheine; von der anderen Seite 
wird dagegen hauptſächlich darauf Gewicht gelegt, daß es ſich bei der Ver: 
pflichtung des Vormundes zur Rechnungslegung um ein rein privatrechtliches 
Verhältnis und bei den im $ 1892 BGB. vorgeſehenen Funktionen des 
Vormundſchaftsgerichts um eine lediglich vermittelnde Tätigkeit handele, und 
es wird angenommen, daß im Falle des $ 1893 Abſ. 2 nur deshalb auch nach 
Beendigung des Amtes gegen den Vormund Zwang geübt werden könne, weil 
die Verpflichtung zur Zurückgabe der Beſtellung öffentlich⸗rechtlicher Natur ſei. 

Die Minderheit der Schriftſteller hält demgegenüber mit der Kommiſſion 
für die zweite Leſung das Vormundſchaftsgericht für berechtigt, zur Durch⸗ 
ſührung aller derjenigen Anordnungen, die es noch nach der Beendigung des 
Amtes gegen den Vormund zu treffen habe, auch die ihm im § 1837 
Abſ. 2 BGB. beigelegte Ordnungsſtrafgewalt in Anwendung zu bringen. 
Dieſe letztere Meinung, der ſich in einem Beſchluſſe vom 27. Januar 1905 
(OL GRſpr. 10, 291) das Oberlandesgericht in Hamburg angeſchloſſen hat, 
ſoll nach Nußbaum (a. a. O. S. 449) in der Praxis der Vormundſchafts⸗ 
gerichte überwiegen. 

Das Kammergericht hat die Frage bisher nicht entſchieden, es hat jedoch 
(zu vergl. KGJ. 21 A, 199; 24 A, 23; 30 A, 22; RIA. 2, 5; 3, 
63; 6, 13) ſeiner Auffaſſung wiederholt dahin Ausdruck gegeben, daß mit 
der Beendigung der Vormundſchaft weder die amtlichen Verrichtungen des 
Vormundſchaftsgerichts noch diejenigen des Vormundes ſogleich vollſtändig auf⸗ 
hören, daß vielmehr beide inſoweit fortdauern, als ſie noch auf die rechtliche 
Erledigung der anhängig geweſenen Vormundſchaft gerichtet ſind. Von dieſem 
Standpunkt aus kann der in der Literatur herrſchenden Anſicht nicht beige⸗ 
pflichtet werden. Im § 1837 Abi. 2 BGB. iſt allgemein beſtimmt, daß 
das Vormundſchaftsgericht den Vormund zur Befolgung ſeiner Anordnungen 
durch Ordnungsſtrafen anhalten darf. Wenn es deshalb richtig iſt, daß 
Vormund und Vormundſchaftsgericht auch noch nach der Beendigung der Vor⸗ 
mundſchaft zu deren gänzlicher Erledigung amtliche Verrichtungen vorzunehmen 
haben, ſo iſt ſchlechterdings unerfindlich, weshalb nicht in Anſehung dieſer 
Verrichtungen das Ordnungsſtrafrecht des Vormundſchaftsgerichts ganz ebenſo 
anzuerkennen fein ſollte wie hinſichtlich der bis zur Beendigung der Vormundſchaft 
zu erfüllenden Aufgaben. Nach § 1892 „hat“ der Vormund die Schluß: 
rechnung dem Vormundſchaftsgericht einzureichen, und das Vormundſchaftsgericht 
hat die Rechnung rechnungsmäßig und ſachlich zu prüfen und deren Abnahme 
durch Verhandlung mit den Beteiligten zu vermitteln. Allerdings kommt dieſe 
Vorſchrift nur dann zur Anwendung, wenn nicht bereits außergerichtlich eine 
völlige Einigung zwiſchen dem Vormund und dem Mündel erfolgt iſt, da im 
Falle einer ſolchen Einigung jede weitere Tätigkeit des Vormundſchaftsgerichts 
überflüſſig ſein würde. Hat aber eine außergerichtliche Einigung nicht ſtatt⸗ 
gefunden, ſo muß das Vormundſchaftsgericht den Vormund zur Legung der 
Schlußrechnung anhalten und es muß die eingereichte Rechnung rechnungsmäßig 
und ſachlich prüfen. Es hat ſich der Prüfung der Schlußrechnung ſelbſt 
dann zu unterziehen, wenn es die Vermittelung der Abnahme für ausſichtslos 
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hält, und um feiner Prüfungspflicht Genüge leiſten zu können, muß es die 
Rechnungslegung fordern, wie andererſeits der Vormund in Erfüllung ſeiner 
Amtspflicht die Rechnung nach Maßgabe des S 1841 BGB. zu legen hat 
($ 1842 daf.). Inſoweit iſt daher ſowohl eine Anordnung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts wie deren Erzwingung durch Ordnungsſtrafen auch noch nach 
der Beendigung der Vormundſchaft zuläſſig und geboten. 


Unzuläſſigkeit der Begründung einer Verſicherungsunternehmung auf Gegen⸗ 
ſeitigkeit in der Form einer eingetragenen Geuoſſenſchaft. 


SS 4, 15, 30, 108 PrivVerſUntG. 


Bedeutung des Umſtandes, daß zwiſchen der Leiſtung der Mitglieder eines 
Unterſtützungsvereins und der Gegenleiſtung des Vereins ein beſtimmtes 
Verhältnis e für die Frage, ob den Mitgliedern ein Rechtsanſpruch 
auf Unterſtützung zuſteht. 
S 1 PrivVerſUntG. 


Kammergericht Berlin, 8. Februar 1906. — Bd. 7 S. 109. 


Im Jahre 1904 iſt in das Genoſſenſchaftsregiſter des Amtsgerichts 
zu O. unter der Firma „Oer Spiegelſcheibenverſicherung auf Gegenſeitigkeit, 
eingetragene Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht“ eine Geſellſchaft ein⸗ 
getragen, deren ſtatutenmäßiger Zweck iſt 

die gegenſeitige Verſicherung, allen Eigentümern von Häuſern mit Spiegel⸗ 
ſcheiben in O. den durch Zufälligkeit oder irgendwelche Beſchädigung, mit 
Ausnahme aller Brandſchäden, entſtehenden Verluſt an den Spiegelſcheiben 
ihrer Lokalitäten zu erſetzen. 

Als der Regierungspräſident zu D., weil er in der Genoſſenſchaft einen 
dem Privatverſicherungsgeſetz unterliegenden Verſicherungsverein auf Gegen⸗ 
ſeitigkeit erblickte, die Löſchung beantragte, hat die Genoſſenſchaft den § 2 
ihrer Satzungen dahin geändert:“ 

Zweck der Geſellſchaft iſt die Verſicherung von eingeſetzten Spiegelſcheiben 
gegen Bruch — mit der Maßgabe, daß ein Rechtsanſpruch an die Ge⸗ 
noſſenſchaft ſeitens der Mitglieder für Entſchädigung zerbrochener Scheiben 
ausgeſchloſſen iſt. 

Dieſe Aenderung ſowie einige ſonſtige hiermit im Zuſammenhange ſtehende 
Aenderungen ſind zum Regiſter angemeldet worden. Demnächſt hat das 
Gericht den Vorſtand in Kenntnis geſetzt, daß es die Löſchung der Genoſſen⸗ 
ſchaft beabſichtige, und den hiergegen erhobenen Widerſpruch zurückgewieſen. 
Auch die Beſchwerde iſt vom Landgerichte zurückgewieſen. Auf die weitere 
Beſchwerde hat das Kammergericht den Widerſpruch für begründet und die 
Löſchung der Firma im Genoſſenſchaſtsregiſter für unzuläſſig erklärt aus 
folgenden Gründen: 

Ob Vereinigungen zur Verſicherung auf Gegenſeitigkeit nach dem Genoſſen⸗ 
ſchaftsgeſetze der Rechtsform der Genoſſenſchaft zugänglich waren, war nicht 
unbeſtritten, wurde aber überwiegend bejaht (Pariſius⸗Crüger [4] S. 70 ff.). 
Nunmehr ergibt ſich die Entſcheidung aus PrivVerſüntG. Nach § 4 bedürfen 
Verſicherungsunternehmungen, einerlei welcher Art, mit Ausnahme der im 
§ 116 aufgeführten, der Erlaubnis der Auſſichtsbehörde. Wenn dann § 15 


für Verſicherungsvereine auf Gegenſeitigkeit mit deren Erteilung kraft Geſetzes 
die Rechtsfähigkeit entſtehen läßt, ſo folgt daraus, daß dieſe nicht unter Um⸗ 
gehung der bei Vermeidung von Beſtrafung ($ 108) erforderlichen Erlaubnis 
durch Einkleidung des Betriebs in eine andere Geſellſchaftsform, die gleichfalls 
die Rechtsperſönlichkeit im Gefolge hat, erlangt werden kann. Für die Un⸗ 
zuläſſigkeit der Genoſſenſchaftsform ergibt ſich das gleiche auch aus der Be 
ſtimmung des § 30, wonach Verſicherungsvereine auf Gegenſeitigkeit in das 
Handelsregiſter einzutragen ſind, eine gleichzeitige Eintragung eines Vereins 
in das Handels⸗ und Genoſſenſchaftsregiſter aber ausgeſchloſſen iſt. Soweit 
erſichtlich, beſtehen denn auch Zweifel darüber nicht, daß die Neubegründung 
von Verſicherungsvereinen auf Gegenſeitigkeit in der Form der eingetragenen 
Genoſſenſchaft ausgeſchloſſen iſt (Pariſius⸗Crüger S. 72). 

Iſt aber eine Genoſſenſchaft dem Gegenſtande nach unzuläſſig, ſo hat 
der Regiſterrichter ihr die Eintragung zu verſagen. Iſt dieſelbe trotzdem 
erfolgt, jo kann die Löſchung nach SS 147, 142 FGG. von Amts wegen 
bewirkt werden. § 147 geſtattet die Löſchung, wenn die Vorausſetzungen 
vorliegen, unter denen nach SS 94, 95 Gen. die Nichtigkeitsklage erhoben 
werden kann. Dieſe aber iſt zuläſſig, wenn eine der weſentlichen Beſtimmungen 
des Statuts nichtig iſt. Das trifft nach dem Ausgeführten zu, wenn eine 
Verſicherung auf Gegenſeitigkeit den Gegenſtand des Unternehmens bildet. Es 
fragt ſich deshalb. ob eine ſolche im Sinne des Privatverſicherungsgeſetzes 
hier vorliegt. 

Ob ein grundſätzlicher Weſensbeſtandteil eines Verſicherungsvereins auf 
Gegenſeitigkeit iſt, daß dem Verſicherten ein Rechtsanſpruch auf die Erſatz⸗ 
leiſtung zuſteht, iſt beſtritten (Moldenhauer, Die Aufſicht über die privaten 
Verſicherungsunternehmungen S. 4). Für das Privatverſicherungsgeſetz fällt 
dieſer Zweifel dadurch fort, daß § 1 Abſ. 2 ſolche Vereinigungen ausſchließt, 
die nur freiwillige Unterſtützungen oder ſonſtige freiwillige Leiſtungen gewähren, 
ohne daß ein Rechtsanſpruch darauf beſteht. Im vorliegenden Falle nun 
handelte es ſich in der urſprünglichen Form der Satzungen unzweifelhaft um 
einen Verſicherungsverein auf Gegenſeitigkeit. Die Mitglieder haben ſich ver⸗ 
einigt zur gegenſeitigen Verſicherung ihrer Spiegelſcheiben gegen Bruch. Jeder 
it neben ſeinem Geſchäftsanteile von 10 Mark zur vorſchußweiſen Zahlung 
einer jährlichen, nach der Größe ſeiner Scheiben zu berechnenden Prämie 
verpflichtet, wogegen er einen Anſpruch auf Schadloshaltung erwarb. Die 
urſprüngliche Eintragung in das Genoſſenſchaftsregiſter iſt deshalb zu Unrecht 
erfolgt. Als dann vom Regierungspräſidenten als der zuſtändigen Auſſichts⸗ 
behörde für Privatverſicherungsunternehmungen die Löſchung beantragt wurde, 
it § 2 der Satzungen dahin abgeändert, daß dem Zwecke der Geſellſchaft 
die Maßgabe beigefügt iſt, daß ein Rechtsanſpruch an die Genoſſenſchaſt 
ſeitens der Mitglieder für Entſchädigung zerbrochener Scheiben ausgeſchloſſen iſt. 

Unbedenklich iſt, daß, wenn eine derartige Klauſel nur zum Zwecke der 
Täuſchung der Behörden gegeben iſt, in Wahrheit aber den Vereinsmitgliedern 
ein Rechtsanſpruch nicht hat entzogen werden ſollen, ihr rechtliche Bedeutung 
nicht beiwohnt (vergl. Veröffentlichungen des Aufſichtsamts für Privatver⸗ 
ſicherung, 1905, Anh. 7, 29). In diefer Beziehung muß aber der Geſichts⸗ 
punkt außer Betracht bleiben, daß die ſtatutariſche Verſagung eines Rechts⸗ 
anſpruchs auf der Abſicht beruht, ſich der ſtaatlichen Aufſicht zu entziehen. 


Wird dem Geſetze genügt, jo macht der Beweggrund das Verfahren nicht zu 
einer Geſetzesumgehung (Veröffentlichungen des Aufſichtsamts, 1903 S. 106, 
1904 S. 175, Moldenhauer a. a. O. S. 72). Die Antwort auf die Frage, 
ob die Ausſchließung eines Rechtsanſpruchs ernſt gemeint iſt oder eine Klauſel 
der gedachten Art nur zur Verdeckung eines in Wahrheit doch beſtehenden 
Rechtsanſpruchs dienen ſoll, kann nur durch eine Vergleichung mit dem ſonſtigen 
Satzungsinhalte gewonnen werden. 

Wenn das Geſetz ſeine Anwendung auf den Fall beſchränkt, daß ein 
Rechtsanſpruch auf die ſatzungsgemäß in Ausſicht genommenen Leiſtungen 
beſteht, ſo muß der Begriff des Rechtsanſpruchs im Sinne des gemeinen 
Wortverſtandes aufgefaßt werden, alſo als ein Anſpruch, welcher auf dem 
Boden des Rechtes beruht und mit den vom Staate anerkannten Mitteln, ſei 
dies der ordentliche Rechtsweg oder ein ſchiedsrichterliches Verfahren, erzwungen 
werden kann. Ein nicht erzwingbares Recht iſt kein Recht. Daß dies auch 
der Standpunkt der geſetzgebenden Faktoren iſt, ergibt der Bericht der Reichs⸗ 
tagskommiſſion, wonach zwiſchen letzterer und den Regierungsvertretern über 
Folgendes Einverſtändnis beſtand (Sten. Ber. des Reichst. 1900/1901, An⸗ 
lageband III, 1713): 

Die Anwendung des Geſetzes ſetzt voraus, daß es ſich um den Betrieb 
von Verſicherungsgeſchäften handelt, d. h. um den Abſchluß von Rechts⸗ 
geſchäften, durch welche den Verſicherten für beſtimmte Fälle ein Rechts⸗ 
anſpruch auf gewiſſe Leiſtungen gegen den Verſicherer begründet wird. 
Ausgeſchloſſen iſt alſo die Anwendung des Geſetzes auf ſolche Verhältniſſe, 
in denen nur freiwillige Unterſtützungen oder ſonſtige freiwillige Leiſtungen 
gewährt werden, ohne daß ein Rechtsanſpruch darauf beſteht, wenngleich 
die Unterſtützung oder ſonſtige Leiſtung bei normalem Verlaufe der Dinge 
mit vollem Grunde erwartet werden darf. Nicht zum Begriffe des Ver⸗ 
ſicherungsgeſchäfts gehört es aber, daß der Rechtsanſpruch vor den ordent⸗ 
lichen Gerichten geltend gemacht werden könne, daß er alſo klagbar ſei. 
Der Begriff des Verſicherungsgeſchäfts wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, 
daß in den Statuten oder in den Vertragsbedingungen beſtimmt iſt, 
daß im Falle eines Streites über die Pflicht zur Leiſtung der Klageweg 
ausgeſchloſſen ſein und der Streit durch einen Schiedsſpruch entſchieden 
werden ſolle. 
Hier tritt der Begriff des Rechtsanſpruchs als eines erzwingbaren klar hervor, 
und wenn bemerkt iſt, daß Klagbarkeit nicht notwendige Vorausſetzung ſei, 
ſo hat damit, wie ſich aus dem Folgenden ergibt, nur der Gegenſatz zum 
ſchiedsrichterlichen Verfahren hervorgehoben werden ſollen. Gleicher Anſicht, 
über die Bedeutung des Rechtsanſpruchs iſt der Strafſenat des Kammergerichts 
in einem Beſchluſſe vom 24. Januar 1905 (Veröffentlichungen des Aufſichts⸗ 
amts, 1905, Anhang S. 29 ff., ebenſo Moldenhauer a. a. O. S. 71 und 
für das bisherige Recht die ſtändige Rechtſprechung des Oberverwaltungsgerichts, 
Entſch. 17, 422 ff.). 

Prüft man von dieſem Standpunkt aus die Ausführungen des Amts⸗ 
gerichts, welche das Landgericht ſich lediglich zu eigen gemacht hat, ſo ergibt 
ſich, daß dieſelben durch Rechtsirrtum beeinflußt ſind. Zunächſt iſt dort bemerkt: 

Um Anſprüche gegen die Genoſſenſchaft ohne entſprechende Gegenleiſtung 
der Genoſſen nach Möglichkeit zu vermeiden und ungewiſſe Riſiken nicht 


5 ZN, 


zu übernehmen, hat man im $ 46 des Statuts beſondere Prämienklaſſen 
gebildet, je nach Lage und Gefährlichkeit der verſicherten Scheiben. Die 
höheren Sätze ſollten offenbar ein Entgelt ſein für das höhere Riſiko. 
Aus dieſem Verhältniſſe zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung ergibt ſich, 
daß es ſich um genau beſtimmte und nicht um freiwillige Leiſtungen der 
Genoſſenſchaft handelt. Gerade dieſe Beſtimmtheit von Leiſtung und Gegen⸗ 
leiſtung, die ſich aus § 46 des Statuts ableiten läßt, iſt, wie auch das 
Kammergericht ausgeſprochen hat (KGJ. 11, 199), ein Beweis dafür, 
daß die Anſprüche der Genoſſen als Rechtsanſprüche anzuſehen ſind. 
Dieſe Ausführungen, welche ſich einer Entfcheidung des Auſſichtsamts für 
Privatverſicherung (Veröffentlichungen 1904 S. 23) anſchließen, beruhen auf 
einer mißverſtändlichen Auffaſſung des angezogenen kammergerichtlichen Be⸗ 
ſchluſſes. Derſelbe ſagt nichts davon, daß die Beſtimmtheit von Leiſtung 
und Gegenleiſtung ein Beweis dafür ſei, daß die Anſprüche der Genoſſen 
Rechtsanſprüche ſeien. Den Gegenſtand der dortigen Entſcheidung bildete die 
Frage, ob ein Unterſtützungsverein, welcher ſeinen Mitgliedern kein klagbares 
Recht auf Unterſtützung gewähre, eine Verſicherungsanſtalt im Sinne des § 360 
Nr. 9 des Strafgeſetzbuchs ſei. Dieſelbe iſt bejaht worden. Wäre hier der 
Begriff „nicht klagbar“ als gleichbedeutend mit „nicht erzwingbar“ gemeint, 
ſo würde daraus immerhin noch nichts für den Begriff des Rechtsanſpruchs 
im Sinne des Privatverſicherungsgeſetzes gewonnen, da nach dem Ausgeführten 
für dieſen kraft poſitiver Geſetzesvorſchrift die Erzwingbarkeit Vorausſetzung 
iſt, während, wie ſchon oben hervorgehoben, das Erfordernis des Rechtsanſpruchs 
auf den Erſatzwert als allgemeine Vorausſetzung einer Verſicherung ſtreitig iſt. 
Tatfächlich hat das Kammergericht aber in jenem Falle eine Erzwingbarkeit, 
nämlich durch Schiedsſpruch, und um deswillen eine Verſicherungsanſtalt als 
vorhanden angeſehen. Der dortige Anſpruch der Mitglieder des Unterſtützungs⸗ 
vereins wäre deshalb auch ein Rechtsanſpruch im Sinne des Privatverſicherungs⸗ 
geſetzes geweſen. Die ſtatutenmäßige Beſtimmtheit der Gegenleiſtung iſt für 
die Frage des Rechtsanſpruchs auf diefelbe ohne ausſchlaggebende Bedeutung. 
Auch da, wo die Gegenleiſtung eine ſolche iſt, daß zwar nach dem normalen 
Laufe der Dinge mit Sicherheit darauf gerechnet, ſie aber nicht erzwungen 
werden kann, ſteht nichts im Wege, ihre Höhe für den Fall der freiwilligen 
Gewährung von vornherein feſtzuſetzen. Deshalb kann daraus, daß im 
vorliegenden Falle ſich der Erſatzwert jedesmal in dem Werte der zerbrochenen 
Scheibe darſtellt, alſo beſtimmt iſt, für einen Rechtsanſpruch nichts gefolgert werden. 

Die Ausführung, daß die Höhe der Haftſumme — welche übrigens nach 
§ 36 der Satzungen nur 20 Mark beträgt — die Mitglieder zu der Er⸗ 
wartung berechtige, daß ſie keine freiwillige Unterſtützung erhalten, fondern 
daß die Gewährung eine Rechtspflicht der Genoſſenſchaft ſei, iſt gegenüber der 
im Jahre 1905 einſtimmig getroffenen Satzungsänderung, wonach ein Rechts⸗ 
anſpruch nicht beſtehen ſoll, hinfällig. 

Rechtsirrig ſind die Ausführungen der Vorderrichter, ſoweit ſie ſich auf 
§ 44 der Satzungen beziehen. Danach ſoll ein etwaiger Gewinn nach be⸗ 
ſtimmten Abzügen für den Reſervefonds und die Betriebsrücklage unter die 
Genoſſen verteilt werden. Es mag zuzugeben ſein, daß mangels abweichender 
Beſtimmungen hierauf ein Rechtsanſpruch beſteht. Allein hierdurch wird der 
Verein nicht zu einem Verſicherungsvereine. Verſicherungsverein iſt er nur 
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inſoweit, als fein Zweck darin beſteht, die Mitglieder gegenſeitig zu verfichern 
und dieſe einen Anſpruch auf die Leiſtung haben, für welche ſie verſichert ſind. 
Beſteht hierauf ein Anſpruch nicht, fo fehlt es an dem Weſen eines Ver⸗ 
ſicherungsvereins, welcher dadurch zu einem ſolchen nicht werden kann, daß die 
von den Mitgliedern eingezahlten Beiträge nach Abzug der für zerbrochene 
Scheiben freiwillig gezahlten Beträge an ſie zurückgezahlt werden. Das gleiche 
gilt bezüglich des 8 50, worin beſtimmt iſt, daß im Falle der Liquidation 
der vorhandene Beſtand unter die Genoſſen zu gleichen Teilen verteilt wird. 
Auch aus den Beſtimmungen über Bildung eines Reſervefonds und einer 
Betriebsrücklage ergibt ſich für einen Rechtsanſpruch der Verſicherten nichts. 
So lange eine Zahlungspflicht der Genoſſenſchaft beſtand, alſo bis zur Statut⸗ 
änderung, hatten dieſe beiden Fonds eine weſentlich größere Bedeutung, infofern 
jederzeit der Fall eintreten konnte, daß die Prämien zur Deckung der Schadens⸗ 
anſprüche nicht ausreichten und alsdann die Differenz aus jenen Fonds gedeckt 
werden konnte, während nach Wegfall der Zahlungspflicht, wo alſo bei der 
Erſchöpfung der Prämien der Erſatz weiterer Schäden unterbleiben konnte, für 
Rücklagen ein weniger dringendes Bedürfnis vorlag. Ihre Bedeutung haben 
ſie aber auch jetzt nicht verloren, da ſie die Mittel für freiwillige Zahlungen 
nach Erſchöpfung der Prämien bieten und damit dem Vereine die Erhaltung 
ſeiner Mitgliederzahl ſichern, inſofern dieſe die Erwartung hegen dürfen, daß 
ihre Schäden auch dann freiwillig gedeckt werden, wenn die Prämien nicht 
ausreichen. Die unveränderte Beibehaltung der beiden Fonds geſtattet deshalb 
keinen Schluß auf das Beſtehen einer Verpflichtnng zum Erſatze der Scheiben⸗ 
bruchſchäden. 

Da ſich hiernach weder aus der Begründung der Vorinſtanzen noch aus 
dem ſonſtigen Inhalte der Satzungen etwas dafür ergibt, was entgegen der 
ausdrücklichen Beſtimmung des § 2 den Schluß rechtfertigen könnte, daß doch 
ein Rechtsanſpruch der Genoſſen auf eine Erſatzleiſtung beſtehen ſoll, ſo kann 
ein dem Privatverſicherungsgeſetz unterliegender Verſicherungsverein in der 
beſchwerdeführenden Genoſſenſchaft nicht erblickt werden. 


Rechtliche Natur der Klage, mit welcher ein Genoſſe den General⸗ 
verſammlungsbeſchluß anficht, durch den er aus der Genoſſenſchaft aus⸗ 
geſchloſſen iſt. 

S 51 Gen. 


Oberlandesgericht Hamburg, 19. Februar 1906. — Bd. 7 S. 121. 


In Sachen betreffend den Konſum⸗, Bau: und Sparverein Pr., einge⸗ 
tragene Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht, hat das Oberlandesgericht 
der weiteren Beſchwerde gegen einen Beſchluß des Landgerichts aus folgenden 
Gründen ſtattgegeben: 

Das Gericht tritt in betreff des $ 51 Gen®. den Ausführungen in dem 
Kommentare von Pariſius⸗Crüger (4) 350 ff. bei. Danah iſt das durch 
den § 51 gegebene Recht, einen Beſchluß der Generalverſammlung wegen 
Verletzung des Geſetzes oder des Statuts im Wege der Klage anzufechten, ein 
Individualrecht des Genoſſen. Er hat dasſelbe nicht zur Geltendmachung 
vermögensrechtlicher Anſprüche zu eigenem Vorteile, ſondern namens und im 
Intereſſe der Genoſſenſchaft. Nicht unter die Anfechtungsklagen fallen die 
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Rechte aus der Mitgliedſchaft, ſoweit fie vermögensrechtlicher Natur find und 
nur das einzelne Mitglied betreffen, wie z. B. das Recht auf Verbleiben in 
der Genoſſenſchaft, welches ſich durch Anfechtung eines Ausſchließungsbeſchluſſes 
der Generalverſammlung äußert. Denn dieſes Recht iſt kein Individualrecht, 
ſondern ein perſönliches Recht. Der § 51 bezieht ſich nur auf Individualrechte, 
auf Rechte der Minderheit. Dieſe Auslegung rechtfertigt ſich insbeſondere auch 
dadurch, daß der § 51, deſſen Beſtimmungen ein zuſammenhängendes Ganze 
bilden, vorſchreibt, daß das Urteil, ſoweit durch dasfelbe rechtskräftig der 
Beſchluß für nichtig erklärt wird, auch gegenüber den Genoſſen wirkt, welche 
nicht Partei ſind. Das Geſetz betrifft hiernach Klagen, deren Beurteilung auch 
gegenüber Genoſſen, die nicht Partei ſind, von Erheblichkeit iſt. Eine ſolche 
Klage iſt die eines Genoſſen auf Aufhebung eines Beſchluſſes, welcher ihn 
von der Mitgliedſchaft ausſchließt, nicht. Daß die erhobene Klage nicht unter 
die Anfechtungsklagen des § 51 fällt, erhellt auch daraus, daß fie nicht 
ausſchließlich auf Aufhebung des Generalverſammlungsbeſchluſſes vom 4. Sep⸗ 
tember 1903, ſondern auf Aufhebung des Beſchluſſes des Vorſtandes und 
Aufſichtsrats der beklagten Genoſſenſchaft vom 4. Mai 1903 und des General⸗ 
verſammlungsbeſchluſſes gerichtet iſt. Sie konnte ſich auch gar nicht auf die 
Anfechtung des Generalverſammlungsbeſchluſſes beſchränken, weil, wenn dieſer 
Beſchluß für nichtig erklärt würde — und auf etwas anderes würde zugunſten 
des Klägers nicht erkannt werden können, insbeſondere würde das Urteil nicht 
einen anderen Beſchluß an die Stelle des nichtigen Beſchluſſes ſetzen können 
— der Beſchluß des Vorſtandes und Aufſichtsrats immer noch beſtehen bleiben 
würde. Dieſe Erwägung zeigt auch ferner, daß die erhobene Klage keine 
Anfechtungsklage im Sinne des § 51 ſein kann. Denn die Generalverſammlung 
hat nicht in ihrer Eigenſchaft als über Angelegenheiten der Genoſſenſchaft 
beſchließendes Organ der Genoſſenſchaft, ſondern als durch das Statut berufene 
Berufungsinſtanz über einen perſönlichen Auſpruch des Klägers entſchieden. 

Iſt hiernach die erhobene Klage keine Klage aus § 51 Gen., jo iſt 
auch die Vorſchrift des S 51 Abſ. 4 auf fie nicht anwendbar. 


Anwendbarkeit der Vorſchriften über die Eigentümerhypothek auf eine 

unter Beſtimmung des Höchſtbetrags der Haftung eingetragene Hypothek 

zur Sicherung künftiger Auſprüche auf Koſten nud andere Nebenleiſtungen. 
88 1177, 1178, 1190 BGB. 


Kammergericht Berlin, 18. Januar 1906. — Bd. 7 S. 127. 


Im Grundbuche von S. ſteht auf dem Grundſtücke des K., Blatt X, eine 
Darlehnsbriefhypothek von 7000 Mark nebſt 5 Prozent an Zinſen, Verwal⸗ 
tungskoſten und Amortiſation für die N.⸗H.⸗K.⸗Geſellſchaft, ſeit dem 30. Auguſt 
1901 mit dem Bemerken eingetragen, daß das Grundſtück für die inſolge einer 
Kündigung oder notwendigen Subhaſtation zahlbare Entſchädigung von ¼ Prozent 
für jedes bis 1. Januar 1905 nicht abgelaufene Jahr, für die gerichtlichen 
und außergerichtlichen Koſten, Reiſegebühren und Auslagen aller Art, insbeſondere 
bei der Kündigung und Einziehung, ſowie bei Hagel- oder bei Feuerverſicherung, 
bis zum Betrage von 500 Mark haftet. Die Hypothek hat ſich mit dem 
Eigentum in einer Perſon vereinigt, ohne daß dem Eigentümer auch die Fordung 
zuſteht. Alſo Verwandlung der Hypothek in eine Eigentümergrundſchuld. 
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Dazu äußert das Kammergericht: Nach 1178 BGB. erliſcht die Hypothek 
für Rückſtände von Zinſen und anderen Nebenleiſtungen ſowie für Koſten, die 
dem Gläubiger zu erſtatten ſind, im Falle der Hypothek mit dem Eigentum 
in einer Perſon. Dieſe Ausnahmebeſtimmung trifft auf den vorliegenden Fall 
nicht zu. Sie bezieht ſich nur auf rückſtändige Nebenleiſtungen und bereits 
entſtandene Koſten, nicht auf künftige Nebenleiſtungen und Koſten. Hinſichtlich 
der letzteren bleibt die Hypothek im Falle der Vereinigung mit dem Eigentume 
beſtehen und ſie verwandelt ſich zufolge der Vereinigung nach dem Grundſatze 
des 8 1177 BGB. in eine Eigentümergrundſchuld. Außerdem handelt es 
Ah vorliegend nicht oder doch nicht allein um „Koſten“ im Sinne des $ 1178. 
Hierunter ſind nur ſolche Koſten zu verſtehen, auf die ſich die Hypothek gemäß 
§ 1118 BGB. von ſelbſt erſtreckt und welche nicht der Eintragung bedürfen. 
Bezüglich dieſer Koſten gelten nach §S 1145 Abſ. 2 Satz 2, S 1159 Abſ. 1 
Satz 1, 2 und S 1160 BGB. die Sonderbeſtimmungen, daß im Falle ihrer 
Befriedigung die Verpflichtung des Gläubigers zum Vermerke der Befriedigung 
auf dem Hyypothenkenbrief und zur Vorlegung zum Zwecke der Grundbuch⸗ 
berichtigung uſw. nicht beſteht, daß ihre Uebertragung ſich nicht nach Hypotheken⸗ 
recht, ſondern nach den für die Uebertragung von Forderungen geltenden 
allgemeinen Vorſchriften beſtimmt und daß bei ihrer Geltendmachung die Vor⸗ 
legung des Hypothekenbriefs und der Legitimationsurkunden nicht erforderlich 
ft. In den die gleichen Vorſchriften enthaltenden SS 1090, 1121 des 
Entw. I wurde ebenſo wie in dem § 1101, welcher dem jetzigen §S 1178 
BGB. entſpricht, von den „Koſten, welche nicht zu einem beſtimmten Betrag 
in das Grundbuch eingetragen ſind,“ geſprochen und es wurden darunter die 
vorgenannten Koſten, auf welche ſich nach § 1066 des Entw. I (§S 1118 BGB.) 
auch ohne Eintragung die Hypothek erſtreckt, verſtanden (Motive 3, 714, 720, 
735). In der zweiten Kommiſſion wurde dieſe Bezeichnung der Koſten in 
den §§ 1090, 1121 des Entw. I ($$ 1145, 1159, 1160 BGB.) zunächſt 
erſetzt durch „Anſpruch auf Erſtattung von Koſten“ und im S 1101 des 
Entw. I ($ 1178 BGB.) durch „Koſten, die dem Gläubiger zu erſtatten find‘, 
ſo daß die neue Bezeichnung in allen dieſen Paragraphen wiederum die gleiche 
war. Demnächſt aber wurde dieſe Faſſung in den erſtgenannten Paragraphen 
dahin geändert: „Anſpruch auf Erſtattung von Koſten, für die das Grund⸗ 
ſtück nach § 1027 (Entw. II, $ 1118 BGB.) haftet“, weil die Faſſung 
ungenau ſei, da nicht alle Koſten, ſondern nur die im S 1027 genannten 
in Betracht kämen, ſür welche die Hypothek Sicherheit gewähre; dagegen wurde 
unterlaſſen, auch im $ 1101 des Entw. I ($ 1178 BGB.) die Worte 
„für die das Grundſtück nach §8 1027 haftet“ hinzuzufügen (Protokolle 6, 
256, 257). Die letztere Unterlaſſung iſt für eine verſehentliche zu erachten. 
Daß auch im $ 1178 BGB. nur die im § 1118 genannten Koſten gemeint 
ſind, erhellt aus dem geſetzgeberiſchen Grunde der Vorſchrift: die Rückſtände 
von Nebenleiſtungen und die im § 1118 genannten Koſten ſollen, da ſie 
gemäß § 1159 nicht nach Hypothekenrecht übertragen werden und ihr Erwerb 
nicht unter dem Schutze des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs ſteht, im 
Falle der Vereinigung der Hypothek mit dem Eigentum erlöſchen und zur 
Eigentümerhypothek nicht werden, weil die Grundſätze dieſer für fie nicht paſſen, 
auch das Grundbuch über ſie nicht geführt wird (Motive 3, 720, 735, 736). 
Es iſt daher, wiewohl der in den 88 1145, 1159 bei dem Worte „Koſten“ 
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enthaltene Zuſatz, „für die das Grundſtück nach $ 1118 haftet“, im $ 1178 
fehlt, doch anzunehmen, daß unter den „Koſten“ im § 1178 nur diejenigen 
zu verſtehen find, auf welche ſich nach § 1118 die Hypothek kraft des Geſetzes 
erſtreckt, alſo die Koſten der Kündigung und der die Befriedigung aus dem 
Grundſtücke bezweckenden Rechtsverfolgung. Vorliegend umfaßt aber die Höchſt⸗ 
betragshypothek von 500 Mark Entſchädigungsforderungen für den Fall der 
Kündigung oder Subhaftation und gerichtliche und außergerichtliche Koſten aller 
Art, auch die der Hagel⸗ und Feuerverſicherung. Demnach iſt der § 1178 
BGB. im gegebenen Fall für nicht anwendbar zu erachten. Es hätte ſich 
daher die Höchſtbetragshypothek nach dem Grundſatze des § 1177 in eine 
Eigentümergrundſchuld verwandelt, wenn ſich die Hypothek mit dem Eigentum 
in einer Perſon vereinigt hätte. Die Entſcheidungen der Vorinſtanzen, welche 
dies verneinen, beruhen auf Rechtsirrtum. 


Erforderuis der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts für die Erklärung, 

durch welche der Gewalthaber für ſein unter elterlicher Gewalt ſtehendes 

Kind gleichzeitig mit dem Erwerb eines Grundſtücks an dieſem eine 
Hypothek beſtellt. 


8S 1643, 1686, 1821 Nr. 1 BGB. 
Kammergericht Berlin, 25. Januar 1906. — Bd. 7 S. 131. 


Durch notariellen Vertrag vom 14. November 1904 verkaufte der Rentner 
K. zu B. ſein Grundſtück an den Kaufmann T. für den Kaufpreis von 48 400 
Mark. Im § 3 des Vertrags wurde beſtimmt, daß von dem Kaufpreiſe 
15 400 Mark bar berichtigt, 33 000 Mark aber kreditiert und als Hypothek 
auf dem verkauften Grundſtücke zugunſten des Verkäufers eingetragen werden 
ſollten. Der Käufer ſtarb demnächſt am 13. Februar 1905. Er hinterließ 
als Erben ſeine Ehefrau und ſeine zwei minderjährigen Kinder aus zweiter 
Ehe. Am 20. September 1905 ließ der Rentner K. das Grundſtück an 
die drei Erben auf, und zwar an die Witwe des verſtorbenen Käufers zugleich 
als Vertreterin der beiden minderjährigen Kinder, ferner wurde die Eintragung 
der drei Erben als Eigentümer zu je ½ des Grundſtücks ſowie die Eintragung 
der Reſtkaufgeldhypothek beantragt. Das Amtsgericht D. beanſtandete dieſe 
Anträge wegen Fehlens der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung zu der 
Entgegennahme der Auflaſſung und der Eintragung der Reſtkaufgeldhypothek 
feitens der Witwe T. als Vertreterin ihrer Kinder. Darauf beantragte die 
Witwe T. dieſe Genehmigung, zog aber den Antrag wieder zurück, weil ſie 
in dem Hauſe Schwamm entdeckt habe. Nunmehr wies das Amtsgericht die 
Anträge auf Eintragung der Erben des T. als Eigentümer und auf Eintragung 
der Reſtkaufgeldhypothek zurück, weil gemäß §§ 1686, 1643, 8 1822 
Nr. 8 BGB. die Inhaberin der elterlichen Gewalt zur Belaſtung des Grund⸗ 
ſtücks der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts bedürfe. Die hiergegen 
eingelegte Beſchwerde iſt durch Beſchluß des Landgerichts zurückgewieſen worden. 
Auch der weiteren Beſchwerde hat das Kammergericht den Erfolg verſagt aus 
folgenden Gründen: 

Es fragt ſich, ob und durch welche Geſetzesvorſchrift es gerechtfertigt wird, 
daß der Grundbuchrichter die Eintragung des Eigentums der Auflaſſungs⸗ 
empfänger und die Eintragung der Reſtkaufgeldhypothek vor Beibringung der 
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vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung abgelehnt hat. In dieſer Hinſicht hat 
das Landgericht nur bemerkt, es bedürfe zur Ausführung des für die Erben 
des Käufers verbindlichen Kaufvertrags gemäß den §8 1643, 1686 in Ver⸗ 
bindung mit 88 1821 flg. BGB. der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts. 
Daraus iſt nicht erſichtlich, welchen Fall der nach den 88 1821, 1822 
genehmigungsbedürftigen Rechtsakte das Landgericht für vorliegend erachtet. 
Das Amtsgericht ſtützt ſich auf 8 1822 Nr. 8. Hiernach bedarf der Vor⸗ 
mund und gemäß 88 1643, 1686 BGB. auch der Inhaber der elterlichen 
Gewalt zur Aufnahme von Geld auf Kredit des Mündels bezw. des Haus⸗ 
kindes der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts. Ein ſolcher Fall liegt 
nicht vor: es ſoll nicht von der Witwe T. auf Kredit ihrer beiden minder⸗ 
jährigen Kinder Geld aufgenommen werden, ſondern es ſoll von den Kindern 
auf Grund eines Kaufgeſchäfts ein Grundſtück erworben und dabei ein kreditierter 
Kaufgeldteil hypothekariſch ſichergeſtellt werden. 

Dennoch iſt von den Vorinſtanzen die Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts mit Recht erfordert worden. Allerdings würde es dieſer Genehmigung 
nicht bedürfen, wenn die Witwe T. namens ihrer Kinder lediglich die Auflaſſung 
in Erfüllung des von ihrem verſtorbenen Ehemanne mit dem Beſchwerdeführer 
geſchloſſenen Kaufvertrags entgegengenommen hätte. Zwar würde die Witwe T. 
über die Forderung ihrer Kinder aus dem Kaufvertrag auf Uebertragung des 
gekauften Grundſtücks durch Entgegennahme der Auflaſſung, alſo durch Annahme 
der geſchuldeten Leiſtung, verfügt haben, indem ſie dadurch die Forderung zur 
Auſhebung gebracht hätte, und es würde daher an ſich eine nach 88 1643, 
1686, S 1821 Nr. 2 BGB. der Genehmigung bedürfende Verfügung über 
eine Forderung der Hauskinder auf Uebertragung des Eigentums an einem 
Grundſtücke vorliegen. Aber nach § 1643 in Verbindung mit § 1822 
Nr. 4 bedarf der Inhaber der elterlichen Gewalt zu einem auf den entgeltlichen 
Erwerb eines Grundſtücks gerichteten Vertrage nicht, wie der Vormund, der 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts und daraus iſt zu folgern, daß, wie 
der Gewalthaber ohne vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung zum Erwerbe 
von Forderungen auf Uebereignung von Grundſtücken befugt iſt, auch dieſe 
Uebereignung, alſo der dingliche Vertrag, nicht an die Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts geknüpft fein kann (KGJ. 24, 103; 28, 7; RA. 
3, 61). Vorliegend iſt jedoch von der Witwe T. als Inhaberin der elterlichen 
Gewalt über ihre Kinder nicht lediglich die Auflaſſung in Erfüllung des Kauf⸗ 
vertrags entgegengenommen, ſondern ferner gemäß der von ihrem verſtorbenen 
Ehemann im Kaufvertrag übernommenen Verpflichtung die Eintragung der 
Reſtkaufgeldhypothek auf das aufgelaſſene Grundſtück beantragt worden. Hierzu 
bedarf es der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts. Die Hypothek kann 
auf die den Kindern aufgelaſſenen Anteile am Grundſtück eingetragen werden 
und dadurch gemäß § 873 und S 185 Abſ. 2 BGB. dingliche Wirkung 
erlangen, nachdem die Kinder zunächſt als Eigentümer ihrer Anteile eingetragen 
ind, Mithin iſt in der Eintragungsbewilligung der Witwe T., auf Grund 
deren die Belaſtung der Grundſtücksanteile der Kinder mit der Hypothek erfolgen 
ſoll, eine Verfügung über dieſe Grundſtücksanteile enthalten und iſt daher 
ein genehmigungsbedürftiger Rechtsakt nach Maßgabe des § 1821 Nr. 1 
in Verbindung mit SS 1643, 1686 BGB. gegeben (BayObs GZ. 3, 646, 
OL GRſpr. 2, 363, Güthe GBO. 1451). 


Das Kammergericht hat auch bereits in dem in Parallele zu ziehenden 
Falle des Erwerbes eines Grundſtücks ſeitens des Prokuriſten für den Prinzipal 
unter Beſtellung einer Hypothek für den Kaufgelderreſt den Prokuriſten, der 
nach $ 49 HGB. zwar zum Erwerbe von Grundſtücken berechtigt, aber zur 
Veräußerung und Belaſtung von Grundſtücken nur im Falle beſonderer 
Befugniserteilung ermächtigt iſt, ohne ſolche beſondere Ermächtigung für nicht 
befugt erklärt, bei der Auflaſſung des gekauften Grundſtücks die Eintragung 
einer Hypothek für den Kaufgelderreſt zu bewilligen. Dabei iſt die auch 
vorliegend in Betracht kommende Auffaſſung, daß die Verpfändung des Grund⸗ 
ſtücks nicht losgelöſt werden könne von deſſen Erwerbung, daß der Erwerbsakt 
nicht auf ein Grundſtück ſchlechthin, ſondern auf ein mit einem Pfandrechte 
zu beſchwerendes Grundſtück gerichtet ſei, abgelehnt mit dem Hinweiſe darauf, 
daß das Bürgerliche Geſetzbuch die Entſtehung des dinglichen Rechtes von 
dem zugrunde liegenden Kauſalgeſchäfte losgelöſt und den Rechtserwerb zu 
einem abſtrakten, lediglich durch die Willenseinigung der Beteiligten über den 
Eintritt der Rechtsänderung bedingten, gemacht hat, daß obligatoriſcher und 
dinglicher Vertrag ſich nicht zu decken brauchen und daß rechtsgrundſätzlich 
eine Abhängigkeit des letzteren vom erſteren nicht beſteht (KGJ. 29, 240; 
RIA. 5, 273). Andererſeits hat zwar das Kammergericht hinſichtlich der 
ebenfalls ähnlich liegenden, viel umſtrittenen Frage, ob bei dem Güterftande 
der allgemeinen Gütergemeinſchaft der Ehemann ohne Zuſtimmung der Frau 
ein Grundſtück unter Belaſtung mit einer Hypothek für das Reſtkaufgeld 
erwerben darf, ſich für die bejahende Anſicht entfchieden (21, 316; RIA. 2, 
89; KGJ. 26, 285). Jedoch beruhen die betreffenden Entſcheidungen fpeziell 
auf Auslegung des die Einwilligung der Frau zu Verfügung des Mannes 
über ein Geſamtgutgrundſtück erfordernden $ 1445 BGB., jo daß fie für die 
vorliegende Frage nicht maßgebend ſind. 

Demnach iſt zur Eintragung der Reſtkaufgeldhypothek von 33 000 M. 
und, da die Eigentumseintragung nach den Entſcheidungen der Vorinſtanzen 
und nach dem Inhalte der Beſchwerden als mit der Hypothekeintragung 
einheitlich gewollt anzuſehen iſt, auch zur Auflaſſung die Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts erforderlich. 


Befugnis des Notars, der die zu einer Eintragung erforderliche Erklärung 

beurkundet hat, die Eintragung zu beantragen und gegen die ſeinen Antrag 

ablehnende Verfügung Beſchwerde einzulegen, auch weun in der von ihm 

dem Grundbuchamt überreichten Urkunde die Beteiligten ſelbſt die Eintragung 
beautragt haben. 


S 15 GB. \ 
Kammergericht Berlin, 1. März 1906. — Bd. 7 S. 136. 


Eingetragene Eigentümer des Grundſtücks ſind die in Gütergemeinſchaft 
lebenden K.ſchen Eheleute. In einer vom Notar L. beglaubigten Urkunde hat 
der Ehemann K. erklärt, daß er die in Abteilung III Nr. 1 eingetragene 
Hypothek von 1200 M., welche durch Zahlung auf ihn übergegangen und 
dadurch in eine Grundſchuld umgewandelt ſei, der Frau F. abtrete und daß er 
die Grundſchuld in eine Dahrlehnshypothek umwandle. Der Notar L. hat dieſe 
Urkunde dem Grundbuchamt überreicht mit dem Antrage, die in Abteliung III 
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Nr. 1 eingetragene Hypothek von 1200 Mark, welche durch Quittung vom 
13. November 1905 als Grundſchuld auf den Beſitzer K. übergegangen iſt, 
unter Wiederumwandlung in eine Hypothek auf den Namen der Frau F. 
umzuſchreiben. Das Amtsgericht hat den Antrag abgelehnt, weil es ſich bei 
der Erklärung des Ehemanns um eine Verfügung über das Grundſtück handele, 
der die Frau beitreten müſſe. Die vom Notar eingelegte Beſchwerde iſt vom 
Landgericht als unzuläſſig verworfen. Es wird ausgeführt: Die präſumtive 
Vollmacht nach $ 15 GB. beziehe ſich nicht auf den Fall, daß der Notar 
den von dem Berechtigten ſelbſt geſtellten Antrag nur übermittele. Habe er 
ſich des Schriftſtücks durch Abgabe an das Gericht entledigt, ſo ſei ſeine Auf⸗ 
gabe beendet, auch wenn er die Uebergabe äußerlich in die Form eines eigenen 
Antrags kleide. Sei aber der Antrag nicht vom Notar als Bevollmächtigten 
des Antragsberechtigten, ſondern von letzterem ſelbſt geſtellt, ſo könne auch nur 
der Antragsberechtigte Beſchwerde einlegen, es fei denn, daß er dem Notar 
zur Einlegung der Beſchwerde eine Spezialvollmacht erteilt habe. Eine ſolche 
ſei aber nicht überreicht worden. 

Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht die Sache zur ander⸗ 
weitigen Erörterung und Entſcheidung an das Landgericht zurückverwieſen aus 
folgenden Gründen: 

Daß, wenn die dem Gericht überreichten formgerechten Urkunden über die 
Bewilligung von Rechtsänderungen ($ 19 GBO.) die Anträge auf Tätig⸗ 
werden des Grundbuchamts (§ 13) bereits mit enthalten, es ſeitens des 
Notars nicht noch eines beſonderen Antrags bei der Ueberſendung an das 
Gericht bedarf, die Einreichung vielmehr die Bedeutung rein faktiſcher Dienſte 
hat, ähnlich der eines Boten, entſpricht der Rechtſprechung des Kammergerichts 
in ſtändiger Praxis. Allein daraus, daß es neben dem Antrage des Beteiligten 
eines Antrags des Notars nicht bedarf, folgt nicht, daß, wenn der Notar den 
bereits geſtellten Antrag ſeinerſeits noch einmal wiederholt, dieſer unter allen 
Umſtänden jeder rechtlichen Bedeutung entbehrt. Gibt der Grundbuchrichter 
dem Antrage ſtatt, dann erweiſt ſich der eine der beiden übereinſtimmenden 
Anträge allerdings als gegenſtandslos. Anders liegt aber die Sache, wenn 
eine Zurückweiſung erfolgt. Wie anerkannten Rechtens iſt, ermächtigt die im 
§ 15 GBO. dem Notar gegebene präſumtive Vollmacht zur Stellung des 
Eintragungsantrags zugleich auch zur Einlegung der Beſchwerde ohne Beibring: 
ung einer beſondern Vollmacht, da die Beſchwerde lediglich eine Wiederholung 
des Eintragungsantrags in höherer Inſtanz iſt. Daraus ergibt ſich, daß die 
Beteiligten ein erhebliches Intereſſe daran haben, daß der Notar als Antrag⸗ 
ſteller auch dann auftritt, wenn ſie bereits ſelbſt mit der Bewilligung den 
Antrag auf das Tätigwerden des Gerichts verbunden haben. Sie erſparen 
damit Zeitverluſt und Koſten, welche aus der Beſchaffung einer beſonderen 
Vollmacht erwachſen. Es darf alſo daraus, daß ſich der Antrag des Beteiligten 
ſelbſt bereits in der vom Notar aufgenommenen oder beglaubigten Urkunde 
findet, noch nicht eine Widerlegung der geſetzlichen Vermutung entnommen 
werden, vermöge deren der Notar zur Antragſtellung befugt iſt, jedenfalls dann, 
wenn die Partei dem Notar überlaſſen hat, die Urkunde dem Gerichte zu 
überreichen. Die rechtliche Möglichkeit der Bevollmächtigung zu einem Antrage, 
welchen der Vollmachtgeber bereits ſelbſt geſtellt hat, iſt mit Rückſicht auf die 
ſelbſtändige Bedeutung des Antragsrechts des Notars nicht zu beanſtanden. 
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In der Literatur iſt denn auch, ſoweit erſichtlich, unbeſtritten, daß der Notar, 
welcher den von ihm aufgenommenen oder beglaubigten Eintragungsantrag 
des Beteiligten ſelbſt dem Gericht überreicht, dadurch nicht behindert iſt, den 
Antrag auch ſeinerſeits zu ſtellen, wodurch er alsdann die Berechtigung zur 
Beſchwerdeerhebung erhält. Dagegen kann der hierüber hinausgehenden Anſicht 
von Predari, daß dem Notar das Beſchwerderecht auch dann zuſteht, wenn 
er die Urkunde ohne Antrag ſeinerſeits dem Grundbuchamt überreicht hat, nicht 
beigetreten werden (zu vergl. OLG. Rſpr. 1, 266; 7, 332 Litt. b: RIA. 
4, 174). Im vorliegenden Falle hat der Notar L. bei der Ueberreichung 
der von ihm beglaubigten, mit dem Umſchreibungsantrage verbundenen Ab⸗ 
tretungserklärung des Grundſtückseigentümers den Eintragungsantrag ſeinerſeits 
wiederholt. Damit war ſeine Legitimation zur Erhebung der Beſchwerde gegen 
die Ablehnung der Eintragung gegeben 


Abtretung einer Briefhypothek durch einen nicht eingetragenen Gläubiger. 

Legitimation des neuen Gläubigers gegenüber dem Grundbuchamte zur 

Verfügung über die Hypothek, auch wenn der Brief für ihn von einem 

anderen zum Zwecke der Eintragung vorgelegt und der Nachweis, daß 

dieſem der Brief von ihm übergeben worden iſt, nicht durch öffentliche 
Urkunden geführt wird. 


88 1154, 1155 BGB., § 29 Satz 2, § 40 Abi. 2 G80. 
Kammergericht Berlin, 1. März 1906. — Bd. 7 S. 138. 


Der Kaufmann E. zu B. hat eine für ihn auf dem Grundſtücke des 
Paul G. eingetragene Briefhypothek in der von dem Notar K. aufgenommenen 
Verhandlung vom 1. Februar 1904 an den Kaufmann Karl G. abgetreten. 
In der von dem Notar R. aufgenommenen Verhandlung vom 1. Dezember 
1905 hat der Kaufmann Karl G. die Löſchung der Hypothek bewilligt und 
der Eigentümer Paul G. die Löſchung gemäß § 27, § 13 Abſ. 2 GW. 
beantragt. Der Notar R. hat am 8. Dezember 1905 den Hypothekenbrief 
über die Poſt und die beiden genannten Urkunden mit der Bitte zu den 
Grundakten eingereicht, dem in der Urkunde vom 1. Dezember 1905 geſtellten 
Antrage ſtattzugeben. 

Das Amtsgericht beanſtandete durch Verfügung vom 9. Dezember 1905 
den Antrag auf Löſchung, weil die Uebergabe des Briefes ſeitens des Kauf⸗ 
manns E. an den Karl G. gemäß § 1117, 8 929 Satz 2, §§ 930, 931 
BGB. weder bei dem Grundbuchamt offenkundig noch gemäß $ 29 Satz 2 
der GBO. durch öffentliche Urkunden nachgewieſen worden ſei. Auf die Bor: 
ſtellung des Notars R. vom 13. Dezember 1905, daß Karl G. ihm den 
Brief und die Zeſſion übergeben habe, hielt das Amtsgericht am 16. Dezember 
1905 ſeine ablehnende Verfügung mit dem Bemerken aufrecht, die von dem 
Notar R. in dem Schreiben vom 13. Dezember 1905 abgegebene Erklärung 
genüge nicht. 

Die hiergegen eingelegte Beſchwerde wurde vom Landgerichte mit der 
Begründung zurückgewieſen: Der Nachweis, daß E. bei der Abtretung der 
Hypothek den Brief dem Karl G. übergeben habe, ſei nicht erbracht. Nach § 40 
Abſ. 2 GBO. genüge allerdings zur Legitimation des G., daß dieſer ſich im 
Beſitze des Briefes befinde; dieſer Beſitz des G. ſei aber auch nicht nach⸗ 


gewieſen, die Erklärung des Notars, daß ihm der Brief von G. übergeben 
worden ſei, reiche zur Führung dieſes Nachweiſes nicht aus. Auf die weitere 
Beſchwerde hat das Kammergericht die Beſchlüſſe der Vorinſtanzen aufgehoben 
und die Sache zur anderweitigen Erörterung und Entſcheidung an das Amts⸗ 
gericht zurückverwieſen. In den Gründen wird ausgeführt: 

In der Sache ſelbſt konnte zunächſt der Zurückweiſungsgrund des Amts⸗ 
gerichts nicht für gerechtfertigt erachtet werden. Allerdings iſt nach materiellem 
Rechte zur Uebertragung einer Briefhypothek gemäß $ 1154 BGB. außer 
der Erteilung einer Abtretungserklärung in ſchriftlicher Form noch die Ueber⸗ 
gabe des Briefes ſeitens des bisherigen Gläubigers an den Erwerber gemäß 
§ 1117, $ 929 Satz 2, 88 930, 931 BGB. erforderlich. Aber nach 
formellem Grundbuchrecht iſt der Erwerber zur Verfügung über die Hypothek 
vor dem Grundbuchamte legitimiert, wenn die Abtretungserklärung in öffent⸗ 
lich beglaubigter Form abgegeben iſt und der Erwerber ſich im Beſitze des 
Hypothekenbriefs befindet. Dies ergibt ſich aus $ 40 Abſ. 2 GBO. in 
Verbindung mit § 1155 BGB., wonach in einem ſolchen Falle der im 
Beſitze des Hypothekenbriefs befindliche und durch öffentlich beglaubigte Ab⸗ 
tretungserklärung legitimierte Erwerber der Hypothek einem im Grundbuch 
eingetragenen Gläubiger der Hypothek gleich zu achten iſt. Es genügt daher 
zum Nachweiſe der Legitimation des Erwerbers die Vorlegung der öffentlich 
beglaubigten Abtretungserklärung und des Hypothekenbriefs und braucht der 
über die Hypothek verfügende Erwerber dem Grundbuchamte gegenüber nicht 
noch weiter nachzuweiſen, daß und auf welche Weiſe er von dem eingetragenen 
Gläubiger den Beſitz des Briefes erlangt hat. Vorliegend geht das Amts⸗ 
gericht davon aus, daß Karl G., an den die in Rede ſtehende Hypothek in der 
notariellen Urkunde vom 1. Februar 1904 abgetreten worden iſt, durch den 
Notar R., der die Löſchungsbewilligung des G. beurkundet hat, den in ſeinem 
Beſitze befindlichen Hypothekenbrief dem Grundbuchamte vorgelegt hat. Bei 
dieſer vom Amtsgericht angenommenen Sachlage war das Verlangen des 
Amtsgerichts ungerechtfertigt, Karl G. ſolle zum Nachweiſe ſeiner Berechtigung 
zur löſchungsfähigen Quittierung über die Hypothek gemäß § 29 Satz 2 
GBO. durch öffentliche Urkunden dartun, daß er den Hypothekenbrief von 
dem eingetragenen Gläubiger E. übergeben erhalten habe. 

Ferner aber war auch der Zurückweiſungsgrund des Landgerichts für 
unzutreffend zu erachten. Das Landgericht erklärt die Einreichung des Hypotheken⸗ 
brief3 durch den Notar R. nicht für genügend, ſondern verlangt den Nach⸗ 
weis, daß Karl G. zuvor im Beſitze des Briefes geweſen iſt. Wäre dieſes 
Verlangen gerechtfertigt, ſo müßte man daraus die allgemeine Folgerung ziehen, 
daß durch Einreichung eines Hypothekenbriefs ſeitens des inſtrumentierenden 
Notars namens des betreffenden Beteiligten dem Grundbuchamte die Vorleg⸗ 
ung des Briefes durch dieſen Beteiligten und alſo deſſen Beſitz des Briefes 
nicht genügend nachgewieſen werde. Daraus würden ſich außerordentliche 
Erſchwerniſſe für den Grundbuchverkehr hinſichtlich Briefhypotheken ergeben. 
Der Inhaber der Hypothek müßte, wenn er über die Hypothek verfügen 
wollte, den Brief dem Grundbuchamte perſönlich überreichen, ſofern er nicht 
durch eine öffentliche Urkunde die von ſeiner Seite erfolgte Uebergabe des 
Briefes an den Notar hätte feſtſtellen laſſen. Auch die Einſendung des Briefes 
durch einen Boten würde nicht genügen, denn folgerichtig müßte auch der Bote 
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durch öffentliche Urkunde nachweiſen, daß er den Brief von dem Inhaber der 
Hypothek erhalten habe. Selbſt wenn die Uebergabe des Briefes an den 
inſtrumentierenden Notar durch öffentliche Urkunden feſtgeſtellt wäre, müßte 
der Notar, ſofern er nicht ſeinerſeits perſönlich dem Grundbuchamte den Brief 
überbringen wollte, wiederum die Uebergabe des Briefes an feinen Boten 
durch öffentliche Urkunden feſtſtellen laſſen. Es liegt auf der Hand, daß ein 
ſolcher den Grundbuchverkehr lahmlegender Formalismus vom Geſetze nicht 
gewollt fein kann. Tatſächlich ſteht auch der Nachweis einer Vorausſetzung 
der Eintragung im Sinne des § 29 Satz 2 GBO. nicht in Frage. Aus 
dem Zwiſchenſatze, „ſoweit ſie nicht bei dem Grundbuchamt offenkundig ſind“, 
ſowie daraus, daß nur öffentliche Urkunden zum Nachweiſe zugelaſſen ſind, 
ift zu entnehmen, daß es ſich im § 29 Satz 2 GBO. nur um folde Tat- 
ſachen handelt, deren Geſchehenſein zu beurkunden zur Zuſtändigkeit einer 
Behörde gehört. Die Denkſchrift zu S 28 des Entwurfs ſowie die Motive 
zu § 39 des Entw. I (Amtliche Ausgabe 1889 S. 73) führen als Bei- 
ſpiele an: Beſtellung zum geſetzlichen Vertreter, Tod einer Perſon, richterliche 
Anordnungen und Urteile. Zu ſolchen Tatſachen gehört nicht die Uebergabe 
einer Urkunde an diejenige Perſon, welche die Urkunde dem Grundbuchamte 
vorlegt, ſeitens einer anderen Perſon, in deren Namen die Urkunde eingereicht 
wird. Da es ſich auch nicht um eine Eintragsbewilligung oder eine ſonſtige 
zu der Eintragung erforderliche „Erklärung“ im Sinne des Satzes 1 des 
§ 29 GBO. handelt, jo bedarf es für die genannte Tatſache überhaupt nicht 
eines urkundlichen Nachweiſes. Hierfür iſt eine weſentliche Beſtätigung auch 
daraus zu entnehmen, daß nach 8 30 GBO. ſelbſt für die Bevollmächtigung 
zur Stellung eines Eintragungsantrags eine Form nicht erforderlich iſt. 
Wird daher eine Urkunde dem Grundbuchamte mit der Angabe vorgelegt, die 
Einreichung erfolge namens einer beſtimmten anderen Perſon, ſo hat das 
Grundbuchamt nach allgemeinen Erfahrungsgrundſätzen einesteils und unter 
Berückſichtigung der etwaigen beſonderen Sachlage anderenteils zu prüfen, ob 
Bedenken gegen die Richtigkeit der Angabe beſtehen. Wenn, wie vorliegend, 
ein Notar, der hinſichtlich einer Briefhypothek eine Eintragungsbewilligung des 
Hypothekengläubigers beurkundet hat, die Eintragungsbewilligung und den 
Hypothekenbrief mit der Angabe einreicht, daß er den letzteren von dem 
Hypothekengläubiger zwecks Einreichung bei dem Grundbuchamt erhalten habe, 
ſo können nur ganz beſondere, aus der ſpeziellen Sachlage ſich ergebende 
Bedenken es rechtfertigen, die Uebergabe des Briefes ſeitens des Gläubigers 
an den Notar nicht für nachgewieſen zu erklären. Dies folgt einesteils aus 
dem Vertrauen, das den Erklärungen eines Notars als einer mit öffentlichem 
Glauben verſehenen Urkundsperſon entgegenzubringen iſt und anderenteils daraus, 
daß das Verhältnis, in welches der Notar durch die Beurkundung der zu der 
Eintragung erforderlichen Erklärung zu dem Erklärenden getreten iſt, die 
tatſächliche Vermutung begründet, der Notar habe die zum Nachweiſe der 
Legitimation des Erklärenden erforderlichen, dem Grundbuchamt eingereichten 
Urkunden von dem Erklärenden zwecks Herbeiführung der Eintragung erhalten. 
Eine ſolche aus dem bezeichneten Verhältniſſe ſich ergebende Vermutung hat 
auch die Vorſchrift des $ 15 GBBO., wonach der inſtrumentierende Notar als. 
ermächtigt gilt, im Namen eines Antragsberechtigten die Eintragung zu be⸗ 
antragen, zum geſetzgeberiſchen Grunde. Im gegebenen Falle liegen Bedenken 
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gegen die Annahme, daß der Notar R. den von ihm dem Grundbuchamt 
eingereichten Hypothekenbrief von Karl G., dem Zeſſionar des eingetragenen 
Gläubigers, erhalten hat, nicht vor. Insbeſondere könnte, wenn in der die 
Löſchungsbewilligung des Karl G. enthaltenden Urkunde vom 1. Dezember 
1905, wie es den Anſchein hat, zugleich von dem Grundſtückseigentümer 
Paul G. der Löſchungsantrag geſtellt wäre, daraus ein Bedenken nicht des⸗ 
wegen entnommen werden, weil der Notar R. den Hypothekenbrief von Paul 
G. erhalten haben könnte. Auch wenn letzteres der Fall wäre, müßte an⸗ 
genommen werden, daß der Brief dem Paul G. von Karl G. übergeben und 
ſodann von erſterem mit Wiſſen und Willen des letzteren dem Notar R. 
ausgehändigt worden iſt, da in Anbetracht der von beiden Beteiligten gemein⸗ 
ſam abgegebenen, auf Herbeiführung der Löſchung der Hypothek gerichteten 
Erklärungen das zu dieſem Zwecke von dem einen Teile weiter Veranlaßte 
als mit Genehmigung des anderen Teiles bewirkt zu erachten wäre. 
Hiernach ſind die Abweiſungsgründe der beiden Vorinſtanzen rechtsirr⸗ 
tümlich. Es war daher unter Aufhebung der Beſchlüſſe der Vorinſtanzen 
die Sache an das Amtsgericht zurückzuverweiſen. Bei der anderweitigen Ent⸗ 
ſcheidung über den Löſchungsantrag hat das Amtsgericht davon auszugehen, 
daß weder der Nachweis der Uebergabe des Hypothekenbriefs ſeitens des 
eingetragenen Gläubigers E. an den Zeſſionar Karl G., noch der Nachweis 
der Uebergabe des Briefs von letzterem an den Notar R. erforderlich iſt. 


Eintragung einer Vormerkung zugunſten des jeweiligen Gläubigers einer 
Hypothek. 
88 883, 1179 BGB. 
Kammergericht Berlin, 15. März 1906. — Bd. 7 S. 142. 


Der Maurermeiſter A. in S. hat in einer notariellen Verhandlung die 
Eintragung einer Hypothek im Betrage von 1650 M. für den Kaufmann S. 
zu B. auf ſeinem Grundſtück in R. bewilligt und beantragt. Ferner hat er 
erklärt: „Zugleich verpflichte ich mich, zugunſten des jeweiligen Eigentümers 
der vorbezeichneten Hypothek von 1650 M. über denjenigen Teil der in Ab⸗ 
teilung III für die Handelsgeſellſchaſt F. & Sohn eingetragenen Hypothek von 
5000 M. und der in Abteilung III für Holzhändler B. eingetragenen Hypothek 
von 3000 M., welcher infolge Nichtzahlung der Valuta oder aus einem anderen 
Grunde ſich mit dem Eigentum in einer Perſon verbindet und eine mir zu⸗ 
ſtehende Eigentümerhypothek reſp. Eigentümergrundſchuld werden würde, nicht 
anders als durch Löſchung zu verfügen. Ich bewillige und beantrage die Ein⸗ 
tragung einer diesbezüglichen Vormerkung im Grundbuche.“ Die genannten 
Hypotheken von 5000 und 3000 M. ſind in Abteilung III Nr. 7 und 8 
eingetragen. Die beſtellte Hypothek von 1650 M. iſt auf Grund der Urkunde 
in Abteilung III Nr. 9 eingetragen worden. Dagegen hat das Amtsgericht 
die Eintragung der Vormerkung abgelehnt, weil es nicht zuläſſig ſei, eine Vor⸗ 
merkung zugunſten eines jeweilig Berechtigten einzutragen. 

Die hiergegen eingelegte Beſchwerde iſt durch Beſchluß des Landgerichts 
aus dem gleichen Grunde zurückgewieſen worden. Auf die weitere Beſchwerde 
hat das Kammergericht die Sache unter Aufhebung der Beſchlüſſe der Vor⸗ 
inſtanzen zur anderweitigen Erörterung und Entſcheidung an das Amtsgericht 
zurückgewieſen aus folgenden Gründen: 
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Der Beſchwerdeführer beantragt als Grundſtückseigentümer die Eintragung 
einer Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs des jeweiligen Gläubigers der 
von ihm beſtellten, inzwiſchen in Abteilung III Nr. 9 eingetragenen, Hypothek 
von 1650 M. gegen den Grundſtückseigentümer auf Löſchung des Teiles der 
ihr im Range vorgehenden Hypotheken Abteilung III Nr. 7 und 8, welcher 
infolge Nichtzahlung der Valuta oder aus einem anderen Grunde ſich mit dem 
Eigentum in einer Perſon verbindet und dem Eigentümer als Eigentümerhypothek 
oder Eigentümergrundſchuld zuſteht. Ein ſolcher Antrag iſt nach §S 1179 BGB. 
zu beurteilen, welcher beſtimmt, daß, wenn der Eigentümer ſich einem anderen 
gegenüber verpflichtet, die Hypothek löſchen zu laſſen, ſobald fie ſich mit dem 
Eigentum in einer Perſon vereinigt, zur Sicherung des Anſpruchs auf Löſchung 
eine Vormerkung in das Grundbuch eingetragen werden kann. Ob ſolche Vor⸗ 
merkung aus $ 1179 eine Unterart der im $ 883 BGB. allgemein zugelaſſenen 
Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Aufhebung eines Rechtes an dem 
Grundſtück iſt, ift zweifelhaft. Sie iſt beſonders zugelaſſen, weil die unmittelbare 
Anwendung des § 883 nach den Verhandlungen der Kommiſſion für die zweite 
Leſung, denen er ſein Entſtehen verdankt (Protokolle 3, 607), nur auf Grund 
einer mindeſtens zweifelhaften theoretiſchen Auffaſſung der Eigentümerhypothel 
möglich und deshalb bedenklich erſchien. Was damit gemeint war, iſt ſtreitig, 
kann aber hier dahingeſtellt bleiben, da es hier nur darauf ankommt, daß auch 
die Vormerkung des $ 1170 eine Vormerkung iſt und daß deshalb die all 
gemeinen Beſtimmungen der SS 883 ff. auf fie Anwendung finden, und da 
dies ſich ſchon aus dem Gebrauche des techniſchen Ausdrucks „Vormerkung“ 
ergibt. Ueber die Ausgeſtaltung der Vormerkung beſtand Streit, welcher ſeine 
Erledigung dahin gefunden hat, daß in ihr nicht ein neues dingliches Recht 
an Grundſtücken geſchaffen iſt, ſondern daß durch ihre Eintragung lediglich 
ein beſtehender Anſpruch verlautbart wird, daß ſie alſo einem Anſpruche dingliche 
Wirkung gegen Dritte beilegt. Dieſer Grundauffaſſung entſprechend hat man 
dem Gläubiger nicht einen direkten Anſpruch gegen den jeweiligen Eigentümer 
des Grundſtücks oder ſonſtigen dinglich Berechtigten gegeben, den er wahlweiſe 
wie bei einem Geſamtſchuldverhältniſſe neben dem Anſpruche gegen den obli⸗ 
gatoriſchen Schuldner geltend machen könnte, ſondern man hat das Rechts⸗ 
verhältnis dahin geſtaltet (5 888 BGB.), daß der Anſpruch, zu deſſen 
Sicherung die Vormerkung eingetragen iſt, gegen den urſprünglichen Schuldner 
geltend gemacht werden muß und daß der jeweilige Eigentümer oder ſonſtige 
dinglich Berechtigte ſeine grundbuchmäßige Zuſtimmung zur Verwirklichung des 
geſicherten Anſpruchs geben muß. Danach hat die Vormerkung keine ſelbſtändige 
Bedeutung, ſondern ſie bildet lediglich ein Nebenrecht eines Anſpruchs aus 
einem Schuldverhältnis, indem ſie deſſen Träger die Möglichkeit gewährt, ſeinen 
Anſpruch auch dem ſpäteren Erwerber eines dinglichen Rechtes gegenüber zu 
verwirklichen (zu vergl. OL GRſpr. 10, 433). Die Frage, für wen eine Bor: 
merkung eingetragen werden kann, iſt deshalb lediglich aus dem Rechte der 
Schuldverhältniſſe zu beurteilen. Soweit ein Anſpruch auf Löſchung einer 
Hypothek beſtehen kann, ſo weit kann auch eine Vormerkung zu ſeiner Sicherung 
eingetragen werden. ö 

Hiernach ſind die Ausführungen der weiteren Beſchwerde, daß eine Vor⸗ 
merkung aus § 1179 BGB. nicht nur für den derzeitigen Inhaber einer nach⸗ 
ſtehenden Hypothek, ſondern auch für jeden anderen eingetragen werden kann, nicht 
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zu beanſtanden, inſofern damit geſagt ſein ſoll, daß jede rechtsfähige Perſon einen 
Anſpruch auf Löſchung der Hypothek erwerben und daß jeder derartige Anſpruch 
geſichert werden kann. Dies iſt aber auch vom Landgerichte nicht in Zweifel 
gezogen. Ebenſo ſind die Ausführungen des Landgerichts, daß eine Vor⸗ 
merkung das Beſtehen einer wirkſamen Schuldverbindlichkeit vorausſetze, inſofern 
nicht zu beanſtanden, als damit geſagt ſein ſoll, daß eine Vormerkung zur 
Sicherung eines als nichtig erkennbaren Anſpruchs nicht eingetragen werden 
darf. Denn durch ſolche Eintragung würde das Grundbuch unrichtig werden 
und der Grundbuchrichter darf nach ſeiner amtlichen Stellung eine Unrichtigkeit 
nicht mit Bewußtſein herbeiführen. Doch iſt dabei zu berückſichtigen, daß nach 
§ 883 BGB. die Eintragung einer Vormerkung auch zur Sicherung eines 
künftigen oder bedingten Anſpruchs zuläſſig iſt und daß nach 8 885 BGB., 
§ 19 GBO. die Eintragung der Vormerkung lediglich auf Grund der Bes 
willigung deſſen, deſſen Recht betroffen wird, beantragt werden kann, daß alſo 
der Nachweis der Entſtehung des zu ſichernden Anſpruchs durch den Grundbuch⸗ 
richter nicht gefordert werden darf. Nur wenn erkennbar iſt, daß der Anſpruch 
nicht beſteht und auch in Zukunft nicht entſtehen kann, iſt alſo die Ablehnung 
der Eintragung zu rechtfertigen. 

Der Antragſteller will nicht eine Vormerkung zur Sicherung einer un⸗ 
beſtimmten Zahl von Anſprüchen eingetragen wiſſen, deren erſter dem jetzigen 
Gläubiger der im Range nachſtehenden Hypothek zuſteht und durch die Auf- 
gabe dieſer Hypothek auflöſend bedingt iſt, deren zweiter dem nächſten Gläubiger 
der Hypothek zuſteht und durch ſeinen Erwerb derſelben aufſchiebend, durch 
ſeine Aufgabe der Hypothek aber auflöſend bedingt iſt und deren dritter, vierter 
uſw. in gleicher Weiſe dem dritten, vierten uſw. Gläubiger der Hypothek zu⸗ 
ſteht. Einem ſolchen Verlangen würde auch entgegenſtehen, daß eine Vor⸗ 
merkung nur zur Sicherung eines Anſpruchs, nicht zur Sicherung mehrerer 
Anſprüche verſchiedener Perſonen eingetragen werden kann und daß ein Antrag 
auf Eintragung einer unbeſtimmten Zahl von Vormerkungen der im Grundbuch- 
verkehr erforderlichen Beſtimmtheit entbehrt. Der Antragſteller will vielmehr 
eine Vormerkung zur Sicherung eines Anſpruchs eingetragen wiſſen, der zur 
Zeit dem derzeitigen Gläubiger der im Range nachſtehenden Hypothek zuſteht, 
der, ſofern er nicht durch Verfügung dieſes Gläubigers erliſcht, von dem Zeit⸗ 
punkte des Ueberganges der Hypothek auf einen anderen Gläubiger ab dieſem 
neuen Gläubiger zuſteht und der in gleicher Weiſe, ſofern er nicht durch Ver⸗ 
fügung des zweiten Gläubigers erliſcht, dem dritten, vierten uſw. der nach⸗ 
ſtehenden Hypothek zuſtehen ſoll. Das Bedenken des Landgerichts, daß ein 
derartiger Anſpruch den künftigen Gläubigern der nachſtehenden Hypothek 
früher zuſtehen würde als die Hypothek ſelbſt, iſt unzutreffend, denn ſie ſollen 
den Anſpruch erſt erhalten, wenn ſie die Hypothek erwerben. Ebenſo iſt das 
weitere Bedenken unzutreffend, daß die Eintragung einer ſolchen Vormerkung 
praktiſch bedeutungslos ſei, weil der zu ſichernde Anſpruch im Zweifel mit der 
nachſtehenden Hypothek übertragen werde. Die Vormerkung iſt ein Nebenrecht 
des zu ſichernden Anſpruchs und geht mit ihm über. Eine beſondere Eintragung 
der Vormerkung für die Rechtsnachfolger des Gläubigers des zu ſichernden 
Anſpruchs iſt deshalb gegenſtandslos und unzuläſſig (OL GRſpr. 10, 433). 
Wenn aber der zu ſichernde Anſpruch dem derzeitigen Gläubiger einer nach⸗ 
ſtehenden Hypothek zuſteht, ſo wird er dadurch begrifflich nicht zum Nebenrechte 
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dieſer Hypothek. Er fteht ſelbſtändig neben ihr und kann von feinem Gläubiger 
mit der Hypothek übertragen oder auch nicht übertragen werden. Es mag 
gerechtfertigt ſein, im Wege der Auslegung in der Uebertragung der Hypothek 
zugleich mangels beſonderer entgegenſtehender Gründe die Uebertragung des 
Anſpruchs auf Löſchung der vorſtehenden Hypothek zu finden. Dieſe Aus⸗ 
legung verſagt aber, wenn der Gläubiger erkennbar die Hypothek ohne den 
zu ſichernden Anſpruch übertragen will. Deshalb iſt es für den Verkehr von 
Bedeutung, ob der Anſpruch von vornherein in der Weiſe begründet werden 
kann, daß er mit der Uebertragung der Hypothek dem neuen Hypothekengläubiger 
zuſteht, ſofern er nicht vor dieſer Uebertragung erloſchen iſt. 

In Frage ſteht alſo nur, ob ein derartiger Anſpruch, deſſen Subjekt 
ohne Abtretung durch den Gläubiger wechſelt und durch ein anderes Sach⸗ 
verhältnis beſtimmt wird, nach den Grundſätzen des Rechtes der Schuld⸗ 
verhältniſſe möglich iſt. Im gemeinen Rechte war es ſtreitig. Für das 
Allgemeine Landrecht iſt es in beſonders gearteten Fällen bejaht (zu vergl. RG. 
1, 368). Ebenſo wird es für das geltende Recht von Dernburg (Bürgerliches 
Recht Bd. 3 § 69 Nr. 7 Anm. 11) bejaht. Die Richtigkeit dieſer Annahme 
ergibt ſich aus folgenden Erwägungen: Ein Vertragsſchluß mit den zurzeit 
noch unbekannten künftigen Gläubigern der nachſtehenden Hypothek iſt allerdings 
nicht möglich, da ein Vertreter mit Vertretungsmacht für ſie nicht exiſtiert. 
Der § 328 BGB. bietet aber die Möglichkeit, durch einen Vertrag eine 
Leiſtung an einen Dritten mit der Wirkung zu bedingen, daß der Dritte 
unmittelbar das Recht erwirbt, die Leiſtung zu fordern. Nach § 328 
Abi. 2 BGB. iſt in Ermangelung einer beſonderen Beſtimmung aus den 
Umſtänden, insbeſondere aus dem Zwecke des Vertrags, zu entnehmen, ob 
das Recht des Dritten ſofort oder nur unter gewiſſen Vorausſetzungen entſtehen 
ſolle. Einer Namhaftmachung des Dritten im Vertrage bedarf es nicht. 
Nach S 332 BGB. iſt ſogar die Möglichkeit vorgeſehen, daß vereinbart 
wird, der Verſprechensempfänger ſolle befugt ſein, ohne Zuſtimmung des Ver⸗ 
ſprechenden an die Stelle des im Vertrage bezeichneten Dritten einen anderen 
zu ſetzen. Um ſo mehr muß ſtatthaft ſein, den Dritten nur in der Weiſe zu 
bezeichnen, daß Merkmale oder Mittel angegeben werden, durch die er beſtimmt 
werden kann. Bei der das Recht der Schuldverhältniſſe beherrſchenden Vertrags⸗ 
freiheit ſteht auch nichts im Wege, zu vereinbaren, daß der Dritte unter 
beſtimmten Vorausſetzungen wechſeln ſoll. Der §S 398 BGB. beſtimmt zwar, 
daß eine Forderung von dem Gläubiger durch Vertrag mit einem anderen 
auf dieſen übertragen werden kann. Damit iſt aber nur die Form der 
Abtretung durch den Gläubiger beſtimmt und nicht geſagt, daß der Gläubiger 
nicht auch in anderer Art wechſeln könne, wenn ſolcher Wechſel aus dem 
Inhalte der Forderung folgt. Ebenſo läßt ſich nicht ſagen, daß bei ſolchem 
im Begründungsvertrage vorgeſehenen Wechſel des Dritten nicht ein Anſpruch, 
ſondern eine Mehrheit von Anſprüchen, nämlich für jeden Dritten ein be⸗ 
ſonderer Anſpruch, begründet würde. Denn ein Schuldverhältnis iſt nach 
der heutigen Auffaſſung im Gegenſatze zum römiſchen Rechte nicht derart 
notwendig mit der Perſon des Gläubigers verbunden, daß es durch einen 
Wechſel desſelben ſein Weſen änderte. 

Es ergibt ſich alſo, daß die Begründung eines Forderungsrechts für 
den derzeitigen Gläubiger einer Hypothek, welches, ſofern es nicht durch ſeine 


Verfügung erliſcht, kraft des zugrunde liegenden Vertrags vom Uebergange 
der Hypothek an nicht mehr ihm, ſondern dem Erwerber der Hypothek zuſteht, 
begrifflich möglich iſt. Deshalb iſt nach dem Geſagten auch die Eintragung 
einer Vormerkung zur Sicherung eines ſolchen Anſpruchs nicht ausgeſchl oſſen. 

Indeſſen reichen die vorliegenden Unterlagen noch nicht aus, um die 
Eintragung daraufhin zu bewirken. Die Vormerkung ſoll zur Sicherung 
eines Anſpruchs auf Löſchung der im Range vorgehenden Hypothek eingetragen 
werden. Ihre Eintragungsfähigkeit iſt deshalb durch die Bezeichnung des 
Anſpruchs bedingt, der zwar nach $ 885 Abſ. 2 BGB. nicht ſelbſt in das Grundbuch 


eingetragen zu werden braucht, ſondern bezüglich deſſen im Grundbuch auf 


die Eintragungsbewilligung Bezug genommen werden kann, der aber wenigſtens 
in letzterer bezeichnet werden muß. Zur Bezeichnung eines Anſpruchs aus 
einem Schuldverhältniſſe genügt nicht die Angabe ſeines Inhalts, alſo hier 
die Angabe, daß er auf Löſchung des gemäß $ 1163 Abſ. 1 Satz 1 BGB. 
dem Eigentümer zuſtehenden Teiles der Hypothek gerichtet iſt. Denn derartige 
Anſprüche desſelben Gläubigers gegen denſelben Schuldner können in beliebiger 
Zahl ſelbſtändig nebeneinander beſtehen, wenn ſie auf verſchiedenen Gründen 
beruhen. Eine Vormerkung, die nur einen ſolchen Anſpruch ſichert, ſichert 
darum noch nicht den andern gleichen Inhalts, ſofern ſie nicht auch für ihn 
eingetragen iſt. Wie deshalb eine Klagſchrift nach $ 253 Nr. 3 ZPO. 
neben dem Gegenſtand eines Anſpruchs auch deſſen Grund angeben muß, 
wie das gleiche nach SS 920, 936 ZPO. für das Geſuch um Anordnung 
eines Arreſtes oder Erlaß einer einſtweiligen Verfügung, insbeſondere einer 
ſolchen gilt, auf Grund deren nach $ 885 BGB. eine Vormerkung eingetragen 
werden ſoll, ſo erfordert das Spezialitätsprinzip des Grundbuchs, daß in der 
Bewilligung der Eintragung einer Vormerkung neben dem Gegenſtande des 
zu ſichernden Anſpruchs auch ſein Grund angegeben wird. Denn ohne ſolche 
Angabe würde die Eintragung ihren Zweck verfehlen, die grundbuchlichen 
Verhältniſſe klar zu legen, da dann aus ihr oder der in ihr in Bezug genommenen 
Eintragungsbewilligung nicht zu erſehen wäre, welcher Anſpruch durch ſie 
geſichert iſt. Ein Nachweis des Grundes braucht nicht geführt zu werden, 
da die Eintragung nach $ 885 BGB., $ 19 GBO. auf Grund der formalen 
Bewilligung erfolgt. Es iſt nicht einmal notwendig, daß der Grund in der 
Vergangenheit liegt, da die Vormerkung nach S 883 BGB. auch zur Sicherung 


zukünftiger Anſprüche eingetragen werden kann. Notwendig iſt aber die 


Angabe der Tatſachen, aus welchen der zu ſichernde Anſpruch entſtanden iſt 
oder entſtehen ſoll, in ſolchem Umfange, daß der Anſpruch von anderen An⸗ 
ſprüchen gleichen Inhalts desſelben Gläubigers gegen denſelben Schuldner 
unterſchieden werden kann. 

Im vorliegenden Falle muß alſo in dem die Eintragungsbewilligung 
erſetzenden Antrage des Eigentümers außer dem bezeichneten Inhalte des 
Anſpruchs weiter angegeben werden, mit wem und wann der den Anſpruch 
begründende Vertrag geſchloſſen iſt oder geſchloſſen werden ſoll, und daß in 
ihm vereinbart iſt oder vereinbart werden ſoll, der Anſpruch auf Löſchung 
ſolle dem jetzigen Inhaber der nachſtehenden Hypothek für die Dauer ſeiner 
Inhaberſchaft uneingeſchränkt, von dem Zeitpunkte des Ueberganges der Hypothek 
auf einen anderen ab aber dieſem und mit derſelben Maßgabe dem jeweiligen 
Inhaber der Hypothek zuſtehen. Um dem Antragſteller Gelegenheit zu geben, 
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ſeinen Antrag in dieſer Richtung zu ergänzen, iſt die Sache unter Aufhebung 
der Vorentſcheidungen an das Amtsgericht zwecks Erlaſſes einer Zwiſchen⸗ 
verfügung gemäß § 18 GBO. zurückverwieſen. Die demnächſte Formulierung 
der Eintragung wird nach Eingang der Ergänzung in der Weiſe erfolgen 
können, daß die Vormerkung für den jeweiligen Inhaber der nachſtehenden 
Hypothek eingetragen und im übrigen zur näheren Bezeichnung des Anſpruchs 
auf die Eintragungsbewilligung Bezug genommen wird, da bei deren er⸗ 
gänzter Faſſung Mißverſtändniſſe darüber, daß der Anſpruch ſtets nur dem 
jeweiligen Hypothekengläubiger zuſteht und daß zur Löſchung der Vormerkung 
deſſen alleinige Bewilligung ausreicht, nicht zu beſorgen ſind. 

Uebrigens mag noch bemerkt werden, daß ein Widerſpruch dieſer Ent⸗ 
ſcheidung mit dem entſcheidenden Teile des Beſchluſſes des Kammergerichts 
RIA. 7, 64 nicht beſteht. Denn in ihm iſt die Berichtigung der Eintragung 
einer Vormerkung zugunſten der Gläubigerin einer Hypothek deshalb angeordnet, 
weil die Eintragung nur zugunſten einer beſtimmten Perſon in ihrer Eigenſchaft 
als Gläubigerin dieſer Hypothek bewilligt war. 


Zuläſſigkeit der Umſchreibung einer von dem Eigentümer erworbenen Hypothek 

auf den Namen eines neuen Gläubigers, ohne daß es der Feſtſtellung 

bedarf, ob der Eigentümer die Hypothek als Eigentümerhypothek oder 
als Eigentümergrundſchuld erworben hat. 


88 1148, 1163, 1177, 1180, 1198 BGB. 
Kammergericht Berlin, 15. März 1906. — Bd. 7 S. 151. 


Im Grundbuche ſteht eine Darlehnshypothek von 115000 M. für die 
Hypothekenbank in M. eingetragen auf Grund der Schuldurkunde vom 5. Juli 1895. 
Perſönliche Schuldner waren die damaligen Grundſtückseigentümer. Von dieſen 
hat der Privatier R. das Grundſtück unter Uebernahme der Hypotheken im 
Jahre 1897 gekauft. Von letzterem iſt es im Erbteilungsweg im Jahre 1900 
auf die Witwe R. übergegangen, die ebenfalls die Hypothek übernommen hat, 
und von deren Erben hat es der jetzige Eigentümer F. 1904 erworben, 
gleichfalls unter Uebernahme der Hypothek in Anrechnung auf den Kaufpreis. 
Am 21. Dezember 1905 hat die Hypothekengläubigerin erklärt, daß ſie vom 
Grundſtückseigentümer bezahlt ſei, und die Löſchung bewilligt. In notarieller 
Urkunde vom 11. Dezember 1905 hat der Grundſtückseigentümer F. erklärt, 
daß die gedachte Forderung von 115 000 M. von der Geſellſchaft D. A., 
Penſions⸗ und Lebensverſicherungs⸗Aktiengeſellſchaft, erworben ſei und daß er 
mit dieſer die näher aufgeführten Veränderungen der Verzinſung, Kündigung 
und Fälligkeit vereinbare. In notarieller Urkunde vom 28. Dezember 1905 
bekennt ſich der Grundſtückseigentümer als Darlehnsſchuldner der Aktien⸗ 
geſellſchaft D. A. in Höhe von 115000 M. und beſtellt hierfür Sicherheit 
in der Weiſe, daß er die für die Hypothekenbank eingetragene Hypothek, die 
als Grundſchuld auf ihn übergegangen ſei, unter Umwandlung in eine Hypothek 
für das empfangene Darlehn an die Aktiengeſellſchaft D. A. abtrete. In 
notarieller Urkunde vom 30. Dezember 1905 hat letztere erklärt, daß ſie die 
Erklärung des Grundſtückseigentümers in der Verhandlung vom 28. Dezember 
1905 annehme und mit demſelben die in der Urkunde vom 11. Dezember 1905 
enthaltene Vereinbarung ſchließe. 


Das Amtsgericht hat die beantragte Umschreibung der Hypothek abgelehnt 
mit der Begründung: Die Umgeſtaltung der Hypothek in den Urkunden 
vom 21., 28. und 30. Dezember 1905 ſei auf der Grundlage bewirkt, 
daß die Hypothek durch Bezahlung ſeitens des Eigentümers in ſeiner Hand 
Grundſchuld geworden ſei. Das ſetze aber voraus, daß F. als perſönlicher 
Schuldner bezahlt habe. Nun habe er zwar beim Grundſtückskaufe die Hypothek 
in Anrechnung auf den Kaufpreis übernommen. Es ſei aber nicht nachgewieſen, 
daß die Gläubigerin die Uebernahme genehmigt habe, bezw. daß ihr dieſelbe 
mitgeteilt ſei und ſie ſechs Monate geſchwiegen habe. Das Landgericht hat 
unter Billigung dieſer Gründe die Beſchwerde zurückgewieſen. 

Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht die Beſchlüſſe der 
Vorinſtanzen aufgehoben und die Sache zur anderweitigen Erörterung und 
Entſcheidung nach Maßgabe der folgenden Gründe an das Amtsgericht zurück⸗ 
verwieſen. 

Erliſcht die Forderung, für welche eine Hypothek beſtellt iſt, ſo erwirbt 
der Grundſtückseigentümer die Hypothek (8 1163), und zwar wird fie in 
ſeiner Hand zur Grundſchuld (§S 1177). Daß der Eigentümer perſönlicher 
Schuldner war, iſt nicht Vorausſetzung. Auch wenn die Erlöſchung dadurch 
eintritt, daß ein Dritter den Gläubiger befriedigt, ohne daß er dadurch die 
Forderung erwirbt (S 1164), oder daß der Gläubiger die Forderung, deren 
perſönlicher Schuldner ein anderer als der Eigentümer iſt, erläßt, erwirbt der 
Eigentümer die Hypothek als Grundſchuld. Dieſe kann er nach § 1198, 
wieder in eine Hypothek umwandeln. Allerdings nicht in ſeiner eigenen Hand, 
denn die Umwandlung ſetzt die Unterlegung einer neuen Forderung voraus 
und eine Forderung gegen ſich ſelbſt kann niemand begründen. Der Erwerb 
einer Eigentümerhypothek iſt nur inſoweit zuläſſig, als dies im Geſetze (§ 1143, 
§ 1177 Abſ. 2) ausdrücklich vorgeſehen iſt (zu vergl. RIA. 3, 212). 
Dagegen kann die Umwandlung erfolgen bei der Abtretung der Grundſchuld 
an einen Dritten. Dieſen Fall haben untergebens der Grundſtückseigentümer 
und die Aktiengeſellſchaft D. A. bei ihren Erklärungen im Auge gehabt. 
Die Vorinſtanzen bezweifeln nicht, daß der Grundſtückseigentümer derjenige 
geweſen iſt, welcher die Hypothekengläubigerin befriedigt hat. Sie vermiſſen 
nur den Nachweis, daß er auch perſönlicher Schuldner geweſen iſt. Hinſichtlich 
der Frage, ob er die Hypothek infolge der Befriedigung der Gläubigerin 
durch ihn erworben hat, macht es keinen Unterſchied, ob er perſönlicher 
Schuldner war oder nicht. Dagegen iſt dies erheblich für die Frage, wie er 
die Hypothek erworben hat. War er perſönlicher Schuldner, ſo hat er ſie 
als Eigentümergrundſchuld gemäß S 1163 Abi. 1 Satz 2, war er nicht 
perſönlicher Schuldner, jo hat er fie als Eigentümerhypothek gemäß § 1143 
erworben. Nun iſt den Vorinſtanzen darin allerdings beizutreten, daß der 
Nachweis, daß der Eigentümer zugleich der perſönliche Schuldner war, nicht 
erbracht iſt. Hierzu reicht nicht aus, daß er ſie beim Erwerbe des Grund⸗ 
ſtücks in Anrechnung auf den Kaufpreis übernommen hat, ſondern es muß 
hinzukommen, daß der Gläubiger die Uebernahme genehmigt hat oder daß er 
infolge Schweigens auf unterlaſſene Mitteilung als genehmigend zu gelten 
hat (S 416). So lange nicht die Genehmigung erfolgt oder als erfolgt 
anzuſehen iſt, bleibt der Verkäufer Schuldner. Der Käufer iſt zwar ihm 
gegenüber verpflichtet, ihn von der Schuld zu befreien, allein zu dem Gläubiger 
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ſteht er in keinem Schuldverhältnis und er iſt nicht perſönlicher Schuldner, 
ſo daß er trotz ſeiner Verpflichtung dem Verkäufer gegenüber die Forderung 
erwirbt und mithin Eigentümerhypothekar wird. Anders würde der Fall 
liegen, wenn nachgewieſen wäre, daß der Grundſtückseigentümer in Erfüllung 
ſeiner Verpflichtung, den Verkäufer zu befreien, für dieſen bezahlt hätte. 
Dann erloſch die Forderung; denn die Vorausſetzung für den Uebergang der 
Forderung auf den zahlenden perſönlichen Schuldner (8 1164) würde nicht 
vorliegen, aber auch der Eigentümer könnte die Forderung nicht erwerben, 
da er nicht für ſich gezahlt hat. Er würde demnach die Hypothek als Grund⸗ 
ſchuld erworben haben. Allein da andererſeits die Möglichkeit vorliegt, daß 
die Zahlung im eigenen Namen erfolgt iſt, ſo iſt im vorliegenden Falle nicht 
erſichtlich, ob der Eigentümer die Hypothek als Eigentümergrundſchuld, wie er 
behauptet, oder als Eigentümerhypothek erworben hat (vergl. KGJ. 27, 278; 
RA. 5, 210). 

Wie nach § 1198 einer Grundſchuld — welche begrifflich von einer 
Forderung losgelöſt iſt — nachträglich eine ſolche untergelegt werden kann, 
wodurch fie alsdann zur Hypothek wird, fo geſtattet S 1180, einer Hypothek — 
welche begrifflich mit einer Forderung verbunden iſt — eine andere Forderung 
unterzulegen. Dazu bedarf es einer Einigung des Eigentümers und des 
Gläubigers. Iſt dies derſelbe Gläubiger, dem ſchon bisher die Hypothek 
zuſtand, ſo genügt dieſe Einigung. Soll aber dieſe Forderung durch eine 
andere erſetzt werden, welche einem neuen Gläubiger zuſteht, ſo muß außerdem 
die Zuſtimmung des bisherigen Hypothekengläubigers hinzutreten. Von der 
Anwendung dieſes Grundſatzes iſt die Eigentümerhypothek nicht ausgeſchloſſen. 
Selbſtverſtändlich iſt die Erſetzung der Forderung durch eine andere in der 
Hand des Eigentümers unmöglich. In dieſer Beziehung gilt dasſelbe wie 
bei der Grundſchuld, daß niemand gegen ſich ſelbſt eine Forderung begründen 
kann. Dagegen ſteht nichts im Wege, daß der Eigentümer ſeine Eigentümer⸗ 
hypothek abtritt und hierbei eine Forderung des Zeſſionars an die Stelle 
der bisherigen Forderung ſetzt. 

Aus dem Vorſtehenden ergibt ſich, daß der Fall der Unterlegung einer 
Forderung unter eine Eigentümergrundſchuld nach Vorausſetzungen und 
Wirkungen demjenigen Falle gleichſteht, in welchem einer Eigentümerhypothek 
eine andere Forderung untergelegt wird. Vorausſetzung iſt für beide Fälle 
der übereinſtimmende Wille, daß die Grundſchuld bezw. Hypothek in Zukunft 
Hypothek mit einer beſtimmten obligatoriſchen Unterlage werden ſoll, und die 
Wirkung beſteht darin, daß in beiden Fällen das gleiche Rechtsobjekt entſteht, 
mag vorher das Rechtsobjekt eine Grundſchuld oder eine Hypothek geweſen ſein. 

Iſt das aber richtig, ſo kann unmöglich ins Gewicht fallen, ob die 
Beteiligten der Rechtsauffaſſung geweſen ſind, daß eine Grundſchuld und nicht 
eine Hypothek umgewandelt werde. Sind Inhalt und Wirkungen des Willens 
hinſichtlich des neu zu ſchaffenden Objekts die gleichen, ſo iſt es regelmäßig 
unerheblich, welches Objekt bisher beſtanden hat. Die Erklärungen der Parteien 
zur Umſchreibung der Hypothek in eine andere Hypothek mit dem näher 
bezeichneten Inhalte muß deshalb genügen, ohne daß es vorher einer Feſtſtellung 
bedarf, ob der Eigentümer bisher eine Eigentümerhypothek oder⸗Grundſchuld gehabt 
hat. Würde dieſe Feſtſtellung getroffen, ſo würde die praktiſche Wirkung für beide 
Fälle ganz dieſelbe fein. Dann aber erweiſt ſich die Feſtſtellung als überflüſſig. 
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Unzuläſſigkeit der Eintragung von Vertragsſtrafen, welche die Erfüllung 

einer vom Eigentümer im Intereſſe der Sicherung der Hypothek über⸗ 

nommenen perſönlichen Verpflichtung bezwecken, als Nebenleiſtungen der 
Hypothek. 


Unzuläſſigkeit der Eintragnug von Nebenleiſtungen einer Hypothek, wenn 
der Höchſtbetrag der dadurch entſtehenden Belaftung nicht aus dem Grund⸗ 
buch erſichtlich iſt. 


§ 1115 BGB. 
Kammergericht Berlin, 22. März 1906. — Bd. 7 S. 154. 


Die im Grundbuche in Abteilung III eingetragenen Hypotheken Nr. x 
und y find an die Stadtgemeinde S. (ſtädtiſche Sparkaſſe) abgetreten. Ein⸗ 
getragene Eigentümer des Grundſtücks ſind die in Gütergemeinſchaft lebenden 
Eheleute P. Als Vertreter der Gütergemeinſchaft hat der Ehemann in notarieller 
Urkunde vom 20. November 1905 bekundet, daß er mit der Zeſſionarin bezüglich 
der gedachten Hypotheken eine Reihe näher bezeichneter Vereinbarungen getroffen 
habe, aus denen folgendes hervorzuheben iſt. Unter Nr. 3 iſt der Gläubigerin 
das Recht eingeräumt, das Kapital ohne Kündigung unter anderem dann 
zurückzufordern, wenn die Verſicherung der auf dem Pfandgrundſtücke befindlichen 
Gebäude nicht mit einer ſolchen Geſellſchaft abgeſchloſſen iſt und bleibt, welche 
im Deutſchen Reiche ihren Sitz hat und bei der Sparkaſſe der Stadt S. 
zugelaſſen iſt, auch der Gläubigerin nicht der Hypothekenſicherungsſchein ein⸗ 
gereicht iſt, ferner, wenn die Verſicherungsſumme ohne Genehmigung der 
Gläubigerin herabgeſetzt wird. 

Sodann iſt weiter beſtimmt: 

5. Außerdem ſind wir verpflichtet, während der Zeit, während welcher 
wir den ſoeben genannten Verpflichtungen bezüglich der Verſicherung 
nicht in allen Teilen nachkommen, anſtatt 4½ 5 Prozent Zinſen zu 
zahlen und eine Vertragsſtrafe von 1 Prozent des Hypothekenkapitals 
zu entrichten. 

6. Im Falle der Veräußerung des Grundſtücks haben wir der Gläubigerin 
binnen 14 Tagen nach der Auflaſſung ſchriftlich mitzuteilen, wann die 
Auflaſſung ſtattgefunden hat, die Adreſſe des neuen Erwerbers, ob 
der neue Erwerber verheiratet iſt und eventuell die Angaben, aus denen 
hervorgeht, welcher Güterſtand für die Ehe des neuen Erwerbers maß⸗ 
gebend iſt, ferner ob der neue Erwerber die Hypothek gemäß S 416 BGB. 
übernommen hat. Werden dieſe Angaben der Gläubigerin nicht voll⸗ 
ſtändig und richtig gemacht oder kommen wir unſerer Verpflichtung, 
der Gläubigerin gemäß $ 416 Abſ. 3 von der Schuldübernahme 
Mitteilung zu machen, nicht nach, ſo iſt Gläubigerin berechtigt, Erfüllung 
dieſer Verpflichtung zu verlangen und außerdem eine Vertragsſtrafe 
von 30 M. für jeden Fall zu fordern. 

Schließlich iſt die Eintragung der Abänderung der Zahlungsbedingungen, der 
Zinserhöhung ſowie der Vertragsſtrafen im Grundbuche bewilligt. 

Das Grundbuchamt hat durch Zwiſchenverfügung folgende Bedenken gegen 

die Eintragung erhoben. Die Vertragsſtrafe falle als ſelbſtändiges Recht des 
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Gläubigers nicht unter §S 1115 BGB., könne vielmehr nur als beſondere 
Hypothek eingetragen werden. Abgeſehen hiervon handele es ſich aber auch 
um eine Mehrheit von Vertragsſtrafen, deren Geſamtzahl zur Zeit nicht feſt⸗ 
geſtellt werden könne. Es könne daher auch nicht ein Geldbetrag für alle Fälle 
angegeben werden. Zweck der Beſtimmung im § 1115 BGB. über Angabe 
des Geldbetrags der Nebenleiſtungen ſei aber, daß aus dem Grundbuche her⸗ 
vorgehe, in welchem Umfange das Grundſtück durch die Nebenleiſtungen belaſtet 
werde. 

Auf die Erklärung der Gläubigerin, daß ſie damit einverſtanden ſei, daß 
die Hauptverpflichtung eingetragen und bezüglich der Vertragsſtrafen beſonders 
entſchieden werde, hat das Amtsgericht die Hypotheken umgeſchrieben, vermerkt, 
daß das Kapital vom 18. März 1905 ab mit 4½ Prozent, unter Um: 
ſtänden mit 5 Prozent zu verzinſen ſei, im übrigen bezüglich der Zins⸗ und 
Zahlungsbedingungen auf die Urkunde vom 20. November 1905 Bezug ge⸗ 
nommen und hinzugefügt: 

Die in dieſer Eintragungsbewilligung verzeichneten Vertragsſtrafen ſind 
nicht mit eingetragen. 

Die von der Sparkaſſe hiergegen erhobene Beſchwerde iſt vom Landgerichte 
zurückgewieſen mit der Erwägung, daß weder die Verſicherungspflicht noch die 
Anzeigepflicht Nebenleiſtungen ſeien, wenn ſie in ihrem Endzweck auch der 
Sicherung der Hypothek zu dienen beſtimmt ſeien. Seien ſie aber demgemäß 
nicht eintragbar, ſo ſeien auch die lediglich zur Befolgung dieſer vertraglichen 
Verpflichtungen dienenden Geldſtrafen nicht eintragungsſähig. Es erübrige ſich 
deshalb eine Entſcheidung, ob der Betrag der Geldſtrafen genügend beſtimmt 
ſei. Auch die weitere Beſchwerde iſt vom Kammergerichte zurückgewieſen worden 
aus folgenden Gründen: 

Nach dem erſten Entwurfe beſchränkte ſich die Haftung des Grundſtücks — 
abgeſehen von den geſetzlichen Zinſen und Koſten (8 1066) — lediglich 
auf die Hauptforderung und die Vertragszinſen (§ 1064). Ein prak⸗ 
tiſches Bedürfnis für Erweiterungen der Hypothek, wie ſie einzelne Landes⸗ 
geſetze enthielten, wurde nicht anerkannt, zumal ſolche mit dem Eintragungs⸗ 
und Spezialitätsprinzipe nicht in Einklang ſtehen (zu vergl. Motive 3, 650). 
In der zweiten Leſung (Mugdan, Materialien 3, 798) wurde ein Zuſatz be⸗ 
antragt, welcher ermöglichen ſollte, daß die für Darlehne näher bezeichneter 
Kreditanſtalten beſtellten Hypotheken durch Vereinbarung der Beteiligten auf die 
nach den Satzungen außer den Zinſen zu entrichtenden Nebenleiſtungen erſtreckt 
würden und daß bezüglich dieſer Nebenleiſtungen bei der Eintragung nur auf 
die Satzungen Bezug genommen zu werden brauche. Es wurde darauf hin⸗ 
gewieſen, daß nach den Satzungen dieſer Anſtalten der Schuldner neben den 
Zinſen und Koften noch mannigfache andere Nebenleiſtungen übernehme. Bei 
einigen derſelben, z. B. Zinſen für rückſtändig gebliebene, von der Anſtalt vor⸗ 
geſchoſſene Hypothekenzinſen, Vertragsſtrafen für unpünktliche Zinszahlung, 
handele es ſich um Forderungen, deren Entſtehung und Betrag nicht von 
vornherein feſtſtehe. Nach dem Entwurfe müſſe daher für dieſe Forderungen 
eine beſondere Sicherungshypothek eingetragen werden. Um die hieraus er⸗ 
wachſenden wirtſchaftlichen Nachteile zu beſeitigen, ſei es geboten, die vertrags⸗ 
mäßige Erſtreckung der Darlehnshypothek auf die ſatzungsgemäßen Nebenleiſtungen 


ohne Eintragung eines beſtimmten Betrags zu geſtatten. Die Durchbrechung 
des Spezialitätsprinzips müſſe gegenüber dem praktiſchen Bedürfniſſe zurücktreten. 
Bezüglich der Eintragung genüge die Bezugnahme nicht nur auf die Eintragungs⸗ 
bewilligung, ſondern auch auf die Satzungen, da die Vorſchrift nur für Kredit⸗ 
anſtalten gelten ſolle, deren Satzungen öffentlich bekannt gemacht ſeien. Der 
Vorſchlag wurde darauf angenommen und die Faſſung der Redaktionskommiſſion 
überlaſſen. Auf dieſe Weiſe iſt zunächſt der Abſ. 2 des $ 1115 BGB. zur 
Entſtehung gelangt. Die Redaktionskommiſſion iſt aber über den in der Kom⸗ 
miſſion behandelten Fall der Kreditinſtitute hinausgegangen und hat auch im 
Abſ. 1 der Hauptforderung und den Zinſen andere Nebenleiſtungen beigefügt 
und damit bei allen Hypotheken das Grundſtück außer für Zinſen auch für 
ſonſtige Nebenleiſtungen für haftbar erklärt. 

Was unter Nebenleiſtungen zu verſtehen iſt, darüber ſpricht ſich das Geſetz 
nicht aus. Es muß deshalb auf den gemeinen Sprachgebrauch zurückgegangen 
werden. Vorausſetzung iſt zunächſt die Verbindung mehrerer Forderungen. Dieſe 
Verbindung kann aber nicht in der Nebeneinanderſtellung zweier ſelbſtändiger 
Forderungen beſtehen, vielmehr erfordert der Begriff von Haupt⸗ und Neben⸗ 
forderung, daß die eine in einem Abhängigkeitsverhältniſſe zur anderen ſteht; 
denn andernfalls würden beide Hauptforderung ſein. Ein ſolches Abhängig⸗ 
keitsverhältnis beſteht z. B. zwiſchen Hauptforderung und Zinſen oder einer an 
die nicht ordnungsmäßige Leiſtung der Hauptforderung oder Zinſen geknüpften 
Vertragsſtrafe. Dagegen fehlt es im vorliegenden Falle an einem ſolchen 
Abhängigkeitsverhältniſſe. Die Grundſtückseigentümer haben der Hypotheken⸗ 
gläubigerin gegenüber verſchiedene perſönliche Verpflichtungen übernommen in 
Anſehung der Verſicherung der auf dem verpfändeten Grundſtücke ſtehenden Ge⸗ 
bäude und für den Fall eines Eigentumswechſels. Daß derartige Verpflichtungen, 
auch wenn ſie dazu beſtimmt ſind, dem Intereſſe der Hypothek zu dienen, keine 
Nebenleiſtungen dieſer ſind, hat das Kammergericht bereits ausgeführt (KGJ. 
29, 247). Dann aber können auch Vertragsſtrafen, welche die Erfüllung 
ſolcher perſönlichen Verpflichtungen bezwecken, keine Nebenleiſtungen der Hypothek 
ſein. Sie ſind vor ihrem Verfalle nicht abhängig von der Hypothek als Haupt⸗ 
forderung, nach ihrem Verfall aber ſind es Forderungen mit völlig ſeblſtändiger 
Exiſtenz. Derartige Vertragsſtrafen, welche nicht an die Hypothek ſelbſt, ſondern 
an anderweitige Vorgänge geknüpft ſind, können nicht als Nebenbeſtandteil der 
Hypothek ins Grundbuch eingeführt werden, vielmehr ſteht ihrer Sicherſtellung 
nur der Weg einer beſonderen Höchſtbetragshypothek offen. 

Aber auch der zweite Ablehnungsgrund des Amtsgerichts — Unbeſtimmtheit 
des Geldbetrags —, den das Landgericht dahingeſtellt gelaſſen hat, erſcheint 
zutreffend. Als bei der zweiten Leſung zugunſten gewiſſer Kreditinſtitute die 
Erweiterung der Hypothek durch die Haftung des Grundſtücks für die ſtatuten⸗ 
mäßigen Nebenleiſtungen beantragt wurde, war man ſich klar darüber, daß hiermit 
das Spezialitätsprinzip durchbrochen werde, inſofern einzelne der Nebenleiſtungen, 
z. B. Zinſen für rückſtändig gebliebene, von der Anſtalt vorgeſchoſſene Hypo⸗ 
thekenzinſen oder Vertragsſtrafen für unpünktliche Zinszahlung, hinſichtlich der 
Entſtehung und des Betrags nicht von vornherein feſtſtehen. Man ließ indeſſen 
dies Bedenken gegenüber dem praktiſchen Bedürfniſſe zurücktreten, teils im Hin⸗ 
blick auf die große Bedeutung der Kreditinſtitute der in Rede ſtehenden Art, 
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teils weil es ſich zumeiſt nur um geringfügige Forderungen handele oder 
darauf zu rechnen ſei, daß die Aufſichtsbehörde die Forderungen (3. B. Vertrags⸗ 
ſtrafen) nicht in übermäßiger Höhe zulaſſen werde. Mit Rückſicht hierauf gab 
man bei Kreditanſtalten, deren Satzungen von den zuſtändigen Behörden öffentlich 
bekannt gemacht worden ſind, das Spezialitätsprinzip inſofern auf, als man 
für ſatzungsgemäße Nebenleiſtungen das Grundſtück auch dann haften ließ, wenn 
ſie nicht von vornherein ihrer Exiſtenz und ihrem Betrage nach feſtſtehen. 
Ueber die gedachten Kreditanſtalten hinaus aber iſt die Redaktionskommiſſion 
hierbei nicht gegangen. Zwar hat ſie Nebenleiſtungen allgemein zugelaſſen. 
Dagegen iſt das Spezialitätsprinzip hier dadurch gewahrt, daß ihr Geldbetrag 
im Grundbuch angegeben werden muß. Das kann entweder in der Weile 
geſchehen, daß eine beſtimmte Geldſumme eingetragen oder die Höhe der Neben⸗ 
leiſtungen derartig beſchrieben wird, daß die Berechnung auf einen Geldbetrag 
ſtattfinden kann, und zwar von vornherein dergeſtalt, daß jeder, welcher das 
Grundbuch einſieht, ſofort den Höchſtbetrag der Belaſtung erſehen kann (zu 
vergl. OL GRſpr. 8, 206; KGJ. 20, 199, 203; RIA. 1, 81). An dieſer 
Beſtimmtheit aber fehlt es hier. Unter Nr. 5 ift beſtimmt, daß für die Zeit, 
während welcher die Grundſtückseigentümer den Verpflichtungen bezüglich der 
Verſicherung nicht nachkommen, a) 5 Prozent Zinſen ſtatt 4½ Prozent zu 
zahlen ſind, b) eine Vertragsſtrafe von 1 Prozent des Hypothekenkapitals zu 
entrichten iſt. Der erſtere Teil dieſer Abrede iſt zweifellos eintragbar. Beide 
Leiſtungen ſtellen ſich rechtlich als Konventionalſtrafen dar, jedoch mit dem 
Unterſchiede, daß die erſtere in einer Erhöhung des Zinsfußes, die letztere in 
einer ſelbſtändigen Leiſtung beſteht. Daß die Eintragung von Zinſen mit der 
Maßgabe, daß bei Eintritt einer beſtimmten Bedingung ſich die Zinſen erhöhen 
oder erniedrigen, zuläſſig iſt, unterliegt keinem Bedenken und deshalb wird 
von der Rechtſprechung die Zuläſſigkeit der Eintragung von Strafprozenten bei 
einer Hypothek nicht bezweifelt (zu vergl. RG. 37, 274; RIA. 1, 79; 3, 52). 
Dagegen bedarf die ſich in einer ſelbſtändigen Leiſtung darſtellende Konventional⸗ 
ſtrafe der Angabe eines beſtimmten Betrags. Dazu iſt aber nicht bloß er⸗ 
forderlich, daß feſtſteht, ob der Anſpruch zur Entſtehung gelangen wird, ſondern 
auch, für welche bezw. wie viele Handlungen oder Unterlaſſungen die Strafe 
zu zahlen iſt. Im vorliegenden Falle iſt aber beides ungewiß, ſo daß es an 
der Berechnungsmöglichkeit fehlt, in welcher Höhe die Hypothek das Grundſtück 
belaſtet. Aus den gleichen Erwägungen hat das Kammergericht einer Be⸗ 
ſtimmung, daß die rückſtändigen Zinſen vom Fälligkeitstag ab mit 5 Prozent 
jährlich zu verzinſen find, die Eintragung verſagt (zu vergl. KGJ. 20, 200). 

Völlig ebenſo liegt die Sache bezüglich der Vertragsſtrafe unter Nr. 6, 
indem die Eheleute P. eine ſolche von 30 M. für jeden Fall verſprochen 
haben, wo ſie der Verpflichtung über Mitteilungen bezüglich des Eigentums⸗ 
wechſels nicht nachgekommen ſind. Auch hier iſt völlig ungewiß, ob ein Verfall 
der Strafe überhaupt eintreten und eventuell wie oft die Strafe verfallen wird. 
Alſo auch hier fehlt es an einem feſt beſtimmten Geldbetrage. 

Unter dieſen Umſtänden kann dahingeſtellt bleiben, ob der Ehemann 
als Vertreter der Gütergemeinſchaft überhaupt zu den in der Urkunde vom 
20. November 1905 übernommenen Verpflichtungen nach S 1445 BGB. be 
fugt war. 


Befugnis des Vormundſchaftsgerichts, im Falle eines Streites zwiſchen 

geſchiedenen Ehegatten, der den perſönlichen Verkehr mit dem Kinde betrifft, 

zu entſcheiden, ohne daß zuvor dem Kinde für das Verfahren ein Pfleger 
beſtellt wird. 


88 1636, 1909 BGB. 
Reichsgericht, V. Zivilſenat, 28. Juni 1906. 
Veröffentlicht RG. 64, 16. 


Wegfall der Bindung der Beteiligten an eine im Erbenauseinanderſetzungs⸗ 

verfahren getroffene Vereinbarung, wenn auf den rechtzeitigen Autrag eines 

im Termine nicht erſchienenen Beteiligten ein neuer Termin anberaumt 
und in dieſem die Verhandlung fortgeſetzt worden iſt. 


88 91, 93, 97 FG. 
Kammergericht Berlin, 5. April 1906. — Bd. 7, S. 170. 


Das Geſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit enthält 
keine ausdrücklichen Vorſchriften darüber, wie lange die vorläufig gebundenen 
Beteiligten des Erbenauseinanderſetzungsverfahrens (d. h. diejenigen, welche 
gemäß § 91 Abſ. 1, § 93 Abſ. 1 Satz 2 eine vorbereitende Vereinbarung 
getroffen oder ihr Einverſtändnis zum Auseinanderſetzungsplan erklärt haben, 
ſowie diejenigen, welche nach § 91 Abſ. 2, § 93 Abſ. 1 Satz 3 dieſen 
Abmachungen nachträglich zugeſtimmt haben oder nach $ 91 Abſ. 3, $ 93 
Abſ. 2 als zuſtimmend gelten) den übrigen Beteiligten gegenüber, deren Er⸗ 
klärungen noch fehlen, an ihre Zuſtimmung gebunden bleiben. Immerhin 
ſind aus dem Gefetz ausreichende Anhaltspunkte für den Zeitpunkt der Be⸗ 
endigung ihrer Bindung zu entnehmen. Mit dem Erbenauseinanderſetzungs⸗ 
verfahren wird der Zweck verfolgt, eine Auseinanderſetzung (oder auch vorgängige 
Vereinbarung) mit den Wirkungen einer vertragsmäßigen Auseinanderſetzung 
(Vereinbarung) zuſtande zu bringen (§ 97). Zu dieſem Zwecke bedarf es 
der Erlangung des Einverſtändniſſes aller Beteiligten, welches entweder wirk⸗ 
lich erklärt wird oder zufolge ihrer Säumnis als erklärt gilt. Die vorläufig 
gebundenen Beteiligten erwarten (ähnlich wie bei einem Vertragsantrage) die 
Annahme oder Ablehnung der gemachten Vorſchläge von den übrigen Beteiligten. 
Ihre Bindung iſt jedoch nach den Vorſchriften des Geſetzes über die Angelegen⸗ 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit offenſichtlich eine ſehr viel weiter gehende 
als diejenige eines Vertragsofferenten nach den 88 145 ff. BGB. Ein Wider⸗ 
ruf des einmal gegebenen Einverſtändniſſes liegt nicht im freien Willen der 
Beteiligten; vielmehr ſind ſie ſo lange als daran gebunden zu betrachten, als 
die geſetzmäßige Durchführung des Verfahrens es erfordert; denn ſonſt könnten 
ſie durch ihre Widerrufserklärungen die vermittelnde Tätigkeit des Gerichts in 
jedem Augenblicke lahm legen. Die gehörige Durchführung des Verfahrens 
läßt aber die Gebundenheit jener Beteiligten ſo lange als notwendig erſcheinen, 
als gemäß § 91 Abſ. 3, § 93 Abſ. 2 noch gegen einen anderen Beteiligten 
ein Verſäumnisverfahren ſchwebt; denn dieſes kann weiterhin dazu führen, 
daß ſein Einverſtändnis angenommen wird und ſomit die Auseinanderſetzung 
(Vereinbarung) zuſtande kommt. Findet jedoch dieſes Verſäumnisverſahren 
ſeinen Abſchluß dahin, daß der früher nicht erſchienene Beteiligte mit ſeinem 
Widerſpruche gegen die Auseinanderſetzung (Vereinbarung) rechtswirkſam durch⸗ 


u CN 


dringt, fo iſt dieſer Verſuch der Erzielung eines allſeitigen Einverſtändniſſes 
der Beteiligten als endgültig geſcheitert anzuſehen. Nunmehr erſcheint es auch 
nicht mehr gerechtfertigt, die Bindung der bisher gebundenen Beteiligten weiter⸗ 
hin aufrecht zu erhalten; vielmehr ſind ſie infolgedeſſen auch untereinander an 
ihre früheren Vorſchläge und Erklärungen nicht mehr für gebunden zu er⸗ 
achten, ſo daß die Fortſetzung des Verfahrens auf einer ganz neuen Grund⸗ 
lage mit voller Freiheit aller Beteiligten ſtattfindet. Hiernach kommt es für 
die Beendigung der Bindung der vorläufig gebundenen Beteiligten in einem 
ſolchen Falle entſcheidend darauf an, in welchem Zeitpunkte die Ablehnung 
dor vorgeſchlagenen Auseinanderſetzung (Vereinbarung) von ſeiten des vorher 
ſäumigen Beteiligten ſich als vollwirkſam erweiſt. Das ergibt ſich aber aus 
§ 91 Abſ. 3 Satz 2 bis 4, wo beſtimmt wird: 

Die Bekanntmachung (der in dem Termine getroffenen Vereinbarung) 
muß den Hinweis darauf enthalten, daß, wenn der Beteiligte nicht innerhalb 
einer von dem Gerichte zu beſtimmenden Friſt die Anberaumung eines 
neuen Termins beantrage oder wenn er in dem neuen Termine nicht erſcheine, 
ſein Einverſtändnis mit dem Inhalte der Urkunde angenommen werden 
würde. Beantragt der Beteiligte rechtzeitig die Anberaumung eines neuen 
Termins und erſcheint er in dieſem Termine, ſo iſt die Verhandlung ſort⸗ 
zuſetzen. Anderenfalls hat das Gericht die Vereinbarung zu beſtätigen. 

Dieſe Vorſchriften gelten nach 8 93 Abſ. 2 auch für die Auseinander⸗ 

ſetzung ſelbſt. Hieraus geht hervor, daß in der rechtzeitigen Stellung des 
Antrags auf Anberaumung eines neuen Termins von ſeiten des früher nicht 
erſchienenen Beteiligten eine wirkſame Ablehnung der ihm bekannt gemachten 
Vorſchläge noch nicht zu finden iſt, daß er vielmehr ſeinen Ablehnungswillen 
zu dieſem Behufe noch dadurch beſtätigen muß, daß er auch in dem neuen 
Termine erſcheint. Wenn er erſcheint, ſo iſt die Verhandlung fortzuſetzen, 
anderenfalls die Vereinbarung zu beſtätigen. Dieſer Gegenſatz läßt erkennen, 
daß im Falle ſeines Erſcheinens eine Beſtätigung nicht mehr ſtattzufinden hat, 
ſondern ſtatt ihrer die Fortſetzung der Verhandlung erfolgen muß. Mit dem 
Eintritt in dieſe wird alſo die bisherige Grundlage der Auseinanderſetzung 
(Vereinbarung) aufgegeben und ihr Zweck iſt, eine neue, geeignetere Unterlage 
für eine ſolche zu gewinnen. Allerdings liegt es in der Natur der Sache, 
daß der Erſchienene auch noch bei Beginn des Termins vor dem Eintritt in 
die fortgeſetzte Verhandlung ſeinen Widerſpruch gegen die gemachten Vorſchläge 
zurückziehen kann, ſo daß dadurch noch rechtzeitig eine Vereitelung der Aus⸗ 
einanderſetzung (Vereinbarung) verhütet werden kann. Geſchieht dies aber 
nicht, indem er entweder den früher gemachten Vorſchlägen ausdrücklich wider⸗ 
ſpricht oder ſonſt durch fein ablehnendes Verhalten die Fortſetzung der Ver⸗ 
handlung zwecks Aufſtellung anderweitiger Vorſchläge veranlaßt, ſo hat er 
dadurch rechtswirkſam die bisher vorgeſchlagene Auseinanderſetzung (Vereinbarung) 
abgelehnt; dieſe iſt damit endgültigt geſcheitert und kein Beteiligter mehr an 
ſie gebunden. 


Ausſetzung des Erbenauseinanderſetzungsverfahreus bis zur Erledigung von 
Streitpunkten, die ſich bei den Verhandlungen ergeben haben; Befugnis 
des Nachlaßgerichts, von der Ausſetzung abzuſehen, wenn Widerſprüche 
gegen die Vorſchläge der übrigen Beteiligten nicht im Verhandlungstermine, 
ſondern nur in ſchriftlichen Eingaben erhoben ſind. 


$ 95 8G. 
Kammergericht Berlin, 5. April 1906. — Bd. 7 S. 174. 


Die Beſchwerde gegen einen Beſtätigungsbeſchluß im Erbenauseinander⸗ 
ſetzungsverfahren kann nach $ 96 Satz 2 FG. nur darauf geſtützt werden, 
daß die Vorſchriften über das Verfahren nicht beachtet ſeien. Das Landgericht 
hat nun eine derartige Geſetzesverletzung darin erblickt, daß das Amtsgericht 
trotz dem Vorliegen von Streitpunkten, welche gemäß § 95 eine Ausſetzung 
des Verfahrens nötig gemacht hätten, dieſes doch nach Maßgabe des § 98 
ſortgeſetzt habe. Es iſt zunächſt dem Landgerichte darin beizutreten, daß in 
einer derartigen Fortſetzung des Verfahrens, obwohl ſeine Ausſetzung zur 
Erledigung von Streitpunkten nach § 95 geboten war, allerdings eine Rechts⸗ 
verletzung im Sinne des § 96 Satz 2 zu finden iſt (zu vergl. RIA. 4, 
14; 3BlF G. 4, 265; Bayᷣobès GZ. 4, 500). Es kann ihm jedoch nicht 
darin beigepflichtet werden, daß dieſer Fall tatſächlich vorliegt. § 95 Satz 1 
beſtimmt: 

Ergeben ſich bei den Verhandlungen Streitpunkte, ſo iſt ein Protokoll 
darüber aufzunehmen und das Verfahren bis zur Erledigung der Streit⸗ 
punkte auszuſetzen. 

Daraus geht in zweifelsfreier Weiſe hervor, daß für die Ausſetzung des 
Verfahrens nur ſolche Streitpunkte in Betracht kommen, welche ſich bei den 
Verhandlungen in einem Termine vor dem Nachlaßgericht ergeben haben, 
wogegen ein außerhalb des Termins erhobener, dem Gerichte ſchriftlich erklärter 
Widerſpruch gegen die von ſeiten der übrigen Beteiligten gemachten oder zu 
erwartenden Vorſchläge dieſe rechtliche Bedeutung nicht hat. Die ſich bei den 
Verhandlungen ergebenden Streitpunkte ſind in das Terminsprotokoll aufzu⸗ 
nehmen, um als Grundlage für ihre Austragung im Prozeßwege zu dienen 
(Denkſchrift S. 62; Hahn⸗Mugdan 7, 60). Dieſes Protokoll muß alſo Aus⸗ 
kunft geben über die Streitpunkte, wegen deren die Notwendigkeit einer Aus⸗ 
ſetzung des Verfahrens behauptet wird, während es auf den Inhalt der 
ſchriftlichen Eingaben der Beteiligten in dieſer Beziehung nicht ankommt. Ein 
„Streitpunkt“ im Sinne dieſer Vorſchrift liegt aber nicht ſchon dann vor, 
wenn zwiſchen den Beteiligten bei den Verhandlungen im allgemeinen Meinungs: 
verſchiedenheiten in bezug auf die vorzunehmende Erbenauseinanderſetzung 
hervorgetreten ſind und wenn bis zur Beendigung des Termins eine Einigung 
über dieſe noch nicht erzielt worden iſt; denn es gehört recht eigentlich zum 
Zwecke des gerichtlichen Vermittlungsverfahrens, in der weiteren Verhandlung 
auf die Beilegung ſolcher Meinungsverſchiedenheiten hinzuwirken. Vielmehr 
gehört es zum Begriffe des Streitpunkts, daß der Vermittlungsverſuch des 
Richters erfolglos geblieben und endgültig ein Streit über einen beſtimmten 
Punkt, ein konkretes Streitverhältnis, klar⸗ und feſtgeſtellt wird, welches nach 
der Abſicht der Beteiligten als Gegenſtand eines Prozeſſes dienen kann und 
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ſoll. Die Feſtſtellung eines ſolchen endgültigen Streitpunkts muß ſich aus 
den Verhandlung „ergeben“, fie muß ihr Ergebnis bilden und als fobches 
aus dem Terminsprotokoll erſichtlich fein. 


Unzuläſſigkeit der Feſtſtellung, daß ein anderer Erbe als der Fiskus 
nicht vorhanden iſt, ſofern dem Nachlaßgerichte das Vorhandenſein eines 
nicht von der Erbfolge ausgeſchloſſenen Verwandten des Erblaſſers nach⸗ 
gewieſen wird, auch wenn der Nachweis, daß die Verwandten einer vor⸗ 
hergeheuden Ordnung weggefallen ſind, nicht erbracht iſt. 
88 1936, 1964, 1965 BGB. 
Kammergericht Berlin, 5. April 1906. — Bd. 7 S. 178. 


Am 9. Oktober 1902 iſt der Hausbeſitzer R. in ſeinem Wohnſitze zu d. 
tot aufgefunden worden. Das Amtsgericht zu S. hat einen Pfleger für ſeine 
unbekannten Erben beſtellt und am 26. Januar 1904 an diejenigen, welchen 
Erbrechte an ſeinem Nachlaſſe zuſtehen, die Aufforderung erlaſſen, ſolche 
ſpäteſtens am 6. Juni 1904 anzumelden. Die Aufforderung iſt vom 3. Februar 
bis zum 6. Juni 1904 an der Gerichtstafel ausgehängt geweſen, am 8. Februar 
1904 im Reichsanzeiger und am 11. und 25 Februar 1904 im Amtsblatte 
der Regierung zu K. veröffentlicht worden. Am 6. Juni 1904 hat das 
Amtsgericht auf Antrag des Nachlaßpflegers ein Urteil dahin verkündet, daß 
die unbekannten Erben mit ihren Anſprüchen auf den Nachlaß ausgeſchloſſen 
würden. Am 20. Juni 1904 hat es die Nachlaßpflegſchaft aufgehoben und 
den Pfleger aufgefordert, den Nachlaß an die Regierung herauszugeben. 
Schon im Februar 1903 hatte der Pfleger angezeigt, daß Frau S., geb. R., 
ſich bei ihm als Erbin gemeldet und auch Urkunden zu ihrer Legitimation 
eingereicht habe, die aber zur Begründung ihres Erbrechts nicht ausreichten. 
Am 26. Juni 1904 hat Frau S. bei dem Nachlaßgerichte privatſchriftlich 
unter Bezugnahme auf §8 1965 Abf. 2 BGB. beantragt, ihr einen Erbſchein 
über ihr Erbrecht am Nachlaſſe des R. zu erteilen. Sie hat dabei pfarr⸗ 
und ſtandesamtliche Urkunden vorgelegt, aus denen ſich ergab, daß ihr Vater 
und der Vater des Erblaſſers uneheliche Söhne derſelben Mutter waren. 
Das Amtsgericht gab ihr die Urkunden mit dem Erſuchen zurück, eine Erbes⸗ 
legitimationserklärung durch einen Notar aufnehmen zu laſſen, und teilte 
zugleich dem Pfleger mit, daß die Pflegſchaft noch nicht aufgehoben, ſondern 
zunächſt eine Friſt von drei Monaten abzuwarten fei. Am 21. Juli 1904 
zeigte der Juſtizrat E. im Namen der Frau S. dem Amtsgericht an, daß 
der Erblaſſer unverheiratet geweſen und daß ſeine Mutter vor ihm geſtorben 
ſei, daß er aber drei Geſchwiſter gehabt habe, welche ohne Abkömmlinge 
verſtorben ſein follten, dieſe Tatſache ſowie die Frage, ob die Großmutter 
weitere Kinder gehabt habe, ſei noch aufzuklären. Er werde weitere Er⸗ 
mittelungen anſtellen. Am 17. Auguſt 1904 bat der Juſtizrat E. das 
Amtsgericht, die Friſt des S 1965 BGB. zu verlängern. Das Amtsgericht 
verfügte eine Antwort dahin, daß die Verlängerung unzuläſſig ſei. 

Am 21. September 1904 ſtellte das Amtsgericht unter Bezugnahme 
auf die SS 1964, 1965 BGB. durch Beſchluß feſt, daß ein anderer Erbe 
als der Fiskus nicht vorhanden fei. 

Die hiergegen erhobene Beſchwerde der Frau S. iſt vom Landgerichte 
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zurückgewieſen worden. Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht 
die Beſchlüſſe des Landgerichts und des Amtsgerichts aufgehoben aus folgenden 
Gründen: 

Der Erblaſſer iſt im Jahre 1902 geſtorben. Die erbrechtlichen Ver⸗ 
hültniſſe feines Nachlaſſes find deshalb nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche 
zu beurteilen. Ein Ausſchlußurteil, wie es von dem Amtsgericht am 6. Juni 
1904 erlaſſen iſt,iſt dem Bürgerlichen Geſetzbuch unbekannt. Ob es trotzdem 
die in den J. 9. SS 494 ff. PrALR. bezeichneten Wirkungen hat, kann 
dahingeſtellt bleiben. Keinesfalls hat es die Wirkung, den wirklichen Erben 
ihr Erbrecht zu entziehen, denn ſolche Wirkung würde es auch nach dem 
angeführten § 494 nicht gehabt haben. Ebenſowenig kann es die Wirkung 
haben, das in den §§ 1964, 1965 BGB. vorgeſchriebene Verfahren aus⸗ 
zuſchließen. Denn der Fiskus hat ein Recht darauf, daß bei Vorhandenſein 
der geſetzlichen Vorausſetzungen feſtgeſtellt wird, ein anderer Erbe als er ſei 
nicht vorhanden, und das Nachlaßgericht iſt verpflichtet, bei Vorhandenſein der 
geſetzlichen Vorausſetzungen dieſe Feſtſtellungen zu treffen (zu vergl. OL GRſpr. 9, 
384). Durch den Erlaß eines formell unzuläſſigen Ausſchlußurteils kann 
die Erfüllung dieſer Pflicht nicht erſetzt werden. Das Amtsgericht iſt deshalb 
mit Recht ungeachtet dieſes Ausſchlußurteils auf dem in den SS 1964, 1965 BGB. 
gewieſenen Wege vorgegangen. 

Nach § 12 FG. hat das Gericht der freiwilligen Gerichtsbarkeit vor 
Erlaß einer Entſcheidung von Amts wegen die zur Feſtſtellung der Tatſachen 
erforderlichen Ermittelungen zu veranſtalten. Dieſe Beſtimmung gilt auch für 
das Nachlaßgericht, bevor es die Feſtſtellung trifft, daß ein anderer Erbe als 
der Fiskus nicht vorhanden ſei. Denn nach § 1964 BGB. iſt dieſe Feſt⸗ 
ſtellung erſt zu treffen, wenn nicht innerhalb einer den Umſtänden entſprechenden 
Friſt der Erbe ermittelt wird. Daß im § 1965 beſtimmte Arten von Er⸗ 
mittelungen vorgeſchrieben ſind, nämlich eine öffentliche Aufforderung zur 
Anmeldung der Erbrechte, welche nur unterbleiben darf, ſofern die Koſten 
dem Beſtande des Nachlaſſes gegenüber unverhältnismäßig hoch ſind, ſchließt 
die allgemeine Ermittelungspflicht des Nachlaßrichters nicht aus. Dieſer Pflicht 
iſt das Amtsgericht ſich nicht bewußt geweſen. Denn es hat außer der 
öffentlichen Aufforderung Ermittelungen nicht angeſtellt, obwohl infolge der 
Anzeige des Pflegers, daß Frau S. ſich als Erbin gemeldet habe, ſchon ſeit 
dem Februar 1903 Anlaß und Möglichkeit dazu gegeben waren. Ob noch 
jetzt Ermittelungen zuläſſig ſein würden, nachdem die öffentliche Aufforderung 
in Gemäßheit des 8 1965 BGB. und der SS 948 bis 950, 204 38D. 
erlaſſen iſt und nachdem ſeit dem Ablaufe der Anmeldungsfriſt drei Monate 
verſtrichen ſind, kann dahin geſtellt bleiben, da die Beſchwerde aus einem 
anderen Grunde als wegen Verletzung der Ermittelungspflicht gerechtfertigt iſt. 

Nach S 1964 Abſ. 1 BGB. ſoll die Feſtſtellung, daß ein anderer 
Erbe als der Fiskus nicht vorhanden iſt, erfolgen, wenn der Erbe nicht 
ermittelt wird. Nach § 1965 Abſ. 2 ſoll dabei ein Erbrecht unberückſichtigt 
bleiben, wenn nicht dem Nachlaßgerichte friſtgemäß nachgewieſen wird, daß 
das Erbrecht beſteht oder daß es gegen den Fiskus im Wege der Klage 
geltend gemacht iſt. Nach dem gewöhnlichen Sprachgebrauch iſt unter den 
Erben derjenige zu verſtehen, der zur Erbfolge beruſen iſt und auf den 
deshalb nach $ 1942 BGB. die Erbſchaft unbeſchadet ſeines Rechtes, fie 
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auszuſchlagen, übergeht. Sofern die Berufung zur Erbfolge auf Verwandtſchaft 
beruht, würde zum Nachweiſe des Erbrechts der Nachweis der Verwandtſchaft 
nicht genügen. Denn nach §S 1930 BGB. iſt ein Verwandter nicht zur 
Erbfolge berufen, ſo lange ein Verwandter einer vorhergehenden Ordnung 
vorhanden iſt. Es müßte alſo auch dieſes Nichtvorhandenſein dem Nachlaß⸗ 
gerichte nachgewieſen werden, widrigenfalls die Anmeldung des Erbrechts nach 
§ 1965 Abſ. 2 unberückſichtigt bleiben und die Feſtſtellung, daß ein anderer 
Erbe als der Fiskus nicht vorhanden ſei, getroffen werden müßte. Die 
Motive zu dem entſprechenden $ 2067 des Entw. I (5, 556) ſcheinen dies 
auch anzunehmen. Denn ſie bezeichnen als Zweckmäßigkeitsgrund der Vorſchrift 
die Erwägung, daß ohne ſie die Erbſchaft nicht ausgeantwortet werden könne, 
ſo lange nicht feſtſtehe, wer Erbe iſt, daß alſo die Nachlaßpflegſchaſt fortbeſtehen 
müſſe und hierdurch der für das Nachlaßgericht und den Pfleger mit Be⸗ 
läſtigungen und Verantwortlichkeit verbundene Schwebezuſtand ins Ungemeſſene 
verlängert werden könne. Deſſen ungeachtet kann dies nicht der Standpunkt 
des Geſetzes fein, denn nach $ 1936 BGB. iſt der Fiskus nur dann geſetzlicher 
Erbe, wenn zurzeit des Erbfalls weder ein Verwandter noch ein Ehegatte 
des Erblaſſers vorhanden iſt. Iſt nachgewieſen, daß ein Verwandter vorhanden 
iſt, ſo ſteht feſt, daß der Fiskus nicht Erbe iſt, auch wenn zurzeit nicht nach⸗ 
gewieſen werden kann, daß kein Verwandter einer vorhergehenden Ordnung 
vorhanden iſt. Damit ſteht auch feſt, daß ein anderer Erbe als der Fiskus 
vorhanden iſt. Es kann deshalb unmöglich dem Gerichte die Pflicht obliegen, 
feſtzuſtellen, daß ein anderer Erbe als der Fiskus nicht vorhanden iſt. Denn 
das Geſetz kann nicht wollen, daß der Richter eine Feſtſtellung trifft, deren 
Unrichtigkeit er kennt, auch wenn fie, wie die Feſtſtellung des § 1964 BGB. 
nur eine Vermutung begründet und widerlegbar iſt. Deshalb muß der 
friſtgemäße Nachweis, daß ein Verwandter des Erblaſſers vorhanden iſt, 
welcher nicht durch Teſtament gemäß $ 1938 BGB. von der Erbfolge aus: 
geſchloſſen iſt, noch die Erbſchaft ausgeſchlagen hat, deſſen Erbrecht auch nicht 
durch § 2339 oder § 2346 ausgeſchloſſen iſt, im Sinne des § 1965 
Abſ. 2 als Nachweis des Erbrechts und im Sinne des § 1964 Abſ. 1 
als Ermittelung der Erben gelten. Aus denſelben Gründen wird auch in 
der Literatur, die ſich im übrigen, ſoweit bekannt geworden, mit der Frage 
nicht beſchäftigt hat, von v. Staudinger⸗Herzfelder Anm. 2 Abſ. 5 zu 
§ 1964 BGB., angenommen, daß der § 1964 nicht anwendbar ſei, wenn 
zwei oder mehrere darüber ſtreiten, wer von ihnen Erbe ſei, wenn aber 
immerhin klar iſt, daß einer von ihnen Erbe iſt. Dieſer Fall liegt inſofern 
ebenſo, wie der hier erörterte, als auch bei Nachweis des Vorhandenſeins 
eines Verwandten ohne Führung des Nachweiſes des Nichtvorhandenſeins 
Verwandter einer vorhergehenden Ordnung feſtſteht, daß ein Verwandter und 
nicht der Fiskus Erbe iſt, zweifelhaft aber nur bleibt, welcher Verwandte das 
Erbrecht hat. Die Beſchwerdeführerin hat dem Nachlaßgerichte durch ihre 
Eingabe vom 26. Juni 1904 und deren Anlagen vor Ablauf der Friſt des 
§ 1965 Abſ. 2 BGB. den Nachweis geführt, daß fie nach § 1926 zur 
Erbfolge berufen iſt, wenn nicht Verwandte der zweiten Ordnung vorhanden 
ſind. Denn der Umſtand, daß ihr Vater und der Vater des Erblaſſers 
uneheliche Kinder derſelben Mutter ſind, ſteht dem Erbrechte nicht entgegen, 
da nach § 1705 das uneheliche Kind im Verhältniſſe zu der Mutter und 
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den Verwandten der Mutter die rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes 
hat und da dieſer Grundſatz gemäß Art. 208 des EG. z. BGB. für die 
nach dem 1. Januar 1900 eingetretenen Erbfälle auch inſoweit gilt, als die 
uneheliche Geburt in die frühere Zeit fällt. Die Feſtſtellung, daß ein anderer 
Erbe als der Fiskus nicht vorhanden ſei, durfte alſo nicht getroffen werden 
und iſt aufzuheben. Das Nachlaßgericht muß nach $ 1960 BGB. für die 
Sicherung des Nachlaſſes ſorgen, bis der weitere Nachweis erbracht iſt, welcher 
Verwandte Erbe iſt. 


Formgültigkeit eines Teſtaments, auch wenn die Unterſchrift eines Zeugen 
nicht unter, ſondern neben der Unterſchrift des Erblaſſers ſteht. 


§ 2242 BGB. 
Kammergericht Berlin, 5. April 1906. — Bd. 7, S. 181. 


Der vom Landgericht gebilligte Entſcheidnngsgrund des Amtsgerichts, 
daß von den beiden Zeugen der eine, Anton K., das Teſtament nicht unter⸗ 
ſchrieben habe, weil ſeine Namensunterſchrift nicht innerhalb, ſondern 
neben derjenigen des Erblaſſers ſtehe, kann als zutreffend nicht anerkannt 
werden. Die auch im Falle des S 2249 BGB. zu beobachtenden Form⸗ 
vorſchriften der SS 2241, 2242 beruhen, wie das Reichsgericht wiederholt 
hervorgehoben hat, auf der Tendenz, eine Formungültigkeit des Teſtaments 
nach Möglichkeit abzuwenden (RG. 50, 16; ZW. 1906 S. 53 Nr. 3; 
RIA. 7, 55). Von mehreren möglichen Auslegungen iſt daher derjenigen 
der Vorzug zu geben, welche der Aufrechterhaltung der Teſtamente am 
günſtigſten iſt. Zu der Auslegung aber, daß die Unterſchriften der mit⸗ 
wirkenden Perſonen unterhalb derjenigen des Erblaſſers ſtehen müßten, nötigen 
die 88 2241, 2242 BGB. nicht. Denn wenn es auch richtig iſt, daß die 
Unterſchriſten der mitwirkenden Perſonen den Abſchluß des Protokolls zu 
bilden haben, ſo zwingt doch nichts zu der Annahme, daß die Unterſchrift 
des Erblaſſers einen Beſtandteil des von den mitwirkenden Perſonen zu unter⸗ 
zeichnenden „Protokolls“ bildete. Vielmehr laſſen Wortlaut und Sinn des 
Geſetzes die Auffaſſung zu, daß unter dem „Protokoll“ nur der Text der 
Urkunde zu verſtehen iſt. Allerdings gehört zu dem Protokoll im Sinne des 
§ 2242 Abſ. 3 mit Notwendigkeit auch der Vermerk, daß das Protokoll 
vorgeleſen, von dem Erblaſſer genehmigt und von ihm eigenhändig unter⸗ 
ſchrieben worden iſt, während nach der neueren Anſicht des Reichsgerichts 
dieſer Vermerk zur Zeit der Unterzeichnung durch den Erblaſſer noch ganz 
oder teilweiſe fehlen darf (RJA. 7, 55 gegen JW. 1905 S. 541 Nr. 33). 
Durch die Unterzeichnung des am Schluſſe der Beurkundung ſtehenden Ver⸗ 
merkes ſeitens der mitwirkenden Perſonen wird aber in Ermangelung einer 
unzweideutigen gegenteiligen Beſtimmung des Geſetzes auch die neben oder 
unterhalb aller oder einiger Unterſchriften der mitwirkenden Perſonen ſtehende 
Unterſchrift des Erblaſſers gedeckt. Der Umſtand, daß vorliegendenfalls der 
Namenszug des Zeugen K. neben demjenigen des Erblaſſers ſteht, beeinträchtigt 
daher, weil ſämtliche Unterſchriften unterhalb des Textes der Urkunde ſich 
befinden, die Formgültigkeit des Teſtaments nicht. Auch ſonſt gibt die Form 
des Teſtaments zu Bedenken keinen Anlaß. | EN 


Unzuläſſigkeit der Feſtſtellung der Erbunwürdigkeit in anderer Weile als 
durch rechtskräftiges Urteil. 


88 2342, 2344 BOB. 
Oberlandesgericht Dresden, 18. April 1906. — Bd. 7 S. 185. 


Am 11. Auguſt 1905 wurden die verehelichte L. und deren vier Kinder 
in der Wohnung zu K. erſchlagen aufgeſunden. Als Mörder iſt der Mann 
der L., der Glasmachermeiſter L., zum Tode verurteilt und am 19. Januar 
1906 enthauptet worden. Die drei Schweſtern des hingerichteten Mannes 
der Frau L. haben in ihrer Eigenſchaft als geſetzliche Erben L.s je in einem 
öffentlich beglaubigten Schriftſtück auerkannt, daß ihr Bruder in Anſehung 
des Nachlaſſes ſeiner ermordeten Frau erbunwürdig ſei. Unter Ueberreichung 
dieſer Schriftſtücke beantragte die Schweſter der ermordeten Frau L., Frau 
Emma S., bei dem als Nachlaßgericht zuſtändigen Amtsgerichte K. die Er⸗ 
teilung eines ſie als einzige Erbin ihrer Schweſter ausweiſenden Erbſcheins. 
Das Amtsgericht lehnte den Antrag ab, weil die Erbunwürdigkeit nach 
§ 2342 BGB. durch Anfechtung im Wege der Klage geltend zu machen 
ſei und der verlangte Erbſchein deshalb nur auf Grund eines die Erbun⸗ 
würdigkeit ausſprechenden rechtskräftigen Urteils erteilt werden könne. Das 
Landgericht iſt dem auf die Beſchwerde der Antragſtellerin beigetreten. 


Auch der weiteren Beſchwerde iſt vom Oberlandesgerichte Dresden der 
Erfolg verſagt worden aus ſolgenden Gründen: 

Richtig iſt, daß in dem Prozeß über die Erbunwürdigkeit einer Perſon 
die allgemeinen Vorſchriften der Zivilprozeßordnung über die Folgen einer 
Verſäumnis und die Wirkung eines Anerkenntniſſes oder eines Geſtändniſſes 
gelten und daß daher der Beklagte, der den Klaganſpruch anerkennt, auf 
Grund des Anerkenntniſſes als erbunwürdig zu erklären iſt. Nicht richtig 
dagegen iſt es, wenn die Beſchwerdeführerin hieraus gefolgert wiſſen will, 
daß das von dem Erbunwürdigen (oder feinen Erben) in öffentlich beglaubigter 
Form erklärte Anerkenntnis der Erbunwürdigkeit für die Erteilung des Erb⸗ 
ſcheins dem die Erbunwürdigkeit ausſprechenden Urteile gleichgeſtellt werden 
müſſe. Denn abgeſehen davon, daß nach $ 2354 Abſ. 2, § 2356 Abſ. 1 
Satz 1 BGB. als Form für das Anerkenntnis nicht die öffentliche Beglaubigung 
genügen, ſondern die öffentliche Beurkundung zu erfordern ſein würde, iſt 
der Erbunwürdige nicht ſchon kraft Geſetzes von der Erbfolge ausgeſchloſſen, 
vielmehr wird er trotz ſeiner Erbunwürdigkeit Erbe und ſein Erwerb der 
Erbſchaft kann nur von den im § 2341 BGB. bezeichneten Perſonen an⸗ 
gefochten werden. Die Anfechtung hat im Wege der Klage zu erfolgen; iſt 
der Erbe auf die Klage rechtskräftig für erbunwürdig erklärt, ſo gilt der 
Anfall an ihn als nicht erfolgt und die Erbſchaft fällt demjenigen an, der 
berufen ſein würde, wenn der Erbunwürdige zur Zeit des Erbfalls nicht 
gelebt hätte (SS 2342, 2344 BGB.). Danach beruht die geſetzliche 
Regelung auf der Fiktion, daß der — in Wirklichkeit ſtattfindende — Anfall 
der Erbſchaft an den Erbunwürdigen nicht geſchehen ſei. Dieſe Fiktion ist 
an die Rechtskraft des auf die Anfechtungsklage ergehenden, die Erbunwürdigkeit 
ausſprechenden, Urteils gebunden; fie auf das bloße, wenn auch in Vertrags⸗ 
form ausgeſprochene Anerkenntnis des Erbunwürdigen und damit auf einen 
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ganz anderen Tatbeſtand zu übertragen, erſcheint ansgeſchloſſen. weil eine 
jede Fiktion als die Annahme einer im Widerſpruche zu der Wirklichkeit 
ſtehenden Tatſache notwendigerweiſe auf den für fie vom Geſetze vorgeſehenen 
Tatbeſtand beſchränkt iſt. 

Die Beſchwerdeführerin geht auch fehl, wenn ſie annimmt, daß in 
einem Falle wie dem vorliegenden, wo der Erbunwürdige (oder ſein Erbe) 
die Erbunwürdigkeit anerkennt, den Anfechtungskläger die Koſten des Prozeſſes 
träfen. Denn der Erbunwürdige hat durch ein Verhalten Anlaß zur Er⸗ 
hebung der Klage gegeben und durch ſein außergerichtliches Anerkenntnis der 
Erbunwürdigkeit wird der Anfechtungsberechtigte nicht klaglos geſtellt, ſo daß 
alſo auch die Vorſchrift des § 93 ZPO. keine Anwendung finden kann. 

Die Beſchwerdeführerin muß daher behufs Erlangung des von ihr be⸗ 
gehrten Erbſcheins Anfechtungsklage erheben. Ohne Erhebung von Klage läßt 
ſich die Angelegenheit nur in der Weiſe erledigen, daß die Schweſtern und 
Erbinnen 8,3 die Gegenſtände, die zu dem ihrem Bruder angefallenen Nachlaſſe 
der verehelichten L. gehören, der Beſchwerdeführerin rechtsgeſchäftlich übertragen. 


Antrag des Gläubigers einer Firma, die im Handelsregiſter eingetragene 
Löſchung der Firma wegen Mangels einer weſentlichen Vorausſetzung der 
Löſchung wieder anfzuheben. Unzuläſſigkeit der Beſchwerde gegen die 
Ablehnung dieſes Antrags, wenn die Beſchwerde lediglich darauf geſtützt 
wird, daß dem Gläubiger durch die Löſchung die Verfolgung ſeines Anſpruchs 
gegen die Firma erſchwert worden ſei. 
SS 20, 142 FG. 


Kammergericht Berlin, 23. April 1906. — Bd. 7 S. 186. 


Im Jahre 1901 iſt die Firma „Paul K.“ für ein von dem Kauf⸗ 
mann Paul K. zu B. in den Geſchäftsräumen P. ſtraße 33 betriebenes 
Kolonialwarengeſchäft in das Handelsregiſter eingetragen worden. In der 
notariell beglaubigten Urkunde vom 4. Juli 1905 erklärten: 

1. der Kaufmann Paul K., daß er ſein Handelsgeſchäft aufgelöſt hat 
und dieſe Tatſache zum Handelsregiſter mit dem Antrag auf Löſchung der 
Firma Paul K. angemeldet; 

2. Paul K. und der bisherige Rentier Ernſt S. zu S., daß ſie an 
dieſem Tage eine offene Handelsgeſellſchaft zu B. begründet haben, welche 
den Handel mit Kolonialwaren bezweckt und die Firma „Paul K. & Co.“ 
führen ſoll, und daß ſie dieſe Geſellſchaftserrichtung zur Eintragung in das 
Handelsregiſter anmelden. Als Geſchäftslokal der neuen Geſellſchaft wurde 
ebenfalls P. ſtraße 33 angegeben. Nach Einreichung dieſes Antrags iſt zufolge 
Verfügung des Amtsgerichts zu B. im Handelsregiſter eingetragen worden, 
daß die Firma jetzt Paul K. & Co. laute, daß eine offene Handelsgeſellſchaft 
vorliege und daß der bisherige Rentier S. in S. in das Geſchäft als perſönlich 
haftender Geſellſchaſter eingetreten ſei. Demnaͤchſt erklärte K. zu gerichtlichem 
Protokolle vom 10. Auguſt 1905: Es ſei bei Umwandlung feiner Firma 
in eine offene Handelsgeſellſchaft zwiſchen ihm und dem bisherigen Rentier S. 
vereinbart worden, daß die Forderungen und Verbindlichkeiten nicht mit über 
gingen; er bitte, dies noch in das Regiſter einzutragen. Daraufhin hat das 
Amtsgericht noch am 10. Auguſt 1905 einen entſprechenden Vermerk ein 


getragen. S. war mit den Eintragungen vom 7. Juli und 10. Auguſt 
nicht einverſtanden, er vertrat vielmehr den Standpunkt, daß entſprechend der 
Anmeldung vom 4. Juli 1905 die Firma Paul K. als Einzelfirma gelöſcht 
und die neue Firma Paul K. & Co. eingetragen werden müſſe, da er in 
die erſte Firma nicht eingetreten, vielmehr unter der zweiten Firma eine 
neue Geſellſchaft begründet worden ſei. Gegenüber der Auffaſſung des Amts⸗ 
gerichts und Landgerichts zu B., welche die Eintragungen als antragsgemäß 
und zutreffend erachteten, haben S. und die Firma Paul K. & Co. ihren 
Standpunkt im Beſchwerdewege geltend gemacht und den Beſchluß des Kammer⸗ 
gerichts vom 5. Oktober 1905 erwirkt, durch welchen die angefochtenen Ent: 
ſcheidungen der Vorinſtanzen aufgehoben und die Sache an das Amtsgericht 
zurückverwieſen wurde (RJA. 6, 185). Es wurde ausgeführt, daß die 
Eintragungen unzutreffend ſeien, da ein erheblicher Unterſchied zwiſchen der 
Auflöſung des alten Geſchäfts nebſt Neugründung einer Geſellſchaft und der 
Umwandlung des alten, weiter beſtehenden Geſchäfts in eine Gefellſchaft 
beſtehe. Zugleich wurde darauf hingewiefen, daß das Regiſtergericht die 
Wahrheit der angemeldeten Tatſachen zu prüfen habe, ſobald ſich gegen ſie 
Bedenken ergeben, und daß es insbefondere die Eintragung einer offenen Handels⸗ 
geſellſchaft auf Grund eines feſtgeſtelltermaßen ſimulierten Geſellſchaftsvertrags 
abzulehnen habe. 

Am 9. November 1905 erklärte nunmehr der Kaufmann Paul K. 
dem Amtsgerichte: Seine Anmeldung vom 10. Auguſt 1905 entſpreche nicht 
den Tatſachen. Eine Abrede, wie er ſie zu dieſer Verhandlung angemeldet 
habe, ſei zwiſchen ihm und S. gar nicht getroffen worden. Er habe die 
Anmeldung nur nach Rückſprache mit ſeinem Anwalte bewirkt, um den 
Wirkungen der Eintragungen vom 7. Juli 1905 zu entgehen. Er ziehe 
daher ſeinen Antrag vom 10. Auguſt zurück. Gleichzeitig erklärten K. u. S.: 
Sie beantragten, die Eintragungen vom 7. Juli und 10. Auguſt zu löſchen 
und über ihren Antrag vom 4. Juli 1905 anderweit zu befinden. Zufolge 
Verfügung des Amtsgerichts vom 16. Dezember iſt darauf an demſelben 
Tage im Handelsregiſter eingetragen worden, daß die Firma Paul K. erloſchen 
ſei. Zugleich wurden alle dort befindlichen Eintragungen bezüglich der Firmen 
Paul K. und Paul K. & Co. gelöſcht und unter einer neuen Nummer die 
offene Handelsgeſellſchaft Paul K. & Co. eingetragen. 

Die Firma K. & Co. in Berlin hat gegen die Eintragungen vom 
16. Dezember 1906 Beſchwerde eingelegt und den Antrag geſtellt, anzuordnen, 
daß die Eintragungen des Amtsgerichts vom 16. Dezember 1905 gelöſcht 
würden und daß die Eintragung vom 7. Juli 1905 wieder hergeſtellt werde. 
Zur Begründung ihres Antrags hat die Beſchwerdeführerin behauptet: Sie 
habe dem Kaufmann Paul K. für fein in der P. ſſtraße 33 betriebenes 
Kolonialwarengeſchäft im Laufe des Jahres 1905 Waren geliefert und infolge 
deſſen an ihn Forderungen von zuſammen 1007,95 M. nebſt Zinſen und 
Koſten. K. habe nicht bezahlt; er ſei auch verurteilt worden, die Zwangs⸗ 
vollſtreckung gegen ihn ſei jedoch fruchtlos geweſen, da das Privatmobiliar 
der Ehefrau gehöre und der Gerichtsvollzieher eine Zwangsvollſtreckung im 
Geſchäftslokale nicht habe vornehmen können, weil dort die Firma Paul K. & Co. 
domiziliere. K. habe auch inzwiſchen auf Antrag eines anderen Gläubigers 
den Offenbarungseid geleiſtet. Die Anmeldung des K. und S. vom 4. Juli 


1905 entſpreche nicht der Wahrheit und ſei nur zum Scheine erfolgt. In 
Wirklichkeit habe K. den S. in ſein altes Geſchäft aufgenommen und dieſes 
unverändert unter der neuen Firma fortgeführt. Das habe K. in dem 
Zirkulare, welches er nach der handelsgerichtlichen Eintragung vom 7. Juli 1905 
an ſeine Gläubiger verſchickt habe, ſelbſt deutlich ausgeſprochen. Der Regiſter⸗ 
richter hätte noch weitere Beweiſe erheben müfjen. Eine Prüfung der Handels⸗ 
bücher beider Firmen werde ergeben, daß die Bücher des Paul K. über den 
4. Juli 1905 hinaus für die offene Handelsgeſellſchaft Paul K. & Co. ohne 
weiteres fortgeführt worden und deren Bücher ſeien. 

Das Landgericht zu B. hat dieſe Beſchwerde zurückgewieſen. 

Auch die weitere Beſchwerde iſt vom Kammergerichte zurückgewieſen worden 
aus folgenden Gründen: 

Es handelt ſich hier um die Löſchung von Eintragungen im Handels⸗ 
regiſter wegen mangels einer weſentlichen Vorausſetzung (nämlich des Beſtehens 
der angemeldeten Geſellſchaft), welche auf Grund des $ 142 FG. vom 
Regiſtergericht und nach $ 143 von dem ihm im Inſtanzenzuge vorgeordneten 
Landgerichte vorgenommen werden kann, ſowie um ein Einſchreiten des 
Regiſtergerichts zur Wiederherſtellung oder abermaligen Eintragung zu Unrecht 
gelöſchter Eintragungen gemäß § 132 FG. und $ 14 HGB. Wenn 
auch das Geſetz in beiden Fällen wohl in erſter Reihe ein Einſchreiten der 
Gerichte von Amts wegen im Auge hat, ſo können doch Dritte ihnen durch 
Stellung von Anträgen dazu Anregung geben (zu vergl. RIA. 5, 171). 
Da raus folgt aber noch nicht, daß dieſe auch im Falle der Ablehnung ihrer 
Anträge ein Beſchwerderecht haben. Auch ein bloßes rechtliches Intereſſe an 
der Durchſetzung ihrer Anträge reicht dazu nicht aus; vielmehr ſind ſie lediglich 
nach Maßgabe der allgemeinen Vorſchriften des § 20 und des § 29 Abſ. 4 
FG. beſchwerdeberechtigt, alſo nur für den Fall, daß eine Beeinträchtigung 
eines ihnen zuſtehenden Rechtes (eines Firmen⸗, Namens⸗ oder ſonſtigen 
Rechtes) durch die fragliche Eintragung oder Löſchung erfolgt iſt. Ein Namens⸗ 
oder Firmenrecht der Beſchwerdeführerin ſteht hier nicht in Frage. Sie gründet 
ihren Anſpruch auf Vornahme der betreffenden Löſchungen und Eintragungen 
im Handelsregiſter in bezug auf die Firmen Paul K. und Paul K. & Co. 
vielmehr allein darauf, daß ſie Gläubigerin der erſteren Firma ſei und daß 
ihr durch die Beſeitigung der früheren Eintragungen ſowie Bewirkung der 
neuen Eintragungen die Beitreibung ihrer Forderungen von ihrer Schuldnerin 
im Wege der Zwangsvollſtreckung erſchwert werde. Ein allgemeines Recht 
des Gläubigers, ſeinem Schuldner die Herbeiführung einer Aenderung ſeiner 
im Handelsregiſter eingetragenen Firmenverhältniſſe zu unterſagen oder ihn 
zu deren Regelung in gewiſſer Weiſe zu nötigen, je nachdem ihm dadurch 
die Verwirklichung ſeines Forderungsrechts erſchwert oder aber erleichtert wird, 
iſt jedoch nicht anzuerkennen. Er hat wohl bei ſeinem Vorgehen gegen den 
Schuldner ein rechtliches Intereſſe daran, daß der Stand des Handelsregiſters 
der Wahrheit entſpricht und ihm nicht durch eine Verſchleierung der wirklichen 
firmenrechtlichen Verhältniſſe bei der Zwangsvollſtreckung Schwierigkeiten ent⸗ 
ſtehen, ein unmittelbares Recht auf Richtigſtellung des Handelsregiſters iſt 
ihm aber im Geſetze nirgends eingeräumt. Eine andere hier nicht maßgebende 
Frage iſt die, ob und in welcher Weiſe er ſeinen Anſpruch im Prozeßwege 
durchſetzen und die feiner Zwangsvollſtreckung bereiteten Hinderniſſe beſeitigen 


kann. Die Möglichkeit der Ausbringung einer Mobiliarzwangsvollſtreckung 
im Geſchäftslokale der früheren Firma Paul K., welche jetzt durch die dort 
erfolgte Anbringung der Firma Paul K. & Co. tatſächlich vereitelt worden 
iſt, hat übrigens mit der Eintragung dieſer Firma im Handelsregiſter als 
ſolcher nichts zu tun; ſie hängt nicht vom Stande des Handelsregiſters, ſondern 
von den betreffenden Beſitzverhältniſſen ab (8 808 Abſ. 1 ZPO.). Hiernach 
war das Beſchwerderecht der Firma Ko. & Co. auf Grund ihres Forderungs⸗ 
rechts zu verneinen. Joſef will allerdings die Beſchwerdebefugnis, wie es 
ſcheint, ganz allgemein auf Grund des Rechtes des Gläubigers einer Handels⸗ 
geſellſchaft gewähren, wenn dieſe im Regiſter zu Unrecht als erloſchen bezeichnet 
iſt und das Regiſtergericht den Antrag des Gläubigers auf Berichtigung dieſer 
Eintragung ($ 142) zurückweiſt (Anm. 2 Ai zu § 20, Anm. 8 zu $ 142). 
Er beruft ſich hierſür auf den Beſchluß des Kammergerichts vom 9. Juli 1904 
(OL GRſpr. 9, 248). Der dort entſchiedene Fall lag jedoch anders als der 
jetzige. Dort hatte der Beſchwerdeführer ein beſonderes vertragsmäßiges Recht 
darauf, daß die gelöſchte Firma nicht vorzeitig gelöſcht werde; hier aber 
handelt es ſich um das bloße Gläubigerrecht der Beſchwerdeführerin, welchem 
nach den vorſtehenden Ausführungen die gleiche Wirkung nicht beizumeſſen iſt. 
Hiernach würden in einem ſolchen Falle zwar wohl die Organe des Handels⸗ 
ſtandes gemäß § 126 FG. im öffentlichen Intereſſe die Richtigſtellung des 
Handelsregiſters im Beſchwerdewege durchſetzen können, der einzelne Privat⸗ 
gläubiger iſt dagegen dazu nicht befugt. 


Befugnis der Handwerkskammer zur Einlegung der Beſchwerde gegen 
eine Eintragung im Handelsregiſter, durch welche einem Handwerker fälſch⸗ 
lich der Meiſtertitel beigelegt wird. 


$ 20 36. SS 103, 133 Gewd. 
Kammergericht Berlin, 3. Mai 1906. — Bd. 7 S. 194, 


Nach dem Inhalte des Protokolls vom 3. Januar 1906 haben der 
Kaufmann E. in R. und der Schreinermeiſter J. in H. vor dem Gerichts⸗ 
ſchreiber des Amtsgerichts zu K. zur Eintragung in das Handelsregiſter 
angemeldet, daß ſie unter der Firma „J. und E.“ in H. eine Möbelfabrik betreiben. 
Die Firma iſt antragsgemäß in das Handelsregiſter eingetragen worden; dabei 
ſind die Inhaber, wie angegeben, alſo J. als Schreinermeiſter, bezeichnet 
worden. Es ſind auch die entſprechenden Bekanntmachungen erfolgt. Die 
Handwerkskammer zu W. erachtet den J. nicht für berechtigt, den Meiſtertitel 
zu führen, zumal er erſt am 22. Oktober 1882 geboren, alſo noch nicht 
24 Jahre alt ſei (58 133, 129 der GewO.). Die Handwerkskammer beim 
Amtsgerichte zu K. hat die Berichtigung des Handelsregiſters beantragt. 

Das Amtsgericht hat den Antrag abgelehnt. Das Landgericht hat die 
Beſchwerde als unbegründet zurückgewieſen. Gegen dieſen Beſchluß hat die 
Handwerkskammer weitere Befchwerde eingelegt. 

Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht die Sache unter 
Aufhebung der Entſcheidungen der Vorinſtanzen an das Amtsgericht zurück⸗ 
verwieſen aus folgenden Gründen: 

Die weitere Beſchwerde iſt von der Handwerkskammer, einer Behörde, 
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gemäß § 29 F. formgerecht angebracht; fie iſt auch an ſich gegen einen 
Beſchluß der vorliegenden Art zuläſſig. Ihre Zuläfſigkeit im gegebenen Falle 
hängt davon ab, daß der Handwerkskammer ein Beſchwerderecht zuſteht. Zus 
treffend iſt das Landgericht davon ausgegangen, daß letzteres dadurch bedingt 
wird, daß durch die ergangene Entſcheidung ein Recht der Beſchwerdeſührerin 
beeinträchtigt wird. Das gekränkte Recht kann ſowohl ein privates wie ein 
öffentliches Recht fein (RIA. 2, 10; 2, 17). Zutreffend hat das Landgericht 
ferner die Verletzung eines Privatrechts der Handwerkskammer und deren 
Eigenſchaſt als Organ des Handelsſtandes im Sinne des $ 126 Abſ. 1 FG. 
verneint. Die Zuſtändigkeit der Handwerkskammern iſt nach §S 103 Abſ. 1 der 
GewO. auf die Vertretung der Intereſſen des Handwerkes beſchränkt, während 
die Wahrnehmung derjenigen des Handelsſtandes nach Maßgabe des Handels⸗ 
kammergeſetzes lediglich den Handelskammern und kaufmänniſchen Körperſchaften 
verblieben if. Aus § 126 FG. kann alſo für die Handwerkskammern ein 
allgemeines Recht auf Verhütung unrichtiger Eintragungen ſowie auf Berichtigung 
und Vervollſtändigung des Handelsregiſters, wie es den Handelskammern zuſteht, 
nicht hergeleitet werden; aber auch ſonſt iſt ihnen eine derartige Befugnis 
zur Einwirkung auf das Handelsregiſter nirgends beigelegt, insbeſondere nicht 
in den fie behandelnden 88 103 ff. GewO. Ein allgemeines Recht der 
Handwerkskammern auf Ueberwachung und Richtigſtellung des Handelsregiſters 
iſt demnach zu verneinen und ſomit auch ein entſprechendes Beſchwerderecht. 

Hierdurch wird indes nicht ausgeſchloſſen, daß der Handwerkskammer in 
dem vorliegenden Falle zufolge der Beeinträchtigung eines ihr zuſtehenden 
beſonderen Rechtes die Befugnis zur Beſchwerde zuzubilligen iſt (zu vergl. 
RIA. 7, 122). Ein ſolches iſt aber in dem ihr beigelegten Rechte auf den 
Schutz des Handwerksmeiſtertitels (d. h. des Meiſtertitels in Verbindung mit 
der Bezeichnung eines Handwerkers) zu finden. Dieſen Titel dürfen nach $ 133 
Abſ. 1 nur Handwerker führen, wenn ſie in ihrem Gewerbe die Befugnis 
zur Anleitung von Lehrlingen erworben (8 129) und die Meiſterprüfung 
beſtanden haben. Die Errichtung der betreffenden Prüfungskommiſſionen erfolgt 
nach Anhörung der Handwerkskammer durch Verfügung der höheren Ver⸗ 
waltungsbehörde (§S 133 Abſ. 2). Das Verfahren vor der Prüfungskommiſſion, 
der Gang der Prüfung und die Höhe der Prüfungsgebühren werden durch 
eine von der Handwerkskammer mit Genehmigung der Landeszentralbehörde 
zu erlaſſende Prüfungsordnung geregelt (Abſ. 4). Die Koſten der Prüfungs⸗ 
kommiſſionen fallen der Handwerkskammer zur Laſt, welcher die Prüfungs⸗ 
gebühren zufließen (Abſ. 5). Dieſe und die weiteren Vorſchriften des § 138 
zielen offenſichtlich auf den Schutz des Meiſtertitels ab. Vergl. auch die Be⸗ 
gründung zum Entwurfe des Geſetzes, betreffend die Abänderung der GewO. 
(Handwerkergeſetz) vom 26. Juli 1897 (Druckſ. des Reichstags, Seſſion 
1896/97 Nr. 713 Anl. Bd. 6 S. 3787) und den Bericht der 8. Kommiſſion 
(Drucks. des Reichstags, Seſſion 1896/97 Nr. 819 Anl. Bd. 7, S. 4270). 

Ferner iſt aber auch anzunehmen, daß den Handwerkskammern als 
Organen des Handwerkes die Ausübung dieſes Schutzes obliegt, daß ſie alſo 


das Recht und die Pflicht haben, die geſetzlichen Vorſchriften über die Führung 


des Meiſtertitels im Intereſſe des Handwerkes zur praktiſchen Durchführung 
zu bringen. Nach § 108 Abſ. 1 find die Handwerkskammern „zur Ber: 
tretung der Intereſſen des Handwerkes ihres Bezirkes“ errichtet. Innerhalb 
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dieſer allgemeinen Aufgabe find fie noch beſonders für befugt erklärt ($ 1036 
Abſ. 3), „Veranſtaltungen zur Förderung der gewerblichen, techniſchen und 
ſittlichen Ausbildung der Meiſter, Geſellen (Gehilfen) und Lehrlinge zu treffen, 
ſowie Fachſchulen zu errichten und zu unterſtützen“. Dazu kommen die bereits 
erwähnten Vorſchriften des § 133, durch welche die Geſtaltung der Meiſter⸗ 
prüfungen hauptſächlich in die Hände der Handwerkskammern gelegt iſt. Hiernach 
würde man aber auf halbem Wege ſtehen bleiben, wenn man den Handwerks⸗ 
kammern zwar die Aufgabe ſtellen wollte, durch ihre Veranſtaltungen tüchtige 
Handwerksmeiſter heranzubilden, ihnen aber gleichzeitig die Mittel verſagen 
würde, dieſe in der Führung ihres Meiſtertitels auch nach außen hin zu 
ſchützen. Gegen eine ſolche enge Auffaſſung ſpricht auch die bereits erwähnte 
Begründung (a. a. O. 3785). 

Daß man dabei den Handwerkskammern auch nach außen hin wirkſame 
Befugniſſe einräumen wollte, geht namentlich noch aus § 103 m Abſ. 2 hervor, 
ſowie aus § 108 p. 

Nach alledem erſcheinen die Handwerkskammern für ihre Bezirke berufen, 
den geſetzlichen Schutz des Handwerksmeiſtertitels nach außen hin in umfaſſender 
Weile als ein öffentliches Recht auszuüben; und zwar auch in ſolchen Be⸗ 
ziehungen, für welche es an einer beſonderen Einzelvorſchrift fehlt, weil ihr 
Recht dazu aus der allgemeinen Vorſchrift des §S 103 Abſ. 1 in Verbindung 
mit der klar erhellenden Abſicht des Geſetzes hervorgeht, den guten alten 
Meiſtertitel wieder allſeitig in Ehren zu bringen. Hierzu gehört aber namentlich 
auch ihre Befugnis, bei Gerichten und anderen Behörden Anträge und Be⸗ 
ſchwerden anzubringen, welche darauf abzielen, daß Handwerker nicht unbefugt 
den Meiſtertitel führen oder von den Behörden zu Unrecht beigelegt erhalten. 
Letzteres iſt um deswillen von erheblicher Wichtigkeit, weil in einem ſolchen 
Falle einerſeits die Strafvorſchrift des § 148 Nr. 90 gegenüber dem Hand» 
werker ſelbſt verſagt und andererſeits die amtliche Bezeichnung eines Handwerkers 
mit dem Meiſtertitel (namentlich in öffentlichen Bekanntmachungen) beſonders 
leicht geeignet iſt, die Intereſſen des Handwerkes zu ſchädigen. Wenn nun die 
Handwerkskammer dagegen einſchreitet, ſo handelt ſie in Ausübung ihres 
öffentlichen Rechtes auf Schutz des Handwerksmeiſtertitels. So würde ſie für 
den Fall, daß die Staatsanwaltſchaft gegen einen Handwerker ein Vorgehen 
wegen unbefugter Führung dieſes Titels aus $ 148 Nr. 9c ablehnen würde, 
als Verletzte die im §S 170 StPO. gegebenen Rechtsmittel einlegen können, 
weil ſie in diefem ihrem Rechte gekränkt iſt. Danach wird man ihr aber auch 
gegenüber dem Regiſtergericht eine entſprechende Befugnis zur Stellung von 
Anträgen und zur Einlegung von Beſchwerden geben müſſen, wenn einem 
Handwerker bei einer Eintragung im Handelsregiſter fälſchlicherweiſe der 
Meiſtertitel beigelegt worden iſt, ſei es nun, daß er ſich ſelbſt bei der An⸗ 
meldung unbefugt ſo bezeichnete oder verſehentlich ſo benannt wurde; denn in 
jedem Falle wird dadurch ihr Recht auf Schutz des Meiſtertitels beeinträchtigt. 

Die Sache liegt hier gleichartig wie beim Heroldsamte, welchem vom 
Kammergerichte auf Grund ſeiner Befugnis, gegen eine unbefugte Führung 
des Adels einzuſchreiten, ein Antrags⸗ und Beſchwerderecht wegen unrichtiger 
Eintragung eines Adelsprädikats im Grundbuche zugeſprochen wurde. Sie 
liegt dagegen anders als in dem Falle (RJ A. 2, 17), wo das Beſchwerde⸗ 
recht einer Zwangsinnung gegen eine Entſcheidung des Regiſtergerichts wegen 
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Unterlaſſung des Gebrauchs einer eingetragenen Firma verneint wurde, weil 
ihr nicht das Recht zuſtehe, darüber zu wachen, daß das Handelsregiſter dem 
Geſetz entſpreche. Damals wurde von der Innung der Firmenzuſatz „Kleider⸗ 
fabrik“ für unzuläſſig erklärt und ſeine Beſeitigung verlangt. Sie mochte wohl 
ein Intereſſe an dieſer Aenderung haben, ein Recht darauf hatte ſie nicht, weil 
es ſich um die ſachliche Richtigkeit einer Eintragung im Handelsregiſter handelte, 
mit deren Ueberwachung ſie, ebenſowenig wie die Handwerkskammer, etwas 
zu ſchaffen hat. Auch der letzteren iſt grundſätzlich die Befugnis abzuſprechen, 
mit Beſchwerden eine Einwirkung auf den materiell-rechtlichen Inhalt der 
Regiſtereintragungen und auf die dort verzeichneten handelsrechtlichen Verhältniſſe 
der Beteiligten auszuüben. Beiſpielsweiſe würde der Umſtand, daß ein klein⸗ 
gewerblicher Betrieb in das Handelsregiſter eingetragen worden iſt, ihr nicht 
das Recht geben, die Löſchung oder die Unterſagung des Gebrauchs der 
eingetragenen Firma im Beſchwerdewege zu betreiben. Auf einem ganz anderen 
Gebiete liegen dagegen die Eintragung eines Firmeninhabers als Handwerks⸗ 
meiſter und deren Anfechtung. Die Löſchung dieſer Bezeichnung hat mit der 
materiellen Richtigkeit der Eintragungen im Handelsregiſter nichts zu tun und 
läßt ihre Rechtswirkſamkeit durchaus unberührt. Sie betrifft lediglich eine 
perſönliche Eigenſchaft des Eingetragenen, nicht aber ſeine dort beurkundeten 
Rechtsverhältniſſe. Dieſes ſinguläre, auf einer beſonderen öffentlich rechtlichen 
Grundlage beruhende Beſchwerderecht der Handwerkskammer zum Schutze des 
Meiſterrechts iſt alſo mit dem Grundſatze, daß ihr in Handelsſachen ein 
allgemeines Beſchwerderecht nicht zuſteht, ſehr wohl vereinbar. 

Demgemäß waren die Entſcheidungen der Vorinſtanzen, welche das 
Antrags- und Beſchwerderecht der Handwerkskammer rechtsirrtümlich verneint 
haben, aufzuheben und die Sache an das Amtsgericht zurückzuverweiſen, damit 
es in eine wiederholte Prüfung der Sache eintritt und eine ſachliche Ent⸗ 
ſcheidung trifft. 


Unzuläſſigkeit der Verlängerung der Daner einer Geſellſchaft mit be⸗ 
ſchräukter Haftung nach dem Eintritte des im Geſellſchaftsvertrage für die 
Beendigung der Geſellſchaft beſtimmten Zeitpuufts, 


S 60 Gmbh. 
Kammergericht Berlin, 10. Mai 1906. — Bd. 7 S. 209. 


Im S 3 des Geſellſchaſtsvertrags der „Bier Stadtbrauerei A. L. & Co., 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung“, iſt beſtimmt, daß die Geſellſchaft mit 
dem 30. September 1905 endigt. Durch notariell beglaubigtes Schriftſtück 
vom 26. Februar 1906 haben D. u. G., indem ſie drei notarielle Verhandlungen 
vom Januar 1906 überreichten, unter der Bezeichnung als Geſchäftsführer der 
Geſellſchaft die in dieſen Verhandlungen enthaltenen Abänderungen des Geſell⸗ 
ſchaftsvertrags zur Eintragung in das Handelsregiſter angemeldet. Es handelt 
ſich insbeſondere um die Fortſetzung der Geſellſchaft über den 30. September 1905 
hinaus, welche nach Inhalt der Verhandlungen bereits vor Ablauf des Geſell⸗ 
ſchaftsvertrags am 29. September 1905 zwiſchen den damaligen Geſellſchaftern 
vereinbart ſein ſoll und nunmehr in notarieller Form beſtätigt wird, ferner 
um eine Aenderung der Firma und um eine Erhöhung des Stammkapitals. 
Gleichzeitig meldeten fie ihre Beſtellung als Geſchäftsſührer der Geſellſchaft auf 
Grund jener Urkunden zur Eintragung an. 


Eu: AI, 2 


Das Amtsgericht hat die beantragten Eintragungen abgelehnt und das 
Landgericht die Beſchwerde der Antragſteller als unbegründet zurückgewieſen. 
Auch der weiteren Beſchwerde iſt vom Kammergericht der Erfolg verſagt worden, 
und zwar aus folgenden Gründen: 

Wenn die Beſchwerdeführer im allgemeinen und insbeſondere in bezug 
auf die Auflöſung und Liquidation die ſinngemäße Uebertragung der Be⸗ 
ſtimmungen des Handelsgeſetzbuchs von den offenen Handelsgeſellſchaſten auf 
die Gefellſchaften mit beſchränkter Haftung verlangen, fo verkennen fie damit 
den rechtlichen Charakter der letzteren. In der Begründung zu dem Geſetz⸗ 
entwurfe GmbH. iſt klar ausgeſprochen worden, daß dieſe neue Geſellſchaft 
keine ſtreng individualiſtiſche Geſellſchaftsform nach Art der offenen Handels⸗ 
geſellſchaft erhalten ſolle: „Es iſt vielmehr davon auszugehen, daß die Geſell⸗ 
ſchaft ohne Rückſicht auf die Zahl ihrer Mitglieder ſtets einen rechtlich ſelb⸗ 
ſtändigen Organismus bilden muß. Inſoweit iſt daher bei der Konſtruktion 
der Geſellſchaft von derſelben allgemeinen Grundlage auszugehen, wie bei der 
Aktiengeſellſchaſt.“ Nicht an die offene Handelsgeſellſchaft, ſondern an die 
Aktiengeſellſchaft iſt alſo die Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung in ihrer recht⸗ 
lichen Konſtruktion angelehnt. Die Grundprinzipien der Geſellſchaft mit be 
ſchränkter Haftung ſind dementſprechend auch anerkanntermaßen die gleichen 
wie die der Aktiengeſellſchaft. 

Was hier im allgemeinen geſagt iſt, gilt aber ganz beſonders von den 
Vorſchriſten über die Auflöſung und Liquidation beider Arten von Geſellſchaften. 
In dieſer Beziehung wird in der erwähnten Begründung geſagt: „In den 
Fällen der Auflöſung außer dem Konkurſe muß die Liquidation der Geſellſchaft 
eintreten (§§8 66 bis 74). Für die Regelung derſelben kommen im weſent⸗ 
lichen die gleichen Geſichtspunkte in Betracht wie bei den Aktiengeſellſchaften 
und Genoſſenſchaften. Die Vorſchriften des Entwurfs ſtimmen daher in der 
Hauptſache mit den bezüglichen Vorſchriften in den Artikeln 244, 244a, 245 
des Aktiengeſetzes und in dem § 81 des Genoſſenſchaftsgeſetzes überein. In dieſer 
Beziehung hat ſich aber in dem verwandtſchaftlichen Verhältniſſe beider Geſell⸗ 
ſchaften zueinander durch die Erlaſſung des neuen Handelsgeſetzbuchs vom 
10. Mai 1897 nichts geändert (zu vergl. §88 292 ff. HGB., § 60 ff. Gmbh.) 
Bei den bezüglichen Abweichungen von dem alten Handelsgeſetzbuche handelt 
es ſich um Faſſungsänderungen. 

Gerade in bezug auf die rechtlichen Wirkungen der Auflöſung durch den 
Ablauf der im Geſellſchaftsvertrage beſtimmten Zeit ſtehen und ſtanden aber 
von jeher Aktiengeſellſchaft ($ 292 Nr. 1, früher Art. 242 Nr. 1) und offene 
Handelsgeſellſchaft ($ 131 Nr. 1, § 134, früher Art. 123 Nr. 5) unter 
ſehr verſchiedenen Regeln. Während bei der letzteren eine ſtillſchweigende Fort⸗ 
ſetzung nach dem Ablaufe der für ihre Dauer beſtimmten Zeit im § 134 
ausdrücklich zugelaſſen iſt, gibt es eine ſolche bei der Aktiengeſellſchaft nicht; 
ſie muß vielmehr alsdann in Liquidation gehen (§ 294). Die im Geſellſchafts⸗ 
vertrage getroffene Beſtimmung über ihre Zeitdauer hat die Wirkung, daß ſie 
mit dem Ablaufe der Zeit von ſelbſt aufgelöſt wird (ROHG. 14, 366). 
Nun iſt es zwar zuläſſig, daß die Generalverſammlung vor Ablauf des Geſell⸗ 
ſchaftsvertrags gemäß SS 274, 275 HGB. eine Abänderung des Geſellſchafts⸗ 
vertrages dahin beſchließt, daß die Geſellſchaft über dieſen Zeitpunkt hinaus 
fortgeſetzt wird. Das iſt aber nur möglich während der Zeit ihres Beſtehens, 
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alſo nicht mehr, nachdem ihre Auflöſung von Rechts wegen eingetreten ift. 
Nach Ablauf der beſtimmten Zeit würde ſich ein entſprechender wirtſchaftlicher 
Erfolg nur durch eine Neugründung erzielen laſſen. Das gilt auch für die 
ſonſtigen Fälle der Auflöſung der Aktiengeſellſchaft, abgeſehen von den im 
§ 307 gemachten Ausnahmen. In der Denkſchrift wird zu dieſer Vorſchrift 
bemerkt: „Der § 298 Abſ. 1 (jetzt $ 307 Abſ. 1) betrifft den Fall, daß 
eine Altiengeſellſchaft durch Beſchluß der Generalverſammlung zum Zwecke der 
Veräußerung ihres Vermögens im ganzen oder zum Zwecke der Umwandlung 
in eine andere Geſellſchaft aufgelöft worden iſt, der beabſichtigte Zweck aber 
demnächſt nicht erreicht wird. Ohne eine ausdrückliche Vorſchrift des Geſetzes 
wäre in einem ſolchen Falle die Möglichkeit nicht gegeben, den einmal gefaßten 
Auflöſungsbeſchluß und die mit ihm verbundenen Rechtswirkungen durch einen 
neuen Mehrheitsbeſchluß der Generalverſammlung wieder zu beſeitigen.“ Darin 
liegt eine klare Anerkennung der Regel, daß die Auflöſung der Aktiengeſellſchaft 
als ſolche grundſätzlich eine endgültige iſt. Eine Wiederbelebung der aufgelöſten 
Geſellſchaft iſt danach ſo wenig möglich, wie diejenige einer phyſiſchen Perſon 
nach ihrem Tode. Ihre produktive Fortwirkung hat mit dem Augenblick ihrer 
Auflöſung jeden rechtlichen Boden verloren. Damit iſt wohl vereinbar, daß 
ſie als Liquidationsgeſellſchaft weiterbeſteht. Die letztere ſetzt dann die Perſön⸗ 
lichkeit der Aktiengeſellſchaft unmittelbar fort, aber nicht mehr zu produktiven 
Zwecken, ſondern lediglich zur Erfüllung der Liquidationsaufgabe. Die Be⸗ 
ſchaffenheit der für die aufgelöſte Aktiengeſellſchaft noch zu erfüllenden Aufgaben 
iſt aber in dieſem Stadium auch für die rechtlichen Befugniſſe ihrer Organe 
maßgebend, ſo daß dieſe darüber hinaus nicht mehr mit Rechtswirkſamkeit für 
fie tätig ſein können (SS 294 ff. HGB.). | 

Die gleichen Grundſätze gelten aber auch für die Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung. Durch den Ablauf der im Geſellſchaftsvertrage beſtimmten Zeit wird 
fie von ſelbſt endgültig aufgelöſt ($ 60 Nr. 1). Eine ſtillſchweigende Ver⸗ 
längerung der Geſellſchaft iſt ausgeſchloſſen; fie muß liquidieren ($ 66). 
Wenn die Geſellſchafter die Geſellſchaft über die im Geſellſchaftsvertrage be⸗ 
ſtimmte Zeit hinaus fortſetzen wollen, ſo müſſen ſie dies in gehöriger Weiſe 
beſchließen, bevor die Auflöſung der Geſellſchaft eingetreten iſt. Da es ſich 
dabei um eine Abänderung des Geſellſchaftsvertrags handelt, jo muß der be- 
treffende Beſchluß den Anforderungen des § 58 Abſ. 2 entſprechen, insbeſondere 
vor Auflöſung der Geſellſchaft gerichtlich oder notariell beurkundet werden: 
eine muͤndliche Vereinbarung der Geſellſchafter (wie ſie hier behauptet wird) 
genügt alfo nicht. Die einmal aufgelöſte Geſellſchaft kann aber auch nicht wieder ins 
Leben treten; die Ausnahme des § 60 Nr. 4 für den Fall des Konkurſes 
kann nicht auf andere Fälle übertragen werden. Eine ſpätere Beſchlußfaſſung 
der Geſellſchafter iſt nicht mehr geeignet, die bereits aufgelöſte Geſellſchaft 
wieder ins Leben zu rufen; denn ſie bilden jetzt nicht mehr die Geſellſchafterver⸗ 
ſammlung mit der bisherigen Zuſtändigkeit gemäß §§ 45 ff., 53, vielmehr 
lönnen ſie in ihrer Eigenſchaft als Mitglieder der früheren, nunmehr aufgelöſten 
Geſellſchaft nur noch die dem Weſen der Liquidation entſprechenden Beſchlüſſe 
nach Maßgabe der SS 69 ff. faſſen. Die Geſellſchafter find infolgedeffen nicht 
befugt, jetzt noch einen Beſchluß auf Abänderung des Geſellſchaftsvertrags zu 
faſſen, welcher als Grundlage für die Fortſetzung der Geſellſchaft und ihrer 
produktiven Tätigkeit über den im Vertrag vorgeſehenen Zeitpunkt hinaus dienen 


ſoll; denn durch die Faſſung eines ſolchen Beſchluſſes würden fie die Tätigkeit 
der Liquidationsgeſellſchaft neuen Aufgaben zuwenden, welche außerhalb des von 
ihr allein zu verfolgenden Liquidationszwecks liegen würden, und damit ihre 
ſachliche Zuſtändigkeit in unzuläſſiger Weiſe überſchreiten. Die Geſellſchafterver⸗ 
einigung iſt auch jetzt nicht mehr befähigt, Geſchäftsführer im geſetzlichen Sinne 
mit der Aufgabe der Weiterführung der Geſchäfte der Geſellſchaft mit dem 
früheren produktiven Zwecke und der für ſolche vorgeſehenen Vertretungsbefugnis 
(88 35 ff.) zu beſtellen; vielmehr können fie als Organ der Liquidations⸗ 
geſellſchaft nur noch Liquidatoren zur Erfüllung des Liquidationszwecks mit den 
dazu erforderlichen Befugniſſen wählen. Die im Widerſpruche mit dem Geſetz 
als Geſchäftsführer der Geſellſchaft gewählten Perſonen können das Amt als 
ſolche mit rechtlicher Wirkſamkeit nicht antreten; denn dieſes Amt exiſtiert bei 
der Liquidationsgeſellſchaſt gar nicht mehr. Ob in ihrer Wahl mittelbar ihre 
Beſtellung zu Liquidatoren zu finden iſt, wird auf die Umſtände des einzelnen 
Falles ankommen und braucht hier nicht entſchieden zu werden. Jedenfalls ſtehen 
ihnen nicht die geſetzlichen Befugniſſe von Geſchäftsführern zu; insbeſondere haben 
ſie nicht die geſetzliche Vertretungsbefugnis nach außen hin mit den Rechten ſolcher 
(RG. 44, 82, Staub, Anm. 15 zu § 70). Es fehlt ihnen alſo auch die 
Legitimation zur Bewirkung von Anmeldungen beim Regiſtergerichte, welche ſich 
nicht innerhalb des eng begrenzten Rahmens des Liquidationszwecks halten. 
Dieſer wird aber zweifellos überſchritten durch die Anmeldung einer Aenderung 
des Geſellſchaftsvertrags behufs Fortſetzung der Geſellſchaft, Erhöhung des 
Stammkapitals und Aenderung der Firma zwecks weiterer produktiver Tätigkeit 
ſowie auch durch ihre Anmeldung als Geſchäftsführer im geſetzlichen Sinne. 

Davon, daß das am 29. September 1905 in ungenügender Form ge⸗ 
troffene und deshalb nichtige Abkommen über die Fortſetzung der Geſellſchaft 
durch ſeine ſpätere formgerechte Beſtätigung vom Januar 1906 rechtswirkſam 
geworden ſei, kann keine Rede ſei; denn die letztere hatte keine rückwirkende 
Kraft; ſie war nicht nach den Verhältniſſen vom September 1905, ſondern 
als erneute Vornahme des Rechtsgeſchäfts nach den im Januar 1906 gegebenen 
Vorausſetzungen zu beurteilen (§§8 125, 141 BGB.); als ſolche war fie aber 
nach den vorſtehenden Erörterungen ohne Rechtswirkſamkeit. 


Auflaſſung eines Nachlaßgrundſtücks durch einen von den Beſchränkungen 

ſeines Verfügungsrechts befreiten Vorerben an einen ſeiner Miterben. 

Statthaftigkeit der Auflaſſung ohne die Zuſtimmung des Nacherben oder 

die vorgängige Eintragung des Vorerben und des Rechtes des Nacherben, 

ſofern die Veräußerung des Grundſtücks in Ansführung einer letztwilligen 
Anordnung des Erblaſſers erfolgt iſt. 


8S 40, 41, 52 GBO. § 2048 BGB. 
Oberlandesgericht Stuttgart, 19. April 1906. — Bd. 7 S. 221. 


Die am 25. Oktober 1905 zu S. verſtorbene Witwe H. hat ein 
Teſtament vom 14. Auguſt 1891 und ein ſolches vom 18. Oktober 1897 
hinterlaſſen, wonach ihre Erben ſein ſollten: 

1. ihre beiden Enkel Theodor und Hermann T. je zu /, 

2. ihre Tochter Hedwig H. zur Hälfte, 

Die Erbſchaft der beiden Enkel iſt zugunſten verſchiedener Perſonen 
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fideikommiſſariſch beſchwert, Sicherheitsleiſtung ift erlaſſen. Ferner ift in dem 


zweiten Teſtamente der Hedwig H. das Recht eingeräumt, das Nachlaßgrundſtück 


Haus Nr. 79 A der A.⸗Straße in St. um die Summe von 95 000 Mark 
pfandfrei zu übernehmen. Von dieſem Rechte hat die Hedwig H. Gebrauch 


gemacht, und es wurde am 12. Dezember 1905 ein dementſprechender Aus⸗ 
einanderſetzungsvertrag zwiſchen den Erben vor dem Notar S. abgeſchloſſen, 
wobei zugleich beſtimmt wurde, daß die Hedwig H. dem Neffen Theodor T. 
für deſſen Gleichſtellungsforderung von 21000 Mark eine Hypothek auf dem 
von ihr übernommenen Hauſe zu beſtellen habe. Dieſer Erbteilungsvertrag 
wurde (da Hermann T. minderjährig iſt) von dem Vormundſchaftsgerichte St. 
genehmigt. Der von den Erben bevollmächtigte Oe. hat hierauf am 31. Januar 
1906 vor dem Grundbuchamte St. die Auflaſſung des Hauſes A.⸗Straße 
79 4, ſoweit dieſes dem Theodor und Hermann T. gehörte, an die Hedwig H. 


erklärt, Sein gleichzeitig geſtellter Antrag aber, die Hedwig H. nunmehr als 


Eigentümerin des Hauſes im Grundbuch einzutragen, wurde vom Grundbuch⸗ 
amte zurückgewieſen, weil Nacherbſchaft angeordnet und die Einwilligung der 
Nacherben in die Veräußerung des Nachlaßgrundſtücks nicht vorliege, auch ein 


Antrag auf Eintragung der beiden Vorerben T. unter gleichzeitiger Eintragung 


des Rechtes der Nacherben nicht geſtellt, unter dieſen Umſtänden aber eine 


Eintragung der Hedwig H. als Eigentümerin nicht zuläſſig ſei. Dieſe Ver: 
fügung wurde auf die von Oe. eingelegten Beſchwerden vom Amtsgerichte St. 
mit Beſchluß vom 13. März 1906 und vom Landgerichte mit dem jetzt 
angefochtenen Beſchluſſe vom 19. April 1906 gebilligt. Auf die weitere 


Beſchwerde hat das Oberlandesgericht St. unter Aufhebung der Vorentſcheidungen 
das Grundbuchamt angewieſen, die beantragte Eintragung der Hedwig H. als 
Eigentümerin vorzunehmen. Die Gründe lauten: 

Die Entſcheidungen der Vorinſtanzen gehen davon aus, daß nach herrſchender 


Anſicht auch bei befreiter Vorerbſchaft die Veräußerung eines Nachlaßgrundſtücks 
durch den Vorerben ohne Zuſtimmung des Nacherben im Grundbuche nur in 
der Weiſe vollzogen werden kann, daß der Grundbuchbeamte zunächſt den 
Vorerben gemäß § 40 GBO. als Eigentümmer, zugleich aber gemäß § 52 


GBO. das Recht des Nacherben einträgt und daß er hierauf das Grundſtück 


ſamt dem die Nacherbfolge betreffenden Belaſtungsvermerk in das Heft des 
Erwerbers überträgt. Dieſer vom Reichsgericht (RJ A. 6, 140) aufgeſtellte 
Grundſatz wird darauf geſtützt, daß ſelbſt bei befreiter Voreröſchaft durch eine 
anſcheinend entgeltliche Veräußerung unter Umſtänden das Recht des Nacherben 


beeinträchtigt werden kann und daß der Grundbuchrichter auf Grund der im 
Grundbuchverfahren zuläſſigen Beweismittel regelmäßig nicht mit Sicherheit 


feſtſtellen könne, ob eine ſolche Beeinträchtigung zu befürchten ſei oder nicht. 


Indem das Landgericht in ſeinem angefochtenen Beſchluſſe jenen für den 
Regelfall einer auf freier Entſchließung des Vorerben beruhenden Veräußerung 


aufgeſtellten Grundſatz auch im gegenwärtigen Falle anwendet, geht es fehl. 


Dieſer Fall liegt nämlich inſofern eigenartig, als die Erblaſſerin ſelbſt in der 
letztwilligen Verfügung, in der fie die Nacherbſchaft angeordnet hat, zugleich 
auch der Erbin Hedwig H. ein Recht auf Uebernahme des Nachlaßgrundſtücks 


eingeräumt hat. Damit hat fie den beiden anderen Erben T. zur Pflicht 


gemacht, der Hedwig H., ſobald dieſe von jenem Rechte Gebrauch macht, das 


Grundſtück zu übereignen. Bei einer ſolchen, lediglich in der Ausführung 
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der maßgebenden Willens verordnung der Erblaſſerin beſtehenden, Veräußerung 
kann aber davon nicht die Rede ſein, daß das Recht der Nacherben dadurch 
beeinträchtigt werden könnte. Denn es handelt ſich nicht bloß um einen Fall 
befreiter Vorerbſchaft, ſondern darum, daß die Erblaſſerin beſtimmt hat, das 
Nachlaßgrundſtück ſolle, wenn die Hedwig H. es zu übernehmen wünſche, nicht 
den Vorerben T. verbleiben, alſo auch nicht auf deren Nacherben übergehen, 
vielmehr ſolle in dieſem Falle die von der Hedwig H. zu zahlende Summe 
von 95 000 Mark an die Stelle des Grundſtücks treten. Freilich hatte dieſe 
Beſtimmung keine unmittelbar dingliche Wirkung, es bedurfte vielmehr zu 
ihrem Vollzuge noch eines Veräußerungsvertrags zwiſchen den Beteiligten; 
aber dieſer Veräußerungsvertrag entſprach der Willens verordnung der Erblaſſerin, 
die zwar die Vorerben nicht allgemein zu unentgeltlichen Verfügungen über 
Erbſchaftsgegenſtände ermächtigten konnte (BGB. § 2113 Abſ. 2, § 2136), 
der es aber frei ſtand, von ſich aus (zu vergl. $ 2048 BGB.) über die 
Zuteilung einzelner Nachlaßgegenſtände bei der Auseinanderſetzung Anordnungen 
zu treffen, die ſelbſtverſtändlich auch für die von ihr eingeſetzten Nacherben 
maßgebend ſein müſſen. 

Daß aber die Veräußerung des Hauſes an die Hedwig H. der Anordnung 
der Erblaſſerin entſprach, war dem Grundbuchbeamten durch die ihm vorge⸗ 
legten öffentlichen Urkunden klar nachgewieſen. Er konnte hiernach mit 
Sicherheit feſtſtellen, daß die Möglichkeit einer Beeinträchtigung des Rechtes 
der Nacherben nicht vorliegt; daß er hiernach die beantragte Eintragung 
vornehmen durſte, iſt auch auf Grund der Entſcheidung des Reichsgerichts 
anzunehmen, die immerhin für Ausnahmefälle die Führnng eines ſolchen 
Nachweiſes nach §S 29 GB. nicht ausſchließt. Es iſt nicht abzuſehen, wes⸗ 
halb in einem Falle der hier vorliegenden beſonderen Art zunächſt ein nicht 
begründetes Anrecht der Nacherben auf das Nachlaßgrundſtück durch Eintrag 
im Grundbuche geſchützt und die Eigentümerin Hedwig H. auf das Berichtigungs⸗ 
verfahren verwieſen werden ſollte, das doch wieder zur Streichung des auf 
die Nacherbfolge bezüglichen Vermerkes führen müßte. Vielmehr iſt hier auch 
ſchon der Grundbuchbeamte in der Lage, die Unbedenklichkeit einer die Nach⸗ 
erbfolge nicht berückſichtigenden Eintragung zu erkennen. 


Eintragung einer Zwaugshypothek auf dem Grundſtück eines unter elterlicher 

Gewalt ſtehenden Kindes. Zulüſſigkeit der Eintragung anf Grund der 

vollſtreckbaren Ausfertigung einer von dem Gewalthaber im Namen des 

Kindes ausgeſtellten notariellen Schuldurkunde, ohne daß es des Nachweiſes 

der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung zu der Erklärung des Gewalt⸗ 

habers bedarf, durch welche ſich das Kind der ſofortigen Zwangsvollſtreckung 
unterwirft. 


8 794 Nr. 5, 8 866 ZPO. § 1643 Abſ. 1, 8 1821 Nr. 1, 3 BGB. 
Kammergericht Berlin, 26. April 1906. — Bd. 7 S. 224. 


Die vier minderjährigen Kinder des Glaſermeiſters B. in L. ſind je 
zu ½ eingetragene Eigentümer eines Grundſtücks in L. Zum Protokolle 
des Notars R. vom 5. Dezember 1905 gab B. folgende Erklärung ab: 

Meine vier minderjährigen Kinder B. verſchulden dem Schloſſermeiſter 

B. in N. für in dieſem Jahre gelieferte Waren und Baumaterialien, 


ie 


ſowie für gefertigte Bauarbeiten als Geſamtſchuldner den fälligen Betrag 
von 2000 M. Indem ich dies als geſetzlicher Vertreter meiner genannten 
vier Kinder hiermit ausdrücklich anerkenne, unterwerfe ich meine Kinder 
und Schuldner zur Vermeidung der Klage wegen dieſer 2000 M. der 
ſofortigen Zwangsvollſtreckung gemäß §8 794 Nr. 5 3P0., beantrage 
auch die Erteilung einer vollſtreckbaren Ausfertigung dieſer Verhandlung 
für den Gläubiger B. 

Dieſes Protokoll fertigte der Notar unter dem 6. Dezember 1905 für 
den Schloſſermeiſter B. in N. zum Zwecke der Zwangsvollſtreckung aus. 
Unter dem 19. Dezember 1905 reichte B. die Ausfertigung des Protokolls 
nebſt Zuſtellungsurkunde dem Amtsgericht in H. mit dem Antrag ein, in 
Höhe ſeiner Forderung von 2000 M. eine Sicherungshypothek auf das Grundſtück 
der vier Kinder einzutragen. Das Amtsgericht eröffnete ihm, daß dem Antrag erſt 
nach Beibringung der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung zu der Urkunde 
vom 5. Dezember 1905 ſtattgegeben werden könne; der Vater könne feine 
Kinder durch eine Verfügung im Wege der Zwangsvollſtreckung nur inſoweit 
verpflichten, als er dazu durch rechtsgeſchäftliche Verſügung berechtigt ſei; die 
Unterwerfung unter die ſofortige Zwangsvollſtreckung ſei deshalb, ſoweit ſie 
die Eingehung einer Verpflichtung zur Belaſtung des Grundſtücks der Kinder 
enthalte, nur mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts verbindlich (SS 1643, 
1821 Nr. 1, 3 BGB.). Zugleich beſtimmte es ihm zur Beſchaffung des 
Nachweiſes der Genehmigung eine Friſt von vier Wochen. Die hiergegen 
eingelegte Beſchwerde wurde vom Landgerichte zurückgewieſen. Auf die weitere 
Beſchwerde hat das Kammergericht die Sache zur anderweitigen Erörterung 
und zur Entſcheidung unter Abſtandnahme von dem bisherigen Bedenken an 
das Amtsgericht zurückverwiefen aus folgenden Gründen: 

Nach § 866 ZPO, erfolgt die Zwangsvollſtreckung in ein Grundſtück 
wegen einer Geldforderung außer durch Zwangsverſteigerung und durch Zwangs⸗ 
verwaltung wahlweiſe oder kumulativ auch durch Eintragung einer Sicherungs⸗ 
hypothek für die Forderung. Mit Ausnahme des Vollſtreckungsbefehls iſt 
jeder vollſtreckbare Schuldtitel über einen Betrag von mehr als 300 M. zur 
Eintragung einer Sicherungshypothek geeignet, insbeſondere alſo auch eine 
gemäß § 794 Nr. 5 ZPO. ausgeſtellte vollſtreckbare Urkunde. Die Ein⸗ 
tragung der Sicherungshypothek iſt alſo ein Akt der Zwangsvollſtreckung; 
der Gläubiger kann neben anderen dieſe Form der Zwangsvollſtreckung wählen; 
das entſcheidende, rein formale Kriterium, fein Recht auszuüben, iſt nur das 
Vorhandenſein des geſetzlich zur Zwangsvollſtreckung geeigneten Titels. Das 
für die Eintragung jeder ſonſtigen Grundſtücksbelaſtung notwendige Moment 
des materiellen und formellen Konſenſes des Grundſtückseigentümers entfällt 
bei der Zwangsvollſtreckung durch Eintragung der Sicherungshypothek. Sobald 
die formalen Vorausſetzungen für die Zwangsvollſtreckung gegeben ſind, iſt 
die Eintragung der Sicherungshypothek zuläſſig. Die Prozeßgeſetzgebung hat 
die gewillkürte Vollſtreckbarkeit (§ 794 Nr. 5) den exekutoriſchen Titeln aus 
Vollſtreckungsurteilen völlig gleichgeſtellt. Daß für einen der geſetzlichen Ver⸗ 
tretung bedürſtigen Schuldner eine ſolche der Vollſtreckung fähige Urkunde 
nicht oder nur mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts rechtswirkſam 
ausgeſtellt werden könnte, iſt allgemein nicht vorgeſchrieben. Grundſätzlich 
muß daher auch der Vater berechtigt erſcheinen, wegen einer jeden Schuld 
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des feiner elterlichen Gewalt unterſtehenden Kindes, die er jelbftändig begründen 
oder anerkennen darf, das Kind der ſofortigen Zwangsvollſtreckung zu unter⸗ 
werfen, ohne daß hierzu die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts erforderlich 
wäre. Es fragt ſich nur, ob nicht in der freiwilligen Unterwerfung unter 
die Zwangsvollſtreckung eines derjenigen Rechtsgeſchäfte zu finden iſt, hinſichtlich 
deren das Geſetz die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts für notwendig 
erklärt. Als ſolche Rechtsgeſchäfte können nach $ 1643 und $ 1821 Nr. 1, 
3 BGB. die Verfügung über ein Grundſtück des Kindes und die Eingehung 
der Verpflichtung zu einer ſolchen Verfügung in Betracht kommen. Beides 
trifft nicht zu. Um die Eingehung der (obligatorischen) Verpflichtung zu 
einer (dinglichen) Verfügung handelt es ſich, entgegen der Annahme des 
Landgerichts, offenbar nicht. Denn durch die Unterwerfung unter die Zwangs⸗ 
vollſtreckung ſoll nicht erſt noch eine Verfügungspflicht des Unterworfenen be⸗ 
gründet werden. Sonſt würde durch die Ausſtellung einer dem § 794 
Nr. 5 ZPO. entſprechenden Urkunde ſofort ein obligatoriſches Recht des 
Gläubigers auf Eintragung der Sicherungshypothek entſtehen, welches durch 
eine Vormerkung geſchützt werden könnte; ein ſolches obligatoriſches Recht beſteht 
nicht (zu vergl. RG. 56, 15). Vielmehr iſt die Verpflichtung, ſich eine 
Verfügung des Gläubigers gefallen zu laſſen, mit der Unterwerfung unter 
die Zwangsvollſtreckung ſchon erfüllt. Es könnte daher allein die Annahme 
übrig bleiben, daß in der Unterwerfung bereits die dingliche Verfügung des 
Unterworfenen über ſein Grundſtück liege. Allein auch dieſe Annahme iſt 
unhaltbar. Nach der Ausdrucksweiſe des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſind unter 
Verfügungen diejenigen Rechtsgeſchäfte zu verſtehen, durch welche unmittelbar 
ein Recht übertragen, belaſtet, geändert oder aufgehoben wird; von ſolcher 
unmittelbaren Verfügung des Schuldners über ein Grundſtück findet ſich in 
der Urkunde (§ 794 Nr. 5) nichts. Die Rechtswirkung dieſer Urkunde geht 
nur dahin: Der Gläubiger darf ſich geeignetenfalls eine vollſtreckbare Aus⸗ 
fertigung der Urkunde erteilen laſſen und hat bei der Vornahme der Zwangs⸗ 
vollſtreckung die freie Wahl, ob er diejenige Form der Vollſtreckung in Antrag 
bringen will, welche in der Eintragung einer Sicherungshypothek beſteht. 
Nicht der Ausſteller der Urkunde, ſondern der Gläubiger verfügt im Wege 
der Zwangsvollſtreckung über das Grundſtück als Exekutionsobjekt. Daß etwa 
mit Rückſicht auf dieſen einen beſonderen Modus der Zwangsvollſtreckung der 
Schuldner ſchon durch die Ausſtellung der gerichtlichen oder notariellen Voll⸗ 
ſtreckungsurkunde über ſein Grundſtück verfügt habe, wird man nicht annehmen 
können. 

Auch ſonſt iſt dem Vater als geſetzlichen Vertreter die Herbeiführung von 
Vollſtreckungsmaßregeln gegen das Kind unbenommen. Allerdings enthält 
das Bürgerliche Geſetzbuch hierüber keine ausdrückliche Beſtimmung. Die 
Vorſchrift des $ 1676 Entw. I, daß die Genehmigung des Gegenvormundes 
oder des Vormundſchaftsgerichts nicht erforderlich ſei zur Veräußerung oder 
Belaſtung eines Gegenſtandes im Wege einer gegen den Mündel gerichteten 
Zwangsvollſtreckung, iſt ſogar mit Abſicht nicht in das Geſetz aufgenommen 
worden. Allein dies iſt nach den Protokollen der zweiten Kommiſſion 
(Mugdan 4, 1097) nur deshalb geſchehen, weil man einen Zweifel darüber, 
daß die Veräußerung und Belaſtung eines dem Mündel gehörenden Gegen⸗ 
ſtandes im Wege der Zwangsvollſtreckung ſich ſrei von der Genehmigung 
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des Vormundſchaftsgerichts vollziehen müſſe, als ausgeſchloſſen anſah und 
weil man die Wirkungen der Zwangsvollſtreckung geſetzlich nicht feſtlegen 
wollte. Daß zur Zwangsvollſtreckung durch Eintragung einer Sicherungs⸗ 
hypothek auf das Grundſtück des Kindes beim Vorliegen eines vollſtreckbaren 
Urteils gegen das im Prozeſſe durch den Inhaber der elterlichen Gewalt 
vertreten geweſene Kind die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts auch 
dann nicht erforderlich iſt, wenn das Urteil auf der Verſäumnis oder auf 
einem Anerkenntniſſe des Gewalthabers beruht, erſcheint hiernach unbedenklich. 
Iſt dies aber zutreffend, ſo kann das Erfordernis der Genehmigung auch 
nicht bei den vollſtreckbaren Urkunden des § 794 Nr. 5 ZPO. anerkannt 
werden. Denn das Geſetz erklärt mit alleiniger Ausnahme der Vollſtreckungs⸗ 
befehle alle Schuldtitel, die über eine Geldforderung von mehr als 300 M. 
lauten, zur Eintragung einer Sicherungshypothek für gleich geeignet. Die 
Möglichkeit einer Umgehung der Vorſchriften über die Notwendigkeit der 
Genehmigung des Vormundſchaſtsgerichts beſteht bei Urteilen ganz ebenſo 
wie bei vollſtreckbaren Urkunden. Hätte der Umgehung vorgebeugt werden 
ſollen, ſo hätte die Zwangsvollſtreckung als ſolche der vormundſchaftsgerichtlichen 
Genehmigung unterworfen werden müſſen. 


Abtretung der dem Betrage nach unbeſtimmten Forderungen, für welche 
eine Hypothek unter Beſtimmung eines Höchſtbetrags der Haftung einge⸗ 
tragen iſt, gemäß den für die Uebertragung von Fordernngen geltenden 
allgemeinen Vorſchriften. Zuläſſigkeit der Uebertragung der Hypothek auf 
die abgetretenen Forderungen, auch wenn ſich infolge der Abtretung die 
Hypothek in eine Eigentümergrundſchuld verwandelt hätte. Pflicht des 
Grundbuchamts, den neuen Gläubiger als Berechtigten einzutragen, wenn 
die Eintragung von dem Grundſtückseigentümer und dem eingetragenen 
bisherigen Gläubiger bewilligt wird, ohne daß die Einwilligung des neuen 
Gläubigers nachgewieſen zu werden braucht. 
88 1180, 1190, 1198 BGB. 


Kammergericht Berlin, 3. Mai 1906. — Bd. 7 S. 227. 


Auf den Grundſtücken der Deutſchen N.⸗Fabrik ſteht für die offene 
Handelsgeſellſchaft B. eine Höchſtbetragshypothek von 300 000 Mark eingetragen 
zur Sicherung aller Forderungen, welche der Gläubigerin gegen die N.⸗Fabrik 
„aus den am 6. Auguſt 1901 bereits in Anſpruch genommenen oder an 
dieſem Tage zugeſagten Krediten, und zwar ſowohl für Hauptgeld wie für 
Zinſen, Proviſionen und ſonſtige Nebenforderungen zuſteht,“ und ferner für 
dieſelbe Gläubigerin eine Höchſtbetragshypothek von 200 000 Mark zur 
Sicherung aller Forderungen, welche ihr gegen die N.⸗Fabrik „aus den ſeit 
dem 1. Januar 1902 bereits bewilligten Krediten zuſtehen oder aus künftig 
zu bewilligenden zuſtehen werden, und zwar ſowohl für Hauptgeld wie für 
Zinſen, Proviſionen und ſonſtige Nebenforderungen“. Unter dem 14. Juli 


1905 ſtellte die Gläubigerin in Gemeinſchaft mit der N.⸗Fabrik hinſichtlich 


der Hypotheken je eine Erklärung folgenden Inhalts in unterſchriftlich beglaubigter 
Form aus: 

Im Einverſtändniſſe mit der N.⸗Fabrik wird an die Stelle der Forderung 

der Firma B. die Forderung der Kommanditgeſellſchaft auf Aktien in 


Firma B. H.⸗Geſellſchaft zu B. und der Aktiengeſellſchaft D.⸗Bank zu 
B. geſetzt, welche von der Firma B. je zur Hälfte an die B. H.⸗Geſell⸗ 
ſchaft und die D.⸗Bank am 28. Juni 1905 abgetreten worden iſt und 
welche für die abtretende Gläubigerin durch jene Hypothek geſichert war. 
In der Erklärung über die Hypothek von 300 000 Mark heißt es weiter: 
Demgemäß bewilligen und beantragen die Unterzeichneten, in das 
Grundbuch einzutragen, daß die Sicherungshypothek im Höchſtbetrage von 
300 000 Mark fortan zur einen Hälfte, alſo im Höchſtbetrage von 150 000 
Mark, als Sicherheit für alle Forderungen haftet, welche auf Grund der 
Abtretungserklärung der Firma B. nunmehr der B. H.⸗Geſellſchaft, zur 
anderen Hälfte, alſo im Höchſtbetrage von 150 000 Mark, als Sicherheit 
für alle Forderungen haftet, welche auf Grund der Abtretungserklärung der 
Firma B. von 28. Juni 1905 nunmehr der D.⸗Bank aus den am 6. Auguſt 
1901 bei der Firma B. bereits in Anſpruch genommenen oder an dieſem 
Tage von der Firma B. zugeſagten Krediten, und zwar ſowohl für das 
Hauptgeld wie für Zinſen, Proviſionen und ſonſtige Nebenforderungen zuſtehen 
und auf welche ſich demgemäß die von der Eigentümerin am 6. Auguſt 1901 
eingegangene Verpflichtung, Sicherungshypothek zu beſtellen, bezieht. 
In der Erklärung über die Hypothek von 200 000 Mark heißt es dagegen: 

Demgemäß bewilligen und beantragen die Unterzeichneten, in das 

Grundbuch einzutragen, daß die Sicherungshypothek im Höchſtbetrage von 
200 000 Mark fortan zur einen Hälfte, alſo im Höchſtbetrage von 
100 000 Mark, für alle Forderungen haftet, welche auf Grund der Ab⸗ 
tretungserklärung der Firma B. vom 28. Juni 1905 nunmehr der B. 
H.⸗Geſellſchaft, zur anderen Hälfte, alſo im Höchſtbetrage von 100 000 Mark, 
als Sicherheit für alle Forderungen haftet, welche auf Grund der Abtretungs⸗ 
erklärung der Firma B. vom 28. Juni 1905 nunmehr der D.⸗Bank aus 
den ſeit dem 1. Januar 1902 von der Firma B. bewilligten Krediten, und 
zwar ſowohl für das Hauptgeld wie für Zinſen, Proviſionen und ſonſtige 
Nebenforderungen, zuſtehen. 

Dieſe Erklärungen reichte die N.⸗Fabrik unter dem 18. Juli 1905 beim 
Amtsgericht in C. mit dem Erſuchen ein, den darin geſtellten Anträgen ſtatt⸗ 
zugeben. Das Amtsgericht forderte zunächſt mittels Verfügung vom 25. Juli 
1905 die Vorlegung der Abtretungserklärungen vom 28. Juni 1905 und 
lehnte, als die Vorlegung verweigert wurde, durch Beſchluß die Eintragung 
mit folgender Begründung ab: Die Vorlegung der Abtretungserklärung vom 
28. Juni 1905 ſei erforderlich, damit geprüft werden könne, ob die Forde⸗ 
rung gemätz §8 1190 Abſ. 4 BGB. nach den für die Uebertragung von 
Forderungen geltenden allgemeinen Vorſchriften übertragen worden ſei oder ob 
die Forderung mit der Hypothek gemäß SS 1153 ff. BGB. habe übertragen 
werden ſollen. Sei dies der Fall, fo ſei $ 1180 Abſ. 2 BGB., den die 
Beteiligten nach der Faſſung ihrer Erklärungen angewendet wiſſen wollen, un⸗ 
anwendbar; es liege dann eben keine andere Forderung vor, ſondern eine 
abgetretene Forderung; der Gläubigerwechſel mache die Forderung nicht zu 
einer anderen im Sinne des § 1180, weil der Schuldgrund derſelbe bleibe; 
es werde in dieſem Falle die Abtretung in das Grundbuch eingetragen und 
damit der Uebergang der Hypothek vollzogen. Sei dagegen die Forderung 
gemäß § 1190 Abſ. 4 BGB. abgetreten, ſo ſei der Uebergang der Hypothek 


ausgeſchloſſen, die Hypothek könne in dieſem Falle unter Anwendung des 
§ 1180 zur Sicherung der Forderungen der jetzigen Kreditgeberin verwendet 


werden, es handele ſich dann aber um neue Schuldverhältniſſe, die durch die 
Hypothek geſichert werden ſollten, und jeder Hinweis auf die Abtretungs⸗ 
erklärung ſei in der Eintragungsbewilligung überflüſſig und irreführend. Im 
Falle des §S 1180 finde gerade ausnahmsweiſe eine Uebertragung der Hypo⸗ 
thek ohne die Forderung ſtatt. 

Mit der gegen dieſen Beſchluß erhobenen Beſchwerde machte die N.⸗Fabrik 
geltend, in den Eintragungsbewilligungen ſei deutlich geſagt, daß die Um⸗ 
ſchreibung gemäß § 1180 verlangt werde. Die eingetragene Sicherungs⸗ 


hypothek ſei eine Höchſtbetragshypothek aus 8 1190, nach deſſen Abſ. 4 die 


der Hypothek zugrunde liegende Forderung nach den für die Uebertragung von 
Forderungen geltenden allgemeinen Vorſchriften übertragen werden könne. Erfolge 
die Uebertragung der Forderung nach dieſen Vorſchriften, ſo ſei der Uebergang der 
Hypothek ausgeſchloſſen. Der Hypothek könne jedoch die abgetretene Forderung 
als nunmehr andere Forderung mit einer anderen Gläubigerin unterſtellt 
werden. Dies ſei geſchehen. Die Erwähnung der Abtretung im Eintragungs⸗ 
vermerke werde deshalb verlangt, weil es den Zeſſionarinnen darum zu tun 
ſei, die Identität mit der früheren Forderung, hinſichtlich deren ſeit Jahren 
die Schuldnerin zur Sicherſtellung verpflichtet geweſen ſei, grundbuchlich klar 
zu ſtellen. Das Landgericht wies die Beſchwerde zurück. Es führte aus, der 
Grundbuchrichter ſei berechtigt, die Wirkſamkeit des Rechtsgeſchäfts, auf Grund 
deſſen eine Eintragung erfolgen ſolle, zu prüfen. Eine ſolche Prüfung führe 


aber zu dem ſehr erheblichen Bedenken, ob nicht die Beteiligten nicht etwa den 


Wechſel der Forderungen, ſondern den der Gläubiger derſelben Forderung ge⸗ 
wollt und lediglich zur Erſparung der ſehr erheblichen Stempelkoſten im Falle 
der Abtretung oder aus ähnlichen Gründen äußerlich den Weg des Wechſels 
der Forderung gewählt haben. Zur Erforſchung des wahren Willens der Be⸗ 
teiligten werde daher die Vorlegung der Abtretungserklärung mit Recht verlangt. 
Ueberdies ſeien, wenn eine Abtretung vorliege, die jetzigen Antragſteller gar 
nicht mehr legitimiert. Denn da die Abtretung am 28. Juni 1905 ſtatt⸗ 


gefunden haben ſolle, mit der Abtretung aber die neuen Gläubiger Eigentümer 


der Hypothek geworden ſeien, ſo ſtehe das Antragsrecht nur noch dieſen, der 
B. H.⸗Geſellſchaft und der D.⸗Bank, zu. Zwiſchen ihnen und der Eigentümerin 
habe die im § 1180 vorgeſchriebene Einigung zu erfolgen. 

Die gegen die landgerichtliche Entſcheidung eingelegte weitere Beſchwerde 
führt aus: | 

Die Firma B. habe in den Eintragungsbewilligungen vom 14. Juli 
1905 anerkannt, daß ſie die ihr gegen die N.⸗Fabrik aus dem beiderſeitigen, 
in den Eintragungsvermerken und den dieſen zugrunde liegenden Urkunden 
näher bezeichneten, Geſchäftsverkehr erwachfenen Forderungen je zur Hälfte an 
die B. H.⸗Geſellſchaft und an die D.⸗Bank abgetreten habe. Da die Abtretung 
keiner Form bedurft habe (8 1190 Abſ. 4), jo ſei durch das von der 
Schuldnerin mit unterzeichnete Anerkenntnis die Abtretung als rechtswirkſam 
vollzogen feſtgeſtellt. Da ferner das Anerkenntnis dahin gehe, daß ſämtliche der 
Firma B. gegen die N.⸗Fabrik erwachſenen, unter die Sicherungshypotheken 
fallenden Forderungen abgetreten ſeien, ſo ſtehe zugleich feſt, daß die Hypo⸗ 
theken zu Eigentümergrundſchulden geworden ſeien und die Firma B. nur noch 
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die formelle Verfügungsbefugnis habe. Dadurch, daß die Firma B. die Forde⸗ 
rungen ohne die Hypothek abgetreten, andere Forderungen, für welche die 
Hypothek haftbar gemacht werden könnte, aber nicht gehabt habe, habe ſie 
auf die Hypothek zugunſten der Grundſtückseigentümerin verzichtet, bezw. habe 
auf Grund des § 1163 die Grundſtückseigentümerin die Hypothek erworben. 
Die Grundſtückseigentümerin ſei daher berechtigt geweſen, gemäß § 1198 die 
erlangte Eigentümergrundſchuld wieder in eine Hypothek für eine von ihr zu 
beſtimmende Forderung umzuwandeln. Werde § 1198 nicht für anwendbar 
erachtet, weil die Firma B. noch als Inhaberin der Hypotheken eingetragen 
ſtehe, jo greife $ 1180 Platz. Nach dieſer Vorſchrift ſei aber, wenngleich 
materiell die Einwilligung der neuen Gläubigerinnen hinzukommen müſſe, für 
den Grundbuchverkehr die Erklärung der Firma B. und der N.⸗Fabrik aus⸗ 
reichend, um die Forderung der neuen Gläubigerinnen der Hypothek unter⸗ 
zulegen. Eine ſolche Erklärung liege vor. Von der Firma B. und der 
N.⸗Fabrik ſei übereinſtimmend beantragt worden, in das Grundbuch einzutragen, 
daß die Hypotheken nunmehr als Sicherheit für die Forderungen dienen ſollen, 
welche auf die B. H.⸗Geſellſchaft und die D.⸗Bank je zur Hälfte übergegangen 
ſeien. In dieſer Erklärung liege der ausgeſprochene Verzicht ſeitens der Firma B. 
hinſichtllich jedes ihr für ſich etwa noch zuſtehenden Hypothekenrechts; es liege 
darin das Anerkenntnis, daß die Grundſtückseigentümerin über die Hypotheken 
zu verfügen berechtigt ſei, alſo auch berechtigt ſei, die Hypotheken zur Sicher⸗ 
heit für die abgetretenen Forderungen zu beſtellen; es liege darin die Ver⸗ 
fügung der Grundſtückseigentümerin in ſolcher Weiſe und die nach $ 1180 
Abſ. 2 erforderliche Zuſtimmung des bisherigen Hypothekengläubigers zu dieſer 
Verfügung. Die Hypotheken jeien für die gemäß § 1190 Abſ. 4 abgetretenen 
Forderungen nicht mehr haftbar geweſen, dieſe Forderungen müßten daher 
gleich irgendwelchen ſonſtigen Forderungen geeignet erſcheinen, den Hypotheken 
neu untergelegt zu werden. Ob beabſichtigt worden, Stempel zu erſparen, 
ſei gleichgültig. Bedürfe es zur Umſchreibung der Vorlegung einer Abtretungs⸗ 
urkunde nicht, ſo könne lediglich im ſtempelſteuerlichen Intereſſe die Vorlegung 
nicht beanfprucht werden. 

Das Kammergericht hat auf die weitere Beſchwerde die Vorentſcheidungen 
aufgehoben und die Sache zur anderweitigen Erörterung und zur Entſcheidung 
unter Abſtandnahme von dem bisherigen Bedenken an das Amtsgericht zurück⸗ 
verwieſen. In den Gründen heißt es: 

Aus den Eintragungsbewilligungen vom 14. Juli 1905 geht hervor, 
daß die Firma B. ihre unter die beiden Sicherungshypotheken fallenden 
Forderungen je zur Hälfte an die B.H.⸗Geſellſchaft und an die D.⸗Bank abgetreten 
haben will. Dagegen erhellt nicht, ob nach der angeblich am 28. Juni 1905 
erfolgten Abtretung der bis dahin entſtandenen Forderungen der durch die 
Sicherungshypotheken geſchützte Kreditverkehr zwiſchen der Firma B. und der 
N.⸗Fabrik fortgeſetzt worden iſt. Hat eine Fortſetzung des Verkehrs ſtatt⸗ 
gefunden, ſo iſt die Firma B. Inhaberin der Sicherungshypotheken geblieben 
und es iſt durch die von ihr und der N.⸗Fabrik in beglaubigter Form aus⸗ 
geſtellten Erklärungen nur dargetan, daß die Sicherungshypotheken für die 
bis zum 28. Juni 1905 entſtandenen Forderungen nicht mehr haften 
(zu vergl. §S 1190 Abſ. 4 BGB.); die Hypotheken haften ſeitdem in voller 
Höhe für die nach dem 28. Juni 1905 von der Firma durch Kreditgewährung 
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an die N.⸗Fabrik erworbenen Forderungen. War dagegen mit dem 28. Juni 
1905 der Kreditverkehr abgeſchloſſen, ſo waren infolge der von der Firma B. 
und der N.⸗Fabrik als vollzogen anerkannten Abtretung aller bis dahin ent⸗ 
ſtandenen Forderungen an die B. H.⸗Geſellſchaft und an die D.⸗Bank die beiden 
Hypotheken als Eigentümergrundſchulden auf die N.⸗Fabrik übergegangen. 
Denn die Beſtimmung des § 1190 Abſ. 4 BGB. iſt auch dann anwendbar, 
wenn ſämtliche durch die Höchſtbetragshypothek geſicherten Forderungen auf 
einen Dritten übertragen werden, und die Uebertragung hat zur Folge, daß 
die nunmehr der Forderung entkleidete Hypothek zur Eigentümergrundſchuld wird 
(zu vergl. auch RIA. 4, 240; 88 1163, 1177). 

Sit der Kreditverkehr fortgeſetzt worden, die Firma B. alſo Hypotheken⸗ 
gläubigerin geblieben, ſo kommt für die rechtliche Beurteilung der Eintragungs⸗ 
bewilligungen der §8 1180 BGB. in Betracht, der unſtreitig auch auf 
Maximalhypotheken Anwendung findet. Danach kann an die Stelle derjenigen 
Forderung, für welche eine Maximalhypothek beſteht, hier alſo an die Stelle 
der ſeit dem 28. Juni 1905 entſtandenen Forderungen, eine andere, ihrem 
Betrage nach unbeſtimmte Forderung geſetzt werden. Daß dies auch eine 
Forderung ſein kann, für welche die Maximalhypothek früher einmal gehaftet 
hat, aber zurzeit nicht mehr haftet, erſcheint unbedenklich. Es ſteht deshalb 
nichts im Wege, daß an die Stelle der für die Firma B. noch geſicherten 
Forderungen diejenigen Forderungen geſetzt werden, welche ſie am 28. Juni 1905 
an die B. H.⸗Geſellſchafſt und an die D.⸗Bank abgetreten hat. Materiell⸗ 
rechtlich iſt hierzu nach $ 1180 Abſ. 1 BGB. die Einigung der N.⸗Fabrik 
und der beiden neuen Gläubigerinnen, nach Abſ. 2 daſelbſt außerdem die 
Zuſtimmung der Firma B. erforderlich. Zum Zwecke der Eintragung in 
das Grundbuch bedarf es jedoch nur der Eintragungsbewilligung der Firma B. 
und der N.⸗Fabrik; der Einwilligung der neuen Gläubigerinnen benötigt es 
formellrechtlich ebenſowenig wie des Nachweiſes, daß die Abtretung der 
Forderung an ſie rechtswirkſam erfolgt iſt (zu vergl. OL GRſpr. 10, 86). 
Für den Grundbuchrichter genügt die von der Firma B. und der N.⸗Fabrik 
in beglaubigter Form abgegebene Erklärung, daß die Abtretung geſchehen ſei, 
denn damit ſteht zwiſchen den grundbuchlich Beteiligten feſt, daß die Maximal⸗ 
hypothek für die angeblich abgetretene Forderung nicht mehr haftet, daß alſo 
eine „andere“ als die geſicherte Forderung der Hypothek untergelegt werden 
ſoll. Auch an einer genügenden Bezeichnung der Forderung fehlt es nicht. 
Die Eintragungsbewilligungen vom 14. Juli 1905 laſſen daruber keinen 
Zweifel, daß es ſich um alle diejenigen Forderungen handelt, welche der Firma B. 
bis zum 28. Juni 1905 aus dem durch die Maximalhypothek zu ſichernden 
Geſchäftsverkehre gegen die N.⸗Fabrik erwachſen waren. Es iſt deshalb nicht 
einzuſehen, aus welchem Grunde die Abtretungserklärung ſollte vorgelegt werden 
müſſen. Selbſt wenn beabſichtigt wäre, die Hypothek mit der Forderung gemäß 
§ 1154 BGB. abzutreten, jo würde dies jür den Grundbuchrichter gleichgültig 
ſein. Denn der Uebergang der Hypothek war außerhalb des Grundbuchs un⸗ 
möglich (zu vergl. $ 1154 Abſ. 3, $ 1185 Abſ. 1, S 873), die Beteiligten 
konnten alſo ihre Abſicht jederzeit ändern und den mittels der Eintragungs⸗ 
bewilligungen vom 14. Juli 1905 eingeſchlagenen Weg wählen. Verfehlt 
iſt es demnach auch, wenn das Landgericht die Möglichkeit in Betracht zieht, 
daß die neuen Gläubigerinnen allein verſügungsberechtigt ſeien. Für den Fall 
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alſo, daß der Kreditverkehr über den 28. Juni 1905 fortgedauert hat, kann 
ohne weiteres in das Grundbuch eingetragen werden, daß an die Stelle der 
durch die Maximalhypothek bisher geſichert geweſenen Forderungen diejenigen 
Forderungen geſetzt worden ſind, welche der Firma B. bis zum 28. Juni 1905 
erwachſen waren und an dieſem Tage je zur Hälfte durch Abtretung auf die 
B. H.⸗Geſellſchaft und die D.⸗Bank übergegangen find. Hierdurch wird im 
Ergebniſſe zwar dasſelbe erreicht, wie wenn die Firma B. die Hypothek mit 
den für fie bis zum 28. Juni 1905 entſtandenen Forderungen an die ge: 
nannten beiden Inſtitute abgetreten und die Umſchreibung im Grundbuche be: 
willigt hätte. Rechtlich beſteht aber inſofern ein Unterſchied, als nicht, wie 
im letzteren Falle, die Firma B., ſondern die N.⸗Fabrik die Hypothek auf die 
neuen Gläubigerinnen überträgt. 

Iſt dagegen anzunehmen, daß der Kreditverkehr zwiſchen der Firma B. 
und der N.⸗Fabrik mit dem 28. Juni 1905 fein Ende erreicht und infolge 
der Abtretung aller geſicherten Forderungen an die B. H.⸗Geſellſchaft und die 
D.⸗Bank die N.⸗Fabrik die beiden Maximalhypotheken als Eigentümergrund⸗ 
ſchulden erworben hatte, jo findet der $ 1180 BGB. zwar nicht unmittelbare, 
aber doch entſprechende Anwendung. Auch in dieſem, an und für ſich der 
Beſtimmung des 8 1198 BGB. unterworfenen Falle genügt für den Grund: 
buchrichter die Eintragungsbewilligung der Firma B. und der N.⸗Fabrik als 
der Paſſivbeteiligten. Die Eintragungsbewilligung der Firma B.. erſetzt den 
Nachweis, daß die Maximalhypothek zur Eigentümergrundſchuld geworden it, 
und die der N.⸗Fabrik bewirkt die Umwandlung der Eigentümergrundſchuld in 
eine Maximalhypothek für diejenigen dem Betrag nach unbeſtimmten Forde⸗ 
rungen, welche gemäß § 1190 Abſ. 4 durch Abtretung an die B. H.⸗Geſell⸗ 
ſchaft und die D.⸗Bank von der früheren Maximalhypothek losgelöſt find. 
Des Nachweiſes der rechtswirkſamen Abtretung der Forderungen bedarf es auch 
hier nicht, da eine Maximalhypothek auch für künftige Forderungen beſtellt 
werden kann. 

Daß die Maximalhypotheken in zwei Teilbeträge von ie 150 000 M. 
bezw. 100 000 M. zerlegt worden ſind, durch die künftig je die Hälfte der 
am 28. Juni 1905 vorhanden geweſenen Forderungen der Firma B. ge⸗ 
ſichert werden ſoll, macht rechtlich keinen Unterſchied. 


Ungültigkeit der Beſchlüſſe der Generalverſammlung einer Aktiengeſellſchaft, 

wenn die Belege über die ordnungsmäßige Bernfung der Verſammlung 

dem Protokolle weder beigefügt noch unter Angabe ihres Inhalts in dem 
Protokoll aufgeführt ſind. 


§ 259 HGB. 
Kammergericht Berlin, 17. Mai 1906. — Bd. 7 S. 235. 


Am 2. Dezember 1905 fand zu H. eine Generalverſammlung der Aktien⸗ 
geſellſchaft R. ſtatt. Ueber die Verſammlung wurde ein notarielles Protokoll 
aufgenommen. Die Vorſtandsmitglieder der Aktiengeſellſchaft, Fabrikant K. 
und Direktor B., haben bei dem Amtsgerichte zu H. auf Grund dieſes Protokolls 
die in der Verſammlung beſchloſſene Aenderung des § 11 der Satzungen zur 
Eintragung in das Handelsregiſter angemeldet. Das Amtsgericht hat den 
Eintragungsantrag abgelehnt, weil es die Vorſchriften wegen Beifügung der 


Belege über die ordnungsmäßige Berufung der Generalverſammlung zu dem 
Protokolle nicht für gewahrt und deshalb den angemeldeten Beſchluß für un⸗ 
gültig erachtete. 

Die hiergegen eingelegte Beſchwerde iſt zurückgewieſen worden; auch der 
weiteren Beſchwerde hat das Kammergericht den Erfolg verſagt aus folgenden 
Gründen: | 

Als Grundlage für die beantragte Eintragung der beſchloſſenen Satzungs⸗ 
änderung iſt eine Nebenausfertigung des Protokolls vom 2. Dezember 1905 
eingereicht. Sie datiert vom 22. Januar 1906; es iſt mit ihr die dritte 
Beilage zum Reichsanzeiger vom 8. November 1905 verbunden, in welcher 
die Aktionäre der bezeichneten Aktiengeſellſchaft unter Angabe der Tagesordnung 
und der Beſtimmungen des Auſſichtsrats über die Hinterlegung der Aktien 
vor der Verſammlung auf den 2. Dezember 1905 nach H. ordnungsmäßig 
zur Abhaltung der ordentlichen Generalverſammlung eingeladen ſind. Das 
Protokoll ſelbſt enthält wegen der Berufung der Generalverſammlung nur 
folgendes: 

Um 6½ Uhr eröffnete der Vorſitzende des Aufſichtsrats, Rechtsanwalt 

S., die Verſammlung und ſtellte zunächſt feſt, daß die heutige General: 
verſammlung ordnungsmäßig berufen iſt, und zwar durch Bekanntmachung 
im Reichsanzeiger vom 8. November 1905. 

Unter den mitausgefertigten Anlagen des Protokolls vom 2. Dezember 
1905 befindet ſich ein entſprechender Beleg nicht. Zutreffend haben die Vor⸗ 
inſtanzen verneint, daß hierdurch den Vorſchriften des S 259 HGB. wegen 
Beifügung der Belege über die ordnungsmäßige Berufung der Generalverſamm⸗ 
lung zu dem über ſie geführten Protokolle genügt iſt, und deshalb mit Recht 
den angemeldeten Beſchluß für ungültig erklärt. Es wird dort in den Abſ. 1 
bis 4 beſtimmt: 

Jeder Beſchluß der Generalverſammlung bedarf zu ſeiner Gültigkeit der 
Beurkundung durch ein über die Verhandlung gerichtlich oder notariell auf⸗ 
genommenes Protokoll. | 

In dem Protokolle find der Ort und der Tag der Verhandlung, der 
Name des Richters oder Notars, ſowie die Art und das Ergebnis der 
Beſchlußfaſſung anzugeben. 

Das nach § 258 aufgeſtellte Verzeichnis der Teilnehmer an der General⸗ 
verſammlung ſowie die Belege über die ordnungsmäßige Berufung ſind 
dem Protokolle beizufügen. Die Beifügung der Belege über die Berufung 
der Generalverſammlung kann unterbleiben, wenn die Belege unter der 
Angabe ihres Inhalts in dem Protokoll aufgeführt werden. 

Das Protokoll muß von dem Richter oder Notar vollzogen werden. 
Die Zuziehung von Zeugen iſt nicht erforderlich. 

Zunächſt iſt darauf hinzuweiſen, daß die Beurkundung der Generalver⸗ 
ſammlungsbeſchlüſſe von Aktiengeſellſchaften an dieſer Geſetzesſtelle erſchöpfend 
geregelt iſt, jo daß eine ergänzende Heranziehung der SS 168 ff. FG. und 
der Artikel 53 bis 55 PrF G. nicht ſtattzufinden hat. Nach Landesrecht 
richtet ſich dagegen namentlich die Aufbewahrung und Ausfertigung der be⸗ 
treffenden Urkunden. 

Ueber die Tragweite der einzelnen Beſtimmungen des § 259, insbeſondere 
auch ſeines Abſ. 3, beſtehen in der Literatur inſofern nicht unerhebliche Meinungs⸗ 
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verſchiedenheiten, als darüber geſtritten wird, ob und inwieweit ihre Nicht⸗ 
beobachtung die Nichtigkeit der betreffenden Urkunde und damit die Ungültigkeit 
der Beſchlüſſe zur Folge hat. Staub (zu $ 259) führt aus: Damit Nichtig⸗ 
keit eintrete, müſſe die Form in weſentlichen Punkten verletzt ſein. Als weſent⸗ 
lich könne man aber nur erachten, daß ein Richter oder ein Notar überhaupt 
die Verhandlung beurkundet und das Protokoll unterſchrieben habe. Weg⸗ 
laſſung des Ortes und des Tages der Verhandlung ſei kein Verſtoß in weſent⸗ 
lichen Punkten, noch weniger die unterlaſſene Beifügung der Anlagen des 
Protokolls (Abſ. 3). Die herrſchende Meinung ſteht dagegen auf dem Stand⸗ 
punkte, daß die Vorſchriften der Abſ. 2, 3 des § 259 durchweg zwingender 
Natur ſind und weſentliche Erforderniſſe der Beurkundung enthalten, ohne 
deren Erfüllung die aufgenommene Urkunde nichtig iſt. Der letzteren Anſicht 
iſt beizutreten. Allſeitiges Einverſtändnis dürfte wohl darüber herrſchen, daß 
die Vorſchrift des S 125 Satz 1 BGB. hier nicht unmittelbar anwendbar 
iſt, weil es ſich nicht um die Beurkundung eines Rechtsgeſchäfts, ſondern eines 
tatſächlichen Vorganges handelt. Ob ihre analoge Anwendung zuzulaſſen iſt 
und zu welchem praktiſchen Ergebniſſe ſie führt, kann zweifelhaft ſein. Ehe 
man zu einer ſolchen ſeine Zuflucht nimmt, wird aber jedenfalls zu prüfen 
ſein, ob nicht Inhalt, Charakter und Entſtehungsgeſchichte des § 259 einen 
zuverläſſigen Anhalt dafür geben, ob es ſich dort durchweg um zwingende 
Formvorſchriften mit der Rechtsfolge der Nichtigkeit im Falle ihrer Nichtbeob⸗ 
achtung handelt oder nicht. Auf die Ausdrucksweiſe der Abſ. 2 und 3 wird 
man in dieſer Beziehung freilich auch kein entſcheidendes Gewicht legen können. 
Geht man auf die Terminologie des BGB. zurück, — was bei dem Ver⸗ 
hältniſſe des neuen HGB. zu dieſem wohl zuläſſig ſein dürfte, da man bei 
der Neufaſſung des letzteren das Ziel verfolgte, ſeinen Inhalt mit dem des 
erſteren in Einklang zu bringen — ſo gelangt man auch damit zu keinem 
beſtimmten Ergebniſſe. Wird im BGB. geſagt, daß jemand etwas zu tun 
hat oder daß etwas von ihm zu tun iſt, ſo iſt das kein ſicherer Anhalt da⸗ 
für, ob es ſich um eine „Muß⸗ oder um eine bloße „Sollvorſchrift“ handelt; 
vielmehr iſt in jedem einzelnen Falle aus dem Zuſammenhange zu entnehmen, 
wie die Vorſchrift gemeint iſt. Auf den erſten Blick könnte es nun ſcheinen, 
als ob der Wechſel der Ausdrucksweiſe im Abſ. 4 Satz 1, wo geſagt wird, 
daß das Protokoll vom Richter oder Notar vollzogen werden muß, dafür 
ſpreche, daß in den Abſ. 2, 3 nur Sollvorſchriften enthalten ſeien. Die 
Entſtehungsgeſchichte des S 259 ſpricht jedoch entſchieden für das Gegenteil. 
In der Denkſchrift zum HGB. wird zur Begründung dieſer Vorſchrift geſagt: 
„Der letztere (der bisherige Art. 238 a Abſ. 1) beſchränkt ſich auf die Be⸗ 
ſtimmung, daß jeder Beſchluß der Generalverſammlung zu ſeiner Gültigkeit 
der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung bedarf und daß die Zuziehung 
von Zeugen nicht erforderlich if. In der Praxis haben ſich bezüglich der 
Art dieſer Beurkundung Zweifel und Schwierigkeiten ergeben.. . Der 
Entwurf beſtimmt daher ausdrücklich, daß die fragliche Beurkundung in der 
Aufnahme eines Protokolls beſteht, und gibt zugleich über den Inhalt dieſes 
Protokolls die nötigen Vorſchriften. Ueber die ordnungsmäßige Berufung 
der Generalverſammlung muß das Protokoll, das zum Handelsregiſter ein⸗ 
zureichen iſt, gleichfalls Aufklärung geben. Unbedingt vorzuſchreiben, daß die 
meiſt ſehr umfangreichen Belege über die Berufung dem Protokolle beizu⸗ 
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fügen find, empfiehlt ſich nicht; es genügt vielmehr, wenn die einzelnen Be⸗ 
lege unter Angabe ihres meiſt übereinſtimmenden Inhalts im Protokolle ſelbſt 
aufgeführt werden. . .. Die Unterſchrift des Vorſitzenden der Verſammlung 
iſt neben der für die Gültigkeit weſentlichen Vollziehung durch den Richter 
oder Notar nur mit der Bedeutung einer Anweiſung vorgeſchrieben.“ 

Zum Verſtändniſſe der letzten Bemerkung iſt darauf hinzuweiſen, daß 


Satz 1 Abſ. 4 des damals vorgeſchlagenen $ 251 (welchem der jetzige $ 259 


entſpricht) dahin lautete: 

Das Protololl muß von dem Richter oder Notar vollzogen werden; es 
ſoll außerdem von dem Vorſitzenden der Generalverſammlung unterzeichnet 
werden. 

Der letztere Halbfag wurde dann in der Kommiſſion geſtrichen. Hier: 


aus geht zunächſt hervor, daß die Spitze des in Abſ. 4 enthaltenen „muß“ 
nicht gegen die Abſ. 2, 3 geht, ſondern lediglich gegen jene inzwiſchen ge⸗ 


ſtrichene Sollvorſchrift gerichtet iſt. Ferner kann es nach jener Begründung 


keinem Zweifel unterliegen, daß die Beſtimmungen der Abſ. 2, 3 und des 


Abſ. 4 Satz 1 bezüglich ihrer rechtlichen Bedeutung auf der gleichen Linie 
ſtehen und zuſammen die unerläßlichen Erforderniſſe eines gültigen Protokolls 


im Sinne des Abſ. 1 enthalten. Es wird dort im öffentlichen Intereſſe, 


zur Vermeidung von Zweifeln und Schwierigkeiten für die Zukunft, vorgeſchrieben, 
was alles für ein gültiges Protokoll im Sinne des Abſ. 1 nötig iſt, und 


gerade im Hinblick auf die fraglichen Belege ausdrücklich hervorgehoben, daß 


das zum Handelsregiſter einzureichende Protokoll über die ordnungsmäßige 
Berufung der Generalverſammlung Auskunft geben muß. Es handelt ſich 
danach um eine Schutzvorſchrift zugunſten der Aktionäre und des Publikums 
(Hachenburg im Recht 1904 S. 16). Man wollte augenſcheinlich auf dieſe 
Weiſe gewiſſe Garantien dafür ſchaffen, daß die Ordnungsmäßigkeit der Be⸗ 
rufung einer Generalverſammlung ſpäterhin, auch nach dem Ablaufe von 


Jahren, noch mit Zuverläſſigkeit nachgeprüft werden könnte. Deshalb gab 


man der Beſtimmung des Abſ. 3 den Charakter zwingenden öffentlichen Rechtes. 
Ihre Verletzung macht ſomit das Protokoll nichtig und die in ihm enthaltenen 
Beſchlüſſe ſchlechthin ungültig. Einer Anfechtung gemäß S 271 bedarf es 
nicht; die Unterlaſſung der Anfechtung kann den Mangel nicht heilen. 
Ferner kann es aber auch im gegebenen Falle keinem ernſtlichen Zweifel 
unterliegen, daß der Vorſchrift des $ 259 Abſ. 3 wegen Beifügung (Satz 1) 
oder Inhaltsangabe (Satz 2) der Belege über die ordnungsmäßige Berufung 
der Generalverſammlung vom 2. Dezember 1905 nicht genügt worden iſt. 
Nach § 7 der Geſellſchaftsſatzungen war die Bekanntmachung der General⸗ 
verſammlung allein im Reichsanzeiger erforderlich. Dieſe hat ausweislich der 
nachträglich mit der Nebenausfertigung überreichten Nummer dieſes Anzeigers 
vom 8. November 1905 tatſächlich ſtattgefunden. Sollte nun aber dem 


Abſ. 3 Satz 1 genügt werden, ſo waren dem Protokolle die Belege bezw. 


der bezeichnete Beleg beizufügen. Unter dieſer „Beifügung“ zum Protokolle, 
d. h. zur Urſchrift des Protokolls, iſt nach dem Geſamtinhalte des $ 259 
eine amtliche Beifügung zu verſtehen, welche der beurkundende Richter oder 
Notar in amtlicher Eigenfhaft zum Zwecke der Herſtellung des Protokolls 


über die Generalverſammlung vornehmen muß. Ueber die gehörige und 


rechtzeitige Vornahme dieſer Amtshandlung, von welcher die Gültigkeit des 
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ganzen Protokolls und der gefaßten Beſchlüſſe abhängig iſt, muß hiernach das 
Protokoll ſelbſt die erforderliche Auskunft geben. Es muß aus ihm erſichtlich 
ſein, daß die Belege, welche ebenſo wie das Teilnehmerverzeichnis des § 258 
„notwendige Anlagen“ des Protokolls bilden, ihm amtlich beigefügt find. 
Gericht oder Notar werden ſie alsbald mit der Urſchrift des Protokolls in 
amtliche Verwahrung zu nehmen haben, ſo daß ſie mit dieſem (auf Antrag, 
auszugsweiſe) ausgefertigt werden können (Art. 42, 43, 47, 48, 63 PrF§ G.). 
Eine ſpätere Beifügung der Belege, über welche aus dem Protokolle nichts 
hervorgeht, kann ſomit nicht genügen. Es würde auch ſehr bedenklich ſein, 
wenn dieſe amtliche Beifügung, von welcher die Gültigkeit des ganzen Aktes 
abhängt, ſpäterhin, vielleicht nach Jahren, willkürlich nachgeholt werden könnte. 
Das Protokoll muß von vornherein ſo hergeſtellt werden, daß es auch in 
dieſer Beziehung den geſetzlichen Anſorderungen entſpricht; ſeine Gültigkeit und 
die Rechtswirkſamkeit der gefaßten Beſchlüſſe muß alsbald eine zweifelsfreie, 
geſicherte ſein; ſie darf nicht in der Schwebe gelaſſen werden, um ſpäter nach 
Wunſch oder Gelegenheit ergänzt zu werden. Das könnte zu einer völligen 
Rechtsunſicherheit und zu einer ſchweren Schädigung der Intereſſen der Be⸗ 
teiligten führen. Nimmt man überhaupt an, daß es ſich bei Abſ. 3 um 
eine zwingende Formvorſchrift handelt, ſo muß man dazu gelangen, auch in 
dieſer Richtung auf ihrer unverzüglichen ſtrengen Durchführung zu beſtehen. 
Danach liegt es aber ohne weiteres auf der Hand, daß die nachträglich zu 
der Nebenausfertigung vom 22. Januar 1906 erfolgte Beifügung des Be⸗ 
legblattes die bei der Protokollaufnahme unterlaſſene, nicht beurkundete Bei⸗ 
fügung zur Urſchrift des Protokolls nicht zu erſetzen vermag. 

Ebenſowenig iſt aber der Vorſchrift des Abf. 3 Satz 2 Genüge ge⸗ 
ſchehen, nach welcher die Beifügung der Belege unterbleiben kann, wenn ſie 
unter Angabe ihres Inhalts in dem Protokoll aufgeführt werden. Man 
kann zwar wohl in der hier mitgeteilten Feſtſtellung des Vorſitzenden des 
Aufſichtsrats, daß die Berufung der Verſammlung durch Bekanntmachung im 
Reichsanzeiger vom 8. November 1905 ordnungsmäßig erfolgt ſei, eine 
gehörige Aufführung des betreffenden Belegs finden, eine Angabe ſeines In⸗ 
halts iſt jedoch dadurch nicht erfolgt. Zum Inhalte des Belegs im Sinne 
dieſer Vorſchriſt wird man zwar nicht deſſen ganzen Inhalt, auch inſoweit, 
als er völlig unerheblich iſt, rechnen, wohl aber ſeinen weſentlichen Inhalt, 
inſofern als er erforderlich iſt, um die ordnungsmäßige Berufung der Gene⸗ 
ralverſammlung feſtzuſtellen. Nach § 255 Abſ. 1 hat die Berufung der 
Generalverſammlung in der durch den Geſellſchaftsvertrag beſtimmten Weiſe 
zu geſchehen. § 18 des Geſellſchaftsvertrags beſtimmt hier, daß der Zweck 
der Generalverſammlung bei ihrer Berufung bekannt gemacht werden muß. 
Es iſt klar, daß die im Protokoll enthaltene Mitteilung des Vorſitzenden des 
Aufſichtsrats über die Beruſung der Verſammlung nicht erkennen läßt, ob 
dieſer Vorſchrift des Geſellſchaftsvertrags und damit dem Geſetze genügt iſt. 
Das von ihm abgegebene Urteil über die Ordnungsmäßigkeit der Berufung 
der Verſammlung iſt in diefer Beziehung unerheblich und nicht geeignet, den 
vorliegenden Mangel des Protokolls zu beheben. Nach alledem iſt letzteres 
nichtig; die nach ihm gefaßten Beſchlüſſe der Generalverſammlung ſind alſo 
ungültig; die Vorinſtanzen haben deshalb zutreffend die beantragte Eintragung 


in das Handelsregiſter abgelehnt, jo daß die vorliegende weitere Beſchwerde 
als unbegründet zurückgewieſen werden muß. 


Unzuläſſigkeit einer Beſchwerde gegen die Eintragung von Beſchlüſſen der 

Geſellſchafter einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung von ſeiten der⸗ 

jenigen Geſellſchafter, welche gegen den Beſchluß Widerſpruch erhoben haben. 
88 19, 20, 142, 143, 8 144 Abſ. 2 36, 


Oberlandesgericht Hamburg, 13. Juni 1906. — Bd. 7 S. 241. 


Das Reichsgeſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
enthält verſchiedene Beſtimmungen, welche den Zweck verfolgen, unrichtige Ein⸗ 
tragungen zu verhüten, Berichtigungen und Vervollſtändigungen des Handels⸗ 
regiſters zu ermöglichen, die Löſchung unzuläſſiger Eintragungen und die Löſchung 
eingetragener nichtiger Geſellſchaften oder nichtiger Geſellſchaftsbeſchlüſſe herbei⸗ 
zuführen. So iſt durch § 126 den Organen des Handelsſtandes die Ver⸗ 
pflichtung auferlegt, die Regiſtergerichte behufs der Verhütung unrichtiger Ein⸗ 
tragungen ſowie behufs der Berichtigung und Vervollſtändigung des Handels⸗ 
regiſters zu unterſtützen. Ihnen iſt die Berechtigung zugeſprochen, zu dieſem 
Zwecke Anträge bei den Regiſtergerichten zu ſtellen und gegen Verfügungen, 
durch die über ſolche Anträge entſchieden wird, das Rechtsmittel der Beſchwerde 
zu erheben. Im § 142 wird dem Regiſtergericht die Befugnis beigelegt, 
eine Eintragung in das Handesregiſter zu löſchen, welche bewirkt war, obgleich 
ſie wegen Mangel einer weſentlichen Vorausſetzung unzuläſſig war. Von diefer 
Befugnis darf aber nur Gebrauch gemacht werden, nachdem den Beteiligten 
Gelegenheit zur Geltendmachung eines Widerſpruchs gegeben worden iſt. Die 
Zurückweiſung eines erhobenen Widerſpruchs iſt mittels ſofortiger Beſchwerde 
anfechtbar. Nach § 143 hat auch das dem Regiſtergerichte im Inſtanzenzuge 
vorgeordnete Landgericht das Recht, die Löſchung einer Eintragung gemäß den 
Vorſchriften des § 142 zu verfügen. Gemäß den Vorſchriften der SS 142, 
143 kann ferner eine in das Handelsregiſter eingetragene Geſellſchaft mit 
beſchränkter Haftung als nichtig gelöfcht werden, wenn der Geſellſchaftsvertrag 
nicht die nach $ 3 Abf. 1 Gmbh. weſentlichen Beſtimmungen, d. h. die Be 
ſtimmungen über Firma und Sitz der Geſellſchaft, Gegenſtand des Unter⸗ 
nehmens, Betrag des Stammkapitals und Betrag der Stammeinlage enthält 
oder eine dieſer Beſtimmungen nichtig iſt. Endlich kann ein in das Handels⸗ 
regiſter eingetragener Beſchluß der Verſammlung der Gefellſchafter einer Ge⸗ 
ſellſchaft mit beſchränkter Haftung gemäß den Vorſchriften der 88 142, 
143 als nichtig gelöſcht werden, wenn er durch ſeinen Inhalt zwingende 
Vorſchriften des Geſetzes verletzt und ſeine Beſeitigung im öffentlichen Intereſſe 
erforderlich erſcheint. 

Alle dieſe, den Gerichten ein Eingreifen von Amts wegen geſtattenden 
Beſtimmungen beruhen auf dem gemeinſamen Gedanken, daß wegen Mangels 
einer weſentlichen Vorausſetzung unzuläſſige Eintragungen oder Eintragungen 
von Beſchlüſſen, welche gegen zwingende Vorſchriften des Geſetzes ergangen 
ſind und im öffentlichen Intereſſe beſeitigt werden müſſen, von Amts wegen 
müſſen getilgt werden dürfen. Zu einem ſolchen Eingreifen der Gerichte kann 
auch ein einzelner den Anſtoß geben, indem er dem Gerichte von den be⸗ 
treffenden Tatſachen, welche zum Eingreifen Anlaß geben könnten, Mitteilung 
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macht. Aber ein Beſchwerderecht wird durch jene Beſtimmungen niemanden 
eingeräumt, außer den Organen des Handelsſtandes nach § 126 und den 
am Widerſpruchsverfahren der SS 142, 143 Beteiligten. 

Im vorliegenden Falle hat ein ſolches Widerſpruchsverfahren nicht ſtatt⸗ 
gefunden. Das Landgericht hat auch ein Einſchreiten von Amts wegen nicht 
beabſichtigt. Es hat auf Grund einer Beſchwerde entſchieden, welche mit 
Recht als Rechtsmittel gegen die vom Amtsgerichte vollzogene Eintragung auf: 
gefaßt worden iſt. Hiernach ſcheiden die das Verfahren nach Maßgabe 
der SS 126, 142, 143, 144 FG. betreffenden Vorſchriften bei der Beur⸗ 
teilung der vorliegenden Frage aus. Es kann nur in Frage kommen, ob 
nach $S 19, 20 56. die Zuläſſigkeit der Beſchwerde angenommen werden 
muß. § 19 gibt das Rechtsmittel der Beſchwerde gegen die Verfügungen 
des Gerichts erſter Inſtanz, und nach § 20 ſteht die Beſchwerde jedem zu, 
deſſen Recht durch die Verfügung beeinträchtigt worden iſt. Die Zuläſſigkeit 
der Beſchwerde ſetzt alſo voraus, daß eine Verfügung des Regiſterrichters 
vorliegt, welche ein Recht des Beſchwerdeführers beeinträchtigt. 

Schon die erſte dieſer beiden Vorausſetzungen liegt nicht vor. Es könnte 
zwar ſcheinen, als ob eine Verfügung vorliege, weil das Amtsgericht die Ein⸗ 
tragung „verfügt“ hat. Allein dieſe Verfügung iſt nur eine Anweiſung an 
den Gerichtsſchreiber, die Eintragung vorzunehmen, ein Internum des Gerichts, 
welches für die zur Entſcheidung ſtehende Frage ganz ohne Bedeutung iſt, 
wie ſich dies ſchon daraus ergibt, daß der Amtsrichter — wie dies vielfach 
geſchieht — die Eintragung ebenſogut ſelbſt hätte vornehmen können, in 
welchem Falle von einer Verfügung auch nicht dem Scheine nach die Rede 
ſein könnte. Daß in der Mitteilung des Amtsgerichts an den Beſchwerde⸗ 
führer über die Gründe, welche das Amtsgericht veranlaßt hatten, die Ein⸗ 
tragung vorzunehmen, keine Verfügung im Sinne des § 19 liegt, bedarf der 
Ausführung nicht. Gegen die Auffaſſung der Eintragung als einer Verfügung 
ſpricht auch die Natur des Eintragungsakts, welcher nicht eine Anordnung 
des Gerichts enthält, ſondern ſich nur als die öffentliche Beurkundung von 
Anmeldungen darſtellt, wie dies die Form der Führung des Handelsregiſters 
dartut. Hieran wird dadurch nichts geändert, daß in gewiſſen vom Geſetze 
beſtimmten Fällen, z. B. bei Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung in den 
Fällen der SS 11, 54 des Geſetzes, die Eintragung erforderlich iſt, um ge⸗ 
wiſſe Rechtswirkungen (Entſtehung der Geſellſchaft, Abänderung des Geſellſchafts⸗ 
vertrags) herbeizuführen. 

Dieſe Natur der Eintragung bringt es auch mit ſich, daß durch die 
Eintragung keinerlei Rechte beeinträchtigt werden können. Was insbeſondere 
die hier vorliegeude Aenderung des Geſellfchaftsvertrags anlangt, ſo kann zwar 
der Beſchluß der Geſellſchafterverſammlung Rechte einzelner verletzen und des⸗ 
halb einer Anfechtung im ordentlichen Rechtsweg unterliegen. Aber die Ein⸗ 
tragung des Beſchluſſes in das Handelsregiſter beeinträchtigt dieſes Recht nicht. 
Würde es dies tun, ſo müßte allerdings die Beſchwerde — angenommen, 
daß in der Eintragung eine Verfügung gefunden werden könnte — erhoben 
werden, um die Beeinträchtigung des Rechts zu beſeitigen. Aber gerade dies 
zeigt, daß das Gefetz eine Beſchwerde gegen die Eintragung nicht hat gewähren 
wollen. Denn wenn im Beſchwerdewege feſtgeſtellt werden müßte, ob die in 
das Handelsregiſter eingetragenen Beſchlüſſe der Gefellſchafterverſammlung 
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Rechte des Beſchwerdeführers beeinträchtigen oder nicht, ſo müßte mit der Er⸗ 
ſchöpfung des Beſchwerdeverfahrens dieſe Frage auch endgültig entſchieden ſein 
und es bliebe der ordentliche Rechtsweg dem Beſchwerdeführer nicht mehr offen. 
Das Geſetz kann ſchwerlich gewollt haben, daß Beſchlüſſe noch als rechtsver⸗ 
letzend im Rechtswege ſollen angefochten werden können, nachdem im Beſchwerde⸗ 
verſahren feſtgeſtellt worden iſt, daß ſie nicht rechts verletzend ſind. Und ebenſo 
iſt es kaum denkbar, daß ein Geſellſchafter, nachdem im ordentlichen Rechts⸗ 
wege feſtgeſtellt worden, daß der von ihm beanſtandete Beſchluß ſein Recht 
nicht verletze, im Wege der Beſchwerde gegen die Eintragung dieſe Frage noch 
einmal zur Entſcheidung zu bringen berechtigt ſein ſollte. 


Daß dieſe Auffaſſung dem Willen des Geſetzes entſpricht, erhellt auch 
daraus, daß es an einer Vorſchrift des Inhalts fehlt, daß der Regiſterrichter 
die Geſetz⸗ oder Statutenmäßigkeit von Beſchlüſſen der Geſellſchafterverſammlung 
vor der Eintragung zu prüfen habe, indem es doch kaum denkbar wäre, daß 
das Geſetz in einer Eintragung eine das Recht eines Geſellſchafters beein⸗ 
trächtigende Verfügung ſehen könnte, ohne zugleich dem Regiſterrichter eine 
Vorſchrift darüber zu geben, worauf er ſeine Prüfung vor der Eintragung 
zu richten habe. Das Geſetz betr. GmbH. enthält aber nur für einen einzigen 
Fall eine Vorſchrift des Inhalts, daß eine Eintragung nur erfolgen darf, 
nachdem gewiſſe Nachweiſe geliefert worden ſind. Dies iſt der § 80, welcher 
den Fall behandelt, daß eine Aktiengeſellſchaft zum Zwecke der Umwandlung 
in eine Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung aufgelöſt wird. Daraus, daß 
dieſe Vorſchrift für einen erſichtlich von dem vorliegenden grundverſchiedenen 
Fall gegeben worden iſt, läßt ſich auf die Abſicht des Geſetzes ſchließen, in 
Fällen wie den vorliegenden dem Regiſterrichter keine Vorſchriften zu geben, 
worauf er ſeine Prüfung erſtrecken ſoll. 


Eine ganz andere Frage iſt es natürlich, ob der Regiſterrichter berechtigt 
iſt, die Eintragung zu verſagen, wenn ſeiner Anſicht nach die Beſchlüſſe, 
welche zur Eintragung angemeldet ſind, gegen Geſetz oder Statut verſtoßen. 
Ein folches Recht mag ihm zuſtehen, und ohne Zweifel wird die Geſellfchaft, 
deren Antrag auf Eintragung abgewieſen iſt, hiergegen Beſchwerde erheben 
können, weil die Abweiſung ohne Zweifel eine Verfügung iſt und weil die 
Geſellſchaft ein Recht darauf hat, daß von der Verſammlung der Gefellichafter 
gefaßte Beſchlüſſe, welche nicht gegen Geſetz oder Statut verſtoßen und ihrem 
Inhalte nach zur Eintragung angemeldet werden müſſen, in das Handels⸗ 
regiſter eingetragen werden. 


Die Unrichtigkeit der hier vertretenen Auffaſſung läßt ſich auch aus 
§ 127 5. nicht ableiten. Dieſer Paragraph gibt dem Regiſterrichter das 
Recht, wenn eine von ihm zu erlaſſende Verfügung von der Beurteilung eines 
ſtreitigen Rechtsverhältniſſes abhängig iſt, die Verfügung auszuſetzen, bis über 
das Verhältnis im Wege des Rechtsſtreits entſchieden iſt, und, wenn der Rechts⸗ 
ſtreit nicht anhängig iſt, einem der Beteiligten eine Friſt zur Erhebung der 
Klage zu beſtimmen. Selbſt wenn man in der Eintragung eine Verſügung 
ſehen wollte, jo würde doch der § 127 nicht anwendbar ſein, weil die Ein: 
tragung von der Beurteilung des hier ſtreitigen Rechtsverhältniſſes, d. h. von 
der Beurteilung der Frage, ob die Verſammlungsbeſchlüſſe vom 17. Februar 
und 17. März 1906 ein Recht des Beſchwerdeführers verletzen, nicht abhängt, 
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indem nirgends im Geſetz ausgeſprochen ift, daß in dieſem Falle die Eintragung 
nicht erfolgen dürfe. | 

In wie hohem Grade es bedenklich ſein würde, die Entſcheidung der 
Frage, ob die in Betracht kommenden Verſammlungsbeſchlüſſe ein Recht des 
Beſchwerdeführers verletzen, in die Hand des Regiſterrichters zu legen, ergibt 
ſich aus der großen Zahl und der Zweifelhaftigkeit der nach dem dargeſtellten 
Tatbeſtand in Betracht kommenden Frage. Die hier vertretene Auffaſſung 
wird auch von Staub (GmbH., Anm. 13 ff. zu § 54) geteilt. In Anm. 18 
ſagt er: „Ein Beſchwerderecht gegen die erfolgte Eintragung ſteht weder dem 
Geſellſchafter noch dem Geſchäftsführer zu, wenn es ſich um ſolche Vorſchriften 
handelt, hinſichtlich deren auf die Folge der Verletzung verzichtet werden kann.“ 
Da es ſich im vorliegenden Falle gewiß nur um ſolche Vorſchriften handelt, 
ſo kann unerörtet bleiben, ob der Anſicht Staubs beizutreten ſei, daß, wenn 
öffentlichrechtliche Vorſchriften verletzt worden ſind, d. h. folche, hinſichtlich deren 
auf die Folgen der Verletzung von den Beteiligten nicht verzichtet werden kann, 
ein Beſchwerderecht beſteht oder ob nicht der, welcher ſein Recht durch Ver⸗ 
ſammlungsbeſchlüſſe beeinträchtigt glaubt, darauf beſchränkt iſt, eine Remedur 
auf dem in den SS 142— 144 des Geſetzes angegebenen Wege durch An⸗ 
regung eines amtlichen Eingreifens des Regiſterrichters oder des Landgerichts 
zu ſuchen. 

Das Ergebnis iſt hiernach, daß der Beſchwerdeführer ſein Recht der An⸗ 
fechtung der Beſchlüſſe vom 17. Februar und 17. März 1906 im ordent⸗ 
lichen Rechtsweg wird geltend machen müſſen. Ein Beſchwerderecht gegen die 
erfolgte Eintragung ſteht ihm nicht zu. 


Zuläſſigkeit der Eintragung einer Hypothek mit dem Vorbehalte des 
Rechtes für den Grundſtückseigentümer, im Falle der Löſchung der vor⸗ 
eingetragenen Hypotheken an deren Stelle andere Hypotheken in gleicher 
Höhe eintragen zu laſſen. Unzuläſſigkeit der nachträglichen Eintragung 
des Vorbehalts ohne die Bewilligung des Hypothekengläubigers, falls die 
Hypothek ohne den Vorbehalt eingetragen worden iſt; Eintragung eines 
Widerſpruchs auf die Beſchwerde des Eigentümers. 


88 881, 1163, 1180 BGB., §8 54, 71 G30. 
Kammergericht Berlin, 17. Mai 1906. — Bd. 7 S. 249. 


Der Zimmermann S. in H. iſt eingetragener Eigentümer eines Grund⸗ 
ſtücks in H., welches mit ſechs Hypotheken im Geſamtbetrage von 54000 M. 
belaſtet iſt. Mittels Urkunde vom 5. April 1906 räumte S. dem Spar⸗ 
und Kreditvereine zu Z. eine weitere Hypothek für ein Darlehn von 13 000 M. 
ein. Er bewilligte und beantragte die Eintragung jowie die Aushändigung 
des Hypothekenbriefs an den Gläubiger. Zugleich behielt er ſich das Recht 
vor, „falls die vor der vorbezeichneten Darlehnshypothek eingetragenen Einzel⸗ 
hypotheken im Geſamtbetrage vor 54000 M. zur Löſchung kommen ſollten, 
vor ihr wiederum eine Hypothek von 54000 M. nebſt jährlichen Zinfen bis 
zu 5 Proz. oder mehrere Hypotheken im Geſamtbetrage von 54 000 M. 
nebſt jährlichen Zinſen bis zu 5 Proz. eintragen zu laſſen“, und er beantragte, 
auch dieſen Vorbehalt in das Grundbuch einzutragen. Der Spar⸗ und Kredit⸗ 
verein trat dieſen Anträgen und Erklärungen bei, ohne jedoch, wie S., ſeine 
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Unterſchrift beglaubigen zu laſſen. Der Notar G., welcher die Beglaubigung 
der Unterſchrift des S. vorgenommen hatte, reichte die Urkunde dem Amts⸗ 
gerichte in H. mit dem Erſuchen ein, den darin geſtellten Anträgen ſtattzu⸗ 
geben. Das Amtsgericht trug die Darlehns hypothek von 13 000 M. ein 
und ordnete die Aushändigung des Hypothekenbriefs an den Spar: und 
Kreditverein an, es lehnte jedoch die Eintragung des Vorbehalts als überflüſſig 
und darum nicht eintragungsfähig ab, da die Hypotheken im Betrage von 
54000 M. mit ihrem natürlichen Vorrange bereits eingetragen ſeien, es ſo⸗ 
nach nur vom Willen des Eigentümers abhänge, ob die Löſchung der Hypo⸗ 
theken erfolgen ſolle oder nicht, und demgemäß der Eigentümer ſchon jetzt 
dasjenige tatſächlich habe, was er ſich vorbehalten wolle. Gegen dieſen Be⸗ 
ſchluß legte der Notar G. namens des S. Beſchwerde ein mit dem Antrage, 
das Amtsgericht anzuweiſen, dem Antrag auf Eintragung des Rangvorbehalts 
ſtattzugeben. Er gab zu, daß S., wenn er die voreingetragenen Hypotheken 
als Eigentümerhypotheken erwerben würde, dieſe nicht zur Löſchung zu bringen 
brauche, ſondern ihnen andere Forderungen unterlegen könne. Dagegen be⸗ 
ſtritt er, daß S. verpflichtet fei, gerade dieſen Weg zu wählen, um ſich ander⸗ 
weit Kredit zu verſchaffen. Auch wies er darauf hin, daß ſelbſt in Anbe⸗ 
tracht der Möglichkeit, gemäß § 66 GB. einen einheitlichen Hypothekenbrief 
bilden zu laſſen, die Verwertbarkeit der eingetragenen ſechs Einzelhypotheken 
erheblich ſchwieriger ſein werde, als die einer einzigen Hypothek. Das Land⸗ 
gericht wies die Beſchwerde mit der Begründung zurück, daß S. einerſeits 
nach Tilgung der vorgehenden Hypothekenforderungen gemäß $ 1163 BGB. 
das Recht habe, über die Hypotheken als Eigentümerhypotheken zu verfügen, 
und daß es ihm andererſeits nach $ 1180 freiſtehe, an die Stelle der Einzel⸗ 
forderungen, für welche die Hypotheken beſtellt ſeien, eine oder mehrere andere 
Forderungen derſelben oder anderer Gläubiger bis zur Höhe von 54 000 M. 
zu ſetzen. Der Vorbehalt würde demnach nur dann von Bedeutung ſein, 
wenn S. bereits eine Hypothek hätte löſchen laſſen und an Stelle der ge⸗ 
löſchten eine andere eingetragen werden ſollte. Da es jedoch jetzt noch in 
ſeinem ſreien Belieben ſtehe, die Löſchung zu vermeiden, ſo feien die Be⸗ 
ſtimmungen des 8 1180 BGB. völlig ausreichend, um die Verwirklichung 
ſeiner Abſichten zu ermöglichen, und die Eintragung des Vorbehaltes ſomit 
überflüſſig und unzuläſſig. 

Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht unter Aufhebung der 
Vorentſcheidungen die Sache zur anderweitigen Erörterung und Entſcheidung 
an das Amtgericht zurückverwieſen aus folgenden Gründen: 

Die Anſicht der Vorinſtanzen, daß der Beſchwerdeführer auch ohne Ein: 
tragung des Vorbehalts die vorbehaltene Befugnis habe, iſt verfehlt. Der in 
der Urkunde vom 5. April 1906 erklärte Vorbehalt betrifft nicht den Vor⸗ 
rang der in Abteilung III eingetragenen Hypotheken von insgeſamt 54 000 M. 
vor der neubegründeten Dahrlehnshypothek von 13 000 M., ſondern er geht 
dahin, daß im Falle der Löfchung jener ſechs Hypotheken eine oder mehrere 
andere Hypotheken im gleichen Geſamtbetrage mit dem Range vor den 
13000 M. follen beſtellt werden dürfen. Stände dem Eigentümer als 
ſolchem das Recht zu, für den Fall der Löſchung einer auf feinem Grundſtück 
eingetragenen Hypothek über die von dieſer eingenommene Stelle anderweit 
zu verfügen, ſo wäre der bezeichnete Vorbehalt allerdings überflüſſig geweſen 
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und ſeine Eintragung mit Recht abgelehnt worden. Allein das Bürgerliche 
Geſetzbuch kennt ein derartiges Stellenrecht nicht. Der Eigentümer kann zwar 
eine Hypothek, die er als Eigentümerhypothek oder als Eigentümergrundſchuld 
erwirbt, mit einer neuen Forderung verbinden, er iſt aber nicht befugt, an 
die Stelle einer löſchungsfähigen Hypothek eine andere Hypothek zu ſetzen. 
Den Mangel dieſer letzteren Befugnis erſetzt die Vorſchrift des §8 881 BGB. 
Der Eigentümer kann ſich bei der Belaſtung ſeines Grundſtücks mit einer 
Hypothek das Recht vorbehalten, eine andere, dem Umſange nach beſtimmte 
Hypothek mit dem Range vor jener eintragen zu laſſen, und der Vorbehalt 
kann auch an die Bedingung geknüpft werden, daß etwaige bereits vorher 
eingetragene Hypotheken zur Löſchung gelangen. Es mag den Vorinſtanzen 
zugegeben werden, daß der Eigentümer den gleichen Erfolg in der Regel auch 
auf dem von ihnen angedeuteten Wege erreichen kann, obgleich ſelbſt dies, 
wie der Beſchwerdeführer zutreffend geltend macht, mindeſtens zweifelhaft iſt, 
da erfahrungsgemäß in den Kreiſen der Geldgeber eine gewiſſe Abneigung 
gegen den Erwerb mehrerer bereits eingetragener Hypotheken ſtatt einer einzigen 
neu einzutragenden Hypothek beſteht. Allein jene Möglichkeit gibt dem Grund⸗ 
buchrichter nicht das Recht, dem Eigentümer den anderen, durch $ 881 BGB. 
ihm eröffneten Weg zu verſchließen. Ueberdies iſt es nicht richtig, daß jede 
auf einem Grundſtück eingetragene Hypothek zur Eigentümerhypothek oder zur 
Eigentümergrundſchuld werden könnte. Iſt die eingetragene Hypothek aus 
irgendeinem Grunde nichtig, ſo kann ſie weder auf den Eigentümer über⸗ 
gehen, noch kann an die Stelle der Forderung, für die ſie ſcheinbar beſteht, eine 
andere Forderung gelegt werden (zu vergl. KGJ. 27 A, 128; OL GRſpr. 5, 9; 
11, 114. RG. 54, 83). Hat ferner der Eigentümer gemäß § 1183 BGB. 
dem Grundbuchamt oder dem Gläubiger einer — rechtswirkſam — einge⸗ 
tragenen Hypothek gegenüber ſeine Zuſtimmung zur Auſhebung der Hypothek 
erteilt, jo liegt es nicht mehr in feiner Macht, die Hypothek als Eigentümer: 
hypothek zu erwerben. Die Vorinſtanzen überſehen auch, daß der Eigentümer, 
ſelbſt wenn er die Hypothek erworben hat, vielfach nicht in der Lage iſt, den 
Erwerb in der für Grundbucheintragungen erforderlichen Form nachzuweiſen; 
vermag er nichts als eine bloße Löſchungsbewilligung beizubringen, ſo kann 
er in anderer Weiſe als durch Löſchung über die Hypothek nicht verfügen. 

Der Grundbuchrichter hat ſonach die Eintragung des Vorbehalts mit 
Unrecht abgelehnt. Er hat jedoch auch darin gefehlt, daß er die Hypothek 
der 13000 M. ohne den Vorbehalt eingetragen hat. Denn durch dieſe 
Eintragung iſt der Hypothek der 13000 M. ein Rang beigelegt worden, 
den ſie nach dem in der Urkunde vom 5. April 1906 ausgeſprochenen Willen 
des Beſchwerdeführers und nach der, wenn auch unbeglaubigten, Erklärung 
des Gläubigers nicht haben ſollte. Daraus ergibt ſich aber, daß das Land: 
gericht dem Verlangen des Beſchwerdeführers, das Amtsgericht zur nachträg⸗ 
lichen Eintragung des Vorbehalts anzuweiſen, nicht eniſprechen konnte. Mag 
man den Rangvorbehalt als eine Belaſtung der Hypothek der 13 000 M. 
anſehen oder mag man in ihm eine bedingte Inhaltsbeſchränkung der Hypothek 
oder beides zugleich finden, in jedem Falle richtet ſich die Beſchwerde, wenn⸗ 
gleich äußerlich gegen die Ablehnung der Eintragung des Rangvorbehalts, jo 
doch ihrem Weſen nach gegen die Eintragung der Darlehnshypothek der 
13000 M. als eines unbelaſteten und unbeſchränkten Rechtes. Nachdem 
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die Hypothek einmal ohne den Rangvorbehalt eingetragen worden war, durfte 
dieſe Eintragung auf die bloße Beſchwerde des Eigentümers hin nicht mehr 
verändert werden (zu vergl. $ 71 Abſ. 2 Satz 1 GB.). Vielmehr be⸗ 
durfte es zur nachträglichen Eintragung des Rangvorbehalts der Bewilligung 
des Hypothekengläubigers als desjenigen, deſſen grundbuchmäßiges Recht da⸗ 
durch würde betroffen werden (§ 19 EBD.) Wenn Planck und Güthe an⸗ 
nehmen, die Bewilligung des Hypothekengläubigers könne durch den Nachweis 
erſetzt werden, daß die Einigung zwiſchen Eigentümer und Gläubiger über die 
Beſtellung der Hypothek den Rangvorbehalt mit umfaßt habe (88 22, 29 
GB.), jo überſehen fie, daß nach $ 881 Abſ. 2 BGB. der Vorbehalt 
dingliche Wirkung erſt durch ſeine Eintragung im Grundbuch erlangt, daß 
alſo im Wege der Grundbuchberichtigung zwar die Löſchung der nicht ohne 
den Rangvorbehalt gewollten Hypothek, nicht aber die nachträgliche Eintragung 
des Vorbehalts erfolgen könnte (zu vergl. Predari S. 343, 607). Auch be⸗ 
rückſichtigen fie nicht, daß die ohne den Vorbehalt eingetragene Brieſhypothek 
außerhalb des Grundbuchs unbelaſtet und unbeſchränkt auf einen Dritten über⸗ 
tragen werden kann (zu vergl. $ 1154 BGB.). Auf der anderen Seite iſt 
die Bewilligung des Hypothekengläubigers ausreichend. Denn der Grundſatz, 
daß bei einer vorbehaltlos eingetragenen Hypothek ein Rangvorbehalt nicht 
nachträglich im Grundbuch vermerkt werden kann, daß vielmehr nur noch die 
Eintragung einer Rangänderung gemäß § 880 BGB. zuläſſig iſt (zu vergl. 
KGJ. 21 A, 306), hat zur Vorausſetzung, daß die Eintragung der Hypothek 
ohne Vorbehalt dem Willen der Beteiligten entſprach, er gilt alſo dann nicht, 
wenn — der Einigung der Beteiligten gemäß — der Antrag auf Eintragung 
des Vorbehalts zugleich mit dem Antrag auf Eintragung der Hypothek geſtellt 
worden iſt (zu vergl. 8 881 Abſ. 1 BGB.), der Grundbuchrichter aber den 
erſteren Antrag überſehen oder ihn irrtümlich zurückgewieſen hat. 

Immerhin hätte das Landgericht die Beſchwerde nicht gänzlich zurückweiſen 
dürfen. Das Grundbuchamt hat die Eintragung der Darlehnshypothek der 
13000 M. ohne den Vorbehalt unter Verletzung des §8 881 BGB. vor⸗ 
genommen und durch dieſe Eintragung iſt, wenn nicht etwa die Beteiligten 
ſich auf die Beſtellung einer vorbehaltloſen Hypothek, abweichend von dem 
Inhalte der Urkunde vom 5. April 1906, geeinigt haben ſollten, das Grund⸗ 
buch inſofern unrichtig geworden, als ein Recht eingetragen ſteht, welches in 
dieſer Geſtalt nicht begründet worden iſt. Mit der Beſchwerde muß daher, da 
dies im Intereſſe des Beſchwerdeführers liegt, das Verlangen als geſtellt gelten, 
daß das Grundbuchamt angewieſen werde, gemäß § 54 Abſ. 1 Satz 1 GBO. 
einen Widerſpruch gegen die Unrichtigkeit des Grundbuchs einzutragen (zu 
vergl. S 71 Abſ. 2 Satz 2 daſ., RIA. 1, 167; 3, 258; 5, 120). Die 
Möglichkeit, daß der Spar: und Kreditverein zu Z., der inzwiſchen in den 
Beſitz des Hypothekenbriefs gelangt iſt, die Hypothek einem gutgläubigen Dritten 
abgetreten hat (zu vergl. S$ 1154, 892 BGB.), ſteht der Eintragung eines 
Widerſpruchs ſo lange nicht entgegen, als nicht der Nachweis des Ueberganges 
der Hypothek auf den Dritten in urkundlicher Form dem Grundbuchrichter 
erbracht worden iſt. Auch die fernere Möglichkeit, daß die Beteiligten ſich 
auf die Beſtellung einer Hypothek ohne den Vorbehalt geeinigt haben könnten, 
wird nach Lage der Sache kaum in Betracht zu ziehen ſein. Das Amts⸗ 
gericht wird daher zugunſten des Beſchwerdeführers, als des durch die Ein⸗ 
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tragung der unbeſchränkten und unbelaſteten Hypothek in ſeinem Eigentums⸗ 
rechte beeinträchtigten Eigentümers, einen Widerſpruch einzutragen haben, wenn 
nicht etwa der Beſchwerdeführer ſich bereit erklären ſollte, die Einwilligung 
des Hypothekengläubigers in die nachträgliche Eintragung des Rangvorbehalts in 
beglaubigter Form beizubringen. Im letzteren Falle würde es der vorherigen 
Einreichung des Hypothekenbriefs bedürfen (zu vergl. S 42 Abſ. 1 Satz 1 
GB.), während die Eintragung eines Widerſpruchs, der ſich darauf gründet, 
daß eine Hypothek unrichtig eingetragen iſt, von der vorherigen Beibringung 
des Hypothekenbriefs nicht abhängig gemacht werden darf ($ 42 Abſ. 1 
Satz 2 daſ.). 


Zuläſſigkeit der Erweiterung einer eingetragenen Hypothek durch nach⸗ 

trägliche Feſtſetung von Nebenleiſtungen, auch wenn dieſe nicht in Zinſen 

N Eintragung in der Weiſe, daß die Erweiternug bei der Hypothek 
vermerkt wird. 


88 873, 877, 1119 BGB. 
Kammergericht Berlin, 9. Juni 1906. — Bd. 7 S. 258. 


Auf dem Grundſtücke des Architekten M. zu C. ſteht für die Aktien⸗ 
gefellſchaft B. in E. eine Darlehnshypothek von 56 000 Mark nebſt Zinſen 
zu 5 Prozent und 1 Prozent Erhöhung für den Fall des Verzugs eingetragen 
und ferner unter der folgenden Nummer, aber mit der Darlehnshypothek im 
Range gleichſtehend, auf Grund der dieſer zugrunde liegenden Eintragungs⸗ 
bewilligung eine Sicherungshypothek von 2240 Mark „für die Vertragsſtrafe 
von 2 Prozent, Verzugszinſen und Koſten“. Nach dieſer Hypothek ſtehen 
Hypotheken für andere Gläubiger eingetragen. In der notariellen Urkunde 
vom 17. März 1906 haben der Architekt M. und die genannte Gläubigerin 
bewilligt und beantragt: die Sicherungshypothek zu löſchen und „zugleich bei 
der Darlehnshypothek“ den Vermerk einzutragen, daß das verpfändete Grund⸗ 
ſtück kraft der Hypothek auch hafte für die in der Eintragungsbewilligungs⸗ 
urkunde vorgeſehene Entſchädigung von 2 Prozent des Darlehns im Falle 
verfrühter Heimzahlung und die nicht unter $ 1118 BGB. fallenden Ber: 
zugszinſen, Koſten und Auslagen — dieſe ſämtlichen Nebenleiſtungen „ver⸗ 
anſchlagt“ auf 2½ Prozent der Hauptſumme. Das Amtsgericht C. hat den 
Eintragungsantrag beanſtandet, weil eine Erhöhung der Nebenleiſtungen bei 
der Darlehnshypothek geſetzlich unzuläfſig ſei, felbſt wenn auch die Zuſtimmung 
der nacheingetragenen Gläubiger beigebracht werden ſollte; nach $ 1119 BGB. 
könne das Hypothekenrecht durch Erhöhung des Zinsſatzes erweitert werden, 
eine weitere Ausdehnung, wie vorliegend beabſichtigt, habe das Geſetz nirgends 
vorgefehen. 

In der hiergegen eingelegten Beſchwerde iſt ausgeführt worden: Die 
Sicherungshypothek ſei gleich 4 Prozent der Darlehnsſumme, welche ſich zu⸗ 
ſammenſetzten aus 2 Prozent des Darlehnsbetrags als Entſchädigung für eine 
etwaige frühzeitige Heimzahlung des Darlehns und aus 2 Prozent als Höchſt⸗ 
betrag gewiſſer Koſten. Dieſe Nebenleiſtungen ſeien bei Vornahme der Buchung 
deshalb als beſondere Sicherungshypothek und nicht zugleich mit der Haupt⸗ 
hypothek eingetragen worden, weil ſie in dem Schuldtitel nicht gemäß § 1115 
BGB. ihrem Geldbetrage nach angegeben geweſen ſeien. Jetzt ſei dies ge: 
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ſchehen und ſtehe der zuſätzlichen Eintragung der Nebenleiſtungen bei der 
Haupthypothek nichts entgegen. Allerdings ſei, wie anerkannt werde, die Zu⸗ 
ſtimmung der Nachhypothekengläubiger zu der Zuſatzeintragung erforderlich. 
Das Amtsgericht aber habe die Zuſatzeintragung überhaupt für unzuläſſig 
erklärt. 

Die Beſchwerde iſt vom Landgericht zurückgewieſen worden. Auf die 
weitere Beſchwerde hat das Kammergericht die Sache an das Amtsgericht 
zurückgewieſen. In den Gründen wird ausgeführt: 

Es kann keinem Bedenken unterliegen, daß Hypothekenrechte durch nachträg⸗ 
liche Feſtſetzungen von Nebenleiſtungen erweitert werden können. Nach SS 877, 
873 BGB. kann der Inhalt eines Rechtes an einem Grundſtücke geändert werden 
durch Einigung des Berechtigten und des andern Teiles über den Eintritt der 
Rechtsänderung und die Eintragung der Rechtsänderung in das Grundbuch. 
Die Rechtsänderung kann in einer Einſchränkung des Inhalts des Rechtes 
oder in einer Erweiterung der Befugniſſe des Berechtigten beſtehen. Dies 
gilt auch von Hypothekenrechten, da die SS 877, 873 BGB. allgemeine 
Vorſchriften für alle Rechte an Grundſtücken geben. Um eine Aenderung des 
Inhalts des Hypothekenrechts, insbeſondere um eine Erweiterung der Befug⸗ 
niſſe des Hypothekengläubigers, handelt es ſich aber, wenn, wie vorliegend, 
durch Einigung zwifchen dem Gläubiger und dem Eigentümer für eine Hypothek 
weitere Nebenleiſtungen als die bisher eingetragenen feſtgeſetzt werden. Es 
iſt alſo eine ſolche Aenderung zuläſſig. Aus § 1119 BGB. iſt nicht, wie 
das Amtsgericht meint, etwas Gegenteiliges zu entnehmen. Vielmehr ſetzt die 
dort gegebene Beſtimmung, daß zu einer Aenderung der Zahlungszeit und 
des Zahlungsorts einer Hypothekenforderung ſowie, wenn die Forderung un⸗ 
verzinslich oder der Zinsſatz niedriger als 5 Prozent iſt, zu einer Erweiterung 
der Hypothek dahin, daß das Grundſtück für Zinſen bis zu 5 Prozent haftet, 
die Zuſtimmung der im Range gleich⸗ oder nachſtehenden Berechtigten nicht 
erforderlich iſt, gerade als ſelbſtverſtändlich voraus, daß die Erweiterung eines 
Hypothekenrechts allgemein zuläſſig iſt, und es wird nur für die genannten 
beſonderen Fälle der Erweiterung die Zuſtimmung der im Range gleich- oder 
nachſtehenden Berechtigten für nicht erforderlich erklärt, alſo eine Ausnahme 
von dem Grundſatze beſtimmt, daß eine Eintragung, durch welche die Rechte 
anderer eingetragener Berechtigten beeinträchtigt werden, nur Mit Zuſtimmung 
dieſer Berechtigten erfolgen darf. Vorliegend iſt allerdings die Zuſtimmung 
der nacheingetragenen Hypothekengläubiger zu der Eintragung der Neben⸗ 
leiſtungen notwendig. In der Urkunde vom 17. März 1906 iſt zwar nicht 
ausdrücklich erklärt, daß die Nebenleiſtungen mit dem eingetragenen Hypotheken⸗ 
kapitale den gleichen Rang haben ſollen; jedoch iſt die hierauf gerichtete 
Abſicht der Beteiligten ohne weiteres daraus zu entnehmen, daß die Neben⸗ 
leiſtungen an die Stelle der Sicherungshypothek treten ſollen, dieſe aber mit 
der Haupthypothek im Range gleichſteht (zu vergl. KGJ. 26 A, 140, 142). 
Es werden daher durch die Eintragung der das Hppothekenrecht erweiternden 
Nebenleiſtungen die Rechte der nacheingetragenen Hypothekengläubiger geſchmälert. 
Jedoch hat auch der Beſchwerdeſührer in den beiden Beſchwerden die Zu⸗ 
ſtimmung der nacheingetragenen Hypothekengläubiger als erforderlich anerkannt 
und ſich zur Beibringung der Zuftimm ungserklärungen bereit erklärt. Des 
halb iſt aus dem Fehlen der Zuſtimmungserklärungen nicht ein Grund zur 


— 104 — 


ſofortigen Zurückweiſung des Eintragungsantrags zu entnehmen, vielmehr 
iſt, da dies Hindernis mit Rückſicht darauf, daß zugleich mit der Ein⸗ 
tragung der Nebenleiſtungen die den nachſtehenden Hypothekengläubigern 
vorgehende Sicherungshypothek gelöſcht werden ſoll, leicht behebbar erſcheint, 
dem Beſchwerdeführer gemäß §8 18 GBO. eine Friſt zur Beibringung der 
Zuſtimmungserklärungen zu ſetzen. 

Es fragt ſich daher, ob die Nebenleiſtungen, wie von den Beteiligten 
begehrt wird, bei der Hypothek eingetragen werden können oder ob ſie unter 
einer beſonderen Nummer in der Hauptſpalte der Abteilung III einzutragen 
ſind, ſowie, ob ihre Eintragung überhaupt zuläſſig iſt, ob ſie insbeſondere 
ſolche Nebenleiſtungen ſind, die, wenn ſie ſchon bei der Eintragung der Hypothek 
feſtgeſetzt geweſen wären, zugleich mit und bei der Hypothek hätten zur Ein⸗ 
tragung gelangen können. 

Das Bürgerliche Geſetzbuch und die Grundbuchordnung enthalten keine 
Beſtimmungen darüber, in welcher Weiſe und an welcher Stelle Aenderungen 
des Inhalts eines Hypothekenrechts in das Grundbuch einzutragen ſind. Das 
Kammergericht hat bezüglich der Eintragung einer nachträglichen Erhöhung 
des Zinsſatzes einer Hypothek ausgeſprochen, daß, auch wenn der erhöhte 
Zinsſatz über 5 Prozent hinausgeht, alſo ein Fall des $ 1119 BGB. nicht 
vorliegt und die nachſtehenden Hypothekengläubiger nicht der Zinserhöhung 
zuſtimmen, die neue Beſtimmung wegen der Verzinſung nicht unter einer 
neuen Nummer, ſondern bei der Hypothek in der Spalte „Veränderungen“ 
mit dem Vermerk einzutragen ſei, daß die Zinſen über 5 Prozent hinaus 
den folgenden Hypotheken im Range nachſtänden; aus der Natur der Zins⸗ 
erhöhung als einer Erweiterung des Hypothekenrechts folge, daß ſie auch als 
eine Veränderung in den dazu beſtimmten Spalten des Grundbuchs bei der 
Hypothek einzutragen ſei. Das gleiche muß aber auch gelten, wenn ein 
Hypothekenrecht durch Eintragung nachträglich feſtgeſetzter anderer Nebenleiſtungen 
als Zinfen erweitert werden ſoll. Alle Nebenleiſtungen einer Hypotheken⸗ 
forderung haben die gleiche rechtliche Natur, ſie ſind von dem Beſtehen der 
Hauptforderung abhängig und ſind neben den Leiſtungen zur Tilgung der 
Hauptforderung als Entſchädigung für die Hingabe des Kapitals an den 
Gläubiger zu entrichten. In den Vorſchriſten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
über die Hypothek werden auch mehrfach, jo in den 88 1115, 1145, 1158, 
1159, 1160, 1178, Zinſen und andere Nebenleiſtungen als in gleicher 
Rechtslage befindlich nebeneinander geſtellt. Bei nachträglicher Feſtſetzung 
einer jeden Art von Nebenleiſtungen bei einer Hypothek handelt es ſich nicht 
um eine ſelbſtändige Neubelaſtung des Grundſtücks, wie beiſpielsweiſe im Falle 
der Erhöhung des Hypothekenkapitals ſelbſt, ſondern um die Aenderung des 
Inhalts der einen Hypothek. Dieſer Bedeutung entſpricht es, daß die Ein⸗ 
tragung der Nebenleiſtungen neben dem Eintragungsvermerk über die Hypothek 
erfolgt; denn dadurch wird aus dem Grundbuche deutlich erkennbar, daß der 
Inhalt der Hypothek durch nachträgliche Feſtfetzung der Nebenleiſtungen ver⸗ 
ändert worden iſt. ... Hiernach iſt es, wenn nicht geboten, jo doch jeden⸗ 
falls zuläſſig, daß die in Rede ſtehenden nachträglich feſtgeſetzten Nebenleiſtungen 
bei der fraglichen Hypothek in Spalte „Veränderungen“ eingetragen werden 
(zu vergl. RIA. 1, 81; 3, 131; KGJ. 26 A, 140). Dies würde ſelbſt 
dann gelten, wenn die nachſtehenden Hypothekengläubiger ihre Zuſtimmung 
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zu der Eintragung nicht geben würden, mithin die Nebenleiſtungen als den 
folgenden Hypotheken im Range nachſtehend einzutragen wären. Das Rang⸗ 
verhältnis eines Rechtes zu anderen eingetragenen Rechten iſt darauf, in 
welcher Spalte die Eintragung des Rechtes zu erfolgen hat, ohne Einfluß. 
Soweit ſich dasſelbe nicht aus der Reihenfolge oder dem Datum der Ein⸗ 
tragungen von ſelbſt ergibt (§S 879 BGB.), wird es bei der Eintragung 
an beiden Stellen mitvermerkt. Es wäre daher, wenn die Nebenleiſtungen 
den folgenden Hypotheken nachſtehen ſollen, dieſes Rangverhältnis bei der in 
Spalte Veränderungen zu bewirkenden Eintragung der Nebenleiſtungen und 
bei den folgenden Hypotheken miteinzutragen (RIA. 3, 248). Einer ſolchen 
Eintragung würde auch nicht entgegenſtehen, daß die Nebenleiſtungen einen 
anderen Rang wie die zur Sicherung der Hauptforderung dienende Hypothek 
hätten. Denn alle einzelnen Beſtandteile einer Hypothek können einen ver- 
ſchiedenen Rang im Verhältniſſe zu anderen eingetragenen Rechten haben; 
insbeſondere kann auch der Rang eines Hypothekenteils nachträglich geändert 
werden und es iſt dann dieſe Aenderung ebenſalls in Spalte Veränderungen 
einzutragen (8 880 BGB.). 

Was ſodann die Frage anlangt, ob die fraglichen Nebenleiſtungen, wenn 
ſie bereits bei Beſtellung der Hypothek hätten eingetragen werden ſollen, durch 
Mitaufnahme in den Eintragungsvermerk über die Hypothek hätten zur Ein⸗ 
tragung gebracht werden können, ſo ergibt ſich in dieſer Hinſicht ein Be⸗ 
denken inſofern, als die Nebenleiſtungen in einer Entſchädigung für den Fall 
verſrühter Heimzahlung des Hypothekenkapitals und in den nicht unter §S 1118 
BGB. fallenden Verzugszinſen, Koſten und Auslagen beſtehen und ihr Betrag 
nicht beſtimmt angegeben, ſondern insgeſamt auf 2½ Prozent der Haupt⸗ 
ſumme „veranſchlagt“ iſt, alſo dieſe 2½ Prozent nur ihren Höchſtbetrag dar⸗ 
ſtellen. Der Entw. I BGB. ($ 1066) wollte die Haftung des Grundſtücks 
für eine Hypothek auf die Hauptſumme, Zinſen und Koſten der Kündigung 
und Befriedigung beſchränken und die Eintragung anderer Leiſtungen bei der 
Hypothek nicht zulaſſen. In den Motiven zu § 1066 (3, 650) wurde in 
dieſer Hinſicht bemerkt: „Ein praktiſches Bedürfnis für derartige Erweiterungen 
der Hypothek iſt ſchwerlich erweisbar ... Die Jahreszahlungen werden ent⸗ 
weder auf das Kapital oder auf die Zinſen geleiſtet. Haben ſie eine beſondere 
Forderung zum Gegenſtande, ſo kann für dieſelbe beſonders Hypothek beſtellt 
werden. Für mögliche Schadenserſatzforderungen des Gläubigers iſt die 
Sicherungshypothek das geeignete Mittel zur Sicherſtellung des Gläubigers.“ 
In der zweiten Kommiſſion aber ſtand man auf einem anderen Standpunkte. 
Man erachtete es für unzuträglich, daß für die namentlich bei Darlehnen der 
Kreditanſtalten mannigfachen anderen Nebenleiſtungen als Zinſen und die ge⸗ 
nannten Koſten, beiſpielsweiſe Zinſen für rückſtändig gebliebene Hypotheken⸗ 
zinſen, Vertragsſtrafen für unpünktliche Zinszahlung, nach dem Entwurf 1 
neben der für das Darlehn beſtellten Hypothek beſondere Sicherungshypotheken 
eingetragen werden mußten (Protokolle 3, 545). Deshalb wurden im § 1064 
Entw. I (§S 1115 Abſ. 1 BGB.) zu den durch Angabe des Zinsſatzes im 
Eintragungsvermerke zur Eintragung zu bringenden Zinſen die „anderen 
Nebenleiſtungen“ mit der Beſtimmung hinzugefügt, daß der Geldbetrag der⸗ 
ſelben im Eintragungsvermerk anzugeben fei, und wurde ferner in einem 
neuen Abſatze ($ 1115 Abſ. 2 BGB.) beſtimmt, daß bei den in öffentlich 
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bekannt gemachten Satzungen der Kreditanſtalten feſtgeſetzten „anderen Neben⸗ 
leiſtungen“ auch nicht einmal die Angabe des Geldbetrags im Eintragungs⸗ 
vermerk erforderlich ſei, ſondern die Bezugnahme auf die Satzung genüge. 
Damit iſt zum Ausdrucke gebracht, daß, abgeſehen von Nebenleiſtungen der 
genannten Satzungen, „andere Nebenleiſtungen“ jeder Art in den Eintragungs⸗ 
vermerk über die Hypothek mit aufgenommen werden können, ſofern nur ihr 
Geldbetrag angegeben werden kann, und daß beſondere Hypotheken oder 
Sicherungshypotheken dafür nicht beſtellt zu werden brauchen (RJA. 1, 119 
und 3, 52). Es erſcheint auch die Eintragung in Geſtalt ſolcher beſonderen 
Hypotheken von praktiſchen Geſichtspunkten aus unzweckmäßig. Dieſe Hypotheken 
würden ſich nach dem Inhalte des Grundbuchs als ſelbſtändige Belaſtungen 
des Grundſtücks darſtellen, während ſie ſich tatſächlich nur über Nebenrechte 
eines andern Hypothekenrechts verhielten. Im Falle von Briefhypotheken 
würde der Brief über die Hypothek die Nebenleiſtungen nicht mit enthalten 
und alfo den Inhalt des Hypothekenrechts nicht vollſtändig kundgeben und 
bei Uebertragung der Hypothek könnte leicht überſehen werden, die beſonders 
eingetragenen Nebenleiſtungen mit zu übertragen. Ferner könnten ſich bei 
der Zwangsverſteigerung aus der beſonderen Eintragung der Hypothek und 
der Nebenleiſtungen vielfache Schwierigkeiten ergeben (zu vergl. Grohmann, 
Form der Eintragung der Koſten im Grundbuche im Sächſ. Arch. 11, 
302 ff., 3 14 ff.). Auch aus dieſen Gründen und da keine Geſetzesbeſtimmung 
beſteht, welche die Eintragung „anderer Nebenleiſtungen“ irgendwelcher Art 
in Form beſonderer Hypotheken vorſchreibt, iſt es angezeigt, alle Nebenleiſtungen 
ohne Unterſchied in die Hypothekeintragung mit aufzunehmen. Vorausſetzung 
hierfür iſt allerdings gemäß der erwähnten Vorſchrift des $ 1115 Abſ. 1 
BGB., daß es möglich iſt, den Geldbetrag der Nebenleiſtungen im Eintragungs⸗ 
vermerk anzugeben. Daß aber dieſer Geldbetrag ein von vornherein und 
für alle Fälle feſtſtehender iſt, kann nicht erfordert werden. Wie nach $ 1113 
Abſ. 2 BGB. die durch die Hypothek geſicherte Hauptforderung eine künftige 
oder eine bedingte ſein kann, ſo kann auch die Nebenleiſtung bei ihrer Ein⸗ 
tragung eine hinſichtlich ihrer Entſtehung überhaupt oder hinſichtlich ihrer 
Höhe ungewiſſe, von dem Eintritte beſtimmter Ereigniſſe abhängige ſein. Nur 
muß immer die Eintragung der Nebenleiſtungen derart erfolgen können, daß 
der Zweck der Vorſchrift des §S 1115 Abſ. 1 BGB., die weſentlichen die 
Forderung beſtimmenden Momente und den Umfang der Belaſtung durch den 
Eintragungsvermerk ſelbſt erkennbar zu machen (Motive 3, 641 ff.), erfüllt 
wird. Dazu genügt es aber, wenn die Nebenleiſtungen ſo geartet ſind, daß 
ihre Eintragung zwar nicht einen auf alle Fälle gefchuldeten Betrag, aber 
doch den möglichen Höchſtbetrag der Haftung erkennen läßt. Der „Geld⸗ 
betrag“ der Nebenleiſtung iſt dann im Eintragungsvermerke genügend kenntlich 
gemacht (zu vergl. RIA. 1, 119; 7, 154 u. 3, 52; Os GRſpr. 8, 206). 
Dies gilt auch dann, wenn der Höchſtbetrag in Prozenten des Kapitals an⸗ 
gegeben iſt, da ſich aus dieſer Angabe der Höchſtbetrag der Haftung ohne 
Schwierigkeit berechnen läßt. Hiernach wäre es zuläſſig geweſen, daß die 
vorliegend auf höchſtens 2½ Prozent der Hypothekenkapitalien veranſchlagten 
Nebenleiſtungen, beſtehend in Vertragsſtrafen für die verfrühte Heimzahlung 
der Kapitalien und in nicht unter 8 1118 BGB. fallenden Verzugszinſen, 
Koſten und Auslagen, in die Hypothekeintragungen mit aufgenommen wurden, 
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wenn ſie bei der Eintragung bereits vereinbart geweſen wären, und es kann 
daher ihre nachträgliche Feſtſetzung auch bei der Hypothek in Spalte „Ber: 
änderungen“ zur Eintragung gebracht werden. 


Berichtigung des Grundbuchs durch Eintragung eines Eigentümers. Pflicht 

des Grundbuchamts zu prüfen, ob die Unrichtigkeit des Grundbuchs nach⸗ 

gewieſen iſt, auch wenn die Eintragung von dem eingetragenen Eigen⸗ 

tümer beantragt und von dem nen einzutragenden Eigentümer bewilligt wird. 
88 19, 20, 22 G0. 


Oberlandesgericht Stuttgart, 27. Juni 1906. — Bd, 7 S. 264. 


Die Fabrikanten Ludwig und Max St. ſowie die Witwe des Iſak St. 
und deren fünf Kinder ſind im Grundbuch nach Bruchteilen als Eigentümer 
mehrerer Grundſtücke in C. eingetragen. Sie behaupten, dieſe Eintragung 
ſei unrichtig; in Wirklichkeit gehörten dieſe Grundſtücke zu dem Vermögen 
der unter der Firma St. & Cie. im Handelsregiſter eingetragenen offenen 
Handelsgeſellſchaft, deren Geſellſchafter zur Zeit Ludwig und Max St., Man⸗ 
fred St. (ein Sohn des verſtorbenen Iſak St.) ſowie der Kaufmann G. ſind. 
Sie haben deshalb den Antrag geſtellt, das Grundbuch dadurch zu berichtigen, 
daß an ihrer Stelle die Firma St. & Cie. als Eigentümerin der genannten 
Grundſtücke eingetragen werde. Zur Begründung dieſes Antrags ſind öffent⸗ 
lich beglaubigte Auszüge aus dem Handelsregiſter und aus den Handelsbüchern 
der Firma St. & Cie. (aus dem Immobilien- und dem Mietekonto) ſowie 
öffentlich beglaubigte Eintragsbewilligungen ihres mit öffentlich beglaubigten 
Vollmachten ermächtigten Bevollmächtigten, des Rechtsanwalts und öffentlichen 
Notars R., und der Firma St. & Cie. vorgelegt. Weiter iſt vorgebracht, 
die Grundſtücke ſeien nach früherem Rechte zu einem Teil in den Jahren 
1878 bis 1880 durch konkludente Handlungen des Geſchäftsgründers, des 
im Jahr 1880 verſtorbenen S. L. St., Vaters, Schwieger⸗ und Großvaters 
der Antragſteller, ſowie durch eine im Jahr 1882 über dieſelben Grundſtücke 
zwiſchen der Witwe des Genannten und ihren drei Söhnen Iſak, Ludwig 
und Max St. errichtete „Uebergabeurkunde“ und ſchließlich durch einen im 
Jahre 1897 über die weiteren Grundſtücke von den Brüdern Iſak, Ludwig 
und Mar St. abgeſchloſſenen Tauſchvertrag für die Firma St. & Cie. er: 
worben worden. Durch Beſchluß des Grundbuchamts C. iſt jedoch der geſtellte 
Berichtigungsantrag zurückgewieſen worden, ebenſo die Beſchwerde hiergegen 
vom Landgericht mit der Begründung, daß der behauptete Eigentumserwerb 
der Firma St. & Cie. nicht genügend nachgewieſen ſei. 

Das Oberlandesgericht in Stuttgart hat auch der weiteren Beſchwerde 
den Erfolg verſagt aus folgenden Gründen: 

Wenn mit der Aufſtellung der Beſchwerdeſchrift, im Satz 1 des 8 22 
GBO. jet die Bewilligung eines Paſſivbeteiligten als genügende Grundlage 
einer Eintragung vorausgeſetzt, geſagt ſein ſoll, ſobald eine Eintragung von 
demjenigen bewilligt ſei, deſſen Recht von ihr betroffen werde, habe der Grund: 
buchbeamte einem Antrag auf Vollzug der bewilligten Eintragung ohne weitere 
Prüfung der Richtigkeit des beantragten Eintrags ſtattzugeben, ſo iſt das 
nicht richtig. Nach der Denkſchrift und dem Kommiſſionsberichte haben die 
Vorſchriften über die Berichtigung des Grundbuchs, worüber der Entwurf von 


— 108 — 


1889 noch nichts enthalten hatte, nur den Zweck, eine Erleichterung des 
Grundbuchverkehrs dadurch herbeizuführen, daß unter Einſchränkung des Kon⸗ 
ſensprinzips in gewiſſen Fällen des Berichtigungsverfahrens eine Eintragung 
auch ohne Bewilligung desjenigen, deſſen Recht von der Berichtigung betroffen 
wird, alſo auch ohne deſſen Anhörung, geſtattet ſein ſoll. Dagegen iſt im 
$ 22 GBD, nichts darüber beſtimmt, unter welchen Umſtänden einem An⸗ 
trag auf Eintragung ſtattzugeben ſei. Hierüber trifft S 19 GBO. Beſtimmung, 
übrigens nicht in erſchöpfender Weiſe, ſondern ſo, daß die genauere Begrenzung 
der Vorausſetzungen nach Inhalt und Form den übrigen geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen zu entnehmen iſt. Irrig wäre es daher, wenn aus dem Wort⸗ 
laute des § 19: „Eine Eintragung erfolgt, wenn derjenige ſie bewilligt, 
deſſen Recht von ihr betroffen wird“ der Rechtsfatz entnommen würde, daß. 
bei Bewilligung des Paſſtwpbeteiligten einem Antrag auf Eintragung ohne 
weiteres ſtattzugeben ſei. Daß dieſe Auslegung nicht richtig ſein kann, ergibt 
ſich ſchon aus § 20 GBBO., wonach bei Eintragung eines Wechſels in der 
Perſon des Eigentümers die im § 19 aufgeſtellte Vorausſetzung jedenfalls 
dann nicht genügt, wenn es ſich um einen Fall der Eigentumsübertragung 
durch Auflaſſung oder der Beſtellung oder Uebertragung eines Erbbaurechts 
handelt. Hieraus ergibt ſich aber für den hier vorliegenden Fall, in dem 
die eingetragenen Eigentümer die Eintragung eines anderen Eigentümers an. 
ihrer Stelle bewilligen und beantragen und die einzutragende Eigentümerin 
die Eintragung bewilligt, die Verpflichtung des Grundbuchamts, die Vor⸗ 
nahme der beantragten Eintragung von einer Prüfung darüber abhängig zu 
machen, ob nicht der Fall einer Auflaſſung vorliege. Kommt das Grund⸗ 
buchamt bei dieſer Prüfung zu dem Ergebniſſe, daß der Einzutragende anders als 
durch ein unter den Beteiligten vorzunehmendes Rechtsgeſchäft, die Auſlaſſung, 
nicht habe Eigentümer werden können, ſo genügt die erklärte Eintragungs⸗ 
bewilligung der Beteiligten nicht, iſt vielmehr demungeachtet Vornahme der 
Auflaſſung oder, falls ſolche zu anderer Zeit oder vor einer andern Behörde 
bereits erfolgt wäre, der Nachweis dieſes Rechtsgeſchäfts zu verlangen. Hier⸗ 
aus ergibt ſich aber weiter, daß auch der Abſ. 2 des $ 22 GBO. nicht 
den Sinn haben kann, bei Uebereinſtimmung aller Beteiligten dem Grund⸗ 
buchamte die Prüfung der Frage, ob nicht der Fall einer Auflaſſung vor⸗ 
liege, unter allen Umſtänden abzunehmen oder gar zu unterſagen. Im 822 
Abſ. 2 iſt nur die für das Berichtigungsverfahren durch Abſ. 1 geſchaffene 
Erleichterung einer Umgehung desjenigen, deſſen Recht von der Berichtigung 
betroffen wird, eingeſchränkt und für unanwendbar auf Fälle der Berichtigung 
des Grundbuchs durch Eintragung eines Eigentümers erklärt. 

Nun machen aber die Beſchwerdeführer geltend, ein Fall der Auflaſſung 
ſtehe nicht in Frage, der von ihnen behauptete Eigentums wechſel ſei unter 
früherem Rechte durch Eigentumsübergabe erfolgt, das Grundbuch alſo durch 
dieſe unter den damaligen Beteiligten vollzogene Rechtsänderung unrichtig 
geworden und nunmehr entſprechend der wirklichen Rechtslage richtig zu ſtellen; 
da alle Beteiligten darüber einig ſeien, daß die Eigentumsübergabe erfolgt 
ſei, und übereinſtimmend und in geſetzlicher Form den Willen geäußert haben, 
daß das Grundbuch berichtigt werde, ſo ſei das Grundbuchamt nicht befugt, 
noch einen anderweitigen Nachweis der Unrichtigkeit des Grundbuchs zu ver⸗ 
langen. Die Ausſührung iſt nicht richtig. Es iſt dabei überſehen, daß ein 
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Berichtigungsverfahren (um das es ſich im vorliegenden Fall unftreitig handelt) 
begrifflich den Nachweis in ſich ſchließt, daß der vorhandene Eintrag im Grund⸗ 
buch unrichtig und der verlangte neue Eintrag richtig iſt. Dies folgt ohne 
weiteres aus der Einrichtung und dem Zwecke des Grundbuchs, das nach 
§ 872 BGB. öffentlichen Glauben genießt und, um ſolches Vertrauen zu vers 
dienen, die Beſtimmung hat, die Rechte am Grund und Boden richtig und voll: 
ſtändig nachzuweiſen. Wenn ſich alſo der Grundbuchbeamte von der Richtigkeit 
eines Vorbringens Beteiligter nicht zu überzeugen vermag, ſo darf er nicht be⸗ 
ſtehender Zweifel ungeachtet oder gar im Widerſpruche mit einer gegenteiligen 
Ueberzeugung eine Eintragung löſchen und dafür eine neue Eintragung machen, 
die er nicht für richtig hält. Dies darf er ſelbſt dann nicht tun, wenn alle 
Beteiligten übereinſtimmend Löſchung und neue Eintragung verlangen und 
darüber einig ſind, daß der verlangte Eintrag richtig iſt. Doch iſt hierbei 
je nach der Grundlage einer beantragten Eintragung ein Unterſchied zu machen. 
Gründet ſich eine beantragte Eintragung auf ſolche Erklärungen, deren Ver⸗ 
lautbarung, ſei es, daß ſie vor dem Grundbuchamt oder außerhalb erfolgt 
ſind, eine Aenderung eingetragener Rechte nach ſich zu ziehen geeignet iſt, ſo 
wird dem Grundbuchbeamten für die Regel (wenn er nicht etwa Anlaß hat, 
die Zurechnungsſähigkeit des Erklärenden in Zweifel zu ziehen und dergl.) 
der Anlaß entzogen ſein, in den Eintritt der behaupteten Rechtsänderung 
Zweifel zu ſetzen. Anders wenn die Angaben der Beteiligten nicht ſowohl 
Erklärungen mit rechtsändernder Kraft als vielmehr bloße Ausſagen über 
Wahrnehmungen von Vorkommniſſen darſtellen. Derartige Angaben wird 
der Grundbuchbeamte mit um ſo größerer Behutſamkeit prüfen, wenn mit 
der Möglichkeit eines Irrtums oder gar einer beabſichtigten Irreführung zu 
rechnen iſt. Hiernach wird wohl in der Mehrzahl der Fälle eines Berichtigungs⸗ 
verfahrens durch die übereinſtimmende Erklärung aller Beteiligten die Unrichtig⸗ 
keit des vorhandenen Eintrags im Grundbuch und die Richtigkeit des be⸗ 
antragten neuen Eintrags ohne weiteres dargetan ſein. Dies iſt nicht allein 
dann der Fall, wenn ein Empfangsbelenntnis oder eine Abtretungserklärung 
des eingetragenen Hypothekengläubigers und dergleichen Erklärungen vorliegen, 
ſondern es kann auch dann vorkommen, wenn die Berichtigung des Grund⸗ 
buchs durch Eintragung eines Eigentümers beantragt iſt ($ 22 Abſ. 2 GB.). 
So z. B. wenn infolge Ausſcheidens eines Geſellſchafters die nach $ 738 
BGB. eingetretene Rechtsfolge einer Aenderung in den Perſonen, denen das 
Eigentum an einem zum Geſellſchaftsvermögen gehörenden Grundſtücke zuſteht, 
durch Berichtigung des Grundbuchs zum Eintrag kommt (zu vergl. Kretſchmar 
im ZBBlöfG. 2, 630) oder auch wenn infolge Verwechſelung gleichnamiger 
Grundbeſitzer ein unrichtiger Eigentümer eingetragen iſt und nun unter Ver⸗ 
deutlichung der bei dem Veräußerungsgeſchäfte gebrauchten Namensbezeichnungen 
durch Erklärung aller Beteiligten die Richtigſtellung herbeigeführt werden ſoll. 
Ein Fall ſolcher oder ähnlicher Art ſcheint der Entſcheidung OLGRſpr. 9, 332 
zugrunde gelegen zu haben. Daß das Oberlandesgericht Colmar in der Ent⸗ 
ſcheidung den Satz aufgeſtellt habe, bei vorliegender Zuſtimmung ſowohl des 
eingetragenen als des einzutragenden Eigentümers ſei die beantragte Ein⸗ 
tragung des neuen Eigentümers unter allen Umſtänden und ohne Prüfung 
der wirklichen Sach⸗ und Rechtslage vorzunehmen, iſt ungeachtet der ver⸗ 
allgemeinernden Wendungen in dieſer Entſcheidung ſchon im Hinblick auf 
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§ 20 GBO. nicht anzunehmen. Hiernach kommt eine Abweichung von der 
Entſcheidung des Oberlandesgerichts Colmar und der Fall des § 79 Ab}. 2 
GO. nicht weiter in Frage, wenn bei der Entſcheidung der vorliegenden 
weiteren Beſchwerde auf Grund obiger Darlegungen über die §§ 19, 22 GBO. 
davon ausgegangen wird, daß das Beſchwerdegericht ungeachtet der von den 
Beteiligten abgegebenen Erklärungen mit Recht eine Prüfung darüber angeſtellt 
hat, ob die Angaben der Beteiligten über die Sach- und Rechtslage der 
Wahrheit entſprechen. 


Löſchung einer Hypothek, mit der ein zu einer Vorerbſchaft gehörendes 
Gruudſtück belaſtet iſt, auf Antrag des Vorerben. Erfordernis der Zu⸗ 
ſtimmung der Nacherben, auch wenn der Vorerbe die Hypothek durch Zahlung 
ans eigenen Mitteln für ſich erworben hatte, ſowie der Genehmigung des 
Gegenvormundes oder des Vormuudſchaftsgerichts, wenn einem der Nach⸗ 
erben zur Wahrung ſeiner Rechte ein Pfleger beſtellt worden iſt. 


88 1812, 1915, 2113, 2114 BGB., 8 27 GBO. 
Kammergericht Berlin, 28. Juni 1906. — Bd. 7 S. 268. 


Im Grundbuche von St. Bd. 4 Bl. Nr. 414 iſt in Abt. III Nr. 21 
eine Hypothek von 200 000 Mark für die B. C.⸗Aktienbank zu B. und 
unter Nr. 22 eine Hypothek von 65000 Mark für den Journaliſten P. 
in St. eingetragen. Zur Zeit der Eintragung war der Kaufmann S. 
zu St. Eigentümer des belaſteten Grundſtücks. Er iſt am 3. Mai 1904 
geſtorben und laut des Erbſcheins des Amtsgerichts St. vom 2. Juli 
1904 von ſeiner Witwe Emmy S. als Vorerbin und von ſeinen neun Kindern 
als Nacherben beerbt worden. Die Witwe S. iſt am 7. Februar 1906 als 
Eigentümerin des Grundſtücks eingetragen. Gleichzeitig ſind in Abteilung II 
unter Nr. 2 des Grundbuchs die Rechte der Nacherben vermerkt. Den drei 
jüngſten, noch minderjährigen Kindern iſt in der Perſon des Direktors K. 
zu St. ein Pfleger zur Wahrung ihrer Rechte am Nachlaß ihres Vaters be⸗ 
ſtellt. In der Urkunde vom 17. März 1906 hat die B. C.⸗Aktienbank be⸗ 
kannt, auf ihre unter Nr. 21 eingetragene Forderung einen Teilbetrag von 
30 000 Mark nebſt Zinſen von dem Grundſtückseigentümer gezahlt erhalten 
zu haben, und in deſſen Löſchung gewilligt. In der Urkunde vom 7. März 
1906 hat der Journaliſt P. bekannt, auf ſeine unter Nr. 22 eingetragene 
Forderung einen Teilbetrag von 2500 Mark von der Grundſtückseigentümerin 
Witwe Emmy S. erhalten zu haben und deſſen Löſchung bewilligt. In der 
Urkunde vom 26. März 1906 haben die Witwe S., der Pfleger K. im 
Namen ſeiner drei Pfleglinge, eine volljährige Nacherbin Clara V. geborene 
S. und deren Ehemann Architekt V., letzterer zugleich im Namen und 
in Vollmacht der übrigen fünf volljährigen Nacherben und, ſoweit dieſe 
Ehefrauen ſind, ihrer Ehemänner beantragt, von der Hypothek N. 21 
30 000 Mark und von der Hypothek Nr. 22 2500 Mark im Grund buche 
zu löſchen. Das Grundbuchamt hat den Antrag durch die Verfügung vom 
21. April 1906 beanſtandet, weil die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung 
des Löſchungsantrags des Pflegers erforderlich ſei. 

Die Witwe S. und der Pfleger haben Beſchwerde eingelegt, in der fie 
ausführen: Die Zuſtimmung der Nacherben ſei überhaupt nicht erforderlich, 
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denn ſie ſeien nicht Eigentümer des Grundſtücks. Die zu löſchenden Beträge 
ſeien von der Vorerbin bezahlt. Daß dies aus Erbſchaftsmitteln geſchehen 
ſei, erhelle nicht. Die Hypotheken ſeien alſo in dem zu löſchenden Betrag 
auf die Vorerbin übergegangen und gehörten nicht zur Erbſchaft. Selbſt 
wenn dies aber der Fall wäre, würde die Zuſtimmung der Nacherben ent⸗ 
behrlich ſein, da ihr Recht auf das Grundſtück durch die Löſchung von Hypotheken 
weder vereitelt noch beeinträchtigt würde. Mindeſtens ſei die Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts nicht erforderlich. Denn Eigentümergrundſchulden 
ſeien nicht Rechte im Sinne des 8 1812 BGB., kraft deren eine Leiſtung 
verlangt werden könne. Ihre Löſchung enthalte daher keine Verfügung im 
Sinne des $ 1812, ſondern befreie nur das Grundſtück von einer Belaſtung. 

Das Landgericht hat die Beſchwerde zurückgewieſen; in den Gründen iſt 
ausgeführt: Da die Hypotheken auf einem Nachlaßgrundſtücke hafteten, ſo 
müſſe angenommen werden, daß die Teilforderungen aus Mitteln der Erbſchaft 
bezahlt und daß die Eigentümerhypotheken beziehungsweiſe Eigentümergrund⸗ 
ſchulden durch Rechtsgeſchäft mit Mitteln der Erbſchaft erworben ſeien. Sie 
ſeien deshalb dem Rechte der Nacherben unterworfen. Ihre Löſchung beein⸗ 
trächtige dieſes Recht, weil ſie den Nacherben die Möglichkeit entziehe, bei dem 
Eintritte der Nacherbfolge die Unwirkſamkeit der Verfügung des Vorerben 
geltend zu machen und in anderer Weiſe über die Eigentümergrundſchuld zu 
verfügen. Deshalb ſei die Zuſtimmung der Nacherben zu der Löſchung er⸗ 
forderlich. Die Notwendigkeit der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
zur Zuſtimmung des Pflegers ergebe ſich aus SS 1915, 1812 BGB., da 
Eigentümergrundſchulden zu den Rechten gehörten, kraft deren eine Leiſtung 
verlangt werden könne, ſobald ſie mit dem Eigentume nicht mehr vereinigt ſeien. 

Der Notar W. hat im Namen der Witwe S. weitere Beſchwerde ein⸗ 
gelegt. Er bezeichnet die Annahme, daß die Teilhypotheken aus Mitteln der 
Erbſchaft gezahlt ſeien, als willkürlich und beantragt, das Amtsgericht anzu⸗ 
weiſen, von ſeinem Bedenken Abſtand zu nehmen. 

Auch die weitere Beſchwerde iſt vom Kammergericht zurückgewieſen wor⸗ 
den aus ſolgenden Gründen: 

Es bedarf keiner Entſcheidung, ob die Annahme des Landgerichts, daß 
die Vorerbin die zu löſchenden Teilbeträge aus Mitteln der Erbſchaft bezahlt 
hat, auf ausreichenden tatſächlichen Unterlagen beruht. Auch wenn angenom⸗ 
men wird, daß ſie die Zahlung aus anderen Mitteln geleiſtet hat, iſt die Zu⸗ 
ſtimmung der Nacherben zu der beantragten Löſchung unentbehrlich. Denn 
nach §S 27 GBO. darf eine Hypothek nur mit Zuſtimmung des Eigentümers 
des Grundſtücks gelöſcht werden. Dieſe Beſtimmung beruht auf der Erwägung, 
daß durch die Löſchung einer Hypothek — abgeſehen von dem Falle der Be⸗ 
richtigung des Grundbuchs — vermöge der Vorſchriften des BGB. über die 
Eigentümerhypothek das Recht des Eigentümers ſtets betroffen wird. Die 
Mitwirkung des Eigentümers zur Löſchung wird alſo deshalb gefordert, weil 
die Löſchung ihm die Möglichkeit entzieht, bei Eintritt der Vorausſetzungen 
des $ 1163 oder $ 1168 BGB. die Hypothek als Eigentümerhypothek 
oder Eigentümergrundſchuld zu erwerben. Seine Mitwirknng ſtellt ſich dem⸗ 
gemäß als eine Verfügung über die Hypothek, nämlich als eine unmittelbar 
auf ihre Beſeitigung gerichtete Willenserklärung dar (zu vergl. KGJ. 22 A, 141). 
Da ſie ein Ausfluß des Eigentums iſt, kann ſie wirkſam nur von demjenigen 
ausgehen, dem die Verfügung über das Eigentum und damit, falls die Hypothek 
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zur Eigentümerhypothek oder Grundſchuld werden follte, die Verfügung über 
dieſe zuſtehen ſollte. Steht die Verfügungsbefugnis einem anderen als dem 
Eigentümer zu, jo iſt die Zuſtimmung des anderen erforderlich und genügend 
(zu vergl. KGJ. 140, OL GRſpr. 10, 70). Iſt der Eigentümer in der Ber: 
fügung in der Weiſe beſchränkt, daß er nur mit Zuſtimmung eines Dritten 
über die Eigentümerhypothek verfügen könnte, wenn ſie entſtände, ſo bedarf 
es auch der Zuſtimmung des Dritten zur Löſchung. Geſetzt alſo ſelbſt den 
Fall, daß die Hypotheken zur Zeit nicht zum Nachlaſſe gehörten, ſondern der 
Witwe S. als eigenes, von dem Rechte der Nacherben freies Vermögen zu⸗ 
ſtänden, ſo müßte doch wegen der Möglichkeit, daß ſie künftig durch ihren 
Verzicht oder in ſonſtiger Weiſe als Eigentümerhypotheken oder Grundſchulden 
in den Nachlaß fallen können, die Zuſtimmung der Nacherben zur Löſchung 
gefordert werden, weil nach 88 2114, 2113 BGB. der Vorerbe eine Nach⸗ 
laßhypothek nur mit Zuſtimmung der Nacherben löſchen laſſen kann (zu vergl. 
RIA. 6, 69). Ein Grund, die Eigentümerhypotheken oder Grundſchulden 
nicht zu den Hypotheken und Grundſchulden im Sinne des $ 2114 BGB. 
zu rechnen, beſteht nicht. Denn, wie man ſie auch rechtlich konſtruieren mag, 
ſo iſt doch ſoviel ſicher, daß das BGB. ſie als Hypotheken und Grundſchulden 
bezeichnet und die aus ihnen fließenden Rechte in den 88 1197, 1177 nicht 
durch Aufzählung im einzelnen, ſondern durch Ausſcheidung einiger, dem 
fremden Grundſchuldgläubiger zuſtehenden Rechte beſtimmt. Der Eigentümer 
als Inhaber einer Hypothek oder Grundſchuld hat danach namentlich das Recht, 
bei der Verteilung der Kaufgelder im Falle einer gerichtlichen Zwangsver⸗ 
ſteigerung die Hypothek oder Grundſchuld für ſich geltend zu machen. Der 
geſetzlichen Anwartſchaft auf dieſes Recht gehen die Nacherben des Nachlaſſes, 
zu dem das belaſtete Grundſtück gehört, durch die Löſchung einer Hypothek 
verluſtig. Der Antrag der Vorerbin auf Löſchung enthält deshalb eine Ver⸗ 
fügung über die Hypothek oder Grundſchuld, durch welche im Falle des Eintritts 
der Nacherbfolge das Recht der Nacherben vereitelt werden würde. 

Aus dem Geſagten ergibt ſich zugleich, daß die durch den Pfleger der 
minderjährigen Nacherben abgegebene Zuſtimmung zur Löſchung nach den 
SS 1915, 1812 BGB. mangels des Vorhandenſeins eines Mit: oder Gegen: 
pflegers der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts bedarf. Denn die 
künftige Eigentümerhypothek oder Grundſchuld, über welche durch die Zuſtimmung 
verfügt wird, iſt, da ſie im Zwangsverſteigerungsverfahren Anſpruch auf den 
Verſteigerungserlös gibt, ein Recht im Sinne des $ 1812 BGB., kraft 
deren eine Leiſtung verlangt werden kann. 


Zuläſſigkeit einer Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung zur näheren 
Bezeichnung des Inhalts eines Pfaudrechts, mit dem eine Hypothek be⸗ 
laſtet werden ſoll; Notwendigkeit der Bezeichnung der Forderung, für 
welche das Pfandrecht beſtellt iſt, im Grundbuche. Unzuläſſigkeit der 
Verbindung der Verpfändungserklärung mit dem Hypothekenbriefe. 
§ 874 BGB., § 26 Abſ. 2, § 57 Abſ. 1 Nr. 3, $ 62 GBO. 


Kammergericht Berlin, 28. Juni 1906. — Bd. 7 S. 271. 


Auf dem Grundſtücke des Bergmanns B. ſteht eine Reſtbaugeldſorderung 
von 3000 Mark nebſt Zinſen für die offene Handelsgeſellſchaft Gebrüder C. 
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zu L. als Briefhypothek eingetragen. Mittels Eingabe vom 21. Januar 1906 
reichte die R.⸗W. B. Aktiengeſellſchaft den Hypothekenbrief nebſt einer am 
21. November 1905 errichteten Urkunde zu den Grundakten ein mit dem 
Antrage, dem in der Urkunde geſtellten Eintragungsverlangen ſtattzugeben, 
eine Abſchrift der Urkunde bei den Akten zu behalten und die Urkunde ſelbſt 
ſowie den Hypothekenbrief ihr wieder zuzuſtellen. Die Urkunde enthielt die 
Erklärung der offenen Handelsgeſellſchaft Gebrüder C., ſie ſtehe mit der 
NW. B. Aktiengeſellſchaft in Geſchäftsverbindung und genieße bei derſelben 
Kredit in laufender Rechnung gegen Vergütung von Zinſen, Proviſion und 
Speſen nach Vereinbarung; zur Sicherheit aller und jeder jetzigen und 
ſpäteren Forderungen aus dieſem Kreditverhältniſſe, mögen dieſelben bereits 
entſtanden ſein oder in der Folge noch entſtehen, namentlich auch zur 
Sicherheit jedes Ausfalls, den die R.⸗W. B. Aktiengeſellſchaft etwa an ihrer 
jetzigen oder ſpäteren Forderung an ſie, die Firma Gebrüder C., erleiden 
könnte, beſtelle ſie hiermit der R.⸗W. B. Aktiengeſellſchaft fünf eingetragene 
Forderungen nebſt Zinſen, darunter auch die oben bezeichnete Hypothek von 
3000 Mark, zum Pfande und ermächtige die R.⸗W. B. Aktiengeſellſchaft, ſich aus 
den verpfändeten Forderungen ſamt Zinſen bezahlt zu machen, und bewillige und 
beantrage die Eintragung der Verpfändung in das Grundbuch ſowie die Aus⸗ 
händigung der Hypothekenbriefe an die R.⸗W. B. Aktiengeſellſchaft. Es 
folgten weitere Beſtimmungen über die Art der Geltendmachung des Pfand⸗ 
rechts und über das Kreditverhältnis, die Erklärung der R.⸗W. B. Aktien⸗ 
geſellſchaft, daß ſie die Erklärungen der Gebrüder C. annehme und die 
Hypothekenbriefe ausgehändigt erhalten habe, endlich die in S 1280 BGB. 
vorgeſehene Anzeige an die Hypothekenſchuldner. 

Das Amtsgericht in C. trug bei der Poſt folgenden Vermerk in Spalte 
Veränderungen ein: 

Nebenſtehende Poſt iſt der R.⸗W. B. Aktiengeſellſchaft zu B. in Ge 
mäßheit der Urkunde vom 21. November 1905, auf die verwieſen wird, 
verpfändet. Eingetragen am 2. März 1906. 

Zugleich ordnete es an, daß die Eintragung auf dem Hypothekenbriefe ver⸗ 
merkt, die Urkunde vom 21. November 1905, nach Zurückbehaltung einer 
beglaubigten Abſchrift bei den Akten, mit dem Brief verbunden und ſodann 
der Brief an die R.⸗W. B. Aktiengeſellſchaft geſandt werde. 

Nach Empfang des Briefes legte die R.⸗W. B. Aktiengeſellſchaft mit 
dem Antrage Beſchwerde ein, das Grundbuchamt anzuweiſen, in dem Ein⸗ 
tragungsvermerke vom 2. März 1906 die Worte „auf die verwieſen wird“ 
zu löſchen und dementſprechend die durch Siegel und Schnur bewirkte Ver⸗ 
bindung der Verpfändungsurkunde mit dem Hypothekenbriefe zu entfernen. 
Zur Begründung führte ſie aus, bei Eintragung einer Verpfändung fehle es 
für die Verweiſung auf die Eintragungsbewilligung ſowohl an einem Grunde 
wie an einer geſetzlichen Vorſchrift. Würden alle fünf Hypothekenbriefe mit 
der Verpfändungsurkunde vereinigt werden, ſo ſei ſie außer ſtande, ihr 
Pfandrecht im Falle des Bedarfs rechtzeitig hinſichtlich aller Hypotheken zu 
verwirklichen. 

Das Amtsgericht legte die Beſchwerde dem Landgerichte vor und bemerkte 
dabei, es habe zur Vermeidung der Eintragung ſämtlicher Beſtimmungen über 
die Verpfändung, ſeiner Anſicht nach zuläſſigerweiſe auf die Eintragungs⸗ 

Blätter f. Rechtspfl. LVI. N. F. XXXVI. Freiw. Gerichtsbark. 8 
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bewilligung Bezug genommen und dementſprechend den Vermerk auf dem 
Hypothekenbriefe formuliert; es ſei jedoch bereit, ſtatt der Urſchrift eine be⸗ 
glaubigte Abſchriſt der Verpfändungsurkunde mit dem Hypothekenbriefe zu ver⸗ 
binden. Das Landgericht in D. war der Anſicht, daß die Beſchwerde ſich 
ihrer Begründung nach lediglich gegen die Verbindung der Urſchrift der Ver⸗ 
pfändungserklärung mit dem Hypothekenbriefe richte und daß der Erſatz der 
Urſchrift durch eine beglaubigte Abſchrift der Beſchwerde abhelfen werde; es 
gab deswegen dem Amtsgericht anheim, bei der Beſchwerdeführerin dieſerhalb 
anzuſragen. Das Amtsgericht tat letzteres, die Beſchwerdeführerin erklärte 
jedoch, daß ſie jeder Verbindung der Urkunde mit dem Hypothekenbriefe 
widerſpreche und daß ſie, wenn die Urſchrift durch eine beglaubigte Abſchrift 
erſetzt werden ſolle, ihre Beſchwerde aufrecht erhalte. Nunmehr wies das 
Landgericht die Beſchwerde zurück. 

Mit der weiteren Beſchwerde machte die R.⸗W. B. Aktiengeſellſchaft 
unter Wiederholung ihrer ſrüheren Ausführungen und unter Hinweis darauf, 
daß inzwiſchen das Amtsgericht eine beglaubigte Abſchrift der Verpfändungs⸗ 
urkunde ſtatt der Urſchriſt mit dem Hypothekenbriefe verbunden habe, geltend, 
eine Verletzung ihrer Intereſſen liege in der Verurſachung unnötiger Koſten, 
in der unnützen Beſchwerung ihrer Akten, in der Verringung der Ueberſicht⸗ 
lichkeit und in der Erſchwerung des Verkehrs mit dem Grundbuchamte. 

Das Kammergericht hat auf die weitere Beſchwerde das Amtsgericht 
angewieſen, die beglaubigte Abſchrift der Verpfändungsurkunde von dem 
Hypothekenbriefe zu trennen und den Eintragungsvermerk nach Maßgabe der 
folgenden Gründe zu vervollſtändigen. 

Die Beſchwerdeführerin verlangt in erſter Linie die Streichung der in 
dem Eintragungsvermerke vom 2. März 1906 enthaltenen Worte: „auf die 
verwieſen wird“. Sie fordert dies zwar offenſichtlich in der Annahme, daß. 
der Fortfall der bezeichneten Worte die von ihr in zweiter Reihe begehrte 
Lostrennung der Verpfändungsurkunde vom 21. November 1905 von dem 
Hypothekenbriefe zur Folge haben müſſe, ihr Verlangen hat jedoch ſeine ſelb⸗ 
ſtändige Bedeutung. Nach S 874 BGB. kann bei der Eintragung eines 
Rechtes, mit dem ein Grundſtück belaſtet wird, zur näheren Bezeichnung des 
Inhalts des Rechtes auf die Eintragungsbewilligung Bezug genommen werden, 
ſoweit nicht das Geſetz ein anderes vorſchreibt. Ob das gleiche auch von 
der Eintragung der Belaſtung eines ſolchen Rechtes gilt, iſt ſtreitig. Verneint 
wird die Zuläſſigkeit der Bezugnahme von Güthe (GBO. 869 Anm. 8), 
Männer (Sachenrecht, (2) 112), Predari (120), Staudinger⸗Kober (8 874), 
Turnau⸗Förſter (2) 1, 118 Anm. 3) und Willenbücher (Liegenſchaftsrecht zu 
§ 874); bejaht wird ſie von Biermann (Sachenrecht, Anm. zu § 874), 
Fuchs (Grundbuchrecht, S 874), Oberneck (3) 1, 273) und Planck 
(zu $ 874 Anm. 3). Die verneinende Anſicht ſtützt ſich auf den Wortlaut 
des § 874 BGB., der im Gegenſatze zu dem vorausgehenden § 873 nur 
von der Belaſtung eines Grundſtücks, nicht auch von der Belaſtung einer 
Belaſtung ſpricht; für die bejahende Meinung wird geltend gemacht, daß der 
Zweck des § 874, die Grundbuchführung zu erleichtern und die Ueberſicht⸗ 
lichkeit des Grundbuchs zu erhalten, dazu führen müſſe, die Bezugnahme auch 
bei der Eintragung der Belaſtung eines eingetragenen Rechtes zu geſtatten. 
Die letztere Meinung verdient den Vorzug. Im Anſchluß an den $ 76 
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PrESBD. enthielt Entw. I BGB. eine Reihe von Einzelbeſtimmungen, welche 
zur näheren Bezeichnung des Inhalts eines Rechtes die Bezugnahme auf die 
Eintragungsbewilligung zuließen, jo beim Erbbaurechte (§ 962 Abſ. 2 Satz 2), 
bei der Grunddienſtbarkeit ($ 969), beim Nießbrauche (§ 982), bei der 
beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit (SS 1048, 969), bei der Reallaſt 
(8 1054) und bei der Hypothek (1064). Bei der zweiten Leſung wurden 
ſodann dieſe Einzelbeſtimmungen durch die allgemeine Vorſchrift des §S 795 
des Entwurfs II erſetzt, der als § 874 in das Bürgerliche Geſetzbuch über⸗ 
gegangen iſt. In der Kommiſſion wurde zwar eine Sondervorſchrift für die 
Vormerkung für erſorderlich erachtet, weil die Vormerkung keine Grundſtücks⸗ 
belaſtung ſei; aus dieſer Begründung des jetzigen 8 885 Abſ. 2 BGB., 
die lediglich die Nichtdinglichkeit der Vormerkung betont, darf jedoch nicht 
gefolgert werden, daß man die entſprechende Anwendung des § 874 auf 
andere dingliche Rechte als ſolche am Grundſtücke ſelbſt für unzuläſſig er⸗ 
achtet hätte. Auf Wortlaut und Stellung des § 874 iſt entſcheidendes 
Gewicht nicht zu legen. Der Wortlaut ſchließt ſich ganz den Einzelbeſtimmungen 
des Entwurfs I an, die verallgemeinert werden ſollten, und es erhellt nicht, 
daß man mit der Nebeneinanderſtellung der 88 873, 874 den beſonderen 
Zweck verfolgt hätte, die Statthaſtigkeit der Bezugnahme einzuſchränken. Der 
inneren Bedeutung des § 874 würde aber die Beſchränkung auf unmittel⸗ 
bare Belaſtungen des Grundſtücks zweifellos zuwiderlaufen. Als Belaſtungen 
eingetragener Rechte kommen der Nießbrauch und das Pfandrecht in Betracht. 
Beide unterliegen in gewiſſem Umfange der Abänderung ihres geſetzlichen 
Inhalts durch Vereinbarung der Beteiligten. Namentlich kann der In⸗ 
halt des Pfandrechts an einer Hypothekenforderung vom Geſetz abweichend 
(§S 1284 BGB.) und unter Umſtänden fo vereinbart werden, daß die 
urkundliche Darſtellung der Vereinbarung nicht ohne die Wiedergabe des 
Inhalts der Hypothekenforderung möglich iſt. Wollte man hier die Ein⸗ 
tragung des vollſtändigen Inhalts des Pfandrechts fordern, ſo würde der 
Zweck des $ 874 BGB. geradezu vereitelt werden (zu vergl. RIA. 4, 
270). Das Pfandrecht bedarf aber der Eintragung ſo, wie es unter den 
Beteiligten vereinbart worden iſt. Bei der Buchhypothek erhellt dies ohne 
weiteres aus § 1274 Abſ. 1 Satz 1 BGB., wonach die Beſtellung des 
Pfandrechts an einem Rechte den für die Uebertragung des Rechtes geltenden 
Vorſchriften folgt, und aus §8 1154 Abſ. 3 in Verbindung mit § 873 
daſelbſt, wonach das Pfandrecht nur durch die Eintragung der Verpfändung 
der Buchhypothek in das Grundbuch zur Entſtehung gelangt. Bei der Brief⸗ 
hypothek liegt die Sache zwar inſofern anders, als hier das Pfandrecht durch 
Erteilung der Verpfändungserklärung in ſchriftlicher Form und durch Ueber⸗ 
gabe des Hypothekenbriefs begründet werden kann ($ 1274 Abſ. 1, S 1154 
Abſ. 1 BGB.). Ein Einfluß auf die Faſſung des Eintragungsvermerkes iſt 
jedoch dieſem Umſtande nicht beizumeſſen, wie ſchon die Beſtimmung des 
§ 1154 Abſ. 2 ergibt. Das Grundbuch würde unrichtig werden, wenn 
die Eintragung des Pfandrechts an einer Briefhypothek den Inhalt des 
Pfandrechts nicht genau der Vereinbarung entſprechend — ſei es vollſtändig, 
ſei es durch Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung — wiedergäbe. 
Die Bezugnahme iſt aber auch bei der Eintragung der Belaſtung eines 
Rechtes nur in dem im § 874 des BGB. vorgeſehenen Umfange zuläſſig; 
8*+ 
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ſie darf alſo immer nur zur näheren Bezeichnung des Inhalts des Rechtes erfolgen. 
Der Inhalt des Rechtes muß im Grundbuche ſelbſt angegeben werden, bloß die 
nähere Bezeichnung kann im Wege der Bezugnahme geſchehen. Daraus ergibt 
ſich für den vorliegenden Fall, daß der Eintragungsvermerk vom 2. März 1906 
den geſetzlichen Erforderniſſen nicht genügt. Das Pfandrecht iſt kein ſelbſtändiges 
Recht, es dient zur Sicherung einer Forderung; zu ſeiner Bezeichnung im Grund⸗ 
buche ſelbſt iſt daher unter allen Umſtänden auch die Angabe der Forderung, 
für die es beſtellt worden, erforderlich. Im § 84 Abſ. 2 PrGBBO. war dies 
ausdrücklich vorgeſchrieben. Die Reichsgrundbuchordnung hat zwar eine eben⸗ 
ſolche Beſtimmung nicht, im $ 26 Abſ. 2 wird jedoch mit den Worten: 
„wenn .. . . die Uebertragung oder Belaſtung einer Forderung, für die 
ein eingetragenes Recht als Pfand haftet, eingetragen werden ſoll“ 
die Notwendigkeit der Eintragung der Forderung unzweideutig vorausgeſetzt. 
Das Amtsgericht wird daher den bis jetzt inhaltloſen Eintragungsvermerk 
durch die Bezeichnung der zu ſichernden Forderung zu ergänzen haben und nur 
zur näheren Bezeichnung auf die Eintragungsbewilligung verweiſen dürfen 
Was ſodann den Antrag auf Trennung der Verpfändungsurkunde von 
dem Hypothekenbrief anlangt, ſo iſt dieſer auf alle Fälle gerechtfertigt, mag 
in dem Eintragungsvermerk auf die Eintragungsbewilligung Bezug genommen 
werden oder nicht. Mit dem Hypothekenbrief iſt nach S 58 GBO. nur die 
Urkunde über die Forderung, für welche die Hypothek beſteht, und, wenn der 
Inhalt der Forderung nachträglich verändert wird, auch die Urkunde über 
die Aenderung zu verbinden (zu vergl. RIA. 3, 207 u. 6, 75). Da 
gegen werden Abtretungs⸗ oder Verpfändungserklärungen, die den Inhalt 
der hypothekariſch geſicherten Forderung unberührt laſſen, dem Briefe jetzt 
ebenſowenig wie früher angeheftet. Dieſe Urkunden find nach $ 9 GB. 
in Urſchrift oder in beglaubigter Abſchrift zu den Akten zu nehmen. Wird 
bei der Eintragung einer Verpfändung der Hypothek auf die Eintragungs⸗ 
bewilligung Bezug genommen, fo genügt nach $ 62 GBO. der Vermerk 
der Eintragung auf dem Hypothekenbriefe. Die Eintragung muß, wie oben 
gezeigt, die Verpfändung, den Pfandgläubiger und deſſen Forderung bezeichnen. 
Dieſe Angaben reichen aber zur brieflichen Darſtellung der Rechtsverhältniſſe 
der Hypothek vollſtändig aus. Der Vermerk der Verpfändung auf dem 
Briefe hat nicht die Bedeutung eines Briefes über das die Hypothek belaſtende 
Pfandrecht. Der im Wege der Bezugnahme eingetragene nähere Inhalt des 
Pfandrechts iſt für die Rechtsgeſtaltung der Hypothek ohne Bedeutung und bedarf 
daher der Aufnahme in den Hypothekenbrief gemäß § 57 Nr. 3 EBD. nicht. 


Pflicht des Grundbuchamts zur Umſchreibung eines Grundſtücks auf den 

Namen eines unter elterlicher Gewalt ſtehenden Kindes, auch wenn der 

Vater die Auflaſſung ohne Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts ent⸗ 

gegengenommen hat und dem Grundbuchamte bekannt iſt, daß die Auf⸗ 

laſſung zum Zwecke der Erfüllnng einer dem Auflaſſenden dem Kinde 
gegenüber obliegenden Verbindlichkeit erfolgen ſollte. 


88 873, 925, 1643, § 1821 Abſ. 1 Nr. 2 BGB. 
Oberſtes Landesgericht München, 30. Juni 1906. — Bd. 7 S. 276. 


Der am 28. März 1906 in M. verſtorbene Rentner Johann Baptiſt H. 
wurde auf Grund Teſtaments von feiner Ehefrau Thereſe H. zur Hälfte und 
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von ſeinen Töchtern Marie H. und Thereſe, verehelichte Z., zu je einem 
Vierteile des Nachlaſſes beerbt. In dem Teſtament iſt beſtimmt, daß von 
den zum Nachlaſſe gehörenden Grundſtücken der Ehefrau H. ein Viertelanteil, 
der Marie H. drei Achtelanteile, der Thereſe Z. ein Viertelanteil als Vor⸗ 
behaltsgut und deren Kindern Marietta und Franz Joſeph Z. je ein Sechzehntel⸗ 
anteil zufallen ſollen. Mit notarieller Urkunde vom 25. April 1906 be⸗ 
antragten die Erben auf Grund des ihnen von dem Amtsgerichte M. als 
Nachlaßgericht erteilten Erbſcheins die Berichtigung des Grundbuchs, ſodann 
erklärten ſie und Franz Z. als geſetzlicher Vertreter ſeiner Kinder Marietta 
und Franz Joſeph, „im Vollzuge der von Johann Baptiſt H. getroffenen 
Vorausvermächtnis⸗ und Vermächtnisbeſtimmungen je mit Zuſtimmung der 
übrigen Beteiligten“ das Eigentum an den Grundſtücken zu den im Teſtamente 
beſtimmten Anteilen zu übernehmen und „in gegenſeitiger Einigung über den 
Eigentumsübergang“ die Eintragung in das Grundbuch zu bewilligen und 
zu beantragen. Das Grundbuchamt des Amtsgerichts M. lehnte die Ein⸗ 
tragung ab, weil die nach $ 1643 und $ 1821 Abſ. 1 Nr. 2 BGB. 
erforderliche Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts nicht beigebracht ſei. 

Franz Z. legte als geſetzlicher Vertreter ſeiner Kinder Beſchwerde ein 
und führte zur Begründung ſeines Antrags, das Grundbuchamt zur Be⸗ 
wirkung der Eintragung ohne Rückſicht auf vormundſchaftsgerichtliche Ge⸗ 
nehmigung anzuweiſen, aus, da der Vater nach § 1643 BGB. zum ent⸗ 
geltlichen Erwerb eines Grundſtücks für das Kind nicht der Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts bedürfe, ſo könne die Genehmigung auch nicht 
erforderlich ſein, wenn der Erwerb auf Grund unentgeltlicher Zuwendung 
erfolgt, die Berichtigung der Forderung auf Uebertragung des Eigentums 
an dem Grundſtücke müſſe ohne Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
möglich ſein, wenn die Forderung ohne Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts hat erworben werden können. Die Annahme der geſchuldeten Leiſtung 
ſei nicht eine Verfügung über die Forderung, die mit der Erfüllung unab⸗ 
hängig von dem Willen des Gläubigers kraft des Geſetzes erlöſche. 

Das Landgericht hat die Beſchwerde mit der Begründung zurückgewieſen, 
die Annahme der Auflaſſungserklärung enthalte eine Verfügung über die 
Vermächtnisforderung der Z. ſchen Kinder, zu der der Vater der Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts bedürfe; der außerhalb des Erfüllungsgeſchäfts 
liegende Umſtand, daß die Kinder die Forderung ohne Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts erworben haben, ſei belanglos. Auf die weitere Be⸗ 
ſchwerde hat das Bayeriſche Oberſte Landesgericht unter Aufhebung der Vor⸗ 
entſcheidungen das Amtsgericht zu anderweitiger Verfügung angewieſen aus 
folgenden Gründen. | 

Es kann dahingeftellt bleiben, ob, wie das Kammergericht Berlin in 
einem Beſchluſſe vom 14. April 1902 RIA. 3, 61 ausgeſprochen hat, die 
ſich aus dem § 1643 Abſ. 1 BGB. ergebende Befugnis des Vaters zum 
ſelbſtändigen Erwerbe von Forderungen, die auf Uebereignung eines Grund⸗ 
ſtücks gerichtet ſind, die notwendige Folge hat, daß auch der die Uebereignung 
bewirkende dingliche Vertrag nicht an die Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts gebunden iſt. Denn auch wenn der Vater nicht ohne Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts die Forderung des Kindes dadurch zum Erlöſchen 
bringen kann, daß er die ihm von dem Schuldner als Erfüllung der Ver⸗ 
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bindlichkeit angebotene Uebereignung des Grundſtücks als Erfüllung annimmt 
und damit im Sinne des § 1821 Abſ. 1 Nr. 2 über die Forderung verfügt 
(zu vergl. 88 1812, 1813 BGB.), hat die Unwirkſamkeit der Erfüllung 
doch nicht die Unwirkſamkeit der Uebereignung zur Folge. Die Uebertragung 
des Eigentums an einem Grundſtück erfolgt nach $ 873 Abſ. 1 und § 925 
Abſ. 1 durch die Einigung der Beteiligten über den Eigentumsübergang und 
deſſen Eintragung in das Grundbuch. Die Einigung erfordert, abgeſehen 
von der für die Auflaſſung im § 925 Abſ. 1 vorgeſchriebenen Form, nicht 
mehr als das Anerbieten der Eigentumsübertragung und deſſen Annahme. 
Das Rechtsgeſchäft, das den rechtlichen Grund der Eigentumsübertragung 
bildet, iſt nicht Beſtandteil der Auflaſſung, die Unwirkſamkeit dieſes Rechts⸗ 
geſchäfts läßt deshalb die Wirkſamkeit der den geſetzlichen Erforderniſſen ent⸗ 
ſprechenden Auflaſſung unberührt, ſie hat nur die Folge, daß der Empfänger, 
der das Eigentum an dem Grundſtück ohne rechtlichen Grund erlangt, nach 
§ 872 Abſ. 1 zur Herausgabe verpflichtet iſt. Wird das Eigentum zum 
Zwecke der Erfüllung einer Verbindlichkeit dem geſetzlichen Vertreter des 
Gläubigers übertragen, der in Ermangelung der Genehmigung des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts nicht befugt iſt, die Eigentumsübertragung als Erfüllung 
anzunehmen und in Gemäßheit des § 368 Quittung zu erteilen, jo bewirkt 
die Eigentumsübertragung nicht in Gemäßheit des § 362 das Erlöſchen 
des Schuldverhältniſſes, der mit der Leiſtung bezweckte Erfolg tritt nicht ein, 
aber der Uebergang des Eigentums wird dadurch nicht gehemmt. 

Die Unabhängigkeit der Auflaſſung von dem ihren rechtlichen Grund 
bildenden Rechtsgeſchäfte bringt es mit ſich, daß das Grundbuchamt es nur 
mit der Auflaſſung zu tun und ſich mit dem den rechtlichen Grund bildenden 
Rechtsgeſchäfte nicht zu befaſſen hat (zu vergl. RIA. 7, 55; OL GRſpr. 12, 308). 

Im vorliegenden Falle hatte daher das Grundbuchamt nur zu prüfen, 
ob die an Franz Z. als geſetzlichen Vertreter ſeiner Kinder erfolgte Auf⸗ 
laſſung wirkſam iſt, und iſt dadurch, daß die Vorinſtanzen die Eintragung 
für unſtatthaft erachtet haben, weil Franz Z. nicht beſugt ſei, ohne Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts über die Vermächtnisforderung ſeiner Kinder zu 
verfügen, das Geſetz verletzt worden. Infolgedeſſen müſſen ihre Entſcheidungen 
aufgehoben und muß das Grundbuchamt angewieſen werden, auf den geſtellten 
Antrag anderweit zu verfügen. 


Beſtellung eines Pflegers zur Beſorgung einzelner Angelegenheiten für 
einen nicht unter Vormundſchaft ſtehenden, infolge von Geiſteskrankheit 
geſchäftsunfähigen Volljährigen. Zuläſſigkeit der Beſtellung ohne Ein⸗ 
willigung des Geiſteskranken. 
§ 104 Nr. 2, § 1910 BGB. 


Reichsgericht IV. Zivilſenat, 10. Mai 1906. — Bd. 8 S. 1. 


Das Amtsgericht in D. beſtellte dem nach dem Gutachten des Medizinal⸗ 
rats Dr. H. geiſteskranken und infolge dieſes Gebrechens zur Beſorgung 
ſeiner Vermögensangelegenheiten unfähigen früheren Bierverleger B. in D. 
ungeachtet ſeines Widerſpruchs am 16. Dezember 1905 einen Pfleger behufs 
Wahrnehmung ſeiner Vermögensangelegenheiten. Die von B. eingelegte Be⸗ 
ſchwerde wurde durch den Beſchluß des Landgerichts in D. mit der Begründung 
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zurückgewieſen, daß er geiſteskrank ſei, daß es feiner Einwilligung zur Ans 
ordnung der Pflegſchaft nach 8S 1910 Abſ. 3 BGB. nicht bedürfe, weil er 
nach $ 104 Nr. 2 BGB. außerſtande ſei, eine rechtswirkſame Erklärung 
abzugeben, und daß aus demſelben Grunde auch ſein Antrag auf Aufhebung 
der Pflegſchaft der ihm ſonſt nach §S 1920 BGB. zukommenden Wirkung 
ermangele. B. erhob hiergegen zu Protokoll des Gerichtsſchreibers des Land⸗ 
gerichts in D. am 1. März 1906 weitere Beſchwerde mit dem Antrage, die 
Pflegſchaft aufzuheben. Das Kammergericht zu Berlin legte dieſe Beſchwerde 
auf Grund des § 28 FG. dem Reichsgerichte zur Entſcheidung vor, indem 
es ausführte: Der $ 1910 Abſ. 3 BGB. werde von ihm dahin ausgelegt, 
daß eine Verſtändigung mit einem geiſtig Gebrechlichen nicht ſchon dann 
unmöglich jet, wenn er ſich in dem Zuſtande des $ 104 Nr. 2 BGB. 
befinde und deshalb geſchäftsunfähig ſei, auch nicht ſchon dann, wenn er in 
Beziehung auf diejenigen Angelegenheiten, zu deren Beſorgung ein Pfleger 
beſtellt werden ſolle, unter der Herrſchaft von Wahnvorſtellungen ſtehe, die 
ſeine freie Willensbeſtimmung ausſchließen, ſondern nur dann, wenn es 
nicht möglich ſei, ihm die Bedeutung der Pflegſchaft verſtändlich zu machen, 
und wenn er nicht imſtande ſei, ſeine Einwilligung in die beabſichtigte Maß⸗ 
regel oder ſeinen Widerſpruch dagegen verſtändlich zu äußern. Von dieſer 
Auslegung des $ 1910 BGB. aus würde es der weiteren Beſchwerde ſtatt⸗ 
geben und die Pflegſchaft aufheben. Denn die Protokolle vom 9. Dezember 
1905 und 1. März 1906 ließen keinen Zweifel daran zu, daß eine Ver⸗ 
ſtändigung mit dem Beſchwerdeführer in dem bezeichneten Sinne möglich ſei. 
An dem Erlaſſe der beabſichtigten Entſcheidung ſei es dadurch gehindert, daß 
das Oberſte Landesgericht in München in ſeinem Beſchluſſe vom 6. Mai 1905 
(RIA. 6, 27; KJ. 30, 295) die weitere Beſchwerde gegen die Anordnung 
einer Pflegſchaft auf Grund des § 19 10 Abſ. 2 BGB. mit der Begründung 
zurückgewieſen habe, daß eine Verſtändigung mit dem Beſchwerdeführer nicht 
möglich ſei, weil er in der Frage, ob er der Anordnung der Pflegſchaft zu⸗ 
ſtimmen ſolle, unter der Herrſchaft von Wahnvorſtellungen ſtehe, die ſeine 
freie Willensbeſtimmung ausſchlöſſen. Wenn dieſe Auslegung des § 1910 
zuträfe, ſo würde auch die weitere Beſchwerde des B. zurückzuweiſen ſein, da 
die tatſächlichen Vorausſetzungen in Beziehung auf die Angelegenheiten, für 
deren Beſorgung der Pfleger beſtellt ſei, nach dem ärztlichen Gutachten und 
dem Inhalte der Beſchwerdeſchriften augenſcheinlich zuträfen. 

| Das Reichsgericht hat die angefochtene Entſcheidung aufgehoben, da die 
grundlegende Annahme des Landgerichts D., daß B. in dem Maße des 
§ 104 Nr. 2 geiſtesgeſtört ſei, der ausreichenden Begründung entbehre und 
es nicht erſichtlich ſei, daß bei dieſer Annahme von einer rechtlich zutreffenden 
Auslegung des § 104 Nr. 2 ausgegangen wurde. Im übrigen wird in 
den Gründen ausgeführt: 

Sowohl das Königliche Kammergericht zu Berlin wie das Königlich 
Bayriſche Oberſte Landesgericht zu München gehen davon aus, daß auch dem 
nach Maßgabe des § 104 Nr. 2 Geſchäftsunfähigen auf Grund des § 1910 
Abſ. 2 BGB. ein Pfleger beſtellt werden kann. Dieſer Ausgangspunkt iſt 
zutreffend. Auch der Entſcheidung des Reichsgerichts vom 6. Oktober 1902 
(52, 240 ff.) liegt die Auffaſſung zugrunde, daß allgemein für geiſtig Ge⸗ 
brechliche, gleichviel wie im Einzelfalle die geiſtige Gebrechlichkeit geartet iſt, 
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die Beſtellung eines Pflegers nach S 1910 Abſ. 2 zuläſſig iſt, möchte auch 
in dieſer Entſcheidung gemäß der damaligen Lage des Falles die Zuläſſigkeit 
der Pflegſchaft unmittelbar nur im Anſchluß an $ 6 Nr. 1 BGB. erörtert 
ſein. Hält man hiernach an ſich für zuläſſig, dem Geiſtesgeſtörten, deſſen 
Willensfreiheit dauernd ausgeſchloſſen, einen Pfleger an die Seite zu ſtellen, 
ſo ſteht weiter in Frage, ob auch in ſolchem Falle gemäß § 1910 Abſ. 3 
die Zuläſſigkeit der Pflegſchaft davon abhängig iſt, daß der im Sinne des 
§ 104 Nr. 2 Geiſtesgeſtörte ſeine Einwilligung zur Beſtellung des Pflegers 
erteilt. Dies muß verneint werden. Iſt die geiſtige Gebrechlichkeit ſo be⸗ 
ſchaffen, daß der Gebrechliche im Sinne des § 104 Nr. 2 überhaupt keinen 
freien Willen hat, ſo iſt davon auszugehen, daß eine Verſtändigung mit ihm 
über ſeine Einwilligung in die Beſtellung eines Pflegers gänzlich ausgeſchloſſen 
iſt. Demnach bedarf es in ſolchem Falle überhaupt nicht ſeiner Einwilligung. 


Beſchwerde der Mutter eines unehelichen minderjährigen Kindes gegen 

die Verfügung, durch welche ſtatt ihrer ein Auderer als Vormund aus⸗ 

gewählt und beſtellt worden iſt. Unzuläſſigkeit der Beſchwerde, falls 

dieſe darauf geſtützt wird, daß der Mutter vor dem gewählten Vormund 
ein Recht auf Uebertragung der Vormundſchaft zuſtehe. 


S 1779 Abſ. 2 BGB., § 57 Abſ. 1 Nr. 9 FG. 
Reichsgericht IV. Zivilſenat, 15. November 1906. — Bd. 8 S. 3. 
Veröffentlicht RG. 64, 288. 


Befugnis des Vormundſchaftsgerichts zur Entſcheidung bei einer Meinungs⸗ 

verſchiedenheit zwiſchen der wiederverheirateten Mutter minderjähriger 

Kinder und dem Vormund über eine Angelegenheit, die ſowohl die Perſon 
als das Vermögen der Kinder betrifft. 


88 1629, 1686, 1696, 1697 BGB. 
Kammergericht Berlin, 25. Oktober 1906. — Bd. 8 S. 7. 


Am 12. Juli 1905 ſtarb der Rektor N., deſſen Ehe mit Margarethe 
geb. D. durch das rechtskräftige Urteil vom 27. Mai 1903 geſchieden war. 
In dem Scheidungsurteile war der Ehemann allein für ſchuldig erklärt 
worden. Die Ehefrau iſt am 26. April 1905 mit dem Kaufmann J. in S. 
eine neue Ehe eingegangen. Aus der Ehe des Rektors N. mit ſeiner Ehe⸗ 
frau ſind zwei Kinder am Leben, Johannes, geboren am 10. Juni 1894, 
und Hilda, geboren am 30. Juli 1896. Die Kinder befinden ſich bei ihrer 
Mutter. Für ſie iſt der Rektor H. in B. zum Vormund und der Ingenieur 
H. in B. zum Gegenvormunde beſtellt worden. Dieſe beiden ſind auch in 
dem von dem Rektor N. errichteten Teſtamente zu Teſtamentsvollſtreckern er⸗ 
nannt worden. Ob ſie dieſes Amt in der im §S 2202 BGB. vorgeſchriebenen 
Form angenommen haben, iſt aus den Akten nicht erſichtlich. In dem 
Teſtamente des Rektors N. ſind ſeine vorgenannten beiden Kinder zu alleinigen 
Erben eingeſetzt worden. Es iſt ferner beſtimmt worden, daß der Nachlaß 
zum Unterhalte der Kinder nicht verwendet, das Kapital vielmehr erhalten 
bleiben ſolle und daß der Unterhalt der Kinder aus dem Waiſengeld und 
den Beiträgen der L.ſtiftung und des B. Lehrervereins beſtritten werden ſolle, 
die Zinſen aus dem Nachlaß aber nur inſoweit heranzuziehen ſeien, als das 
Unterhaltsgeld für jedes Kind jährlich 500 Mark nicht erreiche, während 
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überſchießende Zinſen zu kapitaliſieren ſeien. Unter dem 22. Februar 1906 
beantragte Frau J. bei dem Vormundſchaftsgerichte, den Vormund zur Zahlung 
der Zinſen aus dem Nachlaß an ſie inſoweit anzuweiſen, daß ſie insgeſamt 
1000 Mark jährlich für den Unterhalt der Kinder erhalte. Zur Begründung 
dieſes Antrags berief ſie ſich auf die Beſtimmungen des Teſtaments und 
führte an, daß die L. ſtiftung nach der Angabe des Vormundes zurzeit die 
Gewährung einer Unterſtützung abgelehnt habe, daß aber das Waiſengeld 
und die Beiträge von dem B. Lehrerverein zuſammen ſich nur auf 578 Mark 
beliefen, ſo daß zur Erreichung des auch für den ſtandesmäßigen Unterhalt 
der Kinder erforderlichen Betrags von 1000 Mark jährlich aus den Zinſen 
noch 422 Mark zuzulegen ſeien, daß der Vormund aber ſich geweigert habe, 
dieſen Betrag zu gewähren, obwohl die Zinſen des 18 000 Mark betragenden 
Nachlaſſes 644 Mark jährlich betrügen. Nach Anhörung des Vormundes 
lehnte das Vormundſchaftsgericht es ab, die beantragte Anweiſung an den 
Vormund zu erlaſſen, weil es dem pflichtmäßigen Ermeſſen der Vormünder 
und Teſtamentsvollſtrecker überlaſſen bleiben müſſe, ſelbſt von Fall zu Fall 
eine Entſcheidung über den zu gewährenden Unterhaltsbetrag zu treffen. In 
ſeiner Aeußerung hatte der Vormund angeführt, daß in Anbetracht der 
ſonſtigen Verpflichtungen des Nachlaſſes und des Alters der Kinder zur Zeit 
ein Betrag von monatlich 30 bis 35 Mark für jedes Kind zur Beſtreitung 
ſeiner Bedürfniſſe als hinreichend zu erachten ſei. Die Beſchwerde iſt vom 
Landgerichte zurückgewieſen. 

Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht die Sache an das 
Amtsgericht zur anderweitigen Entſcheidung zurückverwieſen: 

Die weitere Beſchwerde erſcheint begründet. 

Nachdem die Ehe der Beſchwerdeführerin mit dem Rektor N. geſchieden 
und der letztere allein für ſchuldig erklärt worden war, ſtand die Sorge für 
die Perſon der aus dieſer Ehe hervorgegangenen Kinder der Beſchwerde⸗ 
führerin zu. Hieran iſt durch den Tod des Rektors N. nichts geändert 
worden. Denn da die Beſchwerdeführerin zur Zeit des Todes ihres geſchiedenen 
Ehemanns bereits eine neue Ehe eingegangen war, fiel ihr die elterliche 
Gewalt nicht zu, ſondern ihr blieb nur das Recht und die Pflicht, für die 
Perſon der Kinder zu ſorgen mit der Beſchränkung, daß ſie zur Vertretung 
der Kinder nicht berechtigt iſt (SS 1697, 1696 BGB.). Das Recht und 
die Pflicht, für die Perſon der Kinder zu ſorgen, ſteht ihr nicht neben dem 
Vormunde, ſondern an deſſen Stelle zu; der Vormund hat, ſoweit die Sorge 
der Mutter zuſteht, nur die rechtliche Stellung eines Beiſtandes. Die Sorge 
für das Vermögen der Mündel und das Recht zu ihrer Vertretung ſteht da⸗ 
gegen dem Vormund allein zu. Aus dem Rechte der Sorge für die Perſon 
des Kindes fließt auch das Recht zur Beſtimmung ſeiner Erziehung und der 
Art ſeines Unterhalts. Inſofern von der Höhe der verfügbaren Mittel die 
Art der Erziehung und des Unterhalts abhängt, iſt deshalb die Beſtimmung 
des Aufwandes, der für den Unterhalt der Kinder gemacht werden ſoll, eine 
Angelegenheit, die nicht nur das Vermögen, ſondern auch die Perſon des 
Kindes betrifft (zu vergl. Bayodbe GZ. 3, 115; RIA. 4, 191 u. 6, 260). 
Die Art der Erziehung und des Unterhalts hängt im vorliegenden Falle 
weſentlich von der Höhe der für die Kinder aus dem Nachlaß ihres Vaters 
und aus den Waiſengeldern zu verwendenden und verfügbaren Mittel ab. 
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Denn der Vormund begründet gegenüber der Meinung der Mutter, daß zum 
ſtandesmäßigen Unterhalt und zur geeigneten Erziehung der beiden Kinder 
ein jährlicher Aufwand von 1000 Mark erforderlich ſei, ſeine Anſicht, daß 
ein Aufwand von 30 bis 35 Mark monatlich für jedes Kind hinreichend 
ſei, unter anderem auch damit, daß der Sohn nach ſeiner Befähigung zweck⸗ 
mäßiger nicht ein Gymnaſium, ſondern eine Bürger⸗ oder Mittelſchule beſuchen 
ſolle. Die hiernach zwiſchen der Mutter und dem Vormunde beſtehende 
Meinungsverſchiedenheit über die Höhe der zum Unterhalte der Kinder aus 
ihren Einkünften zu verwendenden Mittel iſt mithin eine Angelegenheit, die 
ſowohl die Perſon als das Vermögen der Kinder betrifft. 

Bei einer derartigen Meinungsverſchiedenheit entſcheidet das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht. Die in dem Beſchluſſe des Kammergerichts vom 12. Dezember 
1904 (RIA. 5, 136; vergl. auch 6, 257) vertretene gegenteilige Anſicht 
kann nicht aufrecht erhalten werden. Allerdings iſt in dem Bürgerlichen 
Geſetzbuch eine dahingehende ausdrückliche Beſtimmung nur für den Fall 
getroffen, daß die Meinungsverſchiedenheit zwiſchen dem Vater und dem 
Pfleger, welchem die Sorge für die Perſon oder das Vermögen des Kindes 
zuſteht, vorhanden iſt ($ 1629), ſowie für den Fall, daß die Sorge für 
die Perſon und die Sorge für das Vermögen des Mündels verſchiedenen 
Vormündern zuſteht und unter ihnen über die Vornahme einer ſowohl die 
Perſon als das Vermögen des Mündels betreffenden Handlung eine Meinungs⸗ 
verſchiedenheit beſteht ($ 1798). Die Beſtimmung des § 1629 iſt aber 
auch auf den Fall entſprechend anzuwenden, wenn die Sorge für die Perſon 
des Kindes der Mutter und die Sorge für das Vermögen des Mündels dem 
Vormunde zuſteht; der abweichenden Anſicht von Staudinger (zu § 1629 
und zu § 1696), wonach die entſprechende Anwendung des § 1629 wegen 
des Ausnahmecharakters dieſer Vorſchrift ausgeſchloſſen ſein ſoll, iſt nicht bei⸗ 
zutreten. Der § 1629 enthält allerdings eine Ausnahmevorſchrift inſofern, 
als er bei einer Meinungsverſchiedenheit zwiſchen den beiden dort genannten 
ſorgeberechtigten Perſonen hinſichtlich einer beide Gebiete der Sorge betreffenden 
Angelegenheit das Vormundſchaftsgericht auch zur Entſcheidung bloßer Zweck⸗ 
mäßigkeitsfragen beruft, während dem Vormundſchaftsgerichte dieſe Befugnis 
ſonſt nicht zuſteht. Daraus iſt aber nicht zu folgern, daß die Vorſchrift 
nur dann zu gelten habe, wenn die Sorge für die Perſon des Kindes dem 
Vater, nicht aber auch dann, wenn fie der Mutter zuſteht. Denn ſowohl 
dem Vater als der Mutter verbleibt das Recht der Sorge für die Perſon 
des Kindes als ein Reſt der elterlichen Gewalt. Weshalb dann die Mutter 
bei einer Meinungsverſchiedenheit zwiſchen ihr und dem Vormund anders 
geſtellt ſein ſoll wie der Vater bei einer Meinungsverſchiedenheit zwiſchen ihm 
und dem Pfleger, iſt gegenüber der Beſtimmung des $ 1686 BGB., wonach 
auf die elterliche Gewalt der Mutter die für die elterliche Gewalt des Vaters 
geltenden Vorſchriften Anwendung finden, ſoweit nicht ein anderes beſtimmt 
iſt, nicht einzuſehen. Für die entſprechende Anwendung des § 1629 bei 
einer Meinungsverſchiedenheit zwiſchen der Mutter und dem Vormunde ſpricht 
aber auch der Umſtand, daß im § 1798 die gleiche Beſtimmung für die 
Entſcheidung bei einer Meinungsverſchiedenheit zwiſchen verſchiedenen ſorge⸗ 
berechtigten Vormündern getroffen worden iſt. Denn aus der gleichen Regelung 
in dieſen beiden Fällen iſt zu entnehmen, daß überall dort, wo die Sorge 
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für das Vermögen und die Sorge für die Perſon verfchiedenen Perſonen 
zuſteht, eine Meinungsverſchiedenheit zwiſchen ihnen über eine beide Gebiete 
der Sorge betreffende Angelegenheit von dem Vormundſchaftsgericht entſchieden 
werden ſoll, zumal der Zweck der Beſtimmungen offenbar der iſt, im Intereſſe 
des Kindes zu verhindern, daß eine Verwaltungsmaßregel, welche ſowohl die 
Perſon als das Vermögen des Kindes betrifft, wegen einer Meinungs⸗ 
verſchiedenheit zwiſchen mehreren ſorgeberechtigten Perſonen unterbleiben oder 
auf dem umſtändlichen, mit erheblicheren Koſten verbundenen Wege des 
Prozeſſes durchgeſetzt werden muß. Iſt ſonach der § 1629 entſprechend 
anzuwenden bei einer Meinungsverſchiedenheit zwiſchen der Mutter, welcher 
die Sorge für die Perſon des Kindes zuſteht, und dem Vormunde, welchem 
die Sorge für das Vermögen des Mündels zuſteht, hinſichtlich einer beide 
Gebiete betreffenden Angelegenheit, ſo hatte im vorliegenden Falle das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht zu entſcheiden, und es durfte eine Entſcheidung nicht des⸗ 
halb ablehnen, weil es nicht befugt ſei, dem Vormund Anweiſungen zu er⸗ 
teilen 

Bei der anderweitigen Entſcheidung wird das Amtsgericht nicht darauf 
beſchränkt ſein, lediglich entweder der Meinung der Mutter oder der des 
Vormundes beizutreten. Denn wenn auch das Vormundſchaftsgericht bei der 
Entſcheidung einer Meinungsverſchiedenheit zwiſchen der Mutter und dem 
Vormund über die Vornahme einer Handlung nicht ſeinerſeits eine neue, 
von keinem der ſtreitenden Teile vorgeſchlagene Maßnahme anordnen darf, ſo 
iſt es ihm doch unbenommen, hier, wo es ſich nur um die Beſtimmung der 
Höhe des aus den Zinſen zum Unterhalt erforderlichen Zuſchuſſes handelt, 
die Höhe dieſes Zuſchuſſes innerhalb der von dem Vormund und der Mutter 
gezogenen Grenzen feſtzuſetzen. 


Unzuläſſigkeit des Antrags eines Miterben, der ſeinen Anteil an dem 
Nachlaſſe veräußert hat, dem Erwerber des Anteils einen Erbſchein zu 
erteilen oder in dem auf den Namen des urſprünglichen Miterben aus⸗ 
geſtellten Erbſcheine zu vermerken, daß der Miterbe ſeinen Anteil ver⸗ 
äußert hat. 
88 2033, 2353 BGB. 


Reichsgericht V. Zivilſenat, 11. Oktober 1906. 
Veröffentlicht RG. 64, 173. 


Vorausſetzungen für die Erteilung eines Zengniſſes des Nachlaßgerichts 

über die Annahme des Teſtameutsvollſtreckeramts; Anwendung der für die 

Erteilung eines Zenguiſſes über die Erneunung des Teſtamentsvollſtreckers 
geltenden Vorſchriften. 


88 2202, 2368 BGB. 
Kammergericht Berlin, 5. Juli 1906. — Bd. 8, S. 20. 


Im Jahre 1904 verſtarb in B. der Rentner H. mit Hinterlaſſung eines 
notariellen Teſtaments, in welchem er ſeine Ehefrau zur alleinigen Erbin berufen, 
den Steuererheber R. zum Teſtamentsvollſtrecker ernannt und verſchiedene, nach 
dem Tode ſeiner Ehefrau zahlbare, Legate ausgeſetzt hatte. Die Eröffnung 
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des Teſtaments erfolgte am 14. Januar 1905 in Gegenwart des R., der 
hierbei eine vom Erblaſſer ihm erteilte beglaubigte Vollmacht vorlegte. Am 
22. Februar 1905 ging ein vom 21. Februar 1905 datiertes Schriftſtück 
zu den Teſtamentsakten ein, welches eine Anzeige über den Wert des Nachlaſſes 
enthielt und in welchem die Adreſſen der Vermächtnisnehmer angegeben waren. 
Das Schriftſtück war an die Gerichtsſchreiberei des Amtsgerichts in B. adreſſiert 
und trug die Unterſchrift: „R., Bevollmächtigter und Teſtamentsv.“ Mittels 
Eingabe vom 28. März 1906 richtete die Witwe des Erblaſſers an das 
Amtsgericht in B. die Bitte um eine Beſcheinigung dahin, daß der Steuer⸗ 
erheber R. das Amt als Teſtamentsvollſtrecker angenommen habe. Das Amts⸗ 
gericht lehnte die Erteilung der Beſcheinigung mit der Begründung ab, daß 
eine ausreichende Annahmeerklärung des zum Teſtamentsvollſtrecker ernannten 
R. bisher zu den Akten nicht eingegangen ſei. Namens der Witwe H. ent⸗ 
gegnete der Juſtizrat J., daß in der Eingabe vom 21. Februar 1905, die 
von R. mit dem Zuſatze: „Bevollmächtigter und Teſtamentsvollſtrecker“ unter⸗ 
zeichnet worden ſei, eine ausreichende Annahmeerklärung zu finden ſei; der 
Verwendung des Wortes „Annahme“ bedürfe es nicht, es genüge, wenn der 
Annahmewille dem Nachlaßgericht gegenüber irgendwie zum Ausdrucke gelange; 
dies ſei hier geſchehen; er bitte, die beantragte Beſcheinigung zu erteilen oder 
ſeine Vorſtellung als Beſchwerde an das Landgericht abzugeben. Das Amts⸗ 
gericht vermerkte in den Akten, die Eingabe vom 21. Februar 1905 ſei 
unbeglaubigt, es könne alſo nur der Eingang dieſer Eingabe, nicht aber die 
Tatſache der Annahme des Amtes beſcheinigt werden, und legte die Sache 
dem Landgericht in B., als dem Beſchwerdegerichte, vor. Das Landgericht 
wies die Beſchwerde zurück. 

Auch die weitere Beſchwerde iſt vom Kammergericht zurückverwieſen worden 
aus folgenden Gründen: 

Ob dem Landgerichte deshalb, weil es in der Eingabe vom 21. Februar 
1905 eine dem Nachlaßgerichte gegenüber abgegebene Erklärung des R., daß 
er das Teſtamentsvollſtreckeramt annehme, nicht gefunden hat, mit Recht der 
Vorwurf der Verletzung der SS 133, 2202 BGB. gemacht wird, kann da⸗ 
hingeſtellt bleiben. Denn ſelbſt wenn die Eingabe als eine dem §S 2202 BGB. 
entſprechende Annahmeerklärung anzuſehen wäre, würde das Verlangen der 
Beſchwerdeführerin, ihr ein Zeugnis dahin zu erteilen, daß R. das Amt als 
Teſtamentsvollſtrecker angenommen habe, ungerechtfertigt ſein. Bei eingehenderer 
Prüfung ergibt ſich, daß das Zeugnis über die Annahme des Vollſtreckeramts 
in Wirklichkeit nichts anderes iſt als das Teſtamentsvollſtreckerzeugnis des 
§ 2368 BGB. und daß es nur unter denſelben Vorbedingungen, wie dieſes, 
erteilt werden darf. Im Geſetze ſelbſt iſt das Annahmezeugnis nicht beſonders 
vorgeſehen. Es verdankt ſeine Anerkennung in der Praxis der Vorſchrift des 
§ 36 GB., wonach die Befugnis eines Teſtamentsvollſtreckers zur Verfügung 
über einen Nachlaßgegenſtand auch in anderer Weiſe als durch Vorlegung 
eines Teſtamentsvollſtreckerzeugniſſes (§ 2368 BGB.) geführt werden kann, 
wenn die Ernennung des Teſtamentsvollſtreckers auf einer Verfügung von 
Todes wegen beruht, die in einer öffentlichen Urkunde enthalten iſt. Da die 
Verfügung von Todes wegen mit dem Eröffnungsprotokolle zwar die Ernennung, 
nicht aber die Annahme des Amtes beweiſt, jo muß mit Rückſicht auf §S 2202 
Abſ. 1 BGB. die Annahme noch beſonders dargetan werden und die Praxis 
hat ein Zeugnis des Nachlaßgerichts über die Annahme hierzu als ausreichend 
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angeſehen (zu vergl. RIA. 3, 133; 4, 265 und JW. 06, 132). Das 
Zeugnis unterſcheidet ſich inhaltlich von dem Teſtamentsvollſtreckerzeugniſſe da⸗ 
durch, daß es die aus der Verfügung von Todes wegen ſelbſt erſichtlichen 
Angaben (zu vergl. §S 2368 Abſ. 1, $ 2224 BGB.) nicht zu enthalten 
braucht. Das Nachlaßgericht kann aber nicht beſcheinigen, daß die Annahme 
des Amtes erfolgt ſei, wenn es nicht die Rechtswirkſamkeit ſowohl der Ernennung 
des Annehmenden wie ſeiner Annahmeerklärung feſtgeſtellt hat. Die Annahme⸗ 
erklärung eines nicht rechtswirkſam Ernannten iſt keine Annahme. Um die 
Annahme bezeugen zu können, muß daher das Nachlaßgericht im allgemeinen 
alles dasjenige prüfen, was es zu prüfen hätte, wenn von ihm ein Zeugnis 
über die Ernennung verlangt worden wäre. Denn auch die Erteilung des 
im § 2368 BGB. vorgeſehenen Zeugniſſes hat die Annahme des Amtes 
durch den Ernannten zur Vorausſetzung. Trotz des verſchiedenen Inhalts iſt 
alſo das Annahmezeugnis ſeinem Weſen nach ein Teſtamentsvollſtreckerzeugnis; 
der Kreis der Antragsberechtigten iſt der gleiche und, ſoweit nicht der beſondere 
Inhalt des Teſtamentsvollſtreckerzeugniſſes über die Befugniſſe des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers Abweichungen bedingt, iſt zur Erlangung des Annahmezeugniſſes 
alles dasjenige zu erklären und nachzuweiſen, was nach $ 2368 zur Erwirkung 
des Teſtamentsvollſtreckerzeugniſſes erforderlich iſt. Hieraus ergibt ſich zwar 
für den Grundbuchverkehr, daß das Annahmezeugnis neben einem öffentlichen 
Teſtamente keine Erleichterung für die Beteiligten bedeutet (zu vergl. Predari, 
GBO. S. 544); allein es bedarf eines ſolchen Zeugniſſes auch nicht immer. 
Hat der in einem öffentlichen Teſtament Ernannte die Annahmeerklärung zum 
Protokolle des Nachlaßgerichts abgegeben, ſo genügt für den Grundbuchverkehr 
neben dem Teſtament und der Eröffnungsverhandlung eine Ausfertigung des 
Protokolls des Nachlaßgerichts; hat er die ſonſtwo in öffentlich beglaubigter 
Form abgegebene Annahmeerklärung dem Nachlaßgericht eingereicht, ſo kann 
ſich der Grundbuchrichter mit einer ſolchen Urkunde und einem Zeugniſſe des 
Nachlaßgerichts über den Eingang begnügen (zu vergl. S 36 Abſ. 2 GB.). 
Ein Zeugnis der letzteren Art kann das Nachlaßgericht ohne ſachliche Prüfung 
ausſtellen und das Grundbuchamt iſt infolge der Gleichſtellung des öffentlichen 
Teſtaments mit dem Vollſtreckerzeugnis einer Nachforſchung nach dem Vor⸗ 
handenſein anderer letztwilliger Verfügungen überhoben. Das Zeugnis über 
die Annahme des Amtes ſetzt dagegen, weil es mittelbar auch die Ernennung 
des Annehmenden beſcheinigt und infolgedeſſen eine dem $ 2365 BGB. 
entſprechende Bedeutung hat, die im § 2368 angeordnete materielle Prüfung 
ſeitens des Nachlaßgerichts voraus. Die bloße Bezugnahme auf das am 
21. Februar 1905 eingegangene Schriftſtück vom 22. Februar 1905 reicht 
daher zur Begründung des Antrags auf Erteilung eines Annahmezeugniſſes 
keinesfalls hin (zu vergl. SS 2368 Abſ. 3, 2356 BGB.). 


Beſchwerde eines Nachlaßgläubigers gegen die Verfügung, durch welche 
das Nachlaßgericht dem Nachlaßpfleger eine Vergütung bewilligt hat. 
Fortdauer des Beſchwerderechts nach der Eröffnung des Nachlaßkonkurſes. 


8 20 36., 88 1836, 1915, 1960 BGB. 
Dberlandesgeridt Hamburg, 30. Juli 1906. — Bd. 8 S. 24. 


In der Nachlaßſache F. führt das Oberlandesgericht auf die weitere 
Beſchwerde des Nachlaßpflegers Dr. G. in den Gründen aus: 
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Die weitere Beſchwerde rügt, daß das Landgericht zu Unrecht einen 
Nachlaßgläubiger für berechtigt erachtet habe, gegen die Verfügungen des 
Nachlaßgerichts über die Vergütung des Nachlaßpflegers Beſchwerde einzulegen. 
Die Rüge iſt unberechtigt. Die Nachlaßpflegſchaft iſt im vorliegenden Falle 
auf Grund des 8 1960 BGB. angeordnet worden. Solche Pflegſchaft 
dient nicht nur der Sicherung des Erben, ſondern auch der Sicherung der 
Nachlaßgläubiger. Jeder Gläubiger hat ein Recht darauf, daß der Nachlaß 
nach Maßgabe der Geſetze auch zu ſeiner Befriedigung verwandt werde. 
Bewilligt das Nachlaßgericht dem Nachlaßpfleger zu Unrecht eine Vergütung 
oder bemißt es dieſelbe zu hoch, ſo wird das Recht des Gläubigers beeinträchtigt, 
ſobald die Bewilligung zur Folge hat, daß er aus dem Nachlaß entweder 
nicht ſeine ganze Forderung oder weniger erhält, als er ſonſt erhalten haben 
würde. Nach S 20 FG. iſt er daher zur Einlegung der Beſchwerde be⸗ 
rechtigt. Dadurch, daß das Konkursverfahren über den Nachlaß eröffnet iſt, 
hat er ſein Beſchwerderecht nicht verloren. Es handelt ſich um eine Beſchwerde 
gegen eine Verfügung, durch welche eine am Konkurſe beteiligte Forderung 
zu Unrecht begründet fein fol. Daß ſolche Beſchwerden nur dem Konkurs⸗ 
verwalter zuſtehen ſollen, beſtimmen die Geſetze nicht. 


Antrag eines Nachlaßgläubigers, der wegen ſeines Anſpruchs Befriedigung 

aus dem Nachlaſſe verlangt, für den unbekannten Erben einen Nachlaß⸗ 

pfleger zu beſtellen. Pflicht des Nachlaßgerichts, von Amts wegen Er⸗ 

mittelungen darüber zu veranſtalten, ob die Vorausſetzungen für die 
Anordnung der Nachlaßpflegſchaft vorliegen. 


§ 1961 BGB., 88 1, 12 86. 
e Berlin, 4. Oktober 1906. — Bd. 8 S. 24. 


Der Landmann A. in B. hat bei dem Amtsgericht in B. beantragt, 
gemäß § 1961 BGB. für die Erben des Landmanns C. einen Nachlaß⸗ 
pfleger zu beſtellen. Zur Begründung hat er angeführt, daß C. ſeinen 
letzten inländiſchen Wohnſitz in L. gehabt habe, nach Amerika ausgewandert 
und dort am 14. Juni 1905 geſtorben ſei, daß ſeine Erben hier unbekannt 
ſeien, daß auch ungewiß ſei, ob ſie die Erbſchaft angenommen hätten, daß 
der Erblaſſer im Grundbuche von L. als Eigentümer eines Grundſtücks ein⸗ 
getragen ſei und daß er (der Antragſteller) einen Anſpruch auf Auflaſſung 
dieſes Grundſtücks gerichtlich geltend machen wolle. Zum Beweiſe des Todes 
hat er einen Brief vom 28. Juni 1905 überreicht, in welchem Ingeborg B. 
ihren nicht genannten Verwandten den am 14. Juni 1905 erfolgten Tod 
ihres nicht genannten Vaters anzeigt. Auch hat er ſich zu demſelben Beweis 
auf das Zeugnis des Häuslers J. in W. berufen. Das Amtsgericht in B. 
hat den Antrag zurückgewieſen, weil der Anſpruch überhaupt nicht und der 
Tod nicht hinlänglich glaubhaft gemacht ſei. Die Beſchwerde iſt vom Land⸗ 
gericht in F. zurückgewieſen worden. In den Gründen iſt ausgeführt: Der 
§ 12 36. beziehe ſich auf ein Verfahren, deſſen Einleitung die Stellung 
eines Antrags vorausſetze, erſt nach erfolgter Einleitung. Zur Begründung 
des Antrags bedürfe es des Nachweiſes des Todes des Erblaſſers und der 
Glaubhaftmachung des Anſpruchs. Beides fehle hier. Der Brief laſſe nicht 
erkennen, weſſen Tod darin mitgeteilt ſei, und es ſei nicht anzunehmen, daß. 
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der benannte Zeuge dem angeblich in Amerika erfolgten Tode beigewohnt habe. 
Günſtigſtenfalls könne der Zeuge bekunden, daß der Brief von einer Tochter 
des C. herrühre. Das Gericht ſei aber nicht verpflichtet, durch Zeugenver⸗ 
nehmungen die Grundlagen des Antrags zu beſchaffen. 

Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht die Sache unter 
Aufhebung der Vorentſcheidung zur anderweitigen Erörterung und Entſcheidung 
an das Amtsgericht zurückverwieſen aus folgenden Gründen: 

Nach § 12 FG. hat das Gericht in den durch Reichsgeſetz den Gerichten 
übertragenen Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit von Amts wegen 
die zur Feſtſtellung der Tatſachen erforderlichen Ermittelungen zu veranſtalten. 
Ein Unterſchied zwiſchen denjenigen Fällen, in welchen das Verfahren von 
Amts wegen oder auf Antrag eingeleitet worden iſt, iſt hierbei nicht gemacht 
und hat nach der amtlichen Denkſchrift zum § 12 nicht gemacht werden jollen. 
Auch der vom Landgerichte gemachte Unterſchied dahin, daß in Fällen, in 
welchen das Verfahren auf Antrag einzuleiten iſt, bis zur Einleitung eine 
Ermittelungspflicht nicht beſtehe, findet im $ 12 keinen Anhalt. Namentlich 
läßt ſich dieſe Anſicht nicht darauf ſtützen, daß unter einem Antrage ſtets 
nur der Antrag eines Berechtigten zu verſtehen ſei, ſo daß ein Antrag, der 
nicht durch den Nachweis der ihn berechtigenden Tatſachen unterſtützt werde, 
als unberechtigt abgewieſen werden müßte. Denn unter einem Antrag iſt 
nicht mehr zu verſtehen, als der Ausdruck des Willens, daß ein Verfahren 
eingeleitet, eine Entſcheidung getroffen werde. Es geht deshalb nicht an, 
ſolchem Willensausdrucke die Eigenſchaft eines Antrags abzuſprechen, weil er 
von einem Nichtberechtigten geſtellt iſt. 

Allerdings findet 8 12 FG. nach § 1 FG. nur Anwendung, ſoweit 
nicht ein anderes beſtimmt iſt. Auch das kann aber den Standpunkt der 
Vorinſtanzen nicht rechtfertigen. Das Geſetz hat mehrfach, ſo im § 1994 
Abſ. 2, § 2356 BGB. ſowie im § 87 Abſ. 2 Satz 2 FG. beſtimmt, daß 
ein Antragſteller ſeine Angaben glaubhaft zu machen oder nachzuweiſen oder 
auf Verlangen die Unterlagen zu beſchaffen habe. Für den Fall des §S 1961 BGB. 
iſt aber eine ſolche Beſtimmung weder aus dem Geſetze noch aus dem Weſen 
der Sache zu entnehmen. Der $ 1961 ſteht unter einem mit „Fürſorge 
des Nachlaßgerichts“ überſchriebenen Titel. In dem Falle des S 1960 BGB. 
tritt dieſe Fürſorge von Amts wegen ein und iſt deshalb unbeſtritten auch 
von Amts wegen auf Grund des § 12 FG. zu ermitteln, ob die Voraus⸗ 
ſetzungen der Sicherung eines Nachlaſſes vorliegen. Die auf Grund des 
§ 1961 einzuleitende Pflegſchaft unterſcheidet ſich ihrem Weſen nach in nichts 
von der des § 1960. Sie tritt, wie $ 1961 ſagt, in den Fällen des 
§ 1960 Abſ. 1 ein und umfaßt ebenfalls die volle Verwaltung des Nach⸗ 
laſſes im Intereſſe derjenigen, welche Erben werden. Der § 1961 hat alſo 
nur die Bedeutung, daß er dem Gläubiger ein Recht gibt, die Einleitung der 
Pflegſchaft zu verlangen. Sein Antrag iſt nur eine Anregung zu einer 
vom Nachlaßgerichte von Amts wegen vorzunehmenden Tätigkeit und es fallen 
deshalb dem Antragſteller nach $ 1 PrGͤKG. weder bei Beſtellung eines 
Nachlaßpflegers noch bei Ablehnung ſeines Antrags Koſten zur Laſt. 

In der Literatur wird überwiegend die Anſicht vertreten, daß der Antrag⸗ 
ſteller aus $ 1961 BGB. die Richtigkeit ſeiner Angaben nachzuweiſen oder 
wenigſtens ſeinen Anſpruch glaubhaſt zu machen habe. Als Unterlage dient 
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dabei die Bemerkung in den Motiven zum Entw. I 5, 547: (Es) iſt nicht 
ohne weiteres „auf die bloße Behauptung einer Perſon hin, daß ſie einen 
Anſpruch gegen den Nachlaß habe, mit der Beſtellung eines Nachlaßpflegers 
vorzugehen, vielmehr muß der Gläubiger ſeinen Anſpruch vorher in einer 
Weiſe glaubhaft machen, daß das Nachlaßgericht die Anordnung einer 
Nachlaßpflegſchaft für angezeigt erachtet. Eines beſonderen Ausdrucks hierfür 
bedarf es nicht. Diefe Bemerkung in den Vorarbeiten kann indeſſen die, 
wie oben dargelegt, zur Nichtanwendung des § 12 FGG. erforderliche beſondere 
Beſtimmung des Geſetzes nicht erſetzen. Sie nötigt auch nicht zu der Annahme, 
daß die Verfaſſer der Motive eine Pflicht des Gerichts, das Beſtehen des Anſpruchs 
durch Ermittelungen feſtzuſtellen, verneint haben. Sie läßt ſich vielmehr auch 
dahin auslegen, daß die Beſtellung des Pflegers ohne glaubhafte Feſtſtellung 
des Anſpruchs nicht zuläſſig ſei und daß dieſe Feſtſtellung regelmäßig nicht 
möglich iſt, wenn der Antragſteller Angaben über die Entſtehung des Anſpruchs 
unterläßt. Dem wird beizutreten ſein. Auch dann darf das Nachlaßgericht 
den Antrag nicht ohne weiteres ablehnen, wenn er ſolche Angaben nicht ent⸗ 
hält, ſondern es hat nach $ 12 FG. durch Vernehmung des Antragſtellers 
auf die Beſchaffung der Angaben hinzuwirken und ſie dann erforderlichen falls 
zur Grundlage weiterer Ermittelungen zu machen. 


Antrag des Vorerben auf Erteilung eines Erbſcheins. Unzuläſſigkeit 

einer Verfügung des Nachlaßgerichts, durch welche die Erteilung des Erb⸗ 

ſcheins davon abhängig gemacht wird, daß der Vorerbe eidesſtattliche 
Verſicherungen der Nacherben beibringt. 


SS 2356 bis 2359 BGB. 
Kammergericht Berlin, 11. Oktober 1906. — Bd. 8 S. 27. 


Zum Protokolle des Notars M. vom 4. Juli 1906 gab die Witwe 
Marie B. in B. die folgende Erklärung ab: Am 31. Mai 1903 ſei ihr 
Ehemann zu T., an ſeinem Wohnſitze, verſtorben. In dem am 4. Juli 
1902 mit ihr gemeinſchaftlich errichteten und am 4. Auguſt 1903 eröffneten 
Teſtamente, welches beim Amtsgerichte V. verwahrt werde, habe ihr Ehemann 
fie als Erbin eingeſetzt und als Nacherben nach ihrem Tode die gemeinſchaft⸗ 
lichen Abkömmlinge, nämlich ihren Sohn Gottlieb B. in B., ihre Tochter 
Anna E. geborene B. und die Kinder ihres verſtorbenen Sohnes Guſtav B., 
wohnhaft in T., ernannt. Dabei habe er beſtimmt, daß ihre Tochter Anna 
nicht die Subſtanz, ſondern nur den lebenslänglichen Nießbrauch ihres Erb⸗ 
teils erhalten, die Subſtanz aber nach ihrem Ableben ungeſchmälert an ihre 
Kinder oder, wenn ſolche nicht vorhanden, an ihre Brüder bezw. deren Nach⸗ 
kommenſchaft gedeihen ſolle. Alle früheren Verfügungen von Todes wegen 
habe ihr Ehemann widerrufen. Sonſtige Verfügungen von Todes wegen 
ſeien nicht vorhanden. Ihre Tochter Anna, die kinderlos ſei, habe die Nach⸗ 
erbſchaft ausgeſchlagen. Ein Rechtsſtreit über ihr Erbrecht ſei nicht anhängig. 
Sie verſichere an Eidesſtatt, daß ihr nichts bekannt ſei, was der Richtigkeit 
ihrer Angaben entgegenſtehe. Sie beantrage, ihr als Vorerbin aus dem 
Teſtamente vom 4. Juli 1902 einen Erbſchein, und zwar zu Händen des 
Notars M. zu erteilen. Der Notar M. reichte eine Ausfertigung dieſer Ver⸗ 
handlung unter Bezugnahme auf die B.'ſchen Teſtamentsakten und auf die 
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von Frau Anna E. abgegebene Ausſchlagungserklärung dem Amtsgericht in 
B. mit dem Antrag ein, ihm für Witwe B. als befreite Vorerbin einen Erb⸗ 
ſchein zu erteilen. Nach Einſicht in die Teſtamentsakten eröffnete das Amts⸗ 
gericht ihm mittels Verfügung vom 14. Juli 1906, es müſſe „mit Rückſicht auf 
die Höhe des Objekts die eidesſtattlichen Verſicherungen auch von den übrigen 
Erben verlangen, wenngleich dieſelben nur als Nacherben in Betracht kommen“. 
Der Notar M. legte namens der Witwe B. Beſchwerde ein. Das Landgericht 
in B. wies die Beſchwerde zurück. 

Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht die Sache zur ander: 
weitigen Entſcheidung unter Abſtandnahme von dem in der Verfügung vom 
14. Juli 1906 geſtellten Verlangen an das Amtsgericht zurückverwieſen aus 
folgenden Gründen: 

ö Ob das Nachlaßgericht dann, wenn beim Vorhandenſein mehrerer Erben 
die Erteilung eines gemeinſchaſtlichen Erbſcheins beantragt wird, die Ber: 
ſicherung an Eidesſtatt, wie ſie im § 2356 Abſ. 2 BGB. vorgeſehen iſt, 
von ſämtlichen Erben fordern kann oder nur von denjenigen, welche den 
Antrag geſtellt haben, darf hier unerörtert bleiben (zu vergl. Protokolle 5, 
679). Denn die Vorſchrift des S 2357 Abſ. 4 BGB., aus der die Be: 
rechtigung zu dem Verlangen nach Abgabe einer ſolchen Verſicherung ſeitens 
aller Erben hergeleitet werden könnte, bezieht ſich nur auf Miterben, d. h. 
auf nebeneinander zur Erbſchaft berufene Perſonen, nicht aber auf Nacherben 
im Verhältniſſe zum Vorerben (zu vergl. § 2100 daſ.). Der Nacherbe kann 
vor Eintritt der Nacherbfolge weder für ſich ſelbſt noch für den Vorerben die 
Erteilung eines Erbſcheins beantragen (zu vergl. §§8 2112, 2139 BGB.; 
Motive 5, 566; RIA. 3, 66; OL GRſpr. 11, 267; KGJ. 31, 124). Seine 
Befugniſſe beſchränken ſich vielmehr darauf, die Einziehung eines unrichtigen 
Erbſcheins zu betreiben (zu vergl. 8 2363 Abſ. 2 BGB.). Kann er aber 
nicht Antragſteller ſein, ſo iſt das Nachlaßgericht auch nicht berechtigt, von dem 
die Erteilung eines Erbſcheins nachſuchenden Vorerben die Beibringung einer 
von dem Nacherben abzugebenden Verſicherung an Eidesſtatt zu fordern. Zur 
Abgabe dieſer Verſicherung iſt nach $ 2356 Abſ. 2 BGB. nur der Antrag: 
ſteller (im Falle des S 2357 BGB. möglicherweiſe auch ein Miterbe, welcher 
nicht Antragſteller iſt), keinesfalls aber ein zur Stellung des Antrags nicht 
Berechtigter verpflichtet. Wenn das Landgericht ausführt, der Antragſteller 
müſſe das Material beibringen, deſſen das Nachlaßgericht zur Bildung ſeiner 
Ueberzeugung vom Erbrechte des Antragſtellers bedürfe, und wenn es ſich 
hierbei auf den Beſchluß des Kammergerichts (OL GRſpr. 8, 298) beruft, jo 
überſieht es, daß in dieſem Beſchluſſe lediglich von bereits vorhandenen, 
aber dem Gerichte bisher nicht zugänglich gemachten öffentlichen Urkunden, 
nicht aber von eidesſtattlichen Verſicherungen die Rede iſt. Hält das Nachlaß⸗ 
gericht den Beweis ſolcher Tatſachen, in Anſehen deren der Antragſteller die 
im § 2356 Abſ. 2 BGB. bezeichnete Verſicherung an Eidesſtatt abgegeben 
hat, für nicht erbracht, ſo mag es den Antragſteller unter Bezeichnung der 
eines weiteren Nachweiſes bedürfenden Tatſachen zur Angabe von Beweis⸗ 
mitteln auffordern und ſeinerſeits die erforderlichen Beweiſe erheben (zu vergl. 
S 2358 Abſ. 1, $ 2359 BGB.), es kann aber dem Antragſteller nicht auf⸗ 
geben, eidesſtattliche Verſicherungen ſolcher Perſonen zu beſchaffen, die zur 
Abgabe der Verſicherungen nicht verpflichtet ſind. 

Blätter f. Rechtspfl. LVI. N. F. XXXVI. Freiw. Gerichtsbark. 9 
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Beſtellung eines Nachlaßverwalters anf Antrag eines Nachlaßgläubigers 
ohne vorgängige beſondere Anordnung der Nachlaß verwaltung. Zuläſſig⸗ 
keit der Anordnung einer Nachlaßverwaltung trotz Ueberſchuldung des 
Nachlaſſes. 
SS 1975, 1981 BGB. 
Kammergericht Berlin, 11. Oktober 1906. — Bd. 8 S. 29. 


Die Anordnung einer Nachlaßpflegſchaft zum Zwecke der Befriedigung 
der Nachlaßgläubiger (Nachlaßverwaltung im Sinne des $ 1975 BGB.) auf 
Antrag eines Nachlaßgläubigers iſt eine Maßregel, welche nach $ 1981 Abſ. 2 
BGB. anzuordnen iſt, wenn Grund zu der Annahme beſteht, daß die Be⸗ 
friedigung der Nachlaßgläubiger aus dem Nachlaſſe durch das Verhalten oder 
die Vermögenslage des Erben gefährdet wird, welche nach 8 1983 BGB. 
durch das Nachlaßgericht zu veröffentlichen iſt, welche nach $ 1984 dem Erben 
die Befugnis entzieht, den Nachlaß zu verwalten und über ihn zu verfügen, 
und welche nach $ 76 FG. der ſofortigen Beſchwerde des Erben unterliegt 
und ihm deshalb nach S 16 Abi. 2 FG. durch förmliche Zuſtellung bekannt 
zu machen iſt. An den Gebrauch beſtimmter Worte iſt die Anordnung nicht 
gebunden. Es ſteht deshalb nichts im Wege, ſie dadurch zu treffen, daß ein 
Nachlaßverwalter ernannt wird, da auch hierin die Anordnung der Nachlaß⸗ 
verwaltung zum klaren Ausdruck kommt und da der von der Beſchwerde⸗ 
führerin aufgeſtellte Satz, daß der Verwalter erſt nach der Anordnung und 
ihrer Zuſtellung ernannt werden dürfe, im Geſetze keinen Anhalt findet. In⸗ 
dem alſo das Nachlaßgericht hier einen Nachlaßverwalter beſtellte, hat es da⸗ 
mit zugleich die Nachlaßverwaltung in zuläſſiger Weiſe angeordnet. Daß es 
in Verletzung des $ 1983 BGB. eine Veröffentlichung feiner Anordnung 
unterließ, kann zur Aufhebung der Anordnung ſelbſt nicht führen. Gleiches 
gilt von dem Umſtande, daß das Amtsgericht in Verletzung des $ 16 Abſ. 2 
FG. zunächſt eine Zuſtellung ſeiner Anordnung an die Erbin unterlaſſen hat. 
Dieſer Umſtand hat nur inſofern Bedeutung, als damit die der Anordnung 
nach $ 1984 BGB. zukommende Wirkung gemäß § 16 FG. zunächſt nicht 
eintrat und als auch die Friſt zur Einlegung der ſofortigen Beſchwerde nach 
Ss 22 FGG. vorläufig nicht in Lauf geſetzt wurde. 

Die formellen Bedenken der Beſchwerdeführerin gegen die Anordnung 
der Nachlaßverwaltung und die Beſtellung des Nachlaßverwalters ſind alſo 
unbegründet. Die ſachlichen Vorausſetzungen der Anordnung, die Forderung 
des Antragſtellers und die Gefährdung bedürfen nicht des Nachweiſes bis 
zur Gewißheit, ſondern nur der Glaubhaftmachung, da andernfalls der Zweck 
der Maßregel nicht erreichbar wäre (zu vergl. RJA. 7, 18). Daß die 
Forderung der Molkerei an den Nachlaß glaubhaft gemacht iſt, konnten die 
Vorinſtanzen auf Grund des Berichts des Verbandsreviſors H. vom 7. April 1906 
ohne Rechtsirrtum annehmen, ohne auf die in der weiteren Beſchwerde hervor⸗ 
gehobenen Möglichkeiten einer anderweitigen Aufklärung des Defekts einzugehen. 
Ebenſo läßt ſich aus der feſtgeſtellten und von der Beſchwerde nicht ange⸗ 
griffenen Tatſache, daß die Erbin Nachlaßforderungen an ihre Schwiegermutter 
zwecks Begleichung ihrer Anſprüche an den Nachlaß abgetreten hat, ohne 
Geſetzes verletzung der Schluß ziehen, daß das Verhalten der Erbin die Be: 
friedigung der übrigen Nachlaßgläubiger aus dem Nachlaſſe gefährdet, da bei 
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den nahen Beziehungen der Erbin zu der Schwiegermutter und der immer⸗ 
hin ungewöhnlichen Befriedigung durch Abtretung an Zahlungsſtatt die Mög⸗ 
lichkeit nicht von der Hand gewieſen werden kann, daß die Erbin in Ver⸗ 
letzung der ihr nach $ 1980 BGB. obliegenden Pflicht zur Beantragung 
des Nachlaßkonkurſes bei Ueberſchuldung des Nachlaſſes die ihr naheſtehenden 
Gläubiger vor anderen bevorzugt. 

Der ſchließliche Angriff der Beſchwerdeführerin, daß die Anordnung der 
Nachlaßverwaltung bei Ueberſchuldung des Nachlaſſes unzuläſſig ſei, iſt un⸗ 
gerechtfertigt. Die Gläubiger haben zwar nach 88 215, 217 KO. bei Ueber: 
ſchuldung des Nachlaſſes auch das Recht, die Eröffnung des Konkurſes über 
den Nachlaß zu beantragen, und es iſt zuzugeben, daß ihr Recht, die Nachlaß⸗ 
verwaltung zu beantragen, hauptſächlich dazu dient, ſie gegen die aus der 
Vereinigung des Nachlaſſes und des ſonſtigen Vermögens des Erben fließenden 
Gefahren zu ſichern, während der Konkurs das Mittel iſt, eine gleichmäßige 
Befriedigung der Nachlaßgläubiger herbeizuführen. Die SS 1975 ff. BGB. 
haben aber die Zuläſſigkeit der Nachlaßverwaltung nicht auf die Fälle ein⸗ 
geſchränkt, in denen der Konkurs nicht zuläſſig iſt, ſondern das Verhältnis 
im § 1985 Abſ. 2 und $ 1980 BGB. dahin geregelt, daß fie dem Nachlaß⸗ 
verwalter die Pflicht auferlegt haben, bei Ueberſchuldung des Nachlaſſes den 
Konkurs zu beantragen und daß nach $ 1988 BGB. die Nachlaßverwaltung 
mit der Eröffnung des Nachlaßkonkurſes endigt. 


Recht eines Erben, dem nach dem Teſtamente die Verfügung über den 
Nachlaß erſt nach der Erreichung eines beſtimmten Alters zuſtehen ſoll, 
die Erteilung eines Erbſcheins ſchon vor dieſem Zeitpunkt und ohne 
Angabe der Beſchränkung zu verlangen. Unzuläſſigkeit der Erteilung 
eines Erbſcheins ohne die Angabe, daß ein Teſtamentsvollſtrecker ernannt 
iſt, auch wenn der vom Erblaſſer ernanute Teſtamentsvollſtrecker das Amt 
abgelehnt oder gekündigt hat und ein anderer Teſtamentsvollſtrecker an 
Stelle des weggefallenen nicht ernannt iſt. 


SS 2353, 2363 bis 2365 BGB. 
Kammergericht Berlin, 18. Oktober 1906. — Bd. 8 S. 32. 


Am 29. Januar 1904 iſt der Rentier Edmund G. aus F. in D. 
geſtorben. Er hat ein am 15. Februar 1904 durch das Amtsgericht in B. 
eröffnetes privatſchriftliches Teſtament vom 22. Auguſt 1902 hinterlaſſen, 
in dem er nach der Angabe, daß er mit Pauline, geborene R., verheiratet 
ſei und daß aus dieſer Ehe nur noch ſein Sohn, Sigismund G., geboren 
am 22. Auguſt 1879, lebe, verordnet hat: „Dieſen meinen Sohn ernenne 
ich zu meinem alleinigen Univerſalerben, jedoch mit der Beſchränkung, daß er 
erſt das Kapital mit ſeinem 40. Lebensjahr ausgezahlt bekömmt, wenn meine 
Ehefrau nicht mehr am Leben iſt, reſpektive ſein ſollte. Den Zins⸗ 
genuß meines ganzen Vermögens.. hat.. .. meine Chefrau 
bis zu ihrem Tode .. Fernerhin verbitte mir jede gerichtliche Einmiſchung 
oder Siegelung meines Nachlaſſes ausdrücklich. Zum Teſtamentsvollſtrecker 
ernenne ich den Herrn B. hier.“ B. hat das Amt des Teſtamentsvollſtreckers 
zunächſt angenommen, dann aber niedergelegt. Ein Geſuch des Sigismund G. 
um Ernennung eines anderen Teſtamentsvollſtreckers iſt durch die Verfügung 
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des Amtsgerichts in B. vom 6. November 1905 abgelehnt, weil kein ent⸗ 
ſprechendes Erſuchen des Erblaſſers vorliege. Auf eine gleiche Anregung der 
Vermächtnisnehmerin L. hat das Amtsgericht in B. dagegen geantwortet, 
daß es zur Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers bereit ſei, wenn ihm die 
Zuſtimmung der Beteiligten, insbeſondere der Erben, beigebracht werde. 
Sigismund G. hat im Anſchluſſe daran gebeten, die Ernennung eines Teſtaments⸗ 
vollſtreckers bis zur Entſcheidung über die Beſchwerde gegen die Verſagung 
des Erbſcheins auszuſetzen. Die Witwe des Erblaſſers iſt am 10. Februar 1906 
geſtorben. Sigismund G. hat in der notariellen Urkunde vom 28. April 1906 
die nach §S 2355 BGB. erforderlichen Angaben gemacht, auch die nach 
§ 2356 BGB. erforderlichen Beweife beigebracht, ſich danach als „alleinigen 
und nunmehr unbeſchränkten“ Erben auf Grund des Teſtaments bezeichnet 
und die Erteilung eines Erbſcheins beantragt. 

Das Amtsgericht in B. hat dieſen Antrag abgelehnt, weil Sigismund G. 
das Kapital erſt bei Erreichung des 40. Lebensjahrs ausgezahlt erhalten ſolle 
und deshalb vorher einen Erbſchein, der ihn zur freien Verfügung legitimieren 
würde, nicht erhalten könne. Auf die von Sigismund G. eingelegte Beſchwerde 
hat das Landgericht die angefochtene Verfügung aufgehoben und das Amts⸗ 
gericht B. angewieſen, falls andere Bedenken nicht entgegenſtänden, einen 
Erbſchein mit der Beſchränkung zu erteilen, daß der Erbe Sigismund G. 
erſt mit ſeinem 40. Lebensjahre zur Verfügung über die Subſtanz des Nachlaſſes 
berechtigt ſei. Sigismund G. hat weitere Beſchwerde eingelegt mit dem 
Antrage, das Amtsgericht anzuweiſen, ihm auf Grund des Teſtaments einen 
Erbſchein ohne jede Beſchränkung zu erteilen. Das Kammergericht hat zwar 
die Vorentſcheidungen aufgehoben, in der Sache ſelbſt aber dahin entſchieden, 
daß der Antrag des Beſchwerdeführers abzulehnen ſei. Die Gründe lauten: 

Die Auslegung des Teſtaments durch das Landgericht dahin, daß der 
Beſchwerdeführer der alleinige Erbe ſeines Vaters iſt, iſt rechtlich nicht zu 
beanſtanden. Dem Landgericht iſt auch darin beizutreten, daß er als Erbe 
das Recht auf Ausſtellung eines Erbſcheins hat und daß die Beſtimmung 
im Teſtament, er ſolle das Kapital erſt ſpäter ausgezahlt erhalten, nicht, wie 
das Amtsgericht meint, zur Verſagung des Erbſcheins bis zum Eintritte dieſes 
Zeitpunkts führen kann. In ſolcher Beſtimmung kann unter Umſtänden 
nach § 2105 BGB. die Einſetzung der geſetzlichen Erben zu Vorerben und 
des bedachten zum Nacherben von jenem Zeitpunkt an gefunden werden. Da 
dieſes hier aber nach der Auslegung des Teſtaments durch das Landgericht 
nicht zutrifft, ſo hat der Beſchwerdeführer nach § 2353 BGB. das durch 
Verfügungen des Erblaſſers weder auszuſchließende noch einzuſchränkende Recht 
darauf, daß ihm ſofort ein Erbſchein ausgeſtellt wird. Dagegen iſt dem 
Landgerichte darin nicht beizutreten, daß die Beſtimmung im Teſtamente, der 
Erbe ſolle das Kapital erſt ſpäter ausgezahlt erhalten, als Verfuͤgungsbe⸗ 
ſchränkung in den Erbſchein aufgenommen werden müfje oder auch nur dürfe. 
Denn einerſeits hat dieſe Beſtimmung nach $ 137 BGB. keine ſelbſtändige 
Wirkung, ſondern ſie kann rechtliche Bedeutung nur in Verbindung mit der 
Anordnung der Teſtamentsvollſtreckung nach S 2211 BGB. gewinnen. Anderſeits 
darf der Erbſchein nur den geſetzlich zugelaſſenen Inhalt haben und die 
55 2363 bis 2365 BGB. find im Gegenſatze zum Landgericht aus den 
im Beſchluſſe des Kammergerichts vom 19. Oktober 1905 (KGJ. 31 A, 120) 
dargelegten Gründen dahin zu verſtehen, daß nur die in den SS 2363, 2364 
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bezeichneten Beſchränkungen durch Anordnung einer Nacherbfolge oder durch 


Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers in den Erbſchein aufgenommen werden 


dürfen. Schließlich leidet die Entſcheidung des Landgerichts auch inſofern an 
einer Verletzung des Geſetzes, als es das Amtsgericht anweiſt, einen Erbſchein 
mit beſchränkterem Inhalt, als beantragt war, zu erteilen, was, da Erbſcheine 
nach § 2353 BGB. nur auf Antrag erteilt werden, nicht zuläſſig iſt (zu 
vergl. OL GRſpr. 8, 297; 9, 435; KGJ. 29, 42; RIA. 6, 114). 

Die Entſcheidungen der Vorinſtanzen ſind deshalb aufzuheben. Zu einer 
Zurückverweiſung der Sache an ſie liegt aber kein Bedürfnis vor. Denn die 
Sache iſt zur Entſcheidung reif. 

Der Antragſteller will, wie ſeine Erklärung vom 28. April 1906 und 


ſein Antrag in der weiteren Beſchwerde ergeben, einen Erbſchein über ſein 


Erbrecht ohne jede Beſchränkung haben. Dieſer Antrag iſt unbegründet. Denn 
das Teſtament enthält die Ernennung von Teſtamentsvollſtreckern und dieſe 
Ernennung muß nach § 2364 BGB. im Erbſchein angegeben werden. Dieſer 
Notwendigkeit ſteht weder der Umſtand entgegen, daß der ernannte Vollſtrecker 
das Amt gekündigt hat, noch würde ihr die bisher nicht abſchließend getroffene 
Feſtſtellung entgegenſtehen, daß das Teſtament kein Erſuchen des Erblaſſers 
an das Nachlaßgericht enthalte, bei Wegfall des namhaft gemachten Teſtaments⸗ 
vollſtreckers gemäß $ 2200 BGB. andere Vollſtrecker zu ernennen, oder daß 
das Nachlaßgericht dieſem Erſuchen nicht nachkommen wolle. Denn der Erb⸗ 
ſchein iſt nach dem §S 2353 BGB. lediglich ein Zeugnis über das Erbrecht. 
Seine Bedeutung beſteht nach $ 2365 BGB. bloß darin, die Vermutung 
zu begründen, daß demjenigen, welcher in ihm als Erbe bezeichnet iſt, das in 
dem Erbſchein angegebene Erbrecht zuſtehe und daß er nicht durch andere als 
die darin gemäß SS 2363, 2364 BGB. angegebenen Anordnungen beſchränkt 
ſei. Daß nach § 2364 die Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers im 
Erbſchein anzugeben iſt, bezweckt nur, allgemein Dritten die teſtamentariſche 
Verfügungsbeſchränkung der Erben bekannt zu geben, nicht aber die konkrete 
Ausgeſtaltung der Teſtamentsvollſtreckerverhältniſſe zu bezeugen, alſo wer zum 
Teſtamentsvollſtrecker ernannt iſt, ob er ſein Amt angenommen hat, welche 
Verfügungsmacht ihm zuſteht. Zum Nachweiſe dieſer beſonderen Rechtsver⸗ 
hältniſſe dient vielmehr das nach 8 2368 BGB. dem Teſtamentsvollſtrecker 
auszuſtellende Zeugnis über ſeine Ernennung (zu vergl. KGJ. 23 B, 8). 
Der Erbſchein hat deshalb bezüglich der Teſtamentsvollſtreckung nichts zu ent⸗ 
halten als die Angabe, daß Vollſtrecker ernannt ſind. Nur auf dieſe Weiſe 
kann der Grundſatz gewahrt werden, daß der Erbſchein das Erbrecht ſo bezeugt, 
wie es im Augenblicke des Erbfalls geſtaltet iſt. Würden auch ſolche Tatſachen 
darin bezeugt, welche ſich nach dem Erbfall ereignen, wie die Annahme oder 
Ablehnung des Amtes durch die ernannten Vollſtrecker oder die Ablehnung 
des Erſuchens um Ernennung von Vollſtreckern durch das Nachlaßgericht, ſo 
würde die unzuläſſige Folge eintreten, daß mit jeder darartigen Veränderung 
auch der Erbſchein geändert werden müßte. Daß die Ausſchlagung der Erb⸗ 
ſchaft gemäß § 1944 BGB., die Anfechtung der Annahme oder Ausſchlagung 
gemäß S 1955 BGB., die Anfechtung der letztwilligen Verfügung gemäß 
SS 2078, 2079 BGB. und die Anfechtung des Erbſchaftserwerbes wegen 
Erbunwürdigkeit nach §S 2340 BGB. im Erbſcheine zu berückſichtigen find, 
obwohl dieſe Tatſachen dem Erbfalle zeitlich nachfolgen, iſt nur eine ſcheinbare 
Ausnahme von dem aufgeſtellten Grundſatze, da in allen dieſen Fällen der 
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Anfall der Erbſchaft an denjenigen, welche vor den Ereigniſſen als Erben 
anzuſehen waren, als nicht erfolgt gilt. Richtig iſt, daß bei dieſer Beſchränkung 
des Inhalts des Erbſcheins auf die Angabe der Ernennung von Teſtaments⸗ 
vollſtreckern, der Erbſchein nach dem endgültigen Wegfalle der Wirkſamkeit 
dieſer Anordnung nicht ausreicht, um nachzuweiſen, daß nunmehr der Erbe 
ungehemmt durch S 2211 BGB. über die Nachlaßgegenſtände verfügen kann. 
Dieſe praktiſche Schwierigkeit beruht aber auf der geſetzlichen Geſtaltung des 
Erbſcheinweſens und ſie findet ihre Hebung darin, daß der Erbe demjenigen, 
welchem gegenüber er ſich des Erbſcheins bedienen will, durch andere Mittel, 
insbeſondere durch Verfügungen des Nachlaßgerichts nachweiſen kann, daß die 
Ernennung der Teſtamentsvollſtrecker wirkungslos geworden iſt, daß ſie alſo 
z. B. ihr Amt abgelehnt oder niedergelegt haben, daß das Teſtament auch 
keinen Auftrag an einen Dritten und kein Erſuchen an das Nachlaßgericht 
enthält, Erſatzvollſtrecker zu ernennen oder daß dieſer Auftrag und dieſes 
Erſuchen abgelehnt ſind. 

Hiernach iſt der Antrag des Beſchwerdeführers, ihm einen Erbſchein ohne 
Angabe einer Beſchränkung zu erteilen, abzuweiſen. 


Unzuläſſigkeit der Beſchwerde eines Notars gegen eine Verfügung, durch 

welche ſein Antrag zurückgewieſen wird, ein von ihm beurkundetes und 

vom Gericht in amtliche Verwahrung genommenes Teſtament an ein anderes 
Amtsgericht zu verſenden und ihm dort zur Einſicht vorzulegen. 


8 20 F., § 2256 BGB. | 
Kammergericht Berlin, 25. Oktober 1906. — Bd. 8 S. 36. 


Dem Notar S. in E. wurde ein Teſtament amtlich übergeben, das der 
Notar auf Verlangen der Teſtatorin dem Amtsgericht in C. zur Verwahrung 
überſandte. Das Teſtament wurde in C. dem Richter vorgelegt, der zu den 
Akten vermerkte: „Das Uebergabeprotokoll iſt nicht, wie vorgeſchrieben, mit 
dem Amtsſiegel des Notars verſchloſſen geweſen, ſondern unverſchloſſen ein⸗ 
gegangen. Es iſt mit dem das Teſtament enthaltenden verſchloſſenen Umſchlag 
in einen Umſchlag zweimal mit dem Gerichtsſiegel verſchloſſen worden und 
mit einer den Inhalt bezeichnenden Aufſchrift verſehen worden. Das Teſta⸗ 
ment iſt in C. dann in amtliche Verwahrung genommen und der Teſtatorin 
ein Hinterlegungsſchreiben erteilt. Von ſeiner Regiſtratur über den Eingang 
des Teſtaments hat das Amtsgericht dem Notar Nachricht gegeben. Mit einer 
Eingabe hat der Notar darauf beantragt, weil er ordnungsmäßig mit dem 
Teſtamente verfahren habe, das Amtsgericht C. möge Uebergabeprotokoll und 
Teſtament an das Amtsgericht in E. ſchicken, damit der Notar ſich dort über- 
zeugen könne, daß das ihm übergebene Teſtament mit dem in C. in Verwahrung 
befindlichen identiſch ſei. Das Amtsgericht in C. hat das abgelehnt und die 
eingelegte Beſchwerde iſt vom Landgericht in B. zurückgewiefen. Das Land⸗ 
gericht führt aus, nach $ 2256 BGB. gelte ein Teſtament als widerrufen, 
wenn die Teſtamentsurkunde dem Erblaſſer zurückgegeben werde. Es könne 
wenigſtens zweifelhaft ſein, ob die Verſendung des Teſtaments nicht dazu führe, 
daß das Teſtament als widerrufen gelten müſſe, und ob nicht eventuell die 
Neuaufnahme eines Uebergabeprotokolls erfolgen müſſe. Durch dieſen Zweifel 
werde die Zurückweiſung der Beſchwerde gerechtfertigt. Der Notar hat weitere 
Beſchwerde eingelegt. Er führt aus und ſtellt unter Beweis, daß er das 
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übergebene Teſtament mit dem Uebergabeprotokoll in Gegenwart der Teſtatorin 
und der Zeugen ordnungsmäßig verſchloſſen habe, daß deshalb unterwegs oder 
bei der Oeffnung des Briefes in C. irgendetwas mit dem Teſtamente geſchehen 
ſein müſſe, und deshalb bittet er wiederholt, das Teſtament zur Feſtſtellung 
der Identität und Unverſehrtheit ihm vorzulegen und zu dieſem Zwecke dem 
Amtsgericht in E. zu überſenden. Das Kammergericht hat die weitere Beſchwerde 
zurückgewieſen aus folgenden Gründen: 

Die Beſchwerde hat der Notar nicht namens der Teſtatorin, ſondern im 
eigenen Namen eingelegt, wie er ausdrücklich erklärt. Es fragt ſich, ob er 
als beſchwerdeberechtigt anzuſehen iſt. Nach § 20 FG. ſteht die Beſchwerde 
dem zu, deſſen Recht durch die Beſchwerde verletzt wird. Ein Privatrecht 
iſt hier nicht in Frage. Der Notar beſchwert ſich darüber, daß das Teſtament 
ihm vom Amtsgerichte nicht vorgelegt werde. Hiermit behauptet der Notar 
die Verletzung eines ihm als Notar zuſtehenden Rechtes auf Vorlage von ihm 
aufgenommener bezw. ihm übergebener Teſtamentsurkunden. Das verletzte 
Recht braucht nicht ein privates, es kann auch ein öffentliches Recht ſein. 
Dies iſt vom Kammergericht in mehreren Entſcheidungen angenommen und 
dabei iſt ſtehen zu bleiben. Allerdings iſt hier auch kein öffentliches Recht 
des Notars verletzt. Das Landgericht begründet ſeinen die Beſchwerde abweiſen⸗ 
den Standpunkt lediglich mit Zweifeln und berührt die Frage gar nicht, ob 
die Beſchwerde überhaupt dem Notar kraft eigenen Rechtes zuſtehe. Nach 
dem Geſetze ſoll der Notar, welchem ein Teſtament übergeben iſt, es an das 
Amtsgericht in amtliche Verwahrung gelangen laſſen. Iſt die amtliche Ver⸗ 
wahrung eingetreten, ſo hören alle Rechte des Notars auf die Urkunde oder 
an derſelben auſ. Das Gericht, welches das Teſtament bereits in amtliche 
Verwahrung genommen hat, darf mit demfelben nur nach Maßgabe des Geſetzes 
verfahren. Das Geſetz kennt aber nur eine Verfügungsgewalt des Erblaſſers 
über die Urkunde in der amtlichen Verwahrung. Der Erblaſſer allein kann 
die Rückgabe jederzeit verlangen (Art. 81 PrAG. z. BGB.). Nur an 
ihn perſönlich darf fie erfolgen ($ 2256 Abſ. 2 BGB.). Die Verſendung. 
welche der Notar an das Amtsgericht in E. verlangt, widerſpricht dem Geſetze. 
Ein Teſtament in amtlicher Verwahrung darf überhaupt nur verſendet werden, 
wenn der Erblaſſer es zurückverlangt oder, nach ſeinem Tode, wenn ein anderes 
Gericht als das Nachlaßgericht es in Verwahrung gehabt und eröffnet hat. 

Hat der Notar, bei dem das Teſtament errichtet iſt und der es zur amt⸗ 
lichen Verwahrung bei dem Amtsgerichte gebracht hat, ſonach eigene Rechte 
auf die Urkunde nicht mehr, ſo wurden auch ſeine Rechte durch Zurückweiſung 
ſeiner Anträge auf Vorlegung der Urkunden bei dem Amtsgericht in E. nicht 
betroffen ($ 20 FG.). 


Unzuläſſigkeit der Fortführung und Eintragung einer Firma, die den 
Familiennamen des geſchiedenen Ehemauns der Geſchäftsinhaberin enthält, 
wenn der Mann der allein für ſchuldig erklärten Frau vor der Eintragung 
die Führung ſeines Namens unterſagt hat. 
SS 18, 21 HGB., § 1577 Abſ. 3 BGB. 


Kammergericht Berlin, 19. Juli 1906. — Bd. 8 S. 38. 


Frau Emma S. betrieb in W. ſeit 1898 unter dem Namen Emma S. 
ein Putzgeſchäft. Im Mai 1906 meldete ſie die Firma S. zur Eintragung 
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in das Handelsregiſter an. Die Anmeldung wurde vom Regiſterrichter mit 
der Begründung zurückgewieſen, der den Familiennamen S. führende Ehemann 
der Antragſtellerin habe ihr die Führung ſeines Namens unterſagt, nachdem 
die Ehe geſchieden und die Antragſtellerin allein für ſchuldig erklärt worden 
ſei, die Firma müſſe daher aus dem jetzigen Familiennamen der Antragſtellerin, 
d. h. ihrem Vatersnamen gebildet werden. Die von der Frau S. gegen 
dieſe Verfügung eingelegte Beſchwerde hatte keinen Erfolg. Das Landgericht 
führte aus: Allerdings ſei auch der geſchiedenen, allein für ſchuldig erklärten 
Ehefrau, gegen welche der Ehemann wie hier gemäß § 1577 Abſ. 3 BGB. 
vorgegangen ſei, das Recht nicht benommen, ihr Geſchäft unter der bisherigen 
Firma fortzuführen. Dieſes Recht finde jedoch mit der Anmeldung der Firma 
feine Grenze. Dieſe müſſe den Familiennamen des Anmeldenden nach §S 18 HGB. 
enthalten. 

Auch die weitere Beſchwerde iſt vom Kammergericht zurückgewieſen worden 
aus folgenden Gründen: 

Erſt durch die Eintragung der Firma erwächſt dem Kaufmann ein Recht 
auf Firmenſchutz. Dies ergibt die Vorſchrift des S 30 HGB. wonach ſich 
jede neue, d. h. an dem betreffenden Orte noch nicht eingetragene Firma von 
allen an demſelben Orte bereits beſtehenden und eingetragenen Firmen — er⸗ 
forderlichenfalls durch einen beizufügenden Zuſatz — deutlich unterſcheiden 
muß. Solange die Eintragung nicht erfolgt iſt, beſteht hiernach keinerlei 
Gewähr dafür, daß die Firma unverändert fortgeführt werden kann. Dieſelbe 
muß vielmehr behufs Durchführung des Grundſatzes der Ausſchließlichkeit der 
Firma ſchutzlos jeder eingetragenen Firmd gegenüber weichen, mag letztere vor 
oder nach ihr entſtanden ſein. Hieraus folgt, daß auf die nichteingetragene 
Firma auch nicht die den Rechtsſchutz und damit die Eintragung der Firma 
vorausſetzende Vorſchrift des S 21 HGB. angewendet werden kann. Zu 
Unrecht glaubt die Beſchwerdeführerin mithin durch die Führung der nicht 
eingetragenen Firma Emma S. ein Recht auf die Führung dieſer Firn. a 
erworben zu haben. Sie iſt vielmehr nur zur Führung einer ſolchen Firma 
befugt, welche den Erforderniſſen des §8 18 HGB. entſpricht, alſo ihren 
Familiennamen enthält. Dieſer lautet aber zur Zeit nicht mehr S., ſondern N. 
Die Anmeldung der Firma Emma S. iſt mithin unzuläſſig und daher mit 
Recht zurückgewieſen worden. 


Antrag der Frau, die im Güterrechtsregiſter eingetragene Ausſchließ ung 

ihrer Schlüſſelgewalt wieder aufzuheben. Nachweis der Tatſache, daß ſich 

die Ausſchließung der Schlüſſelgewalt durch den Mann als Miß branch feines 
Rechtes darſtellt. 


§ 1357 BGB. 
Oberlandes gericht Roſtock, 15. Oktober 1906. — Bd. 8 S. 39. 


Der Ehemann F. hat die Schlüſſelgewalt ſeiner Ehefrau ausgeſchloſſen 
und einen entſprechenden Eintrag in das Güterrechtsregiſter erwirkt. Der 
Antrag der Ehefrau F., die Ausſchließung wieder aufzuheben, iſt vom Amts⸗ 
gericht zu S. abgelehnt worden. Auf die Beſchwerde der Ehefrau F. hat 
das Landgericht die Entſcheidung des Amtsgerichts aufgehoben und die von 
dem Ehemanne verfügte, in das Güterrechtsregiſter eingetragene Ausſchließ ung 
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der der Ehefrau nach $ 1357 Abſ. 1 BGB. zuſtehenden Rechte der ſogenannten 
Schlüſſelgewalt wieder aufgehoben. Die hiergegen von dem Ehemann ein⸗ 
gelegte weitere Beſchwerde hat das Oberlandesgericht in Roſtock zurückgewieſen 
aus folgenden Gründen: 

Wie in dem angefochtenen Beſchluſſe zutreffend ausgeführt iſt, handelt 
es ſich um die einfache Beſchwerde. Die weitere Beſchwerde, die unrichtige 
Anwendung des $ 1357 BGB. rügt, iſt an ſich zuläfſſg, fie iſt aber nicht 
begründet. 

Die Beſchwerde macht geltend: Es ſtehe dem Ehemanne das Recht zu, 
ohne weiteres der Ehefrau das Recht der Schlüſſelgewalt zu entziehen; der 
Beweis dafür, daß ein Mißbrauch vorliege, liege der Ehefrau ob, nicht der 
Gegenbeweis dem Ehemanne. Letzteres nehme der angefochtene Beſchluß mit 
Unrecht an. Der Angriff iſt nicht gerechtfertigt. Der angefochtene Beſchluß 
geht davon aus, daß die Beſchränkung oder Ausſchließung des Rechtes der 
Ehefrau ſich nicht als ein Mißbrauch des Rechtes des Ehemanns darſtellen 
darf. Das entſpricht dem geltenden Rechte. Von einer eigentlichen Verteilung 
der Beweislaſt kann überhaupt keine Rede ſein; für das Verfahren gilt das 
Offizialprinzip, das Gericht hat von Amts wegen die für die Entſcheidung 
nötigen Tatſachen zu ermitteln und darüber auf Grund freier richterlicher 
Beweiswürdigung zu entſcheiden. In dem angefochtenen Beſchluß iſt aus⸗ 
geführt: Der Ehemann fei für ſeine Behauptung, daß ſeine Ehefrau wegen 
ihrer Geiſtesſchwäche nicht imſtande ſei, das gemeinſchaftliche Hausweſen zu 
leiten, und daß er einer völligen Zerrüttung ſeiner wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
entgegengehe, wenn ihr die Wirtſchaftsführung belaſſen werde, den Beweis 
ſchuldig geblieben; die Geiſtesſchwäche, an der allerdings die Ehefrau leide, 
ſei nicht in ſo hohem Grade vorhanden, daß die Ehefrau nicht follte imſtande 
ſein, das gemeinſchaftliche Hausweſen zu leiten und innerhalb dieſes ihres 
Wirkungskreiſes den Ehemann zu vertreten; die Verhältniſſe ſeien einfache und 
böten keine erheblichen Schwierigkeiten; die Ehefrau habe das gemeinſchaſtliche 
Hausweſen viele Jahre geleitet, ohne ihrem Manne Schaden zuzufügen; daß 
ſie Schulden gemacht oder Verſchwendung getrieben, ſei nicht nachgewieſen, viel⸗ 
mehr widerlegt, da der Ehemann keine beſtimmten Behauptungen in dieſer 
Hinſicht aufgeſtellt bezw. unter Beweis geſtellt habe und da die Ehefrau über 
Einnahmen und Ausgaben ordnungsmäßig und ſorgfältig Buch geführt habe, 
auch aus den Büchern hervorgehe, daß ſie nur angemeſſene und verſtändige, 
vor allen Dingen keine unnötigen oder zu hohen Ausgaben gemacht habe; 
darauf, daß der Ehemann die Richtigkeit der Bücher beſtreite, ſei nichts zu 
geben, da er beſtimmte Unrichtigkeit der Bücher nicht bezeichnet habe und da 
dieſelben fortlaufend und ordnungsmäßig geführt ſeien; endlich hätten un⸗ 
parteiiſche, mit den Verhältniſſen vertraute Zeugen die Ehefrau für fähig er⸗ 
klärt, dem gemeinſchaftlichen Haushalt vorzuſtehen, wogegen das teilweiſe ab⸗ 
weichende Zeugnis der Verwandten des Ehemanns nicht erheblich ins Gewicht 
fallen könne. Auf Grund dieſer Erwägung gelangt das Landgericht zu dem 
Ergebniſſe, daß die Ausſchließung des Rechtes der Schlüſſelgewalt einen Miß⸗ 
brauch des Rechtes des Ehemanns enthalte. 

Dieſe Entſcheidung unterliegt, inſoweit ſie auf tatſächlicher Würdigung 
beruht, nach Maßgabe des $ 27 FG. einer Nachprüfung in dieſer Inſtanz 
nicht; wenn der Ehemann die Beweiswürdigung des angefochtenen Beſchluſſes 
als unrichtig hinſtellen will, ſo iſt dies unbeachtlich. Im übrigen iſt nicht 
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erſichtlich, daß der Vorderrichter den $ 1357 BGB. unrichtig angewandt 
oder daß er ſich ſonſt einer Verletzung des Geſetzes ſchuldig gemacht hat, 
insbeſondere, daß er Tatfachen unter Geſetzesverletzung feſtgeſtellt hat. Aller⸗ 
dings gibt es zu Bedenken Anlaß, wenn es in dem angefochtenen Beſchluſſe 
heißt: Der Ehemann ſei den Beweis dafür ſchuldig geblieben, daß die Che: 
frau zur Leitung des Hausweſens unfähig ſei und daß er, falls ihr die 
Wirtſchaftsführung belaſſen würde, der Zerrüttung ſeiner Verhältniſſe entgegen⸗ 
gehe, ferner, es ſei nicht nachgewieſen, vielmehr als widerlegt anzuſehen, daß 
die Ehefrau Schulden gemacht oder Verſchwendung getrieben habe, da der 
Ehemann es unterlaſſen habe, beſtimmte Behauptungen in dieſer Hinſicht auf⸗ 
zuſtellen bezw. unter Beweis zu ſtellen, und es ſei nichts darauf zu geben, 
wenn der Ehemann die Richtigkeit der Wirtſchaftsbücher beſtreite, da er es 
unterlaſſen habe, beſtimmte Unrichtigkeiten der Bücher zu bezeichnen. Es er⸗ 
regt das den Anſchein, als ob der Vorderrichter in Wirklichkeit den Ehemann 
in bezug auf die bewegten Punkte für beweispflichtig gehalten hat. Das 
würde rechtsirrig ſein; eine Beweislaſt darf dem Ehemanne nicht aufgebürdet 
werden. Es wird auch in einem gewiſſen Sinne von einer Beweislaſt der 
Ehefrau geredet werden können: nicht in dem Sinne einer Behauptungs- und 
Beweislaſt, wie ſie im Zivilprozeſſe Platz greift, wohl aber in dem Sinne, 
daß einem Antrage der Ehefrau, die durch den Ehemann erfolgte Beſchränkung 
oder Ausſchließung des Rechtes der Schlüſſelgewalt aufzuheben nur dann ſtatt⸗ 
gegeben werden darf, wenn der Beweis dafür erbracht iſt, daß der Ehemann 
ſein Recht mißbraucht. Bei der Prüfung und Entſcheidung dieſer Frage 
aber iſt der Richter, der dabei, wie bereits oben ausgeführt worden iſt, von 
Amts wegen den Sachverhalt zu ermitteln hat, nicht gehindert, Umſtände der 
beregten Art, nämlich, daß der Ehemann in bezug auf einzelne Punkte nichts 
zu behaupten bezw. keine Beweismittel anzugeben vermochte und daß in bezug 
auf jene Punkte die Beweisaufnahme nichts ergeben hat, für die Bildung 
ſeiner Ueberzeugung mit heranzuziehen. Nach dem Geſamtinhalte des an⸗ 
gefochtenen Beſchluſſes muß angenommen werden, daß der Vorderrichter nur 
in dieſem Sinne die fraglichen Umſtände verwertet hat, und es liegt auch 
nicht vor, daß er dabei etwa über das zuläſſige Maß hinausgegangen iſt. 


Mangelnde Befugnis des Eigentümers, lediglich auf Grund einer Löſchungs⸗ 
bewilligung des eingetragenen Hypothekengläubigers über die Hypothek 
durch Abtretung zu verfügen. 


§§ 1163, 1168 BGB., $ 19 G8. 
Oberlandesgericht Jena, 5. Juli 1906. — Bd. 8 S. 41. 
Veröffentlicht in den Thür Bl. 53, 268. 


Eintragung einer von dem Gemeinſchuldner vor der Konkurseröffuung be⸗ 
willigten Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Auflaſſung eines 
zur Konkursmaſſe gehörenden Grundſtücks, auch wenn der Eintragungs⸗ 
antrag von dem Berechtigten erſt nach der Konkurseröffnung geſtellt wird. 
88 6, 7, 15 Kd. 
Kammergericht Berlin, 12. Juli 1906. — Bd. 8 S. 47. 


In der notariell beglaubigten Urkunde vom 26. März 1906 bewilligte 
und beantragte der auf dem Grundbuchblatte R. Bd. XIX Bl. 250 einge⸗ 
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tragene Eigentümer, Maurermeiſter L., für den Kaufmann W. eine Bor: 
merkung zur Erhaltung des Rechtes auf Auflaſſung einer auf dem Grund⸗ 
buchblatt eingetragenen Parzelle einzutragen, zu deren Auflaſſung an den 
Kaufmann W. er zugleich dem Rentner C. Vollmacht erteilte mit der Maß⸗ 
gabe, daß W. die „hypothekariſche Freiſchaffung“ der Parzelle ſelbſt zu ver⸗ 
anlaffen haben ſollte. W., der die Koſten tragen ſollte, hatte die Urkunde 
mitunterzeichnet. Dieſe Urkunde reichte der inſtrumentierende Notar am 30. 
März 1906 5 Uhr nachmittags mit dem Antrag auf Eintragung der Vor⸗ 
merkung zu den Grundakten ein. Zu derſelben Stunde ging beim Grund⸗ 
buchamte das Erſuchen des Amtsgerichts E. (Konkursgericht) um Eintragung 
des Vermerkes gemäß 8 113 Nr. 1 der KO. ein, daß über das Vermögen 
des L. der Konkurs eröffnet ſei. Nach dem beigefügten Eröffnungsbeſchluſſe 
war der Konkurs am 28. März 1906 eröffnet. Das Grundbuchamt, Amts⸗ 
gericht E., gab zunächſt am 31. März den vorgenannten Antrag des Notars 
zurück behufs Beibringung eines Kataſterauszugs über die Parzelle. Dann 
trug es am 11. April den Konkursvermerk ein. Am 20. April reichte der 
Notar den Antrag unter Beifügung des verlangten Kataſterauszugs wieder 
ein. Nunmehr wies das Amtsgericht durch Beſchluß vom 23. April 1906 
den Antrag auf Eintragung der Vormerkung zurück, weil der Antrag erſt 
nach der am 28. März erfolgten Konkurseröffnung über das Vermögen des 
Eigentümers und Antragſtellers bei dem Grundbuchamt eingegangen ſei und 
die Konkurseröffnung jede weitere Verfügung des Antragſtellers über das zur 
Konkursmaſſe gehörende Grundſtück ausſchließe. 

Die hiergegen eingelegte Beſchwerde wurde durch Beſchluß des Land⸗ 
gerichts E. aus dem gleichen Grunde zurückgewieſen. Auf die weitere Be⸗ 
ſchwerde hat das Kammergericht die Sache unter Aufhebung der Vorent⸗ 
ſcheidungen zur anderweitigen Erörterung und Entſcheidung an das Amts⸗ 
gericht zurückverwieſen aus folgenden Gründen: 

Das Kammergericht hat in dem Beſchluſſe vom 6. Mai 1901 (RIA. 
2, 139) ausgeſprochen, daß durch die Eintragung der Konkurseröffnung in 
das Grundbuch dieſes für rechtsgeſchäftliche Verfügungen des Gemeinſchuldners 
nicht geſperrt werde und der Grundbuchrichter deshalb eine Eintragung auf 
Grund einer Bewilligung des Gemeinſchuldners lediglich wegen der einge⸗ 
tragenen Konkurseröffnung nicht ablehnen dürfe. Von dieſer Anſicht abzu⸗ 
gehen, findet das Kammergericht auch nach nochmaliger Prüfung keinen Anlaß. 
In der Rechtslehre wird die Anſicht des Kammergerichts vorherrſchend geteilt. 
Die Gegner (Predari, GBO. S. 312, Schöller in DJZ. 1902 S. 165, 
Kretzſchmar in ZBlFfG. 2, 815, Biermann, Sachenrecht Anm. 1, 3 zu $ 892f. 
BGB, Jäger, Anm. 7 zu $ 113 KO. und neuerdings Cccius in Gruchots 
Beitr. 50, 481) verkennen die Bedeutung, welche § 6 im Verhältniſſe zu 
den folgenden Paragraphen der KO. hat. § 6 ſpricht den allgemeinen Grundſatz 
aus, daß mit der Konkurseröffnung der Gemeinſchuldner die Befugnis ver⸗ 
liert, ſein zur Konkursmaſſe gehöriges Vermögen zu verwalten und über das⸗ 
ſelbe zu verfügen, und daß inſoweit das Verwaltungs⸗ und Verfügungsrecht 
des Gemeinſchuldners durch einen Konkursverwalter ausgeübt wird. Die 
folgenden Paragraphen regeln einzelne beſondere Fälle von Verwaltungs⸗ und 
Verfügungsakten und enthalten zum Teile gewiſſe Ausnahmen oder Ein⸗ 
ſchränkungen gegenüber dem im § 6 ausgeſprochenen allgemeinen Grundſatze, 


‘ 


— 140 — 


ſoweit er fi) auf den Verluſt der Verwaltungs: und Verfügungsbefugnis des 
Gemeinſchuldners bezieht, während ſpäter im zweiten Buche der Befugnis des 
Konkursverwalters zur Ausübung der Verwaltung und Verfügung nach ge⸗ 
wiſſen Richtungen (zu vergl. beſonders SS 133 ff.) anderſeits Schranken 
gezogen werden (Motive zu $ 5 der KO.). § 7 beſtimmt, daß „Rechts⸗ 
handlungen“ des Gemeinſchuldners nach der Konkurseröffnung „den Konkurs⸗ 
gläubigern gegenüber unwirkſam“ ſind mit der Maßgabe, daß die Vorſchriften 
über den Rechtserwerb in gutem Glauben an die Richtigkeit des Grundbuchs 
Anwendung finden; § 8 trifft Beſtimmung darüber, ob und inwieweit 
Leiſtungen an den Gemeinſchuldner nach der Konkurseröffnung den Erfüllenden 
den Konkursgläubigern gegenüber befreien; § 9 erklärt zur Annahme oder 
Ausſchlagung einer Erbſchaft uſw. den Gemeinſchuldner allein für befugt; die 
SS 10—12 regeln die Legitimation zur Aufnahme anhängiger Prozeſſe und 
die prozeſſuale Geltendmachung von Konkursforderungen; § 13 betrifft Ver⸗ 
äußerungsverbote und Beſchlagnahmen, 8 14 die „Unwirkſamkeit“ von 
Zwangsvollſtreckungsakten zugunſten einzelner Konkursgläubiger und § 15 
erklärt einen „Rechtserwerb“ auch dann den Konkursgläubigern gegenüber für 
unwirkſam, wenn der Erwerb nicht auf einer Rechtshandlung des Gemein⸗ 
ſchuldners beruht, mit der Maßgabe, daß hinſichtlich des Rechtserwerbes an 
Grundſtücken gewiſſe Ausnahmen gelten ſollen. Hiernach ſind insbeſondere 
die nach der Konkurseröffnung erfolgenden Rechtshandlungen des Gemein⸗ 
ſchuldners ſowie auch die auf ſolchen Rechtshandlungen nicht beruhenden 
Rechtserwerbe gemäß SS 7, 15 der KO. nicht abfolut unwirkſam, ſondern, 
abgeſehen von den Ausnahmefällen der vollen Wirkſamkeit, nur gegenüber 
den Konkursgläubigern unwirkſam, und es enthalten alſo dieſe Vorſchriften 
Einſchränkungen des allgemeinen Grundſatzes des § 6, daß der Gemein 
ſchuldner zur Verfügung nicht befugt iſt; zu Rechtshandlungen iſt der Gemein⸗ 
ſchuldner auch nach der Konkurseröffnung nicht unbefugt und auch ein Rechts⸗ 
erwerb iſt an ſich nicht unwirkſam, nur gegenüber den Konkursgläubigern 
entbehrt die Verfügung bezw. der Rechtserwerb hinſichtlich des zur Konkursmaſſe 
gehörigen Vermögens der Wirkſamkeit (Güthe GBO. S. 215). Dies wird 
beſtätigt durch die Begründung des § 6 a. F., welcher an Stelle des jetzigen 
„unwirkſam“ das Wort „nichtig“ enthielt, in den Motiven: „Die Nichtigkeit 
beſteht aber nur gegenüber den Konkursgläubigern; denn nur dieſe ſind es, 
welche in ihrem Rechte auf ungeſchmälerte Befriedigung aus der Konkursmaſſe 
gegen jede Verfügung des Gemeinſchuldners geſichert werden ſollen. Es iſt 
deshalb zwar folgerichtig, wenn die Bremer Debitordnung und die Lübecker 
KO. vorſchreiben, „„daß ſich auf die Nichtigkeit weder der beteiligte Dritte, 
noch der Gemeinſchuldner ſoll berufen dürfen““; ſolche Vorſchrift iſt aber, 
weil ſie nichts als eine Folge des ausgeſprochenen Grundſatzes enthält, im 
Geſetz entbehrlich . . . . (die Verfügungsunfähigkeit des Gemeinſchuldners) 
iſt, was den Gegenſtand und die Zeitdauer und die in Betracht kommenden 
Perſonen betrifft, eine beſchränkte und dadurch iſt die Nichtigkeit beſchränkt. 
Die Rechtshandlung des Gemeinſchuldners kann, wenngleich ſie ein zur Konkurs⸗ 
maſſe gehöriges Vermögensſtück zum Gegenſtande hat, für den Gemeinſchuldner 
und andere Perſonen als die Konkursgläubiger verbindlich ſein und ſie kann 
unter Umſtänden ſelbſt den früheren Konkursgläubigern gegenüber nach Auf⸗ 
hebung des Konkursverfahrens und nach Wiedererlangung der Verfügungs⸗ 
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fähigkeit verbindliche Kraft erlangen.“ Danach ſollte die Nichtigkeit der Ver⸗ 
fügung des Gemeinſchuldners eine beſchränkte und ſollte die Verfügung für 
den Gemeinſchuldner und andere Perſonen als die Konkursgläubiger verbindlich 
ſein. An dieſer Rechtslage iſt durch die Novelle zur KO. nichts geändert. 
Die hierdurch getroffenen Aenderungen des 8 6 a. F. ($ 7 n. F.) werden 
in der Begründung zur Novelle (Hahn⸗Mugdan 7, 234) wie folgt gerecht⸗ 
fertigt: „Der Entwurf hat zunächſt im Anſchluß an das BGB. (S 135) 
das Wort „nichtig“ durch „unwirkſam“ erſetzt. Sodann entſcheidet der 
Entwurf die zurzeit beſtrittene Frage, inwieweit hier für die Anwendung 
der Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes über den Schutz des gutgläubigen 
Erwerbes Raum iſt. Er beſtimmt, daß die Vorſchriften der SS 892, 893 
BGB. unberührt bleiben, und legt hierdurch, in Uebereinſtimmung mit 8 135 
Abſ. 2 BGB., dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs auch gegenüber der 
Verfügungsbeſchränkung, welche der Gemeinſchuldner nach den SS 6, 7 (n. F.) 
zugunſten der Konkursgläubiger erleidet, Wirkſamkeit bei. Eine Benach⸗ 
teiligung der Konkursgläubiger iſt hiervon nicht zu beſorgen, da die ſchleunige 
Eintragung der Konkurseröffnung in das Grundbuch ($ 113 KO. n. F.) ein 
ausreichendes Sicherungsmittel bietet. In Anſehung der beweglichen Sachen 
hat dagegen der Entwurf die Aufnahme einer dem $ 135 Abſ. 2 BGB. 
entſprechenden Beſtimmung abgelehnt. . ..“ Hieraus erhellt, daß der Geſetz⸗ 
geber die mit der Konkurseröffnung eintretende Beſchränkung des Gemein⸗ 
ſchuldners hinſichtlich der Verfügung durch Rechtshandlungen, mit Ausnahme 
des Schutzes gutgläubigen Erwerbes an beweglichen Sachen, gleichgeſtellt wiſſen 
wollte einem Veräußerungsverbote gemäß $ 135 BGB., das nur den Schutz 
beſtimmter Perſonen bezweckt. Dieſer geſetzgeberiſche Wille iſt auch als im 
Geſetze deutlich zum Ausdrucke gebracht zu erachten, wenn in der obigen Weiſe 
§ 6 zu § 7 in das richtige Verhältnis geſetzt wird. Daß aber die gegen 
ein Veräußerungsverbot des $ 135 BGB. verſtoßende Verfügung wirkſam 
iſt, beiſpielsweiſe das übertragene Eigentum übergeht, das beſtellte Recht 
entſteht, die bezahlte Forderung erliſcht, und dies nur denjenigen gegenüber 
nicht gilt, deren Schutz das Verbot bezweckt, darüber herrſcht kein Streit 
(Planck Anm. 2 zu $ 135 BGB.). Hiernach kann der Konkursverwalter, 
der zwar weder Vertreter des Gemeinſchuldners noch Vertreter der Konkurs⸗ 
gläubiger oder der Konkursmaſſe iſt, die kein ſelbſtändiges Vermögensſubjekt 
bildet, aber doch als amtliches Organ zur Durchführung des Konkurszweckes 
die den Konkursgläubigern als ſolchen zuſtehenden Rechte hinſichtlich der 
Konkursmaſſe wahrzunehmen hat (zu vergl. RG. 29, 29, Jur W. 1903, 4, 
Nr. 7), allerdings z. B. die vom Gemeinſchuldner zum Eigentum übertragene 
Sache als unveräußert, den mit einem Rechte belaſteten Gegenſtand als un⸗ 
belaſtet, die abgetretene Forderung als noch zum Vermögen des Gemein⸗ 
ſchuldners gehörig behandeln und für die Konkursmaſſe ohne weiteres in 
Anſpruch nehmen; aber zwiſchen dem Gemeinſchuldner und dem anderen Teile 
ſowie gegenüber Dritten, welche nicht Konkursgläubiger ſind, haben die Ver⸗ 
fügungen Rechtswirkſamkeit und ſie können unter Umſtänden, beiſpielsweiſe 
wenn der Gemeinſchuldner ſie genehmigt oder wenn die Aufhebung des 
Konkursverfahrens erfolgt, ſelbſt den früheren Konkursgläubigern gegenüber 
wirkſam werden. 

Aehnlich iſt die Verfügungsbeſchränkung des Erben, welche mit der An⸗ 
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ordnung der Nachlaßverwaltung eintritt: $ 1984 BGB. beſtimmt im An⸗ 
ſchluß an die 88 6 ff. KO. zunächſt im Abſ. 1 Satz 1, daß der Erbe die 
Befugnis verliere, den Nachlaß zu verwalten und über ihn zu verfügen, 
erklärt dann im Abſ. 1 Satz 2 die Vorſchriften der SS 7, 8 KO. n. F. 
(SS 6, 7 a. F.) für entſprechend anwendbar und trifft demnach im Abſ. 1 
Satz 3 und im Abſ. 2 Beſtimmungen über die Geltendmachung von Nachlaß⸗ 
forderungen und die Zuläſſigkeit von Zwangsvollſtreckungsakten. Ferner iſt 
ähnlich die durch die Nacherbſchaft begründete Verfügungsbeſchränkung, welche 
als Ausnahme von der Regel des S 2112 BGB., daß dem Vorerben das 
Recht zur Verfügung über die Nachlaßgegenſtände zuſteht, in den SS 2113 bis 
2115 beſtimmt iſt: Die gegen das Verfügungsverbot in dieſen Ausnahmefällen 
verſtoßende Verfügung des Vorerben iſt im Falle des Eintritts der Nach⸗ 
erbfolge inſoweit unwirkſam, als fie das Recht des Nacherben vereiteln oder 
beeinträchtigen würde. Anders verhält es ſich dagegen mit der durch die 
Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers gemäß SS 2205, 2211 BGB. 
begründeten Verfügungsbeſchränkung des Erben: § 2211 entzieht dem Erben 
das Recht zur Verfügung über einen der Verwaltung des Teſtamentsvollſtreckers 
unterliegenden Gegenſtand abſolut und fügt nicht, wie es in den vorerörterten 
Fällen der Verfügungsbeſchränkung geſchehen iſt, die Einſchränkung hinzu, daß 
die verbotswidrige Verfügung nur gegenüber einer beſtimmten Perſon, insbe⸗ 
ſondere gegenüber dem Teſtamentsvollſtrecker, unwirkſam ſei; die verbotswidrige 
Verfügung des Erben iſt hiernach allerdings unbedingt unwirkſam und den 
Erben fehlt daher jedes Verfügungsrecht (Güthe S. 219 Anm. 47; anders 
Eccius S. 488). Aus letzterem ergibt ſich ebenfalls eine Beſtätigung dafür, 
daß S 7 KO. eine Einſchränkung des im § 6 ausgeſprochenen allgemeinen 
Grundſatzes der Verfügungsunfähigkeit des Gemeinſchuldners enthält. 

Iſt dies aber der Fall und hat die Konkurseröffnung danach hinſichtlich 
der demnächſt vom Gemeinſchuldner vorgenommenen Rechtshandlungen nur die 
Wirkung, daß dieſe lediglich gegenüber den Konkursgläubigern unwirkſam ſind, 
im übrigen dagegen ebenſo wie Verfügungen gegen ein Veräußerungsverbot 
des S 135 BGB. in ihrer Wirkſamkeit unberührt bleiben, jo darf der 
Grundbuchrichter nicht die Vornahme von Eintragungen auf Grund von 
Rechtshandlungen des Gemeinſchuldners ablehnen, da eben der Gemeinſchuldner 
zu den Rechtshandlungen nicht unbefugt iſt (Güthe S. 215). Der gleiche 
Grundſatz hat aber auch dann zu gelten, wenn, wie vorliegend, auf Grund 
einer vom Gemeinſchuldner ſchon vor der Konkurseröffnung vorgenommenen 
Rechtshandlung, einer Eintragungsbewilligung, von dem dadurch Berechtigten 
nach der Konkurseröffnung ein Eintragungsantrag geſtellt wird, der den 
Erwerb eines Rechtes am Grundſtücke zum Ziele hat; denn aus den SS 7, 
15 KO. folgt, daß ein ſolcher Rechtserwerb nur den Konkursgläubigern gegen⸗ 
über unwirkſam iſt. 

Zu erfordern iſt allerdings für die Zuläſſigkeit einer Eintragung nach 
der Konkurseröffnung auf Grund einer Rechtshandlung des Gemeinſchuldners, 
entſprechend den nach dieſer Richtung hinſichtlich der durch eine Nacherbſchaft 
begründeten Verfügungsbeſchränkung vom Kammergericht aufgeſtellten Grund⸗ 
ſätzen (RJ A. 3, 250; 6, 69), daß zuvor die Eröffnung des Konkurſes in 
das Grundbuch eingetragen wird; denn mit Rückſicht auf den Schutz, welcher 
einem Rechtserwerb in gutem Glauben an die Richtigkeit des Grundbuchs 
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gewährt wird, muß den Konkursgläubigern die Möglichkeit gewahrt bleiben, 
durch den Konkursverwalter die Unwirkſamkeit des auf Grund der Verfügung 
des Gemeinſchuldners eingetragenen Rechtes ihnen gegenüber auch gegen einen 
dritten Erwerber des Rechtes geltend zu machen, und dies geſchieht durch 
Eintragung des Konkursvermerkes, und zwar, ſoweit es ſich um ein Recht am 
Grundſtücke handelt, in Abt. II, da hierdurch aus dem Grundbuche bezw. bei 
Briefhypotheken aus dem in den Hypothekenbrief entſprechend zu übernehmenden 
Vermerk erſichtlich wird, daß das Recht den Konkursgläubigern gegenüber 
nicht wirkſam iſt (zu vergl. RIA. 6, 66, anderer Meinung Eccius S. 482). 
Vorliegend iſt aber der Konkursvermerk bereits eingetragen. 

Zu bemerken iſt allerdings, daß, wenn die Rechtshandlung des Gemein⸗ 
ſchuldners die Löſchung von Rechten des Gemeinſchuldners zum Gegenſtande 
hat, die Eintragung des Konkursvermerkes zum Schutze der Konkursgläubiger 
nicht genügt, da das Recht durch die Löſchung aus dem Grundbuche völlig 
beſeitigt wird, und daß daher, ebenfalls entſprechend den vom Kammergerichte 
hinſichtlich der Verfaſſungsbeſchränkung durch Nacherbfolge nach dieſer Richtung 
aufgeſtellten Grundſätzen (RIA. 6, 69), zur Löſchung die Genehmigung des 
Konkursverwalters zu erfordern iſt (Güthe S. 215). Hierauf beruht die 
Entſcheidung des Kammergerichts RIA. 3, 46. Auf fie aber beruft ſich das 
Landgericht zu Unrecht, da ſie den vorliegenden Fall nicht trifft. 

Demnach war unter Aufhebung der Beſchlüſſe der Vorinſtanzen die 
Sache an das Amtsgericht zurückzuverweiſen, um unter Abſtandnahme von 
den bisher erhobenen Bedenken über den Eintragungsantrag des Beſchwerde⸗ 
führers anderweit Entſcheidung zu treffen. 


Unzuläſſigkeit der Pfändung der Rechte aus einem Rangvorbehalte. 
§ 881 BGB., SS 851, 857 ZPO. 
Kammergericht Berlin, 9. Auguſt 1906. — Bd. 8 S. 53. 


Die offene Handelsgeſellſchaft S. in Berlin hat auf Grund eines vor⸗ 
läufig vollſtreckbaren Urteils die Zwangseintragung von 3000 M. Wechſel⸗ 
forderung und Nebenforderungen auf dem Grundſtück ihres Schuldners in 
Abt. III Nr. 8 erlangt. Auf demſelben Grundſtücke ſteht in Abt. III Nr. 5 
für die Frau des Eigentümers eine Briefhypothek von 10000 M. nebſt 
Zinſen eingetragen mit dem Bemerken, daß ſich der Eigentümer die Befugnis 
vorbehalten hat, eine Hypothek von 230000 M. nebſt 41/, Proz. Zinſen 
mit dem Range vor den 10 000 M. eintragen zu laſſen. Durch Beſchluß 
des Amtsgerichts B. vom 17. Mai 1906 iſt dieſe Befugnis auf Antrag 
der offenen Handelsgeſellſchaft S. wegen ihrer Urteilsforderung gepfändet und 
ihr zur Einziehung überwieſen worden. Zugleich iſt in dem Beſchluſſe der 
angebliche Anſpruch des Schuldners an den Kaufmann L., den angeblichen 
Zeſſionar der Hypothek Abt. III Nr. 5, auf Einwilligung in die Vorrechts⸗ 
eintragung und auf Vorlegung des Hypothekenbriefs, betreffend die Poſt 
Abt. III Nr. 5, an das Grundbuchamt zur Vermerkung der Vorrechts⸗ 
eintragung für die Gläubigerin gepfändet und ihr zur Einziehung überwieſen 
worden. Demnächſt hat die offene Handelsgeſellſchaft S. bei dem Grund⸗ 
buchamte beantragt, bei der Hypothek Abt. III Nr. 8 einzutragen, daß dieſer 
Hypothek der Vorrang vor der Hypothek Abt. III Nr. 5 zuſtehe und daß 
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dieſer Vorrang auf dem erwähnten Rangvorbehalte beruhe. Der Antrag iſt 
von dem Grundbuchamte B. mit der Begründung abgelehnt, daß L. nicht 
als Gläubiger der Hypothek Abt. III Nr. 5 eingetragen, auch der Brief 
über dieſe Poſt nicht beigebracht ſei. Die dagegen eingelegte Beſchwerde iſt 
von dem Landgerichte zurückgewieſen worden, weil die nach S 62 GBO. er⸗ 
forderliche Beibringung des Hypothekenbriefs über die Poſt Abt. III Nr. 5 
nicht erfolgt, überdies die Pfändung des Rangvorbehalts unzuläſſig ge⸗ 
weſen ſei. N 

Auch die weitere Beſchwerde iſt vom Kammergerichte zurückgewieſen 
worden aus folgenden Gründen: 

Würde die Eintragung des Vorranges auf Grund des Pfändungs⸗ und 
Ueberweiſungsbeſchluſſes erfolgen, ſo müßte der Vermerk des Vorranges auch 
bei der zurücktretenden Poſt Abt. III Nr. 5 erfolgen. Nach den SS 42, 
62 GBO. darf daher der Grundbuchrichter die Eintragung von der Bei⸗ 
bringung des Hypothekenbriefs über die Poſt Abt. III Nr. 5 abhängig 
machen (RJ A. 4, 66 und OL GRſpr. 8, 319). 

Das Landgericht führt ferner zutreffend aus, daß die Pfändung und 
Ueberweiſung eines Rangvorbehalts (8 881 BGB.) überhaupt nicht wirkſam 
iſt. Dies iſt auch die herrſchende Meinung (anderer Anſicht Neumann, Kom⸗ 
mentar, Anm. 7 zu § 881). Die zufolge eines Rangvorbehalts gemäß 
S 881 Abſ. 1 BGB. dem Eigentümer vorbehaltene Befugnis iſt kein ſelbſt⸗ 
ſtändig exiſtentes Recht, ſondern ein Ausfluß und untrennbarer Teil des 
Eigentumsrechts. Es nimmt eine ähnliche Stellung ein wie das mit einer 
Forderung verbundene Pfandrecht (vergl. Gaupp⸗Stein Anm. II 5 zu § 857 
ZPO) oder wie das mit dem Verfügungsrecht über eine Hypothek verbundene 
Recht auf Löſchungsbewilligung (KGJ. 29, 190) oder das mit einer Forde⸗ 
rung verbundene Anfechtungsrecht (RG. 30, 74). Nur mit dem Eigentume 
zuſammen kann darüber verfügt werden und, da nur der Eigentümer das 
Grundſtück belaſten kann, ſo iſt auch eine Uebertragung der Ausübung nach 
nicht möglich. Ein ſolches Recht kann daher auch nicht ſelbſtändig Gegenſtand 
einer Zwangsvollſtreckung ſein, insbeſondere nicht gepfändet werden. Dies 
ergibt ſich aus S 857 ZPO., wonach für andere Vermögensrechte als Forde⸗ 
rungen die Regel des $ 851 ZPO. gilt, daß fie der Pfändung nur inſoweit 
unterliegen, als ſie übertragbar ſind, und nur für ſolche unveräußerliche Rechte, 
deren Ausübung einem anderen überlaſſen werden kann, die Pfändung zu⸗ 
gelaſſen iſt. 

Unzutreffend find die Ausführungen der Befchwerdeführerin, daß die hier 
vertretene Anſicht zu wirtſchaftlichen Mißſtänden führe, weil der Eigentümer 
durch den Rangvorbehalt die Gläubiger von ſeinem Grundſtücke fernhalte, 
gleichwohl aber ſelbſt das Grundſtück zu belaſten in der Lage ſei. Durch den 
Rangvorbehalt werden die Gläubiger des Eigentümers nicht gehindert, ſich an 
das Grundſtück zu halten, ſie können ungeachtet des Rangvorbehalts für ſich 
Zwangshypotheken eintragen laſſen und erlangen dann im Zwangsverſteige⸗ 
rungsverfahren ihre Befriedigung ohne Rückſicht auf den eingetragenen Rang⸗ 
vorbehalt, indem ihnen bei der Verteilung nicht der volle Betrag der ſpäter 
eingetragenen Hypothek, ſondern nur der Betrag derjenigen Hypothek vorgeht, 
bei welcher der Rangvorbehalt eingetragen iſt. Dies folgt direkt aus 8 881 
Abſ. 4 BGB. Wird das vorbehaltene Recht (Hypothek) nach inzwiſchen er⸗ 
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folgter Eintragung anderer Rechte (Hypotheken) eingetragen, ſo wird das vor⸗ 
behaltene Recht in der Zwangsverſteigerung um den Betrag der Zwiſchen⸗ 
hypotheken gemindert (vergl. das Beiſpiel bei Planck Anm. 5b c zu 8 881 
68). Unzutreffend iſt ferner die Ausführung der Beſchwerdeführerin, daß 
der Grundſtückseigentümer, wenn er auf Grund des Ranpvorbehalts eine 
ſpätere Hypothek mit dem Vorrange vor der eingetragenen Hypothek ausſtatte, 
damit ſeine Befugnis aus dem Rangvorbehalte veräußere, ſoͤwie der daraus 
gezogene Schluß, daß es ſich um ein veräußerliches und daher pfändbares 
Recht handele. Der Grundſtückseigentümer, der auf Grund des Rangvorbehalts 
die Rangordnung regelt, übt lediglich die ihm aus dem Rangvorbehalte zu⸗ 
ſtehende Befugnis aus, veräußert dieſe aber nicht. Unzutreffend iſt endlich 
die Ausführung der Beſchwerdeführerin, daß im vorliegenden Beſchwerdever⸗ 
fahren die Frage der Zuläſſigkeit der Pfändung überhaupt nicht erörtert 
werden dürfe, weil der Pfändungs⸗ und Ueberweiſungsbeſchluß rechtskräftig 
geworben ſei. Der Pfändungs⸗ und Ueberweiſungsbeſchluß iſt nicht rechts⸗ 
kräftig geworden. Die Unzuläſſigkeit der Pfändung kann vielmehr noch jetzt 
gemäß § 766 30. jederzeit mit Erfolg geltend gemacht werden. Selbſt 
wenn aber der Pfändungs⸗ und Ueberweiſungsbeſchluß rechtskräftig wäre, ſo 
würde hierdurch an der Rechtsunwirkſamkeit der Pfändung und Ueberweisung 
nichts geändert werden und das Grundbuchamt auf Grund der offenſichtlich 
unwirkſamen Pfändung und Ueberweiſung die beantragte, geſetzlich nicht zu⸗ 
läſſige, Eintragung nicht vornehmen dürfen. 
Nach alledem war die Beſchwerde zurückzuweiſen. 


Erteilung eines mehrere Hypotheken umfaſſenden Hypothekenbriefs. Be⸗ 

fugnis des Glänbigers, zu verlangen, daß der neue Brief nur die gegen⸗ 

wärtige Lage des Grundbuchs unter Weglaſſung der bedeutungslos ge- 
wordenen Eintragungen wiedergibt. 


55 66 bis 68 GB. 
Kammergericht Berlin, 9. Auguſt 1906. — Bd. 8 S. 56. 


Die weitere Beſchwerde iſt zuläſſig und auch ſachlich begründet. Nach 
8 66 GB. iſt einem Gläubiger auf feinen Antrag mit Zuſtimmung des 
Eigentümers, wenn ihm mehrere Hypotheken zustehen, die gleichen Rang haben 
oder im Range unmittelbar aufeinanderfolgen „ein Hypothekenbrief in der 
Weiſe zu erteilen, daß der Brief die ſämtlichen Hypotheken umfaßt. Sind 
über die Einzelhypotheken, für welche in dieſer Art ein gemeinſchaftlicher 
Hypothekenbrief erteilt werden ſoll, bereits Briefe gebildet, ſo iſt der nach 
8 66 GBO. herzuſtellende gemeinſchaftliche Brief zugleich ein „neuer Brief“ 
im Sinne des § 67 GBO., der an die Stelle der bisherigen Briefe tritt. 
Einem Antrage des Berechtigten auf Erteilung eines neuen Briefes iſt aber 
ſtattzugeben, wenn der bisherige Brief vorgelegt wird. Der Gläubiger hat 
alſo ein Recht darauf, daß ihm ein neuer gemeinſchaftlicher Brief in den für 
einen ſolchen geltenden Formen erteilt wird. 

Ueber dieſe Formen beſtimmt nun der § 68 GBO. nur, daß der neue 
Brief die Angabe zu enthalten hat, daß er an die Stelle des bisherigen 
Briefes tritt und daß Vermerke, die nach den SS 1140, 1145, 1157 BGB. 
für das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Eigentümer und dem Gläubiger in 

Blätter f. Rechtsfl. IVI. N. F. XXXVI. Freiw. Gerichtsbark. 10 
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Betracht kommen, auf den neuen Brief zu übertragen find. Die Denkſchrift 
zu § 65 des Entwurfs, der dem § 68 GBO. entſpricht, bemerkt dazu: „Der 
neue Brief iſt, wie der Entwurf als ſelbſtverſtändlich vorausſetzt, nach der 
gegenwärtigen Lage des Grundbuchs zu erteilen. Zur Sicherung des Eigen⸗ 
tümers iſt aber vorgeſchrieben, daß Privatvermerke, die nach den SS 1140, 
1145, 1157 BGB. für das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Eigentümer und 
dem Gläubiger in Betracht kommen, namentlich alſo eine nach $ 1145 auf 
den Brief geſetzte Teilquittung zu übertragen find." Die Preußiſche Allgem. Vf. 
zur Ausführung der Grundbuchordnung vom 20. November 1899 enthält 
zwar keine ausdrücklichen Vorſchriften über die Bildung eines neuen oder eines 
neuen gemeinſchaftlichen Briefes, gibt aber in ihrer Anlage E das Muſter 
eines ſolchen. Das Muſter iſt ebenſo wie der Inhalt der erwähnten all⸗ 
gemeinen Verfügung eine Rechtsnorm, auf deren Beachtung die Beteiligten 
ein Recht haben und auf deren Verletzung die weitere Beſchwerde nach § 78 
GBO. geſtützt werden kann (zu vergl. KGJ. 21 A, 142, 143, 174). 
Aus dem Muſter ergibt ſich als in Preußen geltendes Landesrecht dasſelbe, 
was die Denkſchrift zur Grundbuchordnung als ſelbſtverſtändliche Abſicht der 
Reichsgeſetzgebung darlegt, daß nämlich der neue Brief nach dem gegenwärtigen 
Grundbuchſtand, unter Weglaſſung älterer, bedeutungslos gewordener Ein⸗ 
tragungen, insbeſondere älterer Abtretungen, zu erteilen iſt (zu vergl. RIA. 
3, 260). Es iſt alſo hinſichtlich des Betrags der Hypothek, der Zinſen, der 
Zahlungsbedingungen, des Ranges und des Gläubigerrechts nur der gegen⸗ 
wärtig geltende Rechtszuſtand in den Brief aufzunehmen und alles frühere 
wegzulaſſen. Das iſt in dem Muſter E auch geſchehen. Die Vorinſtanzen 
weiſen zwar darauf hin, daß in dem Muſter auch die verſicherte Forderung 
geändert ſei. Dadurch wird aber der Fall des Muſters nur noch verwidelter 
als der hier vorliegende. Das Muſter iſt aber auch für den Fall maßgebend, 
daß die Forderung nur in Nebenbeſtimmungen geändert wird, und es zeigt, 
wie die Zuſammenfaſſung geſchehen ſoll, wenn den mehreren Hypotheken 
Forderungen mit gleichartigen Nebenbeſtimmungen zugrunde liegen. In dem 
Muſter ſind die für die drei Hypothekenforderungen geltenden Beſtimmungen 
zu einer einheitlichen Formel zuſammengefaßt ſo, wie ſie ſich nach dem zuletzt 
geſchaffenen Grundbuchſtande ſtellen. 

Der von der Beſchwerdeführerin vorgelegte Brief entſpricht nun in keiner 
Weiſe dem Muſter und den dargelegten Grundſätzen. Er enthält viele Tat⸗ 
ſachen und Angaben, die nach dem gegenwärtigen Grundbuchſtande keine Be⸗ 
deutung mehr haben, ſo die früheren Gläubiger, die Zwiſchenerwerber, die 
früheren Zinsſätze und Nebenbeſtimmungen, erledigte Rangänderungen und 
Forderungsbeträge, die bereits gelöſcht ſind. Der Brief wird dadurch in 
hohem Grade unüberſichtlich und ungeeignet, dem Gläubiger ein klares Bild 
von dem gegenwärtigen Grundbuchſtande zu gewähren. Die Gläubigerin ver⸗ 
langt daher mit Recht, daß ihr ein den geſetzlichen Vorſchriften und ins⸗ 
beſondere dem Muſter E entſprechender Brief ausgefertigt werde. Die Vor⸗ 
entſcheidungen, welche ihr dieſes Recht verſagen, mußten deshalb aufgehoben 
werden. Die Sache iſt an das Grundbuchamt zurückzuverweiſen. Dieſes 
wird den eingereichten Brief zu vernichten und an deſſen Stelle einen neuen 
vorſchriftsmäßigen Brief zu erteilen haben, der hinſichtlich des Betrags, der 
Verzinſungs⸗, Zahlungs- und ſonſtigen Nebenbeſtimmungen, des Ranges und 
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des Gläubigerrechts der Hypotheken nur den gegenwärtigen Rechtszuſtand 
wiedergibt. Soweit dazu die wörtliche Wiedergabe der noch geltenden Ein⸗ 
tragungsvermerke nicht genügt, wird ſich das Grundbuchamt der Aufgabe 
unterziehen müſſen, auf Grund der Eintragungsvermerke den gegenwärtigen 
Rechtszuſtand feſtzuſtellen und danach die Faſſung des Briefes ſo zu wählen, 
daß der Grundbuchſtand ebenſo klar und überſichtlich zum Ausdrucke kommt, 
wie es in dem Muſter E geſchieht. Dabei wird das Grundbuchamt unbe⸗ 
denklich davon ausgehen können, daß für die Zins⸗, Kündigungs⸗ und ſonſtigen 
Nebenbeſtimmungen der Hypothek die in der Urkunde vom 2. Januar 1905 
getroffenen Feſtſetzungen jetzt ausſchließlich gelten, während die entſprechenden 
früheren Feſtſetzungen gänzlich aufgehoben ſind. 


Erhöhung des Zinsſatzes einer Hypothek auf fünf vom Hundert. Un⸗ 
zuläſſigkeit der Eintragung der erhöhten Zinſen für die der Eintragung 
der höheren Verzinſung vorhergehende Zeit ohne Zuſtimmung der im 
Range gleich⸗ oder nachſtehenden Berechtigten. 
§ 1119 BGB. 


Kammergericht Berlin, 30. Auguſt 1906. — Bd. 8 S. 59. 


Auf dem Grundſtücke der D. ſteht eine Hypothek von 11000 Mark 
eingetragen, welche nach dem Eintragungsvermerke vom 16. Juli 1904 mit 
den Zinſen zu 4 Prozent ſeit dem 16. Mai 1904 an die offene Handels⸗ 
geſellſchaft S. & Co. in G. abgetreten worden iſt. Unter dem 28. Mai 1906 
ſtellte die Eigentümerin eine von dem Notar K. unterſchriftlich beglaubigte 
Erklärung aus, daß ſie bei Abtretung der 11000 Mark an die Firma 
S. & Co. mit dieſer vereinbart habe, der Zinsfuß ſolle ſeit dem 16. Mai 1904 
von 4 Prozent auf 5 Prozent erhöht ſein, daß ſie für dieſe Zinserhöhung 
mit ihrem Grundſtücke Hypothek beſtelle und daß ſie bewillige und beantrage, 
die Zinserhöhung bei der Poſt der 11000 Mark im Grundbuch und auf 
dem Hypothekenbriefe zu vermerken. Am 5. Juni 1906 wurde die Erklärung 
nebſt dem Hypothekenbriefe ſeitens des Notars K. zu den Grundakten übereicht. 
Das Amtsgericht lehnte die Eintragung mit der Begründung ab, daß es nicht 
zuläſſig ſei, die Zinserhöhung für die Zeit vom 16. Mai 1904 bis zum 
28. Mai 1906 mit gleichem Rechte wie die Poſt der 11000 Mark ohne 
Einwilligung der nacheingetragenen Gläubiger einzutragen, daß dies vielmehr 
nur für die Zeit vom 28. Mai 1906 ab geſchehen könne. Die Beſchwerde 
wurde zurückgewieſen; auch der weiteren Beſchwerde iſt vom Kammergerichte 
der Erfolg verſagt worden aus folgenden Gründen: 

Die Vorſchrift des $ 1119 Abſ. 1 BGB.: 

Iſt die Forderung unverzinslich oder iſt der Zinsſatz niedriger als fünf 
vom Hundert, ſo kann die Hypothek ohne Zuſtimmung der im Range 
gleich⸗ oder nachſtehenden Berechtigten dahin erweitert werden, daß das 
Grundſtück für Zinſen bis zu fünf vom Hundert haftet. | 

verfolgt, wie die Motive (3, 646) ergeben, den Zweck, den Eigentümer gegen 

die Kündigung unverzinslicher oder mit weniger als fünf vom Hundert ver⸗ 

zinslicher Hypothekenforderungen zu ſchützen (zu vergl. RIA. 4, 249). Zur 

Erreichung dieſes Zweckes genügt es aber, wenn die Hypothek für die Zukunft, 

d. h. in Anſehung der von der Eintragung der Verzinslichkeit oder der höheren 
10* 
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Verzinſung ab laufenden Zinſen, ohne Zujtimm 

Berechtigten erweitert werden kann. Von der Zuſtimmung der im Range 
gleich⸗ oder nachſtehenden Berechtigten hinſichtlich etwaiger Zinſen aus früherer 
Zeit abzuſehen, rechtfertigt weder der Sinn noch der Wortlaut des Geſetzes. 
Das Kammergericht hat denn auch wiederholt ausgeſprochen (zu vergl. KGJ. 
21 A, 150; 31 A, 337; RIA. 3, 154), daß der § 1119 BGB. 
ohne Zuſtimmung der gleichftehenben ober nacheingetragenen Berechtigten bei 
der un verzinslichen oder mit weniger als fünf vom Hundert verzinslichen 
Hypothekenforderung die Eintragung einer Zinsverpflichtung bis zu fünf vom 
Hundert nur für die Zeit von der Eintragung der Zinſenverpflichtung an ge⸗ 
ſtattet. In den früheren Entſcheidungen handelte es ſich zwar um die Ein⸗ 
tragung einer Zinsverpflichtung im Falle der Umwandlung einer Höchſtbetrags⸗ 
ſicherungshypothek in eine Verkehrshypothek und es kam namentlich tie Vor⸗ 
ſchrift des S 1190 Abſ. 2 BGB. in Betracht (zu vergl. RG. 69, 249); 
aus der Begründung jener Entſcheidungen ergibt ſich jedoch, daß des Kammer⸗ 
gericht in allen Fällen der Erweiterung die Zuſtimmung der gleich⸗ oder 
nachſtehnden Berechtigten nur hinſichtlich künftiger Zinſen für entbehrlich er⸗ 
achtet hat. 


ung der dadurch geſchmälerten 


Befugnis des Miteigentümers, über den feinem Anteil am Grundſtück 
entſprechenden Teil einer das ganze Grundſtück belaſtenden Eigentümer⸗ 
grundſchuld ohne Zuſtimmung des anderen Miteigentümers zu verfügen. 


SS 420, 741, 1168, 1177 BGB., § 794 Abf. 1 Nr. 4 ZPO. 
Kammergericht Berlin, 27. September 1906. — Bd. 8 S. 64. 


Im Grundhuche von W. Bd. 13 Bl. 417 find als Miteigentümer des 
dort verzeichneten Grundſtückes je zur Hälfte der Kaufmann C. in F. und 
der Ggſtwirt M. in O. eingetragen. In der Abteilung III des Grundbuchs 
haften unter Nr. 14” 3000 M. Darlehen und unter Nr. 1% 6000 M. 
„ Pachtkaution“ hypothekarifch. Beide Hypotheken ſind nach einer Eintragung 
im Grundbuch an den Kaufmann S. in B. ahgetreten. In der notariell 
beglaubigten Urkunde vom 4. April 1906 bewilligte S. die Löſchung beider 
Hypotheken. In einer zweiten notariell beglaubigten Urkunde vom 10. Juli 
1906 hat der eine der beiden Miteigentümer, der Kaufmann C., mit dem 
Bemerken, daß auf Grund der Löſchungsbewilligung beide Hypotheken Eigen⸗ 
tümergrundſchulden geworden ſeien und ihm die Hälfte davon mit 4500 M. 
anteilig zuſtehe, dieſen Betrag an die P. Bank abgetreten und Umſchreibung 
dieſer Teilpoſt auf den Namen der Zeſſionarin beantragt. Durch Verfügung 
vom 18. Juli 1906 teilte das Amtsgericht in K. dem Notar R., der beide 
Urkunden mit dem Antrag auf Eintragung der Abtretung überreicht hatte, 
mit, daß dieſem Antrage zurzeit nicht entſprochen werden könne, einmal, weil 
in der Löſchungsbewilligung vom 4. April 1906 „ein Verzicht auf die Grund⸗ 
kreditbelaſtung“ nicht ausgeſprochen ſei, die bloße Löſchungsbewilligung aber 
dieſem Verzichte nicht gleichſtehe und deshalb die Hypothek nicht Grundſchuld 
geworden ſei, und ſodann, weil die Hypotheken auf beide Miteigentümer über⸗ 
gegangen ſeien und deshalb nur dieſe beiden gemeinſchaftlich darüber weiter⸗ 
verfügen könnten. Darauf überreichte die P. Bank eine notariell beglaubigte 
Urfunde des S. vom 27. Juli 1906, in der dieſer der Verfügung des Amts⸗ 
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gerichts entſprechend „auf die Grundkreditbelaſtung“ für beide Hypotheken ver⸗ 
zichtete. Zugleich ſtellte die Bank in dem Schreiben den Antrag, nunmehr 
die Umſchreibung der an ſie abgetretenen Teilpoſt von 4500 M. zu bewirken, 
mit dem Hinweiſe, daß es einer Zuſtimmung des Miteigentümers M. dazu 
nicht bedürfe. Das Amtsgericht hat indeſſen dieſen Antrag abgelehnt, weil 
auch über den Teil die Miteigentümer nur gemeinſchaftlich verfügen könnten. 
Die hiergegen eingelegte Beſchwerde iſt vom Landgerichte zurückgewieſen worden. 
Die weitere Beſchwerde führt aus, daß allerdings über die Hypothek im ganzen 
nur von beiden Miteigentümern verfügt werden könne, daß aber jeder Mit⸗ 
eigentümer über ſeinen Anteil verfügen dürfe. Deshalb hätte der Grundbuch⸗ 
richter, wenn er nicht dem geſtellten Antrag auf Umſchreibung der Hälfte von 
4500 M. habe ſtattgeben wollen, — was in erſter Reihe verlangt werde — 
doch jedenfalls eintragen müſſen, daß der Anteil des C. auf die P. Bank 
übergegangen ſei. 

Das Kammergericht hat der weiteren Beſchwerde ſtattgegeben und die 
Sache unter Aufhebung der Vorentſcheidungen zur anderweitigen Erörterung 
und Entſcheidung an das Amtsgericht zurückverwieſen aus folgenden Gründen: 

Die weitere Beſchwerde iſt nach §§ 71, 78 EBD, zuläſſig. Sie iſt 
auch begründet. In der Urkunde vom 27. Juli 1906 hat der eingetragene 
Hypothekengläubiger auf die Hypothek verzichtet. In ſolchen Falle erwirbt 
fie nach $ 1168 BGB. der Eigentümer des Grundſtücks und zwar gemäß 
§ 1177 Abſ. 1 als Grundſchuld. Steht das Grundſtück, wie hier im Eigen⸗ 
tume zu Bruchteilen, ſo erwerben die Miteigentümer dieſe Grundſchuld ge⸗ 
meinſchaſtlich zu Anteilen. Die Vorinſtanzen nehmen an, daß hinſichtlich dieſer 
an mehrere Miteigentümer angefallenen Eigentümergrundſchuld das Rechts⸗ 
verhältnis der Gemeinſchaft nach S 741 BGB. entſtanden ſei, mit der 
Rechtsfolge, daß die Teilhaber über Realteile der Grundſchuld nur gemein⸗ 
ſchaftlich zu verfügen berechtigt ſein ($ 747) und daß zur Zuweiſung eines 
realen Teiles an einen einzelnen Teilhaber die Aufhebung der Gemeinſchaft 
mittels Teilungsvertrags erforderlich ſei (§ 749). Dieſer Auffaſſung kann 
nicht beigepflichtet werden. Das Gemeinſchaftsverhältnis nach Bruchteilen ent⸗ 
ſteht nur, „ſofern ſich nicht aus dem Geſetz ein anderes ergibt“ (§ 741). 
Die Gemeinſchaft tritt begrifflich dann nicht ein, wenn ein Gegenſtand, auf 
den ſie ſich beziehen ſoll, ohne weiteres von Rechts wegen ſich dergeſtalt teilt, 
daß jedem Teilhaber ein realer Teil desſelben als Sondereigentum anfällt. 
Letzteres iſt aber nach der Lehre des Bürgerlichen Geſetzbuchs vorgeſehen bei 
Geldforderungen, die mehreren Gläubigern gemeinſchaftlich zuſtehen: hinſichtlich 
ihrer hat das Bürgerliche Geſetzbuch aus dem gemeinen Rechte den Grundſatz 
angenommen, daß Geldforderungen ſich kraft Geſetzes von ſelbſt unter die 
mehreren Gläubiger teilen (8 420). Der Umweg, daß auch wegen Geld⸗ 
forderungen eine Gemeinſchaft entſtehen und zur Erzielung realer Teile ein 
Teilungsvertrag nötig ſein ſoll, wird vom Geſetz als überflüſſige Erſchwernis 
zurückgewieſen, weil der dem Bruchteil entſprechende Realteil arithmetiſch be⸗ 
ſtimmt und auch bei Anlegung eines beſonderen Teilungsvertrags nicht anders 
feſtſtellbar iſt. Dieſer allgemeine Grundſatz iſt aber auch auf die Eigentümer⸗ 
grundſchuld in Anwendung zu bringen. Denn die Eigentümergrundſchuld, als 
dingliches Wertrecht an eigener Sache, hat im weſentlchen den Inhalt, ſich den 
in der Zwangsverſteigerung ermittelten Wert des Grundſtückes in beſtimmter 
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Höhe und Rangordnung anzueignen. Da die Eigentümergrundſchuld auf die 
Entnahme einer Geldſumme gerichtet iſt, jo wird, falls dieſer Anfpruch mehreren 
gemeinſchaftlich nach Bruchteilen zukommt, jeder ohne weiteres auf denjenigen 
Realteil der Summe berechtigt, der ſeinem Bruchteil entſpricht. Somit hat 
jeder der an der Eigentümergrundſchuld Mitbeteiligten als Inhaber des ent⸗ 
ſprechenden Realteils zu gelten, über den er allein und ohne Mitwirkung der 
übrigen Berechtigten verfügen darf, Man wird auch demzufolge bei der 
Zwangsverſteigerung des belaſteten Grundſtückes jedem Mitberechtigten die Be⸗ 
fugnis zuſprechen müſſen, von dem auf die Grundſchuld fallenden Geld⸗ 
perzipiendum ſeinen Realteil zu fordern. Die Auffaſſung, daß der Anſpruch 
aus einer Grundſchuld nach ſeinem Weſen die Zahlung einer Geldſumme zum 
Gegenſtande hat, iſt im § 794 Abſ. 1 Nr. 4 ZPO. ausdrücklich anerkannt. 
Ein ſolcher auf Zahlung einer beſtimmten Geldſumme gerichteter Anſpruch iſt 
ohne weiteres geteilt. | 

Was die Größe der Teile anlangt, jo ift fie nach $ 420 BGB. nur 
im Zweifel eine gleiche, grundſätzlich beſtimmt ſie ſich nach dem die Gemein⸗ 
ſchaft begründenden Rechtsverhältniſſe. Im vorliegenden Falle, wo das Mit⸗ 
eigentum als das die Gemeinſchaft begründende Rechtsverhältnis den beiden 
Berechtigten nach Inhalt des Grundbuchs je zur Hälfte zuſteht, hat jeder der 
Miteigentümer mit dem Erwerbe der Grundſchuld ohne weiteres die Hälfte 
mit 4500 M. für ſich erworben. Dieſes Recht iſt ſeiner alleinigen Verfügung 
unterworfen, ſo daß es auch von ihm ohne Zuſtimmung des anderen abge⸗ 
treten werden kann. 


Eintragung einer Hypothek für ein Darlehen mit dem Vermerke, daß der 
Gläubiger verpflichtet iſt, im Falle der Nichtzahlung der fälligen Forderung 
ſeine Befriedigung zunächſt aus dem belaſteten Grundſtücke zu ſuchen. 


88 874, 1113, 1115 BOB, 
Kammergericht Berlin, 11. Oktober 1906. — Bd. 8 S. 63. 


Die Witwe C. iſt eingetragene Eigentümerin zweier Bd. 5 Blatt 213 O. 
berichtigter Parzellen. Am 10. Juli 1906 ſtellte fie in unterſchriftlich be⸗ 
glaubigter Form die folgende Erklärung aus: „Ich bekenne, von Alexander 
C. . . 30 000 M. als Darlehen empfangen zu haben. Dieſes Kapital ſoll 
vom 1. Januar 1906 ab mit jährlich 3 / vom Hundert verzinſt werden. 
Bei etwaiger Nichtzahlung des Kapitals nach Fälligkeit hat der Gläubiger 
ſeine Befriedigung zunächſt aus dem belaſteten Grundſtücke zu ſuchen. Ich 
bewillige und beantrage die Eintragung einer Hypothek für dieſe Forderung 
in das Grundbuch von O. Bd. 5 Blatt 213. Die Erteilung eines Hypo⸗ 
thekenbriefes iſt ausgeſchloſſen.“ Die Urkunde wurde dem Amtsgericht in B. 
mit dem Antrag auf Eintragung überreicht. Das Amtsgericht lehnte die 
Eintragung ab, weil die Klauſel: „Bei etwaiger Nichtzahlung des Kapitals 
nach Fälligkeit hat der Gläubiger ſeine Befriedigung zunächſt aus dem be⸗ 
laſteten Grundſtücke zu ſuchen“ nicht dinglich und deshalb nicht eintragungs⸗ 
fähig ſei. Die hiergegen eingelegte Beſchwerde wurde zurückgewieſen. Auf 
die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht die Sache unter Aufhebung der 
Vorentſcheidungen zur anderweitigen Erörterung und Entſcheidung an das 
Amtsgericht zurückverwieſen aus folgenden Gründen: 
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Den Vorinſtanzen iſt zwar unbedenklich darin beizupflichten, daß die be: 
anſtandete Klauſel lediglich einen Beſtandteil des perſönlichen Forderungs⸗ 
verhältniſſes darſtellt. Aber gerade weil dies der Fall iſt, kann ihre Ein⸗ 
tragung nicht beanſtandet werden. Die Klauſel hat die Bedeutung, daß die 
Schuldnerin unbedingt bloß mit dem Grundſtücke, mit ihrem ſonſtigen Ver⸗ 
mögen dagegen nur unter der Bedingung haften will, daß der Gläubiger 
aus dem Grundſtücke feine Befriedigung ganz oder teilweiſe nicht zu erlangen 
vermag. Es handelt ſich ſonach um eine Hypothek für eine bedingte Forde⸗ 
rung und die Beſtellung einer ſolchen iſt im $ 1113 Abſ. 2 BGB. aus⸗ 
drücklich für zuläſſig erklärt worden. 

Selbſtverſtändlich kann der Antragſteller dem Grundbuchrichter nicht vor⸗ 
ſchreiben, daß er die Klauſel ihrem Wortlaute nach in den Eintragungsvermerk 
aufnehme. Denn ſie gehört nicht zu denjenigen Angaben, die in das Grund⸗ 
buch ſelbſt einzuſchreiben ſind, vielmehr findet auf ſie der zweite Halbſatz des 
S 1115 Abſ. 1 BGB. Anwendung, wonach „im übrigen“ zur Bezeichnung 
der Forderung auf die Eintragungsbewilligung Bezug genommen werden kann, 
und es ſteht im Ermeſſen des Grundbuchrichters, wie weit er von dieſer Be⸗ 
fugnis Gebrauch machen will (zu vergl. Art. 6 PrAG. z. GBO.; RG. 50, 153, 
RIA. 4, 52). Allein das Verlangen, daß die Klauſel im Grundbuche be: 
ſonders vermerkt werde, iſt von der Beſchwerdeführerin gar nicht geſtellt worden. 


Zuſchlag eines im Wege der Zwangsverſteigerung veräußerten Grundſtücks 
an den eingetragenen Eigentümer. Wirkſamkeit einer nach dem Zuſchlag, 
aber vor der Grundbuchberichtigung auf Bewilligung des Eigentümers 
eingetragenen Hypothek mit der Maßgabe, daß einer für die Forderung 
gegen den Erſteher einzutragenden Sicheruugshypothek der Vorrang ge- 
bührt; Unzuläſſigkeit der Löſchung auf Erſuchen des Vollſtreckungsgerichts. 
§ 23 Abſ. 1 Satz 1, 88 52, 91, 128, 130 ZwBerftß., $ 39 GB. 


Kammergericht Berlin, 11. Oktober 1906. — Bd. 8 S. 65. 


In der O.ſchen Zwangsverſteigerungsſache des Amtsgerichts H. wurden 
die auf den Grundbuchblättern B. und N. eingetragenen Grundſtücke des O. 
in dem Verſteigerungstermin am 23. Februar 1906 von dem Kaufmanne G. 
in D. als dem Meiſtbietenden erſtanden. Am 9. März 1906 trat G. ſeine 
Rechte aus dem Meiſtgebot an O. ab und übernahm letzterer die Verpflich⸗ 
tungen aus dem Meiſtgebote. An demſelben Tage wurden dann die Grund⸗ 
ſtücke dem O. ſelbſt, dem Vollſtreckungsſchuldner, zugeſchlagen. Ferner an 
demſelben Tage bewilligte und beantragte O. in notariell beglaubigten Ur⸗ 
kunden die Eintragung einer Sicherungshypothek von 100 000 Mark für den 
Kaufmann S. in H. und einer Briefhypothek von 25000 Mark für G. auf 
die vorbezeichneten Grundſtücke. Das Grundbuchamt H. trug auf die Grund⸗ 
buchblätter B. und N., auf welchen die Einleitung der Zwangsverſteigerung 
vermerkt war, die beiden Hypotheken in Abt. III Nr. 11 und 12 bezw. 5 
und 6 am 15. März 1906 ein. In dem Kaufgelderbelegungstermin am 
18. April 1906 zahlte O. den von dem Meiſtgebote bar zu erlegenden 
Betrag nicht und wurde deshalb die Forderung aus dem Zuſchlagsbeſchluſſe 
gegen O. auf verſchiedene Empfangsberechtigte in Höhe dieſes Bargebots über⸗ 
tragen. Demnächſt erſuchte das Vollſtreckungsgericht das Grundbuchamt H. 
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am 21. April 1906, den „Erſteher O. auf Grund des Zuſchlagsbeſchluſſes 
vom 9. März 1906 auf die Grundbuchblätter B. und N. als Eigentümer 
einzutragen, in Abt. III die nach den Poſten Nr. 4 bezw. 3 etwa weiter 
eingetragenen Poſten“ zu löſchen und Sicherungshypotheken für die über- 
wieſenen Gläubiger einzutragen. Das Grundbuchamt H. entſprach dieſem 
Erſuchen durch Verfügung vom 26. April 1906, trug O. von neuem als 
Eigentümer auf Grund Zuſchlagsbeſchluſſes ein, löchte in Abt. III ſämtliche 
auf die Poſten Nr. 4 bezw. 3 folgenden Poſten, darunter auch die vorge⸗ 
nannten beiden Hppotheken von 100 000 und 25000 Mark und trug die 
Sicherungshypotheken ein. Demnächſt ſind im Wege der Vollziehung eines 
Arreſtes bezw. im Wege der Zwangsvollſtreckung Sicherungshypotheken in 
Höhe von 13 100 Mark, 1244,50 Mark und 4012,37 Mark eingetragen 
worden. O. hat gegen die vom Grundbuchrichter vorgenommene Loſchung 
der auf B. und N. eingetragenen beiden vorerwähnten Hypotheken des S. 
und des G. Beſchwerde eingelegt. Das Landgericht H. hat die Beſchwerde 
zurückgewieſen. 

Das Kammergericht hat der weiteren Beſchwerde ſtattgegeben und unter 
Aufhebung der Vorentſcheidungen das Amtsgericht angewieſen, auf den Grund⸗ 
buchblättern B. und N. je einen Widerſpruch gegen die Löſchung der Siche⸗ 
rungshypothek von 100 000 Mark Abt. III Nr. 11 bezw. 5 zugunſten des 
Kaufmanns S. in H. und gegen die Löſchung der Hypothek von 55 000 Mark 
Abt. III Nr. 12 bezw. 6 zugunſten des Kaufmanns G. zu D. nach Maß⸗ 
gabe der nachſtehenden Entſcheidungsgründe einzutragen: 

Die Beſchwerde richtet ſich gegen eine Eintragung, da die Grundßüch⸗ 
ordnung unter „Eintragung“, ſoweit das Geſetz nicht ausnahmsweiſe durch 
einen Zuſatz, wie beiſpielsweiſe im 8 14 durch den Bu atz, des Berechtigten y 
den Begriff beſchränkt, eine Löſchung. mitbegreift. Gemäß 8 71 Abſ. 2 
Satz 1, 2, §S 54 G80. aber iſt eine Beſchwerde gegen eine Löſchungs⸗ 
eintragung nur mit dem Ziele der Anweiſung an das Grundbuchamt, nach 
§S 54 GBO. einen Widerſpruch einzutragen, zuläſſig. Die Wiedereintragung 
der gelöſchten Poſt kann mit der Beſchwerde nicht verfolgt werden. Eine 
ſolche Wiedereintragung ſtellt ſich als eine Berichtigung des Grundbuchs im 
Sinne des $ 22 GBO. dar und iſt daher gemäß $ 13 GBO. bei dem 
Grundbuchamt in Antrag zu bringen. Zur Entſcheidung ſteht demnach vor⸗ 
liegend nur die Frage, ob die Vorausetzungen für die Eintragung eines 
Widerſpruchs gegen die vom Grundbuchrichter vorgenommene Löſchung der 
beiden Hypotheken gegeben ſind. Dieſe Frage iſt zu bejahen. 

Zunächſt iſt die Löſchung unter Verletzung gef ſetzlicher Vorſchriften vor⸗ 
genommen worden. Allerdings gründet ſich die Löſchung auf das Erſuchen 
des Vollſtreckungsrichters, in welchem beantragt war, alle auf den Grund⸗ 
buchblättern B. und N. nach den Poſten Abt. III Nr. 4 bezw. 3 „etwa 
weiter eingetragenen Poſten“ zu löſchen, und welches daher auch die beiden 
fraglichen Hypotheken mitumfaßte. Aber der Vollſtreckungsrichter war nicht 
befugt, das Grundbuchamt um Löſchung der letzteren Hypotheken zu erſuchen. 
Nach §8 130 Abſ. 1 Satz 1 Zw VG. iſt, nachdem der Teilungsplan aus⸗ 
geführt und der Zuſchlag rechtskräftig geworden iſt, das Grundbuchamt vom 
Vollſtreckungsrichter zu erſuchen, den Erſteher als Eigentümer einzutragen, den 
Verſteigerungsvermerk ſowie die durch den Zuſchlag erloſchenen Rechte zu 
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löſchen und die Eintragung der Sicherungshypotheken für die Forderung gegen 
den Erſteher zu bewirken. Die Zuläſſigkeit des Erſuchens iſt alſo hinſichtlich 
der Vornahme von Löſchungen, abgeſehen von dem Verſteigerungsvermerk, 
auf die „durch den Zuſchlag erloſchenen“ Rechte beſchränkt. Durch den Zu⸗ 
ſchlag erlöſchen aber gemäß $ 91 Zw. nur diejenigen Rechte, welche vor 
dem Zuſchlag eingetragen ſind und nicht nach den Verſteigerungsbedingungen 
(88 52, 59 ZwVG.) beſtehen bleiben ſollen. Rechte, die nach dem Zuſchlag 
etwa eingetragen ſind, können materiell unwirkſam ſein, ſo insbeſondere, wenn 
ſie auf Grund einer Eintragungsbewilligung des Vollſtreckungsſchuldners als 
ſolchen eingetragen find, der gemäß § 90 ZwVG. durch den Zuſchlag das 
Eigentum und damit das Verfügungsrecht hinſichtlich des verſteigerten Grund⸗ 
ſtücks verloren hat; aber ſie erlöſchen nicht infolge des vorher erteilten Zu⸗ 
ſchlags. Das Vollſtreckungsverfahren hat, ſoweit es auf die Verſteigerung 
des Grundſtücks gerichtet war, mit der Erteilung des Zuſchlags ſeinen Ab⸗ 
ſchluß gefunden; der Vollſtreckungsrichter hat nunmehr nur noch den erzielten 
Erlös unter denjenigen, die auf Grund von Rechten am Grundſtücke, welche 
vor dem Zuſchlag entſtanden, beteiligt find (SS 9, 105 Ab). 2 ZwVG.), 
zur Verteilung zu bringen, den Teilungsplan durchzuführen und die Rechte 
derjenigen, denen etwa die Forderung gegen den Erſteher übertragen wird 
(SS 118, 125 Zw.), ſicherzuſtellen (S 128 ZwVG.). Abgeſehen von 
letzterer Sicherſtellung, auf die unten weiter einzugehen ſein wird, berühren 
Rechtsänderungen, welche hinſichtlich des Grundſtücks nach dem Zuſchlag ein⸗ 
treten, die am Zwangsverſteigerungsverfahren Beteiligten als ſolche nicht, 
ſondern nur den Erſteher als nunmehrigen Eigentümer, unter Umſtänden auch 
am Grundſtücke dinglich Berechtigte. Die Rechte dieſer gegenüber der Rechts⸗ 
änderung, insbeſondere etwa auf Berichtigung des Grundbuchs gemäß § 22 
GBD., wenn ein nach dem Zuſchlag eingetragenes Recht ihnen gegenüber 
unwirkſam iſt, hat der Vollſtreckungsrichter nicht wahrzunehmen. Er iſt auch, 
ſoweit es ſich um zur Eintragung gebrachte Rechte handelt, nicht in der Lage, 
ihre Rechtsbeſtändigkeit zu prüfen, da hinſichtlich der nach dem Zuſchlag ein⸗ 
getragenen Rechte die erforderlichen Unterlagen dazu ihm die Zwangsver⸗ 
ſteigerungsakten nicht bieten, ganz abgeſehen davon, ob er von dieſen Ein⸗ 
tragungen überhaupt Kenntnis durch den Grundbuchrichter erhält. Demnach 
iſt der Vollſtreckungsrichter nicht für zuſtändig zu erachten, das Erſuchen um 
Löſchung auf die nach dem Zuſchlag eingetragenen Rechte zu erſtrecken. Daraus 
folgt für den vorliegenden Fall, daß der Grundbuchrichter das Erſuchen des 
Vollſtreckungsrichters um Löſchung, ſoweit es die beiden fraglichen, nach dem 
Zuſchlag eingetragenen Hypotheken betraf, abzulehnen hatte; denn nach § 39 
GBO. hat das Grundbuchamt, dem die Eintragungsbewilligung ($ 19) und 
den Eintragungsantrag (§S 13 GB.) erſetzenden Erſuchen einer Behörde um 
Eintragung nur dann ſtattzugeben, wenn die Behörde nach geſetzlicher Vor⸗ 
ſchrift zu dem Erſuchen befugt iſt (RJ A. 2, 184; 3, 217). Der Grund⸗ 
buchrichter konnte auch aus dem Datum des Zuſchlagsbeſchluſſes, das ihm 
vom Vollſtreckungsrichter, da bei der Eigentumseintragung des Erſtehers als 
deren Grundlage der Zuſchlagsbeſchluß mit einzutragen it ($ 10 Nr. 3 
PrAllg Vfg. vom 20. November 1899 zur Ausführung der GB.), mitgeteilt 
werden mußte und auch vorliegend mitgeteilt worden iſt, die ſpätere Zeitfolge 
der Eintragungen der beiden Hypotheken erſehen, da dieſe am 15. März 
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eingetragen waren, der Zuſchlagsbeſchluß aber vom 9. März datierte. Hiernach 
hat der Grundbuchrichter die Löſchung unter Verletzung geſetzlicher Vorſchriften, 
insbeſondere des $ 39 GBO. und des $ 130 ZwVG. vorgenommen. 
Ferner iſt auch das Grundbuch durch dieſe Löſchung unrichtig geworden. 
Denn die beiden Hypotheken waren (wenn auch mit anderem Range) tatſächlich 
rechtsbeſtändig. Zunächſt hatte der Grundbuchrichter ihre Eintragung nach 
dem Inhalte der zugrundeliegenden Eintragungsbewilligungen vom 9. März 1906 
mit Recht bewirkt. Allerdings war die Eintragung von dem Beſchwerdeführer 
als eingetragener Eigentümer bewilligt und in Abt. II war der Vermerk über 
Einleitung der Zwangsverſteigerung eingetragen. Jedoch iſt der Grundſtückseigen⸗ 
tümer trotz Anordnung der Zwangsverſteigerung und der mit dieſer unter den 
Vorausſetzungen des $ 22 ZwVG. eintretenden Beſchlagnahme des Grundſtücks 
(S 20 Abſ. 1 Zw G.) befugt, das Grundſtück noch weiter mit Hypotheken zu 
belaſten, da die Beſchlagnahme gemäß § 23 Abſ. 1, § 20 Abſ. 1 ZwVG. 
nur die Wirkung eines Veräußerungsverbots zugunſten des betreibenden 
Gläubigers hat. Deshalb durfte der Grundbuchrichter die auf Grund der 
Eintragungsbewilligung des Eigentümers beantragte Eintragung der beiden 
Hypotheken nicht ablehnen. Dieſe Eintragung war aber auch nicht nur zurzeit 
der Eintragung rechtswirkſam, ſondern fie behielt auch fernerhin ihre Wirkſam⸗ 
keit. Regelmäßig allerdings erlöſchen die von dem Vollſtreckungsſchuldner vor 
dem Zuſchlage bewilligten Eintragungen gemäß 88 91, 52 ZwVG. mit dem 
Zuſchlag und ſind die von dem Schuldner nach dem Zuſchlage bewilligten 
Eintragungen, wie oben dargelegt iſt, rechtsungültig. Vorliegend aber iſt dem 
Vollſtreckungsſchuldner ſelbſt der Zuſchlag erteilt worden und er iſt ſomit trotz 
des Zuſchlags noch Eigentümer des Grundſtücks, freilich nunmehr aus einem 
neuen Rechtsgrunde. Daher ſteht der Rechtsbeſtändigkeit der fraglichen beiden 
Hypotheken, deren Eintragung erſt nach dem Zuſchlag erfolgt iſt, ein mit dem 
Zuſchlag eingetretener Wechſel im Eigentum und in der Verfügungsbefugnis 
nicht entgegen. Ferner aber iſt auch die Rechtsunwirkſamkeit nicht aus 8 130 
Abſ. 3 ZwVGG. zu entnehmen. Nach dieſer Vorſchrift darf, wenn der Er: 
ſteher, bevor er als Eigentümer eingetragen worden iſt, die Eintragung eines 
Rechtes an dem verſteigerten Grundſtücke bewilligt hat, die Eintragung nicht 
vor der Erledigung des vorerwähnten, vom Vollſtreckungsrichter an das Grund⸗ 
buchamt zu richtenden, Erſuchens erfolgen. Dieſes Verbot von Eintragungen 
in der Zeit zwiſchen der Erteilung des Zuſchlags und der Erledigung des 
Erſuchens hat auch dann zu gelten, wenn, wie vorliegend, der Vollſtreckungs⸗ 
ſchuldner und Eigentümer ſelbſt den Zuſchlag erhält und alſo der Erſteher 
bereits als Eigentümer im Grundbuch eingetragen ſteht; denn § 130 Abſ. 3 
gibt das Grundbuch für Eintragungen erſt dann frei, wenn das Eigentum 
des Erſtehers als ſolches eingetragen iſt, und auch der Erſteher, welcher zur 
Zeit der Erteilung des Zuſchlags bereits Eigentümer des Grundſtücks iſt, er⸗ 
langt durch den Zuſchlag ein neues Eigentum auf anderer Grundlage wie 
bisher und er iſt auf Grund des Zuſchlagsbeſchluſſes von neuem als Eigen⸗ 
tümer in das Grundbuch einzutragen. Es fragt ſich daher, ob eine in der 
genannten Zwiſchenzeit dem Eintragungsverbote zuwider erfolgte Eintragung 
rechtsungültig iſt. Dies iſt zu verneinen. Für die Ungültigkeit ſcheint aller⸗ 
dings der Ausdruck „darf .. . nicht“ zu ſprechen. Allein dieſer Ausdruck 
hat in den Geſetzen nicht, wie der Ausdruck „kann nicht“ (vergl, SS 8, 35, 
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38, 108 Abſ. 2, 469, 470 BGB.), die allgemein feſtſtehende Bedeutung, 
daß der Rechtsakt, der nicht vorgenommen werden darf, im Falle der Vor⸗ 
nahme rechtsunwirkſam iſt, vielmehr iſt regelmäßig der Rechtsakt wirkſam und 
hat die verbotwidrige Vornahme nur andere Nachteile zur Folge (vergl. §8 52 
Abſ. 2, 627 Abſ. 2, 671 Abſ. 2 BGB., § 17 der GB.), auch iſt, 
wenn das Geſetz den Ausdruck in Fällen gebraucht, in denen die Unwirkſam⸗ 
keit des Rechtsaktes die Folge des Zuwiderhandelns iſt, dieſe Folge in der 
Regel noch ausdrücklich beſtimmt (vergl. 88 456, 458; § 795 Abſ. 1, 3; 
588 1240, 1243; 88 1309, 1310, 1312, 1326, 1327, 1328 BGB.). 
Es iſt daher nach der Geſetzesſprache die Auslegung des „darf ... nicht“ 
im § 130 Abſ. 3 Zw G. dahin, daß mit dem Verbote die erſtbezeichnete 
ſchwächere Wirkung verbunden ſein ſoll, für gerechtfertigt zu erachten. Eine 
Beſtätigung findet dieſe Annahme in der Entſtehungsgeſchichte der Vorſchrift. 
Nach dem § 90 Abſ. 1 Satz 2 des Entwurfs ſollte das „Recht“, Ein⸗ 
tragungen in das Grundbuch zu beantragen, dem Erſteher erſt zuſtehen, 
nachdem er als Eigentümer eingetragen worden wäre. Es ſollte alſo dem 
Erſteher die Befugnis zur Vornahme von Veräußerungs- und Belaſtungsakten 
bis zu ſeiner Eigentumseintragung überhaupt entzogen ſein. Dieſe Beſtimmung 
wurde in der Reichstagskommiſſion, um dem Erſteher die Aufnahme von 
Hypotheken in der Zwiſchenzeit zu ermöglichen, durch das Verbot lediglich der 
Eintragung im $ 130 Abſ. 3 ZwVG. erſetzt. Zweck dieſes Verbots aber 
iſt, zu verhindern, daß durch Eintragungen, welche der Erſteher in der 
Zwiſchenzeit herbeigeführt hat, diejenigen Zwangsverſteigerungsintereſſenten, für 
welche etwa in Ausführung des Teilungsplans Rechte, insbeſondere Sicherungs⸗ 
hypotheken nach Maßgabe des $ 128 ZwVG., in das Grundbuch auf Er: 
fuchen des Vollſtreckungsrichters einzutragen ſind, benachteiligt werden. Es 
dient alſo das Verbot dem Schutze ſolcher etwaiger Intereſſenten, mit deren 
Rechten das vom Erſteher erworbene Grundſtück als von vornherein belaſtet 
erſcheint: für ſie ſoll, da die Grundbuchberichtigung nicht unmittelbar im An⸗ 
ſchluß an den Zuſchlag erfolgen kann, ſondern erſt die Beendigung des Ver⸗ 
teilungsverfahrens abgewartet werden muß, das Grundbuch freigehalten werden, 
ſo daß ihre Rechte bei der demnächſtigen Eigentumseintragung für den Er⸗ 
ſteher an der zur Zeit des Zuſchlags bereiteſten Stelle zur Eintragung gelangen 
(RIA. 6, 268, 272; OL GRſpr. 9, 382). Daraus folgt, daß das Verbot 
weder eine bloße Ordnungs- oder Verfahrensvorſchrift iſt, deren Verletzung 
keine rechtlichen Folgen nach ſich zieht, noch ein die Nichtigkeit der verbots⸗ 
widrigen Eintragung bewirkendes abſolutes Verbotsgeſetz, ſondern daß das 
Verbot nur zugunſten der vorbezeichneten Zwangsverſteigerungsintereſſenten 
wirkt, ſo daß deren einzutragende Rechte den Vorrang vor den in der Zwiſchen⸗ 
zeit erfolgten Eintragungen beanſpruchen können, während dieſe im übrigen 
rechtswirkſam ſind. 

Demnach ſind im vorliegenden Falle die in Rede ſtehenden, auf Grund 
der Bewilligung des bisherigen Eigentümers und gleichzeitigen Erſtehers nach 
dem Zuſchlag eingetragenen, beiden Hypotheken rechtswirkſam geweſen und 
trotz der ohne rechtlichen Grund erfolgten Löſchung materiell rechtsbeſtändig 
geblieben. Es iſt daher das Grundbuch durch die Löſchung der beiden Hypo⸗ 
theken unrichtig geworden und noch unrichtig. Hiernach ſind die Voraus⸗ 
ſetzungen der Eintragung eines Widerſpruchs gemäß § 54 Abſ. 1 GBO. gegeben. 
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Unzuläffigfeit der Eintragung einer Rängänderung, durch die einet nad: 
ſtehenden Hypothek der Vorräng vor dem jeweils getilgten Teile anderer 
im Range vorgehender Hypotheken beigelegt wird. 


$ 880 BGB. 
Kammergericht Berlin, 11. Oktober 1906. — Bd. 8 S. 70. 


Auf dem Grundſtücke P. Bd. 5 Bl. Nr. 102 ſteht in Abt. III Nr. 16 
für die P. C. B. Aktiengeſellſchaft eine Darlehnshypothek von 60 000 Mark 
eingetragen, welche durch regelmäßige Amortiſationszahlungen, unter gewiſſen 
Umſtänden aber durch außerordentliche Rückzahlungen zu tilgen ift, und find 
ferner die Hypotheken Abt. III Nr. 17, 19, 20 von zuſammen 20 000 Mark, 
im Range auf die Poſt Nr. 16 folgend, für die P. C. B. Aktiengeſellſchaft 
auf Grund der Urkunden vom 5. und 27. April 1906 umgeſchrieben. In 
dieſen Urkunden, in welchen die Verzinſungs⸗ und Zahlungsbedingungen der 
letztgenannten drei Hypotheken geändert worden ſind, iſt zugleich von dem 
V Töpfermeiſter N. erklärt worden, er räume den Hypotheken 
Nr. 19 und 20 von zuſammen 20 000 Mark den Vorrang ein „vor 
1 Be die regelmäßigen oder durch außerordentliche Rückzahlungen zur 
Tilgung gelangten und noch gelangenden Teilen der Poſt Nr. 16 von 
60 000 Mark“ und beantrage, dieſe Vorrangseinräumung bei allen dieſen 
Poſten einzutragen. Die P. C. B. Aktiengeſellſchaft iſt dieſen Erklärungen 
zuſtimmend beigetreten. Das Amtsgericht P. hat die Eintragung des Vor⸗ 
rangs abgelehnt, weil eine Verfügung über Rechte, deren Entſtehung dem 
Grundbuchamte nicht nach Grund und Betrag nachgewieſen werden könne, dem 
das Grundbuchrecht beherrſchenden Spezialitätsprinzipe widerſpreche. Die hier⸗ 
gegen eingelegte Beſchwerde iſt vom Landgerichte P. zurückgewieſen worden 
mit der Begründung: Es könne dahingeſtellt bleiben, ob hinſichtlich der noch 
nicht amortiſierten Beträge die Verfügung des nicht berechtigten Grundſtücks⸗ 
eigentümers durch die Zuſtimmung des Gläubigers wirkſam werde, wie das 
Kammergericht in dem Beſchluſſe KGJ. 26 A, 145 angenommen habe; 
bedenklich erſcheine dies immerhin, da die Verfügung nicht die dem Gläubiger 
zuſtehende Hypothek betreffe, ſondern die dem Grundſtückseigentümer künftighin 
anfallende Eigentümergrundſchuld, die Zurückweiſung des Eintragungsantrags 
ſei aber aus dem vom Amtsgerichte geltend gemachten Grunde gerechtfertigt, 
und zwar um ſo mehr, als die Vorrangseinräumung ſich auch auf die außer⸗ 
ordentlichen Rückzahlungen beziehe und ſonach ſelbſt unter Zuhilfenahme der 
in dem Eintragungsvermerk in bezug genommenen Urkunden nicht mit Sicher⸗ 
heit feſtzuſtellen ſein werde, wie weit die Amortiſation gediehen ſei. In der 
weiteren Beſchwerde hierüber wird geltend gemacht: Daß bei einer Vorrechts⸗ 
einräumung der zurücktretende Teil der Hypothekenpoſt der Summe nach er⸗ 
kennbar ſein müſſe, ſei aus dem Geſetze nicht zu entnehmen. Zum mindeſten 
hätte dem Eintragungsantrag inſoweit ſtattgegeben werden müſſen, als er ſich 
auf die bereits amortiſierten Teile der Poſt Abt. III Nr. 16 beziehe. 

Die weitere Beſchwerde iſt vom Kammergerichte zurückgewieſen worden 
aus folgenden Gründen: 

Das Kammergericht hat in dem angegebenen Beſchluſſe ausgesprochen, 
es könne, wenn zwei im Range aufeinander folgende Hypotheken einem 
Gläubiger zuſtünden, auf Grund der Bewilligung des Grundſtückseigentümers 
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und der Zuſtimmung des Gläubigers für die im Range nachſtehende Hypothek 
der Vorrang vor den jeweils abgetragenen Teilen der vorgehenden Hypothek 
eingetragen werden. Dieſe Entſcheidung kann nach nochmaliger Prüfung und 
bei Inbetrachtnahme der Ausführungen des Reichsgerichts in dem Beſchluſſe 
vom 18. Oktober 1905 (RIA. 6, 215, 222) bezüglich der Unzuläſſigkeit 
der Eintragung von Verfügungen des Grundſtücksseigentümers über künftig 
etwa entſtehende Eigentümerhypotheken nicht aufrecht erhalten werden. Im 
früheren Preußiſchen Rechte wurde auf Grund der Vorſchrift des § 35 des 
Geſetzes über den Eigentumserwerb der Grundſtücke vom 5. Mai 1872 vor⸗ 
herrſchend die Auffaſſung vertreten, daß durch die Vorrechtseinräumung nur 
obligatoriſche Rechte und Pflichten unter den daran unmittelbar Beteiligten 
begründet würden, daß der zurücktretende Berechtigte nur die perſönliche Ver⸗ 
pflichtung habe, dem Vortretenden bei der Kaufgelderverteilung im Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren die Befriedigung aus den Kaufgeldern an ſeiner Stelle 
zu geſtatten, und daß die Eintragung der Vorrechtseinräumung nur die Wir⸗ 
kung habe, daß die perſönliche Verpflichtung auf den dritten Erwerber der 
zurückgetretenen Poſt übergehe. Dieſe Auffaſſung kann für die Vorrechtsein⸗ 
räumung nach dem BGB. keine Geltung beanſpruchen. Gemäß $ 880 
Abi. 1, 2 BGB. ift zur nachträglichen Aenderung des Rangverhältniſſes 
ebenſo wie zur Aenderung des Inhalts eines Rechtes an einem Grundſtücke 
nach $ 887, $ 873 Abſ. 1 BGB. Einigung der Beteiligten und Eintragung 
in das Grundbuch erforderlich. Daraus ergibt ſich, daß durch dinglichen Ver⸗ 
trag und Eintragung der dem einen Rechte nach §8 879 BGB. vor dem 
anderen Rechte zuſtehende Vorrang dem letzteren Rechte mit dinglicher Wirkung 


beigelegt wird. Dieſe dingliche Wirkung der Vorrechtseinräumung nicht nur 


gegen den zurücktretenden Verechtigten, ſondern gegenüber jedermann, mit der 
aus § 880 Abſ. 5 ſich ergebenden Ausnahme der Zwiſchenberechtigten, wird 
auch in den Motiven (3, 229 u. 231), in den Protokollen (3, 93 u. 95) und 
in der Denkſchrift (Vahlen S. 178) mehrfach ausdrücklich hervorgehoben. Wie 
die Rangänderung hinſichtlich der eintretenden Umgeſtaltung der Rechtsbeziehungen 
der beteiligten Rechte untereinander rechtlich zu charakteriſieren, ob ſie als 
Abtretung des Rangrechts oder als eine durch nicht rechtsgeſchäftliche Auf⸗ 
hebung des zurücktretenden Rechtes und durch jedwede Aufhebung des vor⸗ 
tretenden Rechtes reſolutiv bedingte beiderſeitige Abtretung des Ranganſpruchs 
oder als eine Belaſtung des zurücktretenden Rechtes zugunſten des vortretenden 
aufzufaſſen iſt, kann dahingeſtellt bleiben. Jedenfalls wird, was vorliegend 
allein in Betracht kommt, bei der Rangänderung von demjenigen, der ſein 
Recht zurücktreten läßt, eine unverzüglich wirkſame ſachenrechtliche Verfügung 
über dieſes Recht inſofern vorgenommen, als von ihm die mit dem Rechte 
verbundene Berechtigung, Befriedigung aus dem Grundſtücke vor den nad 
ſtehenden Rechten zu verlangen, zugunſten des vortretenden Rechtes aufgegeben 
wird. Eine Verfügung aber mit ſolcher ſachenrechtlichen Wirkung, welche im 
Wege der Einigung zwiſchen den Beteiligten und der Eintragung in das 
Grundbuch erfolgen ſoll, kann begrifflich nur ein beſtehendes dingliches Recht 
am Grundſtücke zum Gegenſtande haben (RJ A. 4, 243; 5, 270). Ein 
ſolches Recht iſt nicht die Ausſicht des Grundſtückzeigentümers auf moglichen 
künftigen Erwerb einer Eigentümerhypothek. Durch die Eintragung einer 
Hypothek wird für den Eigentümer nur die Möglichkeit eröffnet, daß, wenn 
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ſpäter einmal, insbeſondere infolge Tilgung der Hypothekenforderung gemäß 
8 1163 Satz 2 BGB., ſich die Hypothek mit dem Eigentum in einer Perſon 
vereinigen ſollte, die Hypothek gemäß S 1177 BGB. auf ihn übergeht. Ein 
Vermögensrecht aber, über das er mit ſachenrechtlicher ſofortiger Wirkung ver⸗ 
fügen kann, erlangt er erſt dann, wenn der Fall der Entſtehung der Eigen⸗ 
tümerhypothek in feiner Perſon wirklich eintritt (RIA. 2, 187; 4, 243; 
5, 270). Insbeſondere erhellt die rechtliche Unmöglichkeit einer ſachenrecht⸗ 
lichen Verfügung durch Rangänderung der künftigen Eigentümerhypothek daraus, 
daß die Rangänderung nach Maßgabe des S 880 BGB. zum Zwecke hat, 
das Rangverhältnis mehrerer eingetragener Rechte zueinander umzugeſtalten 
und das Vorrangsrecht des einen Rechtes dem anderen zuzuweiſen; daß aber, 
wenn lediglich der Rang der aus einer (vorgehenden) Hypothek künftig etwa 
entſtehenden Eigentümerhypothek der anderen (nachſtehenden) Hypothek beigelegt 
würde, tatſächlich doch das Rangverhältnis zwiſchen den beiden eingetragenen 
Hypotheken unverändert bliebe und ſomit die dingliche Wirkung, die das Geſetz 
mit der Rangänderung verbunden wiſſen will, in Wirklichkeit gar nicht ein⸗ 
träte. Allerdings wird, wenn das Rangverhältnis zweier Hypotheken geändert 
wird, dadurch auch die Rechtslage der künftig etwa aus dieſen Hypotheken 
entſtehenden Eigentümerhypotheken mitbetroffen und es iſt deshalb, weil der 
Eigentümer durch eine Rangverſchlechterung einer künftig etwa ihm zufallenden 
Hypothek geſchädigt werden könnte, im § 880 Abſ. 2 Satz 2 BGB. die 
Zuſtimmung des Eigentümers zum Zurücktreten einer Hypothek erfordert 
(Motive 3, 231). Daraus aber, daß dieſe Zuſtimmung des Eigentümers 
auch den etwaigen anderen künftigen Eigentümerhypothekar bindet, iſt nicht zu 
folgern, daß der Eigentümer auch die etwaige künftige Eigentümerhypothek für 
ſich allein mit der letztgedachten Wirkung hinſichtlich des Ranges ändern kann. 
Denn bei der Rangänderung mehrerer Hypotheken verfügt in erſter Linie der 
Gläubiger der zurücktretenden Poſt über ſein gegenwärtig beſtehendes Recht 
und der Eigentümer hat nur aus dem genannten Billigkeitsgrunde durch ſeine 
akzeſſoriſche Zuſtimmung mitzuwirken. 

In dem vorgenannten Beſchluſſe des Kammergerichts (KGJ. 26 A, 146) 
iſt ebenfalls zunächſt ausgeführt, der Grundſtückseigentümer könne, ſolange er 
die Hypothek nicht als Eigentümerhypothek erworben habe, ſondern nur die 
Möglichkeit eines Erwerbes vorliege, mit der Eigentümerhypothek nicht einer 
anderen Hypothek den Vorrang einräumen, da ihm noch kein dingliches Recht 
an der Hypothek zuſtehe und er daher nicht die Möglichkeit einer Verfügung 
mit ſachenrechtlicher Wirkung habe. Demnächſt aber wird für den dort ge⸗ 
gebenen, dem hier vorliegenden gleichen Fall, daß der Gläubiger der vor⸗ 
gehenden Hypothek, aus der möglicherweiſe durch Abtragung von Teilbeträgen 
gemäß SS 1168, 1177 BGB. künſtig Eigentümergrundſchulden entſtehen, 
zugleich auch Gläubiger der nachſtehenden Hypothek iſt, die Vorrangseinräumung 
des Eigentümers mit der künſtigen Eigentümergrundſchuld deswegen für zu⸗ 
läſſig erklärt, weil der Gläubiger, wie dies auch im vorliegenden Falle ge⸗ 
ſchehen iſt, ſeine Einwilligung zu der Vorrangseinräumung gegeben hatte. 
Begründet wird dies damit, daß nach $ 880 Abſ. 2 BGB. der Gläubiger, 
dem mehrere Hypotheken an einem Grundſtücke zuſtänden, die Rangverhältniſſe 
unter dieſen mit Zuſtimmung des Eigentümers umgeſtalten könne, und zwar, 
unter Fortfall der ſonſt erforderlichen Einigung des zurücktretenden und des 
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vortretenden Berechtigten, durch einſeitige Erklärung, und daß durch die Ein⸗ 
willigung des Gläubigers die Verfügung des Eigentümers Wirkſamkeit er⸗ 
langt habe. Dieſe Rechtsauffaſſung kann nach nochmaliger Prüfung nicht für 
zutreffend erachtet werden. Ob die Umwandlung der Rangverhältniſſe mehrerer 
Hypotheken, die ſich in der Hand desſelben Gläubigers befinden, durch ein⸗ 
ſeitige Erklärung des Gläubigers erfolgen kann (RIA. 5, 73, 77), kann 
dahingeſtellt bleiben. Bei der Vorrangseinräumung mit der etwaigen künftigen 
Eigentümerhypothek iſt der Gläubiger der beiden Hypotheken, aus welcher die 
künſtige Eigentümerhypothek entſtehen ſoll, überhaupt nicht beteiligt. Denn es 
ſoll nicht das Rangverhältnis der gegenwärtig beſtehenden beiden Hypotheken 
zueinander mit ſofortiger dinglicher Wirkung geändert werden, ſondern die 
etwaige künftige Eigentümerhypothek ſoll gegenüber der nachſtehenden Hypothek 
im Range zurücktreten. Inhaber der künftigen Eigentümerhypothek iſt aber 
nicht der Gläubiger der vorgehenden gegenwärtigen Hypothek als ſolcher, 
ſondern möglicherweiſe wird es einmal der Eigentümer ſein. Nur dieſer 
würde, wenn er über die Eigentümerhypothek dinglich verfügen könnte, „der 
zurücktretende Berechtigte“ im Sinne des 8 880 Abſ. 2 BGB. fein, welcher 
der nachſtehenden Hypothek den Vorrang vor der künftigen Eigentümerhypothek 
zu bewilligen hätte, während der Hypothekengläubiger nur als „vortretender 
Berechtigter“ in Betracht käme; die nach 8 880 Abſ. 2 Satz 2 BGB. er: 
forderliche Zuſtimmung des Eigentümers als ſolchen würde in der Zurüd- 
tretungserklärung des Eigentümers als möglichen Inhabers der künftigen 
Eigentümerhypothek mitenthalten ſein. Daraus folgt, daß der Hypotheken⸗ 
gläubiger dem Eigentümer die dieſem tatſächlich nicht zuſtehende Verfügungs⸗ 
macht hinſichtlich der künftigen Eigentümerhypothek nicht durch ſeine Zuſtimmung 
zur Vorrangseinräumung gewähren kann, da auch er zur Verfügung über die 
künftige Eigentümerhypothek nicht befugt iſt. Dies wird klarer, wenn man 
den nach der vorerörterten Richtung gleich zu beurteilenden Fall in Betracht 
zieht, daß die Gläubiger der beiden Hypotheken verſchiedene Perſonen ſind. 
Wäre die fragliche Vorrangseinräumung überhaupt zuläſſig, ſo könnte ſie 
durch Einigung zwiſchen dem Eigentümer als dem möglichen Inhaber der 
künftigen Eigentümerhypothek und dem Gläubiger der nachſtehenden Hypothek 
allein erfolgen; der Zuziehung des Gläubigers der vorgehenden lerſtſtelligen) 
Hypothek würde es nicht bedürfen, da der Rang ſeiner Hypothek nicht ge⸗ 
ändert werden ſoll. Die tatſächlich aber unwirkſame Vorrangseinräumung des 
Eigentümers mit der künftigen Eigentümerhypothek wird nicht dadurch wirkſam, 
daß der Gläubiger der vorgehenden Hypothek ſeine Zuſtimmung gibt, da ihm 
die künftige Eigentümerhypothek, die im Range zurücktreten ſoll, nicht zuſteht. 
Die in dem der Entſcheidung KGJ. 28 A, 139 vorangeſtellten Rechtsgrund⸗ 
ſatze zum Ausdrucke gelangte gegenteilige Anſicht, daß in dieſem Falle die 
Bewilligung des vorgehenden Hypothekengläubigers die Vorrangseinräumung 
mit der etwaigen künftigen Eigentümerhypothek ermögliche, kann ebenfalls nicht 
aufrecht erhalten werden. Hiernach iſt vorliegend die Erklärung des Grund⸗ 
ſtückseigentümers, daß er den Hypotheken Nr. 17, 19 und 20 vor allen 
durch die regelmäßigen oder durch außerordentliche Rückzahlungen zur Tilgung 
gelangten und noch gelangenden Teilen der Poſt Nr. 16 von 60 000 M. 
den Vorrang einräume, trotz Zuſtimmung der Beſchwerdeführerin als Inhaber 
dieſer Hypotheken inſoweit unwirkſam, als ſie die etwa künftig durch Zahlung 
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von Teilbeträgen entſtehenden Eigentümergrundſchulden betrifft, und iſt ya 
die Eintragung der Vorrangseinräumung in dieſer Hinſicht mit Recht von 
Vorinſtanzen abgelehnt worden. 

Uebrigens würde ſich die Unzuläſſigkeit der Eintragung auch dan 
geben, wenn die vom Reichsgericht in dem Beſchluſſe vom 18. Oktober 1 905 
(RIA. 6, 215) zur Begründung allerdings nur der Unzuläffigkeit der Ein⸗ 
tragung der Pfändung einer möglichen künftigen Eigentümerhypothek dargelegte 
Rechtsauffaſſung, daß Weſen und Zweck der Grundbucheinrichtung der Auf⸗ 
nahme des etwaigen künftigen Eigentümerhypothekars und ſeiner Verfügungen 
in das Grundbuch widerſtreite, zu verallgemeinern und aut auf die Ein⸗ 
tragung einer Vorrangseinräumung mit einer künftigen Eigentümerhypoth et 
anzuwenden wäre. Jedoch bedarf es vorliegend eines Eingehens hierauf nicht. 

Was ſodann die zurzeit bereits bezahlten Teile der Poſt Abt. III Nr. 16 
anlangt, ſo würde in Höhe der Zahlungen, ſoweit dieſe nicht etwa zur An- 
ſammlung eines Guthabens des Schuldners, mit welchem erſt ſpäter die 
Tilgung der Schuld durch Aufrechnung erfolgt, beſtimmt ſind, die genannte 
Hypothek ſchon jetzt auf den Eigentümer als Eigentümergrundſchuld über: 
gegangen (zu vergl. KGJ. 20 A, 208; 26 A, 147) und würde der Eigen⸗ 
tümer darüber zu verfügen und alſo inſoweit den Vorrang zu bewilligen be⸗ 
fugt ſein. Es iſt aber nicht angegeben, geſchweige denn urkundlich feftgeitellt, 
in welcher Höhe Zahlungen mit der Wirkung ſofortiger Tilgung der fraglichen 
. 5 geleiſtet worden ſind. Daher kann auch 
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vor den bereits ee een b der 9 Nr. 16 den Vorrang pälten, 
kann für zuläſſig nicht erachtet werden. Denn, wenn einzelne Teile einer 
Hypothek einem anderen als dem eingetragenen Gläubiger zuſtehen und das 
Rangverhältnis dieſer Teile von dem des Reſtbetrags verſchieden geſtaltet 
werden ſoll, ſo hat die Eintragung der Rangänderung zur Folge, daß die 
Hypothek in Teilhypotheken, deren Rechtslage verſchieden iſt, zerfällt, und es 
muß daher, wie bei der Eintragung der Hypothek ein beſtimmter Geldbetrag 
der Forderung gemäß $ 1115 BGB. anzugeben iſt, auch bei dieſer die 
Teilung der Hypothek herbeiführenden Eintragung der betreffende Teilbetrag 
vermerkt werden, da ſonſt das Grundbuch nicht mit der erforderlichen Deut⸗ 
lichkeit und Beſtimmtheit erkennen läßt, daß und zu welchen Beträgen eine 
mit Veränderung der Rechtslage verbundene Teilung der Hypothel eingetreten 
iſt (zu vergl. RIA. 3, 107). 

Demnach war die weitere Beſchwerde in ganzem Umfange zurückzuweiſen. 


Aufhebung der für einen nicht unter Vormundſchaft ſtehenden Volljährigen 

wegen geiſtiger Gebrechen angeordneten Pflegſchaft auf Antrag des Pflege⸗ 

befohlenen; Unwirksamkeit des Antrags, wenn die Willenserklärung des 
Pflegebefohlenen wegen ſeiner Geſchäftsunfähigkeit nichtig iſt. 


8 104 Nr. 2, $ 105, $ 1910 Abſ. 2, 3, $ 1920 BGB. 
Reichsgericht IV. Zivilſenat, 21. Februar 1907. — Bd. 8 S. 77. 


Veröffentlicht NG. 65, 200. 
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Anordnungen des Vormundſchaftsgerichts wegen Gefährdung des Vermögens 

eines unter elterlicher Gewalt ſtehenden Kindes gegen den Gewalthaber; 

Unzuläſſigkeit der Beſtellung eines Pflegers für die Beſorgung einer unter 
die Vermögensverwaltung fallenden Angelegenheit. 


88 1667, 1670 56. 
Kammergericht Berlin, 1. November 1906. — Bd. 8, S. 81. 


Der frühere Müllermeiſter, jetzt berufsloſe Ewald L., der bis vor kurzem 
in L. war und ſich jetzt in P., Kreis J., aufhält, war mit Frau Anna L. 
geb. W. verheiratet, welche am 24. Juni 1897 verſtarb. Durch Urteil des 
Landgerichts zu B. vom 30. Oktober 1897 iſt L. wegen vorſätzlicher Körper⸗ 
verletzung mittels einer das Leben gefährdenden Behandlung dieſer ſeiner 
Ehefrau und wegen Bedrohung zu einem Jahre Gefängnis verurteilt worden. 
Von dieſer Frau hat er drei Kinder. Nach eingehend geführter Sachunter⸗ 
ſuchung hat das Amtsgericht zu L. dem L. das Recht der Perſonenſorge für 
ſeine Kinder und die Verwaltung des Vermögens der Kinder entzogen. Auf 
die von L. eingelegte Beſchwerde hat das Landgericht zu L. den Beſchluß 
inſoweit aufgehoben, als dadurch dem Beſchwerdeführer die Verwaltung des 
Vermögens ſeiner Kinder entzogen war, indem es an Stelle der letzteren Maß⸗ 
regel einſchränkend anordnete, daß das Vormundſchaftsgericht für die drei 
Kinder einen Spezialpfleger zur Empfangnahme und mündelſicheren Anlegung 
des großväterlichen Erbteils beſtellen und daß L. über das geſamte Vermögen 
ſeiner Kinder dem Vormundſchaftsgerichte Rechnung legen ſolle, und die weiter⸗ 
gehende Beſchwerde des L. zurückwies. Das Kammergericht hat der weiteren 
Beſchwerde, ſoweit ſie ſich gegen die Beſtellung des Spezialpflegers richtet, 
ſtattgegeben und die Sache inſoweit zur anderweitigen Erörterung und Ent⸗ 
ſcheidung an das Amtsgericht zurückverwieſen. In den Gründen wird aus⸗ 
geführt: | 

Die vom Landgerichte getroffene fernere Anordnung, daß das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht für die drei Kinder einen Spezialpfleger zur Empfangnahme und 
mündelſicheren Anlegung des großväterlichen Erbteils beſtellen ſoll, gibt zu 
rechtlichen Bedenken Anlaß. Das Landgericht ſelbſt hat unter Hinweis auf 
8 1670 BGB. zutreffend ausgeſührt, daß eine vollſtändige Entziehung der 
Vermögensverwaltung gegen den Vater zwar wohl unter den dort beſtimmten 
Vorausausſetzungen, nicht aber nach §8 1667 BGB. ausgeſprochen werden 
dürfe (Motive 4, 810; Denkſchriſt, Heymann 339; OL GRſpr. 6, 289). 
Dagegen hält es auf Grund der letzteren Vorſchrift die Beſtellung eines 
Pflegers, wenn auch vielleicht nicht ſchlechthin zur Führung der ganzen Ver⸗ 
mögensverwaltung, ſo doch zu dem beſonderen Zwecke für zuläſſig, um den 
großväterlichen Erbteil der Kinder in Empfang zu nehmen und nach den Vor⸗ 
ſchriften über die Anlage von Mündelgeldern anzulegen. Die Zuläſſigkeit 
dieſer Maßregel aus § 1667 leitet es daraus her, daß dort (wie der Zuſatz 
„insbeſondere“ im Abſ. 2 ergebe) nur einzelne Beiſpiele für die zu treffenden 
Anordnungen aufgeführt ſeien. Letzteres iſt nach dieſem Zuſatz und dem 
ſonſtigen Inhalte des Abſ. 2 ohne weiteres als richtig anzuerkennen. Damit 
iſt jedoch noch nicht die fernere Frage entſchieden, ob die vom Landgerichte 
getroffene Maßregel ſich den im § 1667 Abſ. 2 ausdrücklich gegebenen Bei: 
ſpielen ihrer ganzen Beſchaffenheit nach als gleichartig anreiht oder ob ſie 
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nicht vielmehr einen von ihnen verſchiedenen rechtlichen Charakter hat und ge 
radezu unter $ 1670 fällt. Für die Beantwortung dieſer Frage bedarf es 
eines Eingehens auf die Art der nach § 1667 einerſeits und nach § 1670 
andererſeits zuläſſigen vormundſchaftsgerichtlichen Maßregeln und ihres Ver⸗ 
gleichs untereinander. Als Beiſpiele der nach § 1667 möglicherweiſe in 
Betracht kommenden Maßregeln (deren Auswahl im übrigen dem freien Er⸗ 
meſſen des Gerichts überlaſſen iſt) werden erwähnt: Die Einreichung eines 
Verzeichniſſes des Vermögens des Kindes (SS 1802, 1640), die Rechnungs: 
legung über deſſen Verwaltung (SS 1840, 1841), die Auferlegung derjenigen 
Verpflichtungen, die einem Vormund in bezug auf Wertpapiere, Koſtbarkeiten 
und Reichs⸗ oder Staatsſchuldbuchforderungen obliegen. Der Vater kann 
danach angehalten werden, Wertpapiere und Koſtbarkeiten des Mündels gemäß 
SS 1814, 1818 zu hinterlegen und bei Buchforderungen den Vermerk ein⸗ 
tragen zu laſſen, daß er nur mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
über fie verfügen darf ($ 1816). Insbeſondere kann der Vater Inhaber⸗ 
papiere, ſtatt fie zu hinterlegen (nach $ 1815) auf den Namen des Kindes 
umſchreiben oder, ſoweit dies zuläſſig iſt, in Buchforderungen umwandeln laſſen. 
Haben ſolche Hinterlegungen, Umſchreibungen oder Umwandlungen ſtattgefunden, 
jo it der Vater nach SS 1819, 1820 auch in der obligatoriſchen und 
dinglichen Verfügung über die Papiere und Koſtbarkeiten an die Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts gebunden. 

Dagegen wird im § 1670 als einzige vom Vormundſchaftsgerichte gegen 
den Vater zu verhängende Maßregel die Entziehung der Vermögensverwaltung 
erwähnt. Dieſe Maßregel kann in der Weiſe zur Ausführung gebracht werden, 
daß das Vormundſchaftsgericht gegen den Vater unmittelbar die Entziehung 
der Verwaltung des Vermögens ſeiner Kinder ausſpricht. Das hat zur Folge, 
daß den Kindern gemäß § 1909 Abſ. 1 Satz 1 zum Zwecke dieſer Ber: 
waltung ein Pfleger zu beſtellen iſt (Motive 4, 811), welchem der Vater das 
Vermögen des Kindes herausgeben und Rechenſchaft legen muß (8 1681), 
worauf ein im Prozeßwege klagbarer Anſpruch des Kindes beſteht (OL GRſpr., 
3, 371). Genau den gleichen rechtlichen und praktiſchen Erfolg kann das 
Vormundſchaftsgericht aber auch dadurch erzielen, daß es (ohne einen vorherigen 
oder gleichzeitigen Ausſpruch der Entziehung der Vermögensverwaltung) dem 
Kinde für dieſe einen Pfleger beſtellt; denn nach $ 1628 geht der Vater 
dadurch des Rechtes, für das Vermögen des Kindes zu ſorgen, verluſtig, ſo⸗ 
bald die betreffende Verfügung des Gerichts dem Vater gegenüber gemäß 
§ 16 FG. in Wirkſamkeit getreten iſt (KGJ. 30 A, 34). Auf dieſe 
Weiſe iſt dann auch eine Entziehung der Vermögensverwaltung gegen den 
Vater zur Durchführung gebracht, wobei es als unerheblich anzuſehen iſt, ob 
ſie ausdrücklich angeordnet oder unmittelbar durch jene andere Maßregel her⸗ 
beigeführt worden iſt. 

Die Entziehung der Vermögensverwaltung aus § 1670 kann aber, 
ebenſo wie die fie erſetzende Beſtellung eines Pflegers, fowohl das ganze 
Vermögen eines Kindes betreffen als auch nur einen Teil davon, z. B. ein 
Landgut, die von einem beſtimmten Erblaſſer herrührende Erbſchaft ($ 1909 
Abſ. 1; Planck Anm. 3 zu $ 1670). Die Einſchränkung der Entziehung 
der Verwaltung oder der Beſtellung des Pflegers auf einen Teil des Kindes⸗ 
vermögens gibt der getroffenen Maßregel nicht etwa einen anderen rechtlichen 


— 163 — 


Charakter, ſondern nur einen geringeren ſachlichen Umfang. Das gleiche gilt 
aber auch, wenn ſolche Anordnungen in der Weiſe getroffen werden, daß ſie 
an eine auflöſende Bedingung geknüpft werden oder eine zeitliche Beſchränkung 
erleiden, jo z. B., wenn der Pfleger nur bis zur Erledigung gewiſſer ge: 
ſchäftlicher Aufgaben auf dem Gebiete der Vermögensverwaltung beſtellt wird. 
Es liegt in dieſen Fällen gegenüber dem Hauptfalle des $ 1670, der voll: 
ſtändigen Entziehung der Vermögensverwaltung, eine in ſachlicher oder zeit⸗ 
licher Beziehung eingeſchränkte Maßnahme vor. Dieſe abgeſchwächte Maßregel 
fällt aber trotzdem unter § 1670 und nicht unter $ 1667. Das ent- 
ſcheidende Merkmal iſt dabei (wie aus den oben angeführten Beiſpielen in 
zweifelsfreier Weiſe hervorgeht), daß nach 8 1667 die Vermögensverwaltung 
des Vaters in ihrer Geſamtheit fortbeſteht, mag fie auch durch die Anz 
ordnungen des Vormundſchaftsgerichts in gewiſſen Beziehungen geleitet werden, 
wogegen ſie auf Grund des § 1670 ausgeſchaltet wird, ſo daß an ihre 
Stelle die Verwaltung eines Pflegers tritt, mag dies nun ganz oder teilweiſe 
(zeitlich oder ſachlich beſchränkt) geſchehen. In den Fällen des § 1667 bleibt 
der Vater bei der Vermögensverwaltung immer noch alleiniges ausführendes 
Organ; er wird jedoch bei ſeiner Verwaltungstätigkeit gewiſſen, die Art ſeiner 
Tätigkeit beeinfluſſenden Direktiven, namentlich einer wirkſameren Aufſicht des 
Vormundſchaftsgerichts, unterworſen und ſeine Stellung dadurch derjenigen 
eines Vormundes angenähert. Ebenſo wie aber der Vormund die Verwaltung 
des Vermögens grundſätzlich ſelbſtändig zu führen hat, obwohl er im einzelnen 
gewiſſen Beſchränkungen unterworfen iſt, ſo bleibt auch der Vater der Ver⸗ 
walter des ganzen Kindesvermögens, fo lange lediglich Maßregeln aus § 1667 
gegen ihn zur Anwendung gebracht werden. Dieſe Grenze wird jedoch zweifel⸗ 
los überſchritten, ſobald ihm irgendein Teil der Vermögensverwaltung als 
ſolcher entzogen wird, gleichviel ob dies ausdrücklich oder durch Beſtellung 
eines Pflegers geſchieht. 

Nach dieſen Rechtsgrundſätzen fällt aber die hier fragliche Anordnung 
des Landgerichts (in gleicher Weiſe wie die von ihm aufgehobene Verfügung 
des Amtsgerichts) nicht unter die nach § 1667 zugelaſſenen Maßregeln, 
ſondern fie ſtellt ſich als eine ſolche aus 8 1670 dar. Wenn für die Em⸗ 
pfangnahme und Anlegung des großväterlichen Erbteils der Kinder ein Pfleger 
mit Rechtswirkſamkeit beſtellt wurde, ſo iſt damit ohne weiteres ein weſentlicher 
Teil der väterlichen Verwaltung des Kindesvermögens ausgeſchaltet. Bei der 
Empfangnahme des Erbteils handelt es ſich nicht etwa bloß um deſſen tat⸗ 
ſächliche Annahme, ſondern zugleich um die Leiſtung der Quittung über ihn 
($ 368 BGB.), welche die rechtliche Anerkennung der Richtigkeit der darauf 
gewährten Vermögenswerte in ſich ſchließt. Bei der Anlegung der letzteren 
fällt nicht ſo deren mechaniſche Ausführung ins Gewicht als vielmehr die 
Beſtimmung darüber, in welcher Weiſe ſie im einzelnen zu geſchehen hat. 
Die Erledigung dieſer geſchäftlichen Aufgaben kann aber je nach der beſonderen 
Lage der Sache auch die Notwendigkeit weiterer wichtiger Verwaltungshand⸗ 
lungen mit ſich bringen, vielleicht ſogar die Anſtellung von Prozeſſen erforder⸗ 
lich machen. Gerade in einem Falle wie dem vorliegenden iſt es keineswegs 
ausgeſchloſſen, daß es aus dieſem Anlaſſe zu Meinungsverſchiedenheiten und 
Kompetenzſtreitigkeiten zwiſchen dem Pfleger und dem Vater ſelbſt kommt, ſo 
daß der erſtere zum Vorgehen gegen den letzteren gezwungen iſt. Dieſe 
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Möglichkeit beweiſt aufs klarſte, daß durch eine derartige Anordnung der Vater 
zum Teil aus ſeiner Stellung als Verwalter des Kindesvermögens verdrängt 
werden würde. Sie überſchreitet demnach den Rahmen der nach § 1667 
zuläſſigen vormundſchaftsgerichtlichen Maßregeln. Auch der vom Landgerichte 
zur Wahrung der vermögensrechtlichen Intereſſen der Geſchwiſter L. einge⸗ 
ſchlagene Weg iſt ſomit nach der jetzigen Lage der Sache ungangbar. Danach 
war der weiteren Beſchwerde L's. dahin ſtattzugeben, daß die in der Be⸗ 
ſchwerdeinſtanz getroffene Anordnung der Beſtellung eines Pflegers aufge⸗ 
hoben wird. 

Nachdem jedoch das Vorliegen der Vorausſetzungen des $ 1667 BGB. 
bereits ſeſtgeſtellt iſt, bedarf es gleichzeitig der Zurückverweiſung der Sache an 
das Amtsgericht, damit es auf Grund dieſer Vorſchrift anderweitige zuläſſige 
Maßregeln zum Schutze des Vermögens der Kinder trifft (zu vergl. OL GRſpr. 
6, 289). Da das Landgericht geradezu die Ueberzeugung erlangt hat, daß 
es dem L. darauf ankommt, den großelterlichen Erbteil ſeiner Kinder in die 
Hände zu bekommen, und daß, wenn ihm das gelingt, dieſes Vermögen für 
die Kinder unwiederbringlich verloren ſein wird, ſo erſcheint es natürlich als 
die Aufgabe des Vormundſchaftsgerichts, einen ſolchen Erfolg tunlichſt zu ver⸗ 
hüten. Zu dieſem Zwecke wird auf der Rechtsgrundlage des $ 1667 mit 
der größten Energie und mit möglichſt wirkſamen Maßregeln gegen den Vater 
vorzugehen ſein. Für die Löſung dieſer Aufgabe kommt es darauf an, zu⸗ 
nächſt klarzuſtellen, welche Befugniſſe dem Vormundſchaftsgericht auf Grund 
dieſer Vorſchrift außer den im Abſ. 2 ausdrücklich aufgeführten (welche die 
beiden Vorinſtanzen augenſcheinlich für unzulänglich erachten) ſonſt noch zu⸗ 
ſtehen. Namentlich iſt es wünſchenswert, einen allgemeinen Anhalt dafür zu 
gewinnen, durch welche Merkmale der Kreis der nach § 1667 zuläſſigen 
Maßregeln beſtimmt wird; denn erſt dann wird das Vormundſchaftsgericht in 
der Lage ſein, zu überſchauen, welche Machtmittel ihm überhaupt zur Ver⸗ 
fügung ſtehen, und unter ihnen eine ſachgemäße Auswahl zu treffen. 

Nach den obigen Erörterungen iſt in negativer Beziehung daran feſtzu⸗ 
halten, daß jede Maßregel, durch welche dem Vater irgendein Teil ſeiner 
Vermögensverwaltung genommen und deren Umfang (fachlich oder zeitlich) ein 
geringerer wird, ſchlechterdings unzuläſſig iſt. Dieſe Regel wird aber nicht 
nur nach dem Buchſtaben, ſondern auch nach dem Geiſte des Geſetzes zu be⸗ 
folgen ſein. Das Vormundſchaftsgericht wird alſo immer im Auge behalten 
müſſen, daß durch die von ihm aus § 1667 zu treffenden Maßregeln die 
verwaltende Tätigkeit des Vaters grundſätzlich niemals vollſtändig lahmgelegt 
werden darf. Dagegen iſt in poſitiver Beziehung im Hinblick auf die im 
S 1667 Abſ. 2 beſonders aufgeführten Beiſpiele einerſeits darauf hinzuweiſen, 
daß eine inhaltliche Abſchwächung des Verwaltungsrechts des Vaters, d. h. 
eine Minderung derjenigen Einzelbefugniſſe, welche ihm bei der Verwaltung 
des Kindesvermögens an ſich nach dem Geſetze zuſtehen, geſtattet iſt, ſowie 
andererſeits, daß es ſich dort ausnahmslos um ſolche Einſchränkungen handelt, 
welche dem Vormunde bei der Verwaltung des Mündelvermögens entweder 
von Geſetzes wegen obliegen (58 1802, 1814—18 16, 1840, 1841) oder 
ihm vom Vormundſchaftsgericht aus beſonderen Gründen auferlegt werden 
können ($ 1818). Jedes Einſchreiten des Vormundſchaftsgerichts gegen den 
Vater auf Grund des § 1667 hat ſomit zur Folge, daß ſeine Stellung auf 
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dem Gebiete der Vermögensverwaltung derjenigen eines Vormundes ähnlicher 
wird. Er wird durch die gegen ihn getroffenen oben erwähnten Anordnungen 
in gewiſſen Beziehungen in der gleichen Weiſe wie ein Vormund in der 
Vermögensverwaltung beſchränkt, insbeſondere dabei einer ſchärferen Beauf⸗ 
ſichtigung und Leitung des Vormundſchaftsgerichts unterworfen. Wie der 
Vormund hat er dem Gerichte gegenüber zur Erleichterung ſeiner Aufſicht ge⸗ 
wiſſe Pflichten (Inventar⸗ und Rechnungslegung) zu erfüllen, ſich an beſtimmte 
von dieſem erteilte Weiſungen zu halten ($ 18 18) und ſich der Verfügung 
über gewiſſe Vermögensobjekte ohne deſſen Genehmigung zu enthalten (88 1819, 
1820). Es kann ihm alſo vom Vormundſchaftsgericht eine Reihe ſolcher 
Verpflichtungen auferlegt werden, welche der Vermögensverwaltung des Vor⸗ 
mundes eigentümlich, derjenigen des Vaters dagegen (abgeſehen von der In⸗ 
ventarlegung im Falle des $ 1640) an ſich fremd find. Damit iſt aber 
auch die Richtung gewieſen, in welcher ſich die vom Vormundſchaftsgericht auf 
Grund des § 1667 zu treffenden, dort nicht beſonders namhaft gemachten 
Maßregeln im allgemeinen zu bewegen haben. Es wird danach für dieſe 
hauptſächlich die Auferlegung ſolcher Verpflichtungen an den Vater für die 
Verwaltung des Vermögens ſeiner Kinder in Betracht kommen, wie ſie dem 
Vormunde bei der Verwaltung des Mündelvermögens unmittelbar nach dem 
Geſetz obliegen oder vom Vormundſchaftsgericht auferlegt werden können. 
Dementſprechend hat ſich die Praxis auch bereits auf den Standpunkt geſtellt, 
daß dem Vater auf Grund des § 1667 aufgegeben werden kann, das den 
Kindern gehörige Geld bei einer Sparkaſſe zinsbar anzulegen und bei der 
Anlegung in das Sparkaſſenbuch den Vermerk eintragen zu laſſen, daß die 
Erhebung des Geldes nur mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
erfolgen darf (Planck Anm. 2d zu § 1667 und Anm. 3 zu § 1809; 
Vierhaus in DIZ. 1905 S. 539). Bei der großen Verſchiedenartigkeit 
der hier einſchlägigen Verpflichtungen und Beſchränkungen des Vormundes in 
ſeiner Verwaltung würde eine grundſätzliche und umfaſſende Entfcheidung der 
Fragen, ob dieſe ſämtlich zur Uebertragung auf die väterliche Vermögens⸗ 
verwaltung geeignet und in welcher Weiſe ſie etwa dabei umzugeſtalten und 
anzupaſſen ſind, hier viel zu weit führen. Es ſoll deshalb nur kurz darauf 
hingewieſen werden, wie vielleicht das weitere Vorgehen des Vormundſchafts⸗ 
gerichts auf Grund des § 1667 geſtaltet werden könne. 


Entziehung der dem Vater zuſtehenden Vermögensverwaltung wegen Ver⸗ 

letzung des Rechtes des Kindes auf Gewährung des Unterhalts. Zuläſſig⸗ 

keit einer ſolchen Maßregel, anch wenn dem Vater das Recht der Sorge 

für die Perſon des Kindes durch Auordnungen des Vormundſchaftsgerichts 

nicht entzogen iſt. Begriff der Verletzung des Rechtes auf un! 
des Unterhalts. 


$ 1666 BGB. 
Kammergericht Berlin, 8. November 1906. — Bd. 8 S. 86. 
Der Kaufmann N. zu G. iſt ſeit dem Jahre 1884 mit Frau Gertrud N. 
geb. K. verheiratet. Aus ihrer Ehe ſind vier Kinder vorhanden, die in den 


Jahren 1886, 1888, 1890 und 1894 geboren ſind. Frau N. hat gegen. 
ihren Ehemann beim Landgerichte zu G. im Februar 1906 die Klage auf 
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Eheſcheidung erhoben und eine einſtweilige Verfügung erwirkt, durch welche ihr 
für die Dauer des Eheſcheidungsprozeſſes das Getrenntleben von ihrem Ehe⸗ 
manne geſtattet und für dieſelbe Zeit die Sorge für die Perſon der gemein⸗ 
ſchaftlichen Kinder übertragen wurde. Auf Antrag der Frau N. hat ferner 
das Amtsgericht in G. dem Ehemanne N. gemäß § 1666 Abſ. 2 BGB. 
die Verwaltung und Nutznießung des Vermögens ſeiner vier minderjährigen 
Kinder entzogen, weil er ſich erwerbs⸗ und mittellos in G. aufhalte, für den 
Unterhalt der Kinder in keiner Weiſe ſorge und keine Anſtalten zur Beſchaffung 
einer Einnahme bringenden Lebensſtellung mache, ſonach das Recht der Kinder 
auf Gewährung des Unterhalts verletze und für die Zukunft eine erhebliche 
Gefährdung ihres Unterhalts durch ihn zu beſorgen ſei. N. hat gegen dieſen 
Beſchluß Beſchwerde eingelegt, in welcher er unter anderem anführte: Nachdem 
ſeiner Ehefrau durch einſtweilige Verfügung die Sorge für die Perſon der 
Kinder übertragen worden ſei, ſei ſeine Pflicht, für den Unterhalt der Kinder 
zu ſorgen, weggefallen. Das Landgericht hat die Beſchwerde zurückgewieſen 
und dabei ausgeführt: N. ſei, wie gerichtskundig, ein in ſeinen Vermögens⸗ 
verhältniſſen völlig heruntergekommener Menſch. Er führe feine Prozeſſe 
durchweg im Armenrechte. Er beſitze kein Vermögen und verdiene auch nicht 
ſo viel, um ſich und ſeine Kinder zu erhalten. Unter dieſen Umſtänden ſei 
den Angaben ſeiner Ehefrau Glauben zu ſchenken, daß er ſeit Jahr und Tag 
müßig gehe, in keiner Weiſe für die Familie geſorgt und aus den Zinſen des 
väterlichen Erbteils der Ehefrau den Unterhalt der ganzen Familie beſtritten 
habe. Da er aber, wenn er ernſtlich bemüht geweſen wäre, wohl imſtande 
geweſen ſein würde, den Unterhalt für ſeine Familie zu beſchaffen, ſo müſſe 
für feſtgeſtellt erachtet werden, daß er das Recht der Kinder auf Gewährung 
des Unterhalts verletzt habe. Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammer⸗ 
gericht die Vorentſcheidungen aufgehoben und den Antrag der Ehefrau zurück⸗ 
gewieſen. In den Gründen wird ausgeführt: 

Der § 1666 Abſ. 2 BGB. beſtimmt: „Hat der Vater das Recht des 
Kindes auf Gewährung des Unterhalts verletzt und iſt für die Zukunft eine 
erhebliche Gefährdung des Unterhalts zu beſorgen, ſo kann dem Vater auch 
die Vermögensverwaltung ſowie die Nutznießung entzogen werden. Nicht zu 
billigen iſt die von Planck (Anm. 20 zu § 1666) vertretene Auffaſſung, daß 
dieſer Abſ. 2 des § 1666 keine ſelbſtändige Vorſchrift enthalte, ſondern nur 
eine Ergänzung des Abſ. 1 bilde, fo daß für feine Anwendbarkeit ſtets er: 
forderlich ſei, daß auch die im Abſ. 1 beſtimmten allgemeinen Vorausſetzungen 
für das Einſchreiten des Vormundſchaftsgerichts vorlägen. Bei dieſer Be⸗ 
ſtimmung des Verhältniſſes zwiſchen Abſ. 1 und Abi. 2 des § 1666 iſt 
augenſcheinlich das „auch“ in Abſ. 2 viel zu ſtark betont. Durch dieſes 
Bindewort ſoll nur geſagt fein, daß die Entziehung der Vermögensverwaltung 
und des Nießbrauchs auch neben den Maßregeln des Abſ. 1 zuläſſig ſei, nicht 
aber, daß fie nur neben dieſen geſtattet ſei (v. Blume Anm. IV zu $ 1666). 
Die gegenteilige Auffaſſung würde in vielen Fällen die Entziehung der Ver⸗ 
mögensverwaltung unmöglich machen, obwohl die beſonderen Vorausſetzungen 
des Abſ. 2 vorliegen und ein entſprechendes Einſchreiten im dringenden Intereſſe 
der Kinder liegt; fo namentlich in den Fällen des $ 627 3PO. und des 
§ 1635 BGB., wenn dem Vater zufolge der Uebertragung des Perſonen⸗ 
ſorgerechts auf die Mutter dieſes Recht nicht zuſteht, er es alſo auch nicht 
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verletzen und die Vorausſetzungen des § 1666 Abſ. 1 nicht erfüllen kann. 
Es würde ihm danach in ſolchen Fällen freigeſtellt ſein, das den Kindern 
gegen ihn zuſtehende Recht auf Gewährung des Unterhalts in der gröblichſten 
Weiſe zu verletzen, ohne daß ihm deshalb die Verwaltung und Nutznießung 
des Kindervermögens entzogen werden könnte. Demnach wird man Abſ. 2 
unabhängig von den Vorausſetzungen des Abſ. 1 anzuwenden haben und 
lediglich das Vorliegen der beſonderen Vorausſetzungen des Ab). 2 für feine 
Anwendbarkeit beanſpruchen können. 

Dieſe liegen jedoch nach dem gegebenen Sachverhalte hier nicht vor. Es 
gehört dazu, daß der Vater dieſes Recht des Kindes auf Gewährung des 
Unterhalts verletzt hat, ſowie daß für die Zukunft eine erhebliche Gefährdung 
des Unterhalts zu beſorgen iſt. Das Recht des Kindes beſtimmt ſich nach 
SS 1601 ff. BGB. und iſt ſomit völlig unabhängig davon, ob dem Vater 
das Perſonenſorgerecht zuſteht. Die Ausführung des Beſchwerdeführers, daß 
mit der Uebertragung des Perſonenſorgerechts auf ſeine Ehefrau durch die 
einſtweilige Verfügung ſeine Verpflichtung, für den Unterhalt der Kinder zu 
ſorgen, weggefallen ſei, iſt alſo vollſtändig verfehlt. Anderfeits geht aber aus 
§ 1602 Abſ. 1 hervor, daß feine Kinder gegen ihn einen Anſpruch auf Ge: 
währung des Unterhalts nur inſoweit haben, als ſie außerſtande ſind, ſich 
ſelbſt zu ernähren. Die Frage, ob dieſer Fall hier vorliegt, muß aber nach 
Lage der Sache bei den drei älteren Geſchwiſtern N. zum mindeſten zweifel⸗ 
haft erſcheinen. Aber abgeſehen davon, daß die Vorinſtanzen in dieſer Be⸗ 
ziehung die gebotene Prüfung unterlaſſen haben, iſt nach den eigenen Feſt⸗ 
ſtellungen des Landgerichts anzunehmen, daß eine Verletzung des Unterhaltsrechts 
der Kinder überhaupt nicht ſtattgefunden hat. Das Landgericht ſtellt aus⸗ 
drücklich feſt, daß der Ehemann N. ſeine Familie aus den Zinſen des väter⸗ 
lichen Erbteils ſeiner Ehefrau unterhalten hat; gleichwohl leitet es aus dem 
Umſtande, daß er imſtande geweſen wäre, den Unterhalt ſeiner Familie ſelbſt 
zu verdienen, dies jedoch zufolge ſeines jahrelangen Müßigganges unterlaſſen 
habe, eine Verletzung des Unterhaltsrechts der Kinder her. Bei dieſer Schluß⸗ 
folgerung iſt augenſcheinlich der Begriff der Verletzung dieſes Rechtes rechts⸗ 
irrtümlich aufgefaßt. Eine ſolche beſteht nach der klaren Faſſung des Geſetzes 
darin, daß der unterhaltspflichtige Vater ſeinem unterhaltsberechtigten Kinde 
den erforderlichen Unterhalt ganz oder auch nur teilweiſe nicht gewährt. 
Aeußerlich wird ſich die Nichtgewährung des dem Kinde zuſtehenden Unterhalts 
regelmäßig dadurch zeigen, daß die Kinder infolgedeſſen entweder an ihrem 
Leibe Not leiden oder vor dieſer nur dadurch bewahrt werden, daß ihnen der 
nötige Unterhalt von einer anderen Seite gewährt wird, welche dazu entweder 
überhaupt nicht verpflichtet oder erſt nach dem Vater verpflichtet iſt. Im vor⸗ 
liegenden Falle hat aber der Vater den Unterhalt der Kinder aus den Zinſen 
des Vermögens ſeiner Ehefrau, welche ihm zu dieſem Zwecke zur Verfügung 
ftanden ($ 1383 BGB.), beſtritten. Die Annahme, daß eine Gewährung 
des Unterhalts nicht erfolgt ſei, entbehrt alſo der tatſächlichen Unterlage. Der 
Müßiggang des Vaters mag im höchſten Grade tadelnswert ſein und eine 
Verletzung ſeiner allgemeinen ſittlichen Pflichten gegen ſeine Kinder enthalten; 
eine Verletzung ihres beſonderen Rechtes auf Gewährung des Unterhalts iſt 
jedoch darin nicht zu finden, ſo lange dieſer ihnen tatſächlich anderweit von 
ihm gewährt wird. In dieſer Beziehung würde ſein Müßiggang vielmehr 
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erft dann von Erheblichkeit werden, wenn es infolge davon an den nötigen 
Mitteln für den Unterhalt der Kinder fehlen würde. Hiernach iſt die An⸗ 
wendbarkeit des S 1666 Abſ. 2 gegen den Vater zu verneinen. 


Regelung des perſönlichen Verkehrs eines geſchiedenen Ehegatten, dem die 

Sorge für die Perſon ſeines Kindes nicht zuſteht, mit dem Kiude. Un⸗ 

zuſtändigkeit des Vormundſchaftsgerichts, bei der Regelung des Verkehrs 

darüber zu eutſcheiden, welcher der geſchiedenen Ehegatten die durch den 
Verkehr entſtehenden Koſten zu tragen hat. 


88 1635, 1636 BGB. 
Kammergericht Berlin, 15. November 1906. — Bd. 8 S. 89. 


Durch Urteil des Landgerichts zu K. iſt die Ehe des Kaufmanns S. 
mit Helene geborenen W. auf die Klage des Ehemanns und die Widerklage 
der Ehefrau geſchieden worden. Das Urteil iſt rechtskräftig. Aus der Ehe 
ſind eine im Jahre 1889 geborene Tochter und ein im Jahre 1893 geborener 
Sohn vorhanden. Beide befinden ſich beim Vater, der wieder verheiratet iſt 
und ſich ſeit 1905 mit ſeiner zweiten Frau und beiden Kindern in N. auf⸗ 
hält, wo er ſeinen Wohnſitz genommen hat. Das Vormundſchaftsgericht in K. 
hat die Sorge für die Perſon der Kinder dem Vater zugeſprochen, indeſſen 
der Mutter das Recht gewährt, einen Monat lang im Jahre mit beiden 
Kindern zu verkehren, und dieſen Verkehr näher geregelt. Das Landgericht 
hat auf Beſchwerde die Verfügung des Vormundſchaftsgerichts dahin abge⸗ 
ändert, daß es das Recht der Sorge dem Vater zwar belaſſen, im übrigen 
aber angeordnet hat: Es dürfe die Mutter allmonatlich einmal mit den Kindern 
brieflich verkehren und ſie jedes Jahr zwei Wochen zu einem von dem Vater 
zu beſtimmenden Zeitpunkt in ihrem Hausſtand aufnehmen. Die Koſten der 
Reiſe und des Unterhalts der Kinder während des Aufenthalts bei ihrer Mutter 
habe bis zum Jahre 1910 einſchließlich die Mutter, für die ſpätere Zeit der 
Vater, die Unterhaltskoſten während der Beſuchszeit indeſſen die Mutter zu 
tragen. Die von beiden Teilen eingelegten weiteren Beſchwerden hat das 
Kammergericht mit der Maßgabe zurückgewieſen, daß die in dem angefochtenen 
Beſchluſſe getroffene Entſcheidung über die Koſten der Reiſe der Kinder und 
ihres Unterhalts während ihres Aufenthalts bei ihrer Mutter in Wegfall 
kommt. In den Gründen wird ausgeführt: 

Nicht begründet iſt der angefochtene Beſchluß inſoweit, als er Entſcheidung 
darüber trifft, welcher der Elternteile die Koſten der Reiſe und des Aufent-, 
halts der Kinder bei der Mutter zu tragen habe. Soweit darin die Anord⸗ 
nung enthalten iſt, daß der Vater die Kinder ſei es nach F. oder nach S. 
zuzuführen oder zuführen zu laſſen habe, hält ſich die Entſcheidung innerhalb 
der Zuſtändigkeit des Vormundſchaftsgerichts, indeſſen kann die Frage, ob der 
eine oder der andere Elternteil die Verpflichtung habe, Koſten dafür aufzu⸗ 
wenden, durch den Vormundſchaftsrichter nicht entſchieden werden, weil dies 
nicht mehr zur Regelung des perſönlichen Verkehrs gehört. Es kann auch 
nicht anerkannt werden, daß das Vormundſchaftsgericht dem Vater die Ver⸗ 
pflichtung auferlegen darf, aus ſeinem Vermögen Aufwendungen zu machen, 
um der Mutter den Verkehr mit ihren Kindern zu ermöglichen oder zu er⸗ 
leichtern. Vielmehr muß es dem Elternteile, welcher von dem anderen die 
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Erſtattung von Koſten verlangt, die er für die Herbeiführung des vom Vor⸗ 
mundſchaftsgerichte geregelten Verkehrs aufgewendet hat, überlaſſen bleiben, 
den ordentlichen Prozeßweg zu beſchreiten. Das Vormundſchaftsgericht hat 
nach § 1636 nur die äußeren Umſtände zu beſtimmen, in denen ſich der Ver⸗ 
kehr bewegen ſoll. 


Maßregeln des Vormundſchaftsgerichts wegen Gefährdung des Vermögens 
eines unter elterlicher Gewalt ſtehenden Kindes gegen den Gewalthaber. 
Zuläſſigkeit der Auferlegung einer Sicherheitsleiſtung, auch weun der Ge⸗ 
walthaber die rechtlich ihm zuſtehende Verwaltung des Vermögens tat⸗ 
ſächlich noch nicht übernommen hat; Unzuläſſigkeit der ſofortigen Entziehnng 
der Vermögensverwaltung, obwohl die vorgängige Auferlegung einer Sicher⸗ 
heitsleiſtung nach den Vermögensverhältniſſen des Gewalthabers vorans⸗ 

ſichtlich erfolglos ſein wird. 

88 1667, 1668, 1670 BGB. 


Kammergericht Berlin, 22. November 1906. — Bd. 8 S. 90. 


Der Reiſende Guſtav T. zu Sch. hat die Erbſchaft nach feinem im 
Jahre 1905 zu St. verſtorbenen Vater aus deſſen Teſtamente vom 19. März 
1901 ausgeſchlagen, ſo daß ſeine im Jahre 1903 geborene Tochter Charlotte 
T. an jeiner Stelle Erbin geworden iſt und einen Erbteil im Werte von über 
30 000 M. erhalten hat. Tatſächlich befindet ſich der Erbteil noch im Be⸗ 
ſitze des Teſtamentsvollſtreckers L. zu B.; Guſtav T. hat ihn aber von dem 
Teſtamentsvollſtrecker unter Androhung der Klage herausverlangt. Guſtav T. 
befindet ſich in Vermögensverfall; mehrere ſeiner Gläubiger hatten wegen zum 
Teil recht erheblicher Forderungen ſeinen Erbanſpruch aus dem Teſtamente 
ſeines Vaters pfänden und ſich überweiſen laſſen. Das Vormundſchaftsgericht 
hat zufolge eines Antrags des L. aus dieſer Sachlage Veranlaſſung genommen, 
dem Guſtav T. die Verwaltung dieſes feiner Tochter zugefallenen Vermögens 
zu entziehen und dafür einen Pfleger zu beſtellen. Guſtav T. hat dagegen 
Beſchwerde eingelegt. Er erachtet die getroffene Maßregel nach SS 1667, 
1668, 1670 BGB. für unzuläſſig, da eine Entziehung der Vermögensver⸗ 
waltung nach § 1670 erſt ſtattfinden könne, nachdem vergeblich Maßregeln 
aus 88 1667, 1668 verſucht ſeien. Außerdem könne aber eine ſolche erſt 
dann ſtattfinden, wenn er die Verwaltung des Vermögens bereits habe; das 
Vormundſchaftsgericht habe ihn jedoch durch Beſtellung eines Pflegers dazu 
noch gar nicht gelangen laſſen. Endlich ſei aber eine Gefährdung des Ver⸗ 
mögens ſeiner Tochter durch ihn nicht zu beſorgen, nachdem er es ihr erſt 
durch ſeine Erbausſchlagung geſchenkt habe. 

Das Landgericht hat die Beſchwerde als unbegründet zurückgewieſen. Es 
nimmt an, daß durch den Vermögensverfall, in welchem ſich Guſtav T. be⸗ 
findet, jenes Kindesvermögen gefährdet wird. Guſtav T. verlange deſſen 
Herausgabe vom Teſtamentsvollſtrecker. Gelange er aber in ſeinen Beſitz, ſo 
ſei wegen des Andranges ſeiner Gläubiger und nach ſeiner bisherigen Ver⸗ 
mögensführung zu befürchten, daß es Schaden leiden werde. Zu einem ent⸗ 
ſprechenden Schutze reichten jedoch die im §8 1667 Abſ. 2 angegebenen Maß⸗ 
regeln nicht aus, ebenſowenig aber die Auferlegung einer Sicherheitsleiſtung, 
da der Beſchwerdeführer offenbar außerſtande ſei, in einer dem Vermögen der 
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Tochter entſprechenden Höhe Sicherheit zu leiſten. Danach ſei die Entziehung 
der Vermögensverwaltung die einzige ausreichende und auch erforderliche 
Maßregel. 

Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht die Sache unter 
Aufhebung der Vorentſcheidungen zur anderweitigen Erörterung und Ent⸗ 
ſcheidung nach Maßgabe der folgenden Gründe an das Amtsgericht zurüd- 
verwieſen: 

Nach den vom Landgerichte getroffenen tatſächlichen Feſtſtellungen, welche 
für das Gericht der weiteren Beſchwerde bindend ſind, kann es zunächſt keinem 
ernſtlichen Bedenken unterliegen, daß die Vorausſetzungen des $ 1667 BGB. 
vorliegen; insbeſondere kann dies nicht etwa um deswillen angezweifelt werden, 
weil der Beſchwerdeführer nicht erſt jetzt in Vermögensverfall geraten iſt, 
ſondern ſich bereits ſeit einiger Zeit darin befindet; denn das Geſetz wollte 
offenbar im 8 1667 Abf. 1 auch dieſen Fall treffen, vorausgeſetzt, daß da⸗ 
durch das Vermögen des Kindes gefährdet wird, was in rechtlich bedenken⸗ 
freier Weiſe feſtgeſtellt iſt. Hierdurch wird jedoch die vom Amtsgerichte ge⸗ 
troffene Maßregel der Entziehung der Vermögensverwaltung nicht gerecht⸗ 
fertigt; denn ſie kann nicht auf Grund des § 1667 ausgeſprochen werden, 
ſondern nur dann, wenn die Vorausſetzungen des § 1670 vorliegen, alſo 
namentlich für den Fall, daß der Vater den nach SS 1667, 1668 ge⸗ 
troffenen Maßregeln nicht nachkommt; das iſt ſelbſtverſtändlich ganz etwas 
anderes, als wenn dieſe nicht ausreichend erſcheinen. Das iſt der Standpunkt 
der Motive (4, 810) und der Denkſchrift (Heymann 339), dem ſich auch die 
Praxis allgemein angeſchloſſen hat (OL GRſpr. 6, 289; Planck Anm. 3, 
v. Blume Anm. 1 zu § 1667). Staudinger ſcheint zwar nach Anm. III 
Nr. 5 zu § 1667 auf einem anderen Standpunkte zu ſtehen, ſeine Anm. 2 a 
zu § 1670 läßt jedoch erkennen, daß er ſich vorher nur ungenau ausgedrückt 
hat und die allgemeine Auffaſſung teilt. Jedenfalls iſt hiernach der weiteren 
Beſchwerde dahin ſtattzugeben, daß die beiden Vorentſcheidungen aufgehoben 
werden. Das Amtsgericht wird ſonach den bereits beſtellten Pfleger wieder 
aus ſeinem Amte zu entlaſſen haben. 

Nachdem jedoch das Vorliegen der Vorausſetzungen des 8 1667 BGB. 
feſtgeſtellt iſt, bedarf es gleichzeitig der Zurückweiſung der Sache an das Amts⸗ 
gericht, damit es entweder auf Grund dieſer Vorſchrift gegen den Vater ein⸗ 
ſchreitet oder, ſoweit es die danach zuläſſigen Maßregeln nicht für ausreichend 
erachtet, auch aus § 1668 gegen ihn vorgeht. Zur Anwendung des letzteren 
iſt es nicht erforderlich, daß vorher ſchon Maßnahmen aus § 1667 vergeblich 
verſucht find. Ferner iſt die Auferlegung einer Sicherheit gemäß $ 1668 
auch nicht etwa davon abhängig, daß der Vater dasjenige Vermögen, um 
deſſen Schutz es ſich handelt, bereits tatſächlich in ſeine Verwahrung oder Ver⸗ 
waltung übernommen hat; vielmehr genügt es, wenn es rechtlich ſeiner Ver⸗ 
waltung unterliegt. Im Gegenteile muß es je nach der beſonderen Lage der 
Sache auch als zuläſſig angeſehen werden, daß das Vormundſchaftsgericht dem 
Vater die Sicherheitsleiſtung mit der Maßgabe auferlegt, daß die Uebernahme 
des Kindesvermögens in ſeine eigene Verwahrung davon abhängig gemacht 
wird, daß er zuvor die ihm auferlegte Sicherheit geleiſtet und deren Leiſtung 
dem Vormundſchaftsgerichte nachgewieſen hat. Endlich iſt aber auch der Auf⸗ 
faſſung entgegen zu treten, daß eine Sicherheitsleiſtung nach $ 1668 dem 
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Vater nur dann auferlegt werden könne, wenn er nach ſeinen Vermögens⸗ 
verhältniſſen vorausſichtlich imſtande ſein wird, eine ſolche aus ſeinem eigenen 
Vermögen zu leiſten. Dieſe Anſicht findet nirgends im Geſetz eine Stütze 
und verträgt ſich auch nicht mit dem Zwecke der Maßregel, welcher dahin 
geht, das Vermögen des Kindes dem Vater beim Vorliegen der Voraus⸗ 
ſetzungen der 88 1667, 1668 nur dann anzuvertrauen, wenn er es ſicher⸗ 
ſtellt. Kann oder will er das nicht, ſo hat nicht etwa die Auferlegung der 
Sicherheitsleiſtung zu unterbleiben; ſie geſchieht vielmehr doch und ihre Nicht⸗ 
befolgung hat zur Folge, daß nunmehr auf Grund des § 1670 die Ent⸗ 
ziehung der Vermögens verwaltung ohne weiteres ſtattfinden kann. Demgemäß 
wird weiter zu verfahren ſein. Gleichzeitig wird es ſich aber empfehlen, daß 
ſich das Vormundſchaftsgericht mit dem Teſtamentsvollſtrecker L. in Verbindung 
ſetzt, damit dieſer es bei der Durchſührung feiner Maßnahmen unterſtützt. 
Vielleicht iſt übrigens der Beſchwerdeführer (was bei ſeiner Vernehmung ge⸗ 
mäß § 1673 feſtgeſtellt werden könnte) nunmehr damit einverjtanden, daß 
das Vermögen ſeines Kindes von dem Teſtamentsvollſtrecker unmittelbar auf 
deſſen Namen mündelſicher mit der Beſtimmung angelegt wird, daß es nur 
mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts abgehoben werden kann (88 1809, 
1814-1816, 1819, 1820). Sollte eine derartige vom Vormundſchafts⸗ 
gericht aus S 1667 angeordnete oder gebilligte Maßregel im allſeitigen Ein⸗ 
verſtändniſſe durchgeführt werden, ſo dürften ſich damit wohl weitere ein⸗ 
ſchneidendere Maßnahmen aus § 1667 oder § 1670 gegen den Vater er⸗ 
ledigen, was doch auch in deſſen Intereſſe liegen würde. 


Verpflichtung der Mutter, dem Vormundſchaftsgericht ein Verzeichnis über 
die ihr als Vorerbin angefallene Erbſchaft des Vaters einzureichen, wenn 
das unter ihrer elterlichen Gewalt ſtehende Kind als Nacherbe anf das⸗ 
jeuige eingeſetzt iſt, was von der Erbſchaft bei dem Eintritte der Nach⸗ 
erbfolge übrig ſein wird. 
88 1640, 1687, 2136, 2137 BGB. 


Reichsgericht IV. Zivilſenat, 31. Januar 1907. — Bd. 8 S. 93. 
Veröffentlicht RG. 65, 143. 


Unzuläſſigkeit der Beſtellung eines Nachlaßpflegers für den unbekannten 
Erben, wenn nur darüber Ungewißheit beſteht, wer von mehreren Per⸗ 
ſonen, welche die Erbſchaft angenommen haben, der Erbe iſt. 


§ 1960 BGB. | 
Kammergericht Berlin, 8. November 1906. — Bd. 8 ©. 95. 


Der im Jahre 1906 geſtorbene St. aus B. hat in ſeinen letztwilligen 
Verfügungen vom 3 1. Januar / 2. Mai 1888 ſeinen Sohn Franz St. ent⸗ 
erbt und die Frau R. zur Erbin eingeſetzt. Franz St. hat die Teſtamente 
durch Erklärung gegenüber dem Nachlaßgericht angefochten, auch gegen Frau 
R. auf die Feſtſtellung Klage erhoben, daß er Alleinerbe ſei. Der Prozeß 
iſt noch nicht rechtskräftig entſchieden. Das Nachlaßgericht hat einen Nach⸗ 
laßpfleger für diejenigen beſtellt, welche Erben werden. Auf Beſchwerde der 
Frau R. hat das Landgericht dieſe Nachlaßpflegſchaft aufgehoben. In den 
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Gründen ift ausgeführt: Die Teſtamente ſeien formell gültig. Danach ſei 
bekannt, daß Frau R. Erbin ſei. Die Anfechtung ändere hieran nichts, da 
die Teſtamentserbin dadurch nicht aufhöre, Erbin zu ſein, und da nur das 
Prozeßgericht über die Unwirkſamkeit der Teſtamente zu entſcheiden habe. Selbſt 
wenn die Anfechtung begründet wäre, würde Franz St. nur pflichtteilsberechtigt 
ſein und Frau R. Erbin bleiben. Sie habe die Erbſchaft auch angenommen. 
Schließlich liege auch kein Bedürfnis der Sicherung des Nachlaſſes vor, da 
der Anfechtungskläger ſich durch prozeſſuale Rechtsbehelfe ſichern könne, auch 
ſchon eine einftweilige Verfügung des Prozeßgerichts erwirkt habe. Franz St. 
hat weitere Beſchwerde mit dem Antrag eingelegt, die Fortdauer der Nachlaß⸗ 
pflegſchaft anzuordnen, und ausgeführt: feine Anfechtung ſei gerechtfertigt und 
werde, wenn ſie Erfolg habe, das Teſtament ſeinem ganzen Inhalte nach in 
Wegfall bringen. Infolge dieſer Möglichkeit ſei der Erbe als unbekannt an⸗ 
zuſehen. Die Nachlaßpflegſchaft ſei erforderlich, um ihn gegen die Gefahr zu 
ſichern, daß die im Teſtamente zur Erbin eingeſetzte Frau R. den Nachlaß 
beiſeite ſchaffe. 

Das Kammergericht hat die weitere Beſchwerde zurückgewieſen aus folgenden 
Gründen: 

Der § 1960 BGB. beſtimmt, daß das Nachlaßgericht bis zur Annahme 
der Erbſchaft für die Sicherung des Nachlaſſes zu ſorgen hat, foweit ein Be⸗ 
dürfnis beſteht, und das gleiche gilt, wenn der Erbe unbekannt oder wenn 
ungewiß iſt, ob er die Erbſchaft angenommen hat. Die Sicherung des Nach⸗ 
laſſes durch das Nachlaßgericht erfordert hiernach außer dem Beſtehen eines 
Bedürfniſſes, entweder daß die Erbſchaft noch nicht angenommen iſt oder daß 
der Erbe unbekannt iſt oder daß ungewiß iſt, ob er die Erbſchaft angenommen 
hat. Von den drei letzteren alternativen Vorausſetzungen liegt hier die erſte 
und dritte unftreitig nicht vor. Denn es ſteht feſt, daß außer der im Teſtament 
eingeſetzten Erbin und dem Sohne des Erblaſſers eine dritte Perſon als 
etwaiger Erbe nicht in Frage kommen kann und daß die Teſtamentserbin 
ſpäteſtens in ihrem Antrag auf Erteilung eines Erbſcheins über ihr Erbrecht, 
der Sohn ſpäteſtens durch Erhebung der Klage gegen ſie auf Feſtſtellung 
ſeines Alleinerbrechts die Erbſchaft angenommen haben (8 1943 BGB.). Zur 
Entſcheidung ſteht nur, ob der Erbe im Sinne des 8 1960 BGB. unbekannt 
iſt und ob ein Bedürfnis zur Sicherung des Nachlaſſes durch das Nachlaß⸗ 
gericht beſteht. Die Geſetzesworte „wenn der Erbe unbekannt iſt“ können in 
der von der weiteren Beſchwerde geltend gemachten Richtung Anlaß zu Zweifeln 
geben. Sie können bedeuten, daß der Erbe unbekannt ſei, wenn die Perſon 
deſſen, der Erbe iſt, als Perſon unbekannt iſt, ſo daß er die Erbſchaft nicht 
annehmen kann. Sie können auch den weitergehenden Sinn haben, daß der 
Erbe unbekannt ſei, wenn unbekannt iſt, wer von mehreren bekannten Per⸗ 
ſonen, welche die Erbſchaft angenommen haben, Erbe iſt. Die in den Motiven 
zu dem entſprechenden $ 2058 Entw. I (5, 541) gegebene Erläuterung 
„ein Erbe ſei unbekannt, wenn unbekannt ſei, wer als Erbe berufen iſt“, 
kann, wenn ihr auch beizutreten iſt (zu vergl. KGJ. 29 A, 208), zur Hebung 
des Zweifels nicht führen. Denn auch hier erhebt ſich die Frage, ob unbekannt 
iſt, wer als Erbe berufen iſt, wenn alle möglicherweiſe Berufenen die Erbſchaft 
angenommen haben, wenn aber unbekannt it, wer von ihnen berufen iſt. In 
der Judikatur und Literatur ſcheint dieſe Frage bisher nicht erörtert zu ſein. 
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Das Landgericht nimmt an, daß der Erbe unter den obwaltenden Um⸗ 
ſtänden nicht unbekannt fei. Die Begründung, welche es dafür gibt, iſt aber 
nicht frei von Rechtsirrtümern. Es führt aus, daß der in einem formell 
gültigen Teſtament eingeſetzte Erbe durch die Anfechtung nicht aufhöre, Erbe 
zu fein, und daß nicht das Nachlaß gericht, ſondern das Prozeßgericht über die 
Wirkſamkeit oder Unwirkſamkeit des Teſtaments zu entſcheiden habe. Die 
erſtere Erwägung verſtößt gegen die SS 2081, 142 BGB., nach denen die 
Anfechtung einer letztwilligen Verfügung, durch die ein Erbe eingeſetzt und ein 
geſetzlicher Erbe von der Erbfolge ausgeſchloſſen iſt, durch Erklärung gegenüber 
dem Nachlaßgericht erfolgt und ein angefochtenes, anfechtbares Rechtsgeſchäft 
als von Anfang an nichtig anzuſehen iſt. Die zweite Erwägung verkennt die 
Stellung des Nachlaßgerichts, welches nach $ 1960 BGB. zu entſcheiden hat, 
ob der Nachlaß zu ſichern fei, und welches deshalb auch — mindeſtens ſo⸗ 
lange, als keine rechtskräftige Entſcheidung des Prozeßgerichts vorliegt — über 
alle für die Anwendung des 8 1960 in Betracht kommenden Vorfragen 
ſelbſtändig zu entſcheiden hat, ſoweit dieſe Anwendung davon abhängt. Eventuell 
begründet das Landgericht ſeine Annahme, daß der Erbe bekannt fei, mit 
materiellen Erwägungen über die Wirkung der vorliegenden Anfechtung. Es 
erübrigt ſich aber, auf dieſe Frage einzugehen. Denn jene Annahme läßt ſich 
ſchon aus $ 1960 BGB. ableiten. 

Zunächſt ſpricht ſchon der Wortlaut des 8 1960, wenn er auch, wie 
geſagt, für Zweifel Raum läßt, mehr dafür, den Erben nicht als unbekannt 
anzuſehen, wenn von mehreren bekannten Perſonen ein jeder das Erbrecht für 
fh in Anſpruch nimmt, das Erbrecht eines Dritten aber ausgeſchloſſen iſt. 
Das Geſetz ſagt nicht ausdrücklich, wem der Erbe unbekannt ſein muß, damit 
eine Sicherung des Nachlaſſes durch das Gericht angängig ſei. Es liegt aber 
in der Natur der Sache, daß die Kenntnis oder Unkenntnis in erſter Linie 
aus dem Geiſte des Erben ſelbſt zu beurteilen iſt. Kennt jemand ſein Erb⸗ 
recht und kennt das Gericht dieſe ſeine Kenntnis, ſo kann nicht wohl geſagt 
werden, daß der Erbe unbekannt iſt. So aber liegt die Sache hier. Die 
Teſtamentserbin, die einen Erbſchein über ihr Erbrecht verlangt hat, und der 
Sohn, der auf Feſtſtellung ſeines Erbrechts geklagt hat, ſtehen beide auf dem 
Standpunkte, daß jeder ſich ſür den Alleinerben hält, daß er den Erben kennt. 
Zweifelhaft iſt ihnen nur, zu weſſen Gunſten das Gericht entfcheiden wird. 
Ebenſo kann der Nachlaßrichter und jeder Dritte ſich ein Urteil darüber bilden, 
wen er für den Erben halten will, und dadurch den Erben erkennen; nur 
das kann er nicht wiſſen, ob das ſchließlich in Privatrechtsſtreitigkeiten ent⸗ 
ſcheidende Prozeßgericht ſeiner Anſicht beitreten wird. Es entſpricht dem 
Sprachgefühle mehr, in ſolchen Fällen von einer Unſicherheit oder einem 
Zweifel, als von Unkenntnis zu reden, wie denn auch in einem Prozeß über 
das Eigentum an einer Sache vor der Rechtskraft des Urteils nicht geſagt zu 
werden pflegt, daß der Eigentümer unbekannt ſei. 

Dazu kommt folgendes: Der Entw. I ließ in den SS 2058, 2059 die 
Beſtellung eines Nachlaßpflegers nur, wenn der Erbe unbekannt iſt, ſonſtige 
Sicherungsmaßregeln aber auch dann zu, wenn der Erbe für den Nachlaß zu 
ſorgen außerſtande iſt. In den Motiven 5, 544 iſt dazu bemerkt: die Zu⸗ 
laſſung der. Nachlaßpflegfchaft auch dann, wenn ſämtliche Erben oder der 
alleinige Erbe ſie beantrage, ſei weder innerlich begründet noch ein Bedürfnis, 
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würde auch mit dem im größten Teile Deutſchlands geltenden Rechte nicht in 
Einklang ſtehen; ſeien die Erben in der Lage, die den Nachlaß betreffenden 
Angelegenheiten zu führen, ſo hätten ſie ſich diefer Führung auch zu unter⸗ 
ziehen. Hieraus geht hervor, daß die Verfaſſer des erſten Entwurfs ein Un⸗ 
bekanntſein des Erben dann für ausgeſchloſſen gehalten haben, wenn der Erbe 
die Nachlaßangelegenheiten ſelbſt führen kann. Dies aber iſt der Fall, wenn 
er ſeine Berufung kennt, auch wenn ein anderer ihm das Erbrecht beſtreitet 
und ſelbſt Erbe zu ſein behauptet. In der zweiten Kommiſſion (Protokolle 
5, 665) wurde zwar die Zuläſſigkeit der Nachlaßpflegſchaft auf alle Fälle 
ausgedehnt, in denen überhaupt die Sicherung des Nachlaſſes durch das Nach⸗ 
laßgericht zuläſſig iſt, zugleich aber ausgeſprochen, es ſei kein Grund, nach er⸗ 
folgter Annahme der Erbſchaft, aber bei Behinderung des Erben noch eine 
Fürſorge des Nachlaßgerichts eintreten zu laſſen; denn es beſtehe kein Anlaß, 
dem im Wege Erbganges erworbenen Vermögen den behördlichen Schutz in 
anderer Weiſe oder in weiterem Umfang angedeihen zu laſſen, als er allen 
Vermögensintereſſen nach den Grundſätzen des Vormundſchaftsrechts zuteil 
werde. Die zweite Kommiſſion hat hiernach die Sicherung des Nachlaſſes 
durch das Nachlaßgericht nach erfolgter und feſtgeſtellter Annahme der Erb⸗ 
ſchaft für ausgeſchloſſen erachtet. Sie kann deshalb unter den beibehaltenen 
Worten „der Erbe iſt unbekannt“, nicht den Fall begriffen haben, daß mehrere 
Perſonen die Erbſchaft annehmen und ſich dann gegenſeitig das Erbrecht 
ſtreitig machen. Im Sinne des von ihr geſchaffenen $ 1960 BGB. iſt deshalb 
der Erbe immer als bekannt anzuſehen, wenn feſtſteht, daß die Erbſchaft an⸗ 
genommen iſt. Dieſe Feſtſtellung aber iſt von der Entſcheidung des Streites 
mehrerer Erbprätendenten dann unabhängig, wenn alle die Erbſchaft an⸗ 
genommen haben. 

Ein dritter Grund für dieſe Anſicht ergibt ſich daraus, daß der $ 1960 
BGB. die Sicherung des Nachlaſſes durch das Nachlaßgericht von dem beſtehen⸗ 
den Bedürfnis abhängig macht. Das Geſetz geht alſo davon aus, daß in 
allen drei Fällen der Nichtannahme der Erbſchaft, der Ungewißheit der An⸗ 
nahme und des Unbekanntſeins des Erben die Möglichkeit des Bedürfniſſes 
der amtlichen Fürſorge beſteht. Für den Fall aber, daß alle Perſonen, welche 
möglicherweiſe zu Erben berufen ſind, bekannt ſind, die Erbſchaft annehmen 
und nur untereinander um die Erbſchaft ſtreiten, kann ein Bedürfnis im Sinne 
des § 1960 nicht beſtehen. Denn ſolches Bedürfnis entſpricht nur den eigen: 
tümlichen Gefahren, welchen ein Nachlaß dadurch ausgeſetzt iſt, daß der bis⸗ 
herige Inhaber des Vermögens durch den Tod weggefallen iſt. Zur Be⸗ 
ſeitigung anderer Gefahren, wie ſie daraus entſtehen können, daß mehrere 
dasſelbe Recht ſür ſich in Anſpruch nehmen, dienen die in der Zivilprozeß⸗ 
ordnung gegebenen Rechtsbehelfe. Dieſe ſind dem Erbprätendenten, der die 
Erbſchaft angenommen hat, ebenſo zugänglich wie jedem, der ein Recht zu 
haben behauptet. Er kann alſo unter den Begriff des unbekannten und des⸗ 
halb möglicherweiſe des Schutzes des Nachlaßgerichts bedürftigen Erben nicht 
gebracht werden. | 

Beſtätigung findet dieſes Ergebnis in der Analogie des § 1960 und 
des $ 1913 BGB., die im 8 2059 des Entw. I durch ausdrückliche Ver⸗ 
weiſung anerkannt war. Der § 1913 BGB. beſtimmt auf dem Gebiete 
des Vormundſchaftsrechts: „Iſt unbekannt oder ungewiß, wer bei einer An⸗ 
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gelegenheit der Beteiligte iſt, ſo kann dem Beteiligten für dieſe Angelegenheit, 
ſoweit eine Fürſorge erforderlich iſt, ein Pfleger beſtellt werden.“ Wenn im 
Falle des 8 1960 BGB. der Erbe als unbekannt angeſehen würde, weil zwei 
Perfonen die Erbſchaft jeder für ſich annehmen und ſich ſtreitig machen, ſo 
müßte auch $ 1913 BGB. dahin ausgelegt werden, daß der Beteiligte unbekannt 
iſt, wenn zwei Perſonen darüber ſtreiten, wem von ihnen ein Recht zuſteht, 
wenn aber feſtſteht, daß es einem von ihnen gebührt. Das Vormundſchafts⸗ 
gericht wäre dann bei Bejahung des Bedürfniſſes durch alle einen ſolchen 
Streit betreffenden Zivilprozeſſe vor die Aufgabe geſtellt, für den künftigen 
Sieger einen Pfleger zu beſtellen, ſofern es ſich nicht ſchon während des 
ſchwebenden Prozeſſes davon überzeugte, wem das Recht zuſteht. Eine der⸗ 
artige Ueberſpannung der vormundſchaftlichen Fürſorge für Perſonen, die ſelbſt 
durchaus in der Lage ſind, ihre Intereſſen durch zivilprozeſſuale Mittel zu 
ſchützen, iſt ſelbſtverſtändlich ausgeſchloſſen, wird auch in der Literatur oder 
Judikatur nirgends verlangt. 

Danach iſt die weitere Beſchwerde gegen die Aufhebung der Nachlaß⸗ 
pflegſchaft zurückzuweiſen, weil nach der feſtſtehenden Annahme der Erbſchaft 
durch beide Prätendenten der Erbe im Sinne des $ 1960 BGB. nicht mehr un⸗ 
bekannt iſt. Sie würde übrigens auch bei anderer Beantwortung dieſer Frage 
nach dem oben Geſagten aus dem zweiten Grunde zurückzuweiſen ſein, daß 
das Landgericht das Bedürfnis einer Sicherung des Nachlaſſes durch das 
Nachlaßgericht ohne Rechtsirrtum verneint hat. 


Pflicht des Nachlaßgerichts, auf den Antrag eines Miterben ein Inventar 
entweder ſelbſt aufzunehmen oder die Aufnahme einer zuſtändigen Behörde 
oder einem zuſtändigen Beamten oder Notar zu übertragen. 


§S 2003 BGB. 
Kammergericht Berlin, 13. Dezember 1906. — Bd. 8 S. 100. 


Der Büdner Michael S. und ſeine Ehefrau Roſalie ſind im Jahre 1906 
geſtorben. Sie haben mehrere Abkömmlinge hinterlaſſen, darunter eine Tochter 
Emma, verehelichte M., und einen Enkel Ewald S., der ein Sohn ihres vor 
ihnen geſtorbenen Sohnes Julius S. iſt. Die Mutter und geſetzliche Ver⸗ 
treterin dieſes Ewald S., Witwe Pauline S., hat bei dem Nachlaßgerichte die 
Inventariſation des Nachlaſſes der Eheleute Michael nnd Roſalie S. durch 
das Gericht beantragt. Das Amtsgericht hat den Antrag abgelehnt, weil die 
Eheleute S. nach ihrem gemeinſchaftlichen Teſtamente vom 9. April 1906 
durch ihre Tochter Emma beerbt ſeien, Ewald S. alſo nur pflichtteilsberechtigt 
ſei und deshalb kein Recht auf die Inventariſation habe. Der Rechtsanwalt A. 
hat im Namen der Witwe S. als Vertreterin des Ewald S. Beſchwerde ein⸗ 
gelegt und darin das Teſtament für ungültig erklärt und die Aufnahme des 
Nachlaßinventars durch das Nachlaßgericht auf Grund des $ 2003 BGB. 
verlangt, auch den $ 1960 BGB. und den § 74 FG. angezogen. Das 
Landgericht hat die Beſchwerde zurückgewieſen. Es hat dabei die Gültigkeit 
des Teſtaments vom 9. April 1906 dahingeſtellt gelaſſen und ausgeführt: 
Der Antrag aus § 2003 BGB. könne nur von allen Miterben gemein⸗ 
ſchaftlich geſtellt werden; ein Pflichtteilsberechtigter könne nur von den Erben 
Auskunft verlangen; der $ 1960 BGB. ſei unanwendbar, weil die Erben 
bekannt ſeien und die Erbſchaft angenommen hätten. 
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Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht unter Aufhebung der 
Vorentſcheidungen die Sache zur anderweitigen Erörterung und Entſcheidung 
nach Maßgabe folgender Gründe an das Amtsgericht zurückverwieſen: 

Das Amtsgericht nimmt an, daß die Erblaſſer durch gültige letztwillige 
Verfügung ihre Tochter Emma zur alleinigen Erbin eingeſetzt haben. Von 
dieſem Standpunkt aus iſt die Abweiſung des Antrags des Beſchwerdeführers 
Ewald S. auf Aufnahme eines Nachlaßverzeichniſſes durch das Nachlaßgericht 
gerechtfertigt. Denn er ift dann nicht Miterbe, ſondern hat nur als Pflicht⸗ 
teilsberechtigter nach $ 2303 BGB. einen perſönlichen Anſpruch gegen die 
Erbin auf Zahlung einer der Hälfte des Wertes des geſetzlichen Erbteils 
gleichkommenden Geldſumme. Als Nachlaßgläubiger kann er dann zwar auf 
Grund des $ 1994 BGB. bei dem Nachlaßgerichte beantragen, daß der 
Erbin eine Friſt zur Errichtung des Inventars beſtimmt werde. Er kann 
ferner nach SS 2314, 260 BGB. — erforderlichenfalls im Prozeßwege — 
verlangen, daß die Erbin ihm über den Beſtand des Nachlaſſes Auskunft 
erteile, ihm ein Verzeichnis des Beſtandes vorlege, ihn bei der Aufnahme 
dieſes Verzeichniſſes zuziehe, dabei auch den Wert der Nachlaßgegenſtände er⸗ 
mittele und das Verzeichnis durch die zuſtändige Behörde oder durch einen 
zuſtändigen Beamten oder Notar aufnehmen laſſe. Er kann aber als Nachlaß⸗ 
gläubiger weder auf Grund des § 1993 noch des $ 2314 BGB. unmittelbar 
das Nachlaßgericht mit dem Antrag angehen, das Inventar oder das Beſtands⸗ 
verzeichnis aufzunehmen (zu vergl. RIA. 4, 92). Das Landgericht glaubt 
dagegen die Frage, ob Emma M. die alleinige Teſtamentserbin oder mit dem 
Beſchwerdeführer und ihren Geſchwiſtern zuſammen geſetzliche Erbin ſei, un⸗ 
entſchieden laſſen zu können, weil der Antrag des Beſchwerdeführers auch 
dann unbegründet ſei, wenn er Miterbe ſei. 

Richtig iſt, daß der Antrag auch in dieſem Falle in dem in der erſten 
Beſchwerde angezogenen 8 1960 BGB. keine Stütze findet. Nach dieſer 
Beſtimmung hat das Nachlaßgericht für die Sicherung des Nachlaſſes, ſoweit 
ein Bedürfnis beſteht, zu ſorgen, wenn die Erbſchaft noch nicht angenommen, 
der Erbe unbekannt oder ungewiß iſt, ob er die Erbſchaft angenommen hat; 
es kann zu dieſem Zwecke insbeſondere die Aufnahme eines Nachlaßverzeichniſſes 
anordnen. Die Vorausſetzungen des $ 1960 Abſ. 1 BGB. find aber für 
jeden Erbteil beſonders zu prüfen (zu vergl. RIA. 7, 29). Für den Erbteil des 
Beſchwerdeführers liegen ſie nicht vor, da ſeine gefetzliche Vertreterin durch ihre 
in dieſer Sache geſtellten Anträge zu erkennen gegeben hat, daß ſie die Erb⸗ 
ſchaft für ihn annimmt. Ob etwa Anlaß vorliegt, die Erbteile der übrigen 
geſetzlichen Miterben, insbeſondere des einen angeblich in Amerika befindlichen, 
zu ſichern, iſt hier nicht zu erörtern, da die Unterlaſſung ſolcher Sicherung 
das Recht des Beſchwerdeführers nicht beeinträchtigt (§S 20 F.). 

Zutreffend iſt auch, daß der Beſchwerdeführer als Miterbe feine Be⸗ 
rechtigung, die Aufnahme eines Nachlaßverzeichniſſes durch das Nachlaßgericht 
bei dieſem zu beantragen, nicht aus den 88 2018, 2027, 2028, 260 BGB. 
ableiten kann. Ein Miterbe kann nach 8 2018 BGB. von dem Miterben, 
welcher als vermeintlicher Alleinerbe den Erbteil des erſteren an ſich genommen 
hat, Herausgabe des Erlangten, alſo Herſtellung des den SS 2038 ff. BGB. 
entſprechenden Zuſtandes verlangen. Der beſitzende Miterbe iſt auch in ſolchem 
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Falle nach § 2027 BGB. zur Auskunft über den Beſtand der Erbſchaft 
und den Verbleib der Erbſchaftsgegenſtände ſowie nach 8 260 BGB. zur 
Vorlegung eines Beſtandsverzeichniſſes und, wenn er ſich zur Zeit des Erbfalls 
mit dem Erblaſſer in häuslicher Gemeinſchaft befunden hat, nach $ 2028 
BGB. zur Auskunft über die von ihm geführten erbſchaftlichen Geſchäfte 
verpflichtet. Alle dieſe Anſprüche des Miterben ſind aber nicht durch Anträge 
bei dem Nachlaßgerichte, ſondern dem beſitzenden Miterben gegenüber — 
erforderlichenfalls im Prozeßwege — zu verfolgen (zu vergl. OL GRſpr. 5, 231.) 

Nicht beizuſtimmen iſt aber dem Landgerichte, wenn es dem Beſchwerde⸗ 
führer als Miterben das auf Grund des § 2003 BGB. in Anſpruch ge⸗ 
nommene Recht verſagen will, zu verlangen, daß das Nachlaßgericht ein 
Nachlaßinventar aufnehme oder die Aufnahme einer zuſtändigen Behörde, einem 
zuſtändigen Beamten oder einem Notar übertrage. Das Landgericht befindet 
ſich zwar mit feiner Anſicht, daß das Antragsrecht aus 8 2003 BGB. nur 
dem Alleinerben oder ſämtlichen Miterben, nicht einem einzelnen Miterben 
zuſtehe, in Uebereinſtimmung mit einer gelegentlichen Bemerkung des KG. in 
dem Beſchluſſe vom 16. Dezember 1901 (RIA. 3, 13). Die dieſer Be⸗ 
merkung zugrunde liegende Rechtsauffaſſung iſt aber bereits vom Kammer⸗ 
gericht in der OLGRſpr. 5, 342 und 10, 296 verlaſſen worden und fie 
kann bei nochmaliger Erwägung nicht aufrecht erhalten werden. Der Wort⸗ 
laut der 88 1993 ff., insbeſondere des 8 2003 BGB., in denen überall 
nur vom Erben, nicht von dem Miterben die Rede iſt, iſt allerdings nicht 
entſcheidend. Denn das BGB. hat für den Erben eines Bruchteils keine 
ausſchließliche techniſche Bezeichnung; es nennt ihn zwar im § 1922 Abſ. 2 
und in den 88 2033, 2034, 2038 Miterben; es ſpricht aber anderſeits im 
§ 1922 Abſ. 1 und in den 88 1924, 2353, 2357 auch von mehreren 
Erben. Ebenſowenig kann das Argument überzeugen, daß es einem nicht im 
Mitbeſitze des Nachlaſſes befindlichen Miterben unmöglich ſei, das Inventar 
ſelbſt zu errichten, und daß er deshalb das Inventarrecht ohne ſeine Schuld 
verlieren würde, wenn ihm nicht das Antragsrecht aus § 2003 BGB. ge⸗ 
geben wäre. Denn ein nichtbeſitzender Miterbe hat zwar keine Möglichkeit, 
ſeine Miterben zur Errichtung eines Nachlaßinventars oder zur Mitwirkung 
bei der Errichtung eines ſolchen zu zwingen. Die Errichtung und Einreichung 
des in den SS 1993 ff. BGB. behandelten Nachlaßinventars it vielmehr 
trotz der Vorſchrift im S 2003 Abſ. 2 BGB., daß der Erbe verpflichtet ſei, 
die zur Aufnahme des Inventars erforderliche Auskunft zu erteilen, überhaupt 
nicht erzwingbar (zu vergl. Motive BGB. 5, 616). Die Rechtsfolgen des 
Unterlaſſens der Einreichung oder des Einreichens eines unvollſtändigen In⸗ 
ventars ſind im Gegenteil im §8 2005 BGB. erſchöpfend dahin geregelt, daß 
der Erbe, für welchen die dort bezeichneten Vorausſetzungen zutreffen, für die 
Nachlaßverbindlichkeiten unbeſchränkt haftet. Eine Verpflichtung eines Miterben 
gegenüber dem anderen Miterben zur Errichtung des Inventars kann auch 
nicht aus dem $ 2038 BGB. abgeleitet werden, da die Errichtung nicht dem 
Kreiſe der zur Verwaltung des Nachlaſſes erforderlichen Maßregeln angehört, 
ſondern lediglich für die Frage Bedeutung hat, ob die Erben den Nachlaß⸗ 
gläubigern beſchränkt oder unbeſchränkt haften. Schließlich iſt das Beſtands⸗ 
verzeichnis, deſſen Vorlegung nach den oben gegebenen Erörterungen ein Miterbe 
unter Umſtänden von dem andern Miterben verlangen kann, ein vollſtändig 
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anderes Weſen als das Nachlaßinventar der SS 1993 ff., von dem es ſich 
durch den Namen, nach den SS 2001, 260 auch durch den Inhalt und 
vor allem durch ſeine rechtliche Bedeutung unterſcheidet und dem es in den 
SS 2011, 2012 BGB. ausdrücklich gegenübergeſtellt wird. Aus dieſer 
Nichterzwingbarkeit der Mitwirkung anderer Miterben folgt aber nicht, daß ein 
einzelner nicht im Beſitze der Nachlaßgegenſtände befindlicher Miterbe das 
Inventar nicht wirkſam errichten könne. Denn die Vorſchrift des §S 2001 
BGB., daß im Inventare die Nachlaßgegenſtände und Nachlaßverbindlichkeiten 
vollſtändig angegeben werden ſollen, hat, wie ſich aus § 2006 ergibt, nur 
die Bedeutung, daß der das Inventar einreichende Erbe ſie ſo vollſtändig an⸗ 
zugeben hat, als er dazu imſtande iſt. Tut er dies, ſo tritt die ihm nach⸗ 
teilige Folge des §S 2005 BGB., daß er unbeſchränkt haftet, nicht ein. Auch 
den Offenbarungseid des $ 2006 BGB. kann er dann leiſten. Es ift alſo 
nicht richtig, daß er des Antragsrechts aus $ 2003 BGB. notwendig bedarf, 
um ſich gegen den Eintritt der unbeſchränkten Haftung zu ſichern. Anderſeits 
iſt aber auch das Argument in dem Beſchluſſe vom 16. Dezember 1901, 
daß das Nachlaßgericht keine Macht habe, den den Nachlaß beſitzenden Mit⸗ 
erben auf Antrag eines anderen Miterben zur Mitwirkung bei der Errichtung des 
Inventars oder auch nur zur Duldung der Inventariſierung der in ſeinem Beſitze 
befindlichen Nachlaßgegenſtände zu zwingen, und daß deshalb der Antrag aus 
§ 2003 BGB. nur von ſämtlichen Miterben geſtellt werden könne, nicht 
überzeugend. Richtig iſt, daß das Nachlaßgericht ſolche Zwangsgewalt nicht 
hat. Denn die Art. 15, 17 Pr. ſetzen voraus, daß das Gericht be⸗ 
rechtigt iſt, die zu erzwingende Verpflichtung durch Verfügung aufzuerlegen 
und ſolche Berechtigung ſteht hier dem Nachlaßgerichte nach der geſetzlichen 
Ordnung der Inventarerrichtung ebenſowenig zu, wie ein Miterbe die Mit- 
wirkung der anderen Miterben verlangen kann. Das Nachlaßgericht bedarf 
aber auch zur Errichtung eines Inventars der Mitwirkung des weigernden 
Miterben ebenſowenig wie der antragſtellende Miterbe. Es kann vielmehr 
auf Grund der Angaben des letzteren und der etwa ſonſt bekannten Tat⸗ 
ſachen jederzeit das Inventar ſo vollſtändig aufſtellen, als es nach Lage der 
Sache möglich iſt, ohne daß eine vom Antragſteller nicht verſchuldete Unvoll⸗ 
ſtändigkeit die nachteiligen Folgen des §S 2005 BGB. für ihn hat. Ent: 
ſcheidend für die aufgeworfene Frage, ob ein einzelner Erbe das Antragsrecht 
aus § 2003 hat, iſt folgendes: Der § 2003 ſteht im inneren Zuſammen⸗ 
hange mit den SS 1993, 1994 Wenn nach dieſen Beſtimmungen ein 
einzelner Miterbe zur Einreichung eines Inventars berechtigt iſt oder einem 
einzelnen Miterben auf Antrag eines Gläubigers eine Friſt zur Inventar⸗ 
errichtung beſtimmt werden kann, dann muß der einzelne Miterbe auch das 
Antragsrecht aus § 2003 haben, da es nur eine Ergänzung des Rechtes 
zur Inventarerrichtung ſelbſt iſt. Mit dem oberſten Landgericht in München 
(RIA. 3, 176) iſt anzunehmen, daß ein Gläubiger ſich darauf beſchränken 
kann, einem einzelnen Miterben eine Inventarfriſt ſtellen zu laſſen. Selbſt 
die allen Miterben beſtimmte Inventarfriſt läuft nach 8 1995 BGB. für 
jeden einzelnen beſonders und von möglicherweiſe verſchiedenen Anfangs⸗ 
terminen an; ſie kann auch für jeden verſchieden lang bemeſſen ſein (zu vergl. 
Planck Anm. 2 zu § 2063 BGB.). Der einzelne Miterbe kann, wie oben 
geſagt, ſeine Miterben nicht zwingen, das Inventar zu errichten oder dabei 
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mitzuwirken. Er muß alſo im Falle des §8 1994, wenn ihm eine Frift 
beſtimmt iſt, das Recht haben, das Inventar allein zu errichten, um ſich 
gegen die Nachteile des $ 1994 Ab). 1 Satz 2 BGB. ſichern zu können. 
Dann iſt aber kein Grund erſichtlich, weshalb ihm dieſes Recht nicht auch 
ohne Friſtſeſtung im Falle des § 1993 zuſtehen ſollte, um ſich vorſorglich 
zu ſichern. Ueberdies erkennt der §S 2063 BGB. die Möglichkeit der Er: 
richtung des Inventars durch einen einzelnen Miterben ausdrücklich an und 
regelt die Folgen für die übrigen Miterben. Wenn aber ein einzelner Mit- 
erbe das Recht aus § 1993 hat und dem § 1994 unterliegt, fo muß ihm 
nach dem Zuſammenhange des Geſetzes auch das Recht aus § 2003 zuge⸗ 
ſtanden werden. Daß dem Beſchwerdeführer, deſſen Vertreter ihn augen⸗ 
ſcheinlich durch ſeinen Antrag nicht gegen die unbeſchränkte Haftung für die 
Nachlaßſchulden ſichern will, ſondern den Antrag irrtümlicherweiſe als ein 
Mittel anſieht, die Anſprüche des Beſchwerdeführers gegen die Erbſchafts⸗ 
beſitzerin geltend zu machen und ſie zur Vorlegung eines Beſtandsverzeichniſſes 
zu zwingen, die Aufnahme eines Nachlaßinventars durch das Nachlaßgericht 
in Gemäßheit der oben entwickelten Grundſätze keine Förderung des verfolgten 
Zweckes gewährt, iſt kein Grund, ſeinen Antrag, der ſich ausdrücklich auf 
S 2003 BGB. ſtützt, abzulehnen. 

Unter dieſen Umſtänden hängt der Erfolg der weiteren Beſchwerde von 
der Beantwortung der durch das Landgericht unentſchieden gelaſſenen Frage 
ab, ob die Erblaſſer von ihren geſetzlichen Erben, darunter dem Beſchwerde⸗ 
führer, oder ihrer Tochter Emma kraft letztwilliger Verfügung allein beerbt 
worden find. Dieſe Frage iſt im erſteren Sinne zu entſcheiden 


Mangelnde Befugnis des Regiſtergerichts, eine vom Vorſtande behufs 
Eintragung in die Liſte der Genoſſen eingereichte Beitrittserklärung in 
der Richtung zu prüfen, ob der Antrag zum Beitritte rechtswirkſam an⸗ 
genommen iſt. 
§ 15 Gen., § 29 Abſ. 3, 4 der Bekanntmachung des Reichskanzlers, betr. 
die Führung des Genoſſenſchaftsregiſters und die Anmeldungen zu dieſem 
ö Regiſter, vom 1. Juli 1899. 


Kammergericht Berlin, 8. November 1906. — Bd. 8 S. 105. 


Die im Genoſſenſchaftsregiſter eingetragene Genoſſenſchaft mit unbe⸗ 
ſchränkter Haftpflicht Spar⸗ und Darlehnskaſſe zu D. wird durch einen aus 
drei Mitgliedern beſtehenden Vorſtand vertreten ($ 16 des Statuts). Bor: 
ſtandsmitglieder ſind zur Zeit der Lehrer H., der Gaſtwirt M. und der Kauf⸗ 
mann A. zu D. Die Willenserklärung und Zeichnung für die Genoſſenſchaft 
muß durch zwei Vorſtandsmitglieder erfolgen, wenn ſie Dritten gegenüber 
Rechtsverbindlichkeit haben ſoll ($ 17 daſ.). Zum Erwerbe der Mitgliedfchaft 
bedarf es nach § 4 des Statuts einer von dem Beitretenden zu unter: 
zeichnenden unbedingten Erklärung des Beitritts und eines Aufnahmebeſchluſſes 
des Vorſtandes. Durch eine für die Genoſſenſchaft von ihren beiden Vor⸗ 
ſtandsmitgliedern H. und M. unterzeichnete Eingabe haben dieſe bei dem 
Amtsgerichte zu H. die ſchriftliche Beitrittserklärung des landwirtſchaftlichen 
Bezugsvereins, eingetragene Genoſſenſchaft mit unbeſchränkter Haftpflicht zu D., 
eingereicht, damit die letztere Genoſſenſchaft in die Liſte der Genoſſen der erſteren 
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Genoſſenſchaft eingetragen werde. Dieſe Beitrittserklärung iſt für die bei- 
tretende Genoſſenſchaft ebenfalls von H. und M., denſelben Perſonen, welche 
dem Vorſtande der Spar⸗ und Darlehnskaſſe zu D. angehören und die er⸗ 
wähnte Eingabe für dieſe gemacht haben, unterzeichnet. Das Amtsgericht hat 
die beantragte Eintragung in die Genoſſenliſte abgelehnt, indem es auf Grund 
des 8 181 BGB. die rechtliche Zuläſſigkeit der Vertretung der beitretenden 
Genoſſenſchaft durch dieſelben Perſonen, welche gemäß § 4 des Statuts über 
ihre Zulaſſung zur aufnehmenden Genoſſenſchaft beſchloſſen hätten, beanſtandete. 
Die hiergegen eingelegte Beſchwerde iſt zurückgewieſen worden. Auf die 
weitere Beſchwerde, welche unter anderem rügte, daß durch die Anwendung 
des $ 181 BGB. der Art. 32 EG. z. BGB. verletzt fei, hat das Kammer: 
gericht unter Aufhebung der Vorentſcheidungen die Sache zur anderweitigen 
Erörterung und Entſcheidung an das Amtsgericht zurückverwieſen. 

In den Gründen wird zunächſt unter Bezugnahme auf den im KG. 
21 A, 106 ff. abgedruckten Beſchluß dargelegt, daß der $ 181 für das 
Rechtsverhältnis des Genoſſenſchaftsvorſtandes zur Genoſſenſchaft maßgebend 
ſei und der Art. 32 inſofern nicht zutreffe, als es im Genoſſenſchaftsgeſetz an 
einer Vorſchrift fehle, deren Inkraftbleiben oder Aufhebung hier in Frage 
kommen könnte. Die Gründe fahren dann fort: | 

Für die Erwerbung der Mitgliedſchaft der Genoſſenſchaft iſt im § 15 

Gen. folgendes beſtimmt: 

Nach der Anmeldung des Statuts zum Genoſſenſchaftsregiſter bedarf 
es zum Erwerbe der Mitgliedſchaft einer von dem Beitretenden zu unter⸗ 
zeichnenden unbedingten Erklärung des Beitritts. 

Der Vorſtand hat die Erklärung im Falle der Zulaſſung des Bei⸗ 
tretenden behufs Eintragung desſelben in die Liſte der Genoſſen dem Ge⸗ 
richte ($ 10) einzureichen. Die Eintragung iſt unverzüglich vorzunehmen. 

Durch die Eintragung, welche auf Grund der Erklärung und deren 
Einreichung ſtattfindet, entſteht die Mitgliedſchaft des Beitretenden. 

Ferner iſt im § 29 der Bekanntmachung des Bundesrats vom 1. Juli 
1899, Reichs⸗Geſetzbl. S. 347 (welche auf Grund des § 161 Gen. als 
Rechtsverordnung und nicht etwa als bloße Verwaltungsinſtruktion über die 
Führung des Genoſſenſchaftsregiſters und die Anmeldungen zu dieſem Regiſter 
ergangen iſt) vorgeſchrieben: 

Bei der Eintragung eines Genoſſen, der nach der Anmeldung des 
Statuts der Genoſſenſchaft beitritt, hat das Gericht zu prüfen, ob die 
Beitrittserklärung (Geſetz S 15) die Unterſchrift des Genoſſen trägt, eine 
unbedingte iſt und bei Genoſſenſchaften mit unbeſchränkter Haftpflicht oder 
unbeſchränkter Nachſchußpflicht die in den SS 120, 127 des Geſetzes vor: 
geſchriebene Bemerkung enthält, ſowie ob die Einreichung ordnungsmäßig 
durch den Vorſtand erfolgt iſt. 

Auf die Echtheit der Unterſchrift und die Wirkſamkeit der Beitritts⸗ 
erklärung erſtreckt ſich die Prüfung des Gerichts nicht; vielmehr bleibt es 
im allgemeinen den Beteiligten überlaſſen, Mängel in dieſer Richtung im 
Wege der Klage geltend zu machen. Eine Ablehnung der Eintragung aus 
ſolchen Gründen iſt jedoch nicht ausgeſchloſſen, falls die Unwirkſamkeit der 
Beitrittserklärung, ohne daß es weiterer Ermittelungen bedarf, aus den 
dem Gerichte bekannten Tatſachen ſich als zweifellos ergibt. 
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Nach dieſen Beſtimmungen kann es einerſeits keinem Zweifel unterliegen, 
daß der Beitritt zu einer beſtehenden Genoſſenſchaft ſich als ein Vertrag 
zwiſchen dem Beitretenden und der Genoſſenſchaft darſtellt, welcher ſich nach 
S 15 Abſ. 1, 2 des Geſetzes durch die Erklärung des Beitretenden und 
durch die Zulaſſung des Vorſtandes (Antrag und Annahme im Sinne der 
SS 145 ff. BGB.) vollzieht und nach §S 15 Abſ. 3 durch die Eintragung 
in die Liſte der Genoſſen wirkſam wird (RIA. 6, 132). Anderſeits iſt es 
aber danach ebenſo unzweifelhaft, daß die Prüfung des Regiſtergerichts vor 
der Bewirkung dieſer Eintragung ſich keineswegs auf die ſämtlichen Beſtand⸗ 
teile dieſes Vertrags zu erſtrecken hat und daß ſie auch da, wo ſie vorzu⸗ 
nehmen iſt, nur in beſtimmter, eingeſchränkter Weiſe zu erfolgen hat. Im 
§ 15 Abſ. 3 des Geſetzes iſt vorgeſchrieben, daß die Eintragung auf Grund 
der Beitrittserklärung und deren Einreichung ſtattfindet, ſo daß es dabei auf 
die Annahmeerklärung der aufnehmenden Genoſſenſchaft nicht ankommt. In 
Uebereinſtimmung damit wird im § 29 der Bekanntmachung ebenfalls nur 
eine Prüfung der Beitrittserklärung und der Einreichung durch den Vorſtand 
verlangt. Daraus geht ohne weiteres hervor, daß eine Prüfung in der 
Richtung, ob eine rechtswirkſame Annahme des Antrags zum Beitritt erfolgt 
iſt, von ſeiten des Regiſtergerichts zum Zwecke einer Eintragung in die Ge⸗ 
noſſenliſte überhaupt nicht vorzunehmen iſt. Der Nachweis der Zulaſſung des 
Beitritts ſoll dadurch erſetzt werden, daß ſeine formell ordnungsmäßige Ein⸗ 
reichung durch den Vorſtand erfolgt. Dieſe ſelbſt aber iſt ein abſtraktes 
Rechtsgeſchäft des Vorſtandes, deſſen Rechtswirkſamkeit dem Gerichte gegenüber 
unabhängig davon iſt, ob eine gehörige Zulaſſung des Beitretenden voraus⸗ 
gegangen iſt, ſowie ob der Vorſtand dabei im Verhältniſſe zur Genoſſenſchaft 
innerhalb der Grenzen ſeiner Befugniſſe gehandelt hat. Sollten in dieſer 
Beziehung nach dem Geſetz und der Bekanntmachung des Bundesrats noch 
irgendwelche Bedenken obwalten, ſo werden ſie durch die Begründung zu 
§ 15 des Entwurfs z. GenG. beſeitigt, wo gejagt wird: „Es muß von 
ſeiten des eintretenden Genoſſen eine ſchriftliche unbedingte Erklärung des 
Beitritts und von ſeiten des Vorſtandes die Einreichung dieſer Erklärung bei 
dem Gerichte verlangt werden. Eines beſonderen Nachweiſes der Zulaſſung 
ſeitens der Genoſſenſchaft bedarf es nicht; die Einreichung durch den Vorſtand 
iſt hierfür genügend. Er vertritt die Genoſſenſchaft. Die Einreichung durch 
ihn iſt eine erkennbare und leicht nachweisbare Tatſache. Hat der Vorſtand 
hierbei die Grenzen ſeines Auftrags gegenüber der Genoſſenſchaft überſchritten, 
Beſtimmungen derſelben, insbeſondere Bedingungen, die von ihr für die Zu⸗ 
laſſung aufgeſtellt waren, unbeachtet gelaſſen, hat er ohne oder gegen den 
Beſchluß der Generalverſammlung oder des Aufſichtsrats gehandelt uſw., ſo 
kann er ſich gegenüber der Genoſſenſchaft verantwortlich gemacht haben; aber 
er hat die Erklärung kraft ſeiner nicht einzuſchränkenden geſetzlichen Befugnis, 
die Genoſſenſchaft zu vertreten, für dieſe abgegeben. Könnte dies ſchon aus 
S 26 des Entwurfs im allgemeinen hergeleitet werden, jo iſt jedenfalls 
legislativ ein Zurückgehen auf jene internen Vorgänge nicht zu geſtatten. 
Und da es unter allen Umſtänden gerechtfertigt erſcheint, auch den Genoſſen 
an ſeiner unbedingten Beitrittserklärung feſtzuhalten, ſo kann der Eintragung, 
welche auf Grund dieſer Erklärung und ihrer Einreichung durch den Vorſtand 
erfolgt, ſchlechthin die Wirkung der Entſtehung der Mitgliedſchaft beigelegt 
werden.“ Auch in den Kommiſſionsverhandlungen wurde auf eine Anfrage 
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ſeitens der Vertreter der verbündeten Regierungen konſtatiert, „daß im Falle 
des § 15 die Eintragung in die gerichtliche Liſte erfolgen müſſe, wenn die 
formgerechte Beitrittserklärung des Genoſſen vorliege und deren Einreichung 
durch den Vorſtand erfolgt ſei; der Regiſterrichter habe ſich alſo auf eine 
formelle Prüfung zu beſchränken.“ Muß aber die Eintragung in die Ge⸗ 
noſſenliſte lediglich auf Grund der Beitrittserklärung und ihrer ordnungs⸗ 
mäßigen Einreichung durch den Vorſtand erfolgen, ohne daß ein Zurückgehen 
auf die interne Angelegenheit der Zulaſſung des Beitritts geſtattet iſt, ſo hat 
das Regiſtergericht auch nicht zu prüfen, ob bei dieſer Zulaſſung etwa gegen 
§ 181 BGB. verſtoßen iſt: vielmehr iſt dieſe Vorſchrift im gegebenen Falle 
nur für das Verhältnis der Beteiligten untereinander von Bedeutung, denen 
es überlaſſen bleiben muß, eine etwaige ungerechtfertigte Eintragung mittels 
Klage anzufechten. Hiernach hat das Landgericht zu Unrecht die Befugnis 
des Regiſtergerichts zur Prüfung des der vorzunehmenden Eintragung zugrunde 
liegenden Rechtsgeſchäfts in dieſer Beziehung für gegeben erachtet; vielmehr 
hatte es nur die Beitrittserklärung und deren Einreichung nach Maßgabe des 
§ 29 Abſ. 2, 3 der Bekanntmachung zu prüfen und durfte es die Eintragung 
lediglich von deren Ordnungsmäßigkeit abhängig machen. 

Was die Beitrittserklärung anlangt, jo iſt nach 8 29 hier nur zu 
prüfen, ob ſie die Unterſchrift des Genoſſen trägt, eine unbedingte iſt und 
dem § 120 des Geſetzes inhaltlich entſpricht; wegen materieller Mängel kann 
die Eintragung nur abgelehnt werden, wenn aus dieſen ihre Rechtsunwirkſam⸗ 
keit ohne weiteres zutage liegt (zu vergl. KGJ. 28 A, 242). Davon aber 
kann hier keine Rede ſein, insbeſondere nicht aus dem Grunde, daß dieſelben 
Perſonen, welche den Antrag der beitretenden Genoſſenſchaft unterzeichnet haben, 
ihn ſpäter namens der aufnehmenden Genoſſenſchaft akzeptierten; denn wenn 
auch dieſe Annahme zufolge des 8 181 eine rechtsunwirkſame geweſen fein 
ſollte, ſo wurde doch dadurch die Rechtsbeſtändigkeit der an ſich gültigen 
Beitrittserklärung offenbar nicht berührt. Was ſodann ihre Einreichung an⸗ 
betrifft, jo iſt vom Regiſtergerichte nur ihre Ordnungsmäßigkeit nach § 7 
der Bekanntmachung zu prüfen, während auf die Befugnis der Vorſtands⸗ 
mitglieder zu ihr nicht einzugehen iſt. Danach kommt es aber lediglich darauf 
an, ob die Einreichung in der für die Willenserklärungen des Vorſtandes vor⸗ 
geſchriebenen Form, insbeſondere unter Mitwirkung der hiernach erforderlichen 
Zahl von Vorſtandsmitgliedern, erfolgt iſt ($ 26 GenG.). Dieſem Erfordernis 
iſt aber nach dem oben mitgeteilten §S 17 der Statuten genügt. Nach alledem 
ſind keine Bedenken erſichtlich, welche die verlangte Eintragung in der Ge⸗ 
noſſenliſte hindern könnten. 

Demgemäß waren beide Vorentſcheidungen aufzuheben und die Sache, 
wie geſchehen, an das Amtsgericht zurückzuverweiſen. 


Mangelnde Befugnis des Teſtamentsvollſtreckers, einen Vertrag, durch den 
die Erben Geſellſchafter einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung werden, 
abzuſchließen und für die Erben zu unterzeichnen. 
§8 2 GmbH., §§ 2204 — 2207, 2209 BGB. 


Kammergericht Berlin, 11. Dezember 1906. — Bd. 8 S. 127. 


In der notariellen Urkunde vom 18. Auguſt 1906 haben mehrere 
Perſonen, darunter der Bankdirektor J. in ſeiner Eigenſchaft als Teſtaments⸗ 
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vollſtrecker des unter der Herrſchaft des Bürgerlichen Geſetzbuchs verſtorbenen 
F., einen Vertrag geſchloſſen, inhalts deſſen ſie ſich zu einer Geſellſchaft mit 
beſchränkter Haftung unter der Firma „Terraingeſellſchaft K. mit beſchränkter 
Haftung“ vereinigen. Die Geſchäftsführer haben die Geſellſchaft zur Ein⸗ 
tragung in das Handelsregiſter angemeldet und dabei eine Liſte der Geſell⸗ 
ſchafter überreicht, in der unter anderen „F. Erben, vertreten durch den Bank⸗ 
direktor J.“ als Geſellſchafter genannt ſind. Das Amtsgericht in F. hat 
den Antrag abgelehnt, die Beſchwerde iſt zurückgewieſen worden. Das Kammer⸗ 
gericht hat auch der weiteren Beſchwerde den Erfolg verſagt aus folgenden 
Gründen: 

Der beſchwerdeführende Teſtamentsvollſtrecker ſcheint von der Auffaſſung 
auszugehen, daß Geſellſchafter der zu gründenden Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung weder er ſelbſt als natürliche Perſon noch die Erben als natürliche 
Perſonen, ſondern er in ſeiner Eigenſchaft als Teſtamentsvollſtrecker ſei. Dieſe 
Auffaſſung iſt rechtlich unmöglich. Ein Geſellſchaftsvertrag begründet nach 
§ 705 und § 241 BGB. ein Schuldverhältnis, kraft deſſen der Gläubiger 
berechtigt iſt, von dem Schuldner eine Leiſtung zu fordern. Subjekte eines 
Schuldverhältniſſes können nach dem erſten Abſchnitte des erſten Buches des 
Bürgerlichen Geſetzbuches nur Perſonen — natürliche oder juriſtiſche — ſein. 
Ein Teſtamentsvollſtrecker kann Schuldverhältniſſe eingehen, deren Gläubiger 
oder Schuldner er als natürliche Perſon iſt, wie z. B. in den Fällen der 
SS 2219, 2221. Er kann auch nach SS 2206, 2207 Schuldverbindlich⸗ 
keiten für den Nachlaß eingehen, deren Schuldner nach § 1967 die Erben 
find, und er kann nach §S 2205 Satz 1, $ 2041 Anſprüche für den Nachlaß 
erwerben, deren Gläubiger die Erben ſind. Er kann aber nicht in feiner 
Eigenſchaft als Teſtamentsvollſtrecker Gläubiger oder Schuldner ſein. Denn 
in diefer Eigenſchaft übt er zwar die in den §§ 2204 ff. bezeichneten Be: 
fugniſſe aus, er iſt aber nicht Subjekt von Anſprüchen oder Verbindlichkeiten; 
er kann deshalb auch — abgelöſt von ſeiner natürlichen Perſönlichkeit — 
nicht Geſellſchafter ſein. 

Die Auffaſſung des Beſchwerdeführers iſt auch tatſächlich unrichtig. Er 
hat den Geſellſchaſtsvertrag, wie es in der Urkunde heißt, als Teſtaments⸗ 
vollſtrecker abgeſchloſſen. Das kann nicht anders verſtanden werden, als daß er 
die daraus entſpringenden Rechte für den Nachlaß erworben hat und die daraus 
entſpringenden Verbindlichkeiten für den Nachlaß eingegangen iſt. Subjekte 
dieſer Rechte und Verbindlichkeiten ſollen alſo die Erben als Träger des 
Nachlaßvermögens fein. Demgemäß find auch in der gemäß § 8 Nr. 3 
GmbH. der Anmeldung beigefügten Lifte der Geſellſchafter die Erben als 
Geſellſchafter bezeichnet. 

Bei dieſer Sachlage iſt die Ablehnung der Eintragung der Geſellſchaft 
in das Handelsregiſter ſeitens der Vorinſtanzen ſchon durch die formelle Er⸗ 
wägung gerechtfertigt, daß die eben erwähnte Liſte der Geſellſchafter die im 
§ 8 Nr. 3 vorgeſchriebene Angabe des Namens, Vornamens, Standes und 
Wohnortes der Erben nicht enthält. 

Aber auch der aus § 2 des Geſetzes entnommene materielle Ablehnungs⸗ 
grund greift durch. Nach dieſer Beſtimmung iſt der Geſellſchaftsvertrag von 
ſämtlichen Geſellſchaftern perſönlich oder durch Bevollmächtigte zu unterzeichnen. 
Die Unterzeichnung durch andere Vertreter mit Vertretungsmacht iſt nicht be⸗ 
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ſonders erwähnt, ſteht aber nach $ 164 BGB. der perſönlichen Unterzeichnung 
gleich. Eine Vollmacht der Erben, d. h. eine durch ihr Rechtsgeſchäft erteilte 
Vertretungsmacht hat der Beſchwerdeführer nicht nachgewieſen. Ihr geſetzlicher 
Vertreter iſt er ebenſowenig. Seine Macht gründet ſich lediglich auf die 
letztwillige Verfügung des Erblaſſers und die 88 2204 ff. BGB. Im 8 6 
des Teſtaments iſt beſtimmt, daß er mit allen geſetzmöglichen Machtbefugniſſen 
ausgeſtattet jein ſoll. Aus den SS 4, 5, 6 des Teſtaments ergibt ſich ferner, 
daß die Auseinanderſetzung unter den Erben noch längere Zeit ausgeſchloſſen 
ſein und daß inzwiſchen der Nachlaß durch den Teſtamentsvollſtrecker verwaltet 
werden fol. Danach iſt gemäß SS 2207, 2209, 2210 anzunehmen, daß 
der Teſtamentsvollſtrecker in der Eingehung von Verbindlichkeiten für den 
Nachlaß der Beſchränkung des §S 2206 Abſ. 1 Satz 1 nicht unterliegen fol. 
Immer aber kann er Verbindlichkeiten nur für den Nachlaß eingehen. Die 
Erben haften allerdings nach 8 1967 für dieſe Verbindlichkeiten, und zwar 
nach $ 2058 BGB. als Geſamtſchuldner. Es ſteht ihnen aber nach SS 1975 ff. 
und § 2059 das Recht zu, ihre Haftung auf den Nachlaß zu beſchränken. Nur 
mit dieſer Einſchränkung kann der Teſtamentsvollſtrecker ſie kraft ſeines Amtes 
verpflichten. Deshalb fehlt ihm die Macht, einen Geſellſchaftsvertrag abzu⸗ 
ſchließen, durch den ſie Geſellſchafter einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
werden. Denn als ſolche würden fie nach 8 3 Nr. 4 und den 88 19, 20, 
21, 24 des Geſetzes der Geſellſchaft für die Leiſtung ihrer Stammeinlage und 
ſubſidiär auch für die Leiſtung der Stammeinlagen der übrigen Geſellſchafter 
haften und fie könnten nach § 25 des Geſetzes von dieſen Rechtsfolgen 
nicht, alſo auch nicht durch die Einrede der beſchränkten Erbenhaftung, befreit 
werden. Fehlt dem Teſtamentsvollſtrecker ſonach die Macht, die Erben in 
dem Umfange zu verpflichten, in welchem ſie kraft des Geſetzes durch den 
Geſellſchaftsvertrag verpflichtet ſein würden, ſo kann ſeine Unterzeichnung des 
Vertrags die nach § 2 des Geſetzes erforderliche Unterſchrift der Erben nicht 
erſetzen. 

Uebrigens würde, auch wenn der Teſtamentsvollſtrecker eine Vollmacht 
der Erben zum Abſchluſſe des Vertrags in ihrem Namen beibrächte, eine Ein⸗ 
tragung nicht erfolgen können. Die Erben würden dann zwar, wie aus allen 
Verträgen, die ſie perſönlich abſchließen, unbeſchränkt haften und nur etwa 
das Recht haben, die infolgedeſſen gehabten Auslagen auf Grund des § 1978 
Abſ. 3 BGB. den Nachlaßgläubigern, welchen gegenüber ſich ihre Haftung 
auf den Nachlaß beſchränkt, in Rechnung zu ſtellen, ſofern der Abſchluß des 
Geſellſchaftsvertrags ſich auf den Nachlaß bezog (zu vergl. Strohal, Erbrecht 
Bd. 2 § 64 Anm. 3b und 11 c). Jeder der Miterben würde aber dann 
Geſellſchafter ſein und der Geſellſchaftsvertrag müßte dann nach § 3 Nr. 4 
des Geſetzes die hier fehlende Angabe der von jedem von ihnen auf das 
Stammkapital zu leiſtenden Einlage, der ſog. Stammeinlage, einzeln enthalten. 
Die abweichende Abſicht Staub⸗Hachenburgs im Zuſatz 1d zu § 2 des Ge 
ſetzes, daß bei der Gründung ein Stammanteil von mehreren Perſonen ge⸗ 
meinſam übernommen werden könnte, iſt in Uebereinſtimmung mit den Vor⸗ 
inſtanzen und dem Beſchluſſe des Oberlandesgerichts Stuttgart vom 3. Mai 
1901 (RIA. 2, 130) nicht zu billigen, da das Geſetz außer durch den 
§ 3 Nr. 4 auch durch die im § 5 gegebenen Beſtimmungen, daß die Stamm: 
einlage jedes Geſellſchafters mindeſtens 500 Mark betragen und in Mark 
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durch 100 teilbar ſein muß, die beſondere Auswerfung der Stammeinlage 
jedes Geſellſchafters verlangt und fie auch in den SS 19 ff. des Geſetzes vor: 
ausſetzt. Daß nach den SS 17, 18 des Geſetzes im Falle der Veräußerung 
und Verwertung eine Teilung der Geſchäftsanteile möglich iſt, läßt einen 
Rückſchluß auf die Gründung der Geſellſchaft nicht zu, weil bei dieſer das 
Geſetz zwecks Sicherung der Einlage des geſamten Stammkapitals beſondere 
Beſtimmungen für erforderlich gehalten hat. 


Zuläſſigkeit der Anmeldung von Aenderungen des Vorſtandes eines ein⸗ 

getragenen Vereins durch einen Bevollmächtigten der Vorſtandsmitglieder, 

dem die allgemeine Ermächtigung zur Bewirkung der Aumeldungen in 

den Angelegenheiten des Vereins erteilt worden iſt; Befugnis des 

ee zu der Prüfung, ob im Einzelfalle die allgemeine Be⸗ 
vollmächtigung genügt. 


SS 67, 77 BGB., § 13 36. 
Kammergericht Berlin, 8. November 1906. — Bd. 8 S. 130. 


Der § 67 BGB. beſtimmt, daß jede Aenderung des Vorſtandes eines 
eingetragenen Vereins ſowie die erneute Beſtellung eines Vorſtandsmitglieds 
von dem Vorſtande zur Eintragung anzumelden iſt. Dieſe Beſtimmung iſt 
dahin zu verſtehen, daß eine ſolche Anmeldung ohne Rückſicht auf etwaige 
abweichende Beſtimmungen der Satzung von allen Vorſtands mitgliedern bewirkt 
werden muß und daß ſie nicht dem Vorſtand als dem geſetzlichen Vertreter 
des Vereins, ſondern den Mitgliedern des Vorſtandes als Perſonen obliegt 
(zu vergl. RIA. 2, 183). Sie iſt aber nicht dahin zu verſtehen, daß die 
Anmeldungen durch die Vorſtandsmitglieder perſönlich erfolgen müſſen; ſie 
können vielmehr ſowohl in der Form des § 77 BGB. durch öffentlich be⸗ 
glaubigte Erklärung wie in der Form der 88 159, 128 5G. und des 
Art. 2 der Allg JMVerf. vom 6. November 1899 (PrJMBl. 302) durch 
mündliche Erklärung zum Protokolle des Regiſtergerichts oder ſeines Gerichts⸗ 
ſchreibers durch Bevollmächtigte der Vorſtandsmitglieder bewirkt werden, ſofern 
nur die Vollmacht öffentlich beglaubigt iſt (zu vergl. RIA. 4, 31). Von 
dieſen durch die bisherige Judikatur feſtgelegten Grundlagen gehen auch die 
Vorinſtanzen aus. Sie meinen aber, daß die Anmeldung durch den Bevoll⸗ 
mächtigten eines Vorſtandsmitglieds grundſätzlich nur genüge, wenn ſeine 
Vollmacht eine Spezialvollmacht ſei, alſo den Inhalt der Eintragung erkennen 
laſſe, auf deren Anmeldung ſie gerichtet ſei. Dieſe Annahme iſt rechts⸗ 
irrtümlich. 

Die Zulaſſung der Bewirkung von Anmeldungen durch Bevollmächtigte 
beruht in der Hauptſache auf der Beſtimmung im § 13 FG., daß die Be⸗ 
teiligten ſich in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, ſoweit nicht 
das Gericht das perſönliche Erſcheinen anordnet, auch durch Bevollmächtigte 
vertreten laſſen können. Zwar iſt hierbei anſcheinend zunächſt nur an den Fall 
gedacht, in dem das Gericht mit den Beteiligten perjönlich verhandelt. Die 
Beſtimmung iſt aber auf den ſchriftlichen Verkehr mindeſtens auch dann an⸗ 
wendbar, wenn das Geſetz, wie bei Anmeldungen zum Vereinsregiſter, den 
Beteiligten ſowohl die ſchriftliche wie die mündliche Form offen läßt (zu vergl. 
RIA. 4, 34). Der Begriff des Bevollmächtigten iſt aus dem § 166 Abſ. 2 
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BGB. zu entnehmen. Er iſt danach der Vertreter, deſſen Vertretungsmacht 
durch Rechtsgeſchäft erteilt iſt. Unter einem Vertreter aber verſteht das Geſetz 
lediglich den Vertreter im Willen, nicht den Vertreter in der Erklärung, der 
in der Literatur als Bote bezeichnet zu werden pflegt, lediglich Werkzeug des 
Herrn iſt und weder im Bürgerlichen Geſetzbuche noch im Geſetz über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit beſonders erwähnt wird, weil 
ſelbſtverſtändlich iſt, daß Erklärungen auch durch Boten abgegeben werden 
können, ſoweit nicht beſondere geſetzliche Vorſchriften (z. B. §8 2054, 22 56, 
2274, 2290 uſw.) entgegenſtehen (zu vergl. Motive 1, 223). Wenn des⸗ 
halb 8 13 FG. die Anmeldung durch Bevollmächtigte zuläßt, fo läßt er fie 
durch Vertreter im Willen zu und die Annahme des Landgerichts im Vor⸗ 
beſchluſſe, daß die Vorſtandsmitglieder darauf beſchränkt ſeien, die Anmeldungen 
durch Boten zu bewirken, ſich aber nicht durch Bevollmächtigte dabei vertreten 
laſſen könnten, iſt nicht haltbar. Ueber den Umfang der Vollmacht ſind weder 
im $ 13 FG. noch in den 88 164 ff. BGB. Beſtimmungen getroffen. Ins⸗ 
beſondere hat das Geſetz die früher, z. B. im Preußiſchen Allgemeinen Land⸗ 
recht, geltenden Rechtsſätze, daß in gewiſſen Fällen eine Spezialvollmacht er⸗ 
forderlich ſei, nicht aufgenommen (zu vergl. Motive 1, 231). Der Umfang 
der Vollmacht iſt deshalb grundſätzlich aus ihrem Inhalte zu entnehmen, der 
im Wege der Auslegung feſtzuſtellen iſt (zu vergl. Motive 280). Aus § 13 
FG. läßt ſich danach die Notwendigkeit einer Spezialvollmacht zu Anmeldungen 
zum Vereinsregiſter nicht ableiten. 

Der § 13 FGG. gilt nach $ 1 FG. nur inſoweit, als nicht ein anderes 
beſtimmt iſt. Die Vorinſtanzen wollen aus den 88 67, 77 BGB. ableiten, 
daß für Anmeldungen zum Vereinsregiſter inſofern etwas anderes beſtimmt 
ſei, als ſich für ſie die Notwendigkeit der Spezialvollmacht daraus ergebe, daß 
das Geſetz den Anmeldungen hohe Wichtigkeit beimeſſe, ihre Bewirkung durch 
ſämtliche Vorſtandsmitglieder in einer deren Mitwirkung beweiſenden Form 
verlange und danach auf dem Standpunkt ſtehe, daß dem Regiſtergericht er⸗ 
ſichtlich ſein müſſe, daß ſämtliche Vorſtandsmitglieder gerade die in Frage 
ſtehende Anmeldung bewirkt wiſſen wollen. Dieſe Auffaſſung ſteht im Ein⸗ 
klange mit den Anſichten, welche bei Auslegung des analogen, die Anmeldung 
zum Handelsregiſter durch Bevollmächtigte zulaſſenden $ 12 HGB., auf deſſen 
analogen Inhalt ſchon in RIA. 4, 33 hingewieſen ift, in der Judikatur und 
Literatur laut geworden find. In der gedachten Entſcheidung iſt ausgeführt, 
eine generelle Vollmacht reiche nicht aus, weil das Gefetz gerade in dieſen 
Fällen ein Handeln der generell bevollmächtigten geſchäftsführenden Geſell⸗ 
ſchaſter nach $ 108 HGB. nicht als genügend anerkenne; die perſönliche An⸗ 
meldung ſei als Regel gedacht; die Anmeldung durch Bevollmächtigte ſei die 
Ausnahme, wie aus der Formvorſchrift des 8 12 Abſ. 2 Satz 1 HGB. im 
Gegenſatze zu $ 167 Abſ. 2 BGB. hervorgehe; fie ſei nur zugelaſſen, um den 
dringendſten Bedürfniſſen des Verkehrs entgegen zu kommen, dürfe aber nicht 
benutzt werden, um die vom Geſetze gewollte Einzel⸗Willenserklärung der ſämt⸗ 
lichen Geſellſchafter auszuſchließen; nur eine Spezialvollmacht gewähre die Sicher⸗ 
heit, daß keine Anmeldung ohne Kenntnis jedes Geſellſchafters geſchehe und daß 
dies auch für das Regiſtergericht feſtſtehe. 

Das Gewicht dieſer Gründe iſt nicht zu verkennen. Die Schlußfolgerung 
aus der Notwendigkeit der Anmeldung durch alle Vorſtandsmitglieder oder 
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alle Geſellſchafter einer offenen Handelsgeſellſchaft auf die Notwendigkeit einer 
Spezialvollmacht iſt zwar nicht zwingend; denn aus den Beſtimmungen im 
§ 67 BGB. und im § 108 HGB. folgt ſtreng genommen nur, daß das Geſetz 
die Anmeldung nicht als Akt der Vertretung des Vereins oder der Geſellſchaft 
im Sinne des § 26 Abſ. 2 BGB. und des § 125 HGB. anſieht. Ebenſo 
iſt die Auffaſſung der Anmeldung durch Bevollmächtigte als einer Ausnahme 
und ihre Ableitung aus der Notwendigkeit der Beglaubigung der Vollmacht 
bedenklich, da auch ſonſt im Rechtsverkehre, fo z. B. nach S 29 GBO. in 
Grundbuchſachen, Beglaubigung der Vollmachten erforderlich iſt, ohne daß 
deshalb die Bewilligung einer Eintragung durch einen Bevollmächtigten als 
Ausnahme angeſehen wird. Richtig iſt aber, daß die Eintragungen in das 
Vereins⸗ und Handelregiſter nach den 88 21, 68, 69 bis 71 BGB. und 
nach $ 15 HGB. für die Geſtaltung der Rechtsverhältniſſe des Vereins und 
der Handelsgeſellſchaſt zu Dritten von hoher Wichtigkeit ſind, daß dies der 
Grund iſt, weshalb das Geſetz durch die 88 59, 67, 77 BGB. und den 
§ 108 HGB. die Anmeldung durch ſämtliche Vorſtandsmitglieder und Geſell⸗ 
ſchafter in beglaubigter Form verlangt, und daß die Zulaſſung der Anmeldung 
durch einen generell Bevollmächtigten die Uebereinſtimmung der Anmeldung 
mit dem Willen des Vollmachtgebers nicht in dem Maße ſicherſtellt, wie die 
Anmeldung durch die anmeldungspflichtige Perſon ſelbſt oder einen Spezial⸗ 
bevollmächtigten. Für das Vereinsrecht und für Aktiengeſellſchaften kommt 
hinzu, daß die Beſtellung zum Vorſtandsmitglied auf einem beſonderen Ver⸗ 
trauen zu den beſtellten Perſonen beruht und daß es dieſer perſönlichen Natur 
ihrer Rechtsſtellung zuwiderläuft, wenn ſie die durch das Geſetz ihnen perſönlich 
zugewieſene Aufgaben allgemein einem anderen übertragen. Aus dieſem 
Grunde iſt auch im KGJ. 27 A, 197 für unzuläſſig erklärt, daß ein 
Teſtamentsvollſtrecker, ſofern der Erblaſſer nicht etwas anderes angeordnet hat, 
ſich eines Vertreters außer zur Ausführung einzelner Geſchäfte bedient. 
Deſſenungeachtet iſt die Annahme, daß zur Anmeldung grundſätzlich eine 
ſpezielle, den Inhalt der Anmeldung erkennenlaſſende Vollmacht erforderlich 
ſei, nicht zu billigen, wie denn auch ſchon in RIA. 4, 31 eine Vollmacht 
dahin, ſämtliche dem Vorſtand obliegende Anmeldungen zu bewirken, dem 
Inhalte nach nicht beanſtandet iſt. Denn die gedachten Erwägungen beruhen 
doch zum Teil auf dem Gedanken, daß die Rechtsſicherheit durch Zulaſſung 
einer generellen Vollmacht gefährdet werde, weil dann das Regiſtergericht den 
Anmeldungen eines generell Bevollmächtigten Folge geben müſſe, ohne eine 
geſetzliche Handhabe zu beſitzen, etwaigen Bedenken daran, ob der Bevollmächtigte 
dem Willen des Vollmachtgebers gemäß handele, ob der anmeldepflichtige 
Vollmachtgeber überhaupt Kenntnis von der Anmeldung habe, nachzugehen. 
Erweiſt ſich dieſe letztere Annahme als unrichtig, ſo verdient die grundſätzliche 
Zulaſſung der allgemeinen Vollmacht ſogar den Vorzug vor ihrer grundjäglichen 
Ablehnung. Denn es iſt immer bedenklich, gegenüber dem allgemeinen aus 
S 167 und $ 133 BGB. abzuleitenden Prinzipe, daß der Umfang einer 
Vollmacht nach ihrem Inhalte zu beurteilen ſei, und gegenüber der Ablehnung 
ausdrücklicher Vorſchriſten über Spezialvollmachten im Geſetze lediglich aus der 
Wichtigkeit eines Rechtsinſtituts heraus die geſetzliche Notwendigkeit der Spezial⸗ 
vollmacht feſtzuſtellen, weil die Wichtigkeit ein relativer Begriff iſt, für deſſen 
Feſtlegung beſtimmte Anhaltspunkte fehlen, und weil ſchwer zu ſagen iſt, 
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weshalb das Geſetz die Notwendigkeit der Spezialvollmacht nicht ausgeſprochen 
hat, wenn es ſie gewollt hat. Ueberdies kann ohne Aufſtellung des vom 
Landgericht angenommenen Grundſatzes der Einzelfall eine den konkreten 
Verhältniſſen mehr entſprechende Berückſichtigung finden. Er kann aber ſehr 
wohl ſo geartet ſein, daß das ſtarre Erfordernis einer Vollmacht für jede 
einzelne Anmeldung eine unnötige Beläſtigung der Beteiligten mit Mühe und 
Koſten enthält. 

Die gedachte Vorſchrift, nach welcher der Regiſterrichter im Einzelfalle zu 
prüfen und zu entſcheiden hat, ob eine allgemeine Vollmacht für Anmeldungen 
genügt, iſt aus dem Zwiſchenſatz im § 18 FG., „ſoweit nicht das Gericht 
das perſönliche Erſcheinen anordnet“, zu entnehmen. Dem Wortlaute nach 
bezieht ſich dieſer Satz allerdings nur auf die Fälle, in welchen das Gericht 
mit den Bevollmächtigten perſönlich verhandelt. Wie aber der Hauptſatz, 
daß die Beteiligten ſich durch Bevollmächtigte vertreten laſſen können, nach 
den oben aus RIA. 4, 34 wiedergegebenen Ausführungen, auch auf die 
Fälle ſchriftlichen Verkehrs anzuwenden iſt, ſoweit dieſer, wie bei Anmeldungen 
zum Regiſter, neben der mündlichen Erklärung zugelaſſen iſt, ſo muß auch 
der Zwiſchenſatz auf dieſe Fälle angewendet werden. Ob dabei ſo weit zu 
gehen iſt, daß das Gericht bei der ſchriftlichen Anmeldung durch einen Be⸗ 
vollmächtigten das perſönliche Erſcheinen des Anmeldepflichtigen anordnen kann, 
braucht hier nicht entſchieden zu werden. Aus dem Zwiſchenſatz iſt aber 
das allgemeine Prinzip zu entnehmen, daß das Gericht der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit, ſoweit der Beteiligte ſich ihm gegenüber durch einen Bevollmächtigten 
vertreten läßt, das Recht hat, ſich im Einzelfalle Sicherheit darüber zu ver⸗ 
ſchaffen, daß die Willenserklärungen des Bevollmächtigten dem Willen des 
Vollmachtgebers entſprechen, und zu dieſem Zwecke den Verkehr mit dem Be⸗ 
vollmächtigten abzulehnen und in unmittelbaren Verkehr mit dem Vollmacht⸗ 
geber, ſei es auch nur in ſchriftlichen, zu treten, alſo anzuordnen, daß der 
Beteiligte ſeine ſchriftliche Erklärung perſönlich abgibt oder, was dieſem Ver⸗ 
langen gegenüber das kleinere iſt, daß der Beteiligte eine Spezialvollmacht 
ausſtellt, die erkennen läßt, daß die Erklärungen des Bevollmächtigten ſeinem 
Willen im einzelnen entſprechen. Unter welchen Vorausſetzungen das Gericht 
von dieſer Befugnis Gebrauch machen will, iſt Sache ſeines unter Berückſichtigung 
des Einzelfalls auszuübenden pflichtmäßigen Ermeſſens. 

Deshalb iſt die Ablehnung der grundſätzlichen Notwendigkeit einer Spezial⸗ 
vollmacht zu Anmeldungen zum Vereinsregiſter, die Aufhebung der auf dieſem 
Grundſatze beruhenden Vorentſcheidungen und die Zurückweiſung der Sache 
an das Amtsgericht zwecks Prüfung, ob im vorliegenden Einzelfalle die Er⸗ 
forderung einer Spezialvollmacht angezeigt iſt, geboten. 


Pfändung einer Forderung, für die eine Geſamthypothek beſteht. Er⸗ 
fordernis der Eintragung der Pfändung auf allen mitbelaſteten Grund⸗ 
ſtücken. (Vergl. RG. 63, 74.) 


88 1132, 1153 BGB., 88 830, 851 3D. 
Kammergericht Berlin, 25. Oktober 1906. — Bd. 8 S. 136. 


ITnm Grundbuche des dem W. gehörigen Grundſtücks E. Bd. I Bl. 13 
ſteht in Abt. III Nr. 8 eine Kaufgeld⸗Buchhypothek von 2700 M. für die 
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K. ſchen Eheleute eingetragen. Bei Veräußerung eines Teiles des Grundſtücks 
iſt die Poſt nach E. Bd. III Bl. 71 Abt. III Nr. 6 zur Mithaft über⸗ 
tragen worden. Eingetragener Eigentümer iſt B. Dieſer hat in dem mit 
ſeinen Beſitzvorgängern geſchloſſenen Kaufvertrage die genannte Hypothek in 
Anrechnung auf den Kaufpreis übernommen. In der Zwangsvollſtreckungs⸗ 
ſache des L. gegen die K. ſchen Eheleute iſt durch Pfändungs⸗ und Weber: 
weiſungsbeſchluß wegen einer vollſtreckbaren Forderung des L. von 26,50 M. 
nebſt 17 M. Koſten „die angebliche Kaufgelderforderung der Schuldner von 
2700 M. an B., eingetragen auf deſſen Grundſtück E. Nr. 71“ gepfändet 
und in Höhe dieſer Beträge dem L. zur Einziehung überwieſen. L. hat 
unter Einreichung dieſes Beſchluſſes und der Zuſtellungsurkunden über die 
Zuſtellung an B. und die K.ſchen Eheleute zu den Grundakten E. Bl. 71 
beantragt, die Pfändung der Hypothek Abt. III Nr. 6 in Höhe von 43,50 M. 


einzutragen. 


Das Amtsgericht O. hat dieſen Antrag beanſtandet, weil die gepfändete 
Hypothek auch auf dem Stammgrundſtück E. Bd. I Bl. 13 eingetragen jet, 
daher die Hypothek auf E. Bd. III Bl. 71 für ſich allein weder übertragbar 
noch pfändbar ſei und deshalb ein die Geſamthypothek betreffender Pfändungs⸗ 
beſchluß beigebracht werden müſſe. Die von dem Beſchwerdeführer hiergegen 
eingelegte Beſchwerde iſt aus dem gleichen Grunde vom Landgerichte zurück⸗ 
gewieſen worden. In der weiteren Beſchwerde hierüber wird geltend gemacht: 
Der Hypothekengläubiger könne bei einer Geſamthypothek ſeine Befriedigung 
aus jedem der verhafteten Grundſtücke ſuchen. Deshalb ſei die Geſamthypothek 
auch nur einem Schuldner gegenüber pfändbar und übertragbar. Im vor⸗ 
liegenden Falle ſei der Pfändungsbeſchluß gegen den Eigentümer von E. 
Nr. 71 allein erwirkt worden, weil nur dieſer, nicht auch der Eigentümer 
von E. Nr. 13 perſönlicher Schuldner der K.ſchen Eheleute ſei. 

Das Kammergericht hat auch der weiteren Beſchwerde den Erfolg verſagt 
aus folgenden Gründen: 

In der Rechtslehre herrſcht darin Uebereinſtimmung, daß der Gläubiger 
einer Geſamthypothek ſein Recht nicht dadurch vervielfältigen kann, daß er 
das Hypothekenrecht bezüglich der einzelnen belaſteten Grundſtücke an verſchiedene 
Perſonen überträgt oder daß er die Hypothek an dem einen Grundſtück an 
einen anderen abtritt, während er die Hypothek an dem anderen Grundſtücke 
für ſich zurückbehält, daß er überhaupt dem Rechte an dem einen und 
dem an dem anderen Grundſtück einen verſchiedenen Inhaber gibt. Es folgt 
dies daraus, daß das Recht aus der Geſamthypothek ein einheitliches iſt und 
dem Geſamthypothekengläubiger nicht ſo viele Hypotheken, als belaſtete Grund⸗ 
ſtücke vorhanden ſind, zuſtehen, ſondern nur eine zur Sicherung einer einzigen 
Forderung dienende Hypothek, die nur die Beſonderheit hat, daß die Be⸗ 
laſtung ſich auf mehrere Grundſtücke erſtreckt (RIA. 2, 94; 3, 208). Der 
Uebertragung des Hypothekenrechts nur hinſichtlich eines der belaſteten Grund⸗ 
ſtücke ſteht auch die Vorſchrift des $ 1153 Abſ. 2 BGB. entgegen, wonach 
die Forderung nicht ohne die Hypothek, die Hypothek nicht ohne die Forderung 
übertragen werden kann; denn würde die geſicherte Forderung nur mit dem 
Hypothekenrechte hinſichtlich eines Grundſtücks übertragen, ſo würde ſich be⸗ 
züglich des Hypothekenrechts an dem anderen Grundſtück ergeben, daß die 
dieſem zugrundeliegende Forderung ohne das Hypothekenrecht übertragen wäre. 
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Demnach iſt die Uebertragung der Hypothekenforderung nur mit dem Hypotheken⸗ 
recht an einem der mehreren mit der Geſamthypothek belaſteten Grundftüde nichtig. 

Das gleiche hat aber auch für die Verpfändung zu gelten, da die Be⸗ 
ſtellung eines Pfandrechts an einem Rechte gemäß § 1274 BGB. nach den 
für die Uebertragung des Rechtes geltenden Vorſchriften erfolgt, ſowie für die 
Pfändung im Wege der Zwangsvollſtreckung nach $ 830 ZPD., durch welche 
der pfändende Gläubiger gemäß § 804 ZPO. ein Pfandrecht erlangt. Aller: 
dings bleibt der Pfandſchuldner auch nach der Verpfändung bezw. der Pfändung 
Inhaber der Hypothekenforderung, jo daß ein Gläubigerwechſel nicht eintritt; 
aber der Schuldner wird doch gemäß SS 128 1ff. BGB. durch das Pfand⸗ 
recht in der Verfügung, insbeſondere durch Einziehung, beſchränkt. Inſofern 
würde alſo im Falle einer Pfändung, die ſich wie vorliegend nur auf das 
Hypothekenrecht an einem der mehreren belaſteten Grundſtücke erſtrecken würde, 
eine Aenderung des Gläubigerrechts ebenfalls eintreten. Einer ſolchen Aenderung 
nur bezüglich eines einzelnen Hypothekenrechts aber widerſtreitet auch hier das 
Weſen der Geſamthypothek. Es würden ſich auch aus dieſer Verſchiedenheit 
der Gläubigerrechte unannehmbare Folgerungen ergeben. Beiſpielsweiſe könnte, 
wenn die Eigentümer der mehreren belaſteten Grundſtücke, wie im gegebenen 
Falle, nicht identiſch wären der Eigentümer des anderen Grundſtücks, da 
gegen ihn die Pfändung nicht wirken würde, die Hypothekenforderung an den 
Gläubiger entrichten und es würde dann die Hypothek auf dem Grundſtück, 
auf welches ſich die Pfändung bezöge, gemäß §8 1173 Abſ. 1 BGB. er 
löſchen oder der zahlende Eigentümer würde, wenn er gegen den Eigentümer 
dieſes Grundſtücks einen Erſatzanſpruch hätte, etwa auf Grund der Ueber⸗ 
nahme der Hypothek, die anſcheinend im gegebenen Falle erfolgt iſt, in Höhe 
des Erſatzanſpruchs die Hypothek auch an dem Grundſtücke dieſes Eigentümers 
erlangen, gemäß $ 1173 Abſ. 2 BGB., die aber mit dem Pfandrechte des 
pſändenden Gläubigers belaſtet wäre. Es iſt daher ebenſo wie die Uebertragung 
auch die Pfändung (vergl. $ 851 ZPO.) einer durch Geſamthypothek geſicherten 
Forderung nur mit dem Hppothekenrecht an einem der belafteten Grundſtück 
für unzuläſſig zu erachten. Die Uebertragung und Belaſtung einer Geſamt⸗ 
hypothek kann nur einheitlich hinſichtlich aller belaſteten Grundſtücke erfolgen 
und ſie werden daher auch, wenn ſie wie vorliegend bei einer Buchhypothek 
der Eintragung bedürfen, erſt mit der Eintragung auf ſämtlichen belaſteten 
Grundſtücken wirkſam. | 

Zu bemerken ift, daß im Falle der Pfändung der geficherten Forderung 
gemäß dem Grundſatze des $ 1153 BGB. die Pfändung auch die Hypothek, 
alſo auch die einheitliche Geſamthypothek im ganzen, ohne weiteres ergreift, 
ſo daß eine beſondere Pfändung des Anſpruchs aus der Hypothek auch dann 
weder erforderlich noch zuläſſig iſt, wenn der perſönliche Schuldner und der 
Eigentümer bezw. bei der Geſamthypothek einer der Eigentümer, wie vorliegend 
nach der Angabe des Beſchwerdeführers, verſchiedene Perſonen ſind (Gaupp⸗ 
Stein Anm. II zu § 830 380 .), ſowie daß zur Entſtehung des Pfandrechts 
die Zuſtellung an den Drittſchuldner nicht erforderlich iſt, ſondern, wenn es 
ſich wie vorliegend um eine Buchhypothek handelt, gemäß § 830 Abſ. 3 ZPO. 
durch die Eintragung der Pfändung auf Grund des Pfändungsbeſchluſſes 
die Pfändung wirkſam wird (Gaupp-Stein Anm. II 1, 3 zu $ 830 ZPO.). 
Es genügt demnach, wenn in dem Pfändungsbeſchluſſe die gepfändete Forderung 
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als Hypothekenforderung bezeichnet und die Stelle des Grundbuchs ſo genau 
angegeben iſt, daß für den Grundbuchrichter nicht ein Zweifel hinſichtlich der 
Identität der gepfändeten und der eingetragenen Hypothekenforderung beſtehen 
kann. Daher hätte der Beſchwerdeführer, um die Eintragung der Pfändung 
auch auf dem Grundſtück E. Bd. J Bl. Nr. 13, alſo bei der ganzen Gefamt⸗ 
hypothek herbeizuführen und mithin die Pfändung wirkſam zu machen, nur 
einer Ergänzung des Pfändungsbeſchluſſes hinſichtlich der Bezeichnung des 
mithaftenden Grundſtücks E. Nr. 13 bedurft. Da aber der Beſchwerdeführer 
fortdauernd unzuläſſigerweiſe verlangt hat, es ſolle die Pfändung lediglich 
auf das Grundſtück E. Bd. III Bl. Nr. 71 eingetragen werden, ſo war 
die weitere Beſchwerde zurückzuweiſen. 


Führung des Nachweiſes gegenüber dem Grundbuchamte, daß die von 
einem Teſtamentsvollſtrecker erteilte Bewilligung einer Eintragung keine 
unentgeltliche Verfügung euthält. 


S 2205 BGB., § 29 EBD. 
Kammergericht Berlin, 8. November 1906. — Bd. 8 S. 143. 


Im Grundbuche von A. Bd. J Bl. Nr. 10 find in Abteilung III unter 
Nr. 2, 3, 4 Hypotheken für die Witwe E. geb. H. eingetragen. Die Gläubigerin 
iſt am 23. Januar 1906 in ihrem Wohnſitze F. geſtorben. Sie hat den 
Brauereibeſitzer H. und Sofie H. zu ihren Teſtamentsvollſtreckern ernannt. 
Die Vollſtrecker haben in der notariell beglaubigten Urkunde vom 12. Juni 
1906 drei im Grundbuche von A. Bd. I Bl. 10 eingetragene Parzellen 
aus der Haftung für die bezeichneten Hypotheken entlaſſen und ihre pfandfreie 
Abſchreibung bewilligt und beantragt. Das Amtsgericht in L. hat den Antrag 
abgewieſen, weil die Teſtamentsvollſtrecker zu der eine unentgeltliche Verfügung 
enthaltenden Pfandentlaſſung nicht berechtigt ſeien, dies Hindernis auch nicht 
beſeitigt werden könne und deshalb für eine Friſtbeſtimmung gemäß § 18 
GBO. kein Raum ſei. Der Notar hat Beſchwerde eingelegt und zu ihrer 
Begründung angeführt: die Pfandentlaſſung ſei keine Verfügung über die 
Hypotheken; die Teſtamentsvollſtrecker ſeien nach außen hin zur Verfügung 
allgemein berechtigt und nur den Erben gegenüber dafür verantwortlich, daß 
ſie den Nachlaß ordnungsmäßig verwalteten: die Hypotheken ſeien auch nach 
der Pfandentlaſſung noch mündelſicher. Das Landgericht hat die Beſchwerde 
zurückgewieſen, indem es ausführt: Die Bewilligung der pfandfreien Abſchreibung 
ſei eine Verfügung über die Hypotheken; ein Anhalt für ihre Entgeltlichkeit 
ſei aus der Erklärung nicht zu entnehmen; es ſei deshalb anzunehmen, daß 
ſie unentgeltlich ſei; zu unentgeltlichen Verfügungen über Nachlaßgegenſtände 
ſeien die Teſtamentsvollſtrecker nach §S 2205 BGB. nicht berechtigt, ſoweit 
nicht dieſe Verfügungen einer ſittlichen Pflicht oder einer auf den Anſtand zu 
nehmenden Rückſicht entſprächen, wofür hier kein Anhaltspunkt gegeben ſei; 
der Geſichtspunkt der ordnungsmäßigen Verwaltung beziehe ſich nach §S 2205 
BGB. nur auf die Berechtigung der Teſtamentsvollſtrecker, Verbindlichkeiten 
einzugehen; die Sicherheit der Hypotheken ſei für die rechtliche Beurteilung 
unerheblich. Der Notar hat weitere Beſchwerde eingelegt. Er hat darin erklärt, 
daß die Beſchwerde in der Hauptſache erledigt ſei, weil die Pfandentlaſſung 
inzwiſchen von der Erbin erklärt und eingetragen ſei. Er beantragt deshalb 


— 192 — 


nur noch, die Gerichtskoſten niederzuſchlagen, und begründet dies damit, daß 
die Eintragungsbewilligung die Unentgeltlichkeit der Pfandentlaſſung nicht er⸗ 
kennen laſſe, daß nicht jede Pfandentlaſſung, für welche kein Geld bezahlt 
werde, unentgeltlich ſei, daß ſie vielmehr im Zweifel eine Entſchädigung für 
die Unterlaſſung der Kündigung, für das Stehenlaſſen der Hypothek unter 
den bisherigen Bedingungen ſei. 

Das Kammergericht hat die Vorentſcheidungen, inſoweit ſie den Beſchwerde⸗ 
führern Koſten auferlegen, aufgehoben aus folgenden Gründen: 

. Die weitere ſachliche Beſchwerde iſt, wenngleich ſie nur wegen der Koſten 
eingelegt iſt, nach $ 71 GBO. mit der Begründung, daß die angefochtene 
Entſcheidung in der Hauptſache unrichtig ſei, zuläſſig (zu vergl. RIA. 2, 142). 

Die Entſcheidungen der Vorinſtanzen beruhen auf der Erwägung, daß 
die bewilligte Pfandentlaſſung eine unentgeltliche Verfügung ſei und daß die 
Teſtamentsvollſtrecker zu ſolchen unentgeltlichen Verfügungen nicht berechtigt ſeien. 
. Der Angriff der erſten Beſchwerde, daß die Bewilligung der Entlaſſung 
einzelner Parzellen aus der Haftung keine Verfügung über die Hypotheken 
enthalte, iſt unzutreffend. Unter Verfügung iſt jedes Rechtsgeſchäft zu verſtehen, 
durch welches unmittelbar ein Recht übertragen, aufgehoben, geändert oder 
belaſtet wird. Die Bewilligung geht hier auf Aufhebung der Hypotheken 
an den pfandfrei abzuſchreibenden Parzellen in der Form des § 47 Ab. 2 
GBO. Sie iſt alſo auf teilweiſe Aufhebung der Hypotheken gerichtet und 
enthält inſofern eine Verfügung darüber. Der fernere Angriff der erſten 
Beſchwerde, daß die dem Teſtamentsvollſtrecker nach §S 2205 BGB. zuſtehende 
Verfügungsbefugnis durch die ihm nach $ 2216 BGB. obliegende Pflicht 
zur ordnungsmäßigen Verwaltung nicht nach außen hin eingeſchränkt werde, 
geht ebenfalls fehl. Das Amtsgericht hat dies nicht verkannt und ſich nur 
darauf geſtützt, daß der 8 2205 BGB. ſelbſt eine Einſchränkung der Ber 
fügungsbefugnis inſofern enthalte, als er beſtimmt, daß der Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker zu unentgeltlichen Verfügungen nur berechtigt iſt, ſoweit fie einer ſitt⸗ 
lichen Pflicht oder einer auf den Anſtand zu nehmenden Rückſicht entſprechen. 
Die ſchließliche Ausführung der erſten Beſchwerde, daß die Sicherheit der 
Hypotheken auch nach der Entlaſſung der Parzellen noch den für die Anlegung 
von Mündelgeldern gegebenen Vorſchriften entſpreche, iſt für die Entſcheidung 
einflußlos. Denn, wie das Landgericht zutreffend ausführt, iſt die Verfügungs⸗ 
befugnis der Teſtamentsvollſtrecker im 8 2205 BGB. ohne Rückſicht auf ſolche 
Erwägungen, die nur für die Frage ordnungsmäßiger Verwaltung in Betracht 
kommen, geregelt worden. 

Dagegen iſt der weiteren Beſchwerde darin beizupflichten, daß die An⸗ 
nahme der Vorinſtanzen, die Bewilligung der Pfandentlaſſung ſei unentgeltlich, 
der genügenden Unterlage entbehrt und auf einer Verkennung des Begriffs 
der Unentgeltlichkeit zu beruhen ſcheint. Unentgeltlich iſt ein Rechtsgeſchäft, 
das ohne eine nach der Abſicht der Beteiligten gleichwertige Gegenleiſtung vor⸗ 
genommen wird (zu vergl. RG. 10, 86; 30, 36; 51, 415; 62, 44). Es 
iſt nicht erforderlich, daß die Gegenleiſtung beſonders feſtgeſetzt wird. Sie kann 
auch aus den Umſtänden hervorgehen. Es iſt nicht erforderlich, daß ſie in 
einer poſitiven Leiſtung beſteht; ſie kann auch in dem Unterlaſſen der Aus⸗ 
übung eines Rechtes zum Ausdrucke kommen. Wenn ein Hypothekengläubiger 
einzelne Parzellen, deren pfandfreie Veräußerung der Eigentümer beabſichtigt, 
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aus der Pfandhaft entläßt, ſo wird dies vielfach deshalb geſchehen, um zu ver⸗ 
meiden, daß der Eigentümer zwecks Erreichung ſeiner Abſicht die Hypotheken 
kündigt. Das Unterbleiben ſolcher Kündigung iſt dann die Gegenleiſtung der 
Pſandentlaſſung, jo daß dieſe ſich als entgeltliches Rechtsgeſchäft darſtellt. 
Daß dieſe Vorausſetzungen hier nicht vorliegen, daß alſo etwa der Eigentümer 
auch bei Nichtbewilligung der Pſandentlaſſung von ſeinem Kündigungsrechte 
keinen Gebrauch machen will, daß auch ſonſt keine Gegenleiſtung gewährt iſt 
oder gewährt werden ſoll, iſt aus den vorgelegten Urkunden nirgends erſichtlich. 
Die poſitive Feſtſtellung der Vorinſtanzen, daß die Bewilligung unentgeltlich 
ſei, iſt deshalb rechtlich unhaltbar. 

Dieſer Mangel kann indeſſen zu einer Aufhebung der angefochtenen 
Koſtenentſcheidungen nicht führen. Denn in der bezeichneten poſitiven Feſt⸗ 
ſtellung iſt der beſchränktere Satz enthalten, daß der Nachweis, die Bewilligung 
ſei nicht unentgeltlich, nicht geführt ſei. Dieſer Satz iſt rechtlich nicht zu be⸗ 
anſtanden. Die Bewilligung enthält überhaupt nichts, woraus auf ihre Ent⸗ 
geltlichkeit oder Unentgeltlichkeit geſchloſſen werden könnte. Sie iſt deshalb 
zur Führung jenes Nachweiſes nicht geeignet. Eine geſetzliche Vermutung für 
die Entgeltlichkeit beſteht nicht. Die allgemeine Betrachtung, daß im geſchäft⸗ 
lichen Leben nicht leicht etwas unentgeltlich zu geſchehen pflege, kann den Nach⸗ 
weis nicht erſetzen. Der Mangel des Nachweiſes, daß die Verfügung nicht 
unentgeltlich iſt, würde den angefochtenen Beſchluß rechtfertigen, es ſei denn, 
daß der Teſtamentsvollſtrecker nach §S 2205 zu unentgeltlichen Verfügungen, 
welche nicht einer ſittlichen Pflicht oder einer auf den Anſtand zu nehmenden 
Rückſicht entſprechen, berechtigt iſt, in welchem Falle der Mangel jenes Nach⸗ 
weiſes dem Antrag überhaupt nicht entgegenſtehen würde, oder daß der Mangel 
des Nachweiſes gehoben werden kann, in welchem Falle die Vorinſtanzen nach 
§ 18 GB. eine Friſt zur Hebung des Hinderniſſes hätten ſtellen müſſen, 
ſtatt den Antrag mit der dann rechtsirrigen Begründung, daß das Hindernis 
nicht zu beſeitigen ſei, koſtenpflichtig abzuweiſen. 

Die Frage, ob der Teſtamentsvollſtrecker zu unentgeltlichen Verfügungen 
allgemein berechtigt iſt, iſt dahin zu präziſieren, daß zu entſcheiden iſt, ob er 
die Macht hat, unentgeltliche Verſügungen über Nachlaßgegenſtände mit ding⸗ 
licher Wirkung zu treffen. Denn nur dieſe Verfügungsmacht iſt vom Grund⸗ 
buchrichter nachzuprüfen. Eine etwaige obligatoriſche Verpflichtung des Teſta⸗ 
mentsvollſtreckers gegenüber den Erben oder ſonſtigen dritten Perſonen, ſolche 
Verfügungen zu unterlaſſen, iſt für den Grundbuchverkehr ohne Bedeutung. 
Wenn alſo das Geſetz die Verfügungsmacht des Teſtamentsvollſtreckers all⸗ 
gemein ſo geſtellt hätte, wie es beiſpielweiſe die Macht des Ehemanns zur 
Verfügung über eingebrachte verbrauchbare Sachen der Ehefrau in den 88 1376, 
1377 BGB. geſtellt hat, ſo würde fie auch für unentgeltliche Verfügungen 
durch den Grundbuchrichter nicht beanſtandet werden können. 

Verfügung im Sinne des Bürgerlichen Geſetzbuchs iſt jedes Rechtsgeſchäft, 
das unmittelbar ein Recht überträgt, ändert, belaſtet oder aufhebt. Das 
Weſen dieſer Rechtsgeſchäfte iſt in ſich unabhängig davon, ob die Verfügung 
entgeltlich oder unentgeltlich if. Der in den Geſetzen (z. B. §88 816, 2113 
Abſ. 2, 2205 BGB., § 32 KO.) vielfach gebrauchte Ausdruck „unentgelt⸗ 
liche Verfügung“ gewinnt ſeine Bedeutung alſo nicht aus der Eigenart der 
Verfügung ſelbſt, ſondern aus der Eigenart des der Verfügung zugrunde 
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liegenden Kauſalgeſchäfts. Je nachdem dieſes entgeltlich oder unentgeltlich iſt, 
wird auch die Verfügung jo bezeichnet. Regelmäßig iſt der Grundbuchrichter 
zur Prüfung des Kauſalgeſchäfts weder berechtigt noch verpflichtet (zu vergl. 
RIA. 7, 55). Ausnahmsweiſe liegt ihm aber auch dieſe Prüfung ob, wenn 
die von ihm zu prüfende Verfügungsmacht von dem Inhalte des Kauſal⸗ 
geſchäfts abhängt. Denn inſoweit gilt das Legalitätsprinzip, wie nach der 
Preußiſchen Grundbuchordnung, fo auch nach der Reichs⸗ Grundbuchordnung. 
So wird der Grundbuchrichter, wenn eine Eintragung durch einen Vereins⸗ 
vorſtand bewilligt iſt, deſſen Vertretungsmacht gemäß $ 26 Abſ. 2 BGB. 
durch die Satzung auf ſolche Verfügungen beſchränkt iſt, denen gewiſſe Kauſal⸗ 
geſchäſte zugrunde liegen, zu prüfen haben, ob eines dieſer Kauſalgeſchäfte zu: 
grunde liegt. Ebenſo wird er bei Eintragungäbemilligungen eines Bevoll⸗ 
mächtigen, deſſen Vollmacht nicht auf Verfügungen in abstracto, ſondern 
auf Verfügungen mit beſtimmter causa geht, zwecks Feſtſtellung der Ver⸗ 
fügungsmacht auf die Frage eingehen müſſen, ob ſolche causa vorliegt, von 
deren Vorhandenſein die Verfügungsmacht abhängt. 

Hiernach ſtellt ſich die erſte zu beantwortende Frage dahin, ob § 2205 
BGB. die Macht des Teſtamentsvollſtreckers zur Vornahme von Verfügungen 
in Anſehung unentgeltlicher Verfügungen unbeſchränkt läßt und nur ſeine 
Berechtigung dazu in dem Sinne einſchränkt, daß er ſich durch ihre Vornahme 
Dritten gegenüber erſatzpflichtig macht, oder ob er dieſe Macht ſelbſt für den 
Fall einer unentgeltlichen causa ausſchließt. 

Der dritte Satz des §S 2205 „Zu unentgeltlichen Verfügungen iſt er 
(der Teſtamentsvollſtrecker) nur berechtigt, ſoweit ſie einer ſittlichen Pflicht oder 
einer auf den Anſtand zu nehmenden Rückſicht entſprechen“, ſcheint an und für 
ſich beide Auslegungen zuzulaſſen. Die Beſchränkung der Berechtigung hat 
ſowohl in dem einen wie in dem anderen Falle ihre Bedeutung. Der Zu— 
ſammenhang, in dem der Satz ſteht, nötigt aber dazu, ihn dahin zu verſtehen, 
daß er die Verfügungsmacht ſelbſt von der causa abhängig macht. Denn 
der unmittelbar vorhergehende Satz lautet: „Er iſt insbeſondere berechtigt, 
den Nachlaß in Beſitz zu nehmen und über die Nachlaßgegenſtände zu ver⸗ 
fügen.“ Es hieße, dieſen Worten Zwang antun, wenn man ſie dahin aus⸗ 
legen wollte, daß der Teſtamentsvollſtrecker nur berechtigt wäre, die Zuſtimmung 
des Erben zu einer Verfügung zu fordern. Sie können nicht wohl etwas 
anderes bedeuten, als daß der Teſtamentsvollſtrecker die Macht hat, über 
Nachlaßgegenſiände zu verfügen (zu vergl. KGJ. 27 A, 192). Dann aber 
können auch die im dritten Satze wiederholten Worte „er iſt nur berechtigt, 
wenn“ nichts anderes bedeuten, als daß er zu unentgeltlichen Verfügungen 
nur unter der bezeichneten Bedingung die Macht hat. Dasſelbe ergibt ſich 
aus § 2207 Abſ. 2 BGB., wo beſtimmt iſt, daß der Teſtamentsvollſtrecker 
auch dann, wenn der Erblaſſer angeordnet hat, daß er in der Eingehung von 
Verbindlichkeiten nicht beſchränkt ſein ſoll, zu einem Schenkungsverſprechen nur 
nach Maßgabe des § 2205 Satz 3 berechtigt iſt. Dies kann nicht dahin 
verſtanden werden, daß er in ſolchem Falle zwar die Macht habe, wirkſame 
Schenkungsverſprechen abzugeben, dem Erben gegenüber aber verpflichtet ſei, 
ſie zu unterlaſſen. Es kann nur bedeuten, daß die von ihm abgegebenen 
Schenkungsverſprechen, von Pflicht⸗ und Anſtandsſchenkungen abgeſehen, den 
Erben nicht verpflichten. Mit dieſem Ergebniſſe ſtimmt auch die Entſtehungs⸗ 
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geſchichte des 8 2205 BGB. überein. Der Entw. I ($ 1900) ging ſogar 
jo weit, dem Teſtamentsvollſtrecker außer in den Fällen der 88 1897 bis 1899 
eine Verſügungsmacht nur inſoweit einzuräumen, als die Verfügung zur 
ordnungsmäßigen Verwaltung oder zur Beſchaffung der Mittel zur Erfüllung 
einer Nachlaßſchuld erforderlich war. Dieſe Bedeutung des allerdings auch 
nur von der Verfügungsberechtigung ſprechenden § 1900 iſt in den Motiven 
(5, 229) ausdrücklich klargelegt durch die Bemerkung: „Durch die Vorſchrift 
ſoll nicht dem Vollſtrecker die dingliche Verfügungsmacht über alle Nachlaß⸗ 
gegenſtände ohne jede Beſchränkung beigelegt werden; er erhält vielmehr eine 
ſolche Befugnis nur für den Fall der Leiſtung auf Grund des angegebenen 
obligatoriſchen Grundes (causa)“. Die zweite Kommiſſion beſchloß, dieſen 
Standpunkt mit Rückſicht auf das Verkehrsbedürſnis aufzugeben und dem 
Teſtamentsvollſtrecker eine von der causa unabhängige Verfügungsmacht zu 
geben. Demgemäß erhielt der Satz 2 $ 2205 BGB. ſeine jetzige Faſſung 
(zu vergl. Protokolle 5, 281, 527). Nur hinſichtlich der unentgeltlichen 
Verfügungen wurde der Standpunkt des erſten Entwurſs durch den Satz 3 
aufrecht erhalten, weil die Kommiſſion der Anſicht war: „es entſpreche keines⸗ 
wegs der Abſicht des Teſtators, daß es rein von dem Belieben des berufenen 
Teſtamentsvollſtreckers abhängen ſolle, ob der Erbe überhaupt etwas aus dem 
Nachlaß erhalte; der Vollſtrecker müſſe alſo zum mindeſten den Beſchränkungen 
unterworfen ſein, welchen der Vorerbe ſelbſt dann unterliege, wenn der 
Nacherbe nur auf den Ueberreſt eingeſetzt ſei“ (zu vergl. Protokolle 5, 280, 
528). Der hier gezogene Vergleich mit der Verfügungsmacht des Vorerben 
beſtätigt die Auffaſſung, daß die Verfügungsmacht des Teſtamentsvollſtreckers 
in Anſehung unentgeltlicher Verfügungen dinglich beſchränkt iſt. Denn die 
unentgeltlichen Verfügungen des Vorerben werden mit der gleichen Ausnahme 
der Pflicht⸗ und Anſtandsſchenkungen nach $ 2113 Abſ. 2 BGB. unwirkſam, 
ſoweit ſie das Recht des Nacherben vereiteln oder beeinträchtigen würden und 
ſoweit nicht die Vorſchriften zugunſten derjenigen, welche Rechte von einem 
Nichtberechtigten herleiten, die Wirkſamkeit herbeiführen. Mit dieſer Auffaſſung 
des §S 2205 Satz 3 BGB. ſtimmt ſowohl die Judikatur wie der überwiegende 
Teil der Literatur überein. 

Danach kommt es auf die Entſcheidung der zweiten Frage an, ob dem 
Grundbuchrichter für die von einem Teſtamentsvollſtrecker bewilligte Eintragung 
der Nachweis geſührt werden kann, daß die Verfügung nicht unentgeltlich ſei. 
Zu betonen iſt dabei, daß die Frage nicht dahin geſtellt werden darf, ob der 
Nachweis der Entgeltlichkeit erbracht werden kann, ſondern dahin, ob der 
Beweis der Nicht⸗Unentgeltlichkeit zu führen it. Denn der $ 2205 BGB. 
ſchreibt nicht vor, daß der Teſtamentsvollſtrecker nur zu entgeltlichen Verfügungen 
berechtigt ſei, ſondern er verleiht ihm im Satze 2 die volle Verfügungsmacht 
und ſchränkt dieſe in Satz 3 für unentgeltliche Verfügungen ein. Die Frage 
des Nachweiſes der Nicht⸗Unentgeltlichkeit einer Verfügung iſt in der Recht⸗ 
ſprechuug anläßlich der Anwendung des $ 2113 Abſ. 2 BGB. erörtert. 
Das Kammergericht hat zunächſt (KGJ. 25 A, 281) die Anſicht vertreten, 
daß der Grundbuchrichter gegenüber einer abſtrakten Löſchungsbewilligung des 
Vorerben den Nachweis, daß ſie infolge Tilgung der Forderung geſchehen ſei, 
oder die Zuſtimmung der Nacherben zu fordern befugt ſei, daß er aber gegen⸗ 
über einer die Quittung enthaltenden Löſchungsbewilligung nur dann den Nachweis 
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der Richtigkeit der Angabe oder ſtatt deſſen die Zuſtimmung der Nacherben 
verlangen könne, wenn der konkrete Sachverhalt ihm Anlaß zu der Vermutung 
gibt, daß die Verfügung entgegen der Erklärung unentgeltlich ſei. In einer 
ſpäteren Entſcheidung (RJ A. 6, 69) hat dagegen das Kammergericht aus⸗ 
geſprochen, daß der Grundbuchrichter das Geſetz in keinem Falle verletze, wenn 
er zur Löſchung einer Nachlaßhypothek die Quittung und Löſchungsbewilligung 
auch des befreiten Vorerben für nicht genügend erkläre und gemäß § 19 der 
Grundbuchordnung die Zuſtimmung des Nacherben erfordere, weil die Möglichkeit 
beſtehe, daß die Quittung unentgeltlich erteilt ſei. Das Reichsgericht 61, 228 
hat in einem Falle, in welchem ein befreiter Vorerbe Nachlaßhypotheken ab⸗ 
getreten hatte, den letzteren Standpunkt gebilligt und ausgeſprochen: es ſei 
nicht zuläſſig, auf Grund einer Verfügung des befreiten Vorerben ohne Rückſicht 
auf das Recht des Nacherben eine Rechtsänderung in das Grundbuch einzutragen; 
vielmehr bedürfe es, ſofern der Nacherbe in die Verfügung nicht einwillige, 
dazu der vorherigen Eintragung des Vorerben und des Rechtes des Nacherben. 
Dabei iſt ausgeführt, daß ſich mit den im Grundbuchverkehre zuläſſigen Be⸗ 
weismitteln, von einer beglaubigten Erklärung abgeſehen, nicht mit Sicherheit 
feſtſtellen laſſe, ob eine Verfügung entgeltlich oder unentgeltlich ſei; auch wenn 
ſie ſich äußerlich als entgeltlich darſtelle, ſei nicht ausgeſchloſſen, daß dadurch 
eine in Wahrheit unentgeltliche Verfügung verdeckt werde; Offenkundigkeit, daß 
in dem gerade vorliegenden Falle eine unentgeltliche Verfügung nicht in Frage 
ſtehe, werde für den Grundbuchrichter kaum beſtehen können. Bei der Be⸗ 
kämpfung dieſer Entſcheidungen iſt in der Literatur die Anſicht vertreten, daß 
die aufgeſtellten Grundſätze, ſofern fie richtig ſeien, auch für die Verfügungen 
des Teſtamentsvollſtreckers und den Nachweis ihrer Nicht⸗Unentgeltlichkeit gelten 
müßten. Dem kann nicht beigeſtimmt werden. Die über das Verfügungsrecht 
des Vorerben ergangenen Entſcheidungen beruhen im weſentlichen auf Eigen⸗ 
tümlichkeiten dieſes Rechtsinſtituts, namentlich darauf, daß nach $ 52 GBO. bei der 
Eintragung eines Vorerben das Recht des Nacherben von Amts wegen ein⸗ 
zutragen iſt, daß nach §S 2113 Abſ. 3 BGB. die Rechte zugunſten derjenigen, 
welche Rechte von einem Nichtberechtigten herleiten, auf die Erwerber eines 
Rechtes durch Verfügungen des Vorerben Anwendung finden, daß nach $ 2113 
BGB. die Verfügungsmacht der Vorerben nur inſoweit beſchränkt iſt, als ſeine 
Verfügungen das Recht des Nacherben vereiteln oder beeinträchtigen würden, 
und daß deshalb die Zuſtimmung des Nacherben nach 8 185 BGB. auch die 
unentgeltliche Verfügung des Vorerben wirkſam macht. Mit Ruͤckſicht hierauf 
iſt als Regel aufgeſtellt, daß auf Bewilligung des Vorerben eine Rechtsänderung 
nur eingetragen werden kann, wenn die Rechte der Nacherben eingetragen ſind 
oder ihre Zuſtimmung beigebracht iſt. Die Erbringung des Nachweifes, daß 
die Verfügung nicht unentgeltlich ſei, iſt dagegen als Ausnahme betrachtet und 
es find deshalb an fie die ſtrengen, dem $ 29 GB. entſprechenden, regelmäßig 
nicht erfüllbaren Anforderungen geſtellt. Eine allgemeine Entſcheidung der 
Frage, ob auch bei anderen Rechtsverhältniſſen der Grundbuchrichter den 
Nachweis, daß eine Verfügung nicht unentgeltlich ſei, in der gleichen Strenge 
fordern dürfe, hat damit nicht gegeben werden ſollen. Die Nachweispflicht des 
Teſtamentsvollſtreckers iſt deshalb unabhängig von jener Judikatur zu prüfen. 

Der § 29 GBO. beſtimmt, daß eine Eintragung nur erfolgen ſoll, 
wenn die zu der Eintragung erſorderlichen Erklärungen vor dem Grundbuch⸗ 


— 197 — 


amte zu Protokoll gegeben oder durch öffentliche oder öffentlich beglaubigte 
Urkunden nachgewieſen werden, und daß andere Vorausſetzungen der Ein⸗ 
tragung, ſoweit ſie nicht bei dem Grundbuchamt offenkundig ſind, des Nach⸗ 
weiſes durch öffentliche Urkunden bedürfen. Dem Wortlaute nach ſcheint 
hiernach ein Grundſatz für ſämtliche Vorausſetzungen einer Eintragung auf⸗ 
geſtellt zu ſein. Es ſcheint auch, daß dies die Auffaſſung der Verfaſſer der 
Begründung des erſten Entwurfs der Grundbuchordnung und der amtlichen 
Denkſchrift geweſen iſt (zu vergl. Gruchots Beitr. 50, 80). Die Konſequenzen 
dieſer Annahme wären, daß auf Grund der Bewilligung eines Teſtaments⸗ 
vollſtreckers eine Eintragung nur erfolgen könnte, wenn die Tatſache, daß ſie 
nicht unentgeltlich erfolgt, in der Form des § 29 GBO. nachgewieſen wäre. 
Die Erbringung ſolchen Nachweiſes iſt aber unmöglich. Ein direkter Beweis 
durch Urkunden iſt überhaupt nicht denkbar. Nur die Beibringung von Er⸗ 
klärungen des Teſtamentsvollſtreckers, ſeines Gegenkontrahenten, des Erben 
oder ſonſtigen Perſonen wäre möglich. Urkunden über dieſe Erklärungen 
würden aber (nach 8 416 ZPO.) nur beweiſen, daß die Erklärungen ab⸗ 
gegeben find, nicht, daß ihr Inhalt richtig iſt (zu vergl. RIA. 6, 69; 
RG. 61, 228). Die Beibringung einer der Bewilligung des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers zuſtimmenden Erklärung des Erben würde keine Abhilſe ſchaffen. 
Die unentgeltliche Bewilligung eines Vorerben wird zwar gemäß $ 185 
Abſ. 1 BGB. durch die Zuſtimmung des Nacherben wirkſam, weil ſie nach 
§ 2113 BGB. nur im Falle des Eintritts der Nacherbfolge und nur inſoweit 
unwirkſam iſt, als ſie das Recht des Nacherben vereitelt oder beeinträchtigt. 
Das Verhältnis der Verfügungsmacht des Teſtamentsvollſtreckers zu dem Rechte 
des Erben iſt aber vom Geſetze nicht in dieſer Weiſe geſtaltet, ſondern der 
§ 2205 BGB. verleiht dem Teſtamentsvollſtrecker die Verfügungsmacht mit 
der dargelegten Beſchränkung hinſichtlich unentgeltlicher Verfügungen und der 
8 2211 BGB. beſtimmt, daß der Erbe über einen der Verwaltung des 
Teſtamentsvollſtreckers unterliegenden Gegenſtand nicht verfügen kann. Die 
Verfügungsmacht Beider ſchließt ſich alſo hinſichtlich der der Verwaltung des 
Teſtamentsvollſtreckers unterliegenden Gegenſtände zeitlich aus. Solange der 
Teſtamentsvollſtrecker die Macht beſitzt, kann der Erbe nicht verfügen. Sobald 
der Erbe fie durch Beendigung der Vollſtreckung oder gemäß $ 2217 BGB. 
durch Ueberlaſſung des Gegenſtandes an ihn zur freien Verfügung erlangt, 
hat ſie der Teſtamentsvollſtrecker nicht mehr. Deshalb kann auch nach 
§ 2212. BGB. ein der Verwaltung des Vollſtreckers unterliegendes Recht 
nur von ihm gerichtlich geltend gemacht werden und aus demſelben Grunde 
iſt nach §8 748 Abſ. 1 ZPO. zur Zwangsvollſtreckung in einen der Ver⸗ 
waltung eines Teſtamentsvollſtreckers unterliegenden Nachlaß ein gegen den 
Vollſtrecker ergangenes Urteil erforderlich und genügend. Daß letzterer Satz 
nach § 748 Abſ. 2, 3 ZPO. Ausnahmen erleidet, wenn dem Vollſtrecker 
nur die Verwaltung einzelner Nachlaßgegenſtände zuſteht oder die Vollſtreckung 
eines Pflichtteilsanſpruchs in Frage ſteht, beruht auf den beſonderen Be⸗ 
ſtimmungen im § 2213 Abſ. 1 Satz 2, 3 BGB. und ändert an dem 
grundſätzlichen Verhältniſſe der beiderſeitigen Verfügungsmacht nichts. Ein 
Zuſammenwirken des Erben und des Teſtamentsvollſtreckers bei der Verfügung 
über einen Nachlaßgegenſtand iſt hiernach ausgeſchloſſen. Der Erbe kann 
deshalb die dem Vollſtrecker fehlende Macht zu unentgeltlichen Verfügungen 
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nicht gemäß 8 185 Abſ. 1 BGB. durch feine Zuſtimmung ergänzen. Seine 
Zuſtimmung iſt vielmehr ebenſo unwirkſam, wie es ſeine Verfügung ſelbſt 
ſein würde, die allerdings nach $ 185 Abſ. 2 BGB. wirkſam werden kann, 
wenn der Gegenſtand von der Verwaltung des Teſtamentsvollſtreckers frei 
wird und wenn damit der Erbe die Verfügungsmacht erwirbt, die bis dahin 
aber keine Wirkungen äußert (zu vergl. Eccius in Gruchots Beitr. 50, 488), 
Der Teſtamentsvollſtrecker iſt demgemäß auch nicht in der Lage, den Erben 
zur Abgabe einer zuſtimmenden Erklärung zu zwingen, während dem Vorerben 
dieſes Recht nach 8 2120 BGB. gegenüber dem Nacherben zuſteht, jo daß 
auch aus dieſem Grunde eine Verweiſung des Teſtamentsvollſtreckers auf die 
Beibringung der Zuſtimmung des Erben ihm keinen Erſatz für die Un⸗ 
möglichkeit ſchafft, die Nicht⸗Unentgeltlichkeit im Grundbuchverkehre nachzuweiſen. 
Ueberdies iſt das Amt des Teſtamentsvollſtreckers nicht im Intereſſe des 
Erben allein geſchaffen. Er hat nach $ 2203 BGB. die letztwilligen Ver⸗ 
fügungen des Erblaſſers auszuführen und nach SS 2204, 2046 BGB. die 
Befriedigung der Nachlaßgläubiger, insbeſondere der Vermächtnisnehmer, herbei⸗ 
zuführen. Es iſt deshalb anzunehmen, daß die Beſchränkung feiner Per: 
fügungsmacht durch §S 2205 Satz 3 BGB. auch im Intereſſe der Nachlaß⸗ 
gläubiger vom Geſetz angeordnet iſt. Darum müßte, wenngleich dieſe durch 
eine Verfügung über Nachlaßgegenſtände nicht im Sinne des $ 19 G80. 
betroffen worden, zu unentgeltlichen Verfügungen des Teſtamentsvollſtreckers, 
wenn fie nicht ohnehin nach $ 2205 BGB. unwirkſam wären, auch die 
Zuſtimmung der bekannten Nachlaßgläubiger und Vermächtnisnehmer ſowie 
der Nachweis, daß weitere Nachlaßgläubiger nicht vorhanden ſind, beigebracht 
werden, welcher letztere Nachweis wieder in den Formen des § 29 G80. 
unmöglich iſt. Schließlich kann auch die Abhängigmachung der vom Teſtaments⸗ 
vollſtrecker bewilligten Eintragung von der vorherigen Eintragung der Rechte 
des Erben keine Abhilfe ſchaffen. Denn diejenigen, welche auf Grund einer 
unentgeltlichen Verfügung des Teſtamentsvollſtreckers Buchrechte erlangt haben, 
müſſen dem Rechte des Erben ohnehin weichen, da zu ihren Gunſten weder 
§ 892 noch § 2368 Abſ. 3 in Verbindung mit §S 2366 BGB. Anwendung 
findet. Diejenigen aber, welche von ſolchen Buchberechtigten Rechte herleiten, 
genießen den Schutz des $ 892 BGB., mag der Erbe eingetragen geweſen 
ſein oder nicht. Das Ergebnis der Anwendung des $ 29 GBO. wäre 
alſo, daß auf Grund der Verfügung eines Teſtamentsvollſtreckers eine Ein⸗ 
tragung im Grundbuche nicht erfolgen könnte. 

Dies iſt augenſcheinlich nicht der Standpunkt des Geſetzes. Der § 2205 
Satz 2 BGB. will gerade im Gegenſatze zum erſten Entwurfe den Teſtaments⸗ 
vollſtrecker im allgemeinen und, von der Ausnahme des Satz 3 abgeſehen, 
unbeſchränkt zu Verfügungen über Nachlaßgegenſtände ermächtigen. Dieſe 
Verfügungsmacht iſt auch für die Erfüllung der dem Teſtamentsvollſtrecker 
nach SS 2203, 2204, 2208, 2209 BGB. obliegenden Pflichten unentbehrlich. 
Der § 36 Abſ. 2 EBD. beſtimmt ſogar ausdrücklich für den Grundbuchverkehr, 
auf Grund welcher Unterlagen die Beſugnis eines Teſtamentsvollſtreckers zur 
Verfügung über einen Nachlaßgegenſtand als nachgewieſen anzunehmen ſei, 
und wenn dabei auch nur von der Verfügungsbefugnis in den durch § 2205 
BGB. gezogenen Grenzen die Rede iſt, jo ergibt ſich doch, daß das Geſetz 
das Zeugnis des § 2368 oder die in einer öffentlichen Urkunde enthaltenen 
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Verfügung von Todes wegen nebſt dem Eröffnungsprotokolle nicht unter allen 
Umſtänden als ungenügenden Nachweis anſieht. Ebenſo ſetzt die Beſtimmung 
im § 41 Abſ. 2 GBO. voraus, daß die Wirkſamkeit der Bewilligung des 
Teſtamentsvollſtreckers gegen den Erben ſich dem Nachweis im Grundbuchverkehre 
nicht entzieht. Deshalb kann §S 29 GBO. auf den Nachweis, daß eine Ein⸗ 
tragungsbewilligung des Teſtamentsvollſtreckers nicht unentgeltlich ſei, wie 
überhaupt auf den Nachweis ſolcher für die Eintragung unerläßlicher Voraus⸗ 
ſetzungen, die ihrer Natur nach durch die im § 29 bezeichneten Mittel nicht 
nachweisbar ſind, keine Anwendung finden, während er auch für unbeweisliche 
Vorausſetzungen anwendbar bleibt, ſofern die Eintragung ohne den Nachweis 
möglich iſt, wie dies für die Eintragungen auf Grund der Bewilligung eines 
Vorerben bei Zuſtimmung des Nacherben oder vorheriger Eintragung ſeines 
Rechtes der Fall iſt. 

Es bleibt dann mangels anderer geſetzlicher Beſtimmungen über den 
Nachweis der hier in Frage ſtehenden Tatſache nur übrig, auf den aus den 
Verkehrsbedürfniſſen und der Natur der Sache abzuleitenden Grundſatz zurück⸗ 
zugehen, wie er unter der Herrſchaft der Preußiſchen Grundbuchordnung im 
Anſchluß an ihre Beſtimmung im § 46 „der Grundbuchrichter iſt verpflichtet. 
die Rechtsgültigkeit der vollzogenen Auflaſſung, Eintragungs- oder Löſchungs⸗ 
bewilligung nach Form und Inhalt zu prüfen“ in einem Beſchluſſe des 
Kammergerichts vom 21. März 1883 (KGJ. 4, 194) dahin formuliert iſt: 
„Die den Grundbuchbehörden obliegende Prüfung der Rechtsgültigkeit einer 
Eintragungsbewilligung erfordert die Prüfung der Verfügungsbefugnis der 
handelnden Perſonen. Sit dieſe ... im allgemeinen durch das Geſetz an⸗ 
erkannt und nur für gewiſſe Fälle eingeſchränkt, ſo können die Grundbuch⸗ 
behörden nicht umhin, nach Lage des an ſie gebrachten Falles feſtzuſtellen, ob 
die Legitimation der handelnden Perſonen anzuerkennen ſei oder nicht. Sie 
haben ... hierbei alle die Nachweiſe zu würdigen, welche von den Be: 
teiligten beigebracht werden. Es iſt nicht als richtig anzuerkennen, das 
nur urkundliche Nachweife im engeren Sinne ... in Betracht kommen 
können . ... Das richterliche Ermeſſen ... kann vielmehr, ſoweit es ſich 
um die Würdigung tatſächlicher Momente handelt, aus der Geſamtheit der⸗ 
ſelben zuverläſſig erſcheinende Schlüſſe ziehen und dieſen Folge geben.“ Der 
Grundbuchrichter hat demnach bei der Prüfung, ob die Bewilligung eines 
Teſtamentsvollſtreckers nicht unentgeltlich iſt, auch auf andere Beweismittel als 
die im $ 29 GB. zugelaſſenen einzugehen. Er kann ſich insbeſondere nicht 
enthalten, die ihm in beglaubigter Form vorgelegten Erklärungen auf ihre 
inhaltliche Glaubwürdigkeit zu prüfen. Bieten ſie zu Zweifeln daran keinen 
Anlaß, jo iſt ihm unbenommen, den Inhalt als wahr anzunehmen, jo: 
fern ihm ſonſtige Bedenken nicht erkennbar ſind. Beſtehen Bedenken, ſo 
kann er zwar eigene Ermittelungen nicht veranſtalten, wohl aber die Ein⸗ 
tragung von der Bewilligung weiterer Indizienbeweiſe abhängig machen. 
Immer aber muß er ſich gegenwärtig halten, daß die Ueberſpannung der 
Beweisforderungen dem Zwecke der Grundbucheinrichtung, dem Verkehre zu 
dienen, zuwiderläuft. Daß hierbei einmal ein tatſächlicher Irrtum vorkommen 
kann, iſt nicht ausgeſchloſſen. Dies liegt aber im Weſen der Sache und der 
Grundbuchrichter, der innerhalb der Grenzen ſeines Amtes ſorgfältig geprüft 
hat, braucht deshalb nicht zu beſorgen, haftbar gemacht zu werden. Auf 


— 200 — 


ähnlichen Grundſätzen beruhen auch die in ähnlichen Fällen unter dem neuen 
Rechte ergangenen Entſcheidungen in der OLGGRſpr. 3, 388; 5, 5; 8, 13 
und ZBlfF G. 5, 560. 

Nach dieſen Rechtsgrundſätzen hätten die Vorinſtanzen den Antrag nicht 
koſtenpflichtig abweiſen, ſondern gemäß $ 18 GBD. eine Friſt zur Führung 
des Nachweiſes, daß die Bewilligung nicht unentgeltlich ſei, ſtellen ſollen. Daß 
ſie dies nicht getan haben, beruht auf dem Rechtsirrtume, daß eine Hebung 
des Hinderniſſes nicht möglich ſei. Deshalb unterliegen ihre Entſcheidungen 
im Koſtenpunkte der Aufhebung (zu vergl. KGJ. 20 A, 275; 24 A, 83). 


Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Löſchung einer Hypothek 
für den Fall, daß fie ſich in eine Grundſchuld des Eigentümers verwandelt. 
Verfügung des Eigentümers über die Grundſchuld in anderer Art als 
durch Löſchung. Zuläſſigkeit der Eintragung einer ſolchen Verfügung ohne 
die Zuſtimmung desjenigen, deſſen Anſpruch auf Löſchung durch die Vor⸗ 
merkung geſichert iſt. 
SS 883, 1179 BGB. 


Kammergericht Berlin, 8. November 1906. — Bd. 8 S. 154. 


Im Grundbuche des Grundſtücks T. Bd. 27 Bl. Nr. 1075, deſſen 
eingetragener Eigentümer früher der Architekt L. war, jetzt auf Grund Zu⸗ 
ſchlagsbeſchluſſes vom 15. November 1905 der Baumeiſter S. iſt, ſteht in 
Abteilung III Nr. 4 eine Briefhypothek von 300 000 Mark eingetragen. 
Von dieſer urſprünglich der offenen Handelsgefellſchaft M. & W. zuſtehenden 
Hypothek find am 5. Dezember 1904 für die P. B. Aktienbank 275 000 Mark 
mit dem Range vor dem Reſte von 25000 Mark umgeſchrieben. Zugleich 
iſt damals zugunſten der Gläubigerin der Reſtpoſt von 25000 Mark ſowie 
zugunſten des Gläubigers der Hypothek Nr. 5 von 80 000 Mark eine 
Vormerkung eingetragen, daß die 275000 Mark zur Löſchung zu bringen 
ſeien, wenn und ſoweit ſie ſich mit dem Eigentum in einer Perſon vereinigten. 
Nachdem in der Zwangsverſteigerung das Grundſtück dem Baumeiſter S. zu⸗ 
geſchlagen war, wurde in der Kaufgelderverteilungsverhandlung vom 13./17. 
Januar 1906 feſtgeſtellt, daß von den 275 000 Mark der Poſt Abt. III 
Nr. 4 für die P. B. Aktienbank der Betrag von 20 000 Mark nicht zur 
Entſtehung gelangt war und dem früheren Grundſtückseigentümer L. als 
Eigentümergrundſchuld zuſtand. Die offene Handelsgeſellſchaft M. & W. ver⸗ 
langte auf Grund der für ſie eingetragenen Vormerkung Löſchung der 20 000 
Mark, damit ſie mit ihrer Hypothek von 25 000 Mark unmittelbar hinter 
den 255000 Mark der P. B. Aktienbank zu ſtehen komme. Es wurden 
die 20 000 Mark, falls und inſoweit fie in Wegfall kommen ſollten, vom 
Vollſtreckungsrichter als eine Forderung gegen den Erſteher S. den nach⸗ 
ſtehenden Hypothekengläubigern übertragen. Hiergegen hatte der Kaufmann E. 
auf Grund des Pfändungs- und Ueberweiſungsbeſchluſſes vom 4. Dezember 
1905, durch den in ſeiner Zwangsvollſtreckungsſache gegen den früheren 
Eigentümer L. wegen einer vollſtreckbaren Forderung unter anderem die vor⸗ 
genannte Eigentümergrundſchuld des L. für ihn gepfändet und ihm zur Ein⸗ 
ziehung überwieſen war, Widerſpruch erhoben. Unter Einreichung des Pfän⸗ 
dungsbeſchluſſes und einer notariell beglaubigten Urkunde, in der er unter 
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Zuſtimmung der P. B. Aktienbank den Sachverhalt bezüglich der Eigentümer⸗ 
grundſchuld von 20 000 Mark darſtellt, hat er gebeten, folgendem in der 
letztgenannten Urkunde von ihm geſtellten Antrage ſtattzugeben: das Grund⸗ 
buch dahin zu berichtigen, daß 1) hinſichtlich der genannten 20 000 Mark 
der Hypothek Abt. III Nr. 4 der Architekt L. Grundſchuldgläubiger ſei, 
2) ihm, dem Kaufmann R., an dieſer Grundſchuld in Höhe des für ihn 
gepfändeten Betrags ein Pfandrecht zuſtehe. 

Das Amtsgericht wies den Antrag zurück, weil mit Rückſicht auf die 
eingetragenen Löſchungsvormerkungen zur Eintragung des L. als Grund⸗ 
ſchuldgläubigers die Bewilligung der Gläubiger der Reſtpoſt Abt. III Nr. 4 
von 25 000 Mark und der Poſt Abt. III Nr. 5 von jetzt noch 65 000 Mark 
erforderlich ſei. Die hiergegen eingelegte Beſchwerde wies das Landgericht 
zurück mit der Begründung: Der Nachweis der Unrichtigkeit des Grundbuchs 
erſetze die Bewilligung der durch die berichtigende Eintragung in ihrem Rechte 
Betroffenen nur inſoweit, als es ſich um ſolche Betroffene handele, die zur 
Zeit der Vollziehung des die Unrichtigkeit begründenden Rechtsakts bereits 
Rechte gehabt hätten, nicht aber die Bewilligung gutgläubiger ſpä terer Er⸗ 
werber eines Rechtes an dem von der Berichtigung betroffenen Rechte. Zu 
letzteren gehörten die Gläubiger der Reſtpoſt Abt. III Nr. 4 und der Poſt 
Abt. III Nr. 5, deren Rechte auf Löſchung der Poſt von 275 000 Mark 
am 5. Dezember 1904 vorgemerkt ſeien. In der weiteren Beſchwerde hierüber 
wird geltend gemacht: Die formelle Berichtigung des Grundbuchs nach Maß⸗ 
gabe der Unrichtigkeiten werde durch die Löſchungsvormerkung nicht gehindert. 

Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht unter Aufhebung der 
Vorentſcheidungen die Sache zur anderweitigen Erörterung und Entſcheidung 
an das Amtsgericht zurückverwieſen aus folgenden Gründen: 

Die Vorinſtanzen nehmen den Nachweis als erbracht an, daß die For⸗ 
derung, für welche der frühere Eigentümer L. die Hypothek Abt. III Nr. 4 
zu dem Teilbetrage von 275000 Mark für die P. B. Aktienbank beſtellt 
hat, in Höhe von 20 000 Mark nicht zur Entſtehung gelangt und gemäß 
§ 1163 Abſ. 1 Satz 1, § 1177 Abſ. 1 BGB. daher die Hypothek eine 
dem Eigentümer, jetzt dem L. als früherem Eigentümer, zuſtehende Grund⸗ 
ſchuld in Höhe dieſes Betrags von 20 000 Mark iſt. Ferner erachtet das 
Landgericht durch den zugunſten des Beſchwerdeführers erlaſſenen Pfändungs⸗ 
beſchluß in Verbindung mit der als nachgewieſen angenommenen Uebergabe 
des Hypothekenbriefs die Pfändung der (Eigentümer⸗) Briefgrundſchuld gemäß 
§ 830 Abſ. 1 Satz 1, § 857 Abſ. 6 ZPO. als für den Beſchwerdeführer 
rechtswirkſam vollzogen. Iſt aber von dieſer Grundlage auszugehen, ſo iſt 
der Antrag auf Eintragung des L. als Inhaber der Grundſchuld und zugleich 
des für den Beſchwerdeführer durch die in Rede ſtehende Pfändung entſtandenen 
Pfandrechts an der Grundſchuld für gerechtfertigt zu erachten. Die gemäß 
§ 1179 BGB. zugunſten der Gläubiger des anderen Teiles der Hypothek 
Abt. III Nr. 4 von 25 000 Mark und der Hypothek Abt. III Nr. 5 von 
noch 65 000 Mark eingetragene Vormerkung, daß die vorgenannte Hypothek 
von 275 000 Mark, alſo auch der fragliche Teilbetrag von 20 000 Mark, 
zur Löſchung zu bringen ſei, wenn und ſoweit ſie ſich mit dem Eigentum in 
einer Perſon vereinige, ſteht der beantragten Eintragung nicht entgegen. Dieſe 
Vormerkung iſt nur aus Zweckmäßigkeitsgründen, insbeſondere um jeden 
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Zweifel an ihrer Zuläſſigkeit zu begegnen, im § 1179 beſonders geregelt, iſt 
aber ihrem Weſen nach nichts anderes als eine Vormerkung zur Sicherung 
des Anſpruchs auf Aufhebung eines Rechtes an einem Grundſtück im Sinne 
des 8 883 Abf. 1 Satz 1 BGB. (Protokolle 3, 606; RIA. 7, 64). Es 
finden daher auf ſie auch Anwendung die für Vormerkungen allgemein 
geltenden, vorliegend in Betracht kommenden Vorſchriften des §S 883 Abſ. 2 
und des $ 888 Abſ. 1 BGB., wonach eine Verfügung, die nach der Ein⸗ 
tragung der Vormerkung über das betreffende Recht am Grundftüde getroffen 
wird, inſoweit unwirkſam iſt, als ſie den Anſpruch des Berechtigten vereiteln 
oder beeinträchtigen würde, und dies auch gilt, wenn die Verfügung im Wege 
der Zwangsvollſtreckung erfolgt, und wonach ferner, ſoweit der Erwerb eines 
Rechtes an dem betreffenden eingetragenen Rechte gegenüber demjenigen, zu 
deſſen Gunſten die Vormerkung beſteht, unwirkſam iſt, dieſer von dem Er⸗ 
werber die Zuſtimmung zu der Löſchung verlangen kann, die zur Verwirk⸗ 
lichung des durch die Vormerkung geſicherten Anſpruchs erforderlich iſt. Aus 
dieſen Vorſchriſten ergibt ſich einesteils, daß eine Vormerkung auf Löſchung 
einer Hypothek im Falle der Vereinigung mit dem Eigentume der Entſtehung, 
oder, wie vorliegend, dem Beſtehen einer Eigentümergrundſchuld nicht hindernd 
entgegenſteht, da eine ſolche Vormerkung nicht gleich iſt einer Löſchungs⸗ 
bewilligung oder der Löſchung ſelbſt (RG. 57, 211), und anderenteils, daß 
nicht jede Verfügung über die entſtandene Eigentümergrundſchuld zufolge der 
Vormerkung unwirkſam, ſondern der Eigentümer nur zugunſten des Vor⸗ 
merkungsberechtigten in der Verfügung, ſei es durch Rechtsgeſchäft, ſei es im 
Wege der Zwangsvollſtreckung, beſchränkt iſt, und zwar dergeſtalt, daß er 
ohne Zuſtimmung der Vormerkungsberechtigten über die Eigentümergrundſchuld 
nur durch Löſchung wirkſam verfügen kann. Das Grundbuch wird beim 
Mangel einer Zuſtimmung der Vormerkungsberechtigten nicht durch die Vor⸗ 
merkung auf Löſchung der Hypothek gegen andere Verfügungen über die zur 
Eigentümergrundſchuld gewordene Hypothek als Löſchungen geſperrt, da ſolche 
Verfügungen gegenüber den durch die Vormerkung nicht geſchützten dritten 
Perſonen wirkſam ſind und auch die Möglichkeit gegeben iſt, daß ſie gegen⸗ 
über dem Vormerkungsberechtigten, beiſpielsweiſe durch nachträgliche Genehmi⸗ 
gung, durch ſpäteren Erweis der Unbegründetheit des vorgemerkten Anſpruchs, 
durch ſonſtiges Wegfallen der Verfügungsbeſchränkung, Wirkſamkeit erlangen kann. 
Die ſonach auf dem Gebiete des materiellen Rechtes liegende Frage, ob und 
inwieweit eine andere Verfügung des Inhabers der Eigentümergrundſchuld, 
die nicht eine Löſchung iſt, rechtsunwirkſam iſt, hat der Grundbuchrichter nicht 
zu entſcheiden; nach formellen Grundbuchrechte hat er jede Eintragung vor: 
zunehmen, bei der auch nur die Möglichkeit materieller Rechtsgültigkeit beſteht 
(RIA. 2, 139). Eine ohne Zuſtimmung der Vormerkungsberechtigten vor⸗ 
genommene andere Verfügung als eine Löſchung ſteht allerdings unter der 
Bedingung, daß der vorgemerkte Anſpruch der Löſchung nicht bis zur wirk⸗ 
lichen Löſchung durchgeführt wird; die Vormerkungsberechtigten können ihr Recht 
auf Löſchung nicht nur demjenigen gegenüber, der die Verpflichtung zur 
Löſchung eingegangen iſt, ſondern auch gegen einen etwaigen anderen Eigen⸗ 
tümer ſowie gegen diejenigen, welche durch die Verfügung über die Eigen⸗ 
tümergrundſchuld Rechte erlangt haben, gemäß §8 888 BGB. zur Durch⸗ 
führung bringen. Dies muß aber den Vormerkungsberechtigten vorbehalten 
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bleiben; der Grundbuchrichter darf nicht mit Rückſicht auf die Möglichkeit der 
Durchführung des Anſpruchs auf Löſchung die Eintragung einer Verfügung 
des Inhabers der Eigentümergrundſchuld verſagen. Hiernach iſt die Ab⸗ 
lehnung der Eintragung des L. als Gläubiger der fraglichen Eigentümer⸗ 
grundſchuld ſowie der Eintragung der an dieſer von dem Beſchwerdeführer 
im Wege der Pfändung erworbenen Pfandrechte ungerechtfertigt. 


Erteilung eines neuen Grundſchuldbriefs auf Antrag eines nicht einge⸗ 
tragenen Gläubigers, der im Wege des Aufgebotsverfahrens die Kraftlos⸗ 
erklärung des abhanden gekommenen Briefes erwirkt hat. Unzuläſſigkeit 
der Ausſtellung des neuen Briefes auf den Namen des Autragſtellers ſtatt 
des eingetragenen Gläubigers, ſofern nicht gleichzeitig die Verichtigung 
des Grundbuchs beantragt wird. 
§ 1162 BGB., 8$ 67, 68 GBD., 8 1018 ZPO. 


Oberlandesgericht Roſtock, 21. Dezember 1906. — Bd. 8 S. 158. 


Die Witwe T. will eine Grundſchuld dadurch erworben haben, daß der 
eingetragene Gläubiger dieſe an ihren inzwiſchen verſtorbenen Ehemann und 
der letztere dieſelbe an ſie ſchriftlich abgetreten hat; den in ihrem Beſitze ge⸗ 
weſenen Grundſchuldbrief will ſie verſehentlich verbrannt haben. Sie hat 
daraufhin im Aufgebots verfahren ein Ausſchlußurteil erwirkt, durch das der 
Grundſchuldbrief für kraftlos erklärt worden iſt. Auf Grund des Ausſchluß⸗ 
urteils hat ſie die Erteilung eines neuen, auf ihren Namen lautenden Grund⸗ 
ſchuldbriefs beantragt. Das Grundbuchamt will den Brief nicht auf ihren 
Namen, ſondern auf den Namen des eingetragenen Gläubigers ausſtellen. 
Die dagegen eingelegte Beſchwerde iſt zurückgewieſen worden. Auch die 
weitere Beſchwerde iſt vom Oberlandesgericht in Roſtock als nicht begründet 
zurückgewieſen worden aus folgenden Gründen: 

Es iſt unrichtig, wenn geltend gemacht wird, der ein Ausſchlußurteil 
hinſichtlich einer Urkunde Erwirkende ſei daraufhin ausſchließlich berechtigt, die 
Rechte aus der Urkunde geltend zu machen; das Ausſchlußurteil erbringe ſeine 
bezügliche Legitimation. Nach 8 1018 ZPO. erſetzt das Ausſchlußurteil für 
den Antragſteller den Beſitz der für kraftlos erklärten Urkunde. Er kann 
daraufhin dem aus der Urkunde Verpflichteten gegenüber die Rechte aus der 
Urkunde geltend machen; inſoweit ſchafft es ſeine materielle Legitimation. Für 
das Rechtsverhältnis des Antragſtellers zu Dritten iſt das Ausſchlußurteil ohne 
Bedeutung; deren Rechte werden dadurch nicht berührt. Etwaigen früheren 
Inhabern der Urkunde verbleiben alſo ihre Rechte unverkürzt; ihnen gegen⸗ 
über ſchafft das Ausſchlußurteil keine materielle Legitimation. Mithin kann 
die Beſchwerdeführerin das Ausſchlußurteil nicht zum Zwecke des Nachweiſes 
dafür, daß das Recht aus der Grundſchuld von dem eingetragenen Gläubiger 
bezw. ihrem verſtorbenen Ehemann auf ſie übergegangen ſei, verwerten; es 
begründet inſoweit nicht ihre materielle Legitimation. Ob der das Ausſchluß⸗ 
urteil Erwirkende ein Recht auf Ausſtellung einer neuen Urkunde hat, be⸗ 
ſtimmt ſich nicht nach der Zivilprozeßordnung, ſondern nach materiellem Rechte. 
Für Hypotheken⸗ und Grundſchuldbriefe ergibt ſich ein ſolcher Anſpruch öffentlich⸗ 
rechtlicher Natur gegen das Grundbuchamt aus $ 67 EBD. 

Ueber den Inhalt, der dem neuen Hypotheken⸗ bezw. Grundſchuldbriefe 
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zu geben iſt, trifft der S 68 GBO. Beſtimmung. Danach hat der Brief 
einen Auszug aus dem Grundbuche (zu vergl. $ 57 GBO.) nach deſſen 
Stande zur Zeit der Neubildung zu enthalten. Etwaige ſonſtige Rechts⸗ 
änderungen — abgeſehen von den im § 68 Abſ. 2 GBO. erwähnten —, 
die ſich außerhalb des Grundbuchs vollzogen haben, insbeſondere ein etwaiger 
Gläubigerwechſel, ſind nur inſoweit zu berückſichtigen, als gleichzeitig Berichtigung 
des Grundbuchs beantragt wird. Im vorliegenden Falle iſt eine Grundbuch⸗ 
berichtigung nicht beantragt, auch ſind die betreffenden Rechtsänderungen nicht 
in grundbuchmäßiger Form nachgewieſen; im Aufgebotsverfahren (zu vergl. 
S 1007 Nr. 2, § 1004 Abſ. 2 ZPO.) iſt lediglich Glaubhaftmachung erfolgt. 


Pflicht des Grundbuchamts, auf Verlangen desjenigen, dem eine Eintragung 

in das Grundbuch bekannt zu machen iſt, die Eintragung ftatt ihm ſelbſt 

einem von ihm zur Empfangnahme Bevollmächtigten bekauntzumachen, ſofern 
nicht beſondere Bedenken entgegenſtehen. 


| § 55 GB. 
Kammergericht Berlin, 21. Dezember 1906. — Bd. 8 S. 159. 


Erklärt ein nach S 55 GBO. Benachrichtigungsberechtigter, insbefondere 
ein Antragſteller, wie vorliegend, daß von der zu bewirkenden Eintragung nicht 
ihm, ſondern für ihn einem anderen die Benachrichtigung zugehen ſolle, ſo 
kann nicht anerkannt werden, daß dem Grundbuchrichter die freie Wahl zuſteht, 
ob er den Benachrichtigungsberechtigten ſelbſt oder die ihm bezeichnete andere 
Perſon von der Eintragung benachrichtigen will. Wider ſeinen Willen kann 
dem Benachrichtigungsberechtigten ſelbſt die Benachrichtigung nicht aufgedrängt 
werden, zumal er nach Satz 2 des $ 55 GBO. auf die Benachrichtigung 
zu verzichten berechtigt iſt, und anderſeits liegt, wie auch das Landgericht 
annimmt, kein geſetzlicher Grund vor, die Bevollmächtigung eines anderen zur 
Empfangnahme der Benachrichtigung für unzuläſſig zu erachten, da alle Rechts⸗ 
handlungen durch rechtsgeſchäftliche Vertreter vorgenommen werden können, 
ſoweit nicht das Geſetz ausnahmsweiſe perſönliches Handeln erfordert. Durch 
eine ſolche Erklärung des Benachrichtigungsberechtigten, daß nicht ihm, ſondern 
dem Bevollmächtigten die Benachrichtigung zugehen ſolle, wird dem Grundbuch⸗ 
amte gegenüber, wenn nicht beſondere Umſtände entgegenſtehen, der Bevoll⸗ 
mächtigte hinſichtlich der Empfangnahme der Benachrichtigung völlig an die 
Stelle des Benachrichtigungsberechtigten geſetzt, ſo daß nicht dieſer, ſondern 
nur jener als Adreſſat der Benachrichtigung vom Grundbuchamte zu behandeln 
iſt. Würde der Bevollmächtigte unter Vorlegung einer die genannte Erklärung 
des Benachrichtigungsberechtigten enthaltenden Urkunde vor dem Grundbuchamt 
erſcheinen und Aushändigung des Benachrichtigungsſchreibens verlangen, ſo 
könnte das Grundbuchamt die Uebergabe des Benachrichtigungsſchreibens, wenn 
nicht etwa Bedenken gegen die Echtheit der Urkunde oder gegen die Gültigkeit der 
Erklärung beſtänden, dem Bevollmächtigten nicht verweigern, da er als legiti⸗ 
mierter Empfänger zu gelten hätte. In gleicher Weiſe iſt bei Zuſendung 
des Benachrichtigungsſchreibens dieſes an den Bevollmächtigten zu richten. 
Der Machtgeber kann auch ein weſentliches Intereſſe daran haben, daß das 
Grundbuchamt nicht ihm, ſondern dem Bevollmächtigten die Benachrichtigung 
zugehen läßt, ſo beiſpielsweiſe, wenn er auf Reiſen abweſend iſt oder wenn, 
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wie im gegebenen Falle vom Beſchwerdeführer angegeben wird, von dem 
Zugehen der Benachrichtigung an den Bevollmächtigten die Vornahme von 
Leiſtungen des letzteren zugunſten des Machtgebers abhängt. Eine Beſtätigung 
der Richtigkeit dieſer Auffaſſung iſt auch darin zu finden, daß in das nach 
§ 46 Nr. 4 PrGeſchAnw. f. AGSchreib. v. 11. Oktober 1906 (JM Bl. 304) 
einzurichtende und der Tabelle vorzuheftende Wohnungsblatt die von Grundbuch⸗ 
intereſſenten zu den Grundakten angezeigten Vertreter oder Zuſtellungsbevoll⸗ 
mächtigten (zu vergl. 58 5, 19 Abſ. 2 ZwVG.) aufzunehmen find und daß 
gegebenenfalls an dieſe die Benachrichtigung von Grundbucheintragungen zu 
erfolgen hat (zu vergl. OL GRſpr. 2, 197). 


Löſchung einer bezahlten Hypothek anf Grund einer Quittung des ein⸗ 

getragenen Gläubigers und eines Antrags des Hypothekeninhabers im 

Wege der Berichtigung des Grundbuchs; Pflicht des Grundbuchamts, die 

Löſchung abzulehnen, wenn das Grundſtück in der Quittung nicht über: 

einftimmend mit dem Grundbuch oder durch Hinweiſung auf das Grund⸗ 
buchblatt bezeichnet iſt. 


Sg 22, 28 GB. 
Kammergericht Berlin, 29. Dezember 1906. — Bd. 8 S. 161. 


G. iſt eingetragener Eigentümer des Grundſtücks S. Bd. J Bl. Nr. 1. Er 
hat in notariell beglaubigter Urkunde auf Grund löſchungsfähiger Quittungen 
des Bahnarbeiters Albert L. und der unverehelichten Auguſte L. Löſchung 
des für die Genannten auf dem Grundſtücke eingetragenen mütterlichen Erb⸗ 
teils beantragt. Das Amtsgericht hat den Antrag abgelehnt, weil aus den 
Löſchungsbewilligungen weder die Nummer des Grundbuchblatts noch die der 
eingetragenen Poſten erſichtlich ſei. Die hiergegen von G. eingelegte Beſchwerde 
iſt vom Landgerichte zurückgewieſen worden; auch der weiteren Beſchwerde hat 
das Kammergericht den Erfolg verſagt aus folgenden Gründen: 

Auf S. Bd. 1 Bl. Nr. 1 ſteht in Abt. III Nr. 66 und 6e für 
Albert L. und Auguſte L. ein „Erbteil“ von je 160 Mark auf Grund des 
Erbrezeſſes vom 10.) 20. Mai 1893 eingetragen. In den notariell beglaubigten 
Urkunden vom 2. März 1905 und 29. Mai 1906 haben Albert L. und 
Auguſte L. erklärt: „Im Grundbuche von S. des Amtsgerichts St. ſteht für 
mich eine Abfindung von mütterlichem Vermögen eingetragen. Ich bekenne, 
daß mir mein Vater, der Eigentümer Heinrich L., dieſe Abfindung nebſt 
Zinſen zurückgezahlt hat und bewillige die Löſchung dieſer Abfindung überall 
da, wo dieſelbe eingetragen iſt.“ Würde ſich der Löſchungsantrag des Be⸗ 
ſchwerdeführers lediglich auf dieſe beiden Urkunden und die darin von den 
eingetragenen Gläubigern erklärten Löſchungsbewilligungen ſtützen, ſo würde 
ſich die Zurückweiſung des Antrags ohne weiteres aus S 28 Satz 1 GBO. 
rechtfertigen, wonach in der Eintragsbewilligung das Grundſtück übereinſtimmend 
mit dem Grundbuch oder durch Hinweiſung auf das Grundbuchblatt zu be= 
zeichnen iſt. Denn auch die Löſchung iſt nach dem Sprachgebrauche der 
Grundbuchordnung eine Eintragung, nämlich die des Löſchungsvermerkes 
(vergl. § 47 Abſ. 1) und iſt die Löſchungsbewilligung alſo eine Eintragungs⸗ 
bewilligung. Es iſt daher auch in der Bewilligung der Löſchung eines 
eingetragenen Rechtes das Grundſtück, auf dem das Recht eingetragen ſteht, 
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gemäß § 28 Satz 1 GBO. zu bezeichnen. Iſt dieſer Vorſchrift in der 
Löſchungsbewilligung nicht genügt, ſo hat der Grundbuchrichter die daraufhin 
beantragte Löſchung abzulehnen, ſei es auch, daß anderweit feſtgeſtellt werden 
kann, welches Grundſtück und welches eingetragene Recht von den Beteiligten 
gemeint worden iſt. Die Vorſchrift des § 28 GBO. iſt zwar, wiewohl 
das Wort „ſoll“ in dem entſprechenden §S 25 des Entwurfs I durch „iſt“ 
erſetzt worden iſt, nur eine Ordnungsvorſchrift, welche „die nötige Beſtimmt⸗ 
heit des Inhalts der Erklärungen und deren Brauchbarkeit für die Führung 
des Grundbuchs ſichern und das Spezialitätsprinzip zum Ausdrucke bringen 
ſoll“ (Motive 3, 183; Motive zum $ 25 des Entwurfs I [von 1889] GB.; 
Denkſchrift zu §S 27 des Entwurfs II [von 1897] GBD.), fo daß eine 
unter Verletzung der Vorſchrift erfolgte Eintragung nicht nichtig iſt (zu vergl. 
OL GRſpr. 1, 454); aber der Grundbuchrichter hat auch auf die Erfüllung 
der für das Verfahren der Grundbucheintragung gegebenen Ordnungsvorſchriften 
zu achten (zu vergl. OL GRſpr. 1, 454; 5, 299). Vorliegend iſt in den 
genannten Löſchungsbewilligungen nur unter der Angabe, daß das zu löſchende 
Recht im Grundbuche von S. eingetragen ſei, die Löſchung „überall da, wo 
das Recht eingetragen iſt“, bewilligt und iſt alſo das Grundſtück weder über⸗ 
einſtimmend mit dem Grundbuche noch durch Hinweiſung auf das Grund: 
buchblatt bezeichnet. Es würde alſo, wenn der Löſchungsantrag nur auf dieſe 
Löſchungsbewilligungen geſtützt wäre, die Zurückweiſung mit Recht erfolgt ſein 
wegen Nichtbefolgung des 8 28 Satz 1 GBO. 

Es hat aber der Beſchwerdeführer noch eine notariell beglaubigte Urkunde 
vom 24. Oktober 1906 eingereicht, in welcher auch der Altſitzer Heinrich L. 
die Löſchung der für ſeine beiden Kinder Albert und Auguſte L. eingetragenen 
Erbabfindungen beantragt. In dieſer Urkunde iſt dem Erforderniſſe des § 28 
Satz 1 GBO. durch die zur Bezeichnung des belaſtetem Grundſtücks erfolgte 
Hinweiſung auf das Grundbuchblatt S. Bd. I Bl. Nr. 1 genügt. Das 
Landgericht erachtet dieſe Urkunde für unerheblich, weil durch ergänzende An⸗ 
gaben des Löſchungsantrags der Mangel der Eintragungsbewilligung nicht 
geheilt werden könne. Tatſächlich kommt aber nach der Sachlage die Erklärung 
des Heinrich L. für die Frage, ob die Vorausſetzungen zur Vornahme der 
Löſchung gegeben ſind, nicht als Löſchungsantrag, ſondern als Löſchungs⸗ 
bewilligung in Betracht. Heinrich L. iſt bis zum 26. April 1905 einge⸗ 
tragener Eigentümer des Grundſtücks geweſen. Er war, wie ſich aus der 
gleichzeitigen Eintragung ſeines Eigentums und der Erbteile ſeiner genannten 
beiden Kinder im Jahre 1893 ergibt und auch das Landgericht feſtſtellt, 
perſönlicher Schuldner der Erbteile. Nach den Erklärungen der beiden Kinder 
in den Urkunden vom 2. März 1905 und 29. Mai 1906 hat er die für 
die Kinder „eingetragene Abfindung von mütterlichem Vermögen“ an die 
Kinder bezahlt. Zufolge dieſer Zahlung iſt das Gläubigerrecht der beiden 
Kinder untergegangen und ſind letztere überhaupt nicht mehr legitimiert, die 
Löſchung der Hypotheken zu bewilligen. Vielmehr ſind die Hypotheken, wenn 
ſie Heinrich L. zu der Zeit bezahlt hat, als er noch Eigentümer des Grund⸗ 
ſtücks war, gemäß § 1163 Abſ. 2, § 1177 Abſ. 1 BGB. auf ihn als 
Eigentümergrundſchulden kraft Geſetzes übergegangen und er iſt auch nach 
der Veräußerung Inhaber dieſer Grundſchulden geblieben (KGJ. 26 A, 303; 
28 A, 138); nur er iſt daher in dieſem Falle berechtigt, die Löſchung der 
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Hypotheken zu bewilligen. Iſt die Zahlung erſt zur Beſitzzeit des jetzigen 
Eigentümers, des Beſchwerdeführers, erfolgt, ſo gilt, wenn und ſoweit Heinrich L. 
vom Beſchwerdeführer Erſatz verlangen kann, gemäß § 1164 Satz 1 BGB. 
das gleiche mit der Maßgabe, daß die Hypotheken nicht in Grundſchulden um⸗ 
gewandelt, ſondern Hypotheken geblieben ſind; anderenfalls ſind die Hypotheken 
gemäß § 1163 Abſ. 1 Satz 2, $ 1177 Abſ. 1 BGB. auf den Beſchwerde⸗ 
führer als jetzigen Eigentümer übergegangen. In jedem Falle ſind alſo die 
von den eingetragenen Gläubigern Albert und Auguſte L. erklärten Löſchungs⸗ 
bewilligungen als ſolche rechtlich bedeutungslos. Vielmehr iſt, je nachdem die 
Hypotheken auf Heinrich L. oder auf den Beſchwerdeführer übergegangen ſind, 
zur Löſchung die formgerechte Löſchungsbewilligung jenes oder dieſes Inhabers 
erforderlich. Ein von dem Inhaber der Hypothek geſtellter Antrag auf Löſchung 
enthält aber eine Löſchungsbewilligung; denn dieſe braucht nicht mit dem 
Worte „bewilligen“ erklärt zu ſein, vielmehr genügt jeder Ausdruck, der den 
auf Löſchung gerichteten Willen deutlich erkennen läßt (KGJ. 21 A, 125). 
Der Löſchungsantrag des Heinrich L. iſt alſo, ſofern dieſem die Hypotheken 
zuſtehen und es daher auf ſeine Erklärung über die Löſchung überhaupt an⸗ 
kommt, als Löſchungsbewilligung aufzufaſſen und der Löſchungsantrag des 
Beſchwerdeführers enthält, ſoſern die Hypotheken auf ihn übergegangen ſind, 
zugleich die erforderliche Löſchungsbewilligung. Beide Anträge genügen aber 
der Vorſchrift des § 28 Satz 1 GB0O., da fie das belaſtete Grundſtück durch 
Hinweiſung auf das Grundbuchblatt S. Bd. I Bl. Nr. 1 bezeichnen. 
Dennoch kann daraufhin in Verbindung mit den von den eingetragenen 
Gläubigern erteilten Quittungen die Löſchung der Hypotheken nicht erfolgen. 
Es müſſen nämlich auf die Quittungsurkunden, wiewohl die darin erklärten 
Löſchungsbewilligungen rechtlich belanglos ſind, doch die Vorſchriften des 
§ 28 Satz 1 GBO. auch zur Anwendung gebracht werden. Wenn derjenige, 
auf den zufolge Bezahlung der Hypothekenforderung nach den vorerörterten 
Grundſätzen die Hypothek übergegangen iſt, ſich als Inhaber der Hypothek 
eintragen läßt, ſo handelt es ſich um eine Berichtigung des durch eine kraft 
Geſetzes eingetretene Rechtsänderung unrichtig gewordenen Grundbuchs im 
Sinne des $ 22 GBO. An und für ſich wäre nach dem im § 19 zum 
Ausdrucke gelangten Konſensprinzipe der Grundbuchordnung zur Umſchreibung 
die Bewilligung des eingetragenen Gläubigers erforderlich. Von dieſem Prinzipe 
macht §S 22 EBD. eine Ausnahme inſofern, als es zur Berichtigung des Grund⸗ 
buchs der Bewilligung des durch die Berichtigung in ſeinem Rechte Betroffenen 
nicht bedarf, wenn die Unrichtigkeit nachgewieſen wird. In dieſer Hinſicht wird 
alſo der Nachweis der Unrichtigkeit der Bewilligung der Berichtigung gleichgeſtellt. 
Wenn daher ein Zahlungsempfangsbekenntnis des eingetragenen Gläubigers bei⸗ 
gebracht wird, ſo bedarf es zur Eintragung des Hypotheküberganges nur noch eines 
Eintragungsantrags gemäß S 13 GBO. Was die Bezeichnung des Grund: 
ſtücks betrifft, fo iſt nach §S 28 GBO., wenn eine Eintragungsbewilligung 
nicht erforderlich iſt, in dem Eintragungsantrage das Grundſtück in der dort 
vorgeſchriebenen Weiſe zu bezeichnen. Wollte man diefe Beſtimmung wörtlich 
nehmen, jo würde in dem unterſtellten Falle die Bezeichnung des Grundſtücks 
in dent, Eintragungsantrage genügen und eine ſolche Bezeichnung in der 
Quittung nicht erforderlich ſein. Dies würde aber dem Zwecke der Vorſchrift, 
die nötige Beſtimmtheit des Inhalts der die Grundlage für Eintragungen 
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bildenden Erklärungen zu ſichern, nicht entſprechen. Es iſt daher nach dem 
Sinne des Geſetzes anzunehmen, daß ſolche urkundlichen Erklärungen, welche 
zwar keine Eintragungsbewilligung enthalten, aber der an ſich nach dem 
Regelſatze neben dem Eintragungsantrag erforderlichen Eintragungsbewilligung 
gleichwertig ſind und dieſe kraft beſonderer Vorſchrift ausnahmsweiſe erſetzen, 
ebenfalls die im 8 28 Satz 1 GBO. vorgeſchriebene Bezeichnung des Grund⸗ 
ſtücks enthalten müſſen. Demnach iſt, wenn eine bezahlte Hypothek auf Grund 
einer Quittung des eingetragenen Gläubigers für denjenigen umgeſchrieben 
werden ſoll, auf den ſie zufolge der Zahlung übergegangen iſt, zu erfordern, 
daß das Grundſtück, auf dem die Hypothek eingetragen iſt, in der Quittung 
übereinſtimmend mit dem Grundbuch oder durch Hinweiſung auf das Grund⸗ 
buchblatt zu bezeichnen iſt. Das gleiche hat aber auch dann zu gelten, 
wenn der Inhaber der Hypothek auf Grund der Quittung ſogleich anderweit 
über die Hypothek verfügt, insbeſondere ſie auf einen anderen überträgt oder 
ihre Löſchung beantragt, da es hinſichtlich der Eintragungsvorausſetzungen 
keinen Unterſchied machen kann, ob der Inhaber der Hypothek zunächſt die 
Berichtigung des Grundbuchs durch Umſchreibung der Hypothek auf ihn herbei⸗ 
führt und dann erſt anderweit darüber verfügt oder ob er dieſe Verfügung 
ohne ſeine zuvorige Zwiſcheneintragung vornimmt. 

Hiernach ſind vorliegend die von den eingetragenen Hypothekengläubigern 
in den Urkunden vom 2. März 1905 und 29. Mai 1906 erteilten 
Quittungen wegen Fehlens der im S 28 Satz 1 GB. vorgeſchriebenen 
Bezeichnung des belaſteten Grundſtücks zur Vornahme der von dem Beſchwerde⸗ 
führer als Eigentümer beantragten Löſchung der in Rede ſtehenden Hypotheken 
nicht genügend, ganz abgeſehen davon, daß in den Quittungen nicht einmal 
der Betrag der Hypotheken angegeben und auch ihr Inhalt mangelhaft be⸗ 
zeichnet iſt. 

Es war daher aus dieſen Gründen die weitere Beſchwerde zurückzuweiſen. 


Berechtigung des Gemeindewaiſenrats zur Einlegung der Beſchwerde gegen 

eine Verfügung des Vormundſchaftsgerichts, durch die der Antrag, einem 

Vater wegen Verletzung des Rechtes ſeines Kindes auf Gewährung des 
Unterhalts die Vermögensverwaltung zu entziehen, abgelehnt wird. 


§ 1666 Abſ. 2, $ 1675 BGB., S 57 Abſ. 1 Nr. 9 8G. 
Kammergericht Berlin, 31. Januar 1908. — Bd. 8 S. 167. 


Dem G. iſt durch Beſchluß des Amtsgerichts die Sorge für die Perſon 
ſeines im Jahre 1897 geborenen Sohnes Otto aus ſeiner geſchiedenen Ehe 
mit Sophie, geborenen T., entzogen worden, nachdem er ſich in gerichtlicher 
Verhandlung mit der Entziehung des Fürſorgerechts einverſtanden erklärt, ſich 
zur Zahlung von 8 Mark monatlicher Unterhaltsgelder verpflichtet und ſich 
deswegen der ſofortigen Zwangsvollſtreckung unterworfen hatte. Das Amts⸗ 
gericht in K. hat dem Otto G. in der Perſon des M. einen Pfleger beſtellt. 
Otto G. iſt bei ſeiner Großmutter, der Witwe Margarete G., untergebracht. 
Der Gemeindewaiſenrat in K. hat bei dem dortigen Amtsgericht am 14. No⸗ 
vember 1906 den Antrag geſtellt, dem Vater G. auf Grund des § 1666 
Abſ. 2 BGB. auch das Recht zur Verwaltung und Nutznießung des Ver⸗ 
mögens ſeines Sohnes Otto zu entziehen, mit der Begründung, daß der 
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Vater bisher insgeſamt erſt 6 Mark für den Unterhalt ſeines Sohnes bezahlt, 


dadurch ſeine Unterhaltungspflicht verletzt habe und auch für die Zukunft eine 
erhebliche Gefährdung des Unterhalts des Otto G. zu beſorgen ſei. Das 
Amtsgericht hat dieſen Antrag abgelehnt, weil Otto G. weder Vermögen beſitze 
noch ſolches zu erwarten habe, die Entziehung des Verwaltungs- und Nieß⸗ 
brauchrechts des Vaters daher zwecklos ſei. Die von dem Gemeindewaiſenrat 
erhobene Beſchwerde iſt vom Landgericht in K. unter Billigung der Gründe 
des Amtsgerichts zurückgewieſen worden. Auch der weiteren Beſchwerde hat 
das Kammergericht den Erfolg verſagt, weil eine Nachprüfung der Frage, ob 
eine Maßregel nach $ 1666 Abſ. 2 BGB. aus Zweckmäßigkeitsgründen ge⸗ 
boten erſcheine, in der dritten Inſtanz nicht ſtattfinden könne. Hinſichtlich der 
Frage, ob der Gemeindewaiſenrat zur Einlegung der weiteren Beſchwerde be⸗ 


fugt ſei, wird in den Gründen ausgeführt: 


Die Beſchwerde iſt ordnungsmäßig eingelegt. Der Gemeindewaiſenrat 
als Behörde kann die weitere Beſchwerde ohne Zuziehung eines Rechtsanwalts 
ſchriftlich einlegen ($ 29 FG.). Er iſt aber auch im vorliegenden Falle zur 
Einlegung der weiteren Beſchwerde für befugt zu erachten. Denn der Ge⸗ 
meindewaiſenrat iſt berechtigt und verpflichtet, darüber zu wachen, daß den 
in ſeinem Bezirke ſich aufhaltenden Mündeln die nötige Erziehung und Pflege 
zuteil werde, er hat nach 8 1675 dem Vormundſchaftsgericht Anzeige zu 
machen, wenn ein Fall zu ſeiner Kenntnis gelangt, in welchem das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht zum Einſchreiten berufen iſt. In allen die Sorge für die Perſon 
des Mündels betreffenden Angelegenheiten, auf die ſich das Aufſichtsrecht des 
Waiſenrats erſtreckt, iſt daher dem Gemeindewaiſenrat auf Grund des § 57 
Nr. 9 FG. ein Beſchwerderecht gegenüber den Verfügungen des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts zuzugeſtehen (RIA. 1, 87). Ein Beſchwerderecht aus § 57 
Nr. 9 FGG. iſt aber auch gegenüber den Verfügungen begründet, durch welche 
die Anordnung einer der in den SS 1665 —1667 vorgeſehenen Maßregeln 
abgelehnt wird, ſoweit dieſe Maßregeln die Sorge für die Perſon des in 
elterlicher Gewalt ſtehenden Kindes betreffen. Denn wie bereits in dem Be⸗ 
ſchluſſe vom 2. März 1905 (KGJ. 30 A, 12 ff.) des Näheren dargelegt iſt, 
iſt bei Ablehnung einer der in den 88 1665 - 1667 vorgeſehenen, die Sorge 
für die Perſon des Kindes betreffenden Maßregeln das Beſchwerderecht nicht nur 
aus Nr. 8, ſondern auch aus Nr. 9 des § 57 FG. gegeben. Die Entziehung 
des Verwaltungs- und Nießbrauchsrechts des Vaters am Vermögen des Kindes 
auf Grund des § 1666 Abſ. 2 ſtellt ſich aber nicht als eine die Sorge für das 
Vermögen, ſondern als eine die Sorge für die Perſon des Mündels betreffende 
Angelegenheit dar. Dies erhellt zunächſt daraus, daß die in Rede ſtehende Be⸗ 
ſtimmung in den § 1666 aufgenommen iſt, der die Fürſorge des Vormundſchafts⸗ 
gerichts für die Perſon des Kindes regelt, während die Fürſorge des Vormundſchafts⸗ 
gerichts für das Vermögen des Kindes in den SS 1667— 1672 geregelt iſt. 
Die Richtigkeit dieſer Annahme ergibt ſich aber auch aus dem Zwecke der Vor⸗ 
ſchrift, wie er aus der Entſtehungsgeſchichte zu entnehmen iſt. Die Vorſchrift 
des Abſ. 2 des § 1666 iſt von der zweiten Kommiſſion an Stelle des dritten 
Satzes des dem $ 1666 entſprechenden 8 1546 des Entw. I geſetzt worden. 
Dieſer geſtrichene Satz 3 des § 1546 des Entwurfs lautete: „Sofern das 
Intereſſe des Kindes es erfordert, kann das Vormundſchaftsgericht auch die elterliche 
Gewalt mit Ausnahme der elterlichen Nutznießung ganz oder teilweiſe ent⸗ 
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ziehen. Wie die Motive 4, 803—805 ergeben, ſollte die Entziehung der 
elterlichen Gewalt lediglich eine Maßregel ſein, um die durch das Verhalten 
des Gewalthabers drohende Gefährdung des geiſtigen oder körperlichen Wohles 
des Kindes abzuwenden, und war eine Gefährdung des Vermögens des Kindes 
durch den Gewalthaber nicht vorausgeſetzt. Dieſen Standpunkt der Motive 
hat die Kommiſſion, wie die Protokolle ergeben, feſtgehalten. Es wurde aus⸗ 
drücklich hervorgehoben, daß es ſich in den Fällen des $ 1546 um Fälle 
handele, in denen zunächſt nur das Vertrauen darauf geſchwunden ſei, daß 
der Vater imſtande ſein werde, durch genügende Erziehungsmaßregeln einer 
weiteren Verwahrloſung des Kindes entgegenzutreten. Die Streichung des 
Satzes 3 des § 1546 und die Annahme der dem Abſ. 2 des S 1666 
entſprechenden Vorſchrift wurden damit begründet, daß das elterliche Nutz⸗ 
nießungsrecht weſentlich auch zu dem Zwecke gegeben ſei, um dem Kinde 
daraus den erforderlichen Unterhalt zu gewähren. Ein Antrag, wonach die 
Entziehung der elterlichen Gewalt, ſofern es das Intereſſe des Kindes er⸗ 
fordere, allgemein zuläſſig ſein und den Verluſt der Nutznießung kraft Geſetzes 
nach ſich ziehen ſollte, wurde mit folgender Begründung abgelehnt: „Im 
§ 1546 handele es ſich ausſchließlich um ſolche Maßregeln, die das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht treffen müſſe, um Mängeln, die in der Beſchaffenheit des 
Vaters oder des Kindes lägen, abzuhelfen. 8 1546 treffe nur Mängel, 
welche ſich in der Sorge für die Perſon des Kindes gezeigt hätten. Bei 
Mängeln in der Vermögensverwaltung greife $ 1547 ein. Schon aus 
dieſem Grunde ſei es mißlich und führe zu ſchiefen Ergebniſſen und zur Ver: 
dunkelung des wahren Sinnes des $ 1546, wenn die Entziehung der Ber: 
mögensverwaltung im § 1546 bei Fällen zugelaſſen werde, die mit dem 
Prinzipe des $ 1546 eigentlich nichts zu tun hätten. Bei dem in Satz 3 
behandelten Falle liege die Sache anders. Denn in demſelben ſei jede Maß⸗ 
regel, welche zur Sicherung des Unterhalts des Kindes ergriffen werde, un⸗ 
vollſtändig, ſolange der Vater im Beſitze der Vermögensverwaltung bleibe; 
deshalb ſei dieſe ihm in Satz 3 entzogen.“ In Uebereinſtimmung hiermit 
iſt in der Denkſchrift die Vorſchrift des 8 1666 Abſ. 2 BGB. damit be 
gründet: Das Vormundſchaftsgericht könne in den Fällen des § 1648 
Abſ. 1, 2, ſoweit nötig, dem Vater die Sorge für die Perſon des Kindes 
mit Einſchluß der Vertretung auch gänzlich entziehen. Zu einer Entziehung 
der Vermögensverwaltung und der elterlichen Nutznießung liege dagegen hier 
regelmäßig kein Anlaß vor. Nur wenn der Vater das Recht des Kindes 
auf Gewährung des Unterhalts verletze und für die Zukunft eine erhebliche 
Gefährdung des Unterhalts zu beſorgen ſei, dürfe dem Vater, um dem Kinde 
die Mittel für ſeinen Unterhalt zu ſichern, auch die Vermögensverwaltung 
ſowie die Nutznießung entzogen werden (§ 1643 Abſ. 3). 

Die Anordnung aus $ 1666 Abſ. 2 bezweckt hiernach lediglich, die 
Gefährdung des körperlichen Wohles des Kindes, welche aus der Verletzung 
ſeines Rechtes auf Gewährung von Unterhalt entſpringt, zu beſeitigen, ſie 
ſtellt ſich demnach als eine die Fürſorge für die Perſon des Kindes betreffende 
Angelegenheit dar. Hieraus folgt, daß gegen die Ablehnung einer Maßregel 
gemäß § 1666 Abſ. 2 ein Beſchwerderecht auf Grund des § 57 Nr. 9 
FG. gegeben iſt. 
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Befugnis eines unter elterlicher Gewalt ſtehenden Kindes, in Angelegen⸗ 
heiten, an deren Beſorgung der Gewalthaber verhindert iſt und in denen 
ein Mündel vor der Entſcheidung des Vormundſchaftsgerichts gehört 
werden ſoll, das Beſchwerderecht ſelbſtändig auszuüben, auch wenn ein 
Pfleger noch nicht beſtellt iſt. 
§ 59 Abi. 1 FG., SS 1827, 1915 BGB. 
Kammergericht Berlin, 14. Februar 1907. — Bd. 8 S. 170. 


Die Erben des am 17. Juni 1906 zu B. verſtorbenen Beſitzers Auguſt 
M. haben zum Protokolle des Notars G. vom 6. Juli 1906 einen Erb⸗ 
vergleich geſchloſſen, in welchem der geſamte Nachlaß der Witwe des Erblaſſers, 
Anna M., zum Alleineigentum überlaſſen wurde, während die Witwe M. ſich 
zur Auszahlung der Erbteile der Kinder des Erblaſſers in bar zu näher be⸗ 
ſtimmten Fälligkeitsterminen verpflichtete. Mitübereignet wurde der Witwe 
M. ein Anſpruch auf Auflaſſung einer Parzelle, welche der Erblaſſer durch 
notariellen Vertrag vom 21. November 1903 gegen eine von ihm geleiſtete 
bare Anzahlung von 50 Mark von Frau Jeanette K. gekauft und übergeben, 
aber noch nicht aufgelaſſen erhalten hatte. Im § 7 des Erbvergleichs wurde, 
da zwei zu den Erben gehörende Kinder des Erblaſſers noch minderjährig 
ſind, die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung des Erbvergleichs beantragt. 
Im § 8 hat die Witwe Anna M. als Allein und Selbſtſchuldnerin die im 
Nachlaßverzeichnis aufgeführten Nachlaßſchulden, insbeſondere die Bezahlung des 
Reſtkaufgeldes an Frau Jeanette K. für die aufzulaſſende Parzelle, über: 
nommen und ſich verpflichtet, Zahlung an die Gläubiger zu leiſten, ſobald 
dieſelben Zahlung verlangen. Der Erbvergleich iſt, da die Witwe Anna M. 
der deutſchen Sprache nicht mächtig iſt, unter der im Einverſtändnis aller Be⸗ 
teiligten erfolgten Zuziehung des Gutsbeſitzers Reinhold K., eines Sohnes der 
Frau Jeanette K., als Dolmetſcher aufgenommen. Den von dem Notar G. 
geſtellten Antrag auf vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung des Erbvergleichs 
vom 6. Juli 1906 namens der minderjährigen Geſchwiſter M. hat das 
Amtsgericht in K. abgelehnt mit der Begründung, daß der § 8 des Erb⸗ 
vergleichs eine Verfügung zugunſten der Mutter des zugezogenen Dolmetſchers 
enthalte. Die Beſchwerde des Rechtsanwalts G. hiergegen iſt vom Landgericht 
als unbegründet zurückgewieſen. G. hat weitere Beſchwerde erhoben. Das 
Kammergericht hat ihn zunächſt aufgefordert anzugeben, für welche genau zu 
bezeichnenden Perſonen er weitere Beſchwerde eingelegt habe, ſowie die ſchrift⸗ 
liche Vollmacht dieſer Perſonen beizubringen. Er hat darauf erklärt, die Be⸗ 
ſchwerde namens der ſämtlichen Erben des M. und namens des Beſitzers 
Joſeph B. aus C. als des Teilungspflegers der minderjährigen Geſchwiſter 
Johann und Mathilde M. eingelegt zu haben. Eine Anfrage bei dem Amts⸗ 
gericht in K. hat ergeben, daß dort eine Teilungspflegſchaft, in welcher Joſeph 
B. zum Pfleger für die Geſchwiſter M. beſtellt iſt, nicht geführt wird. 

Das Kammergericht hat der Beſchwerde, inſoweit ſie für den minder⸗ 
jährigen Johann M. eingelegt war, ſtattgegeben. In den Gründen wird 
zunächſt dargelegt, daß der Witwe M. und den volljährigen Kindern M. 
gegen die Weigerung des Amtsgerichts K., die vormundſchaftsgerichtliche Ge⸗ 
nehmigung zu dem Vertrage vom 6. Juli 1906 zu erteilen, eine Beſchwerde 
nicht zuſtehe, ſowie daß G. durch die von der Witwe M. und dem zum 
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Pfleger in Vorſchlag gebrachten, aber noch nicht beſtellten, Beſitzer B. ihm 
erteilte Vollmacht nicht zur Einlegung der Beſchwerde für die minderjährigen 
Geſchwiſter M. ermächtigt ſei. Die Gründe fahren dann fort: 

Demnach kann es ſich nur fragen, ob ein ſelbſtändiges Beſchwerderecht 
der Minderjährigen aus 8 59 FG. zu begründen iſt. Da es ſich aus dem 
Vertrage vom 6. Juli 1906 nicht um eine die Perſon der Minderjährigen 
betreffende Angelegenheit handelt, kann nur die Vorſchrift des § 59 Abſ. 1 
Satz 2 FG. in Frage kommen. Danach ſteht in Angelegenheiten, in denen 
der Mündel vor einer Entſcheidung des Vormundſchaftsgerichts gehört werden 
ſoll, dem Mündel ein ſelbſtändiges Beſchwerderecht zu. In dem Vertrage 
vom 6. Juli 1906 wird der Witwe M. der Anſpruch auf Auflaſſung eines 
von dem Erblaſſer mittels notariellen Vertrags gekauften Grundſtücks über⸗ 
eignet. Es wird mithin darin eine Verfügung über eine zum Nachlaſſe ge⸗ 
hörende Forderung getroffen, die auf Uebertragung des Eigentums an einem 
Grundſtücke gerichtet iſt. Zu einer ſolchen Verfügung ſoll nach $ 1827 Abſ. 2, 
S 1821 Nr. 2 BGB. die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts erſt 
nach Anhörung der achtzehn Jahre alten Mündel erteilt werden. Mathilde 
M. iſt am 16. Februar 1891 geboren, mithin noch nicht achtzehn Jahre 
alt, ihr ſteht demnach keinesfalls ein ſelbſtändiges Beſchwerderecht zu. Dagegen 
iſt Johann M. am 28. September 1886 geboren, alſo bereits bei Abſchluß 
des Vertrags vom 6. Juli 1906 über achtzehn Jahre alt geweſen. Ihm 
würde daher auf Grund des 8 59 Abi. 1 Satz 2 FG. ein ſelbſtändiges 
Beſchwerderecht zuzugeſtehen fein, wenn auf ihn die Vorſchrift des § 1827 
Abſ. 2 BGB. anwendbar iſt. Dies kann bejaht werden. 

Allerdings unterſcheidet der S 59 FG. im Abſ. 1 Satz 1 ausdrücklich 
zwiſchen einem unter elterlicher Gewalt ſtehenden Kinde und einem unter 
Vormundſchaft ſtehenden Mündel und iſt das ſelbſtändige Beſchwerderecht unter 
den Vorausſetzungen des zweiten Satzes nur dem Mündel und nicht auch 
dem unter elterlicher Gewalt ſtehenden Kinde beigelegt. Daraus kann aber 
im vorliegenden Falle eine Verſagung des ſelbſtändigen Beſchwerderechts des 
Johann M. nicht gefolgert werden. Die Beſtimmung des § 59 Abſ. 1 Satz 2 
FG. erklärt ſich damit, daß nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch die Anhörung 
des achtzehn Jahre alten Minderjährigen hinſichtlich eines der vormundſchafts⸗ 
gerichtlichen Genehmigung bedürfenden Geſchäfts nur für unter Vormundſchaſt 
ſtehende Mündel, nicht aber auch für unter elterlicher Gewalt ſtehende Kinder 
vorgeſchrieben iſt. Sollte alſo Minderjährigen, ſoweit ihre Anhörung vor 
der Erteilung der gerichtlichen Genehmigung vorgeſchrieben iſt, ein ſelbſtändiges 
Beſchwerderecht beigelegt werden, ſo konnte ein ſolches für Entſcheidungen, die 
ſich auf Geſchäfte des Gewalthabers für das ſeiner elterlichen Gewalt unter⸗ 
worfene Kind beziehen, überhaupt nicht in Frage kommen. Wird aber für 
ein unter elterlicher Gewalt ſtehendes Kind zwecks Vertretung bei einer dem 
Gewalthaber gegenüber vorzunehmenden Rechtshandlung ein Pfleger beſtellt, 
jo finden auf dieſe Pflegſchaft nach § 1915 BGB. die für eine Vormund⸗ 
ſchaft geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung. Daraus folgt, daß der 
Pfleger zu allen Rechtshandlungen, zu denen der Vormund der Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts bedarf, dieſelbe ebenfalls einholen muß, auch wenn 
der Gewalthaber das betreffende Geſchäft ſelbſtändig und ohne Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts vornehmen könnte, und daß vor Erteilung der 
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Genehmigung zu einem ſolchen durch den Pfleger abgeſchloſſenen Geſchäft unter 
den Vorausſetzungen des 8 1827 BGB. auch die Anhörung des achtzehn 
Jahre alten, unter elterlicher Gewalt ſtehenden Kindes zu erfolgen hat. Das 
unter elterlicher Gewalt ſtehende Kind, für welches zur Vertretung bei einem 
einzelnen Rechtsgeſchäfte wegen tatſächlicher oder rechtlicher Behinderung des 
Gewalthabers an der Vertretung des Kindes ein Pfleger beſtellt iſt, ſteht daher 
hinſichtlich dieſer Angelegenheit einem unter Vormundſchaft ſtehenden Mündel 
gleich und muß als Mündel im Sinne des § 59 Abſ. 1 Satz 2 FG. 
angeſehen werden. Denn es kann nicht angenommen werden, daß das Geſetz, 
ſoweit es den unter elterlicher Gewalt ſtehenden Minderjährigen einem unter 
Vormundſchaft ſtehenden Mündel gleichſtellt und ihm ein Recht auf Anhörung 
vor der Entſcheidung über die Genehmigung eines von dem Pfleger eingegangenen 
Rechtsgeſchäfts einräumt, dem unter Pflegſchaft ſtehenden Kinde das dem unter 
Vormundſchaft ſtehenden Mündel im gleichen Falle als Folge ſeines Rechtes 
auf Anhörung gegebene ſelbſtändige Beſchwerderecht hat verſagen wollen. Der 
im § 59 Abſ. 1 Satz 2 FG. gebrauchte Ausdruck „Mündel“ ſteht der An: 
wendung dieſer Vorſchrift auf ein unter elterlicher Gewalt ſtehendes, für ein 
einzelnes Geſchäft unter Pflegſchaft geſtelltes Kind nicht entgegen. Denn 
wenn auch im Geſetze für unter Pflegſchaft geſtellte Perſonen wiederholt der 
Ausdruck „Pflegebefohlene“ gebraucht wird ($ 1917 Abſ. 2, S 1920 BGB., 
§ 57 Nr. 3 FG.), jo iſt anderſeits auch im $ 58 FG. die Bezeichnung 
Mündel für die unter Vormundſchaft oder unter Pflegſchaft ſtehenden Perſonen 
angewendet. Der Sprachgebrauch des Geſetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit ſchließt es demnach nicht aus, daß unter einem 
Mündel auch eine unter Pflegſchaſt ſtehende Perſon verſtanden werden kann. 
Soweit daher ein unter elterlicher Gewalt ſtehendes Kind zufolge der Einleitung 
einer Vormundſchaft oder Pflegſchaft als „Mündel“ zu betrachten iſt, muß 
ihm auch das ſelbſtändige Beſchwerderecht auf Grund des § 59 Abſ. 1 Satz 2 
FG. zugeſtanden werden. 

Im vorliegenden Falle iſt freilich bisher ein Pfleger für Johann M. 
nicht beſtellt worden, vielmehr hat das Amtsgericht K. wegen eines angeblichen 
formellen Mangels des ihm unterbreiteten Vertrags von vornherein erklärt, 
dieſen Vertrag nicht genehmigen zu können. Der Umſtand, daß bisher ein 
Pfleger noch nicht beſtellt iſt, erſcheint aber nicht geeignet, dem Johann M. 
das ihm nach der Beſtellung des Pflegers zuſtehende ſelbſtändige Beſchwerde⸗ 
recht zurzeit zu verſagen. Denn nicht erſt mit der Beſtellung des Vormundes 
wird der Bevormundete nach dem Sprachgebrauche des Geſetzes ein „Mündel“. 
Vielmehr werden auch der Bevormundung bedürftige Perſonen, bevor für ſie 
ein Vormund beſtellt iſt, ſowohl nach dem Sprachgebrauche des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs (z. B. SS 1787, 1846) als auch nach dem des Geſetzes über 
die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (z. B. § 36) als „Mündel“ 
bezeichnet. Tatſächlich treten auch die Minderjährigen nicht erſt mit der Be⸗ 
ſtelung des Vormundes unter Vormundſchaft, vielmehr ſtehen ſie von dem 
Zeitpunkt an, in welchem das Bedürfnis der Fürſorge für ſie eintritt, unter 
der Vormundſchaft des Staates, welcher dieſelbe durch das Vormundſchaftsgericht 
ausübt. Demgemäß beſtimmt auch §8 1846 BGB., daß das Vormundſchafts⸗ 
gericht, wenn ein Vormund noch nicht beſtellt iſt, die im Intereſſe des Mündels 
erforderlichen Maßregeln zu treffen hat. Beſteht hiernach nach dem Wortlaute 
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des S 59 FGG. kein Hindernis, den in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkten 
Perſonen das ſelbſtändige Beſchwerderecht auch ſchon vor der Beſtellung des 
Vormundes zuzugeſtehen, ſo erſcheint dies nach dem Zwecke der Vorſchrift um 
ſo mehr geboten, als die der geſetzlichen Vertretung entbehrenden Mündel ein 
größeres Intereſſe an der ſelbſtändigen Ausübung des Beſchwerderechts haben, 
wie diejenigen, für welche bereits ein Vormund beſtellt iſt, der für ſie das 
Beſchwerderecht ausüben kann. Iſt aber das ſelbſtändige Beſchwerderecht eines 
Mündels von der vorgängigen Beſtellung eines Vormundes nicht abhängig 
und findet anderſeits die Vorſchrift des S 59 Abſ. 1 Satz 2 FG. auch auf 
unter elterlicher Gewalt ſtehende Kinder hinſichtlich ihrer durch einen Pfleger 
wahrzunehmenden Angelegenheiten Anwendung, ſo erſcheint es unbedenklich, dem 
unter elterlicher Gewalt ſtehenden Kinde hinſichtlich derjenigen Angelegenheiten, 
bei denen der Gewalthaber an der Vertretung des Kindes verhindert iſt, unter 
den Vorausſetzungen des $ 1827 BGB. auch ſchon vor der Beſtellung des 
Pflegers das ſelbſtändige Beſchwerderecht einzuräumen. 

Daß endlich eine Anhörung des Johann M. im vorliegenden Falle nicht 
ſtattgefunden hat, iſt gleichfalls unerheblich. Denn gerade die Unterlaſſung 
der vorgeſchriebenen Anhörung des Mündels enthält eine Beeinträchtigung des 
Rechtes desſelben, wenn auch daraus an ſich eine Unwirkſamkeit der Entſcheidung 
des Vormundſchaftsgerichts nicht folgen würde. 

Es wird dann des näheren ausgeführt, daß die Beſchwerde des Johann 
M. in der Sache begründet ſei, da die Annahme, daß der Erbvertrag eine 
Verfügung zugunſten der Mutter des zugezogenen Dolmetſchers enthalte, auf 
Rechtsirrtum beruhe. 


Formgültigkeit eines öffentlichen Teſtaments, auch wenn die Erklärung 
des Erblaſſers, daß er nicht ſchreiben könne, in der Weiſe abgegeben 
wird, daß er die im Protokolle euthaltene Feſtſtellung, der Erblaſſer könne 
nicht ſchreiben, genehmigt. 
§ 2242 Abſ. 2 BGB. 
Reichsgericht, IV. Zivilſenat, 21. März 1907. — Bd. 8 S. 174. 


Veröffentlicht RG. 65, 373. 


Errichtung eines eigenhändig geſchriebenen und unterſchriebenen Teſtaments; 
Einfluß der Unrichtigkeit der Angabe über den Tag der Errichtung anf 
die Formgültigkeit des Teſtaments. 


§ 2231 Nr. 2 BGB. 
Reichsgericht, IV. Zivilſenat, 8. Mai 1907. — Bd. 8 S. 177. 


Das Landgericht ſtellt tatſächlich feſt, daß das von der Witwe B. er⸗ 
richtete, mit dem Datum: „M., den 12. Auguſt 1906“ verſehene Teſtament 
nicht an dieſem Tage, ſondern, ſo wie es vorliegt, am 13. Auguſt 1906 
von der Erblaſſerin niedergeſchrieben und unterzeichnet worden iſt. Da, wie 
das Reichsgericht in feſtſtehender Rechtſprechung anerkannt hat, der Form⸗ 
vorſchrift des § 2231 Nr. 2 BGB. nur durch Angabe des wahren Tages 
der Errichtung genügt wird, ſo iſt damit zunächſt die Ungültigkeit des Teſta⸗ 
ments dargetan. Zwar findet ſich unmittelbar unter der Unterſchrift der 
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Erblaſſerin auf demſelben Blatte Papier, das zur Niederſchrift des Teſtaments 
gedient hat, eine mit dem Siegel der Stadtgemeinde M. abgeſtempelte, unter 
dem Datum „M., den 13. Auguſt 1906“ ausgeſtellte, von dem Bürger⸗ 
meiſter R. und zwei anderen Perſonen unterzeichnete Beurkundung, wonach 
die Erblaſſerin in Beiſein der mitunterzeichneten Zeugen erklärt hat, daß „das 
oben Niedergeſchriebene ihr letzter Wille ſei“. Der Bürgermeiſter R. hat 
ferner hierneben am Rande mit der Unterſchrift „M., den 13. Auguſt 1906“ 
beſcheinigt, daß „vorſtehendes Teſtament von der Witwe B. als Teſtamentarin 
ſowie von den Zeugen .. . . eigenhändig unterſchrieben“ ſei. Allein das 
Oberlandesgericht Jena trägt mit Recht Bedenken, aus dieſen Beurkundungen, 
die mangels Beobachtung weſentlicher Formvorſchriften (SS 2249, 2241, 
2242 BFB.) das Teſtament auch als ſogenanntes Dorfteſtament unhaltbar 
erſcheinen laſſen, den Beweis zu entnehmen, daß der 12. Auguſt von der 
Erblaſſerin nur verſehentlich ſtatt des 13. Auguſt als Tag der Errichtung 
angegeben worden ſei. Das Oberlandesgericht glaubt jedoch, dieſe Feſtſtellung 
könne ſich daraus gewinnen laſſen, daß der Bürgermeiſter R. bei Gelegenheit 
derſelben dienſtlichen Aeußerung vor dem Nachlaßgerichte, durch welche ſich die 
Unrichtigkeit des von der Erblaſſerin niedergeſchriebenen Datums herausgeſtellt 
hat, auch Angaben gemacht habe, aus denen ein derartiger Irrtum der Erb⸗ 
laſſerin hervorgehe. 

Demgegenüber hält das Reichsgericht an dem RG. 64, 423 näher be⸗ 
gründeten Rechtsſatze feſt: es beſtehe zwar rechtlich kein Hindernis, trotz eines 
äußerlichen Mangels das geſetzliche Erfordernis des wahren Ortes und Tages 
der Errichtung als erfüllt anzuſehen. Dabei ſei aber vorausgeſetzt, es müſſe 
ohne weiteres, insbeſondere ohne Heranziehung der gewöhnlichen Beweismittel, 
gelingen, die offenbar falſche Datierung durch die gewollte, bis zum Beweiſe 
des Gegenteils nunmehr als richtig anzunehmende, Datierung zu erſetzen. In 
dem Urteil iſt dargelegt, daß dem Privatteſtamente des § 2231 Nr. 2 auch 
bezüglich der Richtigkeit des Datums auf ſo lange urkundliche Beweiskraft inne⸗ 
wohnt, als der Beweis des Gegenteils nicht erbracht iſt. Iſt dies aber ge⸗ 
ſchehen — und zu dieſem Behufe ſtehen dem Gegenbeweisführer grundſätzlich 
alle Beweismittel offen (zu vergl. auch ZPO. § 415 Abſ. 2, § 418 Abſ. 2) 
— ſo iſt damit auch die Beweiskraft der Urkunde zerſtört, wenn es nicht 
möglich iſt, ſie aus ſich ſelbſt heraus in dem entſcheidenden Teile dennoch 
richtigzuſtellen. Das Reichsgericht iſt in dem oben bezeichneten Falle jo weit 
gegangen, hierbei außer dem ſonſtigen Inhalte des Teſtaments auch die Ver⸗ 
wertung offenkundiger Tatſachen für nicht grundſätzlich ausgeſchloſſen zu er⸗ 
klären. Dagegen würde es zur völligen Preisgabe der vom Geſetz als weſent⸗ 
liches Formerfordernis aufgeſtellten Urkundeneigenſchaft auch des Privatteſtaments 
führen, wenn die Berichtigung der falſchen Orts⸗ und Zeitangabe auch aus 
Tatumſtänden abgeleitet werden dürfte, die erſt auf Grund ſonſtiger Er⸗ 
mittelungen feſtſtellbar wären. Dabei kann es rechtlich keinen Unterſchied 
machen, ob jene Tatumſtände ſchon bei Gelegenheit des Gegenbeweiſes gegen 
die im Teſtament angegebene Datierung oder, wie im Streitfalle, gelegentlich 
der gemäß § 2358 vom Nachlaßgerichte veranſtalteten Ermittelungen hervor⸗ 
getreten ſind oder ob ſie erſt in einem beſonderen Verfahren und mit Hilfe 
anderer Beweismittel erhoben werden. Das Oberlandesgericht will insbe⸗ 
ſondere darauf Gewicht legen, daß der Bürgermeiſter ſich bei dem ſtrittigen 
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Teſtament als Urkundsperſon beteiligt habe und will deshalb ſeine dienſtliche 
Aeußerung auch inſofern mit beachten, als ſie zugleich die Art des der Erb⸗ 
laſſerin untergelaufenen Irrtums aufkläre. Allein dabei iſt überſehen, daß 
das Teſtament der Witwe B., wenn überhaupt als letzter Wille, dann nur 
als Privatteſtament in Betracht kommen kann und daß bei dieſer Teſtaments⸗ 
form die Mitwirkung irgendwelcher anderer Perſonen, von dem hier nicht 
intereſſierenden $ 2248 abgeſehen, ſchon begriffsmäßig ausgeſchloſſen iſt. 

Erweiſen ſich hiernach die Gründe an ſich als zutreffend, aus denen das 
Amtsgericht Z. unter Billigung des Landgerichts den Antrag der in dem 
ſtreitigen Teſtament als Erben eingeſetzten Beſchwerdeführer zurückgewieſen hat, 
ihnen den Erbſchein zu erteilen und gewiſſe Eintragungen im Grundbuche 
vorzunehmen, ſo kann das Verlangen der Beſchwerdeführer gleichwohl noch 
nicht endgültig als ungerechtfertigt bezeichnet werden. Das Landgericht trifft 
nämlich weiter die Feſtſtellung, daß ein gleichlautendes Teſtament, das die 
Erblaſſerin am 12. Auguſt 1906 geſchrieben und unterſchrieben hat, nicht 
mehr vorhanden iſt. Anſcheinend iſt dabei überſehen, daß nach $ 2356 
Abſ. 1 die Unmöglichkeit, die das Erbrecht der Antragſteller ergebende Teſta⸗ 
mentsurkunde vorzulegen, kein Hindernis für die Erteilung des Erbſcheins 
bildet, wenn das Vorhandenſein einer gültigen letztwilligen Verfügung mit 
anderen Beweismitteln dargetan werden kann. Hatte die Erblaſſerin die 
Antragſteller bereits am 12. Auguſt 1906 in einem formgerechten Teſtamente 
zu Erben eingeſetzt, ſo hat ſie dieſes Teſtament keinesfalls dadurch aufgehoben, 
daß ſie tags darauf ein zweites hiermit gleichlautendes Teſtament, das wegen 
Formmangel überdies nichtig iſt, errichtet hat (§ 2258). Sogar, wenn fie 
das frühere Teſtament, worüber bisher alle Feſtſtellungen fehlen, ſelbſt ver⸗ 
nichtet hätte, ſo wäre doch nach S 2255 Abſ. 2 nur eine Vermutung dafür 
begründet, daß ſie die Aufhebung des Teſtaments beabſichtigt hätte, und dieſe 
Vermutung könnte im Laufe des im § 2358 geordneten Ermittelungsver⸗ 
fahrens mit allen zuläſſigen Beweismitteln widerlegt werden. In dieſer 
Richtung bedarf es deshalb einer weiteren Aufklärung des Sachverhalts und 
zu dieſem Zwecke mußte auf die weitere Beſchwerde ſo, wie geſchehen, erkannt 
werden. 


Einfluß der Unkenntnis des Erben über ſeine Berufung auf den Beginn 
der Ausſchlagungsfriſt, wenn die Unkenntnis auf Rechtsirrtum beruht. 


§ 1944 BGB. 
Kammergericht Berlin, 23. Januar 1907. — Bd. 8 S. 181. 


Als geſetzliche Erben des ohne Hinterlaſſung von Deſzendenz am 7. April 
1906 zu Berlin verſtorbenen Erhard W. waren, nachdem die im Teſtamente 
zur Alleinerbin eingeſetzte Witwe des Erblaſſers die Erbſchaft ausgeſchlagen 
hatte, die Geſchwiſter des Erblaſſers, Frau Margarete G., geborene W., und 
Werner W. beruſen. Werner W. hat durch eine am 22. Mai 1906 bei 
dem Nachlaßgericht eingegangene notarielle Erklärung für ſich ebenfalls die 
Erbſchaft in den Nachlaß ſeines Bruders ausgeſchlagen. Frau Margarete G. 
beantragte darauf die Ausſtellung eines Erbſcheins dahin, daß ſie alleinige 
Erbin des Erhard W. geworden ſei. Das Nachlaßgericht fragte mittels Ver⸗ 
fügung vom 30. Auguſt 1906 bei dem Notar B., von dem die Erklärungen 
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des Werner W. und der Frau G. beurkundet und dem Gericht eingereicht 
waren, an, ob Werner W. Kinder habe, da dieſe an ſeiner Statt Miterben 
nach Erhard W. geworden ſein würden. Darauf ging am 21. September 
1906 bei dem Nachlaßgericht eine notarielle Erklärung des Werner W. ein, 
mit welcher er namens ſeiner Kinder, einer am 28. Februar 1904 geborenen 
Tochter und eines am 31. Juli 1906 geborenen Sohnes, die Erbſchaft in 
den Nachlaß des Erhard W. ausſchlug. In Erledigung einer von dem Nach⸗ 
laßgerichte gemachten Auflage reichte der Notar B. ferner eine eidesſtattliche 
Erklärung des Werner W. ein, daß er erſt durch die gerichtliche Verfügung 
vom 30. Auguſt 1906 erfahren habe, daß ſeine beiden Kinder infolge ſeiner 
eigenen Erbentſagung Miterben nach Erhard W. geworden ſeien. Das Amts⸗ 
gericht eröffnete demnächſt dem Notar B., daß die Ausſchlagung der Erbſchaft 
namens der Geſchwiſter W. verſpätet und daher unwirkſam ſei, da die Aus⸗ 
ſchlagungsfriſt mit dem 30. Juni 1906 abgelaufen und die Anfechtung der 
Verſäumung dieſer Friſt wegen eines auf Rechtsunkenntnis beruhenden Irrtums 
des Werner W. unſtatthaft ſei, und daß daher anheimgeſtellt werde, den An⸗ 
trag auf Erteilung des Erbſcheins entſprechend zu ändern. Das Landgericht 
hat ſich dieſen Ausführungen angeſchloſſen und die Beſchwerde des Notars B. 
gegen die Verfügung des Amtsgerichts zurückgewieſen. Auf die weitere Be⸗ 
ſchwerde hat das Kammergericht unter Aufhebung der Vorentſcheidungen die 
Sache zur anderweitigen Verhandlung und Entſcheidung an das Amtsgericht 
zurückverwieſen aus folgenden Gründen: 

Mit Recht hat das Nachlaßgericht vor der Erteilung des von Frau G. 
beantragten Erbſcheins, daß ſie alleinige Erbin des Erhard W. geworden ſei, 
zunächſt Ermittelnngen darüber angeſtellt, ob Werner W. Kinder habe, da 
dieſe zufolge der von ihm erklärten Ausſchlagung der Erbſchaft an ſeiner Statt 
als Erben berufen waren ($ 1925, $ 1953 Abſ. 1, 2). Nachdem das 
Vorhandenſein zweier zur Erbſchaft berufener Kinder des Werner W. feſtgeſtellt 
war, hatte ſich die Prüfung des Nachlaßgerichts auch auf die Wirkſamkeit der 
namens dieſer beiden Erben erklärten Erbſchaftsausſchlagung zu erſtrecken. Denn 
iſt dieſe Ausſchlagungserklärung aus irgendeinem Grunde unwirkſam, ſo ſind 
die Kinder des Werner W. neben Frau G. Erben des Erhard W. in der 
zweiten Ordnung geworden und in dieſem Falle kann der Erbſchein nach 
Erhard W. mit dem von Frau G. beantragten Inhalte nicht erteilt werden. 
Die Vorinſtanzen ſind nun zu einer Verneinung der Wirkſamkeit der Aus⸗ 
ſchlagung der Erbſchaft durch die Geſchwiſter W. gelangt, indem ſie die am 
21. September 1906 eingegangene Ausſchlagungserklärung für verſpätet an⸗ 
geſehen haben. Dieſer Entſcheidung der Vorinſtanzen liegt jedoch eine Ver⸗ 
letzung der Vorſchrift des § 1944 zugrunde. | 

Nach § 1944 beginnt die ſechswöchige Friſt, innerhalb deren die Aus: 
ſchlagung erfolgen muß, mit dem Zeitpunkt, in welchem der Erbe von dem 
Anfall und dem Grunde der Berufung Kenntnis erlangt. Da erſt die Aus⸗ 
ſchlagung der Erbſchaft von ſeiten des Werner W. ſelbſt den Anfall an ſeine 
Kinder zur Folge hatte, ſo konnte die Ausſchlagungsfriſt gegen die Kinder 
erſt mit dem Zeitpunkt ihrer Kenntnis von der Erbſchaftsausſchlagung ihres 
Vaters zu laufen beginnen. Nach § 1945 iſt die Ausſchlagungserklärung 
des Werner W. mit ihrem am 22. Mai 1906 geſchehenen Eingange bei dem 
Nachlaßgericht als wirkſam abgegeben anzuſehen, alſo länger als ſechs Wochen 


— 218 — 


vor der am 21. September 1906 namens der Geſchwiſter W. abgegebenen 
Ausſchlagungserklärung erfolgt. Es fragt ſich daher, in welchem Zeitpunkte 
die an ſeiner Stelle berufenen Kinder von dem Anfalle der Erbſchaft an ſie 
Kenntnis erlangt haben. Maßgebend iſt hierfür, da die Kinder des Werner W. 
minderjährig ſind und unter ſeiner elterlichen Gewalt ſtehen, die Kenntnis des 
Werner W. ſelbſt als des geſetzlichen Vertreters feiner Kinder (RJ A. 5, 146). 
Dabei iſt aber zu berückſichtigen, daß gegen den erſt am 31. Juli 1906 
geborenen Sohn die Ausſchlagungsfriſt nicht vor ſeiner Geburt, daher gemäß 
§ 187 Abf. 1 BGB. früheſtens mit dem 1. Auguſt 1906 zu laufen be: 
ginnen konnte. Denn erſt von dem Zeitpunkte der Geburt an ſtand die 
Berufung dieſes Sohnes zum Erben feſt und konnte für ihn die Ausſchlagung 
der Erbſchaft erklärt werden. Vor ſeiner Geburt war er nicht Erbe und 
konnte er insbeſondere durch die Erbſchaftsausſchlagung ſeines Vaters nicht 
Erbe werden, vielmehr wurde ihm nur ſein Erbrecht für den Fall, daß er 
lebendig zur Welt kam, vorbehalten (88 1, 1923 BGB.) und es trat der 
Erbfall, wenn er auch in ſeinen rechtlichen Wirkungen auf einen früheren 
Zeitpunkt zurückbezogen wurde, erſt mit der Vollendung der Geburt des Sohnes 
ein (Motive 1, 29). Vor der Geburt konnte daher der Vater auch keine 
Kenntnis von dem erſt mit der Geburt eintretenden Erbanfall an dieſen Sohn 
haben. Werner W. hat nun unter Abgabe einer eidesſtattlichen Verſicherung 
behauptet, daß er erſt durch die gerichtliche Verſügung vom 30. Auguſt 1906 
davon Kenntnis erlangt habe, daß infolge ſeiner eigenen Ausſchlagung der 
Erbſchaft ſeine Kinder an ſeiner Stelle zu Erben des Erhard W. berufen 
geweſen ſeien. Bis dahin will er in dem Glauben geweſen ſein, daß ſeine 
Erbſchaftsausſchlagung zur Folge habe, daß ſeine Schweſter Frau G. alleinige 
Erbin geworden ſei. Die Vorinſtanzen haben dieſe Behauptung des Werner W. 
für unerheblich erachtet, indem ſie einen etwa bei Werner W. hinſichtlich der 
Berufung ſeiner Kinder beſtehenden Rechtsirrtum für unbeachtlich und für die 
Hemmung des Beginns des Laufes der Ausſchlagungsfriſt als ungeeignet 
erklären. Dieſe Anſicht der Vorinſtanzen beruht auf unrichtiger Auslegung 
des S 1944 BGB. ; 
Das Bürgerliche Geſetzbuch ftellt die auf Fahrläſſigkeit oder Rechtsirrtum 
beruhende Unkenntnis nicht grundſätzlich der Kenntnis gleich, ſoweit die 
Kenntnis gewiſſer Tatſachen für den Eintritt beſtimmter Rechtsfolgen voraus⸗ 
geſetzt iſt. Wenn demnach 8 1944 BGB. für den Beginn des Laufes der 
Ausſchlagungsfriſt die Kenntnis des Erben von dem Anfall und dem Grunde 
der Berufung erfordert, ſo muß angenommen werden, daß jede Unkenntnis 
des Erben in einer der angegebenen Beziehungen den Beginn des Friſtlaufs 
hemmt. Befindet ſich aber der Erbe infolge eines Rechtsirrtums in Unkenntnis 
von ſeiner Berufung, ſo fehlt ihm die Kenntnis von dem an ihn geſchehenen 
Erbfalle. Nach §S 1944 BGB. wird nicht nur die Kenntnis der Tatſachen, 
welche kraft Geſetzes den Anfall der Erbſchaft zur Folge haben, ſondern die 
Kenntnis von dem Anfall als Vorausſetzung des Friſtbeginns erfordert. Der 
Erbe muß daher wiſſen, daß er als Erbe berufen iſt, wenn gegen ihn der 
Lauf der Ausſchlagungsfriſt beginnen ſoll. Allerdings wird, wenn dem Erben 
die ſeine Berufung zur Erbſchaft begründenden Tatſachen ſämtlich bekannt 
geweſen ſind, nicht noch der fernere Nachweis erforderlich ſein, daß der Erbe 
auch den als Rechtsfolge jener ihm bekannten Tatſachen eintretenden Erbanfall 
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an ihn gekannt hat. Vielmehr darf dieſe Kenntnis des Erben, da Geſetzes⸗ 


unkenntnis nicht vermutet werden kann, ſo lange vorausgeſetzt werden, bis er 
den Nachweis der Unkenntnis des Erbanfalls an ihn erbringt. Für dieſe 
Auslegung der Vorſchrift des §8 1944 BGB. ſpricht außer dem Wortlaut 
auch die Entſtehungsgeſchichte. Denn nach den Motiven (5, 499) ſoll jeder 
Irrtum, welcher die Kenntnis von dem Anfalle hindert, und ſelbſt der Rechts⸗ 
irrtum, welcher auf Nichtkenntnis der einſchlägigen geſetzlichen Vorſchriften 
beruht, den Beginn der Friſt hemmen. Dieſer Standpunkt der Motive iſt, 
wie die Protokolle ergeben, von der zweiten Kommiſſion gebilligt worden. 
Demnach würde die Kenntnis des Werner W. von der von ihm für 
ſich ſelbſt abgegebenen Ausſchlagungserklärung den Lauf der Ausſchlagungsfriſt 
gegen ſeine Kinder ſo lange nicht haben in Lauf ſetzen können, als ihm un⸗ 
bekannt geblieben iſt, daß infolge ſeiner Erbſchaftsausſchlagung ſeine Kinder 
zur Erbſchaft berufen waren. Der Nachweis dieſer Unkenntnis von der 
Berufung ſeiner Kinder liegt aber dem Werner W. als deren Vertreter und 
im vorliegenden Falle der Frau G. als der Antragſtellerin auf Erteilung 
des Erbſcheins ob. Die von dem Amtsgerichte zwecks Erbringung dieſes 
Nachweiſes erforderte eidesſtattliche Verſicherung des Werner W. iſt von dem 
Notar B. in Vertretung der Frau G. beigebracht worden. Das Amtsgericht 
hätte daher nunmehr in eine Prüfung der Frage eintreten müſſen, ob auf 
Grund dieſer eidesftattlichen Verficherung unter Berückſichtigung aller anderen 
in Betracht kommenden Umſtände, insbeſondere des Standes des Nachlaſſes 
und der Tatſache, daß ſowohl die im Teſtamente des Erblaſſers als Erbin 


‚eingejegte Ehefrau als auch demnächſt Werner W. für ſich ſelbſt bereits die 


Erbſchaft ausgeſchlagen hatten, der Nachweis der Unkenntnis des Werner W. von 
dem Erbanfall an ſeine Kinder hinreichend erbracht und auch bewieſen ſei, daß 
Werner W. die Berufung ſeiner Kinder als Erben nicht länger als ſechs 
Wochen vor dem 21. September 1906 in Erfahrung gebracht habe. Da 
beide Vorinſtanzen eine Prüfung in dieſer Hinſicht infolge unrichtiger Aus⸗ 
legung des $ 1944 BGB. unterlaſſen haben, eine Beweiswürdigung durch 
das Gericht dritter Inſtanz aber nicht erfolgen kann, ſo muß die Sache 
unter Aufhebung der Vorentſcheidung zum anderweitigen Befinden auf den 
Antrag der Frau G. wegen Erteilung des Erbſcheins über ihr alleiniges 
Erbrecht nach Erhard W. an das Amtsgericht zurückverwieſen werden. 


Verzeichnis 


der vom Reichsjuſtizamte zuſammengeſtellten, in dieſem Bande ent⸗ 
haltenen Entſcheidungen, unter Angabe der darin zur Geltung gebrachten 


Rechtsanſichten. 


Rückgabe des eigenhändigen Teſtaments nach deſſen Ablieferung nach dem 
Tode des Erblaſſers iſt unzuläſſiig ggg. 

Kein Formverſtoß, wenn in der Urkunde der Schtußetekungsoermert 
der Unterfchrift der Beteiligten nahfolgt - . -» 222000. 

Der Grundbuchrichter hat die nacheingetragenen Hypothekengläubiger von 
Löſchungen zu benachrichtigen, die zu ihren Gunſten erfolgen 
ven Grundbuchrichter hat bei der Auflaſſung das Kauſalgeſchäft nicht au 
// ⁰⁰ͥ¶yd y ware nes ar 

Der Grundbuchrichter hat Zweifeln an der Vertretungsmacht des Be⸗ 
vollmächtigten auch bei vorliegender Vollmacht nachzug een 


. Auf den Ausdruck „Vormerkung“ kommt beim Eintrag einer 5 


nichts an. Subjektiv dingliche Vormerkungen ſind unzuläſſig 


Arreſteintrag unzuläſſig, wenn nach Hebung eines Hinderniſſes die Frist 
des § 929 ZPO. verſtrichen iſt. Eintrag des Widerſpruchs ſetzt Feſt⸗ 
ſtellung der Unrichtigkeit des Buchs voraus. Verzinslichkeit bei Höchſt⸗ 
betragshypotheken unzuläſſig, eventuell Wirkung nur in der Beſchränkung 
auf den Höchſtbet rasse eu nn 


Anordnungen des Vormundſchaftsgerichts nach 8 1635 BGB. find auch 


während eines anhängigen Erziehungsſtreits zuläſſig; vorangehen können 
Beweiserhebungen ohne Zuziehung der Elten 


„Aufhebung der Pflegſchaft eines geiſteskranken Volljährigen auf deſſen 


Antrag, wenn er die Tragweite des Antrags verſteh t. 


Verſagung der Genehmigung eines Adoptions vertrages, wenn Zweifel an 
deſſen Gültigkeit beſtehee nnn 
Im Erbſcheinverfahren genügt zum Nachweis der ehelichen Abſtammung 


eines Kindes die Geburtsurkunde; Heiratsurkunde der Eltern nicht er⸗ 
ee)) 8 


Dem Miterben iſt ein beſonderer Erbſchein auszuſtellen, auch wenn 
Erhöhung des Erbteils durch Miterbenwegfall möglich iſu 


Fällt der Antragſteller als Erbe fort und iſt der dann berufene Erbe 
mit der Fortſetzung der Nachlaßverwaltung nicht einverſtanden, ſo wird 
beider Recht beeinträchtignlnln 020 mr ren. 


. Beſchwerde iſt auch gegen Zwiſchenverfügungen zuläſſi˖ngg 
. Das Nachlaßgericht kann auch nach Beendigung der Nachlaßpflegſchaft 


den Pfleger zur Rechnungslegung durch Strafen anhalten 
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Verſicherungsunternehmungen auf Gegenſeitigkeit ſind nicht in der Form ein⸗ 
getragener Genoſſenſchaften zuläſſig. Bei der Spiegelſcheibenverſicherung 
kann daraus, daß der Erſatzwert beſtimmt iſt, nichts für einen Rechtsanſpruch 
der Beteiligten gefolgert worden 


Die Klage des Genoſſen auf Aufhebung ſeiner Ausſchließung fällt nicht 
Unter 1 Gens... See ie 
$ 1178 BGB. hat nur die Koſten im Auge, auf die ſich die Hypothek 
von ſelbſt erſtreckt, die nicht eintragungsbedürftig ſinndddzz .. 
Beſtellt der Vater beim Erwerbe eines Grundſtücks für das Kind eine 
Kaufgeldhypothek, ſo bedarf er der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung 
Der beurkundende Notar iſt nach §S 15 GBO. beſchwerdeberechtigt, auch 


1 5 5 die Beteiligten in der Urkunde ſelbſt die Eintragung beantragt 
//. a le ⁊ã¶ . m ee ee As 


Der nicht eingetragene abtretende Hypothekengläubiger legitimiert ſich durch 
beglaubigte Abtretungserklärung und Beſitz des Briefes. Beſitz iſt nach⸗ 
gewieſen, wenn der Notar den Brief für ihn ein reicht 
Vormerkung zugunſten des jeweiligen Hypothekengläubigers iſt zuläffig - 
Eine vom Eigentümer erworbene Hypothek kann auf den Namen eines 
neuen Gläubigers ohne die Feſtſtellung umgeſchrieben werden, ob ſie als 
Eigentümerhypothek oder als Eigentümergrundſchuld erworben war 

Nicht jede Vertragsſtrafe iſt eintragungsfähige Nebenleiſtung der Hypothek. 
Der Höchſtbetrag der Nebenleiſtungen muß aus dem Buch erſichtlich ſein 
Beſtellung eines Pflegers für das Kind bei dem Verfahren des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts nach S 1636 BGB. nicht erforderliche 


Keine Bindung an eine Vereinbarung im Erbteilungsverfahren, wenn 
auf den Antrag eines Nichterſchienenen neuer Termin beſtimmt iſt und 
in dieſem verhandelt wirtrrrddv 02er. 


§ 95 FG. iſt nicht gegeben, wenn Vorſchläge der Beteiligten nur in 
ſchriftlichen Eingaben erfolgen une 
Zuweiſung der Erbſchaft an den Fiskus ausgeſchloſſen, wenn ein von der 
Erbfolge nicht ausgeſchloſſener Verwandter vorhanden it 


Der Zeuge kann das Teſtament auch neben, nicht nur unter der Unter⸗ 
ſchrift des Erlaſſers unterſchreibetttteeeeeeeerr??ssnsns 


Erbunwürdigkeit iſt nur durch Urteil feſtſtellbauauui gu 
Der Gläubiger hat kein im Wege der Beſchwerde verfolgbares Recht auf 
Richtigſtellung der Firma ſeines Schuldnee s.. 
Gegen fälſchliche Bezeichnung als Meiſter im Regiſter kann die Handwerks⸗ 
kammer Antrag und Beſchwerde bei Gericht einreichen 
Nach eingetretener Beendigung der G. m. b. H. iſt eine Verlängerung 
der Geſellſchaftsdauer ausgeſchloſſee nn 


Der befreite Vorerbe kann das Nachlaßgrundſtück an ſeinen Miterben 
ohne Zuſtimmung des Nacherben und ohne Eintragung von Vor⸗ und 
Nacherbſchaft auflaſſen, wenn er damit einer letztwilligen Anordnung des 
Erblaſſers nachkommen 


Der Vater bedarf zu der Erklärung, durch die er das Kind der ſofortigen 
Zwangsvollſtreckung unterwirft, keiner vormundſchaftsgerichtlichen Ge⸗ 
Rehmigunngſ‚‚‚ ß 


Uebertragung der Maximalhypothek auf die abgetretene perſönliche Forderung 
iſt zuläſſig, auch wenn ſich infolge der Abtretung die Hypothek in eine 
Eigentümergrundſchuld verwandelt hätte. Zur Eintragung des neuen 
Gläubigers bedarf es nicht des Nachweiſes ſeiner Einwilligung . 5 
Generalverſammlungsbeſchlüſſe der Aktiengeſellſchaft ſind ungültig, wenn 
die Belege über die Berufung der Verſammlung nicht nach § 259 HGB. 
feigen t a ee ee a ae ag 
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Widerſprüche gegen die Beſchlüſſe der G. m. b. H. ſind nicht im Wege 
der Beſchwerde gegen die Eintragung der Beſchlüſſe, ſondern nur 1 
Klage verfolg bass EN 


Eine Hypothek kann mit dem Vorbehalt eingetragen werden, daß der 
Eigentümer im Falle der Löſchung der voreingetragenen Hypotheken andere 
Hypotheken an deren Stelle eintragen laſſen darf; nachträglicher Eintrag 
aber nur mit Zuſtimmung des betroffenen Hypothekengläubigers 
Erweiterung einer Hypothek durch nachträgliche Feſtſetzung von Neben⸗ 
leiſtungen anderer Art als Zinſen iſt mit Zuſtimmung der nachein⸗ 
getragenen Hypothekengläubiger zuläſſig; ſie iſt durch Vermerk bei der 
Hypothek einzutragesnnsnnnsnsnsnsnsnssͤ nn 
Bei Berichtigung des Grundbuchs durch Eintragung eines Eigentümers 
hat das Grundbuchamt den Nachweis für die Unrichtigkeit zu prüfen, 
auch wenn der eingetragene und der einzutragende Eigentümer die Ein⸗ 
tragung beantragen und bewilligen 


Tilgt der Vorerbe eine Hypothek aus den Mitteln des Nachlaſſes, ſo bedarf 
er doch zur Löſchung die Zuſtimmung des Nacherben. Der Antrag des 
Vorerben auf Löſchung iſt eine Verfügung über die Hypothek, die das 
Recht des Nacherben beeinträchtigen kanns : 

Bei Eintrag der Verpfändung einer Hypothek ift Bezugnahme auf die 
Eintragungsbewilligung zuläſſig. Die Verpfändungserklärung iſt ER 
mit dem Brief zu verbinden - nnd 


Zur Entgegennahme der Auflaſſung für das Kind braucht der Vater keine N 


vormundſchaftsgerichtliche GenehmigunnnnnnsssssLsLsss 


Soll ein Geiſteskranker einen Pfleger 1 ſo bedarf es dazu nicht 
ſeiner Einwilligunnuũnnůhůnggg 2 
Die uneheliche Mutter hat keine Beſchwerde En die Beſtellung eines 
Dritten zum Vormund ihres Kindes, wenn ſie behauptet, ihr ſtehe ein 
Recht auf die Vormundſchaft zz rͤͤuyTlnͤss ne 
Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen der wiederverheirateten Mutter und 
dem Vormund in Fragen, die Perſon und Vermögen der Kinder betreffen, 
entſcheidet das Vormundſchaſtsgericht / er Sa ne pi 
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Beim Erwerb eines Erbanteils iſt der Erbſchein doch immer auf den 


urſprünglichen Miterben auszuſtellen, die Veräußerung auch nicht zuſätzlich 
t y eh 
Ein Zeugnis über die Annahme des Teſtamentsvollſtreckeramtes iſt nach 
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Beſtellung eines Nachlaßverwalters bedeutet Anordnung der Nachlaß⸗ 
verwaltung. Nachlaßverwaltung auch bei Ueberſchuldung zuläſſieg 
Der Erbe, der erſt nach Erreichung eines beſtimmten Alters nach dem 
Teſtament über den Nachlaß verfügen ſoll, kann doch alsbald einen Erb⸗ 
ſchein verlangen. Der Erbſchein hat die Ernennung des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers zu enthalten, auch wenn der Vollſtrecker abgelehnt hat und 
niemand an die Stelle getreten iiiiii k. 
Der Notar kann nicht Verſendung eines von ihm beurkundeten, amtlich 
e Teſtaments an das Amtögeriät des Wohnſitzes verlangen. 
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Hat der Mann der ſchuldigen geſchiedenen Frau die Führung ſeines 
Namens verboten, ſo kann die Frau für das unter ihrem bisherigen 
1 geführte Geſchäft als Firma nur ihren Familiennamen an⸗ 
THIEL DENT are ne a ²⁵mg ꝛ v Mayer ah Ko ur ab: ie 
Dem Antrag der Frau, die Ausſchließung der Schlüſſelgewalt aufzuheben, 
iſt nur ſtattzugeben, wenn der Beweis erbracht iſt, daß der Mann ſein 
Recht mißbraucg”etetettt 8 
Lediglich auf Grund der Löſchungsbewilligung kann der Eigentümer nicht 
über die Hypothek durch Abtretung verfügeꝛennnndndd. 
Eine vor Konkurseröffnung vom Cridar bewilligte Auflaſſungsvormerkung iſt 
einzutragen, auch wenn der Eintragungsantrag erſt nach der Konkurs- 
eröffnung geſtellt ſfttte˖ddd 3 
Die Rechte aus einem Rangvorbehalte find unpfändda er 
Der Gläubiger mehrerer Hypotheken hat ein Recht auf einen gemein⸗ 
ſchaftlichen Hyp.⸗Brief. Dieſer hat die gegenwärtige Lage des Grundbuchs 
wiederzugeben —. 
Bei Erhöhung des Hypothekenzinsſatzes auf 5 Proz. iſt die Zuſtimmung 
der übrigen Berechtigten nur hinſichtlich künftiger Zinſen entbehrlich.. 
Miteigentümer zu Bruchteilen erwerben eine Eigentümergrundſchuld zu 
ihren Anteilen. Jeder kann ohne Zuſtimmung des anderen über den Teil 
der Forderung verfügen 
Die Beſtimmung, daß der Hyp.⸗ Gläubiger Befriedigung zunächſt aus 
dem Grundſtück ſuchen müſſe, iſt eintrags fähiiuggg 
Nach dem Zuſchlag, aber vor der Grundbuchberichtigung vom Eigentümer 
bewilligte Hypotheken ſind wirkſam, aber den für die Forderung gegen den 
Erſteher eingetragenen Sicherungshypotheken gebührt der Vorrang. 

Eintragung einer Rangänderung, durch die einem Nachhypothekar der 
Vorrang vor dem jeweils getilgten Teil einer Vorhypothek beigelegt wird, 
Iſt unzuleſſi hh ee a ea ers 
Der Antrag eines Geiſteskranken, die für ihn angeordnete Pflegſchaft auf⸗ 
zuheben, iſt unbeachtlichchchchehehhchhch eee. 
§ 1667 BGB. läßt auch nicht teilweiſe oder beſchränkte Entziehung der 
Vermögensverwaltung des Vaters zd· uu 
§ 1666 Abſ. 2 ordnet einen ſelbſtändigen, von Abſ. 1 unabhängigen 
Tatbeſtand. Müßiggang des Vaters allein verletzt nicht das Recht des 
Kindes auf Unterhall!tetete . 
Ueber die Koſten des Verkehrs zwiſchen Kind und geſchiedener Mutter 
hat das Vormundſchaftsgericht nicht zu befindeen 
Sicherheitsleiſtung des Vaters bei Gefährdung des Kindesvermögens 
anordenbar, auch wenn der Vater kein Vermögen hat. Nichtleiſtung der 
Sicherheit führt zur Entziehung der Vermögens verwaltung 
Die Mutter iſt verpflichtet, dem Vormundſchaftsgericht ein Verzeichnis über 
die ihr als befreiter Vorerbin zugefallene Erbſchaft des Mannes einzu⸗ 
reichen, wenn das in ihrer Gewalt ſtehende Kind nach erbte 
Nachlaßpfleger für unbekannten Erben iſt nicht zu beſtellen, wenn nur 
ungewiß ift, wer von mehreren Prätendenten Erbe iſſe. 
Jeder Miterbe kann vom Nachlaßgericht Aufnahme eines Inventars 
Perlange222a2a2a2a2na2?n?n?:s 
Das Regiſtergericht hat bei der Beitrittsanmeldung von Genoſſen die 
Wirkſamkeit der Zulaſſung nicht zu prüfſe n 
Der Teſtamentsvollſtrecker kann für die Erben keinen Geſellſchaftsvertrag 
(G. m. b. H) ſchließ ens nen 
Aenderungen des Vereinsvorſtandes kann ein Bevollmächtigter anmelden. 
Grundſätzlich genügt eine Vollmacht zur Bewirkung von Anmeldungen 
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Die Pfändung einer durch Geſamthypothek geſicherten Forderung nur mit 
dem Hypothekenrecht an einem der belaſteten Grundſtücke iſt unzuläffig . 
Der Grundbuchrichter hat bei Bewilligungen von Eintragungen des 
Teſtamentsvollſtreckers zu prüfen, daß keine unentgeltliche Verfügung 
vorliegt. Der Indizienbeweis genüge. ee 
Iſt ein Anſpruch auf Löſchung von Vorhypotheken für den Fall, daß der 
Eigentümer ſie erwirbt, durch Vormerkung geſichert, ſo iſt der Eigentümer 
doch formell befugt, die Eigentümer⸗Grundſchuld abzutreten 
Wer ein Ausſchlußurteil bezüglich eines Grundſchuldbriefs erwirbt, er⸗ 
hält den neuen Brief auf den Namen des eingetragenen Gläubigers, 
auf den ſeinigen nur nach Berichtigung des Buchs 
Benachrichtigungen des Grundbuchamts müſſen auf Verlangen an den 
Bevollmächtigten gehen EEE „ 
Nachweiſungen zwecks Buchberichtigung müſſen das Grundſtück nach § 28 
GD bezeihnennsns‚‚d‚d‚‚d! 8 
Der Waiſenrat iſt beſchw erdeberetigt, wenn der nach $ 1666 Abſ. 2 
geſtellte Antrag, dem Vater auch die Vermögensverwaltung zu entziehen, 
been, ee ee ee 
Auch das unter Pflegſchaft geſtellte Kind iſt Mündel im Sinne von 
§ 59 FG. Satz 2. Das Beſchwerderecht beſteht ſchon vor Einleitung der 
Pflege ffffhh. nee ea ke 
Die Teſtamentsform in $ 2242 Abſ. 2 wird gewahrt, wenn der Erblaſſer 
die Feſtſtellung, daß er nicht ſchreiben könne, genehmigte 
Ein Privatteſtament iſt ungültig, auch wenn bei der Feſtſtellung des 
falſchen Datums das richtige Datum erkannt wird. Auch ein vernichtetes 
Teſtament kann unter Umſtänden noch geltee n 
Unkenntnis vom Erbanfall beſteht auch, wenn der Berufene zwar die 
Tatſachen kennt, ſich aber in einem Rechtsirrtum befindete 
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Ausgegeben am 30. Juni 1909, 


Digitized „Google 


Zitierweiſe nach den Vorfchlägen des Deutſchen Juriſtentags: Thürzl. 


9 


Juhalt des zweiten Heftes. 


Steinhäuſer, Grundbuchberichtigungszwannn gg 

Buſch, Können die Erben des Grundſtückseigentümers durch landesrechtliche 

Vorſchrift auch gegen ihren Willen als neue Eigentümer im Grundbuch ein⸗ 

getragen werden er „ 8 

Entſcheidungen des Oberlandesgerichts Jena. 1 

Bürgerliches Recht und Verfahren: Unterlaſſungsklage bei üble 

Nachrede. — Erforderniſſe der Konkurseröffnung bei Wirtſchaftsgenoſſen⸗ 

ſchaft; Beſchränkung der Zahlungspflicht der Genoſſen nach Konkurs⸗ 

eröffnung auf rückſtändige Einlagen. — Enteignung nach Altenb. Flucht? 

liniengeſejͥ̊yÿyyy e 96 

Strafrecht und Strafverfahren: Ruheſtörender Lärm. — Oeffent⸗ 

liche Vereinsverſammlung. — Erſuchen um Befragung des Angeklagten 

wegen Antrags nach $ 232 StPO. ein Rechtshülfefall. — Beginn der 

Wiedereinſetzungsfriſt. — Vorſatz bei Sachbeſchädigung. — Aergernis⸗ 

erregung bei Tierquälere 
Entſcheidungen des Amtsgerichts Jena. 

Rabattſparverein kein Idealverein. — Wirtſchaftlicher Geſchäftsbetrieb 

eines Vereins. — Eröffnung eines widerrufenen Teſtaments. — Umu- 

läſſigkeit der Uebertragung von Anordnungen nach $ 627 ZPO. auf 

das Vormundſchaftsger iche 


Bücherbeſprechungen: 

Oetker, Strafe und Loon 0 
Hitzig, Grenzen des Erbrechts 
Hitzig, Papyrus recht. 50 
Ortloff, Unternehmer verbände 156 
Nebinger, Nicht rechtmäßiger Pfandver kau. | 
Vaillant. Forſtrügeverfahrenn˖mndgndn 5 
Jäckel, zw. vd. FAIR 
Falkmann, Anfechtung r „ 
Sello, Hauprozeoe ß ve * 
Soahim- Walter, RaSB S. 
Friedländer, Rechtsanwaltsordnunn g e 
Sörgel, Jahrb. f. Verw num.... 
Helmrich, Orts verzeichniss X&ÄĩI 
Neumann, RG Rp. re 
v. Staudinger, BGB gs. 1 

Achilles⸗Greiff, BGB ss. 
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Verlag von Guſtav Fiſcher in Jena. | 


Soeben erſchien: 
bun 


Deutschen bürgerlichen Rechts 


von 


Ronrad Coſack, 
Profeſſor der Rechte in Bonn. 


Erſter Zand, erſte Abteilung: 
Allgemeine Lehren; das Recht der Forderungen, erſter Teil. 
Fünfte, vollſtändig umgearbeitete Auflage. 


Preis: 9 Mark. 


— verlag ı von Hermann Bohle in u Jena. S 


Für die 


gerichtliche Praxis wichtige Erlasse 


des 


Großherzogl. Hachſ.-Weimax. Staatsminiſtexiums 


Departement der Juſtiz. 
1. Beft. 
ä 25, Il — 
Um die Benutzung der S. 193 Bd. 44 (N. F. XXIV) der „Blätter für Rechts⸗ 
pflege“ abgedruckten „Oberbehördlichen Erlaſſe“ den geehrten Leſern zu erleichtern, 


habe ich unter vorſtehendem Titel eine Separatausgabe hergeſtellt, welche von allen 
Buchhandlungen und von der Verlagshandlung zu obigem Preiſe zu beziehen iſt. 


Dieſem Hefte ſind beigefügt: Ein Proſpekt der Verlags buchhandlung Franz 
Vahlen in Berlin betr. Güthe, Die Grundbuchordnung für das deutſche 
Reich, ſowie ein Proſpekt der Verlagsbuchhandlung Otto Liebmann, Berlin 
W. 57 über die 4. gänzlich neue Auflage von Stenglein, Strafrechtliche 
Nebengeſetze, bearbeitet von Ebermayer, Galli, Lindenberg. Wir empfehlen 

die Proſpekte geneigter Beachtung. 


Die neubearbeitete 5. und 6. Auflage 


von 2 


Staudinger Kommentar 
zum 5686. 


* 
_ 
e- 
— 


— 5 | 
er 7 
X | 


beginnt zu erscheinen. 


Zunächſt wurden ausgegeben: 


1. Lieferung: Bd. III, Lieferung 1: Sachen rech 
§S§ 854— 8735, erläutert von K. Kober. Lex. 8% 
(5 Bogen.) M. 1.80. 1 
2. Lieferung. Bd. I, Lieferung 1: Einleitung, 
Allgemeiner Teil 88 112, erläutert von Dr. 
Th. Loewenfeld. Lex. 89. (5 Bogen.) M. 1.80. 


Die neue Auflage wird Literatur und Rechtſprechung mit der am Stau⸗ 
dingerſchen Kommentar gewohnten Sorgfalt und Umſicht bis auf die neueſte 
Zeit verwerten. Die Ueberſichtlichkeit und Klarheit der Darſtellung noch mehr 
herauszuarbeiten, wird das beſondere Ziel der 5./6. Auflage ſein. — 

Zunächſt werden die Bände I und III (Allgemeiner Teil, Sachenrecht) in 
Angriff genommen. Die neue Auflage dieſer Bände wird im Jahre 1909 voraus⸗ | 
ſichtlich vollendet. Von Bd. II u. IV wird die 1. Lieferung im Herbſt ausgegeben g 
Die neue Auflage der übrigen Bände wird im Laufe des Jahres 1910 heraus⸗ 
kommen. Das Werk erſcheint in Lieferungen, die ab Lieferung 3 nur größere 
Partien bringen werden. ie 1 

Welch beiſpielloſer Erfolg dem Werk beſchieden iſt, ergibt ſich ſchon dar- 
aus, daß auch die 3./4. Auflage des Kommentars, wie ihre Vorgängerinnen, 
unmittelbar nach der Vollendung ſchon faſt vollſtändig in allen ihren 
Teilen vergriffen iſt. Er konnte erzielt werden, weil Staudingers Art 1 
Kommentierungskunſt dem deutſchen Juriſten am beſten entſpricht. Vor allem 
erblickt die Praxis in Staudingers Kommentar ihren Kommentar. N 

8a 


— Die J. Lieferung u. Proſpekte durch jede Buchhandlung. A 


| 
| 
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| 


a 

1 n 

Die 3./4. Auflage er 33 15 
iſt ſoeben mit der 22. Lieferung vollſtändig geworden. Sie enthält von Bd. VI | 


Gifte and eh von L. Kuhlenbeck) die Art. 154—218 mit Titel und Re 
giſter und Bd. VII (Alphabetiſches Geſamtregiſter von F. Keidel) und koſtet 
M. 10.—. Zu Haben ſind von dieſer Auflage nur noch Bd. VI/ VII (broſch. 


| 
M. 17.50, geb. M. 20.—). 1 
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Ausgegeben am 24. November 1909. 
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Zitierweiſe nach den Vorſchlägen des Deutſchen Juriſtentags : Chürgl. 


— 
7 = D 


Juhalt des dritten und vierten Heftes. 


— : 1 A 
Seite 
Me 


Erfahrungen und Anregungen zur Kunſt der Rechtspflege 161 x 
Entſcheidungen des Oberlandesgerichts Jena. - Su 
Bürgerliches Recht und Verfahren: Verteilung der Geſamt⸗ 
hypothek. — Eid bei unſicherer Parteibehauptung. — Vollſtreckung, wenn 
Kinder herauszugeben find. — Beweisgebühr im Verfahren über Schieds⸗ 
richterernennung. — Berichtigung des Schiedsſpruchs. — Hypothek für 
nicht vorhandenen Gläubiger. — Grenzen bei Regelung des Verkehrs 
zwiſchen Eltern und Kind. — Wegfall der Sicherheitsleiſtung. — Ver⸗ 
jährung beim Werkvertrag. — Prozeßkoſtenvorſchuß des Mannes an die 
im Armenrecht ſtreitende Frau? — Reiſekoſtenvorſchuß der im Prozeß 
zu unterſuchenden Partie ß 
Strafrecht und Strafverfahren: Beſchäftigung bei Schauftellungen. 
— Oeffentlicher Weg. — Stellung des Richters zu Polizeiverordnungen. — 
Steuerwohnſitz. — Verleſung von Zeugenausſagen in Strafſachen iſt 
Beweisaufnahme. — Poſteingang bei Gericht. Unkenntnis ein Wieder⸗ 
einſetzungsgrund. — § 185 oder 186 StGB. Grundſätzliches zu 8 193 
StGB. — Strafbar ſchon, wenn der Inhaber der Legitimationskarte 2 
dieſe nicht bei ſich führt 8 S 257 
Entſcheidung des Kompetenz-Konflikt- Gerichtshofes in Gotha. 
Rechtsweg über das Beſtehen einer Realgewerbeberechtigung . 274 
Entſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofes für Coburg⸗Gotha. } 
Bezeichnung der Kandidaten bei Gemeindewahlen. Lehrer wählbar? 
Vernichtung der Stimmzettel. — Steuerliche Behandlung des Eigen⸗ 
verbrauchs. — Begründung von Wegeunterhaltungslaſten — Anſpruch 
auf Verwaltungsſchutz. — Unterwerfung von Reichsbeamten unter die 
Landesſteuer. Keine reformatio in pejus in Steuerſachen . 
Aus der Praxis des Amtsgerichts Ilmenau. 
Polizeiſtunde in Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenacꝶ ge... 
Zuſammenſtellung wichtiger Landesgeſetze und Regierungsver⸗ 
ordnungen aus 1908. (Von Sekretär Helm rich). 
Bücherbeſprechungen: 
Fehr, Zweikampf: pPpf:tt: 
Staub s! ER 353575 
Häßelbarth, Altenburger Staatsrecht 
v. Staudinger, BGB. 
Oberneck, GGW... 
Mittelſtein, Miete 


Fitting, Zivilprozeß. 
Guttentag'ſche Sammlung von Reichsgeſetze n.. ” 


Dieſem Hefte find beigefügt: Ein Proſpekt der Verlagsbuchhandlung Otto 
Liebmann, Berlin W 57 betr. Die neue nunmehr vollſtändig vor⸗ 
liegende dritte Auflage des Heinitz'ſchen Kommentars zum Preußi⸗ 
ſchen Stempelſteuergeſetz und zur Novelle vom 26./30. Juni 1909, 
ſowie ein Proſpekt der Helwingſchen Verlagsbuchhandlung, Hannover 
betr. Krauſe Automobilgeſetz, bez. Sturm, Pſychologiſche Grund⸗ 
lage des Rechts und ein Proſpekt der Verlagsbuchhandlung g. Guttentag, 
Berlin W 35 betr. Vorentwurf zu einem deutſchen Strafgeſetzbuch. 
Wir empfehlen dieſelben geneigter Beachtung. f 
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erlag von Bermann Pohle in Jena, 
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Erfahrungen und Anregungen 

zur Kunſt der Rechtspflege für 

C.uhüringer Juriſten 
von Auch Einem 


Zu beziehen durch alle Buchhandlungen. 


— — 


SI Verlag von Hermann Bohle in Jena. > 
Für die 


gerichtliche Praxis wichtige Erlasse 


des 


Großherzog. Sadfl.-Deimar. eee 
| Departement der Juſtiz. 

1. Beft. 
Preis 25 Pfg. 


Um die Benutzung der S. 193 Bd. 44 (N. F. XXIV) der „Blätter für Rechts⸗ 
pflege“ abgedruckten, „Oberbehördlichen Erlaſſe“ den geehrten Leſern zu. erleichtern, 
habe ich unter vorſtehendem Titel eine Separatausgabe hergeſtellt, welche von allen 
Buchhandlungen und von der Verlagshandlung zu obigem Preiſe zu beziehen iſt. 


Von der neubearbeiteten 5. und 6. Auflage von 


Staudinger s Kommenint 
zum 68. 


liegen 4 Lieferungen vor. 
Sie enthalten: 

Bd. I, Lg. 1: Einleitung, Allgemeiner Teil SS I erläutert 
von Dr. Th. Loewenfeld. Lex. 8%. (5 Bog.) M 1.80. (Ofg. 2 
des Geſamtwerkes.) 

Bd. III, Lg. 1 u. 2: Sachenrecht SS 854 — 958, erläutert von K. Kober. 
Lex. 86. (25 Bog.) M. 9.30. (fg. 1 u. 3 des Geſamtwerkes.) 

Bd. IV, Lg. 1: Familienrecht SS 1297 — 1425, erläutert von Dr. Th. 
Engelmann. Lex. 8%. (20 Bog.) M. 7.50. (Lig. 4 des Ge⸗ 
ſamtwerkes.) 

Bd. I und III werden noch in dieſem Jahre vollſtändig, Bd. IV und II, von 

denen in Kürze eine Lieferung erſcheint, etwa bis zum Frühjahr 1910. 


Es empfiehlt ſich ſogleich lieferungs oder bandweiſe zu beſtellen. 


Schweitzers blaue Textausgaben. 


Zivilprozeßordnung in der Faſſg. der Novelle vom 1. Juni 1909 
mit 14 Nebengeſetzen. Mit Verweiſungen und Sachregiſter. 120. 450 S. 
Geb. 2 M. 

Die Ausgabe 0 0 durch Verweiſungen über den ganzen Entwick⸗ 


lungsgang der ZPO. und weiſt die bezugsgeſetzlichen Beſtimmungen nach. Sie 
enthält alle einſchlägigen Geſetze, beſonders auch das Haager Abkommen. 


Demnächſt erſcheinen: 
Zoeller, O., Das Weingeſetz. Mit Jacobi, H., Geſ. betr. Sicherung der 


0 Bauforderungen. ca. M. 3.— 
Anmerkungen. Geb. ca. M. 2.50. Seuffert, Ph., A ut m zwöilhaftpff cht⸗ 
Heindl, R., Vogelſchutzgeſetz. Mit geſetzt ca, M.? 


Wie Sranbetnteuergeſeh 
Anmerkungen. Geb. M. 1.—. M. 


Schweitzers (blaue) Textausgaben gehe ſich aus durch prak⸗ 
tiſche Anlage, unbedingte Zuverläſſigkeit, handliches Format und vor⸗ 
zügliche Ausſtattung in Papier, Druck und Einbänden. 


Schweitzers Zettelausgabe Ur. 5, 
enthaltend Aenderungen des BGB. GG., ZPO., GK G., RAGebO. 


In gelber Mappe 80 Pf. 


Mit dieſen einſeitig bedruckten Blättern können ältere Ausgabeu gebrauchsfähig 
erhalten werden. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 
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